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DIE  REFORM 
DES  ÖSTERREICHISCHEN  WASSERRECHTES. 


DK.  EENST  SEIDLER. 


Es  ist  eine  bekannte  Thatsache,  dass  die  Kohlen vorräthe  der  Erde  in 
rapider  Abnahme  begriffen  sind.  Die  Kohlenproduction  der  ganzen  Erde 
stieg  1§75 — 1895  von  ca.  218  auf  ca.  583,  somit  um  beiläufig  365  Mil- 
lionen Tonnen;  nach  dem  sich  hieraus  ergebenden  Progressionscoefficienten 
würden  wir  —  mit  Ausserachtlassung  der  unvermeidlichen  Erhöhung  des- 
selben —  im  Jahre  1945  zu  einer  Jahreserzeugung  von  nicht  weniger  als 
1315  Millionen  Tonnen  gelangen.^) 

Mag  nun  auch  die  totale  Erschöpfung  unserer  Kohlenlager  noch  in 
ferner  Zukunft  liegen,  so  bedeutet  die  erwähnte  Thatsache  doch  jedenfalls 
ein  constantes  Schwinden  unserer  hervorragendsten  Kraftquelle,  somit  wirt- 
schaftlich eine  fortgesetzte  Vertheuerung  dieses  so  wichtigen  Productions- 
factors. 

Wir  wissen  jedoch,  dass  es  immer  die  Noth  gewesen  ist,  welche  Fort- 
schritte der  materiellen  Cultur  herbeigeführt  hat.  So  wächst  denn  auch  mit 
der  Sorge  um  die  dahinschwindende  Dampfkraft  das  Interesse  für  eine 
Kraftquelle,  welche  viel  älter  ist  als  der  Dampf  und  in  Zukunft  denselben 
an  Bedeutung  voraussichtlich  überflügeln  wird:  die  mechanische  Kraft  des 
fliessenden  Wassers. 

Dass  wir  der  Wasserkraft  heutzutage  eine  so  eminente  Wichtigkeit 
beizumessen  in  der  Lage  sind,  hängt  damit  zusammen,  dass  dieselbe  in  der 
Elektricität  eine  Bundesgenossin  gefunden  hat,  die  ihre  bisherigen  Mängel 
zu  paralysieren  geeignet  erscheint.  Was  nämlich  der  Dampfkraft  bisher  den 
Vorzug  sicherte,  war  der  Umstand,  dass  bei  Wasserbetrieb  die  Kraft- 
erzeugungs-  und  Kraftverwendungsstelle  durch  die  Natur  der  Verhältnisse 
gegeben  erschien,  während  dieser  Mangel  dem  Dampfbetriebe  in  weit  ge- 
ringerem Maasse  anhaftete.  Mit  Hilfe  des  elektrischen  Stromes  aber  ist  es 
möglich,  die  Wasserkraft  auf  Entfernungen  zu  übertragen,  die  schon  heute 
praktisch  kaum  mehr  eine  Grenze  haben. 


*)  Kupelwieser,  Volkswirtschaftliche  Studie  üher  die  mineralischen  Breunstoife 
der  Erde.  Sonderahdruck  aus  der  Zeitschrift  des  Oesterr.  Ingenieur-  und  Architekten- 
vereines, 1898. 
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So  sind  wir  denn  in  das  industrielle  Zeitalter  der  durch  das  fliessende 
Wasser  dargebotenen,  in  Elektricität  und  dann  wieder  an  beliebiger  Stelle 
in  motorische  Energie  umgewandelten  Betriebskraft  eingetreten.  Alle  civili- 
sierten  Länder  beschäftigen  sich  mit  diesem  wichtigsten  Probleme  der 
modernen  Technik;  mehr  als  sie  alle  aber  hat  unser  österreichisches  Vater- 
land mit  seinen  besonders  theueren  Brennstoffen,  andererseits  seinen  reichen 
"Wasserläufen  und  grossen  Gefällen  gewiss  Ursache,  die  ungeheuere  Ver- 
schwendung zu  bedauern,  die  darin  liegt,  dass  von  Secunde  zu  Secunde 
kolossale  Kräfte  ungenützt  dem  Meere  zufliessen.^) 

Dass  die  österreichische  Industrie,  welche  im  Concurrenzkampfe  mit 
anderen  Ländern  durch  viele  Momente  benachtheiligt  ist  und  deren  nahezu 
allgemeine  Deroute  sich  heute  nicht  mehr  verschleiern  lässt,  von  einem  so 
naheliegenden  Hilfsmittel,  das  ihre  Situation  wesentlich  zu  verbessern  ge- 
eignet wäre,  bisher  so  geringen  Gebrauch  gemacht  hat,  dies  lässt  sich 
nicht  allein  auf  den  Maugel  an  Unternehmungsgeist  und  an  Investitions- 
capital  zurückführen.  Wer  das  industrielle  Leben  kennt,  hat  sicherlich  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  —  wo  die  Voraussetzungen  eines  rentablen  Be- 
triebes gegeben  sind  —  auch  das  Capital  und  der  Unternehmer  sich  finden. 


*)  Für  die  Schweiz  nimmt  allerdings  Jenny-D ürst  (Bericht  über  die  Wasser- 
verhiiltnisse  der  Schweiz,  erstattet  von  A.  Jegher,  Bern  1894,  S.  62)  die  Kosten  der 
elektrisch  übertragenen  Wasserkraft  und  des  Dampfbetriebes,  wenigstens  bei  Anlagen 
von  500  HP,  als  gleich  an,  nämlich  mit  4"06  Centimes  per  Stunde,  was  für  Oesterreich 
bei  300  Betriebstagen  ä  11  Stunden  per  Jahr  circa  54  fl.  ergeben  würde.  Diese  Ziffer 
erscheint  jedoch  hinsichtlich  unserer  Verhältnisse  für  den  Dampfbetrieb  jedenfalls  als 
zu  niedrig  und  für  den  Wasserbetrieb,  selbst  vor  geschehener  Amortisierung  des  Anlage- 
capitals,  als  zu  "hoch  gegriffen.  Nehmen  wir  die  Verhältnisse  an,  wie  sie  in  unseren 
Alpenländern  herrschen,  nämlich  einen  Preis  von  ca.  65  kr.  für  jene  Kohlensorte,  bezüg- 
lich welcher  man  mit  3  Kgr.  per  Stunde  und  Pferdekraft  das  Auslangen  findet,  so 
können  bei  Dampfbetrieb  die  Kosten  der  HP  per  Jahr  mit  80 — 120  fl.  angenommen 
werden.  Die  durch  das  Wasser  erzeugte  HP  kommt  aber  bis  zur  Amortisierung  des  An- 
lagecapitals  auf  ca.  50  fl.,  nach  geschehener  Amortisierung  nur  mehr  auf  30  fl.  per  Jahr 
zu  stehen.  Hieraus  ergibt  sich  eine  Ersparung  von  30 — 70  fl.,  später  von  50—90  fl. 
per  HP.  Es  erspart  somit  ein  massig  grosser  Betrieb  mit  500  HP  im  Jahre  25.000  bis 
45.000  fl. 

Diese  Berechnung  divergiert  nicht  wesentlich  von  jener,  die  Baurath  Zuppinger 
(vgl.  die  Abhandlung:  Wasserkraft  und  Wasserkraftanlagen  in  der  Zeitschrift:  Der  prak- 
tische Maschinenconstructeur,  Leipzig  1885,  Nr.  14 — 19,  insbes.  S.  282)  im  Jahre  1879 
für  Deutschland  angestellt  hat,  wo  bekanntlich  das  Brennmateriale  viel  billiger  ist  als 
bei  uns.  Er  nimmt  als  Jahreskosten  für  1  HP  bei  Dampfbetrieb  an:  in  der  Nähe  von 
Kohlenlagern  (300  Tage  zu  zwölf  Stunden)  148  Mk.,  im  Mittel  von  Württemberg 
(300  Tage  zu  zwölf  Stunden)  225  Mk.,  bei  Wasserbetrieb  jedoch  (300  Tage  zu  zwölf 
Standen)  mit  Abschreibung  des  Anlagecapitals  133  Mk.,  ohne  Abschreibung  des  Anlage- 
capitals  103  Mk.,  nach  geschehener  Abschreibung  53  Mk.  Es  ergibt  sich  hieraus  im 
Mittel  von  Württemberg  die  kolossale  Differenz  von  anfangs  92,  später  172  Mk.  per  HP, 
wobei  jedoch  in  Betracht  kommt,  dass  die  .Kosten  des  Dampfbetriebes  seit  1879  durch 
Vervollkommnung  der  Technik  gesunken  sind,  daher  auch  für  Deutschland  die  Differenz 
sich  vermindert  hat. 

Nach  Tolkmitt  (Grundlagen  der  Wasserbaukunst,  1898,  S.  244,  245)  erspart 
eine  Wasserkraft  von  10  Pferden  Nutzleistung  in  24  Stunden   14-40  Mk.  Betriebskosten 
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Die  Voraussetzungen  einer  rationellen  Ausbeutung  unserer  Wasserkräfte 
sind  aber  nicht  nur  technischer  und  commercieller,  sondern  insbesonders 
auch  juristischer  Natur.  Und  gerade  in  dem  Mangel  dieser  juristischen 
Voraussetzungen,  in  der  unzulänglichen,  hinter  den  Fortschritten  der 
modernen  Technik  weit  zurückgebliebenen  Gestalt  unseres  Wasserrechts  ist 
ein  in  seiner  Bedeutung  nicht  zu  unterschätzender  Hemmschuh  für  die 
gewerbliche  Ausnützung  der  Wasserkräfte  und  damit  für  die  Entwicklung 
unserer  Industrie  zu  erblicken. 

Diesem  Thema  näher  zu  treten,  ist  zunächst  meine  Aufgabe. 

Das  österreichische  Wasserrecht  ist  bekanntlich  codificiert  im  ßeichs- 
gesetze  vom  30.  Mai  1869,  R,-G.-Bl.  Nr.  93,  und  in  den  Landesgesetzen, 
welche  auf  Grund  dieses  Reichsgesetzes  in  den  einzelnen  Kronländern  ge- 
schaffen wurden.  Es  unterscheidet  öffentliche  und  Privatgewässer.  Die  letz- 
teren können  von  dem  Rechtssubjecte,  welchem  sie  gehören,  „nach  Belieben 
gebraucht  und  verbraucht  werden".^)  Dem  Grundbesitzer  gehören  die  Quellen 
und  atmosphärischen  Niederschäge,  dann  die  in  Brunnen,  Teichen,  Cisternen, 
Canälen,  Röhren  etc.  eingeschlossenen  Wässer,  endlich  die  Abflüsse  aus  den 
vorgenannten  Gewässern,  solange  sie  nicht  in  ein  fremdes  Privat-,  bezw. 
ein  öffentliches  Gewässer  sich  ergossen  und  das  Eigenthum  des  Grund- 
besitzers  nicht   verlassen   haben.     Alle   anderen  fliessenden   oder  stehenden 


gegenüber  einer  gleichwertigen  Dampfmaschine  von  16  HP  mit  täglich  15  Betriebs- 
stunden. Das  gibt  im  Jahre  für  1  HP  unter  der  Voraussetzung  eines  ununterbrochenen 
Betriebes  450  Mk.  Die  jährlichen  Kosten  des  Wasserbetriebs  betragen  nach  dem  ge- 
nannten Autor  40  Mk.  für  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagecapitals  und  40 — 60  Mk. 
für  die  Unterhaltung,  zusammen  80—100  Mk.,  mithin  für  die  Pferdekraftstunde  IV4  Pfg-j 
„wofür  eine  Dampfkraft  nirgends  zu  haben  ist". 

Lux  (Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Gas-  und  Elektricitätswerke  in  Deutsch- 
land, 1898)  gibt  (S.  129)  bezüglich  der  Kraftübertragungswerke  Kheinfelden  die  stünd- 
lichen Betriebskosten  folgendermaassen  an: 
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Gerade  durch  die  Verknüpfung  mit  dem  billigen  Agens  kommen  die  Vortheile 
jeder  elektrischen  Kraftübertragung  so  recht  zur  Geltung.  Der  Motor  nimmt  einen 
relativ  sehr  kleinen  Kaum  ein,  seine  Installation  ist  die  denkbar  einfachste  —  findet  er 
doch  Platz  in  jeder  gewöhnlichen  Werkstütte!  Er  bedarf  keiner  besonderen  Wartung 
und  Beaufsichtigung;  endlich  kann  er  jeden  Augenblick  in  und  ausser  Betrieb  gesetzt 
werden.  Der  Wegfall  der  Explosions-  und  Feuersgefahr,  dann  der  Rauchentwicklung  und 
der  damit  verbundenen  ünreinlichkeit  und  Luftverschlechterung  kommt  bei  Wasserbetrieb 
nicht  nur  den  einzelnen  Unternehmungen,  sondern  auch  den  Centralstationen  zugute.  — 
Alle  angeführten  Momente  führen  zur  Ueberzeugung,  „dass  in  nicht  zu  ferner  Zukunft 
die  durch  die  Wasserkraft  erzeugte  Elektricität  die  Dampfkraft  fast  vollständig  verdrängt 
haben  wird"  (Lux,  a.  a.  0.). 

^)  Vgl.  §  10,  Abs.  1  des  Reichsgesetzes. 

1* 
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Gewässer  sind  als  öffentliche  anzusehen,  insoweit  sie  nicht  infolge  beson- 
derer Privatrechtstitel  jemandem  zugehören  (§§  3  und  4  des  Keichs- 
gesetzes). 

Wir  werden  nun  späterhin  aus  Anlass  der  theoretischen  Erörterung 
des  juristischen  Charakters  der  fliessenden  Gewässer  zur  Einsicht  gelangen, 
dass  die  Unterscheidung  zwischen  öffentlichen  und  privaten  Gewässern  eine 
veraltete  ist  und  als  eine  solche  auch  schon  im  Jahre  1869  bezeichnet 
werden  musste.  Allein  auch  in  praktischer  Beziehung  tragen  unsere  Wasser- 
rechtsgesetze ganz  und  gar  den  Charakter  von  Uebergangsnormen  an  sich. 
Vor  nunmehr  dreissig  Jahren  sah  sich  unsere  Legislative  vor  die  Aufgabe 
gestellt,  das  Wasserrecht  auf  jenem  Trümmerfelde  aufzubauen,  welches  der 
Zusammenbruch  des  regalistischen  Systems  zurückgelassen  hatte.  Sie  hatte 
an  den  vormals  landesherrlichen  Gewässern  den  Gemeingebrauch  zu 
construieren  und  so  den  neuen  Begriff  der  öffentlichen  Wasserläufe  zu 
gestalten.  Hiebei  musste  es  als  ausgeschlossen  erscheinen,  dass  die  öffent- 
lichen fliessenden  Gewässer  im  allgemeinen  oder  im  besonderen  nur  gewissen 
Erwerbszweigen,  bezw.  speciellen  Interessen  zu  dienen  bestimmt  seien.  Die 
Gesetzgebung  hatte  ferner,  wenn  sie  schon  den  Begriff  der  Privatgewässer 
beibehielt,  den  Gedanken  durchzuführen,  dass  der  allgemeine  Zusammen- 
hang alles  fliessenden  Wassers  vielfache  Beschränkungen  der  dem  Eigen- 
thumsbegriffe  entsprechenden  Verfügungsbefugnis  nach  der  positiven  und  der 
negativen  Seite  desselben  erfordert.  Rücksichtlich  alles  fliessenden  Wassers 
die  Interessensphären  der  betheiligten  Pactoren  sorgfältig  abzugrenzen  —  dies 
ist  somit  die  Pflicht  der  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  des  modernen  Wasser- 
rechts. Industrie,  Schiffahrt  und  Flösserei,  Landwirtschaft,  Fischzucht,  Ufer- 
eigenthümer,  endlich  die  gesammte  Bevölkerung  mit  ihrem  Bedarfe  an 
Wasser  zum  Trinken,  Kochen,  Waschen,  zum  Löschen  des  Feuers,  zur 
Strassenreinigung  etc.,  weiters  mit  ihrem  Ansprüche  auf  Schutz  des  Lebens, 
der  Gesundheit,  des  Vermögens  —  all'  diese  gleichberechtigten  Wirtschafts- 
gruppen stehen  einander  gegenüber,  die  Interessenkreise  verschlingen  sich 
und  es  ist  augenscheinlich  ein  sehr  schwieriges  Problem  der  Staatskunst, 
hier  in  gerechter  Weise  Licht  und  Schatten  zu  vertheilen,  zugleich  jene 
Maassregeln  zu  ergreifen,  welche  im  Sinne  des  technisqhen  Fortschritts  der 
Ausgestaltung  unserer  Wasserwirtschaft  am  förderlichsten  sind. 

Wie  hat  nun  unser  Wasserrecht  dieses  Problem  gelöst? 

Wenn  man  die  eminente  Bedeutung  der  Wasserverwertung  für  die 
verschiedensten  Gebiete  des  wirtschaftlichen  und  culturellen  Lebens  ins 
Auge  fasst,  so  kann  man  sich  nicht  genug  wundern  über  die  ausserordent- 
liche Dürftigkeit  unseres  Reichswassergesetzes.  Im  §  19  wird  den  Fischerei- 
berechtigten gegen  die  Ausübung  anderer  Wasserbenützungsrechte  nicht 
das  Recht  des  Widerspruchs,  sondern  bloss  der  Anspruch  auf  angemessene 
Schadloshaltung  eingeräumt.  Im  übrigen  behandelt  das  Gesetz  keine  andere 
Art  der  Benützung  öffentlicher  Gewässer  als  jene  zur  Floss-  und  Schiffahrt 
(IL  Abschnitt);  und  auch  hier  ist  nicht  etwa  vom  Verhältnisse  zur  Indu- 
strie,   sondern   lediglich    von    einem   relativ  inferioren  Thema,  nämlich  von 
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der  Verpflichtung  der  Uferbesitzer  zur  Gestattung  des  Landens  und  des 
Betretens  ihrer  Grundstücke  die  Kede.  Sogar  die  Bewässerung  landwirtschaft- 
licher Grundstücke  wird  nur  indirect  in  dem  Abschnitte  über  die  Wasser- 
genossenschaften berührt. 

Was  die  Privatgewässer  anbelangt,  so  können  dieselben  —  wie  erwähnt  — 
,nach  Belieben  gebraucht  und  verbraucht  werden";  handelt  es  sich  jedoch 
um  derartige  fliessende  Gewässer,  so  ist  die  Benützung  „durch  die 
Rechte  der  übrigen  Wasserberechtigten,  sowie  durch  öffentliche  Rücksichten 
nach  Maassgabe  der  Gesetze  beschränkt".  Insbesonders  „darf  keine  das 
Recht  eines  anderen  beeinträchtigende  Verunreinigung  des  Wassers,  kein 
solcher  Rückstau  und  keine  üeberschwemmung  oder  Versumpfung  fremder 
Grundstücke  verursacht  werden"  (§  10).  Abgesehen  von  diesen  allgemeinen 
Rechtsregeln  wird  noch  im  §  15  das  Princip  der  Expropriation  von  unge- 
nützten Privatgewässern  und  von  Liegenschaften,  resp.  die  zwangsweise  Be- 
stellung von  Servituten  normiert. 

Es  kann  nun  gewiss  niemandem  beifallen,  die  Berechtigung  der 
hiemit  'aufgestellten  Principien  zu  bestreiten;  aber  es  muss  doch  zuge- 
geben werden,  dass  dieselben  im  Reichsgesetze  einen  sehr  oberflächlichen 
Ausdruck  gefunden  haben  und  dass  für  die  Klärung  des  Verhältnisses 
zwischen  den  an  der  Wasserbenützung  interessierten  Factoren  hier  sehr 
wenig  geleistet  wurde. 

Allerdings  haben  nun  einzelne  einschlägige  Materien  ausserhalb 
des  Reichswassergesetzes  ihre  besondere  Regelung  erfahren.  So  wird  z.  B. 
die  Triftung  im  zweiten  Abschnitte  des  Forstgesetzes  (kais.  Patent  vom 
3.  December  1852,  R.-G.-Bl.  Nr.  250)  in  sorgfältiger  Weise  behandelt.  Für 
die  Fischerei  haben  wir  das  Reichsgesetz  vom  25.  April  1885,  R.-G.-Bl. 
•Nr.  58,  und  einzelne  Landesgesetze;  mit  der  Schiffahrt  und  Flösserei  hat 
sich  eine  grosse  Zahl  von  administrativen  Verordnungen  beschäftigt.  Wir 
werden  auf  diese  Gebiete  in  einem  anderen  Zusammenhange  zu  sprechen 
kommen;  was  jedoch  die  sonstige,  also  insbesonders  die  industrielle  und 
landwirtschaftliche  Benützung  der  fliessenden  Gewässer  anbelangt,  so  führt 
sich  die  auffallende  Inhaltslosigkeit  unseres  Reichs -Wassergesetzes  darauf 
zurück,  dass  dasselbe  nur  als  Rahmengesetz  gedacht  ist  und  dass  das 
Schwergewicht  in  die  Landesgesetze  verlegt  werden  sollte,  wie  denn  ins- 
besonders im  §  27  die  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit,  den 
Wirkungskreis  und  das  Verfahren  der  in  Wasserangelegenheiten  ein- 
schreitenden Behörden  und  Organe  gänzlich  der  Landesgesetzgebung  vor- 
behalten werden. 

Ob  es  nun  ein  glücklicher  Gedanke  war,  Rechtsverhältnisse  von  so 
tiefeinschneidender  und  allgemeiner  Natur  als  provincielle  Landescultur- 
Angelegenheiten  aufzufassen,  will  ich  hier  nicht  erörtern.  Die  legislative 
Oompetenzverwirrung  wäre  ja  auch  für  unsere  Frage  von  relativ  geringer 
Bedeutung,  wenn  das  uns  beschäftigende  Problem  durch  die  im  grossen 
und  ganzen  congruenten  Landeswassergesetze  in  befriedigender  Weise  gelöst 
worden  wäre.    Allein  dies  ist  leider  nicht  der  Fall. 


Seidler. 


In  allen  Landesgesetzen  wird  (§§  16  und  17)^)  die  Errichtung  solcher 
Anlagen,  welche  auf  die  Beschaffenheit  des  Wassers,  auf  den  Lauf  des- 
selben oder  auf  die  Höhe  des  Wasserstandes  Einüuss  nehmen  oder  die 
Ufer  gefährden  können,  insbesonders  diejenige  der  Stauanlagen  und  Trieb- 
werke von  der  behördlichen  Bewilligung  abhängig  gemacht;  und  zwar  sind 
die  Directiven,  welche  hiebei  der  politischen  Behörde  ertheilt  werden,  von 
so  nichtssagender  Art,  dass  über  die  Errichtung  industrieller  Wasseranlagen 
geradezu  das  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  entscheidet. ^j 
Der  Inhalt  der  erwähnten  Vorschriften  erschöpft  sich  in  dem  einen  nega- 
tiven Gedanken:  die  Behörde  hat  allen  Projecten  mit  ängstlicher  Zurück- 
haltung zu  begegnen.  So  wird  im  §  79  den  Behörden  in  Form  einer  ganz 
allgemein  gehaltenen  Phrase  zur  Pflicht  gemacht,  zu  untersuchen,  ob  die 
geplante  Anlage  nicht  etwa  „aus  öffentlichen  Kücksichten"  unzulässig  sei, 
und  eventuell  das  Gesuch  aus  diesem  Gesichtspunkte  a  limine  zurückzu- 
weisen. Die  Behörde  hat  die  etwa  aus  der  Anlage  erwachsenden  , Nach th eile", 
die  Beeinträchtigung  der  bereits  bestehenden  Wasserbenützungsrechte,  ins- 
besonders der  Flösserei,  ins  Auge  zu  fassen.  In  der  von  der  Behörde  aus- 
zufertigenden Concessionsurkunde  kann  jedwede  Bedingung,  ja  sogar  die 
des  beliebigen  Widerrufs  aufgenommen  werden.  Die  Bestimmungen  über 
die  Beseitigung  schädlicher  Stauwerke  und  über  die  Expropriation  sind 
—  wie  sich  später  erweisen  wird  —  undeutlich  und  unzulänglich.  Was 
das  Concessionsertheilungsverfahren  anbelangt,  so  ist  dasselbe  in  den  Landes- 
gesetzen allerdings  umständlich  geregelt;  im  Gegensatze  hiezu  ist  das  für 
die  Industrie  so  wichtige  Expropriationsverfahren  stark  vernachlässigt. 
Fristen  bestehen  weder  für  das  Concessionsertheilungs-  noch  für  das  Expro- 
priationsverfahren. Es  kann  daher  wohl  mit  Kecht  gesagt  werden,  dass  den 
politischen  Behörden  durch  die  Landesgesetze  lediglich  ganz  allgemeine 
Weisungen  ertheilt  werden  und  dass  diese  bezüglich  der  Wasserwerke 
schlechthin  im  Tone  der  Prohibition  gehalten  sind. 

Bei  diesem  Zustande  unseres  Wasserrechts,  bei  diesem  Geiste,  der 
dasselbe  durchweht,  kann  man  sich  nicht  darüber  wundern,  dass  die  Ent- 
scheidungen der  politischen  Behörden  trotz  aller  Gewissenhaftigkeit  mit  den 
Bedürfnissen  der  Interessenten  sehr  häufig  im  Widerspruche  stehen.  Bei- 
spiele finden  wir  in  Fülle,  wenn  wir  die  Protokolle  der  industriellen  Enqueten 
durchblicken,  die  in  den  letzten  Jahren  abgehalten  worden  sind.  p]s  ist 
gewiss  kein  Zufall,  dass  gerade  in  Wasserangelegenheiten  von  Seite  der 
Parteien  so  häufige  und  so  bittere  Klagen  geführt  werden.  Indes  handelt 
es  sich  hier  nicht  bloss  um  derartige  concreto  Missgriffe^  vielmehr  will  ich 


^)  Ich  eitlere  die  Landeswassergesetze  nach  Peyrer,  Das  österr.  Wasserrecht, 
1898,  und  führe  nur  dort,  wo  es  nüthig  ist,  die  für  die  einzelnen  Kronländer  giltigen 
Ziffern  an. 

2)  Einen  diesbezüglichen  Rechtsanspruch  negieren  ausdrücklich  die  Entscheidungen 
des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  12.  NoveniLer  1886,  Budw.  3247,  und  vom  12.  De- 
cember  1888,  Budw.  4397;  vgl.  Prazäk,  Wasserrechtliche  Conipetenzfragen,  1892 
Anm.  73. 
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an  zwei  Beispielen  zu  zeigen  versuchen,  dass  hier  ein  genereller  Uebelstand 
von  tiefgreifender  Bedeutung  vorliegt.    • 

Zunächst  habe  ich  das  Verhältnis  der  Industrie  zur  Flösserei  im  Auge. 
Bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  behindern  sich  diese  beiden 
Factoren  in  geradezu  unerträglicher  Weise.  Allerdings  erleiden  kleine  Wasser- 
anlagen bei  einigermaassen  günstigen  Verhältnissen  durch  den  Flösserei- 
betrieb  keinerlei  Störung,  weil  sie  unter  allen  Umständen  dem  Flusse  nicht 
mehr  Wasser  entziehen,  als  mit  der  ungestörten  Flossfahrt  verträglich  ist; 
hingegen  sind  grössere  Werke,  welche  beträchtlicher  Gefälle  und  einer 
bedeutenderen  Wassermenge  bedürfen,  in  der  Eegel  auf  Wehranlagen  ange- 
wiesen. Freilich  ist  nun  die  Wehranlage  kein  absolutes  Hindernis  der 
Flösserei;  es  muss  nur  eben  eine  sogenannte  Flosstafel  vorhanden  sein, 
d.  h.  ein  Durchlass  für  die  Flösse  in  Form  einer  schiefen  Ebene.  So  lassen 
sich  die  beiderseitigen  Interessen  recht  wohl  vereinigen.  Wie  aber  sieht  es 
damit  in  der  Praxis  aus?  Einerseits  finden  wir  unbewegliche  Grundwehren, 
welche  den  Flössereibetrieb  an  einer  bestimmten  Stelle  gänzlich  unterbinden; 
andererseits  begegnen  wir  der  Tendenz,  Wehranlagen  behördlich  überhaupt 
nicht  zu  gestatten  oder  aber  denselben  doch  wenigstens  Schwierigkeiten  zu 
bereiten.  Wo  aber  Flosstafeln  thatsächlich  vorhanden  sind,  werden  diese 
durch  das  Passieren  der  Abfallwehre  bei  sehr  niedrigem  Wasserstande  fort- 
während beschädigt,  woraus  enorme  Eeparaturkosten  erwachsen.  Allerdings 
suchen  Flössereiordnungen  und  temporäre  Verfügungen  der  Verwaltungs- 
behörden diesem  anarchischen  Zustande  durch  das  Verbot  des  Flössens  bei 
allzu  niedrigem  Wasserstande  abzuhelfen.  Allein  diese  Normen  stehen  im 
grossen  und  ganzen  lediglich  auf  dem  Papier,  da  es  vielfach  an  einer  Con- 
trole  gänzlich  fehlt  und  der  Wasserwerksbesitzer  zumeist  nicht  in  der  Lage 
ist,  die  Uebelthäter  namhaft  zu  machen. 

Grosse  Anlagen  endlich,  welche  sehr  viel  Wasser  und  ein  starkes 
Gefälle  brauchen,  sind  nur  in  der  Art  möglich,  dass  das  ganze  vorhandene 
Wasserquantum  aufgestaut  wird,  so  dass  ein  steter  und  ununterbrochener 
Flossverkehr  allerdings  ausgeschlossen  erscheint.  Aber  auch  derartige  Vor- 
richtungen legen  der  Flösserei  keine  grössere  Beschränkung  als  eine  gewisse 
Reglementierung  ihres  Betriebes  auf.  Die  Fortschritte  der  Technik  haben 
längst  dahin  geführt,  mittelst  beweglicher  Wehren  (Trommelwehren  etc.) 
den  Wasserwerken  das  nöthige  Wasserquantum  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  gleichwohl  den  Flössen  das  periodische  Durchfahren  der  Stauanlagen 
zu  ermöglichen.  In  gewissen  Theilen  Böhmens  finden  wir  diesbezüg- 
lich eine  Eegelung  der  Verhältnisse,  welche  den  Bedürfnissen  beider 
Theile  vollkommen  entspricht.^)  Allein  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Gesetzgebung  handelt  es  sich  hier  um  das  freie  Ermessen  der  politischen 
Behörde,  welche  ebensowohl  den  Schleussenbau  perhorrescieren  kann,  wie 
dies    meines  Wissens   in    dem  grössten  Theile   unseres  Staatsgebietes  auch 

')  Ganz  allgemein  ist  dieser  Modus  in  Frankreich  durchgeführt;  dort  ist  daher 
ein  einzeln  fahrendes  Floss  eine  grosse  Seltenheit.  Vgl.  Plocque,  Des  cours  d'eau, 
1875,  II,  p.  401. 


Seidler. 


thatsächlich  der  Fall  ist.  Hiedurch  aber  wird  gerade  die  ausgiebigste  Form 
der  industriellen  Wasserkraftverwertung  in  einseitiger  und  missTerständlicher 
Begünstigung  der  Flösserei  hintangehalten. 

Zweitens  aber  möchte  ich  darauf  verweisen,  dass  in  den  letzten 
Jahren  von  der  unumschränkten  behördlichen  Souveränität  bezüglich  der 
Concessionsdauer  ein  Gebrauch  gemacht  wurde,  der  geradezu  eine 
Flut  von  Beschwerden  hervorgerufen  hat.  Ein  sehr  bald  bekannt  gewordener 
Geheimerlass  des  Ackerbauministeriums  hat  nämlich  den  politischen  Be- 
hörden Weisungen  ertheilt,  deren  Tendenz  dahin  gieng,  dass  wasserrecht- 
liche Concessionen  im  allgemeinen  nur  auf  die  Dauer  von  30  Jahren  zu 
ertheilen  seien.  Da  jedoch  während  dieser  Frist  eine  Amortisation  des  gerade 
bei  Wasserwerken  ziemlich  hohen  Anlagecapitals  in  der  Eegel  nicht  durch- 
führbar ist,  so  bedeutet  der  erwähnte  Erlass  nichts  anderes,  als  eine  nahezu  voll- 
ständige Verhinderung  aller  Neuanlagen.^)  Es  zeigt  sich  also,  dass  bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  die  Verwertung  aller  noch  nicht  ausgenützten 
Wasserkräfte  mit  einem  Federstriche  einfach  abgeschnitten  werden  kann. 

Somit  dürfte  klar  geworden  sein,  dass  die  Einräumung  eines  nahezu 
schrankenlosen  behördlichen  Arbitriums  in  Dingen  von  solcher  Subtilität 
einen  unhaltbaren,  übrigens  für  die  Behörden  selbst  sicherlich  sehr  unbe- 
quemen Zustand  geschaffen  hat. 

Noch  aber  haben  wir  die  bedenklichste  Seite  unserer  Wasserrechts- 
gesetzgebung nicht  berührt.  In  den  Landesgesetzen  fehlt  es  nämlich  nicht 
an  Bestimmungen,  deren  Zweck  über  den  Schutz  fremder  Rechte  bei  Be- 
willigung von  Wasseranlagen  weit  hinausgeht.  Den  politischen  Behörden 
wird  nämlich  auch  aufgetragen,  ins  Klare  zu  setzen,  „ob  und  in  welcher 
zweckmässigen  Weise  sich  das  Unternehmen  als  ausführbar  darstelle,  und 
welche  Vorth eile  davon  zu  erwarten  seien."  Hiemit  wird  jedoch  eine  Anordnung 
getroffen,  die  mit  dem  Grundprincip  des  modernen  Wasserrechts,  dass  das 
fliessende  Gewässer  eine  res  publica  ist,  in  offenbarstem  Widerspruche  steht. 
Ist  das  Gewässer  jedermann  zum  Gebrauch  überlassen,  dann  hat  sich  die 
Staatsgewalt  um  die  Einrichtung  der  Wasserwerke  nur  insoferne  zu  kümmern, 
als  Collisionen  zwischen  den  Interessenten  hintangehalten  werden  müssen. 
Die  generell  angeordnete  Untersuchung  der  Zweckmässigkeit  jeder  Anlage 
greift  jedoch  über  die  Wahrung  fremder  Interessen  weit  hinaus  —  ganz 
abgesehen  davon,  dass  es  sehr  fraglich  ist,  ob  der  Staatstechniker  unter 
allen  Umständen  den  Unternehmer,  welcher  sein  Vermögen  riskiert  und  den 
Plan  gewiss  mit  aller  Sorgfalt  entworfen  hat,  über  die  Zweckmässigkeit 
seiner  Anlage  zu  belehren  berufen  sei.  Dies  ist  eine  Sache,  die  denn  doch 
jeder  Projectant  mit  sich  selbst  abzumachen  hat.^)   Und  was  die  zu  erwar- 


^)  Die  Sachlage  wird  dadurch  nicht  wesentlich  geändert,  dass  es  in  einzelnen 
Fällen  gelungen  ist,  eine  40jährige  Concessionsdauer  zu  erreichen. 

2)  Es  ist  höchst  seltsam,  dass  Peyrer  (a.  a.  0.  S.  633)  in  der  Bestimmung,  dass 
die  Behörde  auch  die  Zweckmässigkeit  des  Projectes  zu  prüfen  habe,  einen  besonderen 
Vorzug  unseres  Wasserrechtes  erblickt.  —  Eine  mit  der  unseren  übereinstimmende  An- 
schauung findet  sich  bei  Pözl,  Die  baierischen  Wassergesetze,  1880,  S.  199. 
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tenden  ^Vortheile"  anbelangt,  so  nützt  jede  industnelle  Unternehmung  zu- 
nächst sich  selbst  und  eben  dadurch  auch  der  Volkswirtschaft.  Dieser  Satz 
kann  rücksichtlich  der  Wasserwerke  umsoweniger  angefochten  werden,  als 
er  im  Keichswassergesetze  selbst,  und  zwar  bezüglich  der  Expropriation, 
Anerkennung  gefunden  hat.^)  Eine  derartige  Verfügungsbefugnis, 
wie  sie  der  öffentlichen  Administrative  durch  unsere  Wasserrechtsgesetz- 
gebung zugewiesen  wird,  ist  ein  Anachronismus,  denn  er  lässt  sich  nur 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  Regalismus  erklären.^)  Im  modernen 
Staate  hat  sich  der  Begriff  des  Regals  aufgelöst  einerseits  in  den  des 
Staatsmonopols,  andererseits  in  jenen  der  Verwaltungshoheit.  Fällt  somit  in 
Wasserangelegenheiten  die  staatliche  Thätigkeit  nicht  unter  den  Gesiclits- 
punkt  des  Monopols,  so  kann  sie  nur  in  der  Ausübung  der  Verwaltungs- 
hoheit auf  Grundlage  der  Betriebsfreiheit  bestehen.  Wollen  wir  also  Klar- 
heit in  unsere  wasserrechtlichen  Verhältnisse  bringen,  so  kann  dies  nur  auf 
einem  zweifachen  Wege  geschehen:  in  der  thatsächlichen  Creierung  des 
dem  .Staate,  eventuell  den  Ländern  einzuräumenden  Wassermonopols  oder 
in  der  Einschränkung  der  allzu  ausgedehnten  Admiuistrativbefugnisse,  d.  h, 
in  der  gesetzlichen  Festlegung  der  privaten  Rechtsphären  rücksichtlich  der 
Benützung  fliessender  Gewässer. 

Wir  wollen  zunächst  die  ersterwähnte  Alternative  in  den  Kreis  unserer 
Betrachtungen  ziehen. 

II. 

Das  Monopol  besteht  bekanntlich  in  dem  Rechte  zum  ausschliess- 
lichen Betriebe  einer  bestimmten  Unternehmungsart.  Wird  ein  solches 
Alleinrecht  dem  Staate  —  und  was  ich  vom  Staate  sage,  gilt  hier  immer 
zugleich  von  den  Kronländern  —  vorbehalten,  so  kann  der  Zweck  dieser 
Maassregel  ein  doppelter  sein.  Erfolgt  nämlich  ein  solcher  ausschliesslicher 
Geschäftsbetrieb  zu  dem  Zwecke,  um  dem  Staate  einen  Reinertrag  zuzu- 
führen und  —  nach  dem  Grundsatze  der  generellen  Entgeltlichkeit  — 
Mittel  zur  Befriedigung  seiner  fiscalischen  Bedürfnisse  herbeizuschaffen,  so 
wirkt  das  Monopol  als  eine  Steuer,  welche  in  dem  durch  den  Ausschluss 
der  Concurrenz  erzielten  Preisaufschlage  zum  Ausdrucke  kommt.  Wir 
sprechen  dann  von  einem  Finanzmonopol.  Zuweilen  aber  fasst  der  Staat 
bei  Führung  des  ausschliesslichen  Betriebes  nicht  seine  fiscalischen  Inter- 
essen, sondern  das  allgemeine  Gesellschaftswohl   ins  Auge;    er  nimmt  den 

1)  Vgl.  Peyrer,  a.  a    0.  S.  333  fg. 

2)  Scharf  ausgeprägt  findet  sich  die  regalistische  Auffassung  der  Wasserhoheit 
noch  im  Hofdecret  vom  14.  Juni  1776,  im  Cod.  Theresianum  und  im  Horten'schen 
Entwürfe  zum  a.  b.  G.-B.  (vgl.  Randa,  Art.  Flüsse  und  Ströme  im  Oesterr.  Staats- 
wörterbuch, S.  354);  ebenso  auch  im  Preussischen  Landrechte  vom  Jahre  1794  (Th.  II, 
Tit.  15,  §§  38,  51,  73.  79).  —  Tief  im  Regalismus  wurzelt  das  Wasserrecht  Frankreichs; 
dort  gilt  noch  heute  der  Grundsatz,  dass  die  staatliche  Administrative  „est  appre'ciatrice 
souveraine  de  toutes  les  attributions  de  jouissance  ä  faire  relativement  aux  cours  d'eau 
navigables,  ä  leurs  lits  et  ä  leurs  pentes."  (Plocque,  a.  a.  0.,  II,  p.  154).  Hiemit 
stimmt  die  principielle  Abgabepflicht  der  Wasserwerke  und  die  Widerruflichkeit  der 
Concessionen. 
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Betrieb  nur  deshalb  auf  sich,  weil  eine  gemeinwirtschaftliche  Befriedigung 
des  betreffenden  Bedürfnisses  volkswirtschaftlich  angenaessener  erscheint  als 
die  privatwirtschaftliche  Methode  oder  weil  andere  verwaltungstechnische, 
z.  B.  militärische  oder  sittenpolizeiliche  Gründe  hiefür  sprechen.  Es  liegt 
dann  ein  Yerwaltungsmonopol  vor.  Allerdings  sind  nun  auch  in  diesem 
Falle  mit  den  staatlichen  Darbietungen  in  der  Eegel  gewisse  Gegenleistungen 
derjenigen  verknüpft,  die  von  der  staatlichen  Thätigkeit  concret  berührt 
werden,  und  insoferne  greift  —  nebenbei  bemerkt  —  auch  das  Verwaltungs- 
monopol in  das  Gebiet  der  Finanzwissenschaft  hinüber.  Allein  diese  Gegen- 
leistungen erfolgen  hier  nach  dem  Principe  der  speciellen  Entgeltlichkeit 
auf  Grund  einseitiger  Festsetzung  kraft  Staatshoheit  —  das  Kegal  führt 
somit  in  diesem  Falle  zur  Einhebung  einer  Gebür.  Es  muss  jedoch  betont 
werden,  dass  zuweilen  beim  Finanzmonopol  verwaltungspolitische  Momente 
mit  in  Betracht  kommen  und  dass  andererseits  die  specielle  Entgeltlichkeit 
zu  einem  staatlichen  Reinertrage  führen  kann.^)  Eine  strenge  Sonderung 
von  Finanz-  und  Verwaltungsm.onopol  lässt  sich  daher  nicht  festhalten,  wie 
es  denn  überhaupt  eine  wissenschaftliche  Naivetät  wäre,  Begriffsclassifica- 
tionen  schlechthin  auf  die  Gebilde  des  Lebens  übertragen  zu  wollen.  So 
kann  insbesonders  auch  bei  demselben  Monopol  nach  Zeit  und  Geltungs- 
gebiet bald  der  eine,  bald   der  andere  Charakter   im  Vordergrunde  stehen. 

Das  Wassermonopol  würde  sich  somit  darstellen  als  das  dem  Staate, 
bezw.  den  Ländern  ausschliesslich  vorbehaltene  Benützungsrecht  bezüglich 
aller  fliessenden  Gewässer.  Soll  das  Wassermonopol  zur  Wirklichkeit  werden, 
so  müssten  alle  bestehenden  Wasserrechte  zur  Ablösung  kommen,  insoferne 
nicht  allmählich  mit  dem  Erlöschen  der  zeitlich  beschränkten  Concessionen 
das  Monopol  zur  vollen  Durchführung  gelangen  sollte.^)  Hingegen  wäre  es 
nicht  unbedingt  nothwendig,  dass  das  Monopol  auf  alle  Arten  der  Be- 
nützung fliessender  Gewässer  sich  erstrecke;  vielmehr  könnte  etwa  die 
industrielle  Verwertung  herausgegriffen  und  insbesonders  die  Schiffahrts- 
freiheit aufrecht  erhalten  werden. 

Und  nun  entsteht  die  Frage:  welche  Vortheile,  welche  Nachtheile 
hätten  wir  von  einer  derartigen  Verstaatlichung  der  fiiessenden  Gewässer, 
resp.  gewisser  Formen  der  Wasserbenützung  zu  erwarten?  Würde  das 
Monopol  in  der  Entwicklung  des  Wasserbetriebs  einen  Foi-tschritt  bedeuten? 

Im  Hinblicke  auf  die  früher  dargelegten  Zwecke  des  Staatsmonopols 
müssen  einerseits  fiscalische,  andererseits  volkswirtschaftliche  Momente  in 
Betracht  gezogen  werden. 

Wenn  wir  in  0 esterreich  immer  wieder  die  Frage  der  Verstaatlichung 
aller  Wasserkräfte  auftauchen  sehen,  so  sind  hier  ohne  Zweifel  die  fiscali- 

1)  So  ist  das  Postregal  in  erster  Linie  jedenfalls  ein  Verwaltungsmonopol;  gleich- 
wohl gibt  es  in  Oesterreich  —  ohne  Kücksicht  auf  die  ausserordentlichen  Ausgaben  — 
einen  jährlichen  Nettoertrag  von  ca.  5  Millionen  Gulden.  Umgekehrt  verfolgt  das  in 
der  Schweiz  bestehende  Brantweinmonopol  zunächst  fiscalische  Zwecke;  nebenbei  dient 
es  aber  auch  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht. 

2)  Ungenützte  Wasserrechte  könnten  wohl  auch  ohne  Entschädigung  expropriiert 
werden.    Vgl.  die  Argumentation  auf  S.  60. 
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sehen  Erwägungen  in  erster  Linie  maassgebend.  Der  Staat  erblickt  in  der 
ausschliesslichen  Benützung  der  fliessenden  Gewässer  eine  wertvolle  Quelle 
künftiger  Einnahmen.  Man  kann  bei  ruhiger  Betrachtung  der  Sachlage 
diesen  Gesichtspunkt  nicht  als  verwerflich  bezeichnen,  da  ja  die  Erforder- 
nisse des  Staatshaushaltes  in  beständigem  Wachsen  begriffen  sind.  Es  ist 
also  zunächst  das  Steuerprincip,  welches  bezüglich  des  Projectes  der  Wasser- 
kraftverstaatlichung zur  Geltung  kommt. 

Wenn  wir  dem  Staatsbudget  diese  Concession  machen,  so  muss  an- 
dererseits betont  werden,  dass  der  unserem  Thema  adäquate  Gesichts- 
punkt nicht  der  fiscalische,  sondern  der  volkswirtschaftliche  ist.  Dieser  ist 
es  nun,  der  —  so  scheint  es  —  von  der  Verstaatlichung  der  fliessenden 
Gewässer  eine  allgemeinere  und  rationellere  Ausnützung  derselben,  wie  auch 
einen  gewissen  Schutz  gegen  missbräuchliche  Verwertung  der  Wasserkräfte 
von  privater  Seite  erwarten  lässt.  In  der  That  liegt  ja  der  Gedanke  nahe, 
dass  der  Staat  berufen  sei,  als  alleiniger  Unternehmer  die  Fructificierung 
der  Wasserkräfte  im  grossen  Stile,  nach  einem  einheitlichen  Plane  und  in 
erster  Linie  unter  Berücksichtigung  des  Gemeinwohls  durchzuführen,  ins- 
besonders  auch  die  capitalistische  Speculation  an  der  Monopolisierung  und 
wucherischen  Ausbeutung  der  Wasserkräfte  zu  verhindern. 

Es  ergibt  sich  nun  hier,  da  eben  die  Bedürfnisse  der  Volkswirtschaft 
eine  billige  Kraftquelle  erheischen,  ein  Gegensatz  zwischen  Wirtschafts-  und 
Finanzpolitik.  Indes  zeigt  sich  bei  genauerer  Reflexion,  dass  eine  Ueber- 
brückung  dieses  Gegensatzes  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt.  Die  Vor- 
theile  der  einheitlichen  Geschäftsführung  bleiben  ja  beim  staatlichen  Monopol- 
betriebe unter  allen  Umständen  gewahrt;  und  es  läge  doch  sicherlich  in  der 
Hand  des  Staates,  neben  dem  fiscalischen  auch  das  Interesse  der  Volkswirt- 
schaft im  Auge  zu  behalten.  Andererseits  könnte  eine  nicht  allzu  hohe  Steuer  als 
Compensation  für  die  wesentliche  Verbilligung  der  Betriebskraft,  bezw.  der 
Producte  ganz  wohl  ertragen  werden.  Einen  Theil  des  Profits  dem  Staate 
in  der  Weise  zu  überlassen,  dass  dieser  über  seine  Selbstkosten  noch  einen 
massigen  Reingewinn  erzielt  —  dies  könnte  den  Steuerträgern  immerhin 
zugemuthet  werden. 

Soll  somit  das  Wassermonopol  allen  billigen  Erwartungen  entsprechen, 
so  müsste  dasselbe  als  eine  Mischung  von  Finanz-  und  Verwaltungsmonopol 
siclk  darstellen,  indem  durch  dasselbe  eine  allgemeinere  und  rationellere 
Ausnützung  der  Wasserkräfte,  zugleich  aber  eine  angemessene  Besteuerung 
dieser  Ausnützung  zu  intendieren  wäre. 

Um  nun  entscheiden  zu  können,  ob  eine  derartige  Gestaltung  der 
Dinge  sich  erwarten  lässt,  wollen  wir  untersuchen,  in  welcher  Art  die  Aus- 
beutung des  Wassermonopols  voraussichtlich  erfolgen  würde. 

Die  für  den  Fiscus  bequemste,  daher  aus  diesem  Gesichtspunkte  ver- 
muthlich  bevorzugte  Ausnützungsform  würde  in  der  Verpachtung,  d.  h.  in 
der  entgeltlichen  Ueberlassung  der  Wassernutzung  an  Private  bestehen, 
wobei    die    Bedingungen    der  Gebrauchsabtretung   zunächst   im   fiscalischen 
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Sinne  würden  festgestellt  werden,  da  ja  die  Verpachtung  eine  Betriebsforna 
nicht  des  Verwaltungs-,  sondern  des  Finanzmonopols  ist. 

Was  jedoch  den  Regiebetrieb  von  "Wasserwerken  betrifft,  so  würde 
aller  Voraussicht  nach  die  Zahl  der  Staatsfabriken  keinen  wesentlichen 
Zuwachs  erfahren.  Als  Fabriksunternehmer  eignet  sich  der  Staat  bekanntlich 
nicht;  was  also  sollte  der  Staat  mit  seinen  Wasserkräften  anfangen?  Auf  alle 
Fälle  sind  wir  im  Staatssocialismus  noch  nicht  so  weit,  dass  die  Herstellung 
eines  Netzes  staatlicher  Productionsstätten  in  absehbarer  Zeit  realisiert 
werden  könnte. 

Allerdings  jedoch  erschiene  eine  Art  des  staatlichen  Selbstbetriebes 
als  zweckmässig  und  aussichtsvoll ;  ich  meine  die  Anlage  von  elektrischen 
Centralstationen,  welche  nichts  weiter  producieren  als  Kraft  und  diese 
gegen  Entgelt  an  die  Interessenten  abgeben.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  Fülle  von  Artikeln,  nicht  um  schwankende  Conjiinctaren,  nicht  um 
rasche  Entschlüsse.  Derartige  Anlagen,  bei  deren  Betrieb  nicht  das  com- 
mercielle,  sondern  das  technische  Moment  im  Vordergrunde  steht,  vertragen 
daher  —  sobald  sie  einmal  errichtet  sind  —  mehr  als  andere  eine  bureau- 
kratische  Verwaltung. 

In  gewisser  Hinsicht  würde  nun  ohne  Zweifel  die  Verpachtung  der 
Gefälle  —  mag  diese  auch  naturgemäss  zunächst  aus  fiscalischem  Gesichts- 
punkte erfolgen  —  insbesonders  aber  der  Betrieb  staatlicher  Kraftcentralen 
eine  allgemeinere  und  rationellere  Ausnützung  der  fliessenden  Gewässer 
zum  Effect  haben.  An  der  Verpachtung  der  Wasserkräfte  wäre  der  Staat 
interessiert  und  er  würde  daher  die  Anlage  von  Wasserwerken  seitens  der 
Pächter  gewiss  in  coulanter  Weise  befördern,^)  anstatt  auf  Schritt  und 
Tritt  Hindernisse  zu  bereiten,  wie  dies  gegenwärtig  vielfach  der  Fall  ist; 
vielleicht  würde  er  auch  durch  Flussregulierungen,  Wassermessungen  etc. 
die  Interessenten  heranzuziehen  suchen.  In  diesem  Sinne  also  Hesse  sich 
sogar  vom  Pachtsysteme  eine  gewisse  Erleichterung  rücksichtlich  der  Vor- 
aussetzungen des  Wasserbetiiebes  erhoffen.  Vollends  würde  das  Monopol 
bezüglich  der  staatlichen  Cent r alanlagen,  deren  Wirkungskreis  auf 
weite  Territorien  sich  zu  erstrecken  hätte,  die  Verallgemeinerung  und  Ver- 
einheitlichung des  Betriebes  ermöglichen,  so  dass  man  fast  versucht  wäre, 
wenigstens  für  elektrische  Fernleitungen  (eventuell  zugleich  für  Druckluft- 
Leitungen)  das  staatliche  Monopol  zu  beanspruchen. 

Allein  den  erörterten  Vortheilen  stehen  doch  andererseits  sehr  wesent- 
liche Mängel  gegenüber.  Der  Pachtbetrieb  ist  —  wie  bereits  erwähnt  — 
eine  Species  des  Finanzmonopols ;  und  es  wäre  gewiss  keine  Verbesserung 
gegenüber  dem  derzeitigen  Zustande,  wenn  die  Errichtung  von  auf  Wasser- 
kraft basierenden  Unternehmungen  nicht  nur  vom  willkürlichen,  sondern 
sogar  vom  fiscalischen  Ermessen  der  Staatsverwaltung  abhienge.  Insbesonders 
würde  aus  diesem  Gesichtspunkte  die  Ansammlung  von  Wasserbenützungs- 

^)  Insoferne  war  thatsächlich  der  regalistische  Zustand  dem  Wasserbetriebe  günstig. 
Vg.'.  Baumert,  Die  Unzulänglichkeit  der  Wassergesetze  in  Deutschland,  1876,  S.  150  fg. 
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rechten  in  den  Händen  einzelner  Generalunternehmer  eher  begünstigt  als 
hintan  gehalten  werden.  Aber  sogar  hinsichtlich  der  Kraftcentralen  erscheint 
es  nicht  opportun,  die  Art  und  Weise  der  Wasserkraftverwertung  ganz  und 
gar  in  die  Hand  der  Staatsverwaltung  zu  legen.  Wir  haben  allerdings  con- 
statiert,  dass  es  dem  Staate  nicht  schwer  fallen  wird,  bestehende  Central- 
stationen  im  Gange  zu  erhalten.  Allein  in  erster  Linie  handelt  es  sich  hier 
nicht  um  die  Führung,  sondern  um  die  Veranlagung  des  Wasser- 
betriebes, somit  —  bei  so  complicierten  Kentabilitätsverhältnissen  —  um 
eine  ausserordentlich  difficile  Aufgabe.  Dem  Staate  nun  die  Aufspürung  der 
Gelegenheiten  zur  Capitalsanlage,  die  Beurtheilung  der  Eentabilität  von 
Wasserwerken,  deren  Aufstellung  und  Veranlagung  ganz  und  gar  zu 
überlassen  —  dies  ist  denn  doch  eine  allzu  gefährliche  Sache.  Falsche 
Auffassungen  über  gegenwärtige  und  zukünftige  Rentabilität  der  Wasser- 
werke, bureaukratische  Aengstlichkeit  und  Schwerfälligkeit  würden  verderb- 
liche Sperrungen  von  Wasserkräften  verursachen.  Wo  der  Staat  aus  irgend 
einem  Grunde  nicht  selbst  den  Betrieb  führen  will  und  zugleich  aus  irgend 
einem  Grunde  eine  Pachtung  nicht  zustande  kommt,  dort  wird  auch  die 
Privatindustrie  ausgeschlossen  sein,  was  unter  Umständen  höchst  nachtheilig 
wirken  kann.  So  würde  durch  das  Monopol  die  Wassernutzung  vielfach 
nicht  bloss  nicht  gefördert,  sondern  geradezu  gehindert  werden.  Aus  diesen 
Gründen  rauss  der  Plan  einer  Monopolisierung  aller  Wasserkräfte  verworfen 
werden.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  in  ferner  Zukunft  ein  geläutertes 
Staatsleben  zur  Monopolisierung  der  Wasserkräfte  führen  wird ;  heute  aber 
sind  wir  hiefür  nicht  reif.  Jedenfalls  würden  viele  Jahrzehnte  verstreichen, 
bis  eine  so  gewaltige  Action  zur  Durchführung  gelangen  könnte,  und  einen 
solchen  Aufschub  vertragen  unsere  wirtschaftlichen  Verhältnisse  absolut 
nicht.  Was  jedoch  das  fiscalische  Moment  anbelangt,  so  leistet  eine  den 
Wasserwerksbesitzern  auferlegte  und  auf  die  Consumenten  überzuwälzende 
indirecte  Steuer  dieselben  Dienste  wie  das  von  uns  als  irrationell  erkannte 
Monopol.  ^) 


^)  Die  Frage  der  Monopolisierung  aller  noch  ungenutzten  Wasserkräfte  wurde  in 
der  Schweiz  aufgerollt  durch  eine  Eingabe,  welche  im  April  1891  seitens  der  Gesellschaft 
„Frei-Land"  an  den  Bundesrath  gerichtet  wurde.  Zu  seiner  Orientierung  holte  der 
Bundesrath  zunächst  die  Ansichten  der  Cantone  ein  und  beauftragte  sodann  den  Inge- 
nieur A.  Jegher  mit  der  systematischen  Bearbeitung  des  Materials  und  der  Erstattung 
eines  Gutachtens  über  die  aufgeworfene  Frage.  Jegher  sprach  sich  (Bericht  über  die 
Wasserverhältnisse  der  Schweiz,  insbes.  S.  81)  gegen  die  Monopolisierung  der  Wasser- 
kräfte aus,  stellte  jedoch  eine  Reihe  von  Grundsätzen  betreffs  besserer  Ausnützung  der 
Wasserkräfte  auf  (S.  94).  —  In  Oesterreich  wurde  die  Verländeruug  der  noch  nicht 
verwerteten  Wasserkräfte  angeregt  durch  einen  am  15.  Jänner  1896  von  Dr.  Beurle 
und  Genossen  im  oberösterr.  Landtage  eingebrachten  Antrag.  Hierüber  erstatteten  Gut- 
achten der  Verein  der  Techniker  in  Oberösterreich  (Bericht  über  das  Vereinsjahr  1896/97, 
Linz  1898,  S.  84  fg.)  und  der  Oesterr.  Ingenieur-  und  Architektenverein  (Bericht  über 
die  Frage  des  Heimfalles  von  verliehenen  Wasserrechten,  Zeischrift  des  Oesterr.  Ingenieur- 
und  Architektenvereines,  Nr.  21  vom  21.  Mai  1897).  Beide  Vereine  sprachen  sich 
gegen  das  Monopol  aus.  Der  letztere  erklärte,  zur  Förderung  der  Ausnützung  heimat- 
licher Wasserkräfte   sei    die  Schaffung   eines    dem    Lande    zustehenden    Heinifallsrechtes 


1 4  Seidler. 

Wir  sind  somit  genöthigt,  die  Ordnung  der  Wasserwirtschaft  auf 
einem  anderen  Wege  zu  suchen ;  auf  einem  Wege,  der  die  Vortheile  des 
Wassermonopols,  zugleich  aber  die  Vermeidung  seiner  Nachtheile  in  Aus- 
sicht stellt. 

III. 

Neben  der  Einführung  des  Wassermonopols  erscheint  als  zweiter 
Keformgedanke  die  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Verwaltungshoheit  auf 
Grund  des  Princips  der  Betriebsfreiheit  zu  vollziehende  Regelung  der 
wasserrechtlichen  Verhältnisse,  d.  h.  die  gesetzliche  Abgrenzung  der 
Sphären  für  die  Bethätigung  der  rücksichtlich  der  Wassernutzung  bestehen- 
den Interessen.  Diese  Methode  ist  es,  von  welcher  ich  die  Lösung  des  uns 
beschäftigenden  Problems  erwarte,  obzwar  die  Schwierigkeiten,  die  sie  uns 
überwinden  heisst,  nicht  eben  geringe  sind.^j 

Die  erste  Voraussetzung  für  eine  derartige  Reform  unseres  Wasser- 
rechtes wäre  augenscheinlich  die  sorgfältigere  Determinierung  seines  Geltungs- 
gebietes. Gegenwärtig  ist  die  Grenzlinie  zwischen  öffentlichem  und  privatem 
Wasserrechte  keineswegs  scharf  und  klar  gezogen ;  meines  Erachtens  muss 
in  dieser  Hinsicht  zunächst  ein  präciser  Standpunkt  gewonnen  werden.  X\ 
Von  diesem  aus  sind  nur  die  dem  öffentlichen  Rechte  angehörenden  Rechts- 
sätze im  Wassergesetze  zu  regeln,  während  die  privatrechtliche  Behandlung 
der  Wasserverhältnisse  dem  Bereiche  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zuge- 
wiesen werden  muss. 

Ein  solcher  Vorschlag  mag  auf  den  ersten  Blick  befremden,  da  ja  in 
unseren  modernen  Gesetzen  Normen  des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes 
vielfach  bunt  neben  einander  stehen.  Ich  erblicke  hierin  jedoch  in  syste- 
matischer Hinsicht  einen  bedenklichen  Mangel,  aus  welchem  sich  auch  in 
der  Praxis  sehr  fatale  Unzukömmlichkeiten  ergeben.  Unsere  Staatsorgane 
sind  nämlich  einerseits  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Verwaltung,  anderer- 
seits nach  jenem  der  gerichtlichen  Judicatur  organisiert;  sie  sind  daher  — 
bei  dem  angegebenen  Zustande  der  Gesetzgebung  —  genöthigt,  die  ihnen 
zur  Richtschnur  dienenden  Normen  in  den  verschiedensten  Codificationen 
aufzusuchen.  Das  Fehlen  einer  äusserlichen  Untersclieidung  zwischen  dem 
privaten  und  dem  öffentlichen  Rechte  ist  zugleich  im  allgemeinen,  insbesonders 
aber  im  Wasserrechte,   die   Quelle  unaufhörlicher  Competenzverwirrungen. -) 

Die  in  Anregung  gebrachte  Separierung  der  beiden  Rechtsgebiete,  die 
Concentration   der  einerseits  öffentlich-rechtlichen,    andererseits   privatrecht- 

nicht  nothwendig  (S.  341);  er  publicierte  zugleich  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Reihe  von 
Vorschlägen  behufs  rationellerer  Verwertung  der  Wasserkräfte  (S.  342),  auf  die  zurück- 
zukommen wir  wiederholt  Gelegenheit  haben  werden. 

^)  Ich  habe  den  gekennzeichneten  Standpunkt  bereits  in  einem  Vortrage  dargelegt, 
welchen  ich  am  19.  December  1898  in  der  Gesellschaft  üsterr.  Volkswirte  hielt.  Vgl. 
Volkswirtschaftliche  Wochenschrift,  Nr.  783,  und  diese  Zeitschr.,  VIII,  2.  Heft.  Eine 
analoge  Entschliessung  fasste  am  15.  Jani  1899  der  Elektrotechnikercongress  in  Wien 
(siehe  den  Antrag  in  der  Zeitschrift  für  Elektrotechnik,  Heft  25  ex  1899). 

2)  Vgl.  insb.  Randa,  Das  österr.  Wasserrecht,  1891,  §  10;  Prazäk,  Competenzfr., 
passim. 
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liehen  Vorschriften,  würde  nun  zunächst  den  Gesetzgeber  zu  einer  unzwei- 
deutigen Charakterisierung  der  einzelnen  Rechtssätze  nöthigen,  sodann  aber 
den  zur  Entscheidung  berufenen  Organen  eine  feste  Richtschnur  geben  und 
die  Parteien  von  der  so  überaus  lästigen  Unsicherheit  bezüglich  der  anzu- 
rufenden Behörde  befreien.  Diesen  Vortheilen  gegenüber  scheint  mir  die 
legislatorische  Zerreissung  gewisser  Lebensverhältnisse,  welche  zugleich 
vom  öffentlichen  und  privaten  Rechte  berührt  werden,  kaum  in  die  Wag- 
schale zu  fallen. 

Diese  Sonderung  im  Wasserrechte  durchzuführen,  ist  schwierig,  aber 
nicht  unmöglich.  Suchen  wir  nach  einem  Ausgangspunkte  zu  ihrer  Reali- 
sierung, so  stossen  wir  zunächst  auf  das  Thema  von  der  „rechtlichen 
Eigenschaft  der  Gewässer".  Hier  tritt  uns  nun  die  altehrwürdige  Unter- 
scheidung zwischen  den  res  in  commercio  und  den  res  extra  commercium 
entgegen;  u.  zw.  bieten  sich  vor  allem  die  zu  den  res  publicae  gehörenden 
Gewässer  als  Objecte  des  öffentlichen  Wasserrechtes  dar. 

Ich  habe  bereits  im  ersten  Abschnitte  dieses  Versuches  erwähnt,  dass 
die  Frage  nach  dem  Verhältnisse  der  res  publicae  zum  Eigenthumsbegriff 
eine  sehr  umstrittene  ist.  Mit  gleicher  Lebhaftigkeit  haben  Ihering  und 
Keller  gegen,  andere  Schriftsteller  (wie  insbesonders  Dernburg)  für 
das  Staatseigenthura  an  den  res  publicae  sich  ausgesprochen.  Eine  dritte 
Meinung  geht  dahin,  es  sei  „begrifflich  indifferent,  ^ob  der  Staat  Eigen- 
thümer  dieser  res  publicae  sei",^)  der  usus  publicus  präjudiciere  der 
Eigenthurasfrage  überhaupt  nicht  und  umgekehrt;  ^"i  Gemeingebrauch 
existiere  auch  zuweilen  am  Privateigenthum  —  nicht  die  res  publica, 
sondern  nur  der  usus  publicus  sei  Gegenstand  des  öffentlichen 
Rechtes. 

Ich  habe  keine  Veranlassung,  mich  in  der  angegebenen  Richtung  mit 
den  res  publicae  des  näheren  zu  beschäftigen;  was  aber  speciell  die  fliessen- 
den Gewässer  anbelangt,  so  bin  ich  der  Ansicht,  dass  der  privatrechtliche 
Eigenthumsbegriff'  auf  dieselben  nicht  wohl  angewendet  werden  könne.  Ich 
meine  dies  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob  eine  ausschliessliche  Willensherr- 
schaft am  Wasserlaufe  undenkbar  sei;  allein  zweckmässig  ist  eine  solche 
Construction  nicht,  sie  würde  auch  mit  dem  historischen  Entwicklungsgange 
der  Anschauungen  über  die  juristische  Natur  der  fliessenden  Gewässer  im 
Widerspruche  stehen. 

Es  ist  nämlich  bekannt,  dass  in  unserem  Culturkreise  die  langsam  empor- 
wachsende Idee  des  öffentlichen  Rechtes  nur  ganz  allmählich  aus  der  Um- 
schlingung durch  privatrechtliche  Begriffe  sich  zu  befreien  vermochte.  Dies 
gilt  denn  auch  für  das  Wasserrecht.  Das  ältere  deutsche  Recht,  wie  es  im 
Sachsen-  und  Schwabenspiegel    uns    entgegentritt,    betrachtet  allerdings  die 


1)  Kappeier,  Der  Rechtsbegriff  des  öffentlichen  Wasserlaufs,  1867,  S.  37. 

2)  Burckhard,  Zur  Lehre  vom  öffentlichen  Gute,  Gruuhuts  Zeitschrift  für  das 
Privat-  und  öffentliche  Recht,  XV.  Bd.,  S.  641  fg.  —  Vgl.  auch  Hesse,  Grundzüge  des 
Wasserrechts    in  Iherings  Jahrbüchern  für  Dogmatik,  VII,  S.  182  fg. 
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grösseren  Flüsse,  welche  „stromweise  fliessen",  als  öflfentliche  Gewässer,^) 
„Eine  gemeinsame  Berechtigung  aller  Menschen  kannte  wohl  dasselbe  nicht, 
dagegen  eine  gemeinsame  Berechtigung  der  betheiligten  Grundeigenthümer 
und  Markgenossen  und  dieser  Gedanke  genügte,  um  den  Begriff  des  Staats- 
eigenthums  oder  Privateigenthums  an  den  Gewässern  nicht  aufkommen  zu 
lassen."  ^)  In  der  Folge  aber  entwickelte  sich  das  grundherrliche  Wasser- 
recht, „dessen  Princip  es  ist,  den  an  sich  öffentlichen  Gebrauch  des  fliessenden 
Wassers  zum  Privateigenthum  der  herrschaftlichen  Grundbesitzer  des 
Ufers  zu  machen."^)  Eine  neue  Phase  durchlebt  die  privatrechtliche  Behand- 
lung der  Wassernutzung  in  der  regalistischen  Periode,  indem  die  schiff-  und 
flössbaren  Gewässer  als   Privateigenthum   der  Landesherren  erklärt  werden. 

Aus  dem  Kegalismus  entwickelt  sich  der  moderne  Kechtsstaat;  als 
ein  historischer  Kest  aber  ist  geblieben  die  Theorie  vom  Eigenthum 
des  Staates  an  den  öffentlichen  Wasserläufen  und  die  Charakterisierung 
derselben  als  derjenigen  Gewässer,  welche  schiff-  und  flössbar  sind  oder  zur 
Schiff-  und  Flossfahrt  benützt  werden. 

Die  letzterwähnte  Begriffsbestimmung  werfen  wir  vollständig  über 
Bord.  Die  Schiff-  und  Flössbarkeit  ist  gewiss  heute  —  bei  dem  Vorhanden- 
sein so  vielfacher  Interessen  —  weniger  als  je  für  die  juristische  Behandlung 
der  Gewässer  relevant.  Uebrigens  hat  ja  speciell  das  österreichische  Kecht 
die  angeführte  Auffassung  thatsächlich  schon  durchbrochen,  indem  es  — 
beim  Mangel  besonderer  Rechtstitel  —  auch  die  nicht  schiffbaren  als  öffent- 
liche Wasserläufe  betrachtet. 

Was  aber  die  Theorie  vom  Eigenthum  des  Staates  an  den  öffentlichen 
Gewässern  betrifft,  so  muss  auch  mit  dieser  endlich  gebrochen  werden.  Die 
Hoheitsrechte  des  Staates  tragen  ebenso  den  Charakter  öffentlicher  Befug- 
nisse an  sich  wie  dessen  etwaige  Ansprüche  auf  den  Zins  für  Gebrauchs- 
vorrechte. Wegen  der  dem  Staate  zufallenden  Nebennutzungen  (z.  B.  des 
Schilfes)  ein  Eigenthumsrecht  am  Wasserlaufe  zu  construieren,  erscheint 
mir  überflüssig;  für  das  österreichische  Eecht  entfällt  übrigens  dieses 
Argument,  da  dem  Staate  ein  solcher  Anspruch  nicht  zusteht.  Die  Lehre 
vom  Eigenthum  des  Staates,*)  die  auch  heute  noch  in  der  Theorie,  ja  zum 
Theile  sogar  —  wie  wir  im  ersten  Abschnitte  dieser  Studie  dargethan 
haben  —  auf  dem  Gebiete  der  praktischen  Gesetzgebung  den  Gemein- 
gebrauch  mit   regalistischen    Momenten    durchsetzt,    muss    daher   gänzlich 


^)  Vgl.  Baron,  Begriff  und  Bedeutung  des  öffentl.  und  priv.  Wasserlaufs,  Zeit- 
schrift f.  vergl.  Reclitsw.,  I.  Bd.,  S.  282;  B eseler,  System  des  deutschen  Privatrechts. 
§  200.  —  Schwab,  Die  Conflicte  der  Wasserfahrt  auf  den  Flüssen,  Beilageheft  zum 
Archiv  für  die  civ.  Praxis,  XXX,  S.  15  fg.,  ist  der  Ansicht,  dass  mit  dem  Wasser, 
welches  „stromweise  fliesst",  schlechthin  das  fliessende  im  Gegensatz  zum  stehenden 
Wasser  gemeint  sei.  So  auch  Born  er,  Eevision  der  neueren  Lehren  der  beständig 
fliessenden  Gewässer.  Archiv  f.  die  civ.  Praxis,  38.  Bd.,  S.  365. 

^)  Endemann,  Das  ländliche  Wasserrecht,  1862,  S.  4. 

^)  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre,  1870,  S.  155. 

*)  Die  Theorie  vom  Eigenthum  des  Staates  an  fliessenden  Gewässern  kommt  zum 
Ausdruck  im   allg.  Preussischeu  Landrecht,  IL  Theil,  14.  Tit.,  §  21,  im  §  538  des  Code 
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aufgegeben  werden.  Immerhin  hat  das  Dogma  vom  Staatsei genthum  an 
fliessenden  Gewässern  eine  verdienstliche  Vergangenheit:  es  bildet  den 
Uebergang  aus  jenem  Stadium  der  Entwicklung  unseres  Eechtslebens,  da 
zahlreiche  öffentliche  Kechte  als  Annexe  des  Grundeigenthums  angesehen 
wurden,  zum  Princip  der  Freiheit  des  Wasserbetriebs,  wie  ja  in  analoger 
Weise  das  Bergbauregal  die  Wiege  der  Bergbaufreiheit  geworden  ist. 

Der  Auslösung  des  fliessenden  Gewässers  aus  dem  ßegriffsurafange 
der  Eigenthumsobjecte  kommt  jedoch  eine  praktisch  viel  weitergehende 
Bedeutung  zu.  De  lege  ferenda  huldige  ich  nämlich  dem  Grundsatze: 
omnia  flumina  sunt  publica  —  alle  fliessenden  Gewässer  sind  öffentliches 
Gut;  sie  alle  sind  der  Sphäre  des  Privatrechtes  gänzlich  entzogen,  sie 
sind  ausschliesslich  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Verwaltungsrechtes  zu 
behandeln. 

Zu  dieser  Consequenz  führt  der  eben  angedeutete  Entwicklungsgang; 
zu  ihr  führt  notliwendig  die  Erkenntnis  von  der  einheitlichen  Natur  und 
dem  einheitlichen  Zusammenhange  aller  fliessenden  Gewässer  sowie  von 
der  allgemeinen  und  hohen  Bedeutung,  die  dem  fliessenden  Wasser  mit  Rück- 
sicht auf  die  menschliche  Wohlfahrt  zukommt.^)  Die  eben  erwähnten  Umstände 
haben  in  der  Literatur  und  der  Gesetzgebung  schon  längst  den  Gedanken 
gezeitigt,  dass  alle  Wasserläufe  als  öffentliches  Gut  dem  Gemeingebrauche  zu 
übergeben,  dem  Privatrechtsverkehre,  wie  überhaupt  dem  Begriffsumfange  des 
Eigenthums  zu  entziehen  und  dem  öffentlichen  Rechte  zu  unterstellen  seien. 
Die  Unhaltbarkeit  des  Begriffs  der  „ Privatgewässer "  zeigt  sich  übrigens 
am  deutlichsten  darin,  dass  auch  das  derzeit  bei  uns  in  Geltung  stehende 
Wasserrecht  „in  allen  praktisch  wichtigen  Fragen  die  Privatgewässer  den 
öffentlichen  Gewässern  fast  gleichgestellt".-)  Es  geschieht  dies  insbesonders 
'durch  die  §§  10,  Abs.  3  und  12  R.-W.-G.,  ebenso  durch  die  Landesgesetze 
(§§  16  und  17   —   Steiermark  §  15,  Abs.  2)  überall  dort,   wo   durch   die 


Napoleon,  weiters  —  aber  hier  schon  mit  Vermeidung  der  Bezeichnung  „Eigenthum"  — 
in  den  §§  286  und  287  des  österr.  allg.  bgl.  Gesetzbuches  und  —  im  Anschlüsse  daran 
—  im  §  1  des  ßeichswassergesetzes,  bezw.  der  Landeswassergesetze. 

*)  Gegen  die  Anwendung  des  Eigenthumsbegriffs  auf  irgend  eine  Art  fliessenden 
Gewässers  und  für  das  Fallenlassen  des  Unterschiedes  zwischen  öffentlichen  und  privaten 
Wasserläufen  sprechen  sich  aus:  Endemann,  a.  a.  0.  S.  7;  Schenck,  Zur  Wasser- 
rechtsfrage, 1860,  S.  7,  21;  Hesse,  a.  a.  0.,  doch  betrachtet  Hesse  (S.  202)  als  flumina 
privata  „die  kleinen  Gewässer,  bei  denen  man  Bett  und  Ufer  kaum  unterscheiden  kann, 
die  in  schmalen  Gräben  dahinfliessen,  einen  öffentlichen  Gebrauch  nicht  gestatten  und 
darum  auch  ein  öffentliches  Interesse  nicht  hervorrufen";  Kappeier,  Der  Rechtsbegriff  etc., 
Baumert,  a.  a.  0.  S.  227  fg.;  Näf,  Das  Wasserrecht  im  Grossherzogthum  Baden,  1888, 
S.  15  fg.:  Frank-Nieberding,  Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  Preussischen  Staate, 
1889;  Lemayer,  Zur  neueren  Gesetzgebung  über  Wasserrecht,  Allgem.  österr.  Gerichts- 
zeitung, 1869,  Nr.  41 — 47;  Prazäk,  a.  a.  0.  S.  1  fg.  Mit  Recht  bezeichnet  auch  Jicinsky 
(Oesterr.  Vierteljahrschrift,  18.  Bd.,  S.  273)  die  Unterscheidung  zwischen  öffentlichen  und 
privaten  Gewässern  als  eine  „Nothbrücke,  um  aus  dem  alten  feudalen  Zustande  in  einen 
neuen  hinüberzuleiten";  aus  Opportunitätsgründen  sucht  er  jedoch  diese  Nothbrücke  aufrecht 
zu  erhalten:   ein  Weg,  auf  dem  ich  ihm  nicht  zu  folgen  vermag. 

2)  Peyrer,  S.  122. 
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Benützung  der  Privatgewässer  auf  die  Beschaffenheit,  den  Lauf  oder  die 
Höhe  des  Wassers  in  öffentlichen  Gewässern  eine  Einwirkung  entsteht.^) 
„Und  so  hebt  denn",  sagt  Randa,  ^)  „die  Gesetzgebung  selbst  das  Eigen- 
thum  an  Bächen  und  Flüssen,  welches  sie  in  den  §§  5  und  10  (Absatz  1 
und  2),  12—15  R.-W.-G.  vorerst  theoretisch  anerkannt,  ....  in  allen 
praktisch  wesentlichen  Consequenzen  wieder  auf.^) 

So  viel  über  die  Behandlung  des  fliessenden  Wassers  als  einer  res 
publica.  Ich  möchte  nur  noch  hinzufügen,  dass  auch  die  unterirdisch 
fliessenden  Wasserläufe  zu  den  Sachen  der  eben  erwähnten  Art  zu  rechnen 
sind,*)  da  eben  alle  fliessenden  Gewässer  physisch  und  daher  auch  begriff- 
lich ein  einziges  System  darstellen,  welches  durch  willkürliche  Einwirkungen, 
mögen  sie  sich  auf  ober-  oder  auf  unterirdische  Wasserläufe  beziehen,  in 
Verwirrung  gebracht  werden  müsste. 

Das  Wasser  erscheint  jedoch  noch  in  einer  zweiten  Gruppe  der  res 
extra  commercium,  nämlich  unter  den  res  omnium  communes,  d.  h.  den- 
jenigen Sachen,  welche  nicht  kraft  positiver  Rechtsvorschrift,  sondern  Kraft 
ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  (iure  naturali)  der  menschlichen  Willens- 
herrschaft entzogen  sind.  In  diesem  Sinne  wird  die  Wasserwelle  (aqua 
profluens,  zum  Unterschiede  vom  Wasserkörper  oder  Wasserlauf:  flumen) 
zu  den  res  omnium  communes  gerechnet.-"")  Eine  besondere  Bedeutung 
scheint  diesem  Umstände  nicht  zuzukommen.  Und  doch  ist  dies  der  Fall 
bezüglich  des  Grundwassers,  aus  welchem  Brunnen,  Wasserläufe  etc. 
gespeist  werden.  Ueber  den  rechtlichen  Charakter  des  Grundwassers  herrscht 
grosse  Meinungsverschiedenheit.  Ich  betrachte  dasselbe  als  res  omnium 
communis  und  demgemäss  fällt  auch  die  Benützung  des  Grundwassers  in 
das  Gebiet  des  öffentlichen  Wasserreclits.-'J 


*)  Aehnlich  in  Sachsen  (§  35  des  Gewerbegesetzes  vom  15.  October  1861).  in 
Baden  (Art.  23  des  Gesetzes  vom  25.  August  1876)  und  Hessen  (Art.  13  des  Gesetzes 
vom  30.  Juli  1887);    vgl.  Leuthold,  Wasserrecht  im  Kgr.  Sachsen,    189-2,   S.  168,  169. 

2)  Wasserrecht,  S.  102. 

3)  Das  Eigenthum,  welches  doch  das  vollkommenste  aller  Sachenrechte  sein  soll, 
wird  zum  unvollkommensten  (Lemajer,  a.  a.  0.  S.  174). 

*)  Das  österr.  Wasserrecht  enthält  hierüber  keinerlei  Bestimmungen.  Die  unter- 
irdischen Wasserläufe  werden  nur  im  Zusammenhange  mit  den  Quellen  behandelt  (§  4  a 
des  Reichsges.). 

5)  Die  von  mir  festgehaltene  Unterscheidung  zwischen  Wasserkörper,  Wasserlauf 
(flumen)  als  res  publica  und  Wasserwelle,  Wassersubstanz  (aqua  profluens)  als  res  omnium 
communis  führt  sich  zurück  auf  §§  1,  2.  Inst.  2,  1;  sie  findet  sich  bei  Gerber,  Deutsches 
Privatrecht,  §  61,  Anm.  1;  Unger,  System  des  österr.  allg.  Privatrechtes  §  46;  Seuf- 
fert,  Pandektenrecht  §  57;  Arndts,  Pandekten  §  49;  Czyhlarz,  Institutionen  §  38; 
Scheele,  Das  preuss.  Wasserrecht,  1860,  S.  20  u.  a.  —  Gegen  diese  Unterscheidung 
Börner  a.  a.  0.,  insbes.  S.  176;  Hesse,  a.  a.  0.  §  2;  wohl  aber  unterscheidet  letzterer 
(S.  208)  zwischen  usus  communis  (innoxius:  zum  Trinken  etc.)  und  usus  publicus  (zur 
Schiffahrt,  Bewässerung  u.  dgl.).  Auch  Eanda,  Wasserrecht,  S.  5,  und  Eigenthurasrecht 
1893,  S.  60,  zählt  den  Wasserlauf  zu  den  res  omnium  communes. 

^)  Das  Grundwasser  wird  von  Peyrer  (S.  190)  und  Prazäk  (a.  a.  0.  S.  50)  als 
öifentliches  Gut,  von  anderen  Autoren  (z.  B.  von  Baumert,  a.  a.  0.  S.  1229,  Ulbrich, 
Die  rechtl.  Natur  der  Grundwässer,  Jur.  Vierteljahrschrift,    Wien,    IV,    S.  191  fg.)   als 
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Auch  die  natürlichen  Seen  und  Teiche  sind  nichts  anderes  als  Theile 
des  einheitlichen  Laufs  alles  fliessenden  Wassers.  Einer  speciellen  Aus- 
einandersetzung bedarf  es  jedoch  bezüglich  der  im  §  4,  a,  c  und  d 
R.-W.-G.  angeführten  Gewässer:  der  Quellen,  dann  des  in  Brunnen.  Teichen, 
Cisternen,  Canälen,  Röhren  etc.  eingeschlossenen  Wassers,  schliesslich 
der  Abflüsse  aus  den  vorgenannten  Gewässern. 

Die  Quellen  werden  von  den  meisten  Gesetzgebungen  —  und  so  auch 
von  der  österreichischen  —  zum  Privateigenthum  gezählt;^)  ein  besonderes 
Eechtsobject  vermag  ich  jedoch  in  der  Quelle  nicht  zu  erblicken,  da 
dieselbe  immer  nur  die  Phase  eines  Wasserlaufs  darstellt  und  von  dem- 
selben begrifflich  sich  niclit  sondern  lässt.-)  Die  Quelle  ist  niemals  etwas 
anderes  als  die  Fortsetzung  eines  unterirdischen  und  in  der  Regel  zugleich 
der  Beginn  eines  oberirdischen  Gewässers.  Sie  theilt  also  den  rechtlichen 
Charakter  des  fliessenden  Wassers.  Auch  wenn  sie  aus  Grundwasser  ent- 
steht oder  zu  Grundwasser  wird,  ist  sie  nichts  anderes  als  ein  Stück 
öffentlichen  Gewässers.  Man  mag  die  Sache  casuistisch  mit  noch  so  grosser 
Sorgfalt  untersuchen,  immer  wieder  wird  die  Quelle  als  selbständiger 
Begriff"  entschwinden.  Was  aber  das  in  Brunnen,  künstlichen  Teichen,  Cisternen, 
Canälen,  Wasserleitungsröhren  etc.  eingeschlossene  Wasser  anbelangt,  so 
kann  hier  von  einem  Gemeingebrauche  allerdings  nicht  oder  doch  nur 
im  beschränkten  Sinne  die  Rede  sein.  Gleichwohl  sind  wir  nicht  genöthigt, 
hier  das  Vorhandensein  einer  besonderen  Gruppe  von  Privatgewässern  anzu- 
nehmen, zumal  die  begriff"liclie  Sonderung  des  eingeschlossenen  vom 
laufenden  Gewässer  in  der  Regel  ausserordentlich  difficil  ist.  Die  Frage 
muss  aus  anderem  Gesichtspunkte  betrachtet  werden.  Inwiefern  ich  berech- 
tigt bin,  alle  hier  in  Betracht  kommenden  Vorrichtungen  als  concessions- 
pflichtige  Anlagen  zu  erklären,  wird  sich  später  zeigen;  liegt  dieses  Ver- 
hältnis aber  vor,  dann  bildet  vom  Momente  der  Concessionsertheilung  an 
die  mehr  oder  weniger  ausschliessliche  Benützung  des  in  Canälen,  Leitungen, 


Privatgewässer  angesehen.  De  lege  ferenda  halte  ich  die  letztere  Construction  für  unzu- 
lässig, weil  das  fluctuierende  Grundwasser  in  seiner  Totalität  der  Willensherrschaft  nicht 
unterworfen  werden  kann,  weiters  auch  aus  praktischen  Gründen,  da  die  willkürliche 
Anlage  von  Brunnen  fremde  Rechte  gefährden  kann.  Aber  auch  zu  den  res  publicis 
kann  das  Grundwasser  nicht  gestellt  werden,  weil  es  nicht  in  einem  Rinnsale  fliesst, 
somit  nicht  als  flumen  sich  darstellt,  nicht  kraft  positiven  Rechtssatzes,  sondern  kraft 
seiner  natürlichen  Beschaffenheit  (naturali  iure  als  aqua  profluens)  dem  commercium 
entzogen  ist.  Das  Grundwasser  ist  also  nach  meiner  Ansicht  res  omnium  communis. 
Ich  acceptiere  hiemit  die  Tlieorie  Randas  (Wasserrecht  S.  190);  hinsichtlich  der  prak- 
tischen Consequenzen  vermag  ich  Ran  da  allerdings  nicht  zu  folgen  (vgl.  S.  34,  Anm.  1). 
Gegen  die  Einreihung  des  Grundwassers  und  der  unterirdischen  Wasserläufe  unter  die 
Privatgewässer  ist  A.  F.  Wagner,  Ueber  deutsches  und  österr.  Wasserrecht  in  seinei 
Anwendung  auf  Quellen  und  Grundwasser,  Preiberg  i.  S.  1888. 

*)  Auch  das  römische  Recht  behandelt  die  Quellen  durchaus  als  Objecte  des 
Privateigenthums,  vgl.  insbes.  1  4  Dig.  43,  20;  ebenso  das  ungar.  Wasserrechtsgesetz, 
XXIII.  Gesetzartikel  v.  J.  1885,  §  10. 

2)  Baron,  a.  a.  0.  2.  Bd.,  S.  77;  Bousek,  Beitr.  z.  Reform  des  österr.  Wasser- 
rechtes, 1898,  S.  9.     Dagegen  Pözl,  a.  a.  0.  S.  99. 

2* 
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Brunnen,  Cisternen,  künstlichen  Teichen  etc.  enthaltenen  Wassers  einen  Theil 
der  Concession,  ohne  dass  es  nöthig  wäre,  hier  ein  Privateigenthiim  zu  con- 
struieren.  Die  betreffenden  Gewässer  sind  demnach  lediglich  aus  dem 
Gesichtspunkte  vom  Gemeingebvauche  zu  eximieren,  weil  sie  als  Bestand- 
theile  eines  concessionierten  Wasserwerkes  sich  darstellen. 
Daher  soll  auch  im  künstlichen  Gerinne  der  Gemeingebrauch  insofern  e 
statthaft  sein,  als  die  Interessen  des  Wassei*werkes  hiedurch  nicht  geschädigt 
werden. 

Erklären  wir  nun  alle  fliessenden  (ober-  und  unterirdischen)  Gewässer 
sowie  die  zu  denselben  gehörigen  Leitungen,  endlich  die  Seen  und  Teiche 
als  res  publicae,  das  GrundAvasser  aber  als  res  oranium  communis,  somit 
jedes  fluctuierende  Gewässer  als  öffentliche  Sache,  so  entrollt  sich  vor 
uns,  indem  wir  die  jene  öffentliche  Sache  behandelnden  Normen  zusammen- 
fassen, das  homogene  Bild  des  ö  ff  entlichen  Wa  sserrechtes,  während 
der  Begriff  des  privaten  Wasserrechts  in  jenem  des  allgemeinen  Civil- 
rechts  aufgeht.^) 

Indes  bedarf  diese  Hypothese  noch  einer  sorgfältigen  Prüfung,  da 
wir  auch  bezüglich  der  fluctuierenden  Gewässer  Kechtsverhältnisse  antreffen, 
die  es  auf  den  ersten  Blick  als  zweifelhaft  erscheinen  lassen,  ob  sie  dem 


*)  Stein  (Die  Wasserrechtslehre,  Oesterreichische  Vierteljahrschrift  für  Eechts- 
und  Staatswissenschaft,  18.  Bd.)  nimmt  m.  E.  den  richtigen  Standpunkt  ein,  indem  er 
(S.  235)  erklärt,  „dass  ein  besonderes  Privatrecht  des  Wassers  ebensowenig  existiert  als 
ain  Privatrecht  von  Erde  und  Steinen".  „Es  ist  daher  falsch,"  fährt  er  fort,  „wenn  man 
von  einem  Privatrecht  des  Wassers  redet.  Es  gibt  in  der  That  nur  ein  öffentliches 
Wasserrecht. . .  Das  öffentliche  Wasserrecht  oder  das  eigentliche  Wasserrecht  beginnt . . 
da,  wo  die  Natur  des  Wassers  dasselbe  als  eine  Bedingung  des  Gesammtlebens  hinstellt". 
(S.  266).  Diese  Worte  gewähren  einen  weiten  Ausblick;  gelangt  doch  (Prazäk,  Die 
princ.  Abgrenzung  der  Competenz  der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden,  Archiv  f. 
fiffentl.  Eecht,  IV,  S.  259)  „der  Zug  unserer  Zeit  in  einer  früher  kaum  geahnten  Aus- 
dehnung der  öffentlich-rechtlichen  Agenden  zum  Ausdruck".  —  Wohin  wir  durch  das 
Bestreben,  die  auf  das  Wasser  Bezug  habenden  Normen  in  einer  privatrechtlichen  Codifi- 
cation  zu  vereinigen,  geführt  werden,  sehen  wir  bei  Hager,  Ueber  die  Aufnahme  des 
Wasserrechts  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich,  Berlin  1890. 
Hager  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Grundlagen  des  Wasserrechts  privatrecht- 
licher Natur  seien  (S.  25)  und  dass  sie  daher  ihren  Platz  im  bürgerlichen  Gesetzbuche 
haben.  Auf  diesem  Wege  gelangt  Hager  zu  der  Ansicht,  dass  „der  Fluss  als  Ganzes 
recht  wohl  als  Grundstück  (!)  aufgefasst  werden  kann"  (S.  21)  und  dass  „die  Wasser- 
benützungsrechte der  Privatflussanlieger  unzweifelhaft  (!)  zu  den  Grunddienstbarkeiten 
gehören"  (S.  19;  in  diesem  Sinne  freilich  auch  Schwab  a.  a.  0.  S.  103).  Ebenso  ver- 
weist der  genannte  Autor  ins  Eeichscivilgesetzbuch  die  Anordnung,  „dass  Benützungs- 
rechte, deren  Ausübung  bleibende  Anlagen  erfordert  .  .  .,  nur  durch  behördliche  Geneh- 
migung erworben  werden  können."  Sollte  hier  Hager  wirklich  die  Genehmigung  des 
Civilrichters  im  Auge  haben?  Wenn  aber  nicht,  gehört  dann  dieser  Satz  ins  bürger- 
liche Gesetzbuch?  Die  bedauerliche  Zersplitterung  der  wasserrechtlichen  Gesetzgebung 
in  Deutschland  wird  schon  von  Glass,  Die  wasserrechtliche  Gesetzgebung  etc.,  1856, 
S.  109  fg.,  und  von  Schenck,  Zur  Wasserrechtsfrage,  1860,  S.  20,  beklagt.  Hagers 
Centralisationsbestrebungen  sind  vollständig  zu  billigen;  dieselben  sind  aber  ganz 
unfruchtbar,  wenn  die  Grenze  zwischen  dem  privaten  und  dem  öffentlichen  Rechte  nicht 
richtig    gezogen   wird.     Die  Vorliebe  Hagers  für  das  Civilrecht  ist  umso  auffallender, 
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Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  zugewiesen  werden  können,  wie  denn  auch 
Rechtssätze  von  ausgesprochen  civilem  Charakter  unter  Umständen  mit 
Gewässern  der  bezeichneten  Art  in  Beziehung  treten.  Hievon  wird  im 
nächsten  Abschnitte  die  Rede  sein. 

IV. 

Sicherlich  ist  allen  Normen  über  die  Benützung  der  fluctuierenden, 
insbesonders  der  fliessenden  Gewässer  —  mag  es  sich  um  den  Gemein- 
gebrauch im  engeren  Sinne,  um  Schiffahrt,  Flösserei,  Triftung,  Fischerei 
oder  um  concessionierte  Wasserwerke  handeln  —  öffentlicher  Charakter 
zuzusprechen.  In  all  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  die 
Regelung  von  „selbständigen  Einzelninteressen  gegenüber  den  Einzeln- 
interessen," sondern  um  „jene  Wechselbeziehungen,  in  welchen  der  Mensch 
nicht  als  Einzelner,  sondern  als  Glied  eines  sogenannten  Gemeinwesens 
steht."  (Ran da.) 

Die  zu  schützenden  Interessen  zerfallen  jedoch  in  mehrere  Kate- 
gorien, deren  verschiedene  Art  nicht  nur  von  theoretischer,  sondern  — 
wie  sich-  später  zeigen  wird  —  auch  von  praktischer  Bedeutung  ist. 

Zunächst  sehen  wir  Interessen  vor  uns,  die  nicht  zu  subjectiven 
Rechten  sich  verdichten,  sondern  lediglich  als  „Reflexe  des  objectiven 
Rechtes"  sich  darstellen:  so  der  Gemeingebrauch  im  engeren  Sinne,  die 
Schiffahrt,  die  Flösserei.  Zum  Theile  aber  haben  wir  es  mit  öffentlichen 
Individualrechten   zu   thun.^)   Dies   gilt  von   den   Fischerei-   und   von   den 


als  er  sich  als  einen  Gegner  der  Eigenthumstheorie,  sogar  bezüglich  der  Privatgewässer, 
bekennt.  Sehr  gut  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Darlegung  des  Gedankens,  dass  auch  das 
Eecht  an  Privatgewässern  nur  als  ein  Gebrauchsrecht  erscheine  (S.  13). 

*)  Inwieweit  die  vom  öffentlichen  Rechte  im  objectiven  Sinne  des  Wortes  ge- 
schützten Interessen  als  subjective  öffentliche  Individualrechte  anzusehen  sind,  dies  ist 
eine  sehr  bestrittene  und  noch  keineswegs  geklärte  Frage.  Die  Bemerkung  Sarweys 
(Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungsrechtspflege,  1880,  S.  407),  dass  die  Gesetz- 
gebung mit  der  Errichtung  von  Verwaltungsgerichten  dem  materiellen  Verwaltungsrechte 
vorausgeeilt  sei,  gilt  im  vollen  Umfange  auch  noch  heute.  Fassen  wir  das  Wasserrecht 
ins  Auge,  so  muss  zunächst  bemerkt  werden,  dass  J ellin ek  (System  der  subjectiven 
öffentlichen  Rechte,  1892)  im  Sinne  der  von  Ihering  (Geist  des  röm.  Rechts,  III.  §  61) 
aufgestellten  Begriffsbestimmung  die  „Rechte"  auf  den  Gebrauch  öffentlicher  Sachen  als 
blosse  Reflexwirkungen  des  objectiven  Rechts  erklärt  (S.  70);  die  Idee  eines  öffentlichen 
Sachenrechtes  betrachtet  J  eil  in  ek  (S.  72)  als  unhaltbar.  Hingegen  anerkennt  Ulb  rieh, 
(lieber  öffentliche  Reclite  und  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  1875,  S.  31,  48),  eine  Gruppe 
öffentlicher  Rechte,  welche  die  Theilnahme  der  Einzelnen  im  Gebrauche  der  öffentlichen 
Sachen  schützt.  Auch  Sarwey  zählt  (a.  a.  0.  S.  501)  die  Theilnahme  an  dem  Gebrauche 
der  öffentlichen  Sachen,  insb.  der  öffentlichen  Gewässer,  zu  den  öffentlichen  Vermögens- 
rechten. Prazäk,  Competenzfr.,  S.  24,  hält  den  Gemeingebrauch  am  fliessenden  Wasser  für 
ein  öffentliches  Recht  im  subjectiven  Sinne  des  Wortes.  —  Obzwar  nun  die  derzeit 
herrschende  Auffassung  des  subjectiven  Rechts  als  eines  „rechtlich  geschützten  Interesses" 
die  weiteste  Ausdehnung  dieses  Begriffs  zu  gestatten  scheint,  so  möchte  ich  doch  mit 
Merkel  (Encyklop.  §  153)  nur  die  individualisierte  rechtliche  Macht  als  constitu- 
tives  Merkmal  des  subjectiven  Rechts  anerkennen.  Was  speciell  die  wasserrechtlichen 
Concessionen  anbelangt,  so  werden  dieselben  vonLoening,  Lehrbuch  des  deutschen 
Verwaltungsrechts,   1884,    S.  380,    Ran  da,   Wasserrecht,   S.  57  und  142,  Anm.  20,  und 
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auf  einer  Concession  beruhenden  Wassernutzungsrechten.  Und  zwar  tragen  rein 
öffentlichen  Charakter  die  Trift-Concessionen  nach  dem  Forstgesetze  vom 
3.  December  1852  an  sich;  eine  Art  öffentlicher  Wasserrechte  aber  ist 
nothwendiger  Weise  mit  Civil  rechten  in  der  Art  verknüpft,  dass  zwar 
nicht  ihr  Inhalt,  wohl  aber  ihre  Entstehung,  ihre  Uebertragung  und  ihr 
Untergang  von  den  Schicksalen  eines  Privatrechtes  abhängig  gemacht  wird. 
Es  sei  mir  gestattet,  hier  etwas  weiter  auszuholen. 

Wir  werden  im  nächsten  Capitel  erörtern,  dass  zur  Errichtuug  von 
Wasserwerken,  welche  auf  die  Beschaffenheit  des  Wassers,  auf  den  Lauf 
desselben  oder  auf  die  Höhe  des  Wasserstandes  Einfluss  nehmen,  die  Ufer 
gefährden  oder  den  Wasserverkehr  beeinträchtigen  können,  die  Bewilligung 
der  Behörde  erforderlich  ist.  Dies  gilt  insbesonders  von  Trieb-  und  Stau- 
anlagen. 

Gegenwärtig  lassen  nun  die  Landeswassergesetze  derartige  Concessionen, 
falls  sie  nicht  auf  die  Person  des  Bewerbers  beschränkt  werden,  auf  den 
jeweiligen  Besitzer  derjenigen  Betriebsanlage  oder  Liegenschaft  übergehen, 
für  welche  die  Bewilligung  erfolgt  ist  (§  25,  Böhmen  §  26,  Bukowina  §  23, 
Krain  §  12,  Steiermark  §  22).  Hiemit  wird  den  Wasserrechten  der  in  Kode 
stehenden  Art  der  Charakter  von  Real  rechten  beigelegt  und  dies  entspricht 
auch  volkommen  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen.  Freilich  ist  die  im 
Gesetze  angedeutete  Construction  eine  unvollkommene.  Dass  die  Bezeich- 
nung „Besitz*  nicht  im  juristischen  Sinne  gemeint  ist,  liegt  auf  der  Hand. 
Hiemit  aber  wird  das  Problem  nicht  gelöst,  sondern  umgangen.^)  Peyrer 
fasst  (Wasserrecht  S.  323)  den  Eigenthümer,  den  Fideicommiss-  und  Lehen- 
besitzer, sowie  den  Emphyteuta  ins  Auge;  ßanda'^)  geht  über  diese  Frage 
mit  wenigen  allgemeinen  Sätzen  hinweg.  Eine  Klärung  derselben  ist  jeden- 
falls unerlässlich;  und  zwar  lässt  sich  ein  Zurückgreifen  auf  privatrechtliche 
Begriffe  hier  nicht  wohl  vermeiden.  Ich  halte  dafür,  dass  das  betreffende 
Wasserrecht  entweder  einer  physischen,  bzw.  juristischen  Person  oder  dem 
jeweiligen  Eigenthümer^)  einer  bestimmten  Liegenschaft  verliehen 
werden  sollte.  Usufructuar,  Emphyteuta,  Pächter,  Mieter  stehen  dem 
Grundeigenthümer,  dieser  allein  steht  dem  Staate  gegenüber.  Mit  dem 
Grundeigenthum  wird  das  Wasserrecht  erworben  und  übertragen. 

In  der  Realeigenschaft  gewisser  wasserrechtlicher  Befugnisse  (und  der 
damit  verknüpften  Pflichten)  besteht  nach  dem  mir  vorschwebenden  Systeme 


Praiäk,  Wasserrechtliche  Competenzfragen  S.  27  fg.,  als  subjective  öffentliche  Rechte 
hingestellt.  Sehr  richtig  sagt  letzterer,  dass  die  Concessionen  „nur  einem  Angehörigen 
des  Staatsverbandes  als  Theilnehmer  an  der  Gesammtproduction  des  Volkes  verliehen 
werden".  Vgl.  dort  Anrn.  75  über  die  ältere  Theorie,  welche  die  Concessionen  als  Privat- 
rechte auffasste;  so  auch  noch  Ulbrich,  a.  a.  0.  S.  47,  Anm.  43. 

')  Dies  gilt  —  nebenbei  bemerkt  —  auch  vom  §  9  des  Markenschutzgesetzes  vom 
6.  Jänner  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  19;  dass  hier  privatrechtliche  durch  wirtschaftliche  Begriffe 
sich  nicht  substituieren  lassen,  ergibt  sich  aus  dem  zweiten  Absatz  desselben  Paragraphen, 
welcher  von  „Erben",  von  der  „Verlassenschaft"  und  der  „Concursmassa"  spricht. 

2)  "Wasserrecht,  S.  56  und  57. 

^)  So  ist  auch  die  Frage  im  ungarischen  Wasserrechtsgesetz  {§  35)  entschieden. 
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auf  dem  uns  interessierenden  Gebiete  die  einzige  Verquickung  des  öffent- 
lichen und  privaten  Eechts.  Die  Frage  nach  dem  Subject  derartiger 
öffentlicher  Kechte  wird  zum  Theile  nach  privatrechtlichen  Erwägungen  zu 
entscheiden  sein;  diese  Thatsache  vermag  jedoch  den  öffentlichen  Charakter 
der  betreffenden  Wasserrechte  nicht  zu  tangieren.^)  Auch  liegt  eine  Schwie- 
rigkeit bezüglich  der  codificatorischen  Sonderung  nicht  vor:  im  Wasser- 
rechtsgesetze ist  ganz  einfach  die  facultative  Kealeigenschaft  der  betreffenden 
Wasserrechte  (die  Verknüpfung  mit  dem  Eigenthume  einer  unbeweglichen 
Sache)  zu  statuieren. 

Sehr  bestritten  und  verhüllt  ist  der  Charakter  der  F  i  s  c  h  e  r  e  i  r  e  c  h  t  e. 
In  der  Kegel  wird  von  Seite  der  politischen  Behörde  jedwede  Ingerenz  in 
Streitigkeiten  über  das  Recht  des  Fischfanges  abgelehnt;  auch  die  Haltung 
der  Gerichte  sowie  die  Entscheidungen  des  Obersten-  und  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes entsprechen  im  grossen  und  ganzen  diesem  Gesichtspunkte.^) 
In  der  Literatur  werden  die  Fischereirechte  zumeist  als  Privatrechte  ange- 
sehen, wobei  jedoch  die  Fischereipolizei  den  Verwaltungsbehörden 
zugewiesen  wird. 

Indes  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  rücksichtlich  des  Fischerei- 
rechtes nicht  nur  die  Theorie,  sondern  auch  die  Gesetzgebung  in  einem 
Zustande  der  trostlosesten  Verwirrung  sich  befindet.  Neben  dem  freien 
Fischfange  stehen  uralte  Rechtstitel  und  Gewohnheiten;  das  Reichs-Fischerei- 
Gesetz  vom  26.  April  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  58,  hat  —  nach  bewährter  Me- 
thode —  sich  auf  die  Grundfragen  des  Fischereirechtes  leider  nicht  ein- 
gelassen; die  wenigen  mit  diesem  Reichsgesetze  correspondierenden  Landes- 
Fischerei-Gesetze  (Galizien,  Krain,  Vorarlberg,  Salzburg,  NiederösteiTeich, 
Oberösterreich,  Mähren)  haben  sich  redlich  und  mit  Erfolg  bemüht,  die 
Sache  noch  mehr  zu  verdunkeln.  Wo  bisher  der  freie  Fischfang  ausgeübt 
werden  durfte,  da  steht  derselbe  nach  diesen  Gesetzen  künftighin  dem 
Lande  oder  (Galizien,  Oberösterreich)  der  Gemeinde,  in  künstlichen  Ge- 
wässern aber  den  Besitzern  dieser  Anlagen  zu.  Im  übrigen  bleiben  die 
alten  Fischereirechte  bestehen.  Der  Erwerb  des  Fischereirechtes  unterliegt 
„den  allgemeinen  Vorschriften  über  den  Erwerb  von  Privatrechten " ;  in  dieser 
Hinsicht  ist  also  der  ordentliche  Richter  zuständig.  Im  Hinblicke  auf  die 
Ausübung  der  Fischereirechte  überhaupt  (des  Fischereibetriebs)  ist  aber  die 
Verwaltungsbehörde  competent. 

Wo  sind  nun,  frage  ich,  diese  „allgemeinen  Vorschriften  über  den 
Erwerb  von  Privatrechten ?"  In  welchem  Rechtssysteme  der  Welt  gibt  es 
Erwerbsgründe,  die  jeder  Art  von  Privatrechten  gemeinsam  wären?  Wie 
wird  also  das  Fischereirecht  erworben?  —  LFnd  können  auch  die  den 
Ländern,  bzw.  Gemeinden  zustehenden  Fischerei-Rechte  ,wie  Privatrechte " 
übertragen  werden?  Man  sieht:  der  §  3  der  Landes-Fischerei- Gesetze  ist 
ein  Orakel. 


1)  Rauda,  Wasserrecht,  S.  57,  Anm.  20;    Prazäk,  Wasserrechtliche  Competenz- 
fragen,  S.  27  fg. 

2)  Prazäk,  a.  a.  0.,  S.  105  fg.;  Randa,  Wasserrecht,  S.  159,  160. 
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Augenscheinlich  schwebt  demselben  jedoch  die  dunkle  Vorstellung 
von  jenen  Gründen  des  Kechtserwerbs  vor,  die  eine  gemeinsame  Domäne 
des  privaten  und  des  öffentlichen  Kechtes  darstellen  und  von  denen  noch 
später  die  Rede  sein  wird.  Mag  das  Fischereirecht  den  Ländern,  den 
Gemeinden  oder  den  , Besitzern"  künstlicher  Wasseranlagen  zustehen;  mag 
es  mit  dem  Reale  veräussert,  mag  es  auch  verpachtet  werden;  mögen  selbst 
alte  Fischereirechte  noch  weiterhin  (sie  wären  wohl  am  besten  abzulösen!) 
selbständig  durch  solche  Rechtsgeschäfte  übertragen  werden,  deren  Zwillings- 
geschwister wir  aus  dem  Privatrechte  kennen  —  die  Fischereiberechtigung 
bleibt  m.  B.  doch  ein  öffentliches  Recht,  bezüglich  dessen  der  Verwaltungs- 
behörde die  Cognition  zusteht.  Gewiss  liegt  in  der  Aneignung  einer  res 
nullius  ein  civiler  Rechtserwerb;  das  ausschliessliche  Aneignungsrecht 
aber  ist  ein  öffentliches,  mag  es  auch  in  der  Form  eines  Realrechtes 
auftreten.  So  ist  auch  die  Occupation  der  Fische  ein  privatrechtlicher  Act; 
das  Recht  zu  fischen  aber  ist  ein  öffentliches,  es  stellt  die  der  Aus- 
übung des  civilen  Occupationsgeschäftes  verwaltungsrechtlich  gezogenen 
Grenzen  dar.^)  Mit  dem  Fischzug  schreiten  wir  allerdings  aus  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  in  jenes  des  privaten  Rechts  hinüber.  Allein  das  Fischerei- 
recht als  solches  kann  von  der  Fischereipolizei  nicht  getrennt  werden;  die 
subjectiv-concreten  Fischereirechte  sind  somit  in  systematischer  Hinsicht 
den  Trift-Concessionen  zu  coordinieren.  — 

Und  nun  entsteht  die  Frage:  bilden  nur  die  Interessen  der  Wasser- 
nutzung den  Gegenstand  des  Wasserrechts?  Augenscheinlich  ist  dies  nicht 
der  Fall;  vielmehr  gehört  auf  dieses  Gebiet  auch  der  Schutz  gewisser 
Interessen,  welche  durch  die  Wasserbenützung  verletzt  werden  könnten. 
Und  auch  hier  wieder  müssen  wir  „Reflexe  des  objectiven  Rechts*  und 
Individual  rechte  unterscheiden. 

Zu  den  ersteren  gehört  der  Anspruch  auf  Schutz  des  Lebens,  der 
Gesundheit,  der  körperlichen  Integrität,  der  Reinlichkeit,  der  (durch  Bade- 
anstalten etwa  gefährdeten)  Sittlichkeit  etc.  Dass  wir  es  hier  mit  rein 
öffentlichen  Interessen  zu  thun  haben,  wird  wohl  von  niemandem  in 
Zweifel  gezogen  werden.  Wie  steht  es  aber  mit  dem  Anspruch  des  Grund- 
eigenthümers  auf  Bewahrung  vor  Rückstau,  Ueberschwemmung  und  Ver- 
sumpfung?  Hier  handelt  es  sich  offenbar  um  den  Schutz  von  Privatinter- 


0  Ich  stimme  mit  Krainz-Pfaff-Ehrenzweig,  System  des  österr.  allg.  Privat- 
rechts, 1899,  vollständig  überein,  wenn  dortselbst  das  Fischereirecht  (wie  das  Bannrecht) 
als  eine  Forderung  auf  Unterlassungen  seitens  der  in  einem  gewissen  Bezirke  anwesen- 
den Personen  construiert  wird  (§§  36,  37);  allein  m.  E.  ist  diese  Verpflichtung  nicht 
eine  obligatorische  im  Sinne  des  Civilrechts  (S.  105),  sondern  eine  öifentlich-rechtliche. 
Ist  diese  Theorie  nicht  viel  natürlicher  als  die  Annahme  einer  gesetzlich  begründeten 
Obligation,  wobei  die  Schuld  an  die  absolute  Gesammtheit  der  im  Bannbezirke  an- 
wesenden Personen  sich  bindet?  —  Dass  die  civilistische  Auffassung  der  ausschliess- 
lichen Aneignungsrechte  zu  positiven  Resultaten  nicht  führt,  ergibt  sich  auch  aus  Frh. 
V.  Anders,  Jagd-  und  Fischereirecht,  1884,  passim,  insb.  S.  32,  71  fg.  —  Der  öffent- 
liche Charakter  der  Fischereigerechtigkeiten  wird  anerkannt  von  Eoesler,  Lehrb.  d. 
deutsch.  Verwaltungsrechts,  1872,  I.  Bd.,  §  209. 
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essen ;  allein  der  Gesetz-öfeschutz  selbst  ist  gleichwohl  verwaltungsrechtlicher 
Natur.  Niemand  kann  bestreiten,  dass  es  einen  Schutz  privater  Interessen 
aus  öffentlich-rechtlichem  Gesichtspunkte  gibt :  man  denke  nur  an  die  Ver- 
folgung der  Eigenthumsdelicte,  an  die  Vorkehrungen  gegen  Feuersbrünste 
etc.  etc.  Wie  hier,  so  handelt  es  sich  nun  auch  bezöglieh  der  Beschränkung 
von  Wassernutzungen  zu  Gunsten  des  Grundeigenthums,  der  Strassen,  der 
Eisenbahnkörper  um  eine  verwaltungs rechtliche  Fürsorge  betreffs 
privater,  also  um  öffentlich-rechtliche  Interessen.  Aber  auch  hier  kommen  nicht 
ausschliesslich  Individualrechte  in  Betracht;  vielmehr  werden  wir  ein  generelles 
Interesse  anzunehmen  haben,  falls  das  Vermögen  ganzer  Gruppen  von  Subjecten 
gefährdet  ist  oder  in  anderer  Art  die  öffentliche  Wohlfahrt  tangiert  erscheint. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  dem  eben  besprochenen  Thema  steht 
die  rechtliche  Behandlung  der  sogenannten  Immissionen;  Das  civile  „Nach- 
barrecht"  versucht  die  Eigenthumsbefugnisse  im  Verhältnisse  zwischen  Grund- 
nachbarn zu  determinieren  und  zugleich  festzustellen,  inwiefern  schädliche 
und  lästige  Einwirkungen  von  einenr  Grundstücke  zum  andern  geduldet  werden 
müssen,  -bezw.  untersagt  werden  können.  Hieher  wird  nun  die  Immission 
von  Rauch,  Dampf,  Kohlenstaub,  Feuerfunken,  Feuchtigkeit,  von  Gasen, 
sogar  von  Gerüchen  und  von  Lärm  gerechnet.  Es  ist  bekannt,  dass  auch 
das  Wasser  derartige  Immissianen  vermittelt;  und  es  scheint  also  hier  ein 
Stück  privaten  Wasserrechtes  vorzuliegen. 

Dies  ist  aber  unrichtig.  Ich  halte  es  für  einen  Missgriff,  wenn  die 
Abwehr  von  Immissionen  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Civilrechtes  betrachtet 
wird;  vielmehr  bin  ich  der  üeberzeugung,  dass  wir  hierin  eine  polizei- 
liche Angelegenheit  zu  erblicken  haben.  Wir  stossen  hier  wieder  auf  den 
eben  früher  berührten  Gegenstand:  Schutz  von  Privat-Interessen  aus  ver- 
waltungsrechtlichem Gesichtspunkte.  Civilrechtlich  müssten  —  abgesehen 
von  privaten  Eechtsgeschäften  —  im  Hinblicke  auf  die  principielle  Uuum- 
schränktheit  der  Eigenthumsbefugnisse  alle  Immissionen  einerseits  gestattet, 
andererseits  verboten  werden ;  aus  diesem  Dilemma  befreit  uns  weder  die 
Modification  der  Negatoria  noch  die  actio  aquae  pluviae  arcendae,  sondern 
nur  der  Hinweis  auf  das  Eingreifen  des  Verwaltungsrechtes.  Die  Abwehr 
der  Immission  von  Privatgewässern  (z.  B.  angesammelten  Regenwassers) 
wie  auch  schädlicher  oder  lästiger  Stoffe  durch  fliessende  Gewässer  ist 
also  im  öffentlichen  Wasserrechte  zu  behandeln.^) 

Wir  gelangen  somit  zu  folgendem  Schema  der  im  Wasserrechte  zu 
behandelnden  öffentlichen  Interessen: 


^)  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  hat  die  Immissionen  auf- 
genommen (§  906);  des  Wassers  geschieht  jedoch  keine  Erwähnung,  woraus  wohl 
geschlossen  werden  kann,  dass  die  durch  dasselbe  bewirkten  Immissionen  dem  öffent- 
lichen Wasserrechte  vorbehalten  bleiben  sollten.  Prazäk  (Die  principielle  Abgrenzung  etc., 
S.  259)  spricht  von  den  Legalservituten  des  römischen  Privatrechtes,  die  „heutzutage 
Bestandtheile  des  öffentlichen  Rechtssystems  (Wasser-,  Bau-,  Wegerecht)  bilden".  Vollends 
betrachtet  Ran  da  (Wasserrecht  §  6,  Anm.  3)  die  Legalservituten  insgesammt  als 
öffentlich-rechtliche  Reallasten.  Die  gegentheilige  Ansicht  bei  Seydel,  Grundzüge  der 
allg.  Staatslehre,  1873,  S.  45. 
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1.  Oeffentliche  Interessen,  die  nicht  an  individualisierte  Subjecte 
sich  knüpfen 

a)  im  Sinne  der  Wassernutzung:    Gemeingebrauch,  Schiffahrt,  Flösserei; 

h)  gegenüber  der  Wassernutzung:  öffentliche  Sittlichkeit,  Sicherheit  der 
Person  und  —  bei  Gefährdung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  —  auch  des 
Vermögens. 

2.  Oeffentliche  Individualrechte.  Ä.  Wasserrechte 

a)  unabhängig  von  Privatrechten :  Triftrechte,  Fischereirechte,  persönliche 
Wasserwerks- Concessionen ; 

b)  abhängig  von  Privatrechten:    reale  Wasserwerks-Concessionen. 

B.  Verwaltungsrechtlich  gegen  die  Wassernutzung  geschützte  Privat- 
interessen: Rechte  individueller  Grundeigenthümer  gegen  Ueberschwem- 
mung,  Versumpfung,  gegen  Durchsickerung  der  Gebäude  etc.  und  gegen 
Immissionen. 

Wir  haben  jedoch  noch  einige  streitige  Grenzgebiete  zwischen  dem 
öffentlichen  und  dem  privaten  Rechte  ins  Auge  zu  fassen. 

Vielfache  Zweifel  sind  entstanden  bezüglich  derWasserservituten. 
Es  ist  hier  die  Frage  aufgeworfen  worden,  inwieferne  dieselben  dem  privaten, 
inwieferne  sie  andererseits  dem  öffentlichen  Rechte  angehören.  Und  an  diese 
Frage  knüpft  sich  eine  zweite:  ob  nämlich  die  Wasserservituten  im  Grund- 
buche einzutragen  seien  oder  nicht.  Mir  scheint  es  nun  ziemlich  klar, 
dass  die  AVasserservituten  durchaus  privatrechtlicher  Natur  sind.  Der  wasser- 
rechtliche Concessionär  ist  hier  zugleich  Subject  privatrechtlicher  Servituten, 
wie  er  ja  auch  als  Eigenthümer  von  Grundstücken  und  Fahrnissen  auftritt. 
Hinsichtlich  des  Rechtsobjectes  muss  man  festhalten,  dass  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  die  Wasserservitut  ein  Recht  am  Grundstücke  und  nicht 
nothwendigerweise  zugleich  ein  Recht  am  Wasser  ist.  Nur  dann,  wenn  sie 
sich  auf  ein  Privatgewässer  bezieht,  bildet  das  Recht  am  Wasser  einen  inte- 
grierenden Bestandtheil  des  ius  in  re  aliena;  handelt  es  sich  aber  um  öffent- 
liche Gewässer,  dann  gewährt  die  Servitut  lediglich  einen  Weg  für  das 
Wasser  (so  beim  aquaeductus,\)  den  Zugang  oder  den  Viehtrieb  zum  Wasser 
(beim  ius  aquaehaustus,  bezw.  peccoris  ad  aquam  appulsus.^)  Das  Privat- 
recht am  fremden  Grundstücke  sondert  sich  dann  vom  öffentlichen  Rechte 
am  Gewässer.  Unter  allen  Umständen  liegt  keinerlei  Nöthigung  vor,  Wasser- 
servituten öffentlich-rechtlichen  Charakters  zu  construieren. 

Noch  deutlicher  tritt  die  ausschliessliche  Zugehörigkeit  zum  Privatrecht 
rücksichtlich  gevpisser  Eigenthumserwerbsarten :  der  alluvio,  der  avulsio, 
des  alveus  derelictus  und  der  insula  in  flumine  nata  zutage.  Das  Wasser 
spielt  hier  im  Hinblicke  auf  den  Rechtserwerb  eine  rein  physische,  juristisch 
aber  ganz  indifferente  Rolle. ^)    Aber  auch   die  Frage  nach  dem  Eigenthum 


1)  Dernburg,  Pandekten,  S.  591. 

2)  Vgl.  Insb.  1.  3  §  3  Big.  de  serv.  pr.  rust.  8,  3. 

3)  Zutreffend  ist  daher  die  Behandlung  der  erwähnten  Eigenthumserwerbsarten  im 
österr,  allg.  bgl,  Gesetzbuche  (§§  407—413).  Abweichend  hievon  der  im  ungarischen 
Wasserrechtsgesetze  festgehaltene  Standpunkt  (§§  4 — 10). 
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am  Flussbett  ist  eine  rein  privatrechtliche,  wiewohl  dieses  allerdings  dem 
öffentlichen  Gebrauch  dienen  muss,  insolange  sich  das  fliessende  Wasser  in 
demselben  bewegt.^)  Nach  den  privatrechtlichen  Bestimmungen  über  die 
inaedificatio  ist  weiters  das  Eigenthum  an  denjenigen  Vorrichtungen  zu 
beurtheilen,  mittelst  welcher  künstliche  Leitungen   bewerkstelligt   werden.^) 

Einige  Schwierigkeit  bereiten  die  wasserrechtlichen  Schadenersatz- 
ansprüche. Gerade  auf  diesem  Terrain  lässt  sich  die  Grenzlinie  zwischen 
dem  öffentlichen  und  dem  privaten  Eechte  sehr  schwer  verfolgen.  Dies  ist 
offenbar  auch  die  Ursache  der  schwankenden  Haltung,  die  unser  Wasser- 
recht bezüglich  der  Competenz  zur  Entscheidung  von  Entschädigungsan- 
sprüchen einnimmt/  In  den  Landesgesetzen  finden  sich  diesbezüglich  nicht 
weniger  als  4  Varianten:  1.  über  an-  und  quäle  entscheidet  die  politische 
Behörde;  2.  über  an-  und  quäle  entscheidet  die  politische  Behörde,  jedoch 
in  letzterer  Beziehung  unter  Vorbehalt  des  Kechtsweges  —  dies  gilt  ins- 
besondere rücksichtlich  aller  Expropriationsfälle ;  3.  über  das  an  entscheidet 
die  politische,  über  das  quäle  die  Justizbehörde;  4.  über  an  und  quäle 
entscheidet  das  Gericht.  Ausserdem  gibt  es  noch  Entschädigungsfälle, 
bezüglich  welcher  die  Competenz  gänzlich  im  Dunkeln  gelassen  wird 
(Peyrer  S.  678). 

Ohne  mich  nun  hier  auf  eine  nähere  Erörterung  dieser  complicierten 
Frage  einzulassen,  möchte  ich  doch  der  Ansicht  Ausdruck  geben,  dass  die 
in  dem  Eiseubahn-Concessionsgesetze  (Ministerialverordnung  vom  14.  Sep- 
tember 1854  R.-G.-Bl.  Nr.  238)  durchgeführte  Competenzabgrenzung  als 
die  correcteste  und  zweckmässigste  sich  darstellt.  Nach  §  9  lit  c  der  eben 
erwähnten  Verordnung  wird  das  Expropriationserkenntnis  von  der  politischen 
Behörde  geschöpft,  während  die  Entschädigiingsziffer  vom  Gerichte  festgestellt 
wird.^)  In  analoger  Weise  wäre  auch  im  Wasserrechte  —  und  zwar  nicht 
bloss  hinsichtlich  der  Expropriation  —  die  Feststellung  der  Verpflichtung 
zum  Ersätze  von  der  Administrativbehörde,  die  Fixierung  der  Entschädi- 
gungsziffer aber  von  den  Gerichten  vorzunehmen.  Ich  lasse  hiebei  die 
Frage  unberührt,  ob  nicht  etwa  doch  einzelne  Schadenersatzansprüche, 
wiewohl  sie  mit  Anordnungen  des  öffentlichen  Rechts  im  Connex  stehen, 
der  civilrechtlichen  Legislatur  und  Judicatur  vorzubehalten  seien.  Allein 
unter  allen  wasserrechtlichen  Entschädigungsansprüchen  existiert  —  wenig- 
stens in  Oesterreich  —  gegenwärtig  kein  einziger,  der  eine  besondere  civil- 
rechtliche  Regelung  gefunden  hätte  oder  überhaupt  als  ein  civilrechtlicher 

*)  Prazäk,  Wasserrechtliche  Competenzfragen,  S.  4. 

2)  In  der  französischen  Literatur  und  Praxis  herrscht  vielfach  die  Meinung,  dass 
der  Werkseigenthümer  zugleich  ais  Eigenthümer  der  Canäle  und  Leitungsvorrichtungen 
zu  präsumieren  sei.  Dagegen  hebt  Daviel  (Traite  de  la  legislation  et  de  la  pratique  des 
cours  d'eau,  1845,  II,  pag.  208)  sehr  richtig  hervor,  dass  das  Gebrauchsrecht  am  Wasser 
mit  dem  Eigenthum  an  den  Canälen  etc.  nicht  vermengt  werden  dürfe.  In  der  That 
gehört   erstere   Frage  dem  öflfentlichen,  letztere  dem  privaten  Eechte  an. 

^)  De  lege  lata  hat  diesen  Standpunkt  in  Wassersachen  der  Verwaltungsgerichts- 
hof in  den  Entscheidungen  vom  6.  Juni  1884,  vom  8.  März  1889  und  vom  11.  Juni  1889 
eingenommen;  vgl,  Prazäk,  a.  a.  0.  Anm.  257. 
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angesehen  werden  mü3ste;  wohl  aber  treten  mehrere  von  ihnen  aus  dem 
privatrechtlichen  Gesichtskreise  heraus,  indem  sie  —  abweichend  von  dem 
Grundsatze :  qui  suo  iure  utitur  neminem  laedit  —  die  Pflicht  zum  Ersätze 
eines  Schadens  an  die  objective  Verursachung,  nicht  aber  an  ein  subjectives 
Verschulden  knüpfen  (§8,  9,  39  etc.  der  Landesgesetze).  Warum  sollten 
nicht  auch  die  mit  Anordnungen  des  öffentlichen  Rechts  in  unmittelbarem 
Zusammenhange  stehenden  und  von  seinem  Geiste  beherrschten  Schaden- 
ersatzansprüche verwaltungsrechtlichen  Charakter  an  sich  tragen?  Sie  könn- 
ten ausdrücklich  ins  Wassergesetz  aufgenommen  und  damit  der  administra- 
tiven Competenz  zugewiesen  werden.  Hingegen  liegt  die  Bemessung  der 
Schadensziffer  allerdings  mehr  im  Wirkungskreise  der  Gerichtsbehörden; 
in  einzelnen  Fällen  wäre  eventuell  auch  das  Adhäsionsverfahren  nicht  zu 
verwerfen. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  unser  Thema  sind  die  sogenannten 
Privatrechtstitel,  welche  rücksichtlich  der  Abgrenzung  des  öffentlichen 
vom  Civilrechte  so  vielfache  Verwirrung  angerichtet  haben.  Indes  kann 
glücklicher  Weise  behauptet  werden,  dass  der  Begriff  des  Privatrechtstitels 
heutzutage  vollkommen  aufgeklärt  ist.  Wir  sehen  wiederholt,  „dass  die 
Begriffe  unseres  Privatrechtes  durchaus  nicht  auf  dasselbe  beschränkt,  viel- 
mehr nur  eine  Anwendung  höherer  Rechtsbegriffe  auf  das  Privatrechtsgebiet 
sind"  (Burckhard,  a.  a.  0.  S.  643);  daher  sind  „die  sogenannten  Privat- 
rechtstitel, unter  welchen  man  die  üblichen  Erwerbstitel  des  Privatrechts, 
insbesonders  Privilegium,  Vertrag,  Verjährung,  Ersitzung,  Ersatzpflicht, 
Zahlung,  Novation,  Indebitum  etc.  versteht,  keine  dem  Privatrechte  eigen- 
thümlichen  Erwerb ungs arten  von  Rechten,  sie  finden  sich  vielmehr  auch 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts."^) 

Ganz  zwecklos  wäre  somit  der  Versuch,  die  Privatrechtstitel  aus- 
schliesslich dem  civilen  oder  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Rechte  zuzu- 
weisen; verkehrt  aber  ist  auch  die  Annahme,  dass  jedes  im  Civilrechte 
vorkommende  Rechtsinstitut,  jeder  auf  diesem  Gebiete  geltende  Erwerbs- 
oder Erlöschungsgrund  von  Rechten  eben  deshalb  auch  dem  öffentlichen 
Rechte  nicht  fremd  sein  könne.  „Im  allgemeinen  ist  offenbar  das  sociale 
Sachenrecht  von  den  Grundsätzen  des  Privat-Sachenrechtes  durchaus  unab- 
hängig und  können  daher  Rechtsfragen,  die  dem  ersteren  angehören,  nicht 
nach  den  Grundsätzen  des  letzteren  entschieden  werden."^)  Es  gibt  Rechts- 
formen,  die  beiden  Rechtsgebieten  gemeinschaftlich  sind;  allein  darüber,  ob 
dies  der  Fall  ist,   entscheiden  ausschliesslich  die  positiven  Rechtsnormen.^) 

1)  Eanda,  "Wasserrecht,  S.  149,  118.  Ganz  ähnlich  schon  Prazäk,  Abgrenzung 
der  Competenz,  S.  300.  Man  spricht  sogar  von  einem  „öif entlich-rechtlichen"  oder 
„eigentlichen  Staats-"  Eigenthum  (vgl.  z.  B.  Seydel,  a.  a.  0.  S.  42  fg.  und  —  speciell 
bezüglich  der  öffentlichen  Gewässer  —  Schwab,  a.  a.  0.  S.  45),  ebenso  —  meines 
Erachtens  mit  mehr  Berechtigung  —  von  „öffentlich-rechtlichen  Dienstbarkeiten"  (Betreten 
der  Ufer  etc.). 

2)  Roesler,  a.  a.  0.  §  122. 

3)  Durch  §  3,  Abs.  2  des  Reichswassergesetzes  werden  die  civilrechtlichen  Be- 
stimmungen   über  den   Besitz   ins   öffentliche  Wasserrecht  übernommen;    wenn  jedoch 


Die  Eeform  des  österreichischen  Wasserrechtes.  29 

Ein  allgemeiner  Hinweis  auf  „die  Privatrechtstitel "  ist  daher  ganz  inhalts- 
los; ebenso  kann  gewiss  Peyrer  nicht  beigestimmt  werden,  wenn  er  (S. 
282)  behauptet,  es  könne  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  jedes  Wasser- 
benützungsrecht der  privatrechtlichen  Verjährung  nach  den  Bestimmungen 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unterliege." 

Wohl  aber  können  öffentlich-rechtliche  Privat-Dispositionen  an  die 
Stelle  der  verwaltungsrechtlichen  Vorschriften  treten  oder  diese  modificieren. 
Nach  dem  Grundsatze  volenti  non  fit  iniuria  sind  die  Normen  des  .öffent- 
lichen Eechtes  dort  ausser  Kraft  zu  setzen,  wo  auf  den  Interessenschutz 
seitens  der  zu  schützenden  Parteien  ausdrücklich  verzichtet  wird.  Insofevne 
bilden  dann  solche  Rechte  und  Interessen  nicht  mehr  den  Gegenstand  der 
behördlichen  Fürsorge;  die  betreffenden  Eechtsgeschäfte  unterliegen  der  von 
den  Verwaltungsbehörden  auszuübenden  Cognition. 

Schliesslich  sei  noch  hervorgehoben,  dass  das  Wasserrecht  auch  Be- 
ziehungen zum  Strafrechte  aufweist.  Abgesehen  von  den  strafbaren  üeber- 
tretungen  der  im  Wassergesetze  selbst  gegebenen  Vorschriften  will  der  §  69 
der  Landeswassergesetze  „alle  wie  immer  gearteten  Beschädigungen  und 
Verletzungen  von  Wasseranlagen"  als  Feldfrevel  behandelt  wissen.  Nur 
in  der  Bukowina  (§  65)  und  in  Steiermark  (§  64)  werden  derartige  Delicte 
als  „Wasserfrevel"  erklärt,  somit  dem  Gebiete  des  Wasserrechtes  zuge- 
wiesen. Augenscheinlich  ist  dies  der  einzig  richtige  Standpunkt.  Dass  die 
betreffenden  Handlungen  nur  dann  als  Wasserfrevel  erscheinen,  wenn  sie 
nicht  „unter  das  allgemeine  Strafgesetz  fallen,"  vermag  eine  Competenz- 
verwirrung  kaum  herbeizuführen.^) 

Was  meine  Ansicht  über  die  Abgrenzung  des  Wasserrechtes  vom 
Gewerberechte  anbelangt,  so  werden  im  Folgenden  gelegentliche  Bemer- 
kungen die  entsprechende  Aufklärung  geben. 

V. 

Nachdem  wir  nun  in  flüchtigen  Umrissen  das  Gebiet  des  öffentlichen 
Wasserrechtes  abgesteckt,  wollen  wir  den  Grundzügen  bezüglich  der  gesetz- 
lichen Regelung  des  Wassergebrauches  uns  zuwenden,  wobei  ich  den  defen- 
siven, d.  h.  den  die  Abwehr  der  Gewässer  behandelnden  Theil  des  Wasser- 
rechts ganz  ausser  Betracht  lasse,  da  er  mit  dem  Ausgangspunkte  unserer 
Erörterungen  in  einem  nur  losen  Zusammenhange  steht,  übrigens  einer 
principiellen  Reform  nicht  zu  bedürfen  scheint. 


Prazäk  (Wasserrechtliche  Competenzfragen,  S.  35)  hiezu  bemerkt,  „dass  sohin  selbst 
die  Ersitzung  derartiger  Benützungsrechte  in  öffentlichen  Gewässern  keineswegs  ausge- 
schlossen sei,"  so  erblicke  ich  hierin  ein  nicht  hinlänglich  gerechtfertigtes  Hinüber- 
springen aus  dem  Capitel  des  Besitzes  in  jenes  des  Eigenthums. 

1)  En  passant  bemerke  ich,  dass  nach  den  obigen  Ausführungen  über  die  Natur  der 
Fischereirechte  die  widerrechtliche  Aneignung  von  Fischen  aus  Gewässern  aller  Art  im  Straf- 
gesetze nicht  als  Diebstahl,  sondern  als  ein  besonderes  Delict  zu  construieren  wäre;  hingegen 
fiele  die  Entwendung  von  Fischen  aus  solchen  Behältern,  die  mit  dem  fluctuierenden 
Wasser  nicht  im  Zusammenhange  stehen,  unter  den  allgemeinen  Diebstahlsbegriff. 
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Als  theoretische  Grundlage  des  rechtlichen  Systems  der  Wasser- 
nutzung  ist  —  nach  den  obigen  Ausführungen  —  der  Satz  hinzustellen, 
dass  alles  fliessende  Wasser  res  publica  ist,  dass  es  niemandem  gehört, 
vielmehr  jedermann  zum  Gebrauche  überlassen  ist.  ^)  Hieraus  folgt  keineswegs, 
dass  bezüglich  der  Wassernutzung  schrankenlose  Willkür  herrsche;  viel- 
mehr hat  das  Verwaltungsrecht  der  privaten  Handlungsfreiheit  die  ent- 
sprechenden Schranken  zu  ziehen.^)  Hiebei  handelt  es  sich  zunächst,  um  die 
sachgemässe  Abgrenzung  der  durch  die  Natur  der  Verhältnisse  gegebenen 
Interessensphären,^)    zugleich  aber   auch    um    die   impulsive  Neugestaltung 


*)  Am  nächsten  verwandt  ist  die  theoretische  Grundlage  des  zu  entwerfenden 
Keformsjstems  derjenigen  des  römischen  Rechts,  welches  alle  ständig  fliessenden 
Gewässer  als  res  publicas  dem  Gemeingebrauche  übergab.  Identisch  ist  jedoch  diese 
theoretische  Basis  mit  der  unseren  nicht;  denn  trotz  des  eben  angeführten  Grunddogmas 
hat  das  römische  Recht  die  Quellen  als  portio  fundi,  ebenso  alles  geleitete  Wasser  als 
Gegenstand  des  Privatrechts  erklärt  (Hesse  a.  a.  0.  S.  229,  resp.  196).  Was  vollends 
den  praktischen  Aufbau  des  Wasserrechts  anbelangt,  so  bietet  das  römische  Recht 
allerdings  eine  äusserst  sorgfältige  Behandlung  der  privaten  Gewässer,  namentlich  der 
Wasserleitungen  dar;  auch  haben  die  Römer  bezüglich  der  öiFentlichen  Gewässer  das 
Princip  des  Gemeingebrauchs  in  liberalster  Weise  zur  Durchführung  gebracht.  Vieles, 
was  in  den  Pandecten  über  den  Schutz  der  Schiffahrt  (Dig.  XXXXIII,  12  und  14)  und 
der  Ufereigenthümer  (Dig.  XXXXIII,  13)  gesagt  wird,  ist  durchans  modern.  Allein  auf 
eine  sorgfältige  Abgrenzung  und  einen  Ausgleich  der  widerstreitenden  Interessen  hat 
sich  das  römische  Recht  gleichwohl  nicht  eingelassen;  es  beschränkte  sich  vielmehr  auf 
die  casuistische  Verfolgung  des  Gedankens,  dass  die  Schiffahrt,  die  Flösserei  und  die 
Interessen  der  Ufereigenthümer  unter  keiner  Bedingung  beeinträchtigt  werden  dürfen. 
Schon  hieraus  kann  gefolgert  werden,  dass  die  gewerbliche  Verwertung  der  Wasserkräfte 
dem  römischen  Rechte  fremd  sein  müsse;  thatsächlich  findet  sich  hierüber  in  den 
Quellen  fast  nichts  —  im  Gegentheile  werden  Ableitungen  aus  schiffbaren  Flüssen  und 
Stauanlagen  in  denselben  geradezu  untersagt  (1  10  §  2  Dig.  39,  3;  1  1  §  12,  1  2  Dig., 
XXXXIII,  12).  Auch  bezüglich  der  unterirdischen  Gewässer  scheint  mir  (vgl.  S.  33)  dem 
römischen  Recht  das  Princip  der  Interessenhannonie  fremd  geblieben  zu  sein.  Ueberhaupt 
vermissen  wir  bei  den  Römern  bezüglich  des  Gemeingebrauchs  der  Flüsse  und  Bäche 
„jene  feine  und  vollendete  Durchbildung  des  Rechts,  welche  die  römischen  Juristen  den 
rein  privatrechtlichen  Parteien  haben  zu  theil  werden  lassen."  (Hesse,  a.  a.  0.  S.  250.) 
So  zeigt  sich  hier  auch  hinsichtlich  der  Rechtsmittel  (Interdicte,  Popularklagen)  eine 
auffallende  Unsicherheit,  die  sich  gewiss  daraus  erklärt,  dass  die  Stärke  der  Römer  eben 
auf  dem  Gebiete  des  privaten  und  nicht  auf  jenem  des  Verwaltungsrechtes  lag.  „Mit 
der,  einem  jeden  aus  dem  Volke  gewährten  Möglichkeit,  jede  Störung  des  gemeinen 
Gebrauches,  insbesonders  der  Schiffahrt,  im  Rechtswege  der  Privatklage  zu  beseitigen, 
schien  genug  geschehen."  (Endemann.  a.  a.  0.  S.  4). 

^)  Beaurin-Gressier  (Compte-rendu  des  travaux  du  congres  intern,  de  l'utili- 
sation  des  eaux  fluviales,  Paris  1889,  p.  288)  unterscheidet  zwei  S3steme,  ein  präventives 
und  ein  repressives.  „Le  premier  limitant  .  . .  d'une  fafon  prealable  la  faculte  d'agir 
du  titulaire  du  droit,  le  second  n'imposant  .  . .  d'autre  limite  ä  l'exercice  des  droits  que 
l'obligation  de  ne  causer  aucun  prejudice  ä  autrui  et  de  reparer  le  prejudice  cause." 
Beaurin-Gressier  neigt  sich  (vgl.  insb.  p.  284  und  306)  dem  letzteren  Systeme  zu. 
Es  ist  jedoch  zweifellos,  dass  die  Behandlung  einer  so  überaus  complicierten  Materie  in  eine 
so  einfache  Formel  sich  nicht  kleiden  lässt.  Hier  gibt  es  nur  einen  Weg:  Prävention, 
aber  nicht  im  Wege  administrativen  Ermessens,  sondern  auf  Grund  gesetzlicher  Normen. 

^)  Sehr  treffend  sagt  Loening,  a.  a.  0.  S.  374:  „Der  einzelne,  der  seinen  Grund 
und  Boden  von  den   schädlichen  Wirkungen  des  Wassers  zu  befreien  sucht,  wie  derjenige, 
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des  Wasserrechts  zum  Zwecke  der  Keorganisation  der  Productions- 
bedingungen. 

Die  verwaltungsrechtliche  Eegelung  der  Wassernutzung  wäre  nun 
nach  dem  socialpolitischen  Grundsatze  einer  gerechten  Interessenaus- 
gleichung ^)  in  folgender  Weise  durchzuführen: 

Ä.  In  allen  öffentlichen  Gewässern  ist  der  Gemeingebrauch  im  engeren 
Sinne :  das  Baden,  Waschen,  Trinken,  Tränken,  Schwemmen,  ^)  das  Schöpfen 
mit  Handgefässen,  das  Schlittschuhlaufen,  die  Gewinnung  von  Pflanzen, 
Schlamm,  Erde,  Sand,  Schotter,  Steinen  und  Eis,  die  Beförderung  von 
Abfallstoffen  ohne  besonderer  Vorrichtung  etc.  jedermann  gestattet.  Einzelne 
dieser  Gebrauchsarten  (z.  B.  das  Baden)  unterliegen  Polizeivorschriften, 
welche  wasserrechtlich  irrelevant  sind;  im  übrigen  mögen  die  Details  des 
Gemeingebrauches  im  Verordnungswege  geregelt  werden.  Hiebei  wird  der 
Grundsatz  festzuhalten  sein,  dass  die  Grenzen  des  Gemeingebrauchs  nur 
dann  respectiert  werden,  wenn  durch  denselben  die  gleiche  Benützung  von 
Seite  änderer  Personen  nicht  ausgeschlossen  wird.  Zum  Zwecke  der  Her- 
stellung geeigneter  Zugänge  zum  Wasser  haben  die  Gemeinden  ein  Expro- 
priationsrecht gegen  die  Eigenthümer  der  üfergrundstücke.  ^)    Insoferne  der 

der  die  in  dem  Wasser  liegende  Kraft  sich  nutzbar  macht,  sie  können  dies  nicht,  ohne 
das  ganze  Wassergebiet  in  eine  bald  grössere,  bald  geringere  Mitleidenschaft  zu  ziehen. 
Aus  diesem  Abhängigkeitsverhältnis  entspringt  eine  Interessengemeinschaft  und  ein 
Interessengegensatz  aller  Grundbesitzer  eines  Wassergebiets,  welche  in  dem  Eechte  ihre 
Norm  und  ihre  Ausgleichung  finden  müssen." 

')  Ueber  die  verhältnismässige  Bedeutung  der  verschiedenen  Verwendungszwecke 
hinsichtlich  der  Wasserkraft  finden  wir  in  der  Literatur  Aeusserungen,  die  mit  den 
modernen  Verhältnissen  augenscheinlich  im  Widerspruche  stehen.  Hieher  gehört  z.  B. 
der  Satz,  dass  „der  öffentliche  gemeine  Gebrauch  des  Flusses  für  die  Schiff-  und  Floss- 
fahrt seine  Hauptbestimmung  sei"*.  (F.  F.  Mayer,  Grundsätze  des  Verwaltungs- 
rechts, 1862,  S.  239  resp.  247).  Ebenso  veraltet  ist  das  Dogma,  dass  rücksichtlich  der 
Wassernutzung  die  Industrie  der  Landwirtschaft  nachstehen  müsse,  „weil  erstere  für  das 
Wasser  im  Dampf  einen  Ersatz  habe".  (Brückner,  Das  deutsche  Wasserrecht,  Annalen 
d.  deutsch.  Reichs  f.  Gesetzgb.,  Verw.  u,  Stat.  1877,  S.  70).  Durch  unsere  Vorschläge 
soll  namentlich  einem  gerechten  Ausgleiche  der  Interessen  hinsichtlich  der  Industrie 
einerseits  und  der  Landwirtschaft  andereiseits  vorgearbeitet  werden.  Dies  kann  wohl  nicht 
behauptet  werden  von  dem  Vorschlage  Toussaints  (p]ntw.  eines  Wasserrechtsgesetzes, 
1876,  S.  6),  „in  allen  grösseren  Flussniederungen,  sowie  in  der  Graslandzone  des  Flach- 
landes (also  im  Alluvium)  die  Anlage  von  Wassertriebwerken  für  industrielle  Zwecke 
möglichst  zu  beschränken,  jedoch  die  Benützung  der  Wasserkräfte  in  der  Gebirgszone  für 
diesen  Zweck  nach  Kräften  zu  fördern."  Welches   Gesetz  wird  hier   die  Grenze  ziehen? 

^)  Hieher  gehört  auch  das  Waschen  der  Schafe,  das  Einlassen  der  Gänse  etc. 

3)  Nach  Lemayer  (a.  a.  0.  S.  166)  sollen  die  üferbesitzer  kraft  einer  Legal- 
servitut verhalten  sein,  „jedem  andern  Berechtigten  den  Zutritt  zum  Wasser  zu  gestatten", 
und  zwar  ohne  Entschädigung,  „es  wäre  denn,  dass  sie  in  Folge  jenes  eröffneten  Zutritts 
einen  Entgang  an  ihrem  Eigenthume  oder  einen  sonstigen  Schaden  nachweisen  könnten." 
In  einem  so  allgemeinen  Zutrittsrechte  würde  ich  jedoch  eine  ungerechtfertigte  Belästigung 
der  Ufereigenthümer  erblicken;  die  Einschränkung  des  Zutrittsrechtes  wird  übrigens 
angedeutet  a.  a.  0.  S.  182.  —  Nach  Art.  2  des  bayerischen  Wasserbenützungsgesetzes 
vom  28.  Mai  1852  dürfen  fremde  Grundstücke,  iii  Ermangelung  einer  besonderen  Berech- 
tigung, nicht  betreten  werden  und  es  müssen  insbesonders  hinsichtlich  des  Tränkens  und 
Schwemmens  des  Viehes  die  dazu  bestimmten  Plätze  benützt  werden. 


32  Seidler. 

Gemeingebrauch  (z.  B.  die  Gewinnung  von  Eis,  Sand,  Schilf  etc.)  als  regel- 
mässiger, selbständiger  Erwerb  ausgeübt  wird,  ist  hierin  ein  wasserrecht- 
liches Gewerbe  zu  erblicken.  Selbständig  ist  der  Erwerb  dann,  wenn  die 
Naturproducte  unverarbeitet  weiter  veräussert  werden,  während  die  Gewinnung 
derselben  behufs  ihrer  Verwendung  in  einem  Productionsgewerbe  als  inte- 
grierender Bestandtheil  des  letzteren  anzusehen  ist.  Den  gewerbsmässigen 
Gemeingebrauch  (vgl.  Jicin  ski,  Oesterr.  Vierteljahresschrift,  18,  S.  288) 
dem  Concessionszwange  zu  unterwerfen,  halte  ich  nicht  für  zweckmässig, 
da  dies  die  Ausschliesslichkeit  des  Gewinnungsrechtes  wohl  bedingen  würde. 

B.  Kücksichtlich  der  Schiffahrt  und  Flösserei  bleibt  es  beim  Principe 
der  Schiffahrtsfreiheit.  Die  im  zweiten  Hauptstücke  des  Keichswassergesetzes 
aufgestellten  und  in  die  Landeswassergesetze  übernommenen  Vorschriften, 
betreffend  das  Landen  und  das  Betreten  der  Ufer,  bedürfen  keiner  Abänderung. 
Ebenso  wird  sich  an  dem  Grundsatze  des  geltenden  Eechtes,  wonach 
die  Kegelung  der  Schiff-  und  Flossfahrt  ausschliesslich  durch  die  Ver- 
waltungsbehörde erfolgt,  bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  nicht 
vieles  ändern  lassen.  Doch  könnten  immerhin  die  übereinstimmenden 
Grundsätze  der  Schiff-  und  Flossfahrtspolizei  in  die  Legislative  über- 
nommen werden.  Hieher  gehört  das  allgemeine  Verbot  des  Plössens  bei 
Nacht  und  bei  zu  hohem  oder  zu  niedrigem  Wasserstande,  des  Ueberlastens 
der  Fahrzeuge  etc. ;  weiters  könnten  einheitliche  Bestimmungen  über  die 
Befähigung  der  Flossmannschaft  (der  Vorfahrer  und  Nachzieher)  geschaffen 
werden.  Jeder  Fiössereibetrieb  ist  zu  untersagen,  der  nicht  behördlich  ange- 
meldet ist.  —  Die  Ausübung  des  Schiffergewerbes  auf  Binnengewässern 
unterliegt  derzeit,  falls  es  sich  um  Kuder-  oder  Segel  Schiffahrt  handelt,  der 
Gewerbeordnung;  maassgebend  sind  die  §§  15,  Pkt.  5,  23,  51,  52,  54, 
Abs.  2.  Ich  sehe  jedoch  nicht  ein,  warum  eine  specielle  Kategorie  von 
Schiffahrtsunternehmungen  gewerberechtlich  behandelt  werden  soll; 
meines  Erachtens  gehören  die  betreffenden  Normen,  die  mit  der  Flusspolizei 
im  engsten  Zusammenhange  stehen,  ins  Wasserrecht.  Auch  die  Flösserei 
ist,  falls  sie  von  solchen  Personen  betrieben  wird,  die  gewerbsmässig 
fremdes  Holz  befördern,  ohne  im  Dienste  eines  concreten  Flossfahrts- 
interessenten  zu  stehen,  als  (freies)  wasserrechtliches  Gewerbe  zu  behandeln. 
Der  gewerbsmässige  Betrieb  von  Ueberfuhranstalten  bleibt  (§  7  K.-W.-G.) 
concessionspflichtig.  —  Hinsichtlich  der  Triftung  sind  die  im  Forst- 
gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  aufrecht  zu  erhalten;  zu  ihrer  Ausübung 
bedarf  es  also  unter  allen  Umständen  der  behördlichen  Genehmigung. 

C.  Bezüglich  der  Grubenwässer  bestimmt  das  allgemeine  Berg- 
gesetz vom  23.  Mai  1854,  K.-G.-Bl.  Nr.  146,  folgendes:  ,Auf  Grubenwässer, 
welche  der  Bergbauunternehmer  erschroten  hat,  bleibt  demselben,  auch 
wenn  er  sie  zutage  ausfliessen  lässt,  bis  zu  deren  Vereinigung  mit  anderen 
beständigen  Tagwässern,  das  Vorrecht  der  Benützung  zum  Behufe  des  Berg- 
werks- und  Hüttenbetriebes  sammt  Zugehör  vorbehalten.  (§  128.)  Für  Ver- 
änderungen in  der  Menge  der  aus  dem  Berge  fliessenden  Grubenwässer  ist 
der   Bergwerkseigenthümer   nicht    verantwortlich.    (§   130.)"     Diese    zweck- 
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massigen  Bestimmungen,  Avelche  der  eigenthümlichen  Natur  der  Gruben- 
wässer entsprechen,  ohne  deren  öffentlich-rechtlichen  Charakter  zu  tangieren, 
sind  aufrecht  zu  erhalten,  bezw.  unverändert  ins  Wasserrecht  zu  über- 
nehmen. Denn  die  Existenz  der  Grubenwässer  Jst  von  dem  Betriebe  des 
Bergwerks  abhängig;  diese  Abhängigkeit  ist  eine  nothwendige  Consequenz  des 
ümstandes,  dass  die  Grubenwässer  des  natürlichen  stabilen  Zuflusses  entbehren, 
so  dass  jedermann,  der  an  einem  derartigen  Wasser  ein  Benützungsrecht 
erworben  hat,  sich  dessen  bewusst  sein  muss,  dass  im  Falle  der  Einschränkung 
oder  Unterbrechung  des  Bergwerksbetriebes,  wie  auch  beim  Eintreten  manch' 
anderer,  mit  dem  Betriebe  zusammenhängender  Ereignisse  die  zur  Verfügung 
stehende  Wassermenge  eine  wesentliche  Schmälerung  erfahren  kann.*'^) 

D.  Das  in  seinen  Grundingen  reformbedürftige  Fischereirecht 
ist  im  Sinne  der  auf  S.  23  fg.  gegebenen  Andeutungen  umzugestalten,  und 
zwar  ist  dasselbe  als  Bestandtheil  des  allgemeinen  Wasserrechtsgesetzes  zu 
construieren.  Auf  die  Details,  welche  vom  Ausgangspunkte  dieser  Schrift 
allzuweit  abliegen,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

E.  Die  Errichtung  oder  Aenderung  aller  zur  Wassernutzung  erforder- 
lichen Vorrichtungen  und  Anlagen,  welche  auf  die  Beschaffenheit  des  Wassers, 
auf  den  Lauf  desselben  oder  auf  die  Höhe  des  Wasserstandes  Einfluss 
nehmen,  die  Ufer  gefährden  oder  den  Wasserverkehr  beeinträchtigen  können, 
bedarf  —  wie  schon  früher  erwähnt  —  der  vorläufigen  Bewilligung  seitens 
der  Behörde.  Dieser  allgemeinen,  dem  §  16  der  Landeswassergesetze  bei- 
läufig entsprechenden  Fassung  möchte  ich  eine  —  mindestens  demonstrative 
—  Aufzählung  solcher  Anlagen  folgen  lassen,  welche  unter  allen  Umständen 
nur  im  Falle  behördlicher  Genehmigung  errichtet  werden  dürfen,  wie 
Wasserleitungen,  Pump-  und  Schöpfwerke,  Brücken  und  Stege,  Ein-  und 
üferbauten,  Ueberfuhranlagen,  Fabriks-  und  andere  Ableitungscanäle.  ^)  Die 
Beurtheilung  der  Wirkungen  solcher  Anlagen  geht  über  die  Einsicht  des 
Laien  hinaus;  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  behördliche  Genehmigung 
erforderlich  ist,  kann  daher  nicht  von  seinem  Ermessen  abhängig  gemacht 
werden.  Und  zwar  beziehen  sich  die  eben  erwähnten  Vorschriften  nicht 
bloss  auf  ober-  sondern  auch  auf  unterirdische  Wasserläufe  wie  auch  auf 
das  Grundwasser.^)  Ohne  behördliche  Genehmigung  dürfen  daher  weder 
künstliche  Quellen,  die  ja  nur  als  Ableitungen  von  oder  aus  unterirdischen 
Gewässern  sich  darstellen,  noch  Brunnen  irgendwelcher  Art  angelegt  werden. 
Es  muss  somit  —  in  Oesterreich  fehlt  es  diesbezüglich  an  positiven 
Bestimmungen  —  gebrochen  werden  mit  dem  Grundsatze  des  römischen 
und  gemeinen  Kechts,  dass  der  Grundeigenthümer  das  unterirdische  Wasser 


^)  Prazäk,  Wasserrechtliche  Competenzfragen,  S.  53,  54. 

2)  Vgl.  Peyrer,  S.  245. 

^)  Nach  den  Ausführungen  ad  C.  sind  die  Grubenwässer  ausgenommen.  Doch 
stimmt  mit  dem  von  uns  eingenommenen  Standpunkte  überein  der  §  133  des  allg.  Berg- 
gesetzes: „Zur  Herstellung  von  ...  .  Wasserwerken  ....  über  Tag  hat  der  Bergwerks- 
besitzer die  vorgeschriebene  Baubewilligung  der  politischen  Behörde  einzuholen  und  der 
Bergbehörde  nach  erfolgter  Herstellung  die  Anzeige  zu  erstatten." 
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nach  Belieben  zutage  fördern  und  gebrauchen  könne  und  dass  dem  hiedurch 
Geschädigten  keinerlei  Rechtsmittel  zustehen,  da  ihm  lediglich  ein  bisher 
genossener  Vortheil  entzogen  werde.  ^)  Insbesonders  aber  sind  es  —  und 
dies  ist  allerdings  auch  gegenwärtig  im  §  17  der  Landesgesetze  schon 
normiert  —  die  Triebwerke  und  Stauanlagen,  deren  Errichtung 
auf  alle  Fälle  an  die  behördliche  Genehmigung  gebunden  sein  soll. 

Die  Concession  ist  nur  auf  Grund  des  vorgelegten  Bau-  und  Betriebs- 
planes zu  ertheilen.  Hiebei  ist  es  als  statthaft  anzusehen,  dass  die  Pläne 
lediglich  auf  die  Wasseranlage  als  solche  (Stauwerke,  Canäle,  Schleusen)  sich 
beziehen^)  und  dass  die  Art  der  gewerblichen  Verwendung  der  gewon- 
nenen   Kraft   nur    im    allgemeinen    angedeutet    werde.     Rücksichtlich    der 


•)  Vgl.  auch  Pjeuss,  Landr.,  §  130,  I,  und  Code  Nap.  Art.  552;  ebenso  bestimmt 
(nebenbei  bemerkt:  trotz  principieller  Ausscheidung  der  wasserrechtlicben  Normen)  das 
bürgerl.  Gesetzbuch  für  das  Königreich  Sachsen  im  §  353,  dass  „jeder  befugt  ist,  auf 
seinem  Grund  und  Boden  Brunnen  anzulegen,  obschon  dadurch  dem  Nachbar  Wasser 
entzogen  wird."  Ueber  die  deutsche  und  österr.  Praxis  vgl.  Peyrer,  S.  191  fg.  Die 
eigene  Ansicht  Peyrers  geht  (S.  190)  dahin,  dass  die  behördliche  Genehmigung  nur 
dann  erforderlich  sei,  wenn  „das  durch  Bohren,  Pumpen  etc.  erschlossene  Wasser  in 
bedeutenden  Mengen  ....  gehoben  und  abgeleitet  ....  wird."  Praiäk  (a.  a.  0.  S.  50) 
will  lediglich  „eine  andere  als  zu  hauswirtschaftlichen  Zwecken  stattfindende  Ent- 
nahme des  Grundwassers"  an  die  behördliche  Bewilligung  knüpfen.  Mir  scheinen  diese 
Kriteria  zu  unbestimmt,  sls  dass  sie  in  der  Praxis  die  Grundlage  eines  sicheren  Vor- 
gehens bilden  könnten.  Dasselbe  gilt  von  der  Bestimmung  des  ungar.  Wasserrechts- 
gesetzes (§§  14  und  15),  dass  es  jedermann  freigestellt  sei,  auf  seinein  Besitze  für  den 
gewöhnlichen  Lebensbedarf  dienende  Brunnen  zu  bauen,  falls  gesetzlich  zu  bestimmende 
Entfernungen  von  anderen  Brunnen,  Seen,  Quellen,  Wassercanälen  und  Häusern  eingehalten 
werden,  dass  jedoch  die /bisherige  factische  Benützung  anderer  Gewässer  niemals  ge- 
schmälert werden  dürfe. Jich  halte  die  vorhergehende  Untersuchung  und  Genehmigung 
seitens  der  Behörde  unt^r  allen  Umständen  für  zweckmässiger  als  die  Eventualität  des 
Einschreitens  gegenüber  einem  fait  accompli.  Kanda  betrachtet  (vgl.  S.  18,  Anm.  6)  das 
Grundwasser  als  eine  res  omnium  communis  und  er  folgert  hieraus,  dacs  dessen  Zueignung 
(Fassung)  auf  eigenem  Grunde  jedem  Grundeigenthümer  zustehe.  „Hiernach  ist  die 
praktisch  so  wichtige  Frage  zu  entscheiden,  ob  den  Nachbarn  ein  Einspruch  zusteht 
gegen  die  neue  Anlage  von  Brunnen  und  Schöpfwerken?  Gewiss  nicht,  sofern  ihnen  nicht 
eine  eigene  negative  Dienstbarkeit  zusteht."  Ich  halte  diese  Folgerung  keineswegs  für 
eine  zwingende,  da  ja  eine  verwaltungsrechtliche  Eegelung  bezüglich  der  Nutzung  einer 
es  communis  nicht  ausgeschlossen  erscheint. 

2)  Es  ist  eine  missliche  Sache,  dass  neben  den  wasserrechtlichen  auch  noch  die 
besonderen  gewerberechtlichen  Voraussetzungen  für  die  Genehmigung  der  Betriebs- 
anlage vorhanden  sein  müssen.  Je  rationeller  die  Keform  des  Wasserrechts,  desto  deutlicher 
wird  sich  der  Gegensatz  zu  der  vielfach  beklagten  Mangelhaftigkeit  unserer  Gewerbe- 
polizei enthüllen.  Was  für  die  einzelnen  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  des  Wasser- 
rechts gewonnen  sein  wird,  dürfte  zum  Theil  auf  gewerblichem  Terrain  umso  empfindlicher 
vermisst  werden.  Leider  lässt  die  Unterwerfung  aller  auf  Wasserkraft  beruhenden  ge- 
werblichen Anlagen  unter  die  doppelte  Competenz  zweier  verschiedener  Gebiete  des 
öffentlichen  Eechts  sich  nicht  wohl  vermeiden  und  uns  bleibt  nur  die  Hoffnung,  dass 
auch  hinsichtlich  des  Gewerberechts  die  schon  längst  eingeleitete  Keformaction  (vgl. 
insb.  Kobatsch,  Industrie  und  Verwaltung,  Neue  Freie  Presse  vom  26.  April  1899) 
von  Erfolg  begleitet  sein  wird.  —  Für  elektrische  Centralstationen  kommt  in  gewerbe- 
rechtlicher Hinsicht  speciell  das  —  übrigens  erstaunlich  inhaltslose  —  Gesetz  vom 
28.  März  1883,  R.-G.-Bl.  Nr.  41,  in  Betracht. 
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Ablasscanäle  ist  jedoch  eine  genaue  Beschreibung  der  abzuführenden  Stoife 
erforderlich. 

Die  Bedingungen  des  Betriebes  sind  im  Concessionsdecrete  vollinhalt- 
lich anzuführen.  Alle  Clausein,  welche  (wie  dies  z.  B.  bei  Eisenbahn- 
concessionen  sehr  häufig  vorkommt)  die  nachträgliche  Abänderung  oder 
Ergänzung  der  Concessionsbedingungeu  ermöglichen,  sind  —  mit  der  einzigen, 
auf  Seite  38,  Anm.  1  angeführten  Ausnahme  —  absolut  unzulässig.^)  Eine 
Verweigerung  oder  Beschränkung  der  beanspruchten  Wassernutzung  (letztere 
z.  B.  hinsichtlich  der  Stauhöhe-)  oder  der  Wassermenge)  kann  nur  nach 
Maassgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  erfolgen.  Dies 
gilt  ebenso  von  privaten  wie  von  staatlichen  Wasserwerken.  Die  Verwaltung 
der  letzteren  untersteht  in  gleicher  Weise  wie  die  private  Partei  den  cora- 
petenten  Behörden.  Die  consequente  Unterscheidung  zwischen  Staat  als 
Wasserrechtssubject  und  Staat  als  Träger  der  Verwaltungshoheit  ist  jeden- 
falls durchführbar  und  finden  wir  eine  analoge  Construction  im  österr. 
Bergrechte,  welches  ja  —  nicht  in  anderen  Staaten,  wie  z.  B.  in  Frankreich 

—  wohl  aber  in  Oesterreich,  und  so  auch  in  Preussen  und  Sachsen,  nur 
nominell  als  Regel  construiert  erscheint.^) 

Beim  Zusammentreffen  mehrerer  concurrierender  Concessionsgesuche 
entscheidet  die  Priorität  der  Anmeldung  nach  Tag  und  Stunde.     Wird  die 

^)  Für  den  Fall,  dass  sich  nachträglich  schädliche  und  unvorhergesehene  Wir- 
kungen der  Wasseranlage  herausstellen  sollten,  hat  ein  besonderes  Verfahren  Platz  zu 
greifen;  vgl.  unter  S.  45  fg. 

2)  Beachtenswerte  Vorschläge  bezüglich  der  Grundsätze  für  Herstellung  der  zu- 
lässigen Stauhöhe  macht  Tolkmitt:  Wasserwirtschaft  und  Wasserrecht,   1893,   S.  16  fg. 

^)  Der  §  3  des  österr.  Berggesetzes  vom  23.  Mai  1854  spricht  allerdings  vom 
„Bergregale"  und  von  der  „ausschliesslichen  Verfügung  des  Allerhöchsten  Landesherm." 
Von  einem  Eegale  (modern  gesprochen:  einem  Staatsmonopole)  kann  aber  nur  dann  die 
Eede  sein,  wenn  der  Betrieb  entweder  ausschliesslich  durch  den  Staat  erfolgt  oder  aber 

—  wie  dies  beim  Finanzmonopol  allerdings  möglich  ist  —  auf  den  Einzelnen  nach 
privatwirtschaftlichen  (fiscalischen)  Erwägungen  übertragen  wird.  Ist  jedoch  die  Staats- 
gewalt verpflichtet,  beim  Vorhandensein  der  gesetzlich  festgestellten  Bedingungen  dem 
Privaten  die  Ausübung  des  Betriebs  zu  gestatten  oder  erfolgt  doch  wenigstens  die 
arbiträre  Betriebsbewilligung  lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt ohne  Eücksichtnahme  auf  die  privatwirtschaftlichen  Interessen  des  Staates,  dann 
liegt  Verwaltungshoheit  und  nicht  ein  Monopol  vor.  Dies  gilt  nun  auch  von  der  berg- 
rechtlichen Verleihung.  Die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  vorbehaltenen  Mineralien 
darf  „im  allgemeinen  zwar  von  jedermann,  jedoch  nur  unter  den  im  Berggesetze  ent- 
haltenen Bedingungen  in  Angriff  genommen  werden."  (Haberer  und  Zechner,  Handb. 
des  österr.  Bergrechtes,  1884,  S.  3).  „Jedenfalls  ist  mit  Grund  nicht  zu  bestreiten,  dass 
das  moderne  Recht  auf  dem  Principe  der  Bergbaufreiheit  beruhe  und  dem  Staate  hin- 
sichtlich des  Bergbaues  nur  mehr  Verwaltungsbefugnisse  (sogn.  Berghoheit)  und  keines- 
wegs Befugnisse  privatrechtlichen  Inhaltes  zukommen.  Dies  gilt,  trotzdem  §  4  des  allg. 
B.-G.  des  Bergregals  ausdrücklich  Erwähnung  thut,  auch  für  das  österr.  Recht,  da  dieser 
Aeusserung  eine  materielle  Bedeutung  nicht  innewohnt,  das  Regal  vielmehr  auch  hier 
nur  Verwaltungsbefugnisse  in  sich  begreift."  (Frankl,  Art.  Bergrecht  im  österr.  Staats- 
wörterbuch, S.  122).  —  Von  symptomatischer  Bedeutung  ist  in  dieser  Beziehung  auch 
§  12  des  allg.  B.-G.,  welcher  bestimmt,  dass  die  Bergwerksunternehmungen  des  Staates 
den  nämlichen  Bestimmungen  unterliegen,  wie  jene  der  Privaten. 

3* 


36  Seidler. 

Eingabe  wegen  geringfügiger  Mängel  zur  Verbesserung  zurückgestellt,  so 
kann  die  Priorität  von  der  Behörde  für  den  Fall  aufrecht  erhalten 
werden,  dass  die  Mängel  binnen  ejner  angemessenen  Frist  behoben  werden. 
Sind  beide  Gesuche  an  demselben  Tage  eingelangt,  so  soll  zunächst 
ein  Ausgleich  der  Interessen  (etwa  mittelst  Anwendung  des  Systems 
der  Gebrauchszeiten)  versucht  werden;  ist  dies  unthunlich,  so  erhält  die- 
jenige Partei  den  Vorzug,  welche  —  nach  den  später  zu  erörternden 
Grundsätzen  —  im  Expropriationsfalle  obsiegen  würde.  ^)  Da  aber  jedes 
schwebende  Project  den  Speculationsgeist  gewisser  Kreise  anzustacheln 
pflegt,  welche  auf  Grund  geringfügiger  Vorarbeiten  die  Erwerbung  von 
Concessionen  für  störende  Concurrenzunternehniungen  nur  zu  dem  Zwecke 
anstreben,  um  damit  Pressionen  auf  die  reellen  Projectanten  ausüben  zu 
können,  so  sind  Vorconcessionen  als  zulässig  zu  erklären.  Diese 
sollen  nicht  nur  bezüglich  der  Vorarbeiten  das  Recht  zum  Betreten  der 
betreifenden  Grundstücke  (§  77  der  Landesgesetze)  gewäliren,  sondern  auch 
die  Priorität  sichern,  falls  binnen  einer  bestimmten,  nur  aus  besonders 
rücksichts würdigen  Gründen  erstreckbaren  Frist  das  vollkommen  instruierte 
Concessionsgesuch  eingebracht  wird. 

Die  Abweisung  des  Gesuches  kann  zunächst  aus  privat  recht- 
lichem Gesichtspunkte  erfolgen,  falls  die  Concession  als  Realrecht  in 
Anspruch  genommen,  gleichwohl  aber  weder  das  Eigentimm  der  betreffenden 
Liegenschaft  nachgewiesen,  noch  die  entsprechende  Expropriation  in  Antrag 
gebracht  wird.  Hingegen  ist  bezüglich  der  Leitungen  ein  Nachweis  liin- 
sichtlich  des  Servitutsrechtes  nicht  erforderlich,  da  die  Verwaltungsbehörde 
(vgl.  S.  22  fg.)  nur  in  dem  einen  Punkte :  Bestimmung  des  Subjects  der 
Realconcession  privatrechtliche  Momente  zu  berücksichtigen  hat,  im  übrigen 
aber  alle  ihre  Entscheidungen  ohne  Rücksicht  auf  civilrechtliche  Verhält- 
nisse trifft. 

Sodann  kann  die  Verweigerung  oder  Beschränkung  der  Concession 
aus  öffentlichen  Rücksichten  erfolgen.  Jedoch  sind  —  an  Stelle  der 
bisherigen  allgemeinen  Directiven  —  die  Punkte,  auf  welche  sich  die  Unter- 
suchung zu  erstrecken  hat,  taxativ  im  Gesetze  aufzuzählen  und  nach  den 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkten  (Bau-,  Feuer-,  Gesundheits-  und 
Sicherheitspolizei)  möglichst  zu  detaillieren.  Die  Ufer  sind  gegen  Ueber- 
schwemmung,  Versumpfung  und  sonstige  Beschädigung  zu  schützen.  Ebenso 
ist  für  möglichst  ungestörten  Eisgang  zu  sorgen.  Was  die  sanitätswidrige 
Verunreinigung  der  Gewässer  anbelangt,  so  sind  diesbezüglich  im  Ver- 
ordnungswege die  Modalitäten  der  Reinigung  nach  sorgfältiger,  wissen- 
schaftlicher Untersuchung  festzustellen.-)  Die  Bedürfnisse  der  Ortschaften 
und  Gemeinden  sind  (§19  der  Landesgesetze)  in  der  bisherigen  Weise  zu 
schützen. 


*)  Nach  §  28   des  angar.  Wasserrechtsgesetzes  hat  der  üferbesitzer  das  Vorrecht. 
Ich  vermag  die  ratio  dieser  lex  nicht  anzuerkennen. 

^)  Vgl.  die  Literaturangaben  bei  Hager,  a.  a.  0.  S.  8. 
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Weiters  sind  die  Beziehungen  der  projectierten  Anlage  zur  sonstigen 
Wasser nutzung  ins  Auge  zu  fassen.  Rücksichtlich  der  Menge  des 
etwa  zu  verbrauchenden  Wasserquantums  muss  auf  die  übrigen  Wasser- 
rechte Bedacht  genommen,  unter  allen  Umständen  aber  die  Zerstörung  des 
Wasserlaufes  als  solchen  vermieden  werden.  Hiebei  ist  es  ganz  gleichgiltig, 
ob  das  Gewässer  auf  dem  Grundstücke  des  Projectanten  entspringt  oder 
nicht.  ^)  Auch  hinsichtlich  solcher  Anlagen,  welche  die  Verwertung  unter- 
irdischen Wassers  zum  Zwecke  haben,  muss  die  etwaige  Gefährdung  fremder 
Interessen  ins  Auge  gefasst  werden  und  ist  insbesondere  das  sog.  „Abfangen" 
der  Quellen  nur  dann  zu  gestatten,  wenn  niemandem  hieraus  ein  Schaden 
erwachsen  kann. 

Was  soeben  gesagt  wurde,  gilt  nun  ganz  insbesondere  von  dem  Ver- 
hältnisse der  Neuanlage  zu  bereits  vorhandenen  Wasserwerken.  Die 
Wasserwerke  stehen  untereinander  im  Verhältnisse  der  Priorität.  Dem- 
nach wird  in  der  Kegel  dafür  Sorge  zu  tragen  sein,  dass  das  ganz  oder 
theilweise  abgeleitete  Wasser,  insoweit  dasselbe  nicht  verbraucht  wurde, 
dass  also  der  Wasserlauf  noch  vor  dem  zunächst  tiefer  gelegenen 
Wasserwerke  in  das  natürliche  Flussbett  zurückgeleitet  werde  ;^)  jeden- 
falls aber  ist  rücksichtlich  der  Stauhöhe  und  der  abzuleitenden  Wassermenge 
auf  die  bereits  ertheilten  Concessionen  sorgfältigst  Rücksicht  zu  nehmen.^) 
Ebenso  dürfen  Anlagen  zur  Verwertung  unterirdischen  Wassers  fremden 
Brunnen  nicht  nachtheilig  sein. 

')  Nach  §  11  des  Reichswassergesetzes  darf  der  Eigenthümer  eines  Grundstückes 
den  natürlichen  Abfluss  der  über  dasselbe  fliessenden  Gewässer  zum  Nachtheil  des  unteren 
Grundstückes  nicht'  willkürlich  ändern.  Unter  ^Grundstück"  ist  hiebei  jede  Liegenschaft, 
auch  ein  Triebwerk  zu  verstehen  und  gilt  obiger  Satz  auch  dann,  wenn  das  Gewässer 
auf  dem  betreffenden  Grundstücke  selbst  seinen  Anfang  nimmt  (vgl.  die  Entscheidungen 
des  Ackerbauministeriums  bei  Peyrer,  S.  208).  Allein  nach  allgemeinem  deutschen 
Wasserrecht  hat  der  Eigenthümer  des  Grundes,  auf  Welchem  zufällig  die  Quelle  entspringt, 
über  dieselbe  volle  Verfügungsgewalt  und  diese  besteht  —  abgesehen  von  den  besonderen 
Rechtbtiteln  —  sogar  dann  fort,  wenn  das  Quellwasser  auf  fremden  Grund  abfliesst. 
(Funke,  Beitr.  z.  Wasserrecht,  Arch.  f.  d.  civ.  Pr.,  XII,  S.  288  fg.;  Baumert  a.  a.  0. 
S.  229  ff.;  Leuthold,  Wasserrecht  im  Königreich  Sachsen,  S.  98,  243;  Näf,  Wasserrecht 
im  Grossherzogthum  Baden,  S.  64,  65-,  vgl.  auch  die  Vorschläge  für  Verbesserung  des 
deutschen  Wassenechts,  aufgestellt  von  der  deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft,  Sonder- 
ausschuss  für  Wasserrecht,  Berlin  1892,  S.  16.)  Man  muss  jedoch  auch  hier  den  universalen 
Zusammenhang  all'.s  fliesseiiden  Wassers  und  den  Umstand  sich  vor  Augen  halten,  dass  für 
die  Ordnung  der  betreffenden  Rechtsverhältnisse  die  Grenzen  des  Grundeigenthums  nicht 
maassgebend  sein  können.  Sehr  richtig  sagt  Hesse  (a.  a.  0.  S.  239):  „Wenn  ein  flumen 
publicum  jedes  Gewässer  ist,  quod  perenne  fluit,  so  sieht  man  keinen  Grund  ab,  warum  es 
auf  dem  Grundstücke  des  Quellenbesitzers  mit  einemmale   diese  Qualität  verlieren  sollte." 

2)  Dies  muss  nicht  unbedingt  auf  dem  eigenen  Grundstücke  geschehen,  da  es  sich 
ja  ausschliesslich  um  öffentliche  Gewässer  handelt.  —  Auch  unterirdische  Rückleitungen 
(z.  B.  bei  Drainagen)  sind  unter  Umständen  zulässig. 

^)  Auch  hier  kommt  der  Einfluss  des  Rückstaues  auf  die  oberhalb  liegenden 
Wasserwerke  in  Betracht.  Baumert  (Aufsätze  über  das  Wasserrecht,  1888,  I.  Heft 
S.  9)  schlägt  diesbezüglich  vor,  „durch  eine  generelle  Anweisung  anzuordnen,  dass  .  .  . 
der  neue  Rückstau  nicht  weiter  als  einen  Puss  oder  eine  bestimmte  Anzahl  Centimeter 
unterhalb  der  Unterkante  der  Wasserräder  des  Obermüllers  endigen  muss." 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  gesetzliche  Regelung  des 
Verhältnisses  zwischen  den  industriellen  Stauanlagen  und 
der  Plossfahrt.  Selbstverständlich  liegt  es  mir  vollständig  ferne,  die 
Bedeutung  der  Flossfahrt  zu  verkennen  und  etwa  für  eine  Zurücksetzung 
ihrer  Interessen  zu  plaidieren.  Vielmehr  muss  darauf  Bedacht  genommen 
werden,  dass  der  Schiffahrt  und  Flösserei  das  zum  Betriebe  erforderliche 
Wasserquantum  nicht  entzogen  werde.  Aber  gerade  hier  zeigt  sich,  wie 
schon  einmal  angedeutet  wurde,  die  Nothwendigkeit  der  Interessenaus- 
gleichung mit  besonderer  Deutlichkeit.  Wie  einerseits  in  Gewässern,  welche 
zur  Flossfahrt  benützt  werden,  die  Errichtung  von  festen  Grundwehren  ohne 
Flossdurchlass  ausdrücklich  als  unstatthaft  zu  erklären  wäre,^)  so  müsste 
andererseits  die  Flossgasse  im  Gesetze  als  ein  hinlängliches  Mittel  zur 
Wahrung  der  Flössereiinteressen  hingestellt  werden.  Weiters  aber  müsste 
für  eine  strenge  Regelung  des  Verhältnisses  der  Flossfahrt  zu  den  Wehr- 
anlagen und  in  dieser  Hinsicht  für  eine  wirksame  Controle  der  Flossfahrt 
Vorsorge  getroffen  werden.  Die  Principien  gehören  in  das  Gesetz,  die  Aus- 
führungsbestimmungen mögen  der  Administrative  überlassen  werden.  Endlich 
aber  müssten  für  die  Zulässigkeit  des  Schleusenbaues  gesetzliche 
Garantien  geschaffen  werden;  insbesondere  wäre  der  abwechslungsweise 
Gebrauch  der  Wasserkraft  in  Form  einer  der  Behörde  zu  ertheilenden 
Directive  gewissermaassen  zu  legitimieren.  Hiemit  würde  das  System  der 
Gebrauchszeiten,  welches  im  Wasserrechte  bezüglich  eines  anderen 
Verhältnisses  (§  93  L.-W.-G.)  bereits  anerkannt  ist,  auch  rücksichtlich  der 
Beziehungen  zwischen  Industrie  und  Flossfahrt  zur  Anwendung  gelangen. 
Dies  hätte  für  das  betreffende  Gewässer  eine  —  selbstverständlich  admini- 
strative —  Regelung  der  Flossfahrts  Zeiten  zur  nothwendigen  Con- 
sequenz.  Das  System  der  Gebrauchszeiten  hätte  sich  übrigens  nicht  auf  die 
Tageszeiten  zu  beschränken;  unter  Umständen  kann  auch  eine  Theilung 
nach  Wochentagen^)  oder  selbst  nach  Jahresabschnitten  angemessen 
erscheinen.  In  letzterer  Hinsicht  sei  darauf  verwiesen,  dass  viele  Flüsse  im 
Sojnnier  genügend  Wasser  führen,  um  Flossfahrt  und  Industrie  ohne  irgend 
welcher  Einschränkung  bedienen  zu  können,  dass  aber  im  Winter  das  zur 
Flösserei  an  und  für  sich  nöthige  Wasser  nur  an  einzelnen  Tagen 
zur  Verfügung  steht.  In  einem  solchen  Falle  ist  es  gewiss  zulässig,  während 


^)  Feste  Ueberfallswehren  rufen  auch  sehr  häufig  Ueberschwemmuugen,  Ver- 
sumpfungen und  Verwilderungen  des  Plusshettes  hervor;  schon  aus  diesem  Gesichtspunkte 
werden  also  derartige  Einrichtungen  in  der  Eegel  als  unzulässig  erscheinen.  Vgl.  Graf 
Alberti,  Die  Ueberschwemmungen,  die  Assanierung  der  Wasserläufe  und  das  Wasser- 
rechtsgesetz, Wien  1897,  S.  47.  Insoferne  derartige  Bedenken  nicht  obwalten  sollten, 
wären  in  Gewässern,  welche  zur  Schilf-  und  Flossfahrt  nicht  benützt  werden,  feste 
Grundwehren  ausnahmsweise  zu  gestatten,  doch  kann  hier  unter  allen  Umständen  in  die 
Concessionsurkunde  die  Clausel  aufgenommen  werden,  dass,  falls  die  Benützung  des 
Gewässers  zur  Schiff-  oder  Flossfahrt  von  irgend  einer  Seite  ohne  Chicane  in  Aussicht 
genommen  werden  sollte,  für  entsprechende  Durchlässe  bei  sonstigem  Erlöschen  der 
Bewilligung  sofort  zu  sorgen  sei. 

^)  ^gl-  §  30,  Pkt.  1  des  ungar.  Wasserrechtsgesetzes. 
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der  Periode  des  niederen  Wasserstandes  die  Flösserei  ganz  einzustellen, 
um  so  auf  dem  einfachsten  Wege,  ohne  Anordnung  von  Schleusenbauten, 
den  Interessenausgleich  herbeizuführen.^) 

Was  von  der  Flösserei  gesagt  wurde,  gilt  auch  von  der  Schiffahrt; 
übrigens  kommt  diese  hier  weniger  in  Betracht,  da  es  wohl  bei  Flüssen, 
welche  soviel  Wasser  führen,  dass  sie  zur  Schiffahrt  benützt  werden  können, 
der  Stauanlagen  zu  industriellen  Zwecken  in  der  Kegel  nicht  bedarf.  Der 
Holzt riftung  wird  durch  die  Stauvorrichtungen  beim  Vorhandensein 
rationeller  Triftcanäle,  die  allerdings  einer  gewissen  Bedienung  bedürfen, 
überhaupt  keinerlei  Schwierigkeit  bereitet.  Doch  wäre  die  Anlage  derartiger 
Triftcanäle  gesetzlich  vorzusehen. 

Was  das  Verhältnis  der  Wasserwerke  zur  Fischerei  anbelangt,  so 
ist  mit  Rücksicht  auf  die  volkswirtschaftlich  überwiegende  Bedeutung  der 
Industrie  an  dem  Grundsatze  des  Reichswasserrechtes  strenge  festzuhalten, 
dass  den  Fischereiberechtigten  »gegen  die  Ausübung  anderer  Wasser- 
benützungsrecbte  nicht  das  Recht  des  Widerspruchs,  sondern  nur  ein 
Anspruch  auf  angemessene  Schadloshaltung  zustehe."^)  Die  Fischerei  muss 

')  Die  Entnahme  grösserer  Wasserquantitäten  aus  dem  Wasserlaufe  lässt  sich 
ohne  Schädigung  fremder  Interessen  vielfach  auch  ermöglichen  durch  Herstellung  einer 
regulierten  Wasserrinne  (einer  Cunette)  in  der  durch  die  Leitung  abgeschnittenen  Strecke 
des  Flussbettes. 

2)  So  auch  §  57  des  bair.  Wasserrechtsgesetzes.  —  Der  §  7  unseres  Reichsfischerei- 
gesetzes verordnet:  „Zu  den  durch  §  19  des  Wasserrechtsgesetzes  .  .  .  ausgeschlossenen 
Einwendungeu  der  Fischereiberechtigten  gegen  die  Ausübung  anderer  Wasserbenützungs- 
rechte sind  solche  Einwendungen  nicht  zu  zählen,  welche  die  Hintanhaltung  von  Ver- 
unreinigungen der  Fischwässer  .  .  .  bezwecken."  Hierin  liegt  ein  eclatanter  Widerspruch 
mit  §  19  des  Reichswassergesetzes.  Prazäk  (a.  a.  0.  S.  109)  sucht  denselben  zu  be- 
seitigen, indem  er  annimmt,  dass  allerdings  „bei  CoUisionen  in  der  Ausübung  bereits 
bestehender  Wasserbenützungsrechte  der  Fischereiberechtigte  gegen  Entschädigung 
zurücktreten  muss,  nicht  aber,  dass  demselben  versagt  sei,  gegen  die  Einräumung  neuer, 
ihm  nachtheiliger  Benützungsrechte  Einspruch  zu  erheben."  Dies  kann  jedoch  (vgl.  auch 
Randa,  Wasserrecht,  S.  55,  Anni.  26)  unmöglich  der  Sinn  des  §  19  sein,  da  es  doch 
ganz  überflüssig  wäre,  zu  constatieren,  dass  gegen  bestehende  Wasserbenützungs- 
rechte Einspruch  nicht  erhoben  werden  könne.  Nein  —  das  Reichswassergesetz  hat  in 
bewusster  Weise  den  volkswirtschaftlich  minderwertigen  Factor  auf  die  Entschädigung 
gewiesen  und  hier  durch  diese  Methode  den  Interessenausgleich  herbeizuführen  gesucht. 
Einen  „inneren  Widerspruch"  (Prazak,  S.  107,  Anm.  324)  kann  ich  in  diesem  Eechts- 
satze  nicht  finden. 

Der  §  7  des  Reichsfischereigesetzes  und  die  hierauf  basierenden  §§  46  und  47 
der  Landesfischereigesetze  haben  zur  Folge,  dass  die  Behörden  den  Fabriken  im  Interesse 
der  Fischerei  bedeutende  und  zuweilen  sogar  zwecklose  Schwierigkeiten  bereiten.  Lehr- 
reich sind  in  dieser  Beziehung  die  Klagen,  welche  bei  der  vom  14.  bis  19.  März  1898 
von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Prag  abgehaltenen  Industrie-Enquöte  (Steno- 
graphisches Protokoll,  Prag  1898)  erhoben  wurden.  So  wurde  (S.  17)  einer  Papierfabrik 
vorgeschrieben,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Fischzucht  das  Abfallwasser  nur  in  den  Nacht- 
stunden der  Moldau  übergeben  werden  dürfe,  als  ob  das  Abfallwasser  den  Fischen  nur  bei 
Tag  schädlich  sei.  Dem  Besitzer  einer  Stärke-  und  Kerzenfabrik  wurde  im  Interesse  der 
ganz  unbedeutenden  Fischerei  die  Errichtung  von  Reinigungsbassins  aufgetragen, 
welche  einen  Kostenaufwand  von  mindestens  15—16.000  fl.  erfordert  hätten  (S.  92). 
Behufs    Reinigung   der    Abfallwässer  aus   Stärkefabriken   werden   zuweilen  Anordnungen 
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somit  jedwede  Verunreinigung  der  Gewässer  sich  gefallen  lassen  —  aller- 
dings gegen  vollen  Schadenersatz.  In  dieser  letzteren  Bestimmung  liegt  ein 
hinlängliches  Remedium  gegen  die  Vernichtung  der  Fischzucht,  da  es  ja 
lediglich  ein  geschäftliches  Rechen exempel  ist,  ob  die  Schadensziflfern  oder 
die  Kosten  der  Reinigung  des  Abfall wassers  sich  höher  stellen.  Letztere 
werden  umso  weniger  ins  Gewicht  fallen,  als  ja  —  wie  oben  erwähnt  — 
der  Unternehmer  schon  aus  sanitärem  Gesichtspunkte  zu  Reinigungsmaass- 
regeln  sich  entschliessen  muss.  Was  die  Fischrechen,  Fischstege  u.  dgl. 
anbelangt,  so  ist  nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  der  Werksbesitzer  zur 
Herstellung  derartiger  Schutzvorrichtungen  verhalten  werde. 

Einer  der  umstrittensten  Punkte  der  Reform  des  Wasserrechtes  ist 
die  Beschränkung  der  Concessionsdauer. 

Zunächst  ist  zu  bemerken,  dass  die  Ertheilung  von  Concessionen  auf 
beliebigen  Widerruft)  meines  Erachtens  absolut  zu  perhorrescieren  ist.  Die 
einzige  Rechtfertigung  einer  derartigen  Bestimmung  könnte  in  dem  Umstände 
erblickt  werden,  dass  manche  Anlagen  nach  ihrer  concessionsmässigen 
Errichtung  als  gemeinschädlich  sich  herausstellen.  Allein  in  einem  solchen 
Falle  hat  nach  meiner  Ansicht  ein  besonderes  Verfahren  platzzugreifen,  von 
welchem  sogleich  die  Rede  sein  wird.  In  einem  gewissen  Umfange  muss 
auf  jeden  Fall  dem  Unternehmer  der  Fortbestand  seines  Rechtes  gesichert 
werden ;  andernfalls  würde  der  Aufschwung  des  Wasserbetriebes  in  höchst 
bedenklicher  Weise  verhindert  werden. 2)  Allerdings  ist  der  Vorschlag 
gemacht  worden,  es  möge  das  freie  Ermessen  der  Behörde  bei  Ertheilung 
von  Concessionen  auf  Widerruf  in  der  Weise  eliminiert  werden,  „dass  die 
Gründe  hiefür  speciell  namhaft  zu  machen  sind  und  sowohl  im  Instanzen- 

getroifen,  welche  nicht  nur  drakonisch,  sondern  auch  in  technischer  Hinsicht  zwecklos 
sind  (S.  61).  Dasselbe  gilt  von  Bleichereien  bezüglich  der  Klärgruben  (S.  207).  Die 
Errichtung  einer  Färberei  in  Lieben  wurde  im  sanitären  Interesse  nicht  bewilligt,  ob- 
wohl der  Bezirksarzt,  der  Vertreter  des  Navigations-Aerars  und  der  Statthalterei-Ober- 
Ingenieur  erklärt  hatten,  dass  die  Abfallwässer  aus  der  Färberei  sogar  reinigend  wirken. 
Einer  Zuckerfabrik  in  Böhmen  wurde  in  I.  Instanz  die  Einführung  eines  Reinigungs- 
verfahrens auferlegt,  welches  täglich  600  fl.  gekostet  hätte  (S.  269). 

^)  Vgl.  §  18  der  Landeswassergesetze.  Auch  nach  Art.  2  und  27  des  badischen 
Gesetzes  vom  25.  August  1876  ist  jede  Genehmigung  der  Benützung  öffentlicher  Ge- 
wässer kraft  Gesetzes  an  den  Vorbehalt  gebunden,  dass  dieselbe  „aus  Gründen  des 
öifentlichen  Interesses"  jederzeit  ohne  Entschädigung  widerrufen  oder  beschränkt  werden 
kann;  doch  steht  es  im  Ermessen  des  Handelsministeriums,  eine  Entschädigung  zu  ge- 
währen. In  Baiern  (Art.  14  des  Ges.  v.  28.  Mai  1852)  sind  Bewilligungen  auf  Widerruf 
zulässig,  ausgenommen  sind  jedoch  die  Werke  mit  gespannter  Wasserkraft.  Auch  in 
Italien  können  nach  Erfordernis  besonderer  localer  Verhältnisse  oder  im  öffentlichen 
Interesse  wasserrechtliche  Concessionen  auf  beliebigen  Widerruf  ertheilt  werden.  In  Frank- 
reich sind  alle  Concessionen  widerruflich. 

2)  Vgl.  die  Verhandlungen  der  Vorarlbergcr  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
ihren  Plenar-Sitzungen  vom  30.  November,  bezw.  vom  15.  December  1898  (Protokolle 
S.  186,  207).  Die  hier  maassgebenden  Umstände  hat  wohl  die  deutsche  Landwirtschafts- 
Gesellschaft,  Sonderausschuss  für  Wasserrecht,  sich  nicht  vor  Augen  gehalten,  als  sie 
(a.  a.  0.  S.  19,  §  29)  die  Ertheilung  von  einerseits  ewigen  („kann!"),  andererseits 
widerruflichen  Bewilligungen  für  zulässig  erachtete. 
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zuge  als  auch  vor  der  Administrativjustiz  der  Ueberprüfung  unterzogen 
werden  könnten."')  Allein,  wenn  die  Gründe  gesetzlich  auch  noch  so  sorg- 
fältig präcisiert  würden,  so  fände  sich  doch  nur  selten  ein  Unternehmer, 
der  sein  Capital  auf  die  Gefahr  hin  zu  riskieren  bereit  wäre,  jeden  Tag 
urtd  jede  Stunde  ohne  Entschädigung  vom  Schauplatze  seiner  Thätigkeit 
abtreten  zu  müssen.  Ich  betrachte  daher  die  Ertheilung  von  Concessionen 
gegen  Widerruf  als  unbedingt  verwerflich. 

Aber  auch  die  Beschränkung  der  Concessionsdauer  auf  eine  im  vor- 
hinein bestimmte  Zahl  von  Jahren  findet  Gegner  in  den  Keihen  der  Ver- 
treter industrieller  Interessen.^)  Die  Argumente,  welche  hier  angeführt 
werden,  sind  hauptsächlich  die  folgenden :  Jedes  Wasserwerk  sei  stets  von 
Hochwasserschäden  bedroht.  Dieselben  seien  zuweilen  so  enorme,  dass  die 
auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  bezogenen  Amortisationsberechnungen  hiedurch 
illusorisch  würden.  Die  Amortisationsquote  müsste  in  solchen  Fällen  ohne 
Eücksicht  auf  das  Nettoerträgnis,  ohne  Rücksicht  auf  den  Unternehmer- 
gewinn, ja  selbst  ohne  Rücksicht  auf  die  Verzinsung  des  Anlagecapitales 
aufgestellt  werden.  Ausserdem  sei  die  Hochwassergefahr  keineswegs  für 
alle  Anlagen  die  gleiche,  so  dass  die  Tilgungsquote  für  jeden  einzelnen 
Werksbetrieb  speciell  berechnet  werden  müsste.  Endlich  werde  durch 
Beschränkung  der  Concessionsdauer  jenes  Weiterschreiten  der  Industrie  ver- 
hindert, welches  in  der  Verbesserung  bestehender  Anlagen  zu  erblicken  sei. 

Ich  anerkenne  ohneweiters  die  Richtigkeit  dieser  Erwägungen,  Gleich- 
wohl spreche  ich  mich  für  eine  Beschränkung  der  Concessionsdauer  auf 
eine  gesetzlich  zu  fixierende  Reihe  von  Jahren  aus.  Die  Modalitäten, 
unter  welchen  ich  diesen  meinen  Vorschlag  mache,  dürften  geeignet 
erscheinen,  die  vorgebrachten  Bedenken  zu  zerstreuen. 

Die  Concessionsdauer  wäre  meines  Erachtens  keineswegs  vom  Ermessen 
der  Behörde  abhängig  zu  machen,  vielmehr  hätte  dieselbe  im  allgemeinen  50, 
bei  Verwendung  von  Wasserkräften  für  elektrische  Centralstationen,  Eisen- 
bahnen und  andere  Unternehmungen,  mit  deren  Fortbestand  die  Interessen 
grosser  Bevölkerungsgruppen  verknüpft  sind,  mindestens  50  und  höchstens 
90  Jahre  zu  betragen.^)  Eine  kürzere  Frist  als  eine  solche  von  50  Jahren  wäre 

1)  Bousek,  a.  a.  0.  S.  18. 

^)  Vgl.  insb.  Maix,  Zur  Reform  des  österreichischen  Wasserrechts,  Wochenschrift 
des  Niederösterr.  Gewerbevereines,  Nr.  22  ex  1899. 

^)  Das  Maximum  der  Concessionsdauer  beträgt  nach  Jegher  im  schweizerischen 
Canton  SchaflFhausen  40  Jalire,  in  Tessin,  Zug,  Thurgau  und  Appenzell  50  Jahre,  in 
Graubünden  60  Jahre,  in  Uri  80  Jahre,  in  Basel-Land,  Aargau,  Genf  und  Wallis  90 
und  in  Solothurn  99  Jahre.  —  Nach  §  30  des  ungar.  Gesetzart.  XXIII  von  1885 
können  Bewilligungen  zu  Wasserbenutzungen  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  und 
höchstens  auf  50  Jahre  ertheilt  werden.  —  Italien  ertheilt  Concessionen  auf  30  Jahre 
mit  der  Anwartschaft  auf  eine  Verlängerung  im  Ausmaasse  von  weiteren  30  Jahren.  — 
Toussaint,  will  (a.  a.  0.  §  36)  die  Concessionen  zum  Bewässern  von  Ländereien 
auf  60 — 100  Jahre,  für  grössere  Industrie-Unternehmungen  auf  40—60  und  für 
kleinere  Unternehmungen  auf  20 — 30  Jahre  beschränken.  —  Der  Oesterreichische 
Ingenieur-  und  Architekten-Verein  (a.  a.  0.  S.  342)  schlägt  vor:  Concessionen  zur  Her- 
stellung und  Ausnützung  von  Wasserkräften  sind  nur    auf    bestimmte    Zeitdauer,  jedoch 
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mit  Kücksicht  auf  die  Nothwendigkeit  der  Amortisation  des  Anlagecapitales 
thatsächlich  unannehmbar,^)  während  andererseits  die  Verleihung  immer- 
währender Eechte  eine  Stagnation  zur  Folge  hätte.  Würden  nämlich  grosse 
Gefälle  durch  kleine  Anlagen  auf  immerwährende  Zeiten  occupiert,  so  würde 
hiedurch  das  verhindert,  was  wir  anstreben:  die  weitgehendste  Ausnützung  der 
vorhandenen  Wasserkräfte.  In  der  Zeit  von  50,  bezw.  90  Jahren  ist  die  Amor- 
tisation in  der  Kegel  durchführbar;  immerhin  verhalte  ich  mich  gegenüber 
dem  Gedanken  einer  ausnah  msweisen  Verlängerung  der  Con- 
cessionsdauer  nicht  ablehnend.  Ich  finde  es  allerdings  nicht  empfehlenswert, 
eine  solche  Verlängerung  in  das  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  zu 
stellen;  wohl  aber  möchte  ich  dem  Concessionär  das  Recht  einräumen,  bei 
solchen  ausserordentlichen  Zufällen,^)  welche  während  einer  die  Zeit  von 
6  Wochen  übersteigenden  Dauer  die  Ausnützung  der  Wasserkraft  vollständig 
oder  doch  wesentlich  verhindern,  eine  dem  Schaden  unter  Zugrundelegung 
einer  2proc.  Amortisation  entsprechende  Verlängerung  der  Concessionsdauer 
zu  prätendieren.  Der  Betriebsunfall  wäre  binnen  längstens  acht  Tagen  bei 
der  Behörde  anzuzeigen  und  diese  hätte  die  Pflicht,  den  Schaden,  sobald 
dies  mit  Verlässlichkeit  geschehen  kann,  amtlich  zu  erheben,  worauf  die 
Verlängerung  der  Concessionszeit  zu  beurkunden  wäre.  In  analoger  Weise 
könnte  eine  Verlängerung  der  Concessionsfrist  erfolgen,  falls  während  der- 
selben solche  Investitionen  vorgenommen  wurden,  welche  eine  ausgiebigere 
Verwertung  der  Wasserkräfte  in  sich  schliessen.  Ausserdem  aber  soll  dem 
Concessionär  das  Recht  auf  Wiederverleihung  der  Concession  für  den 


nicht  unter  40  Jahren  zu  gewähren.  Hingegen  äussert  sich  der  Verein  der  Techniker 
in  Oberösterreich  (Bericht  über  das  Vereinsjahr  1896/97,  S.  84  f.)  dahin,  „dass  das 
Heimfallsrecht  nur  auf  einem  Vertrage  civilrechtlicher  Natur  zu  basieren  hätte,  welchen 
auf  Grund  der  aufzustellenden  Normen  einzugehen  oder  nicht  einzugehen  von  Fall  zu 
Fall  sowohl  dem  Lande  als  dem  Unternehmer  vollkommen  freigestellt  bleiben  soll." 
Ich  übergehe  die  eigenthümliche  Bedeutung,  welche  hier  dem  Begriffe  des  Civilrechtes  bei- 
gelegt wird;  da  es  im  übrigen  jedem  Projectanten  selbstverständlich  freisteht,  die  An- 
lage unter  den  ihm  vom  Staate  oder  vom  Lande  vorgeschriebenen  Concessionsbedingungen 
auszuführen  oder  nicht,  so  scheint  mir  der  Standpunkt  des  genannten  Vereines  (abge- 
sehen von  der  Substituierung  des  Staates  durch  das  Land)  mit  dem  gegenwärtigen 
Rechtszustande  zu  congruieren.  —  Für  die  Beschränkung  der  Concessionsdauer  sind  auch 
Jegher  a.  a.  0.  S.  95  und  Graf  Alberti,  Für  die  Reform  des  üesterr.  Wasserrechtes, 
Wien  1898,  S.  43. 

1)  Tolkmitt  (Wasserwirtschaft  und  Wasserrecht)  will  (S.  8)  die  Concessionsdauer 
für  Benützungsarten,  welche  den  allgemeinen  Gebrauch  beschränken  oder  ausschliesscn, 
auf  10  Jahre  herabsetzen;  sogar  innerhalb  dieser  Frist  soll  die  Genehmigung  gegen  eine 
von  vornherein  festzusetzende  Entschädigung  zurückgezogen  werden  können.  Hienüt 
kann  ich  mich  durchaus  nicht  einverstanden  erklären;  insbesonders  lässt  sich  auch  die 
Entschädigungssumme  nicht  im  voraus  fixieren,  da  hiedurch  innerhalb  dieser  Frist  jede 
Erweiterung  der  Anlage  verhindert  würde.  Ueberhaupt  lässt  sich  selbst  für  10  Jahre  der 
Wert  einer  Anlage  nicht  vorausbestimmen. 

2)  Um  dem  Einwände  zu  begegnen,  dass  der  Bogriff  des  „ausserordentlichen  Zu- 
falles" sich  praktisch  schwer  anwenden  lasse,  verweise  ich  auf  die  Remission  des  Pacht- 
zinses, die  nach  §  1105  des  allg.  bgl.  Gb.  unter  eben  jener  Voraussetzung  zu  er- 
folgen hat. 
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Fall  gewahrt  werden,  dass  er  mit  keinem  Projectanten  in  Conciirrenz  tritt, 
der  nach  den  später  darzulegenden  Grundsätzen  im  Expropriationsfalle 
obsiegen  würde. 

Trotzdem  hiedurch  die  Härten  des  Princips  der  beschränkten  Con- 
cessionsdauer  wesentlich  gemildert  würden,  so  bin  ich  mir  doch  des  Um- 
standes  voll  bewusst,  dass  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  nur  wenige 
Unternehmer  zur  Investierung  von  Capitalien  ermuthigen  werden,  woferne  mit 
Ablauf  der  Concessionsfrist  die  Möglichkeit  der  Depossedierung  des  Con- 
cessionärs  durch  einen  kräftigeren  Bewerber  thatsächlich  vorliegt.  Wenngleich 
freilich  mit  der  Concession  nur  das  Wasserrecht  erlischt,  hingegen  die  Werks- 
anlagen selbst  Eigenthum  des  Unternehmers  bleiben,  so  werden  diese 
Anlagen  doch  jedenfalls  durch  die  Entziehung  der  Triebkraft  entwertet;  und 
es  wird  nicht  leicht  jemand  die  Gefahr  auf  sich  nehmen,  im  Momente  des 
Ablaufes  der  Concessionsdauer  sich  von  einem  Objecte  zurückziehen  zu  müssen, 
welches,  wenngleich  amortisiert,  doch  einen  reellen  Wert  repräsentieren  mag. 
Es  wäre  abgeschmackt,  daran  zu  erinnern,  dass  unser  Unternehmer  eventuell 
an  eine  elektrische  Centralstation,  vielleicht  gerade  an  das  neue  Werk  sich 
anschliessen  kann,  dass  es  ihm  vorbehalten  bleibt,  den  Dampfbetrieb  einzu- 
führen oder  die  Gebäude  zu  anderen  als  den  bisherigen  Zwecken  zu  adaptieren, 
dass  die  Beseitigung  der  Wasserwerke,  insoweit  dieselben  gemeinschädlich 
wirken  könnten,  nicht  dem  bisherigen  Concessionär,  sondern  dem  Staate 
zur  Last  fallen  muss  und  dass  der  neue  Unternehmer,  insoweit  er  die- 
selben für  seine  Zwecke  ausbeutet,  zur  Leistung  einer  entsprechenden 
Ablösung  verpflichtet  werden  könnte :  trotz  alledem  wird  der  drohende  Ver- 
lust der  Berechtigung  als  ein  retardierendes  Moment  sich  erweisen. 

Allein  —  wird  diese  Gefahr  eine  allgemeine  sein?  Ist  jede  Art 
von  Unternehmungen  ihr  ausgesetzt?  Keineswegs.  Vielmehr  bedroht  sie  in 
Anbetracht  des  Wiederverleihungsanspruches  nur  jene  Werksbesitzer, 
welche  an  einem  Wasserlaufe  sich  ansiedeln,  dessen  erreichbarer  Nutzeffect 
die  in  Anspruch  genommene  Leistungfähigkeit  wesentlich  übersteigt  und 
so  die  Möglichkeit  einer  ausgiebigeren  Kraftverwertung  darbietet.  Derartige 
Projectanten  zu  schützen,  kann  nun  aber  keineswegs  die  Aufgabe  des 
Wasserrechtes  sein.  Halten  wir  uns  auch  hier  wieder  vor  Augen,  dass  der 
Zweck  der  Wasserrechtsreform  in  der  möglichst  vollkommenen  Ausnützung 
der  Wasserkräfte  besteht,  so  wird  uns  klar,  dass  wir  eine  angemessene 
Vertheilung  der  Betriebe  auf  die  erreichbaren  Nutzeffecte  der  fliessenden 
Gewässer  ins  Auge  zu  fassen  haben.  Das  ängstliche  Bestreben,  die  Wasser- 
läufe —  gut  oder  übel  —  mit  Unternehmungen  zu  besetzen,  wird  als  ein 
überwundener  Standpunkt  angesehen  werden,  sobald  nur  einmal  jene  Um- 
wälzung angebahnt  sein  wird,  die  in  technischer  Beziehung  den  Ausgangs- 
punkt, in  wirtschaftlicher  aber  das  Endziel  der  vorliegenden  Studie  bildet. 
Was  ich  vor  mir  sehe,  das  ist  nicht  das  Bild  einer  Eeihe  von  kleinen 
Wasserwerken  arf  grossen  Gefällen ;  vielmehr  werden  diese  letzteren  von 
gewaltigen  Unternehmungen,  insbesonders  von  elektrischen  Centralstationen 
in  Anspruch  genommen  werden,  die  Kraft  und  Licht  nach  allen  Richtungen 
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spenden  werden.  Die  kleinen  Werke  werden  wieder  in  die  Seitenthäler  sich 
zerstreuen,  wie  dies  ehemals  der  Fall  war;  oder  aber  sie  werden  an  die 
eben  erwähnten  Kraftcentralen  sich  angliedern.  Und  gerade  hier  eröffnet 
sich  den  grössten  Capitalisten,  nämlich  dem  Staate,  dem  Lande,  den 
Gemeinden,  ein  weites  Feld  wirtschaftlicher  und  gemeinnütziger  Bethätigung ; 
die  grossen  elektrischen  Centralen  werden  als  Stützpunkte  eines  imposanten 
Leitungsnetzes  Kraft  und  wirtschaftliches  Leben  hinaustragen  bis  in  die 
kleinste  Werkstätte.  Sie  sind  es  ja,  die  zum  Betriebe  durch  öffentliche 
Körperschaften  sich  besonders  eignen.  Wenn  in  dieser  Art  nicht  ein  recht- 
liches, aber  ein  thatsächliches  Monopol  des  Staates,  der  Länder,  der 
Gemeinden  sich  herausbilden  sollte,  so  werden  wir  es  im  Interesse  unserer 
Volkswirtschaft  nicht  zu  bedauern  haben.  Sind  die  Unternehmer  sich  des 
Umstandes  bewusst,  dass  sie  in  der  Ausnützung  der  betreffenden  Wasser- 
kraft nicht  wesentlich  überboten  werden  können,  dann  werden  sie  thatsäch- 
lich  mit  einer  gewissen  Zuversicht  auf  Wiederverleihung  ihrer  Concessionen 
zu  rechnen  in  der  Lage  sein  und  dann  wird  auch  die  Beschränkung  der 
Concessionsdauer  für  sie  kein  Schrecknis  bilden  können.  Ich  glaube  daher, 
dass  in  diesem  Sinne  die  Beschränkung  der  Concessionsdauer  als  ein 
logisches  Glied  unseres  Systems  sich  darstellt.  Keinesfalls  aber  darf  die 
Beschränkung  der  Concessionsdauer  aus  dem  Complexe  der  gesammten 
Wasserrechtsreform  herausgerissen  werden,  da  sonst  jene  Voraussetzungen 
entschwinden  würden,  die  eine  solche  Maassregel  als  unbedenklich,  ja  sogar 
als  zweckdienlich  erscheinen  lassen. 

Mag  nun  die  Frage  der  Concessionsfrist  wie  immer  erledigt  werden  — 
auf  alle  Fälle  muss  doch  während  des  Laufes  derselben  der  Unter- 
nehmer gegen  jede  willkürliche  Beeinträchtigung  seines  Rechtes  geschützt 
werden.  Solange  der  Wasserwerksbesitzer  sich  strenge  an  die  Con- 
cessionsbedingungen  hält,  bewegt  er  sich  innerhalb  der  Grenzen  seines 
Rechtes.  Hinweg  daher  mit  all'  den  undeutlichen  Bestimmungen,  welche 
den  Concessionär  in  die  Hände  der  Behörde  geben!  Hinweg  mit  der  vagen 
Bestimmung,  die  bewilligten  Anlagen  seien  „in  einem  solchen  Stande  zu 
erhalten,  dass  sie  dem  Wasser  und  dem  Eise  einen  thunlichst  unge- 
hinderten Ablauf  lassen,  der  Fischerei  und  anderen  Nutzungen  keine 
unnöthige  Erschwerung  verursachen  und  dass  keine  Wasserverschwendung 
eintrete"  (§  20  der  Landesgesetze)!  Hinweg  auch  mit  der  Anordnung,  dass, 
falls  bestehende  Unternehmungen  wegen  eines  Wasserüberschusses  unter 
sich  in  Widerstreit  kommen  oder  wegen  eingetretenen  Wassermangels  nicht 
vollständig  befriedigt  werden  können,  derjenigen  Unternehmung  „der  Vorzug 
gebüre,  welche  von  überwiegender  Wichtigkeit  für  die  Volkswirtschaft  ist" 
(§  93  der  Landesgesetze)!  Jeder  übe  sein  Recht  aus;  sorgfältige  Abgrenzung 
der  Befugnisse  in  der  Concession,  dann  aber  ungestörte  Freiheit  innerhalb 
derselben  —  dies  ist  der  einzig  zulässige  Standpunkt  des  Gesetzes. 

Hiedurch  wird  jedoch  nicht  gehindert,  dass  der  Betrieb  der  Wasser- 
werke unter  gewisse  Rechtssätze  gebeugt  werde,  welche  die  Interessenten 
—  und  so  insbesonders  auch  die  einzelnen  Wasserwerke  gegen  einander  — 
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ohne  Rücksiclit  auf  die  Priorität,  bezw.  auf  die  Concessionsbestinimungen 
zu  schützen  hätten.  Hieher  gehört  z.  B.  das  in  unserem  Wasserrechte 
fehlende  Princip,  dass  „der  Obermüller,  welcher  das  Wasser  gespannt  hat, 
die  Wassermasse  nicht  plötzlich  frei  ablassen  darf,  falls  für  einen 
unteren  Müller  oder  für  sonstige  Betheiligte  ein  Nachtheil  entstehen 
könnte."  1) 

Auch  soll  mit  obigen  Ausführungen  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Con- 
cessionen  selbst  unter  allen  Umständen  als  unantastbar  anzusehen 
sind.  Die  Aufstellung  eines  solchen  Grundsatzes  würde  unter  gewissen 
Voraussetzungen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  widersprechen.  Falls  irgend- 
welche Concessionsbedingungen  nicht  erfüllt  werden,  ist  zunächst  mit 
Strafen  und  sodann  mit  der  Entziehung  der  Berechtigung  vorzugehen.  Auch 
kann  in  solchen  Fällen  die  etwa  mangelnde  Herstellung  auf  Kosten  des 
Concessionärs  von  der  Behörde  vorgenommen  werden.  In  gleicher  Art  ist  der- 
selbe bei  Verfall  der  Concession  zur  Beseitigung  solcher  Anlagen  zu  verhalten, 
durch  deren  zwecklosen  Fortbestand  fremde  Interessen  beeinträchtigt  würden. 
Weiters  bedarf  der  Fall,  dass  der  Bestand  oder  Betrieb  eines  Wasserwerkes 
solche  Schäden  zur  Folge  hat,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung,  bezw.  der  Con- 
cessionsertheilung  nicht  vorhergesehen  wurden,  einer  besonderen  Regelung. 
Gegenwärtig  bestimmen  die  Landesgesetze  bezüglich  derartiger  Stauwerke, 
dass  der  Besitzer  die  Uebelstände  entweder  selbst  beseitigen  oder  deren 
Beseitigung  gestatten  muss,  soferne  ihm  selbst  nicht  dadurch  ein  über- 
wiegender Nachtheil  verursacht  wird.  Hinzugefügt  wird  der  mysteriöse  Satz, 
dass  über  die  dem  einen  oder  dem  anderen  Theile  gebürende  Entschädigung 
im  Abgange  einer  gütlichen  üebereinkunft  der  Richter  (nach  welchen  Grund- 
sätzen?) zu  entscheiden  habe.  In  Steiermark  (§  19)  hat  der  Wasserwerks- 
besitzer dem  Beschädigten  Ersatz  zu  leisten,  falls  er  die  Abänderung  des 
Werkes  wegen  überwiegenden  Nachtheiles  für  dasselbe  nicht  vornehmen 
will.  Nach  dem  böhmischen  Landesgesetze  fallen  die  Kosten  der  Abänderung 
immer  auf  denjenigen,  welcher  sie  begehrt  (§  22)  —  zugleich  aber  haftet 
ihm  der  Besitzer  für  allen  vorübergehenden  und  bleibenden  Schaden  (§  89)! 
Hier  begegnen  wir  also  grosser  Unklarheit.  Die  herrschende  Lehre  scheint 
sich  der  Ansicht  zuzuneigen,  dass  die  Abänderungen  auf  Kosten  der  Inter- 
essenten zu  geschehen  haben  (Peyrer  S.  299),  während  die  (Zufalls-) 
Haftung  des  Werksbesitzers  im  Sinne  des  steirischen  Landesgesetzes  als 
eine  Forderung  de  lege  ferenda  für  das  Gebiet  des  ganzen  Wasserrechtes 
aufgestellt  wird.  (R  a  n  d  a,  Wasserrecht,  S.  62.) 

Nach  meiner  Ansicht  wäre  nun  die  Sache  folgendermaassen  zu  regeln : 

Die  Behörde  kann  auf  Grund  eines  Verfahrens,  welches  besonders  zu 
normieren  und  über  Antrag  der  interessierten  Partei  einzuleiten  wäre^  eine 
entsprechende  Abänderung  der  Wasseranlagen  verfügen,  wenn 

a)  nachträglich  eintretende,  vor  der  Concessionsertheilung  noch  gar  nicht 

vorhandene   Umstände    (z.   B.   natürliche   Hebung   oder   Senkung   der 


1)  Peyrer,  S.  286. 
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Flussohle,    constante   Vermehrung    oder   Verminderung    der    Wasser- 
menge etc.)  das  Wasserwerk  als  schädlich   erscheinen  lassen; 
b)  wenn    die  Mängel   zur   Zeit   der   Concessionsertheilung   zwar   objeetiv 

schon  vorlagen,  jedoch  damals  nicht  vorhergesehen  wurden;^) 
e)  wenn  der  Mangel  vor  der  Concessionsertheilung  zwar  geltend  gemacht, 
aber  als  solcher  weder  vom  Concessionswerber  noch  von  der  Behörde 
anerkannt  wurde; 
d)  wenn  letzteres  zwar  der  Fall  war,  jedoch  die  von  der  Behörde  ergriifenen 
Vorkehrungen  sich  nachträglich  als  unzulänglich  erwiesen. 
Erscheinen  von  vornherein  alle  Abänderungsversuche  als  aussichtslos  oder 
bleiben  sie  ohne  E]rfolg,  so  kann  auch  seitens  der  Behörde  die  Zurückziehung 
der  Concession  erfolgen;  ebenso  dann,  wenn  die  angeordneten  Verbesserungen 
seitens  des  Concessionärs  nicht  in  angemessener  Frist  durchgeführt  werden. 
Die  Kosten  der'Correctur  des  Wasserwerkes  fallen  auf  den  Concessionär, 
wie  auch  im  äussersten  Falle   die  Concession    ohne  Entschädigung   zurück- 
genommen wird.  Es  ist  dies  allerdings  hart;^)  geradezu   ungerecht  aber  ist 
es,  wenn  mit  den  Kosten   der  Beschädigte  belastet  wird.  ^)    Indes  kann  die 
Verwaltungsbehörde  verfügen,   dass  an  die  Stelle  der  dem  Concessionär  zur 
Last   fallenden   Abänderung  des  Werkes,   bezw.    der   Concessionsentziehung 
eine  von  ihm  zu  leistende  Entschädigung  der  Interessenten  zu  treten  habe. 
Stets  muss  jedoch  festgehalten  werden,  dass  rücksichtlich  des  Verhältnisses 
der  Wasserwerke  untereinander  nicht  die  Gleichberechtigung,   sondern 
das  Princip  der  Priorität  gilt,  weshalb   die  erwähnten  Ansprüche   zwar   von 
einem  älteren  gegen  ein  neueres,  nicht  aber  umgekehrt  von  einem  neueren 
gegen  ein  älteres  Wasserwerk  erhoben  werden  können. 


^)  Individualrechtliche  Ansprüche,  welche  im  Concessionsertheilungsverfahren  nicht 
erhoben  wurden,  können  jedoch  hier  nicht  geltend  gemacht  werden.     Vgl.  S.  63. 

^)  Man  könnte  daran  denken,  hier  den  Staat,  und  zwar  aus  dem  Gesichtspunkte, 
dass  er  doch  mit  der  Concession  eine  gewisse  Garantie  für  die  Tadellosigkeit  der  Anlage 
übernommen  habe,  mit  den  Kosten  der  Verbesserung,  bezw,  Ablösung  zu  belasten.  Allein 
Schöpfer  des  Wasserwerks  ist  denn  doch  der  Unternehmer  —  nur  er  haftet  daher  für 
objeetives  Verschulden.  (Einen  Regress  soll  er  gegen  den  Staat  haben,  insoferne  der 
Schaden  aus  von  diesem  verfügten  Werkseinrichtungen  hervorgegangen  sein  sollte.) 
Ausserdem  kommen  hier  praktische  Bedenken  in  Betracht.  Wie  schwer  wird  der  Staat 
sich  zu  Verbesserungen  und  Ablösungen  auf  eigene  Kosten  entschliessen!  Wie  ängstlich 
werden  die  Behörden  bei  der  Ertheilung  von  Concessionen  erst  dann  sein,  wenn  ein 
übersehenes  Gebrechen  dem  Fiscus  Kosten  verursacht!  Weit  angemessener  erscheint  es, 
dem  Unternehmer  die  staatliche  Garantie  für  den  Fortbestand  seines  Werkes  zu  ent- 
ziehen und  ihn  dem  Risico  nachträglich  hervorkommender  Schäden  zu  unterwerfen.  Auf 
sich  selbst,  auf  seine  technische  Sorgfalt  muss  er  sich  verlassen;  und  jedenfalls  kann  ja 
sein  Recht  nicht  willkürlich,  sondern  nur  durch  ein  nach  formellem  Verfahren  geschöpftes 
Erkenntnis  geschmälert  oder  entzogen  werden.  —  Der  von  uns  festgehaltene  Standpunkt 
entspricht  demjenigen  des  ungar.  Wasserrechtsgesetzes  (§  50).  Doch  möchte  ich  den 
Eigenthümer  des  concessionierten  Wasserwerks  nicht  für  den  durch  dasselbe  verursachten 
Schaden  verantwortlich  machen;  genug  an  dem,  dass  er  das  Werk  auf  seine  Kosten 
umgestalten  muss. 

^)  So  im  §  84  des  bair.  Wasserrechtsgesetzes.  Einen  analogen  Standpunkt  vertritt 
Hesse,  a.  a.  0.  S.  280. 
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VI. 

Die  gesetzliche  Kegelung  der  Wassernutzung,  wie  wir  sie  im  vorigen 
Capitel  zu  skizzieren  versucht  haben,  ist  die  erste  Vorbedingung  für  den 
Aufschwung  unserer  Wasserwirtschaft.  Allein  wir  müssen  noch  viel  weiter 
gehen,  um  diesen  Zweck  vollständig  zu  erreichen. 

Wir  haben  den  Staat  zwar  durchwegs  den  allgemeinen  Normen  des 
Wasserbetriebs  unterworfen ;  allein  es  empfiehlt  sich  gleichwohl,  diesem 
mächtigen  und  vertrauenswürdigen  Capitalisten  rücksichtlich  der  Wasser- 
nutzung gewisse  Begünstigungen  einzuräumen,  um  in  dieser  Art  jene  Vor- 
theile  zu  erreichen,  die  der  staatliche  Monopolbetrieb  mit  sich  bringen 
würde.  Dem  Staate  soll  daher  aus  Anlass  eines  jeden  Concessionsgesuches 
das  Recht  zustehen,  das  Project  gegen  Ersatz  der  für  die  Vorarbeiten  nach- 
weisbar aufgelaufenen  Kosten  an  sich  zu  ziehen,  d.  h.  die  in  Anspruch 
genommene  Wasserkraft  selbst  auszunützen.^)  Durch  dieses  Vorbehalts- 
recht wird  der  Staat  in  die  Lage  versetzt,  solche  Ausnützungsgelegen- 
heiten,  die  ihm  infolge  seiner  natürlichen  Schwerfälligkeit  entgangen  sind, 
zu  fructificieren.  Macht  der  Staat  von  dem  Vorbehaltsrechte  keinen  Gebrauch, 
so  hat  er  das  Project  dem  betreifenden  Kronlande  zu  notificieren,  welches 
seinerseits  die  Wasserkraft  für  sich  in  Anspruch  zn  nehmen  berechtigt  ist. 
Die  Identität  der  Projecte  wäre  dann  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn  sich 
dieselben  in  ihrer  Durchführung  gegenseitig  ausschliessen  würden  und  wenn 
ausserdem  das  Project  des  Staates,  bezw.  des  Landes  von  gleicher  volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung  ist,  bei  Wasser  k  r  a  f  t  anlagen  also  dann,  wenn 
die  Zahl  der  zu  gewinnenden  Pferdekräfte  mindestens  die  gleiche  ist. 

Die  möglichst  allgemeine  und  rationelle  Verwertung  des  fliessenden 
Wassers  hat  weiters  zur  Voraussetzung,  dass  die  Herstellung  der  Wasser- 
leitungen, der  Stauwerke  und  Baulichkeiten  thunlichst  erleichtert  werde  und 
dass,  wer  hinsichtlich  der  Ausnützung  vorhandener  Gefälle  zu  wenig  leistet, 
dem  an  Unternehmungsgeist  und  Capitalskraft  überlegenen  Bewerber  auch 
vor  Ablauf  der  Concessionsfrist  —  hier  allerdings  gegen  volle  Entschädigung 
—  weichen  muss.  Die  Ausgestaltung  der  wasser rechtlichen 
Zwangsenteignung  ist  daher  von  besonderer  Wichtigkeit,  ja  ich 
betrachte  sie  sogar  als  einen  Cardinalpunkt  der  ganzen  Wasserrechtsreform. 

Nach  dem  Reichswassergesetze  (§  15,  h)  müssen  zur  Förderung  der 
nutzbringenden  Verwendung  des  Wassers  „Besitzer  von  Liegenschaften 
die  Begründung  von  Servituten  auf  ihrem  Besitzthume  gegen  ange- 
messene Entschädigung  zu  dem  Ende  gestatten,  damit  anderen  gehören- 
des Wasser  von  einer  Gegend  nach  einer  anderen  über  ihren  Grund  und 
Boden  geleitet  und  daselbst  die  zu  dieser  Leitung  erforderlichen  Werke  und 
Anlagen  errichtet  werden."  Von  der  üebernahme  einer  solchen  Servitut 
können  jedoch  die  Grundbesitzer  durch  Abtretung  der  zur  Ausführung  der 
Leitung    und    der   entsprechenden  Anlagen    erforderlichen   Grundfläche   sich 

^)  Ein  solches  Prioritätsrecht  besteht  nach  Jegher  für  den  Staat  in  den  schwei- 
zerischen Cantonen  Zürich  und  St.  Gallen,  dortselbst  und  im  Canton  Bern  auch  für  die 
Gemeinden. 
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befreien,  für  welche  Abtretung  ihnen  eine  angemessene  Entschädigung  ge- 
bürt.  Würde  durch  die  Wasserleitungsanlage  das  Grundstück  für  dessen 
Besitzer  die  zweckmässige  Benutzbarkeit  verlieren,  so  ist  auf  sein  Verlangen 
das  ganze  Grundstück  abzulösen. 

Die  Landesgesetze  haben  diese  Bestimmung  im  §  21  h  vollinhaltlich 
acceptiert;  mit  Ausnahme  desjenigen  von  Niederösterreich  haben  sie  abe^ 
noch  den  §  31  hinzugefügt,  welcher  sich  vom  %  21  h  nur  insoferne  unter- 
scheidet, als  hier  „überwiegende  volkswirtschaftliche  Vortheile"  vorausgesetzt 
werden,  wobei  jedoch  nach  einer  Entscheidung  des  Ackerbauministeriuras 
aus  dem  Jahre  1872  dieser  Ausdruck  dahin  zu  verstehen  ist,  dass  nicht 
etwa  eine  absolute,  hervorragende  Bedeutung  des  Unternehmens  für  die 
Volkswirtschaft  nachgewiesen  werden  muss,  dass  es  vielmehr  genügt,  wenn 
die  aus  dem  Unternehmen  zu  erwartenden  Vortheile  die  aus  der  Servituts- 
einräumung  dem  fremden  Grundstücke  etwa  erwachsenden  Nachtheile 
übersteigen. 

Man  sieht,  das  Verhältnis  zwischen  den  §§  27  i  und  31  ist  ein  sehr 
dunkles.^)  Hiezu  kommt  nun  noch,  dass  nach  §  48  nicht  nur  die  Servituten- 
bestellung,  sondern  auch  unmittelbar  die  Abtretung  des  Bodens  selbst, 
weiters  von  sonstigen  Liegenschaften,  Werken  und  Anstalten  gefordert  werden 
kann,  falls  Wasserbauten  im  (absoluten)  „öffentlichen  Interesse"  unternom- 
men werden.  Endlich  haben  wir  noch  den  §  365  allg.  bgl.  Gb.,  welcher 
ganz  allgemein  anordnet,  dass  „ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  ange- 
messene Schadloshaltung  selbst  das  vollständige  Eigenthum  einer  Sache 
abtreten  muss,  wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt,"  wobei  es  zweifel- 
haft erscheint,  ob  dieser  Norm  auf  dem  Gebiete  des  Wasserrechts  eine 
selbständige,  von  den  speciellen  Enteignungsfällen  unabhängige  Bedeutung 
zukommt  oder  nicht. 

Was  die  Expropriation  von  Wasser  rechten  betrifft,  so  unterliegen 
derselben  nach  dem  Reichswassergesetze  nur  ungenützte  Privatge- 
wässer (§  15  a,  vgl.  §  27  a   der  Landesgesetze),    Nach  §  14  des    zur  För- 


')  Auch  Peyrer  gelingt  es  trotz  ausführlicher  Besprechung  nicht,  einen  befrie- 
digenden Aufschluss  zu  geben;  denn  während  er  auf  S.  342  ausdrücklich  einen  Unter- 
schied zwischen  den  zwei  Paragraphen  constatiert,  gelangt  er  zu  dem  entgegengesetzten 
Eesultate  auf  der  folgenden  Seite,  indem  er  zugleich  sich  dahin  äussert,  die  Aufnahme 
beider  Paragraphen  erkläre  sich  lediglich  aus  der  Eedactionsgeschichte.  Die  gleiche 
Ansicht  wird  vertreten  auf  S.  370;  in  demselben  Satze  wird  aber  wieder  angedeutet, 
dass  wohl  bei  Enteignungen  nach  §  31.  nicht  aber  bei  jenen  nach  §  27  b,  das  Vorhanden- 
sein „überwiegender  volkswirtschaftlicher  Vortheile"  nothwendig  sei.  —  Auch  Randa 
sieht,  wie  sich  aus  seiner  Darstellung  —  S.  112,  113  —  ergibt,  die  beiden  Paragraphe 
als  identisch  an.  —  Die  plausibelste  Erklärung  wäre  vielleicht  die,  dass  §  27  b  die  Ex- 
propriation zu  Gunsten  von  privaten,  §  31  aber  jene  zu  Gunsten  von  öffentlichen  Gewässern 
im  Auge  habe.  Hierauf  scheint  im  §  27  b  der  Ausdruck  „gehörendes  "Wasser",  wie  über- 
haupt die  Congruenz  dieses  Paragraphen  mit  §  15  b  R.-W.-G.  hinzudeuten.  In  der  That 
erscheint  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  nutzbringende  Verwendung  der  ersterwähnten 
Gewässer  durch  ein  schärferes  Expropriationsprincip  in  höherem  Maasse  gefördert  werden 
sollte  als  jene  der  letzteren.  Ob  aber  die  Landesgesetzgebung  wirklich  hieran  ge- 
dacht hat? 
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derung  der  Landescultur  erlassenen  Reiclisgesetzes  vom  30.  Juni  1884, 
R.-G.-Bl.  Nr.  116,  können  aber  auch  öffentliche  Wasserrechte  ohne 
obiger  Beschränkung  enteignet  werden,  wenn  „eine  Bewässerung  oder  Ent- 
wässerung von  Grundstücken  ohne  gänzliche  oder  theilweise  Entziehung 
eines  zu  anderen  Zwecken  benützten  öffentlichen  Gewässers  nicht  oder  nur 
mit  unverhältnismässigem  Aufwände  erzielt  werden  könnte  und  dem  Unter- 
nehmen nach  seinem  Umfange  und  allen  sonstigen  Verhältnissen  eine  un- 
zweifelhaft höhere  wirtschaftliche  Bedeutung  als  der  zu  entziehenden  ander- 
weitigen Wasserbenützung  zukommt."^) 

Die  Ausbildung  und  Vereinheitlichung  der  Normen  über  die  Voraus- 
setzungen rücksichtlich  der  wasserrechtlichen  Expropriation  ist  nun  wohl 
unerlässlich.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  Subjecte  des  Enteignungsrechtes, 
die  Enteignungsobjecte,  dann  die  Expropriationsprincipien,  schliesslich  durch 
Herstellung  der  Beziehungen  zwischen  den  letzteren  und  den  Enteignungs- 
objecten  die  Expropriations  fälle-)  ins  Klare  gestellt  werden. 

S  ubj  e  c  t  des  Enteignungsrechtes  kann  jede  physische  oder  juristische 
Person  sein,  welcher  eine  Wasserwerks-Concession  verliehen  wurde.  Hieher 
gehören  auch  der  Staat,  die  Länder,  die  Gemeinden  als  Träger  von  Wasser- 
rechten. Die  Enteignung  kann  zu  Gunsten  einer  jeden  Art  nutzbringender 
Wasserwerke  erfolgen,  mögen  dieselben  gewerblichen,  landwirtschaftlichen^) 
oder  sonstigen  productiven  Zwecken  dienen ;  ausgeschlosssen  sind  die 
Luxusbauten. 

Wir  gelangen  zu  den  Expropriations  obj  ecten.  Was  zunächst  die 
Enteignung   von    Grundstücken    und   die    Zwangsbestellung   von    Servituten 


^)  In  ganz  allgemeiner  Form  statuiert  die  Zwangsabtretung  von  Wasserrechten  an 
öffentlichen  Flüssen  das  bair.  Wasserrechtsgesetz  im  Art  13.  Die  Enteignung  erfolgt 
„wenn  der  bereits  eingeräumte  .  .  .  Wassergebrauch  durch  neue  Anlagen,  welche  ihrer 
überwiegenden  Gemeinnützigkeit  wegen  bewilligt  werden  können,  vermindert  oder  beein- 
trächtigt werden  soll",  dann  für  Flusscorrectionen  etc. 

2)  Es  ist  bekanntlich  eine  vielfach  erörterte  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  der 
Expropriation  präcise  durch  das  Gesetz  zu  formulieren  sind  oder  ob  hier  —  auf  Grund 
einer  allgemein  gehaltenen  Norm  —  die  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  einem  Organe 
der  Staatsgewalt  überlassen  werden  soll.  Die  letztere  Ansicht  vertritt  insbesonders  Grün- 
hut, Das  Enteignungsrecht,  1873,  S.  87  fg.;  in  wichtigeren  Fällen  soll  die  Gesetzgebung, 
in  minder  wichtigen  die  Administrative  entscheiden.  Vgl.  auch  Prazäk,  Enteignungs- 
recht 1877,  S.  86.  Ich  bin  jedoch  —  wie  immer  —  für  eine  sorgfältige,  aber  generelle 
Eegelung  durch  das  Gesetz.  Die  Interessen  beider  Theile  dürfen  weder  von  Fall  zu 
Fall  den  unberechenbaren  Constellationen  des  Parteilebens  gesetzgebender  Körperschaften, 
noch  ganz  und  gar  den  subjectiven  Anschauungen  der  Verwaltungsbehörden  preisgegeben 
werden.  Der  Einwand,  dass  die  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  eine  Speciali- 
sierung  der  Enteignungsnormen  nicht  zulasse,  ist  kaum  stichhältig.  Denn  alles  Recht 
ist  in  stetem  Werden  und  in  beständiger  Umwälzung  begriffen;  wollten  wir  dasselbe  als 
starr  und  unbeweglich  hinstellen,  so  könnten  überhaupt  nur  wenige,  ganz  allgemeine 
Gesetzesnormen  aufgestellt  werden. 

3)  Auch  die  Triftbauten  gehören  hieher.  Hinsichtlich  der  Enteignung  behufs 
Anlage  derselben  enthält  derzeit  das  Forstgesetz  im  §30,  Abs.  4,  die  allgemeine  Andeutung, 
dass  „hierüber  die  bestehenden  Gesetze  zu  gelten  haben". 

Zeitschrift  für  Vollcswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  IX  liand.  4 


50  Seidler. 

betrifft,  so  möchte  ich  ganz  allgemein  die  Wahl  zwischen  Grundfläche  und 
Servitut  nicht  schlechthin  vom  Beliehen  des  Grundeigenthömers,  sondern 
zunächst  von  den  Bedürfnissen  des  Expropriationswerbers  abhängen  lassen, 
so  dass  also  unmittelbar  die  Abtretung  des  Grundes  gefordert  werden  kann;') 
und  zwar  dies  umsomehr,  als  ich  nicht  nur  für  die  zur  Leitung 
erforderlichen  Werke  und  Anlagen,  sondern  auch  für  die  durch  die  Wasser- 
kraft zu  bedienenden  Betriebsstätten  die  Expropriation  der  zur  Her- 
stellung nöthigen  Grundstücke  in  Anspruch  nehmen  möchte.  Ebenso  halte  ich 
de  lege  ferenda  die  Expropriation  solcher  Grundstücke  für  zulässig,  die  durch 
die  projectierte  Anlage  der  Ueberschwemmung  oder  Versumpfung  preis- 
gegeben werden  und  deren  Eigenthümer  somit  gegen  das  Unternehmen 
Einspruch  zu  erheben  berechtigt  wären. ^)  Auf  Gebäude  mit  den  dazugehö- 
rigen Hofräumen  und  Hausgärten  hätte  sich  jedoch  —  wie  bisher  nach 
§  31  L.-G.  —  die  Zwangsbestellung  von  Servituten  im  allgemeinen  nicht 
zu  beziehen.-^) 

-Von  den  Wassernutzungsrechten  kommen  als  Expropriationsobjecte 
wohl  nur  die  Wasserwerks-Concessionen  in  Betracht.  Es  könnte  allerdings 
die  Frage  entstehen,  ob  nicht,  um  eine  rationellere  Anlage  von  Wasser- 
bauten zu  ermöglichen,  auch  Fischerei-  und  Triftrechte  der  Enteignung 
unterworfen  werden  sollen.  Ich  verneine  jedoch  diese  Frage,  weil  hier 
nicht  bloss  die  momentan  vorhandenen  Individualrechte,  sondern  die  Inter- 
essen der  Fischerei  und  Triftung  im  ganzen,  in  Gegenwart  und  Zukunft 
berücksichtigt  werden  müssen.  Vollends  kann  selbstverständlich  von  einer 
Expropriation  genereller  Wasserbenützungsbefugnisse  (Gemeingebrauch,  Schiff- 
fahrt, Flösserei)  keine  Kede  sein.  Die  Werksconcessionen  aber  sollen  schlecht- 
hin der  Expropriation  unterliegen.  Es  ist  dies  umso  noth wendiger,  als  hie 
und  da  durch  bestehende,  und  zwar  ganz  unbedeutende  Wasserwerke  grosse 
Gefälle  der  entsprechenden  Ausnützung  entzogen  werden.  Der  p]xpropriant 
ist  berechtigt,  alle  jene  Vorrichtungen  (Wehre,  Canäle,  Wasserleitungen 
etc.),  durch  welche  die  Ausübung  des  ihm  verliehenen  Wasserrechtes  ge- 
hindert würde,  zu  beseitigen  oder  umzugestalten.  Andererseits  hat  er  für 
die  Entwertung  jener   gewerblichen,   resp.  landwirtschaftlichen  Anlagen  Er- 


^)  Wählt  der  Expropriant  die  Servitutenbestellung,  so  soll  der  Expropriat  das 
Eecht  haben,  die  Ablösung  des  Grundes  im  Sinne  des  §  15  b  E.-W.-G.  zu  verlangen. 

2)  Bedeutsam  ist  dieser  Expropriationsfall  insbesonders  für  die  Anlage  von  Stau- 
weihern. Vgl.  hierüber  Intze.  Die  bessere  Ausnützung  der  Gewässer  und  der  Wasser- 
läufe, Berlin  1889;  derselbe,  Bericht  über  die  Wasserverhältnisse  Ostpreussens,  Berlin 
1893;  Fe  cht,  lieber  die  Anlage  und  den  Betrieb  von  Stauweihein  in  den  Vogesen  etc., 
Berlin  1893;  Olshausen,  Die  Wasserversorgung  grosser  Städte,  insbesondere  Thalsperren. 
Frankfurt  a.  M.  1895. 

^)  Mit  der  gleichen  Beschränkung  hätte  eine  zwangsweise  Einräumung  von  Servi- 
tuten an  Grund  und  Boden  behufs  Herstellung  elektrischer  Leitungen  stattzufinden. 
Diese  Expropriation  wäre  jedoch  nicht  im  Wasserreclite,  sondern  legislatorisch  separat 
zu  behandeln,  da  hier  nicht  bloss  solche  Elektricität  in  Betracht  kommt,  welche 
mittelst  Wasserkraft,  sondern  auch  jene,  welche  mit  Kohle  erzeugt  wird,  ja  vielleicht 
auch  Druckluftleitunsren  einbezogen  werden  könnten. 
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satz  ZU  leisten,  welche  mit  der  zu  enteignenden  Wasserkraft  eine  wirtschaft- 
liche Einheit  bilden.^) 

Was  das  Expropriations  p  r  i  n  c  i  p  anbelangt,  so  anerkenne  ich  sowohl 
dasjenige  des  §  15  6  K.-W.-G.,  bezw.  des  §  27  ö  der  Landesgesetze  (Un- 
entbehrlichkeit  des  Objects  für  ein  zu  errichtendes  nutzbringendes  Wasser- 
werk) als  auch  jenes,  welches  (§  31  der  Landesgesetze)  hier  den  , über- 
wiegenden volkswirthschaftlichen  Vortheil"  entscheiden  lässt.  Wenn  wir 
diese  beiden  Principien  begrifflich  durchdenken  und  präcise  zu  formulieren 
suchen,  so  erscheinen  sie  uns  keineswegs  als  identisch.  Jede  Enteignung 
hat  zur  Voraussetzung,  dass  das  eine  Object  zu  dem  andern  im  Verhältnisse 
der  wirtschaftlichen  Ueberordnung  stehe.  Nach  dem  Grundsatze  des  §  27  5 
ist  nun  aber  die  wirtschaftliche  Präponderanz  schlechthin  gegeben  durch 
die  generelle  Art  der  Objecto;  die  behördliche  Cognition  beschränkt  sich 
auf  das  Moment  der  ünentbehrlichkeit.  Das  Expropriationsprincip  des  §  31 
aber  umschliesst  ausserdem  noch  die  Beurtheilung  der  concreten  wirt- 
schaftlichen Ueberlegenheit. 

Hieraus  folgt,  dass  die  Enteignungsprincipien  mit  den  einzelnen 
Gruppen  der  Enteignungsobjecte  in  logischen  Beziehungen  stehen,  die  nicht 
verwirrt  werden  dürfen.  Nach  ihrer  generellen  Art  befinden  sich  freiliegende 
Grundstücke  zu  nutzbaren  Wasserwerken  im  Verhältnisse  der  wirtschaftlichen 
Unterordnung;  hier  also  entscheidet  lediglich  die  ünentbehrlichkeit  der 
ersteren  für  die  letzteren  im  Sinne  des  §  27  6  der  Landesgesetze.  Handelt 
es  sich  aber  um  die  Expropriation  von  Wasserrechten,  dann  ist  bezüglich 
des  „überwiegenden  volkswirtschaftlichen  Vortheils"  eine  specielle  behördliche 
Cognition  erforderlich.^)  Hiebei  entscheidet  das  freie  Ermessen  der  Behörde; 
doch  gilt  bei  Wasserkraftanlagen  als  gesetzliche  Directive,  dass  die 
Enteignung  von  Wasserrechten  zu  bewilligen  ist,  falls  der  Expropriations- 
werber —  unter  Nachweis  der  Gewinnungsmöglichkeit  —  eine  Anzahl  von 
Pferdekräften  zur  Anmeldung  bringt,  welche  sich  auf  mindestens  100 
beläuft  und  ausserdem  mehr  denn  doppelt  so  gross  ist  als  diejenige,  die 
vom  bisher  Berechtigten  erzeugt  wurde ;  der  P]xpropriationsan Spruch  entfällt, 
wenn    der   letztere    seine  Anlage   in    gleichem  Maasse  zu  vergrössern  bereit 


*)  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Liegenschaften  dem  Expropriationszwange  zu 
unterwerfen,  halte  ich  nicht  für  zweckmässig.  Stünde  die  Wahl  zwischen  Ersatz  der 
Entwertung  und  vollständiger  Ablösung  dem  Exproprianten  zu,  so  könnte  der  Expropriant 
gezwungen  werden,  auch  solche  Eealitäten  abzulösen,  für  welche  die  Wasserkraft  nur 
nebensächliche  Bedeutung  hat,  z.  B.  ganze  Fabriken  oder  Landgüter,  trotzdem  dortselbst 
die  Wasserkraft  nur  untergeordnete  Verwendung  findet.  Hieran  würde  manche  Neu- 
anlage vollständig  scheitern.  Bäumen  wir  aber  dem  Exproprianten  die  Wahl  ein,  so 
wäre  es  in  vielen  Fällen  jedem  Capitalisten  möglich,  mit  Zuhilfenahme  von  relativ 
kleinen  Wasseranlagen  die  bedeutendsten  Objecte  an  sich  zu  bringen.  Dies  wäre  ein 
Missbrauch  der  wasserrechtlichen  Expropriationsgrundsätze.  Die  Ablösung  der  Realitäten 
selbst  kann  also  weder  in  das  Belieben  der  einen,  noch  in  jenes  der  andern  Partei  ge- 
stellt werden.  Selbstverständlich  steht  es  jedoch  den  Parteien  frei,  eine  solche  zu 
vereinbaren. 

2)   Auf  demselben  Standpunkte   stehen  die  §§  98  und  105   des  allg.  Berggesetzes. 

4* 
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ist.  Eticksichtlicli  der  Projecte  des  Staates  und  der  Länder^)  wird  indes 
der  „überwiegende  volkswirtschaftliche  Vortheil"  schlechthin  als  erwiesen 
anzunehmen  sein,  falls  die  Wasserwerksverwaltung  des  Staates,  bezw.  des 
Landes  mindestens  ebenso  viele  Pferdekräfte,  als  der  bisher  Berechtigte 
gewann,  zur  Verwendung  anmeldet.^) 

Andererseits  findet  auch  Enteignung  gegenüber  den  Grundstücken  und 
Wasserrechten  des  Staates,  der  Länder  und  der  Gemeinden  statt;  rück- 
sichtlich der  Wasserkraftanlagen  aber  nur  dann,  wenn  der  Bewerber  — ■ 
unter  den  früher  erwähnten  Modalitäten  —  mehr  als  die  doppelte  Anzahl 
von  Pferdekräften  zu  verwenden  beabsichtigt  und  der  Staat  (das  Land,  die 
Gemeinde)  die  Ergänzung  bis  zur  angegebenen  Höhe  ablehnt. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  §  48  der  Landesgesetze?  Wollen  wir 
neben  dem  „überwiegenden  volkswirtschaftlichen  Vortheile"  das  „absolute 
öffentliche  Interesse"  nicht  als  Expropriationsgrund  anerkennen? 

Auch  dieses  Princip  können  wir  nicht  entbehren.  Allein  es  muss 
begrifflich  schärfer  gefasst  werden,  als  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Zu 
diesem  Zwecke  legen  wir  uns  die  Frage  vor,  welche  Zwangsrechte  für  einen 
besonderen  Expropriationsfall  uns  noch  erübrigen? 

Die  im  §  48  L.-G.  normierte  Wahl  des  Exproprianten  zwischen 
der  Abtretung  des  Eigenthums  an  Grundstücken  und  der  Servitutenbestellung 
haben  wir  bereits  unter  das  Princip  des  „relativen  volkswirtschaftlichen 
Vortheils"  gestellt,  wobei  wir  in  letzterer  Beziehung  die  Gebäude  sammt 
zugehörigen  Hofräumen  und  Hausgärten  dem  Servitutenzwange  entzogen 
haben.  Auch  die  Entschädigung  für  die  Entwertung  von  Betriebsstätten 


1)  Ein  unbedingtes  Ablösungsrecht  steht  nach  Jegher  dem  Regierungsrathe  zu 
in  den  schweizerischen  Cantonen  Freiburg  (jederzeit),  Zürich  (nach  30  Jahren)  und  Basel- 
Land  (nach  40  Jahren).  —  Der  Oesterreichische  Ingenieur-  und  Architekten  verein  (a.  a.  0. 
S.  342)   will   das  Einlösungsrecht  erst  nach  ISjährigera  Bestände   der  Anlage  gewähren. 

2)  Es  sei  hier  bemerkt,  dass  sich  mit  dem  Expropriationsrechte  für  Wasserwerke 
der  Umfang  der  den  Gemeinden,  den  Ländern,  dem  Staate  zustehenden  Enteignungs- 
befugnisse nicht  erschöpft.  Vielmehr  sind  die  zum  Zwecke  der  Deckung  ihres  Wasser- 
bedarfes bestehenden  Enteignungsrechte  der  Gemeinden  aufrecht  zu  erhalten.  Weiters 
soll  dem  Staate  und  den  Ländern  das  Recht  der  Expropriation  von  Wasserbauten  zum 
Zwecke  der  Schiff-  und  Flössbarmachung  von  Gewässern,  ferner  das  Recht  zur  Ent- 
eignung von  Grundstücken  behufs  Herstellung  von  Landungsplätzen  und  Leinpfaden  etc. 
zustehen.  Von  diesem  Rechte  wird  der  Staat,  bezw.  das  Land  nicht  nur  im  Falle  von 
Flussregulierungen,  sondern  auch  dann  Gebrauch  machen,  wenn  zur  Zeit  der  Errichtung 
eines  Wasserwerkes  Flösserei  oder  Schiffahrt  auf  dem  betreffenden  Gewässer  nicht 
betrieben  wurde,  nachträglich  aber  das  Bedürfnis  nach  Schaffung  dieser  Transportwege 
sich  herausstellt  und  bezüglich  der  Wasserwerksconcessionen  im  Wege  einer  Clausel  (S.  38, 
Anm.  1)  keinerlei  Vorsorge  getroffen  worden  war.  Weiters  möge  dem  Staate,  den  Ländern 
und  Gemeinden  das  Recht  der  Expropriation  hinsichtlich  solcher  Wasserwerke  eingeräumt 
werden,  welche,  aus  früherer  Zeit  stammend,  mit  den  Vorschriften  des  neuen  Wasser- 
rechtsgesetzes über  die  Anlage  von  Wasserwerken  im  Widerspruche  stehen;  gegen  volle 
Entschädigung  soll  auch  die  zwangsweise  Umgestaltung  derartiger  Wasserbauten  zulässig 
sein.  Endlich  kommt  in  Betracht  die  Enteignung  zum  Zwecke  des  üferschutzes  etc.;  die 
betreffenden  Bestimmungen  gehören  aber  bereits  in  das  Capitel  von  der  Leitung  und 
Abwehr    der  Gewässer.     Auch  das   Staatsnothrecht  (§  34   L.-W.-G.)   bleibt   unverändert. 
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durch  Expropriation  der  Wasserkraft  ist  bereits  erledigt.  Als  Rest  bleibt 
die  zwangsweise  Entziehung  des  Eigenthums  jeder  Art  von  Liegenschaften, 
bezw.  die  Zwangsbestellung  von  Servituten   an  Hofräumen   und  Hausgärten. 

Für  so  weitgehende  Zwangsrechte  läge  im  „überwiegenden  volkswirt- 
schaftlichen Vortheil"  keineswegs  eine  genügende  Rechtfertigung.  Allerdings 
gilt  gerade  im  Staats-  und  Gesellschaftsleben  das  Wort  des  Dichters : 
„Wenn  die  Rose  selbst  sich  schmückt,  schmückt  sie  auch  den  Garten." 
Mögen  auch  die  einzelnen  wirtschaftlichen  Unternehmungen  ausschliesslich 
den  eigenen  Vortheil  im  Auge  haben,  so  stellt  doch  ihre  Summe  den 
Volkswohlstand  und  die  wirtschaftliche  Kraft  des  Staates  dar.  Allein,  soll 
die  Entziehung  von  Bauernhöfen,  Fabriken,  Wohnhäusern  und  Hausgärten, 
bezw.  die  Belastung  derartiger  Objecte  mit  Wasserleitungen  und  Stau- 
anlagen begründet  erscheinen,  dann  genügt  die  indirecte  Beziehung  des 
Unternehmens  zu  den  allgemeinen  Interessen  nicht;  vielmehr  muss  zu  den 
oben  -angegebenen  Voraussetzungen  der  Expropriation  noch  der  Umstand 
hinzutreten,  dass  die  concrete  Unternehmung  unmittelbar  die  allgemeine 
Wohlfahrt  zu  befördern  geeignet  sei.^j  Unter  dieser  Bedingung  hätten  also 
jene  Beschränkungen  zu  entfallen,  welche  rücksichtlich  der  Expropriations- 
objecte  dann  zu  gelten  haben,  falls  lediglich  der  „überwiegende  volkswirt- 
schaftliche Vortheil"  in  Betracht  kommt. ^) 

In  der  angegebenen  Art  specialisiert  sich  auf  dem  Gebiete  des 
Wasserrechts  jener  allgemeine  Expropriationsbegriff,  wie  er  im  §  365  allg, 
bgl.  Gb.  skizziert  und  im  Art.  5  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Decem- 
ber  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  142,  der  weiteren  Ausgestaltung  durch  Specialgesetze 
überwiesen  wird.  Eine  selbständige  Geltung  kommt  dem  §  365  in  wasser- 
rechtlicher  Hinsicht  nicht  zu. 

Indem  wir  —  abgesehen  von  der  schon  früher  erörterten  Beschränkung 
der  Concessionsdauer  —  nun  auch  noch  durch  Vorbehalt  und  Expropriation 
dem  Grosscapital  die  Wege  ebnen,  scheinen  wir  der  staatlichen  oder  pri- 
vaten Monopolisierung  von  Wasserkräften  in  die  Hände  zu  arbeiten  und 
die  im  II.  Capitel  geschilderten  Nachtheile  einer  solchen  Monopolisierung 
künstlich    herbeizuführen :    indem    wir   den  Grossbetrieb  —  sei    dieser   nun 


^)  Diese  specielle  Auffassung  des  „allgemeinen  Besten"  unterschiebt  §  15  R.-W.-G, 
dem  §  365  allg.  bgl.  Gh.,  indem  er  bestimmt,  dass  die  Enteignung  von  ungenützten 
Privatgewässern  und  die  Zwangsbestellung  von  Servituten  auch  dann  platzgreife,  „wenn 
die  Erfordernisse  der  Enteignung  nach  §  365  allg.  bgl.  Gb.  nicht  eintreten".  Allein  die 
—  mittelbare  oder  unmittelbare  —  Förderung  des  „allgemeinen  Besten"  ist  zu  jeder 
Expropriation  erforderlich  (vgl.  Prazäk,  Das  Recht  der  Enteignung,  S.  108)  und  in 
diesem  Sinne  werden  alle  wasserrechtlichen  Expropriationsfälle  durch  den  allgemeinen 
Begriffsumfang  des  §  365  allg.  bgl.  Gb.  gedeckt. 

^)  Das  Recht  der  Enteignung  von  Liegenschaften  wird  insbesonders  von  Seite  des 
Staates  dann  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  etwa  eine  private  Unternehmung 
mittelst  einer  elektrischen  Centralstation  die  Consumenten  des  durch  die  betreffende 
Wasserkraft  ausschliesslich  beherrschten  Territoriums  in  unzulässiger  Weise  ausbeuten 
sollte.  Die  Voraussetzungen  eines  rentablen  Betriebs  sind  dann  jedenfalls  gegeben  und 
der  Staat,  welcher  ja  zu  derartigen  Unternehmungen  befähigt  ist,  vermeidet  jedes  Risico. 
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ein  privater,  staatlicher  oder  provinzieller  —  begünstigen,  scheinen  wir  die 
Gefahr  zu  verkennen,  die  aus  der  Cumulierung  von  Wasserrechten  in  den 
Händen  einzelner  Unternehmer  entspringen  kann.  Indes  darf  bei  vernünf- 
tiger Auffassung  wirtschaftlicher  Verhältnisse  nicht  der  Grossbetrieb  an 
und  für  sich,  am  wenigsten  aber  —  wie  wii-  schon  in  einem  anderen 
Zusammenhange  hervorgehoben  haben  —  der  Grossbetrieb  von  Wasserwerken, 
sondern  nur  die  unfruchtbare,  d.  h.  jene  Anhäufung  von  Wasserbenützungs- 
rechten  als  verwerflich  angesehen  werden,  welche  eine  Sperrung  ungenützter 
Gefälle  zur  Folge  hat.  Werden  die  Wasserkräfte  effectiv  ausgenützt, 
dann  bewirkt  unter  allen  Umständen  der  Grossbetrieb  eine  allgemeine  und 
intensive,  eine  einheitliche  und  rationelle,  eine  billige  und  der  Volkswirt- 
schaft zuträgliche  Verwertung  der  Wasserkräfte  in  höherem  Maasse,  als  dies 
bei  weitgehender  Zersplitterung  und  Zerbröckelung  der  Wasserrechte  der 
Fall  sein  kann.  Durch  Maassregeln,  welche  den  effectiven  Grossbetrieb 
herbeiführen,  erreichen  wir  somit  die  Vortheile  und  vermeiden  wir  die  Nach- 
theile des  Monopols. 

Der  unfruchtbaren  Sperrung  von  Wasserkräften  wird  nun  am  wirk- 
samsten durch  den  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  s  -  und  B  e  t  r  i  e  b  s  z  w  a  n  g  vorgebeugt. 
Der  Bau  eines  jeden  Wasserwerkes  soll  daher  binnen  längstens  3  Monaten 
nach  der  Concessions-Ertheilung  begonnen  und  binnen  weiteren  2  Jahren 
vollendet  sein.  Eine  entsprechende  Verlängerung  dieser  Fristen  kann  aus 
rücksichtswürdigen  Gründen  von  der  Behörde  in  einem  ihrem  freien  Er- 
messen zu  überlassenden  Ausmaasse  bewilligt  werden.^)  Falls  diese  Fristen 
nicht  eingehalten  werden,  erlischt  die  Concession  ipso  iure.  Sind  Expropri- 
ationen vorhergegangen,  so  soll  in  diesem  Falle  der  frühere  Rechtsinhaber 
befugt  sein,  das  enteignete  Object  (Grundstück,   Wasserrecht,  Liegenschaft) 


')  In  dieser  Beziehung  bestimmt  gegenwärtig  der  §  86  der  Landesgesetze  (Buko- 
wina §  80,  Istrien  §  85,  Krain  §  G4,  Niederösterreich  §  82,  Steiermark  §  79),  dass  von 
der  Behörde  bei  Ertheilung  der  Concession  jedenfalls  die  Frist  zu  bestimmen  ist,  binnen 
welcher  die  genehmigte  Anlage  bei  sonstigem  Erlöschen  des  verliehenen  Rechtes  voll- 
endet sein  muss.  Diese  Frist  kann  aus  riicksichtswürdigen  Gründen  verlängert  werden. 
Ich  möchte  jedoch  die  gesetzliche  Fixierung  einer  Frist  nicht  missen.  Die  Gründe  für 
die  Zulässigkeit  einer  Verlängerung  derselben  wären  im  Gesetze  taxativ  aufzuzählen. 
Gerechtfertigt  erschiene  eine  solche  Verlängerung,  z.  B.  bei  sehr  grossen  Anlagen,  bei 
Verzögerung  oder  Unterbrechung  des  Baues  durch  Elementar-Ereignisse,  ebenso  auch 
dann,  wenn  der  Beginn  des  Baues  infolge  von  Schwierigkeiten  auf  dem  Gebiete  des 
Gewerberechtes  hinausgeschoben  werden  musste.  —  Nach  §  49  der  deutschen  Reichs- 
gewerbe-Ordnung vom  1.  Juli  1883  kann  eine  Frist  festgesetzt  werden,  binnen  welcher 
Stauanlagen  bei  Vermeidung  des  Erlöschens  der  Genehmigung  begonnen  und  ausgeführt 
und  der  Gewerbebetrieb  angefangen  sein  muss;  ist  eine  solche  Frist  nicht  bestimmt,  so 
muss  von  der  Genehmigung  binnen  Jahresfrist  Gebrauch  gemacht  werden.  Auch  der 
Schweiz  ist  die  Ausführungsfrist  bekannt.  Sie  beträgt  in  den  Cantonen  St.  Gallen 
und  Waadt  3  Jahre;  in  Wallis  und  Basel-Land  ist  sie  arbiträr,  in  Neuenburg  und  Solo- 
thum  müssen  binnen  2,  bezw.  3  Jahren  Anstalten  zur  Ausführung  des  Wasserwerkes 
getroffen  sein.  In  Frankreich  wird  stets  eine  arbiträre  Ausführungsfrist  gesetzt.  (Ploque, 
11,  pag.  153.)  —  T  GUS  Saint  (a.  a.  0.  S.  40)  proponiert  einen  Ausfiihrungstermin  von 
1 — 3  Jahren. 
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ziuöclizufordern.^)  Wasserreclite  werden  für  den  Kest  der  ursprünglichen 
Concessionsdauer  rückerworben.  Die  Entschädigungssumme  ist  ohne  Zinsen 
(diese  werden  mit  der  entbehrten  Nutzung  des  Objects  compensiert)  und 
unter  Abzug  jener  Wertsumme  rückzuerstatten,  um  welche  die  Kealität  fin- 
den Exproprianteu  etwa  deterioriert  wurde.  Im  Falle  des  Rückerwerbs  von 
Wasserrechten  müssen  auch  jene  Summen  zurückgezahlt  werden,  welche  für 
die  Entwertung  der  zugehörigen  Liegenschaften  gegeben  wurden.  Von  dem 
Erlöschen  der  Concession  sind  die  früheren  Rechtsinhaber  amtlich  zu  ver- 
ständigen ;  sie  haben  das  Rückerwerbsrecht  binnen  2  Monaten  auszuüben. 
Ebenso  sind  die  Eigenthümer  der  etwa  zwangsweise  mit  Servituten  belasteten 
Grundstücke  berechtigt,  auf  Grund  der  behördlichen  Verständigung  die 
grundbücherliche  Löschung  dieser  Rechte  zu  begehren.  Da  jedoch  die  Ser- 
vitut ohne  Existenz  eines  berechtigten  Subjectes  nicht  gedacht  werden  kann, 
daher  die  Freiheit  des  Grundstücks  unabhängig  vom  Willen  seines  Eigen- 
thümers  ipso  iure  sich  herstellt,  so  braucht  dieser  die  Enteignungssumme, 
die  er  in  gutem  Glauben  an  den  Fortbestand  der  Servitut  bereits  verzehrt 
haben  mag,  nicht  zurückzuerstatten.  Andererseits  hat  er  auch  keinen  An- 
spruch auf  Beseitigung  der  auf  seinem  Grund  und  Boden  etwa  schon 
angelegten  Vorrichtungen  (Canäle,  Stauwerke  etc.).  Rücksichtlich  jener 
Wiederherstellungen,  welche  im  Hinblicke  auf  fremde  Rechte  und  Interessen 
nothwendig  erscheinen,  gelten  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die 
Entziehung  von  wasserrechtlichen  Concessionen. 

Weiters  aber  erlischt  die  wasserrechtliche  Werksconcession,  wenn  von 
derselben  —  trotz  Herstellung  der  Anlage  —  5  Jahre  hindurch  kein 
Gebrauch  gemacht  wird.^)  Wollen  wir  unsere  Volkswirtschaft  durch  die 
Kraft  des  fliessenden  Wassers  beleben,  so  dürfen  wir  vor  dem  Satze  nicht 
zurückschrecken,  dass,  wer  sein  Recht  nicht  gebrauchen  kann  oder  gebrauchen 
will,  dasselbe  verlieren  soll,  damit  er  Andere  an  der  efifectiven  Ausnützung 
der  Wasserkraft  nicht  hindere.^) 


*)  Ueber  die  Regelung  des  Eückerwerbes  in  fremden  Gesetzgebungen  vgl.  Grünhut 
a.  a.  0.  §  8.  —  Ich  kann  mit  dem  ausgezeichneten  Gelehrten  jedoch  insofern  nicht 
übereinstimmen,  als  ich  die  Ausdehnung  des  Eückerwerbsrechtes  auf  jene  Grundstücke, 
welche  freiwillig  —  „unter  der  Aussicht  auf  die  unvermeidlich  gewordene  Enteignung"  — 
abgetreten  wurden,  für  praktisch  schwer  durchführbar  halte.  Man  könnte  etwa  jene 
Grundstücke  ins  Auge  fassen,  welche  nach  Ueberreichung  des  Concessionsgesuches  oder 
innerhalb  einer  gewissen  Frist  vor  derselben  vom  Unternehmer  erworben  wurden;  aber 
alle  derartigen  Bestimmungen  würden  fortwährend  umgangen  werden.  Ich  halte  auch 
rücksichtlich  der  freiwillig  übertragenen  Objecte  die  gesetzliche  Fixierung  des  Eück- 
erwerbsrechtes aus  dem  Grunde  für  entbehrlich,  weil  ihre  Eigenthümer  sich  dasselbe  im 
Wege  des  Vertrages  sichern,  ausserdem  es  allemal  auf  die  Expropriation  ankommen 
lassen  können. 

2)  Die  Person  des  Ausübenden  ist  hiebei  gleichgiltig:  es  kann  dies  auch  der 
Detentor,  selbst  der  unrechtmässige  Besitzer  des  Wasserwerkes  sein. 

^)  Hiemit  harmoniert  §  129  des  allg.  österr.  Berggesetzes.  „Werden  .  .  .  Gruben- 
wässer von  anderen  in  Anspruch  genommen,  so  ist  der  Bergwerksbesitzer  durch  die 
Bergbehörde  aufzufordern,  binnen  einer  angemessenen  Frist  zu  erklären,  ob  er  dieselben 
im  Laufe  der  nächsten  Jahre  zum  Bergbaubetriebe  verwenden   wolle."     Das    betreffend'» 
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Der  Ausfüliruiigs-  und  Betricbszwang  gilt  nach  dem  Gesagten  auch 
für  den  Staat,  die  Länder  und  die  Gemeinden.  Falln  der  Staat  oder 
das  Land  vom  Vorbehaltsrechte  Gebrauch  macht,  läuft  die  Ausführungsfrist 
vom  Tage  der  diesbezüglichen  Entscheidung. 

Durch  die  Normierung  des  Ausführungs-  und  Betriebszwanges  würde 
sich  —  wie  mir  scheint  —  am  zweckmässigsten  eine  Frage  erledigen,  die 
ich  früher  absichtlich  übergangen  habe;  ich  meine  nämlich  die  Frage,  ob 
die  Concession  mit  dem  Aufhören  des  betreffenden  Gewerberechtes  oder 
mit  dem  Untergange  der  Anlagen  zu  erlöschen  habe.  Meines  Erachtens  hat 
das  Wasser-  mit  dem  Gewerberechte  gar  nichts  zu  thun ;  und  wollten  wir 
mit  dem  (etwa  durch  Elementarereignisse  herbeigeführten)  Untergange  der 
Anlage  den  unmittelbaren  Verlust  des  Wasserrechts  verknüpfen,  so  müsste 
dies  als  eine  arge  Ungerechtigkeit  empfunden  werden.  Nach  meinem  Vor- 
schlage hat  der  Unternehmer  5  Jahre  Zeit,  das  Gewerberecht  sich  wieder 
zu  verschaffen  oder  das  Werk  an  einen  Rechtsnachfolger  zu  übertragen, 
beziehungsweise  die  Anlagen  wieder  zu  erbauen.  Will  oder  kann  er  dies 
nicht,  dann  mag  die  Concession  infolge  Nichtbetriebes  als  erloschen 
erklärt  werden.^) 

Einschreiten  der  Partei  hätte  jedoch  m.  E.  im  Wege  der  für  Wassersachen  coinpetenten 
Verwaltungsbeliörde  zu  erfolgen.  —  Nach  §  36  des  ung.  Wasserrechtsgesetzes  erlischt 
die  Bewilligung  zur  Wasserbeiiützung,  wenn  das  Unternehmen  drei  Jahre  lang  nicht 
in  Betrieb  steht.  In  den  schweizerischen  Cantonen  darf  der  Betriebsstillstand  (nach 
Jegher)  höchstens  betragen:  in  Solothurn  und  Zürich  4  Jahre,  in  Appenzell  und  Waadt 
5  Jahre,  in  Wallis  10  Jahre.  —  Nach  der  deutschen  Reichsgewerbe-Ordnung  vom 
Jahre  1883  (§  49)  erlischt  die  Genehmigung  zum  Betrieb  von  Stauanlagen,  wenn  der 
Inhaber  während  eines  Zeitraumes  von  3  Jahren  den  Betrieb  eingestellt  hat,  ohne  eine 
Fristung  nachgesucht  und  erhalten  zu  haben. 

1)  Nach  §  7  c  des  Entwurfes  zum  bestehenden  Reichswassergesetze  sollten  die  von 
der  Staatsverwaltung  verliehenen  Wasserbenützungsrechte  durch  das  Eingehen  der  zur 
Wasserbenützung  nöthigen  Vorrichtungen  dann  erlöschen,  wenn  die  Unterbrechung  der 
Wasserbenützung  über  drei  Jahre  gedauert  hat.  Diese  Bestimmung  ist  aber  nur  ins  kämt. 
Landeswassergesetz  (§  18)  aufgenommen  worden.  Jicinsky,  a.  a.  0.  S.  290  fg.,  wollte 
den  Entwurf  dahin  abgeändert  wissen,  dass  die  Concession  für  solche  Anlagen,  welche 
„der  Gefahr  des  Unterganges  leicht  ausgesetzt  sind",  im  Fall  eines  Elementarunglückes 
„unter  billigem  Gelde  für  die  Oeffentlichkeit  zurückgelöst  werde",  während  bei  anderen 
Anlagen  das  erworbene  Recht  solange  aufrecht  erhalten  bleiben  solle,  „als  der  Grund 
und  Boden  des  Wasserrechtes  zu  seiner  ökonomischen  Bearbeitung  bedarf,  oder  so  lange, 
bis  die  ordentliche  Verjährung  eingetreten  ist."  Nach  meiner  Anschauung  darf  man  —  im 
Hinblicke  auf  das  zu  erreichende  Ziel  —  den  Privatinteressen  so  weitgehende  Zugeständnisse 
nicht  machen.  Andererseits  scheint  mir  Graf  Alberti  (Die  Ueberschwemmungen,  die 
Assanierung  der  Wasserläufe  etc.)  zu  weit  zu  gehen,  indem  er  die  wasserrechtliche  Con- 
cession schlechthin  mit  der  Unbenützbarkeit  der  Betriebsanlage  (S.  35,  Erkenntnis  des 
Verwaltungsgerichtsliofes  vom  18.  Mai  1888,  Z.  1555,  Budw.  Nr.  1415),  erlöschen  lassen  will. 
Nach  dem  eben  genannten  Autor  soll  auch^S.  39)  mit  der  Aenderung  der  Zweckbestimmung 
und  mit  dem  Erlöschen  des  subjectiven  Gewerberechtes,  also  selbst  mit  der  Adaptierung  oder 
gänzlichen  Umgestaltung  der  Betriebsanlage  das  Wasserbenützungsrecht  hinfällig  werden. 
Die  Zwftckveränderung  oder  Umgestaltung  sollte  jedoch  nach  meiner  Ansicht  nur  insoferne 
die  Concession  beeinflussen,  als  hiedurch  eine  Veränderung  der  Wasseranlage  bedingt 
wird.  Hingegen  ist  nicht  einzusehen,    warum    die    wasserrechtliche   Concession    erlöschen 
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Auch  noch  in  einer  anderen  Hinsicht  bietet  uns  der  Betriebszwang 
die  Handhabe  zur  Vermeidung  der  von  mir  perhorrescierten  Verquickung 
des  Wasserrechts  mit  dem  Gewerberechte. 

Es  ist  vielleicht  aufgefallen,  dass  ich  nirgends  für  die  Beschränkung 
der  zugebilligten  Wassermenge,  bezw.  der  bewilligten  Stauhöhe  auf  das 
Maass  des  für  den  Concessionswerber  bestehenden  Bedarfes  eingetreten 
bin.  Derzeit  ist  es  in  dieser  Hinsicht  vielfach  Gebrauch  der  Behörden,  von 
dem  Projectanten  eine  detaillierte  Nachweisung  seines  Wasserbedarfes  unter 
Zugrundelegung  der  Pläne  der  ganzen  Anlage  (nicht  bloss  der  Wasser- 
vorrichtungen, sondern  auch  der  gewerblichen  Betriebsstätte)  zu  ver- 
langen. Allein  abgesehen  davon,  dass  der  Unternehmer  die  Verwendung 
seiner  Wasserkräfte  nicht  immer  von  vorneherein  zu  specialisieren  vermag 
und  auch  sonst  an  der  vorläufigen  Geheimhaltung  der  diesbezüglichen  Pläne 
zuweilen  interessiert  ist,  erscheint  ein  solches  Hinübergreifen  der  wasser- 
rechtlichen Prüfung  auf  ein  ganz  heterogenes  Eechtsgebiet  umso  bedenk- 
licher, als  ich,  wie  sich  später  zeigen  wird,  hier  eine  Trennung  der  ent- 
scheidenden Behörden  für  nothwendig  halte.  Andererseits  geht  es  doch 
nicht  wohl  an,  dem  Unternehmer  jede  beliebige  Wassernutzung  einzuräumen 
und  auf  seinen  thatsächlichen  Bedarf  keinerlei  Rücksicht  zu  nehmen.  Was 
ihm  selbst  nicht  nützt,  soll  er  nicht  der  Allgemeinheit  entziehen.  Eeser- 
vierte  Wassernutzungen  widerstreiten  dem  Princip  der  bestmöglichen  Ver- 
wertung der  Wasserkräfte. 

Aus  diesem  Dilemma  ist  jedoch  mit  Hilfe  des  Betriebszwanges  ein 
Ausweg  leicht  zu  finden.  Zeigt  sich  bei  der  behördlichen  Collaudierung, 
dass  die  Wasseranlage  nicht  alle  angesprochenen  Wasserkräfte  zu  verwenden 
imstande  ist,  so  ist  die  Berechtigung  bezüglich  des  Ueberflusses  sofort  als 
erloschen  zu  erklären.  Entsprechen  jedoch  die  Vorrichtungen  zur  Fructi- 
ficierung  der  Wasserkraft  dem  beanspruchten  Maasse  derselben,  so  ist  die 
Betriebsbewilligung  ohne  weiters  zu  ertheilen;  denn  es  wird  nicht  leicht 
jemandem  einfallen,  „eine  grössere  Wasserkraft  auszubauen,  um  sie  ganz 
oder  theilweise  unbenutzt  zu  lassen."^)    Insoferne  dies  jedoch  der  Fall  sein 


soll,  falls  unter  Beibehaltung  des  Wassertriebwerkes  eine  Mehl-  in  eine  Cement-  oder 
Gewürzmühle  umgestaltet  wird  (a.  a.  0.  S.  40).  Ich  trete  hier  Baumert  bei  (Aufsätze 
aus  dem  Wasserrecht,  S.  19).  Vgl.  auch  Randa  (Wasserrecht,  S.  57):  „Aus  dem 
Erlöschen  der  Gewerbeberechtigung  kann  an  sich  noch  nicht  auf  die  Erlöschung  des 
Wasserrechtes  geschlossen  werden."  So  auch  das  Erkenntnis  des  Verwaltungsgerichtshofes 
vom  3.  Mai  1893,  Budw.  Nr.  7240. 

So  wenig  übrigens  die  Dauer  der  gewerberechtlichen  für  diejenige  der  wasser- 
rechtlichen Befugnis,  ebensowenig  soll  umgekehrt  letztere  für  erstere  maassgebend  sein. 
Es  kann  also  das  Wassernutzungsrecht  erlöschen  und  das  Gfwerberecht  fortbestehen. 
Auch  die  Verknüpfung  mit  Concessionen  aus  anderen  Gebieten  des  Verwaltungs-  (z.  B. 
des  Eisenbahnreclites)  kommt  hier  nicht  in  Betracht.  Es  ist  Sache  der  Partei,  nach  thun- 
lichster  Uebereinstimmung  ihrer  verschiedenen  Befugnisse  zu  streben;  allein  entscheidend 
können  die  Gesichtspunkte  anderer  Rechtsgebiete  für  das  Wasserrecht  nicht  sein.  Der 
Oesterreichische  Ingenieur-  und  Architektenverein  (a.  a.  0.  S.  342,  Punkt  4)  ist  hier 
anderer  Anschauung,  ebenso  Graf  Alberti,  a.  a.  0.  S.  38,  39. 

')  Bousek,  a.  a.  0.  8.  l\. 
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sollte,  werden  die  behördlichen  Inspectionen  und  Erhebungen  (die  sich  dies- 
falls, da  es  sich  um  eine  rein  technische  Frage  handelt,  allerdings  auch 
auf  die  gewerblichen  Anlagen  erstrecken  können)  hierüber  bald  Klarheit 
verschaffen.  Das  Gesammtquantum  an  Wasserkräften,  um  welches  während 
eines  behördlich  festzusetzenden  Zeitraumes  von  5  bis  10  Jahren  die  that- 
sächliche  hinter  der  angemeldeten,  bzw.  bewilligten  Wassernutzung  zurück- 
blieb, wird  sodann  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  dem  Unternehmer  zu 
entziehen  sein,  insoferne  von  einem  neuen  Bewerber  ein  solcher  Anspruch 
erhoben  wird;  in  diesem  Falle  hätte  der  Werksbesitzer  auf  eigene  Kosten 
die  entsprechende  Umgestaltung  seiner  Betriebsvorrichtungen  zu  bewerk- 
stelligen, wiedrigens  sie  auf  seine  Kosten  zwangsweise  vorgenommen  werden 
könnte.*)  —  Das  Gleiche  hat  zu  gelten,  falls  etwa  nur  einzelne  Theile  des 
Wasserwerks  (z.  B.  etwa  bloss  die  Stauanlagen  und  Canäle,  nicht  aber 
die  Motoren)  mit  dem  Maasse  der  beanspruchten  Wasserkraft  correspondieren 
und  hiedurch  gewisse  Wassermengen  dritten  Personen  entzogen  werden. 

VII. 

Resümieren  wir,  was  in  der  dargelegten  Art  und  Weise  erreicht 
werden  soll,  so  ergibt  sich 

1.  die  gesetzliche  Abgrenzung  der  Interessensphären  mit  gänzlicher 
Beseitigung  der  behördlichen  Willkür  und  thunlichster  Beschränkung  des 
freien  administrativen  Ermessens,  bezw.  mit  möglichst  umfangreicher  Com- 
petenz  des  Verwaltungsgerichtshofes; 

2.  eine  vollständigere  und  rationellere  Ausbeutung  der  Wasserkräfte, 
wozu  insbesonders 

a)  das  dem  Staate  und  dem  Lande  eingeräumte  Vorbehaltsrecht, 

b)  das  weitgehende  Expropriationsrecht, 

c)  die  Hintanhaltung  der  Sperrung  vorhandener  Gefälle  durch  den  Aus- 
führungs-  und  Betriebszwang  dienen  soll. 

Wir  haben  jedoch  zum  Schlüsse  noch  einige  formale  Fragen  von 
grosser  Wichtigkeit  zu  erörtern. 

In  erster  Linie  haben  wir  in  dieser  Hinsicht  die  Anwendbarkeit  des 
neuen  Rechtssystems  auf  die  zur  Zeit  des  Eintrittes  seiner  Wirksamkeit 
bereits  erworbenen  Rechte  zu  untersuchen. 

Im  allgemeinen  gilt  selbstverständlich  auch  hier  der  Grundsatz,  dass 
Gesetze  nicht  zurückwirken.  Dies  bezieht  sich  insbesonders  auf  die  der- 
zeitige Einrichtung  bestehender  Wasserwerke.     Leider  muss  auch  die  Her- 


*)  Eine  derartige  Normierung  liesse  die  nach  meiner  Ansicht  irrationelle  Bestim- 
mung des  §  32  des  ungar.  Wasserrechtsges.,  dass  behufs  Erzielung  eines  Wasser- 
überschusses der  Werksinhaber  gegen  Kostenersatz  zu  einer  entsprechenden  Umgestaltung 
seiner  Anlage  gezwungen  werden  kann,  als  überflüssig  erscheinen.  Die  nicht  angemeldete 
Wassermenge  ist  von  vornherein  überschüssig;  bleibt  aber  die  Verwendung  hinter  der 
Anmeldung  zurück,  so  ist  es  recht  und  billig,  dass  die  Umgestaltung  des  Werkes  auf 
Kosten  des  Inhabers  erfolge.  So  auch  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft,  1888,  II,  §38, 
Anm.  10. 
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Stellung  von  Durchlässen  an  bereits  bewilligten,  bezw.  vorhandenen  Grund- 
wehren, ebenso  von  Triftcanälen  bei  im  Betriebe  befindlichen  Wasserwerken 
während  des  Uebergangsstadiums  der  freien  Vereinbarung  überlassen  bleiben. 
Ebenso  könnten  die  geänderten  Vorschriften  über  schädliche  Stauwerke  nur 
auf  jene  Wasserbauten  Anwendung  finden,  welche  nach  dem  Beginne  der 
Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  bewilligt  wurden.^)  Die  für  Wasserwerke 
bewilligte  Concessionsdauer  muss  aufrecht  erhalten  werden  —  wäre  sie 
auch,  wie  dies  nicht  selten  vorkommt,  eine  ewige. ^) 

Nicht  so  streng  lässt  sich  m.  E.  das  Nichtrückwirkungspriocip  auf  die 
Grundsätze  über  die  rechtliche  Natur  der  fliessenden  Gewässer  anwenden. 
Wenn  wir  die  derzeitigen  Rechtstitel  bezüglich  der  Privatgewässer  in  aller 
Zukunft  schützen  wollten,  so  stünde  unser  Postulat:  omnia  flumina  sunt 
publica  lediglich  auf  dem  Papier.  Ein  Eingreifen  der  Rechtsordnung  in 
diesen  Wust  antiquierter  Verhältnisse  lässt  sich  umso  eher  billigen,  als  ja, 
wie  -l)ereits  früher  erwähnt,  den  fliessenden  Privatgewässern  aus  praktischem 
Gesichtspunkte  eine  sehr  geringe  Bedeutung  zukommt.  Die  Triftung  muss 
nach  §  26,  Abs.  3  des  Forstgesetzes  auch  gegenwärtig  in  Privatgewässern, 
wenn  sie  zur  Holzbringung  nöthig  ist,  ohne  Entgelt  gestattet  werden. 
Durch  die  Unificierung  des  rechtlichen  Charakters  aller  fliessenden  Gewässer 
würde  somit  die  gegenwärtige  Rechtslage  lediglich  darin  modificiert  werden, 
dass  in  den  bisher  privaten  Gewässern  unter  den  allgemeinen  rechtlichen 
Voraussetzungen  ein  eventueller  Schifl'ahrtsbetrieb  nunmehr  ohne  Expropria- 
tion des  Gewässers  seitens  des  Staates  (§  6  R.-W.-G.)  und  die  Errichtung 
von  Wasserwerken  seitens  dritter  Personen  nicht  bloss  auf  dem  Wege  der 
Enteignung  ungenützter  Wasserkräfte  (§  15,  a  R.-W.-G.)  erfolgen  könnte. 
Praktisch  belanglos  wäre  hingegen  die  Consequenz,  dass  die  bisherigen 
„Eigenthümer"  von  fliessenden  Privatgewässern  fortan  auch  zu  solchen  Ein- 
wirkungen, die  ausschliesslich  ihre  eigenen  Interessen  tangieren  würden, 
auf  die  behördliche  Genehmigung  angewiesen  wären.  Es  ist  dies  ein  gewiss 
seltener  Fall  und  würde  unter  allen  Umständen  —  mangels  anderweitiger 
Interessenten  —  die  behördliche  Genehmigung  als  eine  Formalität 
erscheinen.^) 

*)  Doch  kann  in  den  angeführten  Beziehungen  eine  Expropriation  nach  S.  52, 
Anni.  2  platzgreifen. 

2)  Tolkmitt  (Wasserwirtschaft  und  Wasserrecht,  S.  8  und  9)  ist  der  Ansicht, 
dass  auf  gesetzlichem  Wege  die  Fortdauer  bestehender  Berechtigungen  auf  die  Dauer 
von  30  Jahren  beschränkt  werden  könnte.  Ich  halte  dies  für  juristisch  ganz  unzulässig. 

^)  Eme  weitere  Consequenz  der  Umwandlung  privater  in  öflfentliche  Gewässer 
wäre  die,  dass  an  denselben  sofort  der  Gemeingebrauch  i.  e.  S.  gestattet  werden  müsste. 
Bedenkt  man  aber,  dass  hiemit  keineswegs  ein  ganz  allgemeiner  Zutritt  zum  Wasser  gewährt 
würde,  so  erscheint  wohl  auch  dieser  Umstand  belanglos.  —  Uebrigens  kennt  das 
böhra.  Landeswassergesetz  (§  16)  einen  —  allerdings  beschränkten  —  Gemeingebrauch 
an  Privatgewässern.  Ran  da  ist  (W^asserrecht  S.  85)  sogar  für  das  gesammte  Gebiet 
des  Wasserrechtes  der  Ansicht,  „es  verstehe  sich  nach  der  Natur  der  fliessenden  Wasser- 
welle von  selbst,  dass  die  gewöhnliche  (gemeine)  Benützung  des  fliessenden  Wassers 
auch  in  Privatflüssen  mit  Benützung  der  erlaubten  Zugänge  jedermann  zusteht."  Ebenso 
Jicinsky,  a.  a.  0.  S.  287. 
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Ich  würde  es  daher  nicht  für  einen  wesentlichen  Verstoss  gegen  das 
Princip  der  Nichtrückwirkung  von  Gesetzen  halten,  falls  eine  Uebergangs- 
frist  von  30  Jahren  festgesetzt  würde,  nach  deren  Ablauf  alle  fliessenden 
als  öffentliche  Gewässer  insoferne  zu  gelten  hätten,  als  von  diesem  Zeit- 
punkte an  auch  die  vormals  privaten  Wasserläufe  ohne  Ablösung  der  All- 
gemeinheit behufs  Errichtung  von  Wasserwerken  zur  Verfügung  gestellt 
würden.     Hierin  wäre  lediglich  eine  Anwendung  des   —  keineswegs  neuen 

—  Grundsatzes  zu  erblicken,  dass  derjenige,  welcher  von  seinem  Rechte 
keinen  Gebrauch  macht,  dasselbe  zu  Gunsten  des  Gemeinwohles  verwirken 
soll,  da  es  ja  dem  Inhaber  des  Privatrechtes  freisteht,  während  jener  30 
Jahre  seine  Wasserkräfte  entsprechend  auszubauen.  Will  man  ein  Uebriges 
thun,  so  räume  man  den  „Eigenthümern"  der  betreffenden  Gewässer  hin- 
sichtlich der  Errichtung  von  Wasserwerken  für  eine  gewisse  Eeihe  von 
Jahren  ein  Vorrecht  ein;  auch  könnten  dieselben  für  jene  Zeit  von  der  Ent- 
richtung der  etwa  für  Wasseranlagen   zu   creierenden  Abgabe  befreit  werden. 

In  analoger  Weise  könnte  die  im  §  6  R.-W.-G.  normierte  Vergütung 
für  die  Expropriation  von  Privatgewässern  zum  Zwecke  ihrer  Schiff-  und 
Flössbarmachung  —  und  zwar  hier  ohne  Festsetzung  einer  Uebergangsfrist 

—  aus  dem  Gesichtspunkte  gestrichen  werden,  dass  der  eben  erwähnte 
Anspruch  als  ein  rein  formaler  sich  darstellt,  indem  hier  den  „Eigenthümern" 
der  Privatgewässer  ein  materieller  Verlust  in  noch  geringerem  Maasse  auf- 
gebürdet würde  als  durch  die  Errichtung  von  fremden  Wasserwerken. 

In  jeder  anderen  Beziehung  ist  es  kaum  fraglich,  dass  das  neue 
Wasserrecht  sofort  in  Wirksamkeit  zu  treten  hätte.  In  welcher  Weise  bei 
der  Reorganisation  des  Fischereibetriebs  bestehende  Rechte  zu  schützen 
oder  abzulösen  wären,  dies  ist  eine  Frage,  auf  die  wir  uns  hier  nicht  ein- 
lassen können.  Hinsichtlich  der  Normen  über  die  Grubenwässer  und  über 
die  Triftung  werden  Aenderungen  nicht  proponiert.  Auf  den  Gemeingebrauch 
i.  e.  S.  und  die  Flösserei  bezw.  auf  das  Verhältnis  der  letzteren  zu  neuen 
Wasserwerken  hätten  die  reformierten  Bestimmungen  sofort  Anwendung  zu 
finden.  Von  einem  ius  quaesitum  der  Flösserei  auf  Unbeschränktheit  des 
Betriebs  kann  nicht  die  Rede  sein.  Ebenso  kann  es  nicht  zweifelhaft 
erscheinen,  dass  gegenüber  den  neuen  Expropriations-Grundsätzen  hinsicht- 
lich der  Grundstücke,  Wasserrechte  und  Anlagen  die  Berufung  auf  erworbene 
Rechte  schlechthin  unzulässig  ist.  Auch  dem  Ausführungs-  und  Betriebs- 
zwange würden  die  zur  Zeit  seiner  Einführung  bereits  ertheilten  Concessionen 
unterliegen;  doch  könnten  hier  eventuell  erleichternde  üebergangsbestim- 
mungen  geschaffen  werden. 

Hand  in  Hand  mit  der  Umbildung  des  materiellen  Wasserrechtes 
sollte  eine  Reorganisation  der  in  Wasserangelegenheiten  einschreitenden 
Behörden,  eine  sorgfältigere  Abgrenzung  ihrer  Competenz  und  eine  Reform 
des  wasserrechtlichen  Verfahrens  gehen. 

Derzeit  wird  in  Wassersachen  die  Administrativgewalt  von  den  poli- 
tischen Behörden,  die  Judicatur  theils  von  diesen,  theils  von  den  ordent- 
lichen Gerichten  ausgeübt,  je   nachdem  es  sich  um  eine  Frage  des  öffent- 
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liehen  oder  des  privaten  Wasserreclites  handelt,  bezw.  zu  handeln  scheint. 
Nun  ist  jedoch  klar,  dass  das  vorgeschlagene  Wasserrechtssystem  sehr  hohe 
Anforderungen  an  die  zur  Aufsicht  und  Entscheidung  berufenen  Aemter 
stellt  und  dass  unsere  ohnedies  überlasteten  politischen  Behörden  I.  und 
IL  Instanz  der  gestellten  Aufgabe  schwerlich  gewachsen  sein  würden.  Es 
wäre  daher  wohl  das  zweckmässigste,  eigene  staatliche  Wasserbehörden  zu 
schaffen,  ^)  d.  h.  Organe,  welche  zugleich  juristisch  und  technisch  geschult  sein 
müssten.  Ihnen  würde  zunächst  die  Ausübung  der  Wasserpolizei  zukommen.  In 
der  That  ist  es  ja  auffallend,  dass  z.  ß.  die  Bergpolizei  ausschliesslich  von 
fachlich  gebildeten  Beamten  verwaltet  wird,  während  dies  bezüglich  der  min- 
destens ebenso  complicierten  Wasserpolizei  in  viel  beschränkterem  Maasse  der 
Fall  ist.  Den  Wasserbehörden  würde  somit  die  gesammte  Fluss-  und  Binnen- 
schiffahrtspolizei, insbesonders  auch  die  Aufsicht  über  die  Flösserei,  die  Trif- 
tung, den  Fischfang  in  Binnengewässern  obliegen;  sie  wären  die  competente 
Behörde  für  die  „wasserrechtlichen  Gewerbe"  sowie  für  die  Handhabung 
der  Staatsverwaltung  gegenüber  allen  Wasserwerken;  sie  hätten  bei  Hoch- 
wässern und  ähnlichen  Elementarereignissen,  ^)  dann  bei  üeberschwemmungen, 
Flussregulierungen  etc.  zu  intervenieren.  In  jeder  der  erwähnten  Beziehungen 
würde  ihnen  nicht  nur  die  Executive,  sondern  auch  die  vom  Gesetze  einge- 
räumte Verordnungsgewalt  zustehen.  Die  Wasserbehörden  wären  weiters 
berufen  zur  Führung  der  Wasserbücher  und  zu  statistischen  Erhebungen 
über  Pegelstände,  Gefälle,  Wassermengen  und  die  übrigen  einschlägigen 
Materien,  sowie  zur  Publication  der  betreffenden  Daten,  woran  derzeit  — 
trotz  der  erspriesslichen  Thätigkeit  des  hydrographischen  Bureaus  im 
Ministerium  des  Innern  —  grosser  Mangel  herrscht.  Endlich  fiele  in  die 
Competenz  der  Wasserbehörden  die  Entscheidung  aller  Streitigkeiten  auf 
dem  Boden  des  öffentlichen  Wasserrechts.  ^)  An  einem  ausgedehnten  Thätig- 
keitsgebiete  würde  es  somit  den  Wasserbehörden  nicht  mangeln.     Aus  den 


*)  üeber  die  vom  nieder-österr.  Landesausschusse  eingebrachten  Gesetzentwürfe, 
betreffend  die  zu  organisierende  Fluss-  und  Bachaufsicht  und  Uebertragung  derselben 
an  die  Strassenverwaltungen,  vgl.  Graf  Alberti,  Für  die  Reform  etc.,  S.  20, 
Jicinsky,  a.  a.  0.  S.  289,  will  die  Ertlieilung  der  Concessionen  den  Bezirksvertretungen 
überlassen.  —  Bousek,  a.  a.  0.  S.  10  ff.,  denkt  hier  an  Fachorgane,  welche  den  Ver- 
waltungsbehörden beizugeben  wären,  und  an  eine  collegiale  Zusammensetzung  der  Wasser- 
rechtsbehörden I.  und  II.  Instanz  unter  Zuziehung  des  Laienelementes.  —  Für  Deutsch- 
landwurden Wassserämter  vorgeschlagen  von  Baumert,  Die  Unzulänglichkeit  etc.,  §  11, 
und  Aufsätze,  S.  42,  dann  von  der  deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft,  Sonderausschuss 
für  Wasserrecht,  a.  a.  0.  S.  14  ff. 

^)  Die  im  §  222  des  allg.  Berggesetzes  vorgesehene  Cooperation  der  Berg-  mit 
der  politischen  Behörde  bei  Ereignissen  im  Bergbaubetriebe,  welche  die  Sicherheit  der 
Personen,  Gebäude,  Grundstücke,  Heilquellen,  Brunnen  oder  anderen  Anlagen  gefährden, 
hätte  sich  in  den  hier  zutreffenden  Fällen  fortan  auf  die  Wasserbehörde  zu  beziehen. 

^)  Eine  alternative  Competenz  liegt  vor,  wenn  der  Werksconcessionär  hinsicilitlich 
der  Wasserleitung  auf  fremdem  Grundstücke  gestört  wird.  Er  hat  die  Wahl  zwischen  der 
gerichtlichen  und  der  administrativen  Judicatur,  je  nachdem  er  sich  auf  die  Verletzung 
seiner  Servitut  am  Grundstück  (actio  confessoria)  oder  auf  die  Verletzung  seines  öffent- 
lichen Wassernutzungsrechtes  beruft. 
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Beamten  dieses  Ressorts  könnten  dann  auch  die  Referenten  des  Verwaltungs- 
gerichtsliofes  hervorgehen.  Für  privatrechtliche  Wasserangelegenheiten  wären 
nach  wie  vor  die  Gerichte  zuständig.  Diesen  würde  auch  auf  Grund  fest- 
gestellter Schadenersatzansprüche  die  Bemessung  der  Schadensziffer  obliegen. 
Die  Abgrenzung  der  Competenz  zwischen  den  Wasser-  und  den  Gerichts- 
behörden wäre  von  selbst  gegeben,  falls  die  codificatorische  Concentration 
des  staatlichen  Wasserrechtes,  wie  ich  sie  im  dritten  Capitel  angeregt  habe, 
zur  Durchführung  käme. 

Was  nun  das  Verfahren  anbelangt,  so  möchte  ich  bezüglich  der 
Ertheilung  von  Concessionen  für  Wasserwerke  (Stauanlagen  etc.)  einige  nicht 
unwesentliche  Reformen  vorschlagen.  Gegenwärtig  kann  (§  79  ff.  d.  L.-G.) 
das  Concessionsgesuch  von  der  Verwaltungsbehörde  aus  öffentlichen  Rück- 
sichten a  limine  zurückgewiesen  werden.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  kommt 
es  zu  dem  —  eventuell  abgekürzten  —  Aufgebotsverfahren  mittelst  An- 
schlages in  den  angrenzenden  Gemeinden  und  Einschaltung  in  die  Landes- 
blätter, bezw.  Verlautbarung  in  den  Gemeinden.  Auch  ist  dem  Gesuchsteller 
und  den  der  Behörde  bekannten  Betheiligten  die  Kundmachung  besonders 
zuzustellen.  Hierauf  folgt  dann  die  commissionelle  Verhandlung. 

Das  derzeitige  Verfahren  leidet  nun  an  drei  Gebrechen.  Erstens  ist 
nicht  klar  gestellt,  welche  , öffentliche  Interessen"  die  Zurückweisung  des 
Concessionsgesuches  herbeiführen  können.  Zweitens  ist  es  unbillig,  die 
Beurtheilung  bezüglich  der  Wirkungen  einer  projectierten  Wasseranlage  den 
Interessenten,  die  ja  zum  grossen  Theile  aus  technisch  unkundigen  Elementen: 
Privatbesitzern,  Bauern,  kleinen  Gewerbsleuten  etc.  bestehen,  ganz  und  gar 
zu  überlassen.  Drittens  ist  in  dem  derzeitigen  Verfahren  der  öffentlich- 
rechtliche vom  privatrechtlichen  Gesichtspunkt  nicht  genügend  gesondert. 

Meines  Erachtens  hätte  das  Concessionsertheilungs-Verfahren  in  folgen- 
der Weise  vor  sich  zu  gehen : 

Die  Wasserbehörde  prüft  zunächst  das  Concessionsgesuch  auf  dessen 
formale  Vollständigkeit.  Weiters  hat  sie  —  selbstverständlich  im  Sinne 
der  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  ich  oben  in  Vorschlag  gebracht  habe 
—  jene  öffentlichen  Interessen  ins  Auge  zu  fassen,  die  nicht  an  individuali- 
sierte Subjecte  sich  knüpfen,  d.  h.  also  (vgl.  Cap.  IV)  die  Interessen  des 
Gemeingebrauchs  im  engeren  Sinne,  dann  der  öffentlichen  Sittlichkeit, 
Gesundheit,  persönlichen  und  —  im  Falle  der  Gefährdung  genereller  Inter- 
essen —  auch  der  Sicherheit  des  Vermögens,  endlich  die  Interessen  der 
Schiffahrt  und  der  Flösserei  (1,  a  und  h).  Allein  auch  die  Interessen  der 
Triftung  und  der  Fischerei  (2  A  a)  sind  von  amtswegen  wahrzunehmen. 
Hier  liegen  allerdings  öffentliche  Rechte  vor,  die  concreten  Subjecten 
zustehen ;  allein  die  Verwaltungsbehörde  sieht  sich  diesbezüglich  nicht  nur 
den  gegenwärtigen,  sondern  auch  den  künftigen  Rechtsinhabern,  somit  auch 
hier  einer  ideellen  Interessentengruppe  gegenüber. 

Aus  den  angegebenen  Gesichtspunkten  kann  das  Concessionsgesuch 
a  limine  zurückgewiesen  werden ;  ergeben  sich  jedoch  in  dieser  Hinsicht 
keinerlei  Anstände,  so  hat  das  Aufgebotsverfahren  platzzugreifen.   Zur  com- 
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missionellen  Verhandlung  sind  überdies  sämmtliclie  der  Wasserbehörde 
bekannte  Interessenten  speciell  einzuladen  und  zwar  sind  einem  jeden  von 
ihnen  die  nach  dem  Ermessen  der  Behörde  gegen  das  Project  obwaltenden 
Bedenken  schriftlich  bekanntzugeben.  Die  Unterlassung  der  persönlichen 
Einladung  tangiert  jedoch  die  Giltigkeit  des  Verfahrens  nicht. 

Zur  commissionellen  Verhandlung  werden  die  officiellen  Vertreter 
öffentlicher  Interessen  (die  Organe  der  Gemeinden,  der  staatlichen  Sanitäts- 
polizei etc.),  dann  die  am  Gemeingebiauche,  an  der  Schiff-  und  Flossfahrt 
interessierten,  weiters  die  jeweils  zur  Triftung  und  zur  Fischerei  berechtigten 
Personen  lediglich  deshalb  erscheinen,  um  Argumente  vorzubringen,  die  von 
der  Wasserbehörde  selbst  in  ihr  Elaborat  nicht  aufgenommen  wurden. 
Zugleich  werden  die  Inhaber  von  Wasserwerksconcessionen  und  die  ver- 
waltungsrechtlich gegen  die  Wassernutzung  geschützten  Privatinteressenten 
(concrete  üfereigenthümer  etc.)  nunmehr  in  die  Lage  kommen,  ihre  Bedenken 
geltend  zu  machen.  Und  zwar  werden  alle  Subjecte  öffentlicher  Individualrechte 
(vgl.  S.  26,  P-  2)  ihre  Vorstellungen  in  die  Form  eines  formellen  Einspruchs 
zu  kleiden  haben.  Der  Staat  hat  nämlich  keinerlei  Veranlassung,  Individual- 
rechte in  weitergehendem  Maasse  zu  schützen,  als  dies  von  den  Betheiligten 
selbst  verlangt  wird.  Sollte  daher  der  Einwand  von  der  Behörde  nicht 
berücksichtigt,  hingegen  das  Stauwerk  nachträglich  als  ein  schädliches  ange- 
griffen und  das  entsprechende  Verfahren  (vgl.  S.  45  fg.)  eingeleitet  werden, 
so  können  individualrechtliche  Ansprüche,  welche  im  Concessionsertheilungs- 
verfahren  nicht  erhoben  wurden,  nur  mehr  im  Falle  ihrer  Generalisieriing, 
d.  h.  unter  der  Voraussetzung  und  in  der  Art  geltend  gemacht  werden, 
dass  ihre  Vertretung  von  einem  officiellen,  zum  Schutze  allgemeiner  Inter- 
essen aufgestellten  Organe  (also  insbesonders  einer  Gemeinde,  der  Sanitäts- 
behörde etc.)  übernommen  wird. ')  Andernfalls  zieht  die  Unterlassung  des  Ein- 
spruches den  Kechtsverlust  nach  sich  und  ist  gewiss  kein  Verstoss  gegen  die 
Gerechtigkeit  darin  zu  erblicken,  dass  die  Consequenzen  einer  derartigen  Unter- 
lassung auch  auf  die  Rechtsnachfolger  der  zur  Zeit  der  Commissionsverhandlung 
berechtigten  Subjecte  sich  erstrecken.  Alle  Einsprüche  können  übrigens  auch 
vor  der  commissionellen  Verhandlung  schriftlich  eingebracht  werden. 

Durch  ein  solches  Verfahren  soll  den  in  Betracht  kommenden 
Ansprüchen  in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen  werden.  Gleichzeitig 
ist  zu  ersehen,  dass  das  öffentliche  vom  privaten  Rechte  vollständig  gesondert 
erscheint.  Hinsichtlich  der  verwaltungsrechtlich  geschützten  Privatinteressen 
können  allerdings  Parteidispositionen  platzgreifen ;  sie  werden  rechtskräftig 
bei  der  commissionellen  Verhandlung  oder  auch  ausserhalb,  insbesonders 
auch  vor  derselben  getroffen.^)  Hingegen  hat  sich  die  Verwaltungsbehörde 


*)  Es  handelt  sich  hier  selbstverständlich  nur  um  solche  Gebrechen,  welche  objectiv 
in  die  Zeit  des  Concessionsertheilungs-Verfahrens  zurückreichen;  unberührt  bleibt  der 
Fall,  dass  die  den  Schaden  verursachenden  Umstände  erst  nach  der  Concessionsertheilung 
eingetreten  sind. 

')  Gegenwärtig  ist  es  zweifelhaft,  ob  die  ausserhalb  der  commissionellen  Ver- 
handlung getroifenen  Vereinbarungen  wasserrechtlich  maassgebend  oder  nur  privatieeht- 
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um  die  privatrechtlichen  Voraussetzungen  der  Kealisierung  des  Pro- 
jectes  nicht  zn  kümmern ;  es  bleibt  daher  insbesonders,  soferne  nicht  die 
Subjectsfrage  berührt  (S  22)  und  keinerlei  Expropriation  beantragt  wird, 
dem  Concessionswerber  überlassen,  sich  innerhalb  der  Ausführungsfrist  die 
zur  Errichtung  der  Anlage  nöthigen  Eigenthums-  und  Leitungsrechte  zu 
verschaffen.  Das  administrative  Erkenntnis  abstrahiert  vollständig  von  der- 
artigen Tragen  civilrechtlicher  Natur,  es  präjudiciert  nicht  den  civilen, 
gegen  die  Eigenthums-  und  Besitzstörung  zu  ergreifenden  EechtsmittelnJ) 
Uebrigens  verlieren  diese  privatrechtlichen  Einwendungen  angesichts  der 
weitgehenden  Expropriation  wesentlich  an  Bedeutung,  da  der  vorsichtige 
Projectant  denselben  mangels  einer  freiwilligen  Vereinbarung  durch  ent- 
sprechende Enteignungsanträge  zuvorkommen  wird. 

Weiters  möchte  ich  betreffs  des  Verfahrens  noch  folgende  Vorschläge 
anfügen: 

Bezüglich  der  Entscheidung  über  ein  eingebrachtes  Concessionsgesuch 
wird  jeder  Instanz  gesetzlich  die  Einhaltung  einer  bestimmten  Frist  zur 
Pflicht  gemacht.  Während  dieser  Frist  hat  auch  die  Entschliessung  hin- 
sichtlich des  staatlichen  Vorbehaltes  zu  erfolgen;  zu  dem  gleichen  Zwecke 
ist  dem  Kronlande  eine  weitere,  gesetzlich  zu  bestimmende  Präclusivfrist 
einzuräumen.  Es  ist  als  zulässig  anzusehen,  dass  das  Verfahren  von  der 
Behörde  nach  gewissen  Gesichtspunkten  getheilt,  dass  insbesondere  über  die 
Enteignungen  abgesondert  verhandelt  werde;  doch  ist  das  Verfahren  erster 
Instanz  jedenfalls  durch  ein  definitives  Gesammterkenntnis  abzuschliessen, 
welches  unter  allen  Umständen  auch  die  Expropriationsansprflche  zu  erledigen 
hat.  Behufs  Feststellung  der  Entschädigungsziffern,  in  welcher  Beziehung 
unsere  Gesetzgebung  uns  gegenwärtig  vollständig  im  Stiche  lässt,  ist  — 
ausserhalb  des  Wasserrechtsgesetzes  —  ein  besonderes  Verfahren  zu  orga- 
nisieren.^) Weiters  müssen  Bestimmimgen  über  das  contradictorische  Ver- 
fahren in  Streitigkeiten  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Wasserrechtes 
geschaffen  werden. 

Wir  haben  nun  noch  die  Frage  zu  berühren,  auf  welchem  verfassungs- 
mässigen Wege  die  Wasserrechtsreform  ins  Werk  zu  setzen  wäre.  Die 
eigenthfimliche  Abgrenzung  der  legislativen  Competenz,  wie  sie  zur  Zeit 
rücksichtlich  der  Wasserrechtsgesetzgebung  vorliegt,  scheint  eine  Eeform  sehr 
zu  erschweren.  Fuhren  wir  sie  im  Reichsgesetze  durch,  so  gelangen  wir  zu 
Widersprüchen  mit  den  Landesgesetzen;  modificieren  wir  die  letzteren,  so 
Verstössen  wir  gegen  die  Principien  des  Reichsgesetzes. 

lieber  Natur  sind;  ob  z.  B.  der  Grnndbesitzer  an  seine  vorher  abgegebene  Erklärung, 
dass  er  gegen  eine  gewisse  Entschädigung  die  Ueberschwenimung  oder  Versumpfung 
seines  Grundstückes  gestatte,  gebunden  ist  oder  ob  derselbe  diese  Einwilligung  bei  der 
commissionellen  Verhandlung  zurückziehen  kann,  in  welchem  Falle  er  lediglich  aus 
privatrechtlichem  Gesichtspunkte  zum  Schadenersatz  verpflichtet  wäre.  Ich  entscheide 
mich  in  dem  ersterwähnten  Sinne. 

1)  Für  das  französische  Kecht  ist  Ploque  (a.  a.  0.  IL  p.  101)  der  Ansicht,  dass 
hier  die  Administrativbehörde  unter  Vorbehalt  des  Rechtsweges  zu  entscheiden  habe. 

2)  Vgl.  Grünhut,  a.  a.  0.  §  7. 
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Ich  glaube  jedoch,  dass  wir  auch  über  diese  Schwierigkeit  hinweg- 
zukommen imstande  sind.  Wenngleich  einmal  —  ohne  dass  die  Staatsgrund- 
gesetze hiezu  nöthigten  —  die  wichtigsten  Kechtsverhältnisse  als  Landes- 
cultur- Angelegenheiten  den  Landtagen  zugewiesen  wurden,  so  zwingt  uns 
doch  eigentlich  nichts  zur  Fortsetzung  dieses  nicht  eben  zweckmässigen 
Vorganges.  Wir  können,  glaube  ich,  ein  neues  Keichswassergesetz  schaffen, 
womit  die  widersprechenden  Bestimmungen  der  Landesgesetze,  die  ja  nur 
als  Ausführungsgesetze  auf  Grund  des  lieichsgesetzes 
vom  Jahre  1869  erflossen  sind,  ipso  iure  derogiert  würden.^)  Wir 
wären  dann  in  der  Lage,  mittelst  einer  einheitlichen  Codification  alle  ein- 
schlägigen Rechtsverhältnisse  zu  umfassen,  insbesonders  auch  die  Grundsätze 
bezüglich  Regelung  der  Schiff-  und  Flossfahrt,  der  Triftung, '^)  der  Fischerei, 
der  Grubenwässer  in  das  Reichsgesetz  einzubeziehen;  selbstverständlich 
würden  die  thatsächlich  dem  Gebiete  der  Landescultur  angehörenden  Wasser- 
angelegenheiten (wie  insbesonders  Flussregulierungen  etc.),  ferner  die  durch 
die  provinziellen  Verschiedenheiten  bedingten  Ausführungsbestimmungen  der 
Landesgesetzgebung,  bezw.  der  Verordnungsgewalt  vorbehalten  bleiben. 
Sollten  jedoch  einer  ausgedehnteren  Reichsgesetzgebung  politische  oder 
andere  Hindernisse  entgegenstehen,  so  wären  wir  allerdings  genöthigt,  einen 
etwas  umständlicheren  Modus  zu  wählen  und  uns  bezüglich  der  reichs- 
räthlichen  Legislative  auf  die  Modificierung  des  bestehenden  Rahmen- 
gesetzes zu  beschränken,  in  welchem  Falle  die  Regierung  die  Details  der 
Reform  mittelst  congruenter,  bezw.  correspondierender  Gesetzesvorlagen  in  den 
einzelnen  Landtagen  durchzuführen  bestrebt  sein  müsste. 

Dies  sind  die  Umrisse  der  Reform  unseres  Wasserrechtes,  wie  ich  sie 
mir  vorstelle.  Ich  glaube  in  der  Annahme  nicht  zu  inen,  dass  sie  jenem 
grossen  wirtschaftlichen  Aufschwünge  die  Wege  ebnen  würde,  dessen 
technische  Voraussetzungen  heute  schon  vorhanden  sind.  In  erster  Linie 
habe  ich  hier  die  Industrie  im  Auge.  Aus  der  allgemeinen  Herabsetzung 
der  Productionskosten  wird  sie  neue  Impulse  empfangen;  ausserdem  aber 
gestattet  die  Verwendung  elektrisch  übertragener  Wasserkräfte  bei  einer 
Reihe  von  Unternehmungsarten,  die  nicht  unbedingt  auf  die  Cooperation 
zahlreicher  Arbeitskräfte  angewiesen  sind,  eine  weitgehende  Decentralisation 
des  Betriebs  und  damit  eine  wesentliche  Steigerung  dei-  Productivität.^) 
Allein  die  billige  und  leicht  übertragbare  Kraft  hat  auch  für  das  Klein- 
gewerbe, welches  ja  in  seinem  Concurrenzkampfe  mit  dem  Fabriksbetriebe 
durch  billige  Motoren  wesentlich  unterstützt  werden  könnte,  die  höchste 
Bedeutung.  Ebenso  findet  elektrisch  übertragene  Wasserkraft  in  der  Land- 
wirtschaft und  im  Bergbau  bereits  vielfache  Verwendung.  Weiters  ist  bekannt, 
welche  Vortheile  die  elektrische  gegenüber  anderen  Beleuchtungsarten   den- 

')  Vgl.  Juraschek,  Referat  über  Feyrers  Wasserrecht,  Griinhuts  Zeitschrift  für 
das  Privat-  und  öffentliche  Recht,  VIII..  S.  770. 

^)  Bezüglich  der  Triftung  ist  die  Einbeziehung  der  betreffenden  Normen  in's 
Reichswassergesetz  gefordert  worden  von  Lemayer,  a.  a.  0.  S.  182. 

3)  Vgl.  hierüber  Lux,  a.  a.  0.  S.  130. 

Zeitschrift  f;ir  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  IX.  Band.  5 


66  Seidler. 

jenigen  Städten,  Orten  und  Unternehmungen  bietet,  die  eine  solche  einzu- 
führen in  der  Lage  waren.  Last  not  least  möchte  ich  auf  den  elektrischen 
Bahnbetrieb  hinweisen,  welchem  sich  heute  schon  Perspectiven  eröffnen,  die 
noch  vor  wenigen  Jahren  kaum  geahnt  wurden.  So  will  ich  denn  mit  dem 
Wunsche  schliessen,  dass  unser  Vaterland,  wenn  ihm  schon  der  politische 
Friede  versagt  blieb,  mit  Werken  des  wirtschaftlichen  Fortschrittes,  wie  ein 
solches  uns  in  dem  vorliegenden  Versuche  beschäftigt  hat,  das  zwanzigste 
Jahrhundert  inaugurieren  möge. 


DIE  GKUNDLEGUNG  DER 
THEORETISCHEN  MTIONALÖKONOMIE  DURCH 

ADAM  SMITH. 


EINE  KRITISCHE  STUDIE 

VON 

DR.  OSKAE  JAEGER, 

DOCKNT  DEK  NATIONALÖKONOMIE  AN  DER  UNIVERSITÄT  ZU  CHRISTIANIA. 


I. 

Der  sogenannte  Mercantilismus  führte  ungefähr  ein  paar  Jahrhunderte 
hindurch  sowohl  in  der  ökonomischen  Literatur  als  auch  in  der  ökono- 
mischen Politik  der  meisten  europäischen  Länder  eine  fast  unumschränkte 
Herrschaft.  Man  glaubte  überall,  dass  das  wirkliche  Vermögen  einer  Nation 
eigentlich  nur  in  dem  Besitze  baren  Geldes  und  edler  Metalle  bestehe. 
Demgemäss  suchten  die  mercantilistischen  Schriftsteller  darzulegen,  —  und 
darin  bestand  ihre  Lehre  von  der  Production  des  Vermögens  — ,  wie  ihr 
Land  am  besten  und  zweckmässigsten  eine  möglichst  grosse  Menge  von 
Geld  herbeischaffen  könnte.  Da  wo  sich,  lehrten  sie,  wie  beinahe  überall 
in  Europa,  keine  Gelegenheit  biete,  Gold  und  Silber  in  genügend  grossen 
Mengen  direct  durch  den  Bergbau  zu  gewinnen,  lasse  sich  jener  Zweck 
nur  dadurch  erreichen,  dass  der  Wert  der  aus  einem  Lande  ausgeführten 
Waren  stets  den  der  eingeführten  übersteige,  weil  in  diesem  Falle  der 
Unterschied  oder  die  Bilanz  mit  Geld  auszuzahlen  wäre.  Die  Handels- 
bilanz sei  dann  günstig,  das  Geld  ströme  in's  Land  herein,  und  dieses 
würde  um  so  reicher,  je  mehr  Geld  es  bekäme.  In  den  meisten  Ländern 
Europas  suchte  man,  der  Anregung  der  Mercantilisten  folgend,  durch  eine 
ganze  Keihe  gesetzlicher  Vorschriften  den  auswärtigen  Handel  zu  regulieren 
und  die  inländischen  Industrien  zu  schützen.  Die  erwartete  Bereicherung 
der  Nationen  blieb  aber  aus,  und  zumal  die  Landwirtschaft  gerieth  unter 
der  Herrschaft  des  Mercantilsystems  nach  und  nach  in  die  elendeste  Ver- 
fassung. 

Als  Reaction  gegen  die  wirtschaftlichen  Grundsätze  des  Mercantil- 
systems entstand  bekanntlich  in  Frankreich  die  von  dem  Leibarzte 
Ludwigs  XV.,  F  r  a  n  9  0  i  s  Q  u  e  s  n  a  y  begründete,  sogenannte  physiokratische 
Schule.  Ihre  Mitglieder  durchschauten  klar  den  grossen  ökonomischen 
Irrthum  ihrer  Zeit:  die  üeberzeugung,  dass  das  Vermögen  in  Wirklichkeit 
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nur  in  Geld  und  edlen  Metallen  bestehe.  Sie  definierten  ganz  richtig,  dass 
der  Begriff  Vermögen  alle  die  Gegenstände  umfasse,  welche  Tauschwert 
besitzen,  und  sie  bekämpften  mit  Erfolg  die  bei  den  Merkantilisten  herr- 
schende Ueberschätzung  des  Handels  und  der  Industrie  als  angeblich 
alleinige  Quelle  des  Reichthums  einer  Nation.  ]n  ihrer  nationalökonomischen 
Grundanschauung  wurden  jedoch  die  Physiokraten,  —  indem  sie  ihrerseits 
in  gleichem  Maasse  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  überschätzten,  —  zu 
einer  p]inseitigkeit  verleitet,  die  beinahe  ebenso  gross  war  wie  die  der 
Mercantilisten. 

Ihr  herrschender  Grundgedanke  war,  dass  nur  die  Natur,  wie 
sie  in  der  Landwirtschaft  wirkt,  productiv  und  imstande 
sei,  das  Vermögen  eines  Landes  zu  vermehren.  „ Möge  der 
Souverain  und  die  Nation",  so  schreibt  der  Begründer  der  Schule  in  seinen 
Maximes  Generales  du  Gouvernement  Economique  d'un  Eoyaume  Agricole, 
„nie  aus  den  Augen  verlieren,  dass  die  Erde  die  alleinige  Quelle  des  Ver- 
mögens ist,  und  dass  nur  die  Landwirtschaft  es  vermehrt."^) 

Die  Physiokraten  beobachteten,  dass  die  Landwirtschaft,  der  sie  mit 
solchem  Eifer  das  Wort  redeten,  im  Gegensatz  zur  Industrie  und  zum 
Handel  imstande  war,  einen  Extraertrag  über  das  hinaus  zu  liefern, 
was  als  Vergütung  der  angewandten  Arbeit  und  des  verbrauchten  Capitales 
betrachtet  wird:  die  Grundrente  oder  le  produit  net,  wie  sie  es  nannten. 
Diesen  Extraertrag  verdankte  man,  so  Aveit  die  Physiokraten  ermessen 
konnten,  im  wesentlichen  weder  der  bei  der  Landwirtschaft  angewandten 
Arbeit  noch  dem  dabei  verwandten  Capital,  sondern  lediglich  der  Wirk- 
samkeit der  Natur  oder  des  Bodens,  und  sie  betrachteten  folglich  den  in 
der  Grundrente  vertretenen  Theil  der  Ausbeute  der  Landwirtschaft  als  ein 
Erzeugnis  der  besonders  productiven  Kräfte  des  Bodens  selbst.^) 

Aber  wie  schon  erwähnt,  begnügten  sich  die  Physiokraten  nicht,  dem 
Boden  eine  productive  Kraft  beizulegen,  sondern  giengen  noch  einen  Schritt 
weiter.  Angesichts  der  Thatsache,  dass  alle  Vermögensgegenstände  in  letzter 
Instanz  ihren  Ursprung  in  der  Erde  haben,  und  dass  deren  vegetative  Kräfte 
imstande  sind,  den  hineingesenkten  Samen  bis  ins  vielfältige  zu  vermehren, 
während  keine  menschliche  Arbeit  auch  nur  die  geringste  Vermehrung  des 
vorliegenden  Stoffes  herbeizuführen  vermag,  kamen  sie  zu  der  Ansicht,  dass 
es  ausschliesslich  der  Boden  sei,  der  produciere.  Die  Stoffgewährung  des 
Bodens  sahen  sie  als  die  einzig  wahre  Production  an,  und  die  Landwirt- 
schaft —  Fischerei  und  Bergbau  eingerechnet  —  als  den  einzigen  w^irklich 
productiven  Betrieb. 

Nach  dieser  Lehre,  die  wir  vielleicht  passend  die  Lehre  der 
Physiokraten  von  der  Alleinproductivität  des  Bodens 
(und  der  Landwirtschaft)   nennen   können,    erzeugen   Industrie   und   Handel 


')  Quesnay,  pag.  ^2  in  der  Collection  des  principaux  Economistes. 

2j  Ce  qui  teste  est  cette  partie  independante  et  disponible  que  la  terre  donne  en 
pur  don  k  celui  qui  la  cultive  au  dela  de  ses  avancei  et  du  salaire  de  ses  pcines. 
Turgot:  Eeflexions  sur  la  formation  et  distribution  des  richesses  §.  XIX, 
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selbst  keine  Vermögensgegenstände  und  können  folglich  nur  auf  der  Grund- 
lage der  Landwirtschaft  bestehen,  von  der  sie  mit  Producten  versorgt  oder 
so  zu  sagen  abgelohnt  werden.  Sie  vermehren  allerdings  den  Gebrauchswert 
(propriete  usuelle)  der  Gegenstände  in  hohem  Grade  und  sind  also  in  ihrer 
Weise  ausserordentlich  nützlich;  den  erhöhten  Tauschwert  (valeiir  venale) 
aber,  den  sie  ihnen  verleihen,  verdankt  man  ausschliesslich  der  Nothwendig- 
keit,  dass  bei  der  Vergütung  der  Arbeit  und  des  Capitales,  die  zur  Ver- 
edlung und  zum  Umsatz  der  Gegenstände  erforderlich  sind,  landwirtschaft- 
liche Producte  verbraucht  werden  müssen.  Es  ist  nämlich  nur  der  Wert 
der  verbrauchten  Landwirtschaftsproducte,  der  auf  die  veredelten  und  umge- 
setzten Gegenstände  übertragen  wird  und  in  denselben  weiterlebt.  Industrie 
und  Handel  bringen  also  nicht  nur  selbst  keine  Vermögensgegenstände 
hervor,  sondern  schaffen  genau  genommen  auch  keinen  neuen  Tauschwert, 
da  dieser  ja  bei  ihrer  Ausübung  im  selben  Maasse  verbraucht  wie  erzeugt 
wird.  Da  nun  hier  die  Einnahme  thatsächlich  die  Kosten  niemals  übersteigt, 
muss  das  Kesultat  der  Industrie  und  des  Handels  —  als  ökonomische  Ver- 
mögensproduction  betrachtet  —  gleich  Xull  sein.  Die  Production  im  eigent- 
lichen Sinne  ist  mit  der  Landwirtschaft,  das  heisst  mit  der  Herstellung  der 
Rohstoffe  selbst  abgeschlossen. 

Der  Auffassung  der  Physiokraten  zufolge  wäre  es  demnach  die  Land- 
wirtschaft, von  der  die  ganze  Gesellschaft  existierte.  Die  bei  der  Land- 
wirtschaft selbst  beschäftigten  Arbeiter,  die  Capitalisten,  die  sie  beschäftigen, 
sammt  den  Grundbesitzern  leben  also  d  i  r  e  c  t  von  dem  Ertrage  der  Land- 
wirtschaft, der  ihnen  von  Anfang  an  als  Arbeitslohn,  Capitalgewinn  ^)  und 
Grundrente  zufällt,  —  die  Industrie-  und  handeltreibenden,  sowie  alle 
übrigen  Mitglieder  der  Gesellschaft  leben  davon  i  n  d  i  r  e  c  t,  nämlich  von 
dem,  was  sie  von  den  Besitzern  und  Anbauern  des  Bodens  als  Lohn  oder 
Vergütung  für  ihre  Arbeit  und  Dienste  erlangen  können.  Nun  macht  aber, 
so  lehrten  die  Physiokraten,  der  bei  der  Landwirtschaft  erworbene  Arbeits- 
lohn und  Capitalgewinn,  mit  Ausnahme  dessen  was  zur  Erhaltung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebscapitales  erforderlich  ist,  selten  erheblich  mehr 
aus,  als  Avas  die  Arbeiter  und  Capitalisten,  denen  er  zufällt,  selbst  zu 
verbrauchen  pflegen.  Die  den  Grundbesitzern  zufallende  Grundrente,  der 
Reinertrag,  worin  also  beinahe  der  ganze  Ueberschuss  über  den  eigenen 
Verbrauch  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  enthalten  ist,  wäre  daher  so 
ziemlich  der  einzige  Fonds,  der  disponibel  bleibt,  und  von  dem  die  andern, 
nicht  landwirtschafttreibenden  Gesellschaftclassen  ihre  Nahrungsmittel  und 
Rohstoffe  erhalten  können.     In   den  Augen  der  Physiokraten  war   also    der 


0  Die  Physiokraten  sowohl  als  später  Adam  Smith  und  die  orthodoxen  engli- 
schen Nationalökonomen  fassten  bekanntlich  den  Capitalzins  und  den  Unternehmergewinn 
—  welch  letzterer  bei  allen  gänzlich  als  selbständiger  Begriff  fehlt  —  unter  der  Benen- 
nung Capitalgewinn  (profit,  the  profits  of  capital  of  stock)  zusammen,  welcher  Aus- 
druck also  die  gesammte  Einnahme  der  erwerbtreibenden  Capitalisten  bezeichnet.  Diese 
Benennung  wird  daher  in  gleicher  Bedeutung  in  gegenwärtiger  Abhandlung  angewandt 
werden. 
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produit  net  die  für  Handel  und  Industrie,  für  Wissenschaft  und  Kunst,  für 
alles  geistige  Leben  nothwendige  Lebensbedingung  und  bildete  in  der 
Wirklichkeit,  sowohl  was  Volkszahl  als  Civilisation  anbelangt,  die  Grund- 
lage der  ganzen  Entwicklung  der  Gesellschaft,  ohne  die  keine  Nation  weiter 
denn  zur  Befriedigung  ihrer  allernothwendigsten  materiellen  Bedürfnisse 
gelangen  könne.  — 

Das  physiokratische  Lehrsystem  wurde  von  den  wirklich  bedeutenden 
und  talentvollen  Männern,  die  dessen  Urheber  und  Vorkämpfer  waren,  im 
ganzen  mit  viel  logischer  Folgerichtigkeit  entwickelt,  und  an  der  inneren 
Nichtübereinstimmung,  die  an  entscheidenden  Punkten  hervortritt,  tragen 
vor  allen  Dingen  die  unrichtigen  Voraussetzungen,  wovon  sie  ausgiengen, 
die  Schuld. 

Zu  einer  Zeit,  wo  man  sich  über  die  ökonomischen  Consequenzen  der 
Thatsache  noch  nicht  klar  geworden,  dass  der  Stoff,  die  Materie  selbst, 
eine  absolut  unveränderliche  Grösse  ist,  so  dass  folglich  von  einer  Er- 
zeugung neuen  Stoffes  nie  die  Rede  sein  kann,  sondern  nur  von  einer  der- 
artigen Veränderung  der  Zusammensetzung,  Form  und  Lage  des  schon 
existierenden  Stoffes,  durch  welche  dieser  zur  Befriedigung  des  menschlichen 
Bedarfs  geeignet  gemacht  wird,  war  es  ganz  natürlich,  dass  man  der  Land- 
wirtschaft und  überhaupt  der  Rohproduction,  durch  welche  alle  Nahrungs- 
mittel und  Rohstoffe  zuwegegebracht  und  vermehrt  werden,  den  Besitz  einer 
Productivität  von  anderer  Art  zuschrieb,  als  jener  der  Industrie  und  des 
Handels,  die  nur  mit  den  schon  erzeugten  Rohstoffen  und  Gegenständen 
operieren.  Es  erschien  der  Denkart  der  damaligen  Zeit  ganz  naheliegend 
und  fasslich,  dass  es  die  Erde  oder  die  Natur  sei,  die  wirklich  produciere, 
und  nicht  die  Menschen. 

Als  man  nun  aber  diese  Grundbetrachtung  zur  Erklärung  der  öko- 
nomischen Phänomene  in  Anwendung  bringen  wollte,  zeigte  es  sich  sogleich 
unmöglich,  sie  völlig  aufrecht  zu  erhalten.  Denn  ohne  menschliche  Arbeit 
sind  die  Erzeugnisse  des  Bodens  weder  ausreichend  noch  geeignet,  um  die 
materielle  Existenz  des  Menschen  zu  sichern;  überall  ist  die  Arbeit  erfor- 
derlich, damit  die  Production  stattfinden  kann.  Man  war  also  genöthigt, 
neben  der  Productivität  des  Bodens  auch  die  der  Arbeit,  insofern  sie  beim 
Boden  verwandt  wird,  anzuerkennen.  Mit  andern  Worten :  die  Vorstellung 
des  allein  productiven  Bodens  musste  vorläufig  der  Lehre  von  der  Allein- 
productivität  der  Landwirtschaft  weichen. 

Aber  auch  diese  Lehre  liess  sich  in  ihrer  Reinheit  nicht  behaupten. 
Denn  falls  nur  die  durch  die  Landwirtschaft  veranstaltete  Erzeugung  von 
Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  eine  wirklich  ökonomische  Verraögens- 
production  wäre,  dann  könnte  offenbar  das  Vermögen  eines  Landes  aus- 
schliesslich aus  der  Menge  der  genannten  Producte  bestehen.  Die  unaus- 
bleibliche Folge  davon  wäre  aber,  dass  Industrie  und  Handel,  bei  deren 
Ausübung  die  dabei  beschäftigten  Menschen  ja  bekanntlich  sowohl  Nahrungs- 
mittel, als  auch  Rohstoffe  zu  ihrem  Unterhalte  verbrauchen,  ohne  neue 
schaffen  zu  können,    nicht  nur  unproductive  Beschäftigungen   sein  würden. 
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sondern  geradezu  Beschäftigungen,  die  den  Keichthum  des  Landes  ver- 
ringerten. 

Eine  solche  Schlussfolgerung  war  indes  doch  offenbar  vernunftwidrig. 
Man  war  daher  genöthigt,  nochmals  seine  Anschauungen  zu  modificieren 
und  zu  erkennen,  dass  das  Vermögen  eines  Landes  nicht  nur  in  den  von 
der  Landwirtschaft  gewährten  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  bestehe, 
sondern  überhaupt  in  der  Summe  seiner  Tauschwerte.  Hieraus  folgte 
indessen,  dass  alle  Beschäftigungen  —  also  auch  die  Industrie  und  der 
Handel  — ,  durch  die  der  Tauschwert  der  Gegenstände  erhöht  wurde,  eben- 
falls productiv  sein  mussten,  —  was  sie,  infolge  der  zu  Grunde  liegenden 
Betrachtungsweise,  gerade  nicht  sein  konnten. 

Diesem  Dilemma  suchten  sich  nun  die  Physiokraten  durch  die  Er- 
klärung zu  entziehen,  dass  sich  die  Productivität  eines  Geschäftes  nur  darin 
zeigen  könne,  dass  es  einen  produit  net,  einen  Reinüberschuss  über  die 
Kosten  hinaus  abwerfe.  Und  da  ein  solcher  nur  bei  der  Landwirtschaft, 
und  zwar  in  der  Grundrente,  die  sie  abwirft,  vorliege,  während  Industrie 
und  Handel  keinen  höheren  Tauschwert  erzielen,  als  wie  sie  ihn,  nach  der 
Behauptung  der  Physiokraten,  selbst  verbrauchen,  sei  es  also  ausschliesslich 
die  Landwirtschaft,  die  productiv  sei.  Ihr  Product  sei  der  Ueberschuss, 
le  produit  net,  und  genauer  betrachtet  verdanke  man  ihn 
nicht  dem  in  der  Landwirtschaft  gemachten  Aufwand 
von  Arbeit  und  Capital,  sondern  allein  der  Natur  oder 
dem  Boden. 

In  dieser  Weise  konnten  die  Physiokraten  vermittelst  der  Grundrente 
trotz  alledem  scheinbar  ihre  Lehre  von  der  Alleinproductivität  des  Bodens 
behaupten.  Und  mit  solcher  Kraft  und  solchem  Talent  wurde  sie  von 
ihnen  aufgestellt  und  vertheidigt,  dass  man  allerdings  sagen  kann,  sie  sei 
fast  ein  Vierteljahrhundert  lang  die  dominierende  in  der  Wissenschaft  gewesen. 

n. 

Es  gelang  also  den  Physiokraten  eine  Zeitlang  die  Lehre  vom  Boden 
als  der  alleinigen  Quelle  jedes  Vermögens  zu  behaupten.  Sie  wurden  jedoch, 
wie  wir  gesehen  haben,  nothgedrungen  schon  zu  einer  Einschränkung  dieses 
Principes  gezwungen,  indem  sie  der  menschlichen  Arbeit  die  Fähigkeit 
einräumen  mussten,  jedenfalls  ebenso  viel  erzeugen  zu  können,  als  sie  zu 
ihrem  eigenen  Unterhalte  bedürfe.  Diese  Einschränkung  trat  bald  in  ihrer 
ganzen  fundamentalen  Bedeutung  als  ein  wirklicher  Beweis  für  die  einfache 
Wahrheit  hervor,  dass  auch  die  Menschen  zu  producieren 
vermögen.  Hiermit  war  die  Lehre  von  der  Alleinproductivität  des  Bodens 
und  der  Landwirtschaft  eigentlich  verurtheilt  und  einer  völlig  neuen  Auf- 
fassung über  das  Wesen  der  Production  der  Weg  gebahnt,  infolge  deren 
jede  menschliche  Thätigkeit,  durch  welche  wirtschaftlich  wertvolle  Gegen- 
stände erzeugt  oder  der  Tauschwert  der  Gegenstände  erhöht  wird,  unge- 
hindert ihren  Platz  als  productive  Beschäftigung  einnehmen  konnte. 
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Diese  Wiedereinsetzung  der  Arbeit  in  ihre  Kechte  erfolgte  in  dem 
epochemachenden  Werke  des  grossen  schottischen  Philosophen  und  National- 
ökonomen Adam  Smith:  An  Inquiry  into  the  Nature  and  Causes  of 
the  Wealth  of  Nations,  das  zum  erstenmal  im  Jahre  1776  herauskam. 
„Was  jede  Nation  mit  ihrer  Arbeit  jährlich  produciert  (The  annual  labour 
of  every  nation^)  macht  den  ursprünglichen  Fonds  aus,  der  sie  mit  allen 
zu  den  nothwendigen  Erfordernissen  und  Bequemlichkeiten  des  Lebens  die- 
nenden Gegenständen  versieht,  die  sie  jährlich  verbraucht  und  die  stets 
entweder  in  den  unmittelbaren  Producten  dieser  Arbeit  besteht  oder  in  den 
Gegenständen,  die  sie  sich  vermittelst  dieser  Producte  von  andern  Nationen 
erkauft",  —  mit  diesen  Worten  eröffnet  Adam  Smith  sein  Werk  und 
stellt  sich  damit  schon  von  Anfang  an  auf  einen  Standpunkt,  der  von  dem 
der  Physiokraten  ganz  verschieden  ist.  Nicht  die  von  der  menschlichen 
Arbeit  unterstützte  Stoff ge Währung  des  Bodens,  sondern  die  Anwendung 
der  menschlichen  Arbeit  zur  Erzeugung  von  Gegenständen,  die  sich  zur 
Befriedigung  des  menschlichen  Bedarfs  eignen,  ist  es,  die  hienach  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  den  Begriff  Production  constituiert.  Diese  Auffassung 
durchdringt  sein  ganzes  System  und  spricht  sich  an  vielen  Stellen  aus, 
doch  am  schärfsten  vielleicht  in  dem  oft  citierten  Satze :  „Nicht  mit  Gold 
oder 'Silber,  sondern  mit  der  Arbeit  wurde  ursprünglich  aller  Reichthum  in 
der  Welt  erkauft". 2) 

Wie  die  Physiokraten,  so  stellt  nun  allerdings  auch  A  d  a  m  S  m  i  t  h 
mit  vollem  Recht  die  durch  die  Urbarmachung  und  den  Anbau  des  Bodens 
bewirkte  Erzeugung  von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  als  das  Primäre 
hin,  dessen  die  Menschen  vor  allen  Dingen  bedürfen,  um  überhaupt  leben 
zu  können,  mit  andern  Worten  als  die  nothwendige  Grundbedingung  jeder 
andern  wirtschaftlichen  Thätigkeit.^)  Da  er  sich  jedoch  auch  gleichzeitig 
völlig  klar  geworden  Avar,  dass  die  Befriedigung  des  menschlichen  Bedarfs 
an  nothwendigen  Erfordernissen  und  Bequemlichkeiten  des  menschlichen 
Lebens  der  Zweck  aller  Vermögensproduction  ist,  erkannte  er  auch,  wie 
gänzlich  falsch  es  ist,  diese  Production,  nach  Art  der  Physiokraten,  als 
gleichbedeutend  mit  der  in  der  Landwirtschaft  vorgehenden  Ausbeutung 
der  materiellen  Substanz  der  Vermögensgegenstände   darzustellen.     Mit  un- 


1)  Smiths  eigener  Ausdruck:  the  annual  lahour  steht  hier  augenscheinlich  als 
eine  verkürzte  Wiedergabe  der  sonst  bei  ihm  fast  überall  vorkommenden  Bezeichnung: 
the  annual  produce  of  land  and  labour. 

2)  Labour  was  the  first  price^  the  original  purchase  money  that  was  paid  for  all 
things.  It  was  not  by  gold  or  by  silver,  but  by  labour,  that  all  the  wealth  of  the 
World  was  originally  purchased.  Wealth  of  Nations  B.  I,  Ch.  V,  pag.  14.  Es  wird  hier 
überall  die  von  M'Culloch  besorgte  5.  Ausgabe  citiert. 

3)  The  country  supplies  the  town  with  the  means  of  subsistence  and  the  materiala 

of  manufacture As  subsistence  is,  in  the  nature  of  things,  prior  to  conveniency 

and  luxury,  so  the  industry  which  procures  the  former  niust  necessarily  be  prior  to  that 
which  ministers  to  the  latter.  The  cultivation  and  improvement  of  the  country,  therefore, 
"which  affoi-ds  subsistence,  must  necessarily  be  prior  to  the  increase  of  the  town,  which 
furnisches  only  the  means  of  conveniency  and  luxury.  B.  III,  Ch.  I,  pag.  168. 
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widerlegbarer  Kraft  stellte  er  daher  fest,  dass  zur  Vollendung  der  Produc- 
tion  auch  noch  eine  Menge  anderer  inenschiicher  Thätigkeiten  erforderlich 
ist,  die  den  Zweck  hat,  sowohl  die  durch  die  Landwirtschaft  erzeugten 
Kohstofte  zu  veredeln,  so  dass  sie  zur  Benutzung  und  zum  Verbrauch 
tauglich  werden,  als  auch  die  Vermögensgegenstände  von  den  Orten  und 
Zeiten,  wo  sie  sich  in  überflüssiger  Menge  vorfinden,  auf  die  Orte  und 
Zeiten  zu  übertragen,  wo  man  dafür  Verwendung  findet,  und  endlich  den 
vorhandenen  Vorrath  an  allerlei  Producten  in  passende  Portionen  zur  Be- 
friedigung des  Bedarfs  zu  zertheilen,  je  nachdem  dieser  sich  geltend  macht. 
Alle  diese  verschiedenen  Arten  von  Thätigkeiten,  die  sich  unter  die  Be- 
zeichnungen: Industrie  und  Handel  zusammenfassen  lassen,  bilden,  seiner 
Lehre  zufolge,  neben  der  Landwirtschaft  die  nothwendigen  Glieder  in  der 
Production  und  beweisen  dadurch  ihre  Productivität,  dass  sie  nützlich  sind 
und  den  Wert  aller  Vermögensgegenstände  steigern,^) 

Aus  dieser  veränderten  Auffassung  des  Wesens  der  Production  ent- 
sprang naturgemäss  eine  Unterscheidung  zwischen  productiver  und  un- 
productiver  Arbeit,  die  von  jener  der  Physiokraten  weit  verschieden  ist. 
Productiv,  lehrte  Adam  Smith,  sei  all  die  Arbeit,  aber  aucli  nur  diese, 
welche  den  Tauschwert  der  Gegenstände,  worauf  sie  verwandt  wird,  vermehrt 
und  die  ein  bleibendes  Kesultat  in  irgend  einem  Gegenstande  oder  einer 
verkäuflichen  Ware  hinterlässt.^)  Nicht  nur  die  Landwirtschaft,  durch  die 
alle  wertvollen  Gegenstände  ursprünglich  erzeugt  werden,  sondern  auch  die 
Industrie  und  der  Handel,  durch  welche  ihr  Wert  später  gesteigert  wird, 
sind  productive  Beschäftigungen.  Die  im  Dienste  aller  dieser  drei 
Erwerbszweige  beschäftigten  Menschen  producieren  zu- 
sammen die  Vermögensgegenstände,  von  denen  sie  selbst 
und  die  ganze  Gesellschaft  leben. 

Insofern  stand  die  Sache  Adam  Smith  klar  vor  Augen,  und  inso- 
fern bezeichnet  sein  System  in  der  Wissenschaft  einen  ungeheueren  Fort- 
schritt gegenüber  der  Lehre  der  Physiokraten  von  der  Alleinproductivität 
des  Bodens,  die  sich  nach  seiner  Forschung  und  seiner  Kritik  nie  mehr 
ins  Leben  zurückrufen  Hess. 

Aber  auch   Adam  Smith  blieb  an  den  gewöhnlichen  Vorstellunge 
seiner   Zeit,   von  der   üeberlegenheit   der   Landwirtschaft    über  die   andern 
productiven  Beschäftigungen  des  Erwerbslebens  hängen,  und  erklärt  geradezu 
und  ausdrücklich,    dass    die  Landwirtschaft  productiver   sei   und  mehr  Ver- 


1)  Siehe  besonders  B.  II,  Ch.  V,  Of  the  different  Employments  of  Capitals  pag, 
160  und  161,  und  ausserdem  B.  IV,  Ch.  V,  wo  Smith  in  seiner  Digression  concerning 
the  Corntrade  meisterlich  die  Fähigkeit  des  Handels  entwickelt,  üeberfluss  und  Mangel 
zwischen  den  verschiedenen  Zeiten  auszugleichen. 

2)  There  is  one  sort  of  labour  which  adds  to  the  value  of  the  subject  upon  which 
it  is  bestowed;    there  is  another  which  has  no  such  effect.     The  former,  as  it  produces 

a  value,    may  be   called  productive,    the   latter   unproductive  labour fixes    and 

realises  itself  in   some  particular  subject  or  vendible  commodity  which  lasts  for  some 
time  at  least  after  that  labour  is  past.  B.  II,  Ch.  I,  pag.  145  —  146. 
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mögen  hervorbringe  als  Handel  und  Industrie.  Des  Versuchs  der  Physio- 
kraten  gedenkend,  den  Handwerkern,  Fabrikanten  und  Kaufleuten  alle  wirk- 
liche productive  Fähigkeit  deshalb  abzusprechen,  weil  diese  gewöhnlich 
nicht  mehr  erzeugten  als  was  zu  ihrem  eigenen  Unterhalte  und  zur 
Erhaltung  des  sie  beschäftigenden  Capitals  verbraucht  wird,,  schreibt  er 
allerdings  zuerst:  „Sie  jedoch  aus  diesem  Grunde  allein  unfruchtbar  oder 
unproductiv  zu  nennen,  scheint  wirklich  sehr  wenig  zutreffend  zu  sein.  Es 
wird  doch  niemandem  einfallen,  eine  Ehe  unfruchtbar  oder  unproductiv  zu 
nennen,  weil  sie  nur  einen  Sohn  und  eine  Tochter  erzeugt,  um  Vater  und 
Mutter  zu  ersetzen,  und  sie  demnach  die  Anzahl  der  Menschheit  nicht  ver- 
mehrt, sondern  nur  erhält."  Unmittelbar  darauf  fügt  er  jedoch  hinzu: 
„Allerdings  bringen  die  Pächter  und  Landarbeiter  ausser  dem  Capital,  das 
sie  unterhält  und  beschäftigt,  auch  wieder  jedes  Jahr  einen  Keinertrag 
hervor,  der  den  Grundbesitzern  als  Grundrente  gratis  zufällt.  Und  ebenso 
wie  eine  Ehe,  die  drei  Kinder  zur  Welt  bringt,  gewiss  productiver  ist,  als 
eine,  die  nur  zwei  Kinder  erzeugt,  ebenso  gewiss  ist  die  Arbeit 
der  Pächter  und  Landarbeiter  productiver  als  die  der 
Kaufleute,  Handwerker  und  Fabrikanten.  Aber  die  grössere 
Productivität  der  einen  Classe  macht  deswegen  die  andern  Classen  noch 
nicht  unfruchtbar  oder  unproductiv."  ^) 

Man  sieht  also,  dass  der  Umstand,  der  die  Landwirtschaft  in  Adam 
Smiths  Augen  productiver  als  die  andern  Erwerbszweige  macht,  derselbe 
ist,  der  nach  der  Meinung  der  Physiokraten  ihre  Alleinproductivität  bewies, 
nämlich  ihre  Fähigkeit,  ausser  dem  gewöhnlichen  Arbeitslohn  und  Capital- 
gewinn  noch  jenen  reinen  Ueberschuss  zu  erzielen,  der  den  Besitzern  des 
Bodens  in  Gestalt  einer  Grundrente  zufällt.  In  diesem  Punkte  unterscheidet 
sich  Adam  Smith  nur  in  seiner  Auffassung  von  der  Grundrente  und 
von  ihrer  Bedeutung  für  die  Gesellschaft,  von  den  Physiokraten. 

Wie  schon  früher  hervorgehoben,  nahmen  diese  an,  dass  die  Grund- 
rente ungefähr  den  ganzen  Subsistenzfonds  ausmache,  wovon  alle  Mitglieder 
der  Gesellschaft  mit  Ausnahme  der  Landleute  leben  müssen.  Sie  suchten 
dieser  Lehre  die  unzweifelhafte  Thatsache  zu  Grunde  zu  legen,  dass,  falls 
die  Erde  nicht  mehr  Nahrungsmittel  und  Kohstoffe  hervorbringe,  als  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  selbst  verbrauche,  natürlich  keine  andern 
Menschen  leben  könnten,  oder  mit  andern  Worten :  alle  Menschen  würden 
genöthigt  sein,  Landwirtschaft  zu  treiben,  um  ihr  Leben  zu  erhalten.  Ein 
Ueberschuss  von  Landwirtschaftsproducten  über  den  Verbrauch  der  land- 
wirtschafttreibenden Classen  hinaus  bildet,  worauf  auch  Adam  Smith 
aufmerksam  macht,  selbstverständlich  die  nothwendige  Voraussetzung  einer 
jeden  Entwicklung  der  bürgerlichen  Gesellschaft.^) 


ij  B.  IV,  Ch.  IX,  pag.  305. 

^  In  the  town  there  neither  is  nor  can  be  any  reproduction  of  substances  .  .  . 
It  is  the  surplus  produce  of  the  country  only,  or  what  is  over  and  above  the  mainte- 
nance  of  the  cultivators,  that  constitutes  the  subsistence  of  the  town  which  can,  the- 
refore,  increase  only  with  the  increase  of  this  surplus  produce.  B.  III,   Ch.  I,  pag.  168- 
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Mit  diesem  so  aufgefassten  Ueberschusse  oder  produit  net,  dessen 
Uneiitbehiiichkeit  einleuchtend  genug  ist,  identificierten  dann  die  Physio- 
kraten  fast  gänzlich  die  in  der  Landwirtschaft  auftretende  Grundrente,  indem 
sie,  wie  gesagt,  geltend  machten,  dass  jener  Theil  der  Producte  der  Landwirt- 
schaft, der  den  dabei  beschäftigten  Arbeitern  und  Capitalisten  als  Arbeits- 
lohn und  Cap itaige winn  zufällt,  selten  mehr  betrage  als  was  zum  Unterhalte 
dieser  Classen  erforderlich  sei,  dass  demnach  die  Grundrente  in  der  Eegel 
gerade  soviel  ausmache,  als  überhaupt  bei  der  Landwirtschaft  darüber  hin- 
aus produciert  werde.  Man  verwechselte  indessen  bei  diesem  Gedanken- 
gange zwei  ganz  verschiedene  Dinge:  die  Producte  der  Landwirtschaft  und 
den  Wert  derselben.  Was  die  genannten  Arbeiter  und  Capitalisten  vielleicht 
oft  selbst  consumieren  mögen,  ist  der  ganze  Wert  der  Landwirtschafts- 
producte,  die  zur  Bezahlung  des  Arbeitslohnes  und  Capitalgewinnes  bestimmt 
waren ;  dies  ist  aber  keineswegs,  wie  es  die  Physiokraten  anzunehmen 
schienen,  damit  gleichbedeutend,  dass  die  genannten  Classen  alle  Land- 
wirlschaftsproducte,  in  deren  Wert  ihr  Lohn  und  Gewinn  bestand, 
selbst  verbrauchten.  Wenn  auch  keinerlei  Grundrente  vorhanden  wäre,  so 
dass  der  ganze  Ertrag  der  Landwirtschaft  allein  den  mitwirkenden  Arbeitern 
und  Capitalisten  zufiele,  und  wenn  auch  diese,  wie  die  Physiokraten  voraus- 
setzen, ihr  ganzes  Einkommen  durchschnittlich  verbrauchten,  so  würden 
trotzdem  bei  weitem  nicht  alle  Landwirtschaftsproducte  von  ihnen  selbst 
consumiert  werden,  sondern  natürlich  in  grosser  Ausdehnung  gegen  die 
vielen  Arten  anderer  Producte  und  productiver  Leistungen,  welche  die  in  der 
Landwirtschaft  beschäftigten  Classen  ausserdem  consumieren,  umgetauscht 
werden. 

So  geschah  es  also  ausschliesslich  infolge  einer  groben  Verwechslung 
zwischen  den  Landwirtschaftsproducten  selbst  und  deren  Wert,  dass  die 
Physiokraten  die  Grundrente  mit  dem  wirklichen  produit  net  der  Land- 
wirtschaft identificierten,  und  derselben  weiterhin,  als  der  vermeintlichen 
materiellen  Grundlage  der  ganzen  Entwicklung  und  des  Fortschrittes  der 
Gesellschaft,  eine  so  überwiegende  Bedeutung  beilegten,  dass  ihre  Ver- 
grösserung  als  der  wirkliche  Endzweck  des  ganzen  wirtschaftlichen  Lebens 
erscheinen  konnte.^)  Adam  Smith  war  dagegen  mit  seinem  klaren  Ver- 
ständnis der  Thatsache,  dass  die  Menschen  nicht  von  den  Producten  der 
Landwirtschaft  allein  leben,  sondern  auch  von  allem,  was  die  Industrie  und 
der  Handel  hervorbringen,  von  vorne  herein  davor  gesichert,  sich  derselben 
Verwechslung  schuldig  zu  machen. 

Nach  der  Lehre  der  Physiokraten  machte  ferner  die  Grundrente  in 
der  Regel  den  einzigen  wirklichen  Reinertrag  der  ganzen  Vermögenspro- 
duction  aus.  Denn  nicht  nur,  was  die  Landwirtschaft  im  übrigen  producierte, 
sondern  auch  das,  was  die  Industrie  und  der  Handel  abwarfen,  war  ja,  wie 
wir  schon  früher   sahen,   nach   ihrer  Meinung   gewöhnlich  zum  Unterhalte 

*)  La  prosperite  de  l'humanite  entiere  est  attachee  au  plus  grand  produit  net 
possible,  au  meilleur  etat  possible  des  proprietaires  fonciers.  Dupont  de  Nemour:  Sur 
rOrigine  et  Progres  d'une  Science  Nouvelle  §  IV. 
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der  in  all  diesen  Erwerbszweigen  beschäftigten  Menschen  erforderlich;  mit 
andern  "Worten  zur  Deckung  dessen,  was  sich  ihrer  Anschauungsweise  nach 
als  die  mit  diesen  Arbeiten  nothwendig  verbundenen  Unkosten  darstellte. 
Im  Allgemeinen  konnte  daher  aus  der  Grundrente  allein  eine  Vermehrung 
des  Vermögens  oder  des  Einkommens  einer  Nation  geschöpft  werden. 

Der  kritischen  Prüfung  Adam  Smiths  musste  jedoch  auch  die 
Wichtigkeit,  welche  die  Physiokraten  ihrem  so  hochgeschätzten  produit  net 
als  der  einzigen  Vermehrungsquelle  des  Nationalvermögens  beilegten,  als 
völlig  illusorisch  erscheinen.  Denn  die  Voraussetzung,  auf  die  sich  diese 
Lehre  stützte,  nämlich,  dass  der  im  Arbeitslohn  und  Capitalgewinn  reprä- 
sentierte Theil  des  Prodnctionsertrages  nothwendigerweise  immer  verbraucht 
werden  müsse,  war  in  der  That  nichts  weniger  als  selbstverständlich.  Was 
läge  denn  im  Wege,  dass  die  Arbeiter  und  Capitalisten  der  verschiedenen 
Erwerbszweigo  —  wie  es  uns  die  Erfahrung  fortwährend  zeigt  —  unter- 
liessen,  ihren  ganzen  Lohn  und  Gewinn  zu  verbrauchen  und  von  dem 
Ersparten  auf  diese  Weise  einen  Fonds  bildeten,  eine  Vergrösserung  des 
Nationalvermögens,  die  zur  Befriedigung  aller  Bedürfnisse  der  Gesellschaft 
und  der  Individuen  ebenso  disponibel  wäre,  wie  die  Grundrente,  le  produit 
net,  selbst?  „Wenn  die  Vorkämpfer  des  physiokratischen  Systems  be- 
haupten**, bemerkt  Smith  nicht  ohne  eine  gewisse  Ironie,  „dass  der 
Verbrauch  der  Handwerker,  der  Gewerb-  und  Handeltreibenden  genau  dem 
Werte  der  Producte  ihrer  Thätigkeit  entspricht,  so  wollen  sie  damit  wahr- 
scheinlich nichts  anderes  sagen,  als  dass  ihre  Einnahmen,  die  zur  Bestrei- 
tung ihres  Bedarfs  bestimmten  Mittel,  denselben  entsprechen.  Hätten  sie 
sich  jedoch  genauer  ausgedrückt  und  nur  behauptet,  dass  das  Einkommen 
der  erwähnten  Classen  dem  Werte  der  Producte  ihrer  Thätigkeit  entspricht, 
so  wäre  der  Leser  leicht  darauf  gekommen,  dass  die  natürlichen  Erspar- 
nisse aus  diesem  Einkommen  dem  wirklichen  Vermögen  der  Gesellschaft 
nothwendigerweise  eine  grössere  oder  geringere  Vermehrung  zuführen 
müssen.  Um  etwas  vorzubringen,  das  einem  Beweise  ähneln  könnte, 
waren  sie  daher  gezwungen  sich  so  auszudrücken,  wie  sie  es  thaten".^) 

Mit  grosser  Kraft  behauptet  alsdann  Adam  Smith,  dass  die  Ver- 
mehrung oder  Verringerung  des  Nationalvermögens  von  keiner  besonderen 
Art  des  Einkommens  allein  abhienge  —  also  weder  von  der  „Handelsbilanz" 
der  Merkantilisten,  noch  von  dem  „produit  net"  der  Physiokraten  —  sondern, 
dass  sie  einfach  auf  dem  Verhältnisse  zwischen  der  Production  und  Con- 
sumtion  des  betreffenden  Landes  beruhe.  „Es  gibt",  schreibt  er  in  seiner 
vernichtenden  Kritik    des  Merkantilsystems,    „eine    andere  Bilanz    —    sehr 


*)  B.  IV,  Ch.  IX,  pag.  306.  Gelegentlich  erkannten  doch  die  Physiokraten,  dass 
sich  zuweilen  Capitalien  bildeten,  und  dass  sich  das  Nationalvermögen  dadurch  vermehrte, 
dass  die  erwähnten  Classen  unterliessen,  ihre  ganze  Einnahme  zu  verbrauchen.  Auch 
in  diesem  Falle  schrieb  sich  indessen  die  Vergrösserung  des  Nationalvermögens,  ihrer 
Meinung  nach,  vom  Reinertrag  der  Landwirtschaft  her,  der  ja  von  ihnen  für  die  eigent- 
liche Quelle  der  Einnahme  der  Handwerker,  der  Gewerb-  und  Handeltreibenden  ge- 
halten wurde. 
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verschieden  von  der  sogenannten  Handelsbilanz,  —  die,  je  nachdem  sie 
günstig  oder  ungünstig  ist,  nothwendigerweise  zum  Wohlstand  oder  zur 
Verarmung  einer  jeden  Nation  führen  muss.  Es  ist  die  Bilanz  zwischen 
der  jährlichen  Production  und  Consumtion.  Wenn  der  Wert  des  jährlich 
Producierten  den  Wert  des  jährlich  Consuraierten  tiberschreitet,  muss  das 
Capital  der  Gesellschaft  jedes  Jahr  im  Verhältnis  zu  diesem  üeberschusse 
wachsen.  In  diesem  Falle  verbraucht  die  Gesellschaft  nicht  ihr  ganzes 
Einkommen,  und  was  sie  in  jedem  Jahre  von  ihrem  Einkommen  erspart, 
wird  natürlich  zu  ihrem  Capital  gelegt  und  zur  ferneren  Vergrösserung  der 
jährlichen  Production  verwandt.  Wenn  dagegen  der  Wert  des  jährlich 
Producierten,  den  Wert  des  jährlich  Consumierten  nicht  deckt,  dann  muss 
das  Capital  der  Gesellschaft  im  Verhältnis  zu  diesem  Deficit,  mit  jedem 
Jahre  abnehmen.  In  diesem  Falle  übersteigen  die  Ausgaben  der  Gesell- 
schaft ihr  Einkommen  und  greifen  nothwendigerweise  ihr  Capital  an,  das 
sich  daher-  verringert,  und  gleichzeitig  verringert  sich  auch  der  Wert  der 
jährlichen  Production  des  Landes".^) 

Obgleich  Adam  Smith  nun  auch  klar  einsah,  welche  Bedeutung 
es  für  ein  Land  hat,  dass  sich  sein  Nationalvermögen  nicht  verringere, 
sondern  stets  zunehme,  so  liess  er  sich  dadurch  doch  nicht  verleiten,  wie 
die  Physiokraten,  nur  in  dem  üeberschusse  des  Productiönsertrages  über 
den  eigenen  Verbrauch  der  Producenten  das  wirkliche  Einkommen  einer 
Nation  zu  sehen.  Er  behauptet  ihnen  gegenüber  ausdrücklich,  dass  sogar, 
wenn  in  gewissen  Productionszweigen  der  ganze  Ertrag  bei  der  Production 
zur  unmittelbaren  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  dabei  beschäftigten 
Menschen  verbraucht  werde,  und  folglich  keine  Vermehrung  des  National- 
vermögens stattfinden  könne,  es  doch  hiermit  noch  nicht  bewiesen  wäre, 
dass  das  wirkliche  Einkommen  dadurch  nicht  gesteigert  worden  sei.^)  Für 
^die  Bestimmung  der  Productivität  oder  Unproductivität  eines  Ei-werbszweiges 
hatte  in  Smiths  Augen  die  Frage,  inwiefern  man  dadurch  zur  Vermehrung 
des  Nationalvermögens  beitragen  könne  oder  nicht,  mit  vollem  Kechte 
keinerlei  Bedeutung. 

Die  Industrie  und  der  Handel  waren  seiner  Meinung  nach  wirklich 
productiv,  weil  sie  selbst  die  Wertsteigerung  der  Gegenstände  hervorbrachten, 
die  den  damit  beschäftigten  Arbeitern  und  Capitalisten  ihr  Einkommen  in 
Gestalt  des  Arbeitlohnes  und  Capitalgewinns  verschaffte.  Da  aber  der  Ertrag 
der  Landwirtschaft,  so  weit  er  sehen  konnte,  auch  ausserdem  hinreichte,  den 

')  B.  IV,  Ch.  III,  pag.  220—221. 

2)  Though  we  should  suppose  for  exaraple,  as  it  seems  to  be  supposed  in  this 
System,  that  the  value  of  the  daily,  monthly  and  yearly  consumption  of  this  class  was 
exactly  equal  to  that  of  its  daily,  monthly  and  yearly  production;  yet  it  would  not 
from  thence  foUow  that  its  labour  added  nothing  to  the  real  revenue,  to  the  real  value 
of  the  annual  produce  of  the  land  and  labour  of  the  society.  An  artificer,  for  ^xaraple, 
who  in  the  first  six  months  after  harverst,  executes  ten  pounds  worth  of  work,  though 
he  should  in  the  same  time  consume  ten  pounds  worth  of  com  and  other  necessaries, 
yet  really  adds  the  value  of  ten  pounds  to  the  annual  produce  of  the  land  and  labour 
of  the  Society.     B.  IV,  Ch.  IX,  pag.  805. 
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Grandbesitzern  ihre  Grundrente  zu  geben,  und  so  als  Zugabe  noch  das 
Einkommen  einer  dritten  Gesellschaftsciasse  lieferte,  so  beAviess  dies  seiner 
Anschauung  nach  klar  die  productive  üeber  legen  heit  der  Landwirtschaft 
über  die  Industrie  und  den  Handel. 

Smith  beobachtete,  dass  der  Grund  und  Boden  in  allen  civilisierten 
Ländern,  wo  er  ganz  in  Besitz  genommen  ist,  auch  überall  Wert  hat:  wo 
er  verpachtet  ist,  muss  der  Pächter  dem  Besitzer  eine  Abgabe  davon  ent- 
richten. Jeder  Boden,  sogar  „the  most  desert  moors  in  Norway  and  Scot- 
land",  gebe  daher  seiner  Auffassung  nach  den  Besitzern  eine  Grundrente, 
einen  Eeinüberschuss  nach  der  vollen  Deckung  der  nöthigen  Betriebskosten.^) 

Wenn  aber  Adam  Smith  auch  mit  seiner  Behauptung  Kecht  hätte, 
dass  jeder  Boden  wirklich  eine  Grundrente  abgebe,  was  der  allgemeinen 
Meinung  nach  doch  nicht  der  Fall  ist, ^)  so  ist  damit  durchaus  nicht 
gesagt,  dass  dasselbe  auch  wie  er  glaubte,  von  allem  Anbau  des  Bodens 
gilt.  Denn  wie  die  Nationalökonomen  jetzt  wissen,  kann  der  Anbau  des  Bodens 
nirgends  weiter  als  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  getrieben  werden,  ohne 
dass  das  Naturgesetz,  welches  man  „das  Gesetz  von  dem  abnehmenden  Ertrag 
des  Bodens"  genannt  hat,  in  Action  treten,  und  der  relative  Ertrag  sich 
immer  fort  vermindern  würde.  Aus  diesem  Grunde  wird  der  Anbau  in  der 
Landwirtschaft  überall  gerade  so  lange  fortgesetzt,  bis  der  letzte  Aufwand 
von  Arbeit  und  Capital  nur  Arbeitslohn  und  Capitalgewinn,  aber  keine 
Grundrente  abwirft,  und  würde  er  weiter  getrieben,  so  lohnte  er  sich 
überhaupt  nicht  mehr. 

Es  fehlte  jedoch  Adam  Smith  an  Verständnis  der  ökonomischen 
Wirkungen  dieses  so  ausserordentlich  bedeutenden  Verhältnisses.  Dagegen 
nahm  er  an,  wie  wir  später  sehen  werden,  dass,  wenn  Arbeit  und  Capital 
bei  der  Landwirtschaft  verwandt  werden,  vermöge  der  eigenthümlichen, 
productiven  Kräfte  des  Bodens,  nicht  nur  Arbeitslohn  und  Capitalgewinn, . 
sondern  auch  immer  eine  Grundrente  erzielt  werde.  Diese  Voraussetzung, 
der  zufolge  er  die  productive  Ueberlegenheit  der  Landwirtschaft  über  die 
Industrie  und  den  Handel  zu  behaupten  suchte,  war  also  sachlich  unrichtig; 
seine  Schlussfolgerung  war  jedoch  logisch  völlig  berechtigt.  Wäre  es 
nämlich,  wie  er  meinte,  wirklich  der  Fall,  dass  bei  der  Landwirtschaft,  abge- 
sehen von  derselben  Menge  von  Arbeitslohn  und  Capitalgewinn  wie  bei  der 
Industrie  und  dem  Handel,  auch  stets  ein  grösserer  oder  geringerer  Extra- 
ertrag in  Gestalt  einer  Grundrente  erzielt  würde,  so  wäre  dies  damit  gleich- 
bedeutend, dass  Arbeit  und  Capital,  wenn  bei  der  Landwirtschaft  verwendet, 
immer   einen   wertvolleren   Ertrag   lieferten,    als   wenn  sie  im  Dienste    der 


n 


1)  B.  I,  Ch.  XI  pag.  67. 

2)  Es  gibt  nämlich  faetisch  zu  jeder  Zeit  eine  Menge  Grundstücke,  die  von  den 
Eigenthümern  selbst  benützt  werden,  die  aber  keinen  Reinertrag  abwerfen,  und  die  daher 
kein  atiderer  benutzen  möchte,  falls  er  dafür  eine  wirkliche  Vergütung  bezahlen  sollte. 
Fast  auf  jedem  einigerraaassen  grossen  Besitzthum  gibt  es  einzelne  Stücke  Landes 
solcher  Beschaffenheit.  Der  Ertrag  bezahlt  gerade  die  eigenen  Betriebskosten,  aber  auch 
nicht  mehr. 
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Industrie  und  des  Handels  benutzt  würden,  —  und  damit  würde  seine  Lehre 
von  der  productiven  Ueberlegenheit  der  Landwirtschaft  in  der  That  bewiesen 
gewesen  sein.  Denn  darin  hat  die  Nachwelt  Adam  Smith  Kecht  gegeben, 
dass  es  die  Höhe  des  Ertragswertes  ist,  die  bei  jedem  productiven  Unter- 
nehmen angibt,  wie  gross   oder  gering    die  Productivität   thatsächlieh   ist. 

m. 

Die  Mercantilisten  hatten  als  den  eigentlichen  Zweck  alier  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  den  puren  Geldervverb,  die  Physiokraten  dagegen  die 
Erzielung  von  Vermögen  hingestellt.  Adam  Smith  erkannte  and  lehrte 
hingegen  ausdrücklich,  dass  das  wahre  Ziel  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
immer  darin  bestehe,  den  Menschen  den  möglichst  hohen  Grad  von  Wohl- 
stand oder  Reichthum  zu  verschaffen,  welchen  Begriff  er  abwech- 
selnd mit  den  drei  in  seinem  Werke  beinahe  synonymen  Bezeichnungen: 
wealth,  riches,  opulence,  wiedergibt. 

Man  hat  oft  darüber  geklagt,  dass  Adam  Smith  diesen  Begriff 
nirgends  ausdrücklich  erklärt  hat.  Pactisch  hat  er  es  doch  gethan,  und 
zwar  nicht  nur  indirect,  indem  er  ihm  regelmässig  als  Gegensatz  den 
Begriff  Armut  (poverty)  entgegenstellt  und  öfters  den  Wohlstand  oder 
Keichthum  als  einen  Zustand  (state)  bezeichnet,  sondern  auch  direct, 
indem  er  den  erwähnten  Begriff  in  dem  folgenden  Satze  geradezu  definiert: 
„Jeder  Mann  ist  indem  selben  Grade  reich  oder  arm, 
als  er  seinen  Bedarf  an  nothwendigen  Erfordernissen, 
Bequemlichkeiten  und  Vergnügungen  des  menschlichen 
Lebens  zu  befriedigen  die  Mittel  ha t". ^)  Wohlstand  oder  Reich- 
thum ist  also  Adam  Smith  zufolge  gleichbedeutend  mit  einem  reich- 
lichen Besitz  solcher  Befriedigungsmittel,  und  diese  Definition  trifft  eben 
den  Nagel  auf  den  Kopf.  -^ 

Durch  die  Einführung  des  Begriffes  Wohlstand  oder  Reichthum  gelang 
es  also  Adam  Smith  das  wahre  Ziel  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
nachzuweisen  und  dadurch  —  wie  wir  es  an  einer  anderen  Stelle  näher 
entwickelt  haben  —  die  Kategorie  des  Oekonomischen  aufzustellen  und 
den  für  die  theoretische  Nationalökonomie  eigenthümlichen  Gesichtspunkt 
festzustellen.  ^) 

Wenn  man  nun  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  den  Blick  wirft  über 
die  mannigfachen  Bedürfnisse  der  Menschen,  entdeckt  man  leicht,  dass  sie 
nicht  alle  eine  specifisch  wirtschaftliche  Seite  darbieten.  Ausserhalb  des 
Gebietes  der  Nationalökonomie  liegen  selbstverständlich  all  die  Bedürfnisse, 
zu.  deren  Befriedigung  die  Natur  selbst  die  hinreichenden  Mittel  in  den 
sogenannten   „freiea  Gütern"    gibt,   wie  z.  B.  Licht  und  Luffc,  die  ja  allen 


*)  Every  man  is  rieh  or  poor  according  to  the  degree  in  which  he  can  afford  to 
enjoy  the  necessaries,   eonveniencies  and  amusements  of.  human  life  B.  I,  Ch.  V,  pag.  13. 

2)  Cfr.  meine  Abhandlung :  Die  Aufgabe  und  wissenschaftliche  Methode  der 
theoretischen  Nationalökonomie  in  dieser  Zeitschrift,  vierter  Band  pag.  518—519. 
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zugänglich  und  folglich  kein  Gegenstand  für  ökonomisches  Streben  sind. 
Und  ebenso  unzweifelhaft  sind  auch  diejenigen  Bedürfnisse  nicht  ökonomischer 
Natur,  die  entweder  nur  von  den  betreflenden  Personen  selbst  befriedigt 
werden  können,  oder  jedenfalls  normal  immer  von  ihnen  befriedigt  werden. 
Was  wir  z.  B.  ausschliesslich  um  unseres  Vergnügens,  unserer  Gesundheit 
und  unserer  Wissbegierde  willen  unternehmen,  vergrössert  ja  nie,  jedenfalls 
nicht  direct,  unsern  Wohlstand;  solche  Handlungen  besitzen  mit  andern 
Worten  keinen  ökonomischen  Wert  und  sind  folglich  nebst  den  Bedürf- 
nissen, die  damit  befriedigt  werden,  nicht  wirtschaftlicher  Natur.  Insofern 
aber  unsere  Bedürfnisse  nöthigenfalls  auch  ebensogut  von  andern  befriedigt 
werden  können,  vermehren  wir  doch,  indem  wir  durch  eigene  Handlungen 
ihnen  Genüge  leisten,  unseren  Wohlstand  genau  um  den  Betrag,  den  wir 
entgegengesetzten  Falles  hätten  bezahlen  müssen,  um  sie  durch  fremde 
Hilfe  befriedigen  zu  lassen. 

Bei  einer  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus 
angestellten  Betrachtung,  wobei  man  also  die  Aufmerksamkeit 
ausschliesslich  auf  die  wirtschaftliche  Natur  der  Phänomene  richtet  und  von 
jeder  anderen,  wie  z.  B.  der  rechtlichen,  politischen,  religiösen,  moralischen 
oder  intellectuellen  Seite  ihres  Wesens  abstrahiert,  zeigen  sich  dagegen 
als  specifisch  ökonomisch  alle  jene  menschlichen  Bedürf- 
nisse, zu  deren  Befriedigung  Mittel  not h ig  sind,  die 
erstens  von  Natur  aus  nicht  jedem  frei  zugänglich  und 
die  zweitens  auch  nicht  aussschliesslich  bei  dem  das 
Bedürfnis  empfindenden.  Subject  zu  finden  sind.  Diese 
Bedürfnisse  werden  in  der  Nationalökonomie  gewöhnlich  die  ökonomischen 
Bedürfnisse  benannt,  und  das  Erlangen  der  zu  ihrer  Befriedigung  geeigneten 
Mittel,  bildet  also,  wie  Adam  Smith  als  der  erste  mit  voller  Klarheit 
aussprach,  das  Endziel  aller  wirtschaftlichen  Thätigkeit. 

Was  sind  alsdann  die  ökonomischen  Befriedigungsmittel  oder,  wie 
man  sie  auch  nennt,  die  wirtschaftlichen  Güter?  Sehen  wir  die  Sache 
näher  an,  so  werden  wir  finden,  dass  wir  die  Befriedigung  unserer  ökono- 
mischen Bedürfnisse  in  allen  Fällen  entweder  den  physischen  Diensten 
verdanken,  die  uns  die  materiellen  Vermögensgegenstände  infolge  der 
ihnen  innewohnenden  Naturkräfte  leisten,  oder  den  persönlichen 
Diensten,  die  wir  uns  selbst  erweisen,  oder  die  uns  von  andern  Men- 
schen erwiesen  werden.  Diese  Gabe,  physische  Dienste  zu  leisten,  ist  es 
nun,  welche  die  materiellen  Gegenstände  zu  wirtschaftlichen  Gütern  macht 
und  ihren  Wert  bedingt.  Doch  wo  keine  Sclaverei  erlaubt  ist,  kann 
man  unmöglich  die  dienstleistenden  Personen  selbst  als  wirtschaftliche 
Güter  charakterisieren.  Hier  liegt  der  ökonomische  Wert  allein  in  den 
Diensten,  die  ausgeführt  werden.  Es  fragt  sich  daher,  ob  nicht  auch  diese 
wertvollen  persönlichen  Dienste  zusammen  mit  den  wertvollen  materiellen 
Gegenständen  in  die  Eeihe  der  wirtschaftlichen  Güter  aufgenommen  werden 
müssen,  oder  mit  andern  Worten,  ob  nicht  die  Arbeit,  vermittelst  derer 
solche  Dienste  ausgeführt  werden,  unseren  Wohlstand  vermehrt  und  folglich 
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im  ökonomischen  Sinne  ebenso  gut  productiv  genannt  werden  raiiss  wie 
die  Arbeit,  wodurch  die  materiellen  Vermögensgegenstände  hervorgebracht 
werden. 

Selbstverständlich  musste  diese  Frage  von  den  Physiokraten  absolut 
verneinend  beantwortet  werden,  indem  sie  ja.  wie  wir  schon  früher  sahen^ 
mit  ihrer  Lehre  von  der  Alleinproductivität  des  Bodens  den  Mensehen 
principiell  jede  Fähigkeit  absprachen,  wirtschaftliche  Güter  producieren 
zu  können  und  sich  nm*  durch  eine  Art  Compromiss  mit  ihrer  eigenen  Grund- 
anschauimg  in  den  Stand  gesetzt  sahen,  die  Productivität  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeit  einzuräumen.^)  Aber  auch  Adam  Smith  hielt  nicht  die 
ökonomisch  wertvollen  Dienste  für  wirtschaftliche.  Güter,  sondern  charakte- 
risierte, wie  schon  angedeutet,  eine  jede  Leistung  persönlicher  Dienste  als 
unproductive  Arbeit  im  Gegensatz  zu  der  Thätigkeit,  die  in  der  Erzeugung 
von  Vermögensgegenständen  oder  deren  erhöhtem  Wert  resultiert.  In  seinem 
Werke  treten  daher  alle  dienstleistenden  Personen,  nicht  nur  die  eigent- 
lichen Dienstboten,  sondern  auch  der  Souverain  nebst  allen  civilen  und 
militären  Beamten,  die  Aerzte,  Schriftsteller,  Gelehrten,  Schauspieler, 
Gaukler  u.  s.  w.  als  unproductive  Arbeiter  auf,  die  vom  ökonomischen 
Standpunkte  betrachtet  auf  Kosten  der  vermögensproducierenden  Gesell- 
schaftsclassen  leben. 

Diese  Unterscheidung  Smiths  zwischen  productiver  und  unproduc- 
tiver  Arbeit  ist  jedoch  in  Wirklichkeit  völlig  unhaltbar  und  mit  seiner 
eigenen  Definition  des  Begriffes  Wohlstand  durchaus  nicht  übereinstimmend. 
Ein  grosser  Theil  der  von  ihm  als  unproductive  Arbeit  bezeichneten  per- 
sönlichen Dienste  hat  nämlich  den  directen  Zweck,  mit  den  materiellen 
Gegenständen  Veränderungen  vorzunehmen,  die  eigentlich  denjenigen  völlig 
analog  sind,  die  bei  der  Production  der  Gegenstände  selbst  vor  sich  gehen, 
indem  sie  nämlich  ebenfalls  darin  bestehen,  deren  Zusammensetzung,  Gestalt 
und  Lage  derart  zu  ändern,  dass  deren  Fähigkeit  zur  Befriedigung  unserer 
Bedürfnisse  dadurch  vergrössert  wird.  Solcher  Beschaffenheit  ist  z.  B. 
besonders  die  Arbeit  der  Dienstleute  im  Haushalte.  Da  sich  aber  die  Gegen- 
stände, auf  welche  die  Arbeit  der  Diener  verwandt  wird,  in  der  Kegel  schon 
im  Besitz  der  Consumenten  befinden,  also  keinen  späteren  Umsatz  erleiden, 
so  kann  diese  Arbeit,  obgleich  sie  eine  erhöhte  Fähigkeit  der  Gegenstände 
zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Consumenten,  und  daher  eine  Stei- 
gerung ihres  Wertes  für  diesen  zur  Folge  hat,  trotzdem  keine  entsprechende 
Erhöhung  ihres  Preises  verursachen,  wie  die  bei  der  Erzeugung  der  Gegen- 
stände verbrauchte  Arbeit,  sondern  muss  gesondert  als  ein  dem  Consumenten 


^)  Auf  das  nachdrücklichste  wird  die  eigentliche  Produetionsanschauung  der  Phy- 
siokraten von  Dupont  de  Nemour  in  einem  seiner  Briefe  an  J.  B.  Say  festgehalten, 
indem  er  u.  a.  wörtlich  schreibt: 

DIEU  SEÜL  EST  PRODUCTEÜR. 

Les  hommes  travaillent,  recueillent,  economisent.  conservent;  inais  e'  c  o  n  o  m  i  s  e  r 
n'est  pas  p  r  o  d  u  i  r  e.  Collection  des  principaux  Economistes,  Physiocrates,  I.  pag.  399. 
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geleisteter  Dienst  honoriert  werden.^)  Was  im  allgemeinen  die  Arbeit 
des  gemieteten  Dieners  von  der  eines  gewöhnlichen  Arbeiters  oder  Hand- 
werkers unterscheidet,  liegt  also  darin,  dass  ersterem  direct  von  den  Con* 
sumenten  der  Gegenstände  der  Lohn  ausgezahlt  wird,  während  letzterer  den 
seinigen  bei  der  Production  der  Vermögensgegenstände  erhält.  Doch  die 
Frage:  AVer  bezahlt  einem  Arbeiter  den  Lohn?  ist  für  die  Erledigung  der 
anderen  Frage:  Wie  weit  kann  seine  Arbeit  productiv  oder  nicht  productiv 
genannt  werden?  natürlich  ganz  ohne  Belang.  Ueberall,  wo  sich  die 
ökonomisch  wertvollen  persönlichen  Dienste  an  materielle  Gegenstände 
knüpfen,  und  darin  bestehen,  die  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der 
Consumenten  nothwendigen  Aenderungen  vorzunehmen,  scheint  daher  ihr 
Recht,  als  productive  Arbeit  bezeichnet  zu  werden,  völlig  unbestreitbar 
zu  sein. 

Dasselbe  gilt  indessen  bei  näherer  Betrachtung  auch  von  den  persön- 
lichen Diensten,  die  sich  nicht  an  materielle  Gegenstände  knüpfen.  In 
diesem  Falle  sind  es  die  Personen  der  arbeitenden  Menschen  selbst,  die 
unsere  Bedürfnisse  durch  die  Dienste,  die  sie  uns  leisten,  in  derselben  Weise 
befriedigen,  wie  es  die  Gegenstände  durch  die  physischen  Dienste  thun, 
die  von  ihnen  ausgehen.  Um  nur  ein  paar  naheliegende  Beispiele  zu  nennen, 
so  kann  ja  eine  heilende  Wirkung  auf  den  menschlichen  Körper  nicht  nur 
durch  ein  materielles  Arzneimittel,  sondern  auch  durch  die  Person  eines 
Arztes  selbst  ausgeübt  werden,  wenn  er  seinen  Patienten  z.  B.  operiert 
oder  massiert;  ebenso  brauchen  unsere  Bedürfnisse  an  Belehrung,  Entwicke- 
lung  oder  Kunstgenuss  nicht  immer  durch  die  Benützung  materieller  Gegen- 
stände, wie  Bücher  oder  Kunstwerke,  befriedigt  zu  werden,  indem  es  ebenso 
gut  z.  B.  durch  den  Unterricht  eines  Lehrers  oder  die  rein  persönlichen 
künstlerischen  Leistungen  eines  Schauspielers  oder  Sängers  geschehen  kann. 
Zwischen  der  Arbeit,  durch  welche  ein  Medicament,  ein  Buch  oder  ein 
Kunstwerk  produciert  wird,  und  zwischen  derjenigen,  durch  welche  die  per- 
sönlichen Dienste  eines  Arztes,  eines  Lehrers,  eines  Schauspielers  oder  eines 
Sängers  ausgeführt  werden,  liegt  also  nur  der  Unterschied,  dass  die  zuerst 
genannte  ein  Mittel  zur  Befriedigung  unsrer  Bedürfnisse  hervorbringt, 
während  dagegen  die  zuletzt  genannte  selbst  ein  solches  Mittel  ist  und 
die  Bedürfnisse  unmittelbar  befriedigt,  ohne  sich  erst  in  irgend  einem 
materiellen  Vermögensgegenstand  zu  krystallisieren.  Für  unsre  ökonomische 
Wohlfart    sind   beide   Arten    von   Arbeit   von   gleicher   Wichtigkeit,    beide 


')  The  mode  in  which  their  exertions  are  sold  constitutes  the  only  difference 
between  menial  servants  and  the  other  labouring  classes:  a  servant  who  carries  coal 
from  the  ctdlar  to  the  drawing-ri.om  performs  precisely  the  same  Operation  as  the  ininer 
who  raises  them  from  the  bottom  of  the  pit  lo  its  niouth.  Bat  the  consumer  pays  for 
the  coals  themselves  when  raised  and  received  into  his  cellar,  and  pays  the  servant  for 
the  act  of  bringing  them  up.  The  miner,  therefore,  is  said  to  produco  the  niaterial 
coniiiiodity,  coals;  the  servant  the  imnialerial  product  or  Service.  Both,  in  fact,  produce 
tlie  sanie  thing,  an  alteration  in  the  condition  of  the  existing  particles  of  matter:  but 
our  attention  is  flxed  in  the  one  case  on  the  act,  in  the  other  on  the  result  of  that 
act.  Senior,  Political  Economy.  pag.  52  —  53. 


Die  Grundlegung  der  theoretischen  Nationalökonomie  durch  Adam  Smith.  33 

erzielen  ein  Befriedigungsmittel,  ein  ökonomisches  Gut,  und  es  lässt  sich 
in  der  That  auch  kein  haltbarer  Grand  für  die  Ansicht  anführen,  dass  nicht 
beide  im  ökonomischen  Sinne  productiv  sein  sollten.  ^) 

Wenn  nun  Adam  Smith  trotzdem  glaubte,  der  Arbeit,  durch  welche 
ökonomisch  wertvolle  persönliche  Dienste  ausgeführt  werden,  die  ökonomische 
Productivität  absprechen  zu  müssen,  so  lag  der  Grund  natürlich  nicht  in 
einer  Unters chätzung  der  sogenannten  immateriellen  Arbeit,  wiewohl  dies 
Einzelne  in  ihrem  Eifer,  Smith  einer  im  schlechten  Sinne  des  Wortes 
materialistischen  Lebensanschauung  zu  beschuldigen,  behaupten  wollen. 
Die  grosse  Bedeutung,  Nützlichkeit  und  Unentbehrlichkeit  dieser  Arbeit 
hat  Smith  im  Gegentheil  selbst  stark  genug  hervorgehoben.  Er  gelangte 
vielmehr  zu  jener  Ansicht  ausschliesslich  kraft  eines  unrichtigen,  aber 
äusserst  bestechenden  Kaisonnements. 

Erstens,  so  sagt  Smith,  wird  ein  Mann  dadurch  reich,  dass  er  eine 
grosse- Anzahl  wirklicher  Arbeiter  beschäftigt,  aber  arm,  indem  er  eine 
grosse  Anzahl  gemieteter  Diener  unterhält,  und  ebenso  tragen  die  bei  der 
Production  der  Vermögensgegenstände  beschäftigten  Menschen  stets  dazu 
bei,  den  Wohlstand  der  Gesellschaft  zu  mehren,  wogegen  ihre  Beamten 
und  Bediensteten  u.  s.  w.  nur  zur  Verarmung  derselben  beitragen,  falls 
ihre  Anzahl  grösser  als  nöthig  ist.  Zwischen  der  zur  Erzeugung  materieller 
Gegenstände  verwandten  Arbeit  und  derjenigen,  womit  die  persönlichen 
Dienste  geleistet  werden,  besteht  nämlich  eine  Artverschiedenheit  in  ökono- 
mischer Hinsicht.  Die  erste  Arbeit  steigert  den  Wert  der  Gegenstände,  auf 
die   sie   verwandt  wird,   und  hinterlässt  in  irgend  einem   Gegenstand  oder 


*)  „It  appears  of  very  little  consequence  whether  the  wants  of  the  Community 
are  supplied  directly  by  men,  or  mediately  by  men  with  the  intervention  of  matter  — 
whether  we  receive  certain  benefits  and  conveniencies  from  those  men  at  once,  or  only 
in  the  form  of  inanimate  and  disposeable  substances"  —  diese  überaus  treffende  Bemer- 
kung finden  wir  schon  in  einer  in  der  Edinburgh  Review  Vol.  IV,  im  Jahre  18Ö4  erschie- 
nenen und  noch  immer  lesenswerten  Abhandlung  über  Lord  Lauderdales:  An  Inquiry 
into  the  Natura  and  Origin  of  Public  Wealth,  wo  sie  ein  Glied  der  scharfsinnigen  und 
treffenden  Kritik  bildet,  die  der  Verfasser  des  Artikels  (der  spätere  Lord  Brougham  wie 
man  meint)  gegen  Adam  Smiths  Lehre  von  productiver  und  unproductiver  Arbeit 
richtet.  Doch  da,  wo  der  Verfasser  Adam  Smith  recht  in  die  Enge  treiben  will, 
führt  ihn  sein  Scharfsinn  zu  weit;  er  vergisst  seine  eigenen  hier  citierten  Worte  und 
findet  sogar  heraus,  dass  die  Arbeit  auch  dann,  wenn  die  Bedürfnisse  „directly  by  men" 
befriedigt  werden,  thätsächlich  in  der  Verarbeitung  eines  Stückes  der  Materie  für  unsern 
Gebrauch  bestehe.  „The  musician",  so  schreibt  er,  „in  reality  affects  our  senses  by  modu- 
lating  the  air,  i.  e.  he  works  upon  the  air,  and  renders  a  certain  portion  of  it  worth 
more  than  it  was  before  he  manufactured  it.  He  communicates  this  value  to  it  only  for 
a  moment  and  in  one  place,  there  and  then  we  are  obliged  to  consume  it."  Demnach 
sollte  also  ein  Musiker,  ökonomisch  betrachtet  nur  eine  Art  —  Luftfabrikant  sein,  und 
wir,  wenn  wir  Musik  hören,  die  Consumenten  von  einer  Portion  besonders  veredelter  — 
Luft!  —  Der  Unterschied  zwischen  sogenannter  materieller  und  immaterieller  Arbeit 
beruht  natürlich  darauf,  in  wie  weit  die  Arbeit  wirklich  ein  Stück  Materie  zum  Object 
hat,  oder  nicht;  dass  aber  die  Materie,  wie  in  diesem  Falle  der  Arbeit  das  natürliche 
und  notwendige  Medium  gewährt,  ist  ja  etwas  ganz  andres  und  findet  in  der  einen  oder 
andern  Weise  bei  jeder  Arbeit  in  der  Welt  statt. 
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einer  verkäuflichen  Ware  ein  bleibendes  Eesnltat,  das  wenigstens  eine  Zeit- 
lang andauert,  nachdem  diese  Arbeit  ausgeführt  ist;  sie  sammelt  und  häuft 
sich  so  zu  sagen  in  ihren  Producten,  die,  falls  es  nöthig  ist,  später  wieder 
angewandt  werden  können,  um  neue  Arbeit  in  Thätigkeit  zu  setzen.  Von 
alle  dem  trifft  dagegen  bei  der  andern  Art  von  Arbeit,  -welche  die  persön- 
lichen Dienste  liefert,  nichts  zu.  Diese  Dienste  haben  allerdings  ihren  Wert, 
verschwinden  aber  in  demselben  Augenblicke,  wo  sie  geleistet  werden  (perish 
in  tlie  very  instant  of  their  Performance).  Während  also  die  erstere  Arbeit 
productiv  genannt  werden  muss,  weil  sie  uns  in  den  dabei  producierten 
materiellen  Gegenständen  wirklich  Mittel  in  die  Hand  gibt,  unsere  Bedürf- 
nisse und  Erfordernisse  zu  befriedigen,  und  also  unsern  Wohlstand  beför- 
dert, lassen  uns  dagegen  alle  persönlichen  Dienste  in  demselben  Zustande 
des  Reichthums  oder  der  Armut  zurück,  in  dem  wir  uns  vorher  befan- 
den, und  haben  folglich,  ökonomisch  betrachtet,  in  Wirklichkeit  nichts 
produciert.^) 

Vermittelst  dieses  Gedankenganges,  dem  übrigens  auch  die  meisten 
der  grossen  Nachfolger  Smiths  in  England  huldigten,  der  ferner  in  der 
Folge  zu  einem  ziemlich  genauen  Ausdruck  der  populären  Betrachtungsweise 
geworden  ist,  und  sogar  unter  den  jetzigen  Nationalökonomen  noch  seine 
Anhänger  hat,  geschah  es,  dass  Adam  Smith  nur  in  den  materiellen 
Gegenständen  wirkliche  wirtschaftliche  Güter  und  nur  in  deren  Bedarf 
unsere  eigentlichen,  ökonomischen  Bedürfnisse  sah.  In  seinen  Augen  wurde 
daher  der  Grad  des  Reichthums  oder  Wohlstandes  einer  Nation  vollständig 
von  der  Grösse  ihres  Vermögens  abhängig,  ja  die  Begriffe  Wohlstand  und 
Vermögen  fliessen  bei  ihm  so  stark  in  einander,  dass  sich  die  Wörter, 
womit  er  den  ersten  Begriff  gewöhnlich  bezeichnet,  auch  zuweilen  in  seinem 
Werk  geradezu  in  der  Bedeutung  von  Vermögen  angewandt  vorfinden.^) 

Das  Falsche  in  Smith's  Betrachtungsweise  lässt  sich  indessen  leicht 
genug  nachweisen.  Darin  hat  er  freilich  ganz  recht,  dass  sich  die  persön- 
lichen Dienste  nicht  aufbewahren  lassen,  und  wenn  wir  zu  einer  gegebenen 
Zeit  den  Wohlstand  der  Gesellschaft  oder  die  Mittel  untersuchen,  welche 
die  Mitglieder  derselben  besitzen,  um  sich  die  Befriedigung  ihrer  ökono- 
mischen Bedürfnisse  zu  sichern,  so  werden  wir  allerdings  nur  auf  ihr 
Vermögen  stossen;  dies  ist  jedoch  keineswegs,  wie  er  meinte,  das 
Entscheidende  zur  Beurtheilung  des  ökonomischen  Charakters  der  persön- 
lichen Dienste.  Denn  unter  Wohlstand  versteht  man  ja,  wie  Smith  selbst 
öfters  hervorgehoben  hat,  einen  Zustand,  in  dem  sich  Individuen  und 
Gesellschaft  befinden,  und  der  folglich  eine  gewisse  Dauer  haben  oder  sich 

')  B.  II,  Ch.  III.  Of  productive  and  unproductive  Labour,  passim. 

2)  Den  Begriff  des  Vermögens  gibt  Adam  Smith  überall  sonst  mit  dem  Worte: 
fortune  wieder.  Die  in  seinem  Werke  beständige  Anwendung  des  Wortes  „Reichthura" 
(wealth,  riches,  opulence)  in  seiner  subjectiven  Bedeutung  von  Wohlstand  und  seine 
nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  vorkommende  Benützung  desselben  in  der  objectiven 
Bedeutung  von  Vermögen  wird  von  E  m  a  n  u  e  1  L  e  s  e  r  in  seiner  in  vieler  Bezie- 
hung sehr  verdienstvollen  Schrift:  Der  Begriff  des  Reichthums  bei  Adam  Smith, 
pag.  4 — 8  durch  zahlreiche  Citate  nachgewiesen. 
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mit  andern  Worten  über  einen  gewissen  Zeitraum  hinaus  erstrecken  muss. 
Und  wenn  auch  die  persönlichen  Dienste,  wie  treffend  bemerkt  worden  ist, 
„gleichzeitig  mit  ihrer  Hervorbringung  consumiert  werden",^)  und  selbstver- 
ständlich aus  dem  Grunde  nie  als  Bestandtheile  der  zu  einem  gegebenen 
Zeitpunkt  vorhandenen  Menge  von  wirtschaftlichen  Gütern  festgehalten 
werden  können,  so  müssen  sie  doch  trotzdem  immer  unter  die  wirtschaft- 
lichen Güter  des  Zeitraumes  gerechnet  werden,  in  dem  sie  geleistet 
wurden,  und  zu  dessen  Wohlstand  sie  deshalb  auch  beigetragen  haben. 

So  sind  denn  die  ökonomisch  wertvollen  Dienste  ebensogut  wirtschaft- 
liche Güter  als  die  materiellen  Vermögensgegenstände,  und  die  sie  aus- 
führende Arbeit  ebensogut  eine  productive  wie  diejenige,  die  "sieh  an  die 
Erzielung  materieller  Güter  knüpft.  Allerdings  macht  nun  Adam  Smith 
geltend,  dass  man  durch  den  Unterhalt  dienstleistender  Personen  nicht 
reicher,  sondern  im  Gegentheil  ärmer  wird.  Doch  wird  man  es,  wie  wohl 
zu  beachten,  nur  in  der  Voraussetzung,  dass  man  sie  unterhält,  um  selbst 
ihre  Dienste  zu  geniessen,  und  in  diesem  Falle  verringert  sich  das  Vermögen 
in  derselben  Weise,  wie  wenn  man  selbst  die  Früchte  der  Arbeit  vermögen- 
producierender  Menschen  consumiert.  Sichert  man  sich  dagegen  ein  Eecht 
auf  zukünftige  persönliche  Dienste,  so  wird  dieses  Recht  in  der  Hand  des 
Inhabers  zu  einem  ebenso  wirklichen  Bestandtheil  seines  persönlichen  Ver- 
mögens wie  irgendwelche  materiellen  Vermögensgegenstände,  die  er  sich 
erworben  hat,  und  durch  die  er  sich,  so  lange  als  er  sich  ihrer  nicht  ent- 
äussert, thatsächlich  nur  die  von  ihnen  ausgehenden  physischen  Dienste 
gesichert  hat. 

Uebrigens  bietet  der  Fehlschluss,  der  Adam  Smith  zu  der  Erklärung 
bewog,  dass  die  Leistung  persönlicher  Dienste  unproductive  Arbeit  sei, 
näher  betrachtet  eine  charakteristische  Aehnlichkeit  mit  dem  falschen 
Gedankengange,  kraft  dessen  seine  physiokratischen  Vorgänger  die  Produc- 
tivität  der  bei  der  Industrie  und  dem  Handel  verwandten  Arbeit  leugneten. 
Obgleich  nämlich  die  Physiokraten  zu  Zeiten  ausdrücklich  die  Erzielung 
neuen  Tauschwertes  als  das  Ziel  der  Production  hinstellten,  hielten  sie 
trotzdem,  wie  schon  früher  klargelegt  Avurde,  ihre  Lehre  von  der  Unproduc- 
tivität  der  Industrie  und  des  Handels  durch  den  Umstand  erwiesen,  dass 
die  Industrie-  und  handeltreibenden  Menschen  ihrer  Meinung  nach  nicht 
mehr  Tauschwert  erzielten,  als  sie  bei  ihrer  Arbeit  selbst  verbrauchten,  und 
folglich  in  der  Wirklichkeit  nie  die  schon  vorhandene  Menge  von  Tauschwert 
vermehrten.  In  ganz  ähnlicher  Weise  meinte  nun  Smith,  obgleich  der 
einzige  Zweck  der  Production  seiner  Ansicht  nach  darin  bestand,  den 
Menschen  die  Mittel  zur  Befriedigung  ihres  Bedarfs  an  nothwendigen 
Erfordernissen  und  Bequemlichkeiten  des  Lebens  zu  verschaffen,  dass  man 
trotzdem  der  die  persönlichen  Dienste  verrichtenden  Arbeit  nicht  die  Eigen- 


^)  J.  B.  Say,  Traite  d'Economie  Politique  L.  I,  Ch.  XIII.  pag.  123.  Say  war 
bekanntlich  derjenige,  der  zuerst  die  persönlichen  Dienste  unter  der  übrigens  in  mehr- 
facher Hinsicht  ungünstigen  Bezeichnung  „immaterielle  Producte"  den  wirtschaftlichen 
Gütern  beizählte. 
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Schaft  der  ökonomischen  Productivität  beilegen  könne,  da  man  ja  von  diesen 
Diensten  ihres  augenblicklichen  Verschwindens  wegen  nie  direct  sagen  kann, 
dass  sie  die  Menge  der  wirtschaftlichen  Güter,  so  wie  sie  die  Menschen 
zu  einer  gewissen  Zeit  besitzen,  vermehrt  haben.  Die  Physiokraten  über- 
sahen, dass  die  bei  der  Industrie  und  dem  Handel  beschäftigten  Menschen 
trotz  alledem  den  Wert,  den  sie  selbst  bei  der  Production  verbrauchen, 
wirklich  producieren,  und  auf  ähnliche  Weise  übersah  auch  Smith, 
dass  man  die  persönlichen  Dienste  trotz  alledem  wirtschaftliche  Güter,  und 
demnach  die  Arbeit,  womit  sie  verrichtet  werden,  ökonomisch  productiv 
nennen  rauss,  da  diese  Dienste  die  Bedürfnisse  der  Menschen 
'doch  wirklich  befriedigen  und  somit  ihren  Wohlstand  in  dem 
Zeitraum,  in  dem  sie  geleistet  werden,  vermehren. 

Es  lag  natürlicherweise  nicht  in  Smiths  Absicht  zu  leugnen,  dass 
die  persönlichen  Dienste  Mittel  zur  Befreidigung  unseres  Bedarfs  sind,  und 
indem  er  ausserdem  den  ökonomischen  Wert  derselben  einsah,  gestand  er 
ihnen  ja  in  der  That  die  Eigenschaft  zu,  die  sie  zu  wirtschaftlichen  Gütern 
macht.  Dadurch,  dass  die  Wissenschaft  sie  als  solche  anerkennt  und 
folglich  alle  dienstleistenden  Personen  unter  die  productiveu  Arbeiter  der 
Gesellschaft  zählt,  handelt  sie  daher  in  völliger  Uebereinstimmung  mit  der 
Grundanschauung  Smiths  und  zieht  nur  eine  noth wendige  Consequenz 
seiner  eigenen  Lehre. 

IV. 

Unter  ökonomischer  Production  versteht  also  Adam  Smith  die 
Erzeugung  sachlicher  Gegenstände,  und  seine  Productionslehre 
wird  folglich  eine  Lehre  von  der  Production  des  Vermö- 
gens in  all  ihren  Phasen.  So  bilden  denn  in  seinem  System  die 
Landwirtschaft,  die  Industrie  und  der  Handel  die  productive  Thätigkeit 
eines  jeden  Landes  und  —  falls  man  die  Sache  von  einem  im  weitesten 
Sinne  des  Wortes  nationalökonomischen  oder  richtiger  gesagt  einem  welt- 
ökonomischen Standpunkt  betrachtet  —  der  menschlichen  Gesellschaft 
überhaupt.  Was  jene  drei  Zweige  zusammen  abwerfen  (the  annual  produce 
of  land  and  labour)  bildet,  wie  er  sagt,  das  Gesammteinkommen  der 
Gesellschaft  und  wird  als  Arbeitslohn,  Capitalgewinn  und  Grundrente  voll- 
ständig unter  die  drei  verschiedenen  mit  der  Production  verbundenen 
Gesellschaftsclassen  vertheilt. 

Um  das  nationalökonomische  Lehrgebäude  Adam  Smiths  auf  diesem 
Punkte  richtig  zu  verstehen,  ist  es  nun  von  grosser  Bedeutung,  sich  genau 
Kechenschaft  abzulegen  von  der  später  so  oft  missverstandenen  Unterscheidung, 
die  er  zwischen  dem  Eoheinkommen  (gross  revenue)  und  dem  Reineinkommen 
(neat  revenue)  der  einzelnen  Individuen  und  der  Gesellschaft  selbst  zog. 

In  dem,  der  Behandlung  des  Capitalgewinnes  gewidmeten  Capitel 
seines  Werkes  betont  Smith,  dass  es  sowohl  einen  rohen  als  auch  einen 
reinen  Capitalgewinn  gebe.^)     Später  weist  er  nach,  dass  es  auch  eine  rohe 


1)  B.  I,  Ch.  IX,  pag.  44. 
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und  eine  reine  Grundrente  gebe,  und  dass  es  die  Höhe  der  letzteren  sei, 
auf  welche  es  für  den  Grundbesitzer  ankomme.  „Die  rohe  Grundrente 
eines  Privateigenthums  fast  alles  in  sich,  was  der  Pächter  dem  Grund- 
besitzer bezahlt ;  die  reine  Grundrente  dagegen  umfasst  nur  das,  was  dem 
Besitzer  nach  Abzug  seiner  Ausgaben  für  die  Verwaltung,  Ausbesserungen 
und  alle  andern  nothwendigen  Unkosten  zur  freien  Verfügung  übrig  bleibt, 
oder  was  er,  ohne  sein  Besitzthum  zu  schädigen,  dem  für  seinen  unmittel- 
baren Verbrauch  bestimmten  Vorrath  hinzufügen  und  in  seinem  Haushalt, 
zur  Verschönerung  seiner  Wohnung  und  für  seine  persönlichen  Annnehmlich- 
keiten  und  Vergnügungen  verwenden  kann.  Sein  wirklicher  Wohlstand 
hängt  nicht  von  seinem  rohen,   sondern  von  seinem  reinen  Einkommen  ab." 

„In  ganz  derselben  Weise,  so  fährt  Smith  fort,  „umschliesst  das 
Koheinkommen  aller  Einwohner  eines  grossen  Landes  die  gesammte 
jährliche  Production  desselben,  das  Keineinkommen  dagegen  nur,  was 
ihnen  nach  Abzug  aller  Ausgaben  zur  Erhaltung  sowohl  ihres  stehenden 
als  ihres  umlaufenden  Capitales,  zur  freien  Verfügung  übrig  bleibt, 
oder  was  sie,  ohne  ihr  Capital  anzugreifen,  dem  für  ihren  unmit- 
telbaren Verbrauch  bestimmten  Vorrath  beifügen  und  für  ihren  Unterhalt, 
ihre  Bequemlichkeiten  und  ihre  Vergnügungen  anwenden  können.  Auch 
ihr  wirklicher  Wohlstand  hängt  nicht  von  ihrem  rohen,  sondern  von  ihrem 
reinen  Einkommen  ab".^)  —  Bei  dem  hier  benutzten  Ausdruck  „unmittelbaren 
Verbrauch"  (immediate  consumption)  denkt  Smith  an  keine  schnelle  oder 
augenblickliche  Consumtion,^)  sondern,  wie  aus  seinen  anderweitigen 
Aeusserungen  deutlich  hervorgeht,  an  den  Verbrauch  der  eigentlichen  Con- 
sumtionsgegenstände,  die  unmittelbar  unsere  Bedürfnisse  befriedigen,  im 
Gegensatz  zu  den  Gegenständen,  die  allerdings  auch  verbraucht  werden, 
wie  z.  B.  Stoffe  und  Geräthe,  aber  doch  nur  mittelbar  den  Consumtions- 
drang  der  Menschen  befriedigen. 

Was  bei  den  eben  angeführten  klaren  und  treffenden  Aeusserungen^) 
ganz  besondere  Beachtung  verdient,  ist  Adam  Smiths  wiederholte  Be- 
zeichnung des  Reineinkommens  der  Individuen  als  jenes  Theiles  des  Roh- 
einkommens,   den   sie   dem  für  ihren  unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten 


1)  B.  II,  Ch.  II,  pag.  124. 

-)  Dies  ist  am  deutlichsten  an  folgender  Stelle  zu  sehen :  A  stock  of  houses, 
well  built  and  properly  taken  care  of,  may  last  for  many  centuries.  Though  the  period 
of  their  total  consumption,  however,  is  more  distant,  they  are  still  as  really  a  stock 
reserved  for  immediate  consumption  as  either  clothes  or  household  furniture.  B.  II, 
Ch.  I,  pag.  121. 

3)  Wenn  wir  der  von  Smith  hier  aufgestellten  Lehre  unsern  Beifall  zollen,  lassen 
wir  keineswegs  ausser  Acht,  dass  dieselbe,  wo  sie  auf  das  Einkommen  aller  Einwohner 
eines  einzelnen  Landes  Bezug  hat,  insofern  nicht  ganz  stich  hält,  als  ja  diese  sehr  oft 
Einkommen  beziehen  können,  die  ihren  Ursprung  einer  in  anderen  Ländern  betriebenen 
Production  verdanken,  während  andrerseits  ein  Theil  des  Ertrags  von  der  Production 
ihres  eignen  Landes  ebenso  häufig  den  Einwohnern  andrer  Länder  zufallen  kann.  Durch- 
aus correct  wird  Smiths  Lehre  natürlicherweise  erst  da,  wo  nicht  mehr  von  den  Ein- 
wohnern eines  einzelnen  Landes,  sondern  von  den  Mitgliedern  der  —  alle  einzelnen  Länder 
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Vorrathe  beifügen,  oder  den  sie,  mit  andern  Worten  ausgedrückt,  frei 
verbrauchen  können.  Dadurch  gibt  er  nämlich  einem  Gedanken  Ausdruck, 
den  er  an  anderen  Stellen  aach  geradezu  ausspricht,  und  mit  dem  er  sich 
zu  den  zu  seiner  Zeit  herrschenden  mercantilistischen  Anschauungen  in  den 
schärfsten  Gegensatz  stellt,  —  dem  Gedanken  nämlich,  dass  man  die 
wirkliche  Höhe  des  ßeineinkommens  und  seine  Bedeutung  für  das  ökono- 
mische Wohl  des  Inhabers  nie  an  seiner  Geldsumme  messen  darf,  sondern 
allein  an  der  Menge  von  Lebens-  und  Genussmitteln  (consumable  goods), 
die  man  dadurch  kaufen  kann.^) 

Die  obencitierte  Erläuterung  dessen,  was  das  rohe  und  reine  Ein- 
kommen aller  Einwohner  eines  Landes  —  oder  vielmehr  aller  einzelnen 
Mitglieder  der  Gesellschaft  —  bildet,  steht  in  Adam  Smiths  Werk 
als  Einleitung  und  Ausgangspunkt  seiner  Lehre  von  dem  rohen  und  reinen 
Einkommen  der  Gesellschaft  selbst. 

In  Betreff  des  Roheinkommens  bietet  diese  Lehre  keinerlei  Schwierig- 
keiten, indem  Smith  zu  wiederholtenmalen  ausspricht,  dass  das  Rohein- 
kommen der  Gesellschaft  ebenso  wie  dasjenige  ihrer  Mitglieder,  die  gesammte 
jährliche    Production    umfasst.     Dagegen    haben    sich    seine    verschiedenen 


^ 


umfassenden  —  menschlichen  Gesellschaft  die  Rede  ist.  Trotzdem  kann  man  aber  doch 
sagen,  dass  sie  auch  so,  wie  er  sie  hier  ausjreführt  hat,  im  Wesentlichen  richtig  ist. 

Uebrigens  wechseln  in  Smiths  weiterer  Darlegung  Bezeichnungen  wie  „jegliches 
Land  oder  jede  Gesellschaft"  und  „dessen  Einwohner  und  Mitglieder  derselben"  mit 
den  abstracteren  und  umfassenderen  Ausdrücken  „die  Gesellschaft"  und  „Mitglieder  der 
Gesellschaft",  die  sie  oft  vertreten.  Unzweifelhaft  hat  er  sich,  wenn  es,  Avie  in  diesem 
Falle,  auf  keine  genaue  Berechnung  des  Jahreseinkommens  der  Einwohner  in  einem 
bestimmten  Lande  oder  einer  bestimmten  Gesellschaft  ankommt,  sondern  nur  auf  theo- 
retische Erwägungen  des  Einkommens  der  Individuen  und  der  Gesellschaft  im  allgemeinen, 
für  völlig  berechtigt  angesehen,  —  was  er  unserer  Meinung  nach  auch  war  —  gänzlich 
von  dem  Umstände  abzusehen,  dass  sich  die  Einwohner  des  einen  Landes  in  vielen 
Fällen  in  die  Productionsgebiete  der  anderen  Länder  hineindrängen  und  so  die  ökonomische 
Einheit  stören,  die  jede  einzelne  Nation  *im  Ganzen  trotzdem  bildet.  Dass 
Smith  selbst  verstand,  wie  jeder  einzelne  Staatsverband  thatsächlich  selten  oder  nie 
ein  absolut  vollständiges  Ganzes  ausmacht  und  folglich  nur  mit  gewissem  Vorbehalt  als 
befriedigender  Repräsentant  für  die  menschliche  Gesellschaft  überhaupt  aufgestellt 
werden  kann,  ist  unter  anderm  aus  folgendem  Ausspruch  zu  schliessen  :  The  proprietor 
of  stock  is  properly  a  Citizen  of  the  world  and  is  not  necessarily  attached  to  any  parti- 
cular  countrj.  ß.  V,  Ch,  II,  pag.  383.  Aber  wie  er  an  einer  andern  Stelle  erläutert: 
upon  equal,  or  only  nearly  equal,  profits  every  individual  naturally  inclines  to  employ 
his  capital  in  the  manner  in  which  it  is  likely  to  afford  the  greatest  support  to  domestic 
industry  and  to  give  reveuue  and  employment  to  the  greatest  number  of  people  of  his 
own  country.  —  Home  is  in  this  way  the  centre,  if  I  may  say  so,  round  which  the 
capitals  of  the  inhabitants  of  every  country  are  continually  circulating  and  towards 
which  they  are  always  tending,  though  by  particular  causes  they  may  sometimes  be 
driven  of  and  repelled  from  it  towards  more  distant  employments.  B.  IV.  Ch.II,  pag  199. 

1)  Thougli  the  weekly  or  yearly  revenue  of  all  the  different  inhabitants  of  any 
country  may  be,  and  in  reality  frequently  is  payd  to  them  in  money,  their  real  riches, 
however,  the  real  weekly  or  yearly  revenue  of  all  of  them  taken  together,  must  always 
be  great  or  small  in  proportion  to  the  quantity  of  consumable  goods  whieh  they  can 
all  of  them  purchase  with  this  money.     B.  II,  Ch.  II,  pag.  126. 
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Aeusserungen  über  das  Reineinkommen  der  Gesellschaft  als  schwerer  ver- 
ständlich erwiesen,  und  iinsers  Wissens  ist  es  bisher  noch  niemandem 
gelungen,  in  durchaus  befriedigender  Weise  seine  eigentliche  Meinung  hier- 
über klarzulegen.^) 

Die  Schwierigkeit  liegt  hauptsächlich  in  einem  Umstand,  dem  man 
bisher  kaum  genügende  Aufmerksamkeit  geschenkt  hat,  dass  sich  nämlich 
Adam  Smith,  als  er  von  der  Definition  des  Reineinkommens  aller  ein- 
zelnen Individuen  auf  das  Reineinkommen  der  ganzen  Gesellschaft  übergieng, 
ein  ganz  neuer  Gesichtspunkt  eröffnete,  der  sich  thatsächlich  mit  dem, 
wovon  er  ausgieng,  durchaus  nicht  vereinigen  liess. 

Wie  sich  in  seinen  schon  citierten  Aeusserungen  zeigt,  fängt  er 
nämlich  damit  an,  die  rein  ökonomische  Betrachtung  geltend  zu  machen, 
dass  die  Individuen  erst  ihr  ganzes  stehendes  und  umlaufendes  Capital 
vermittelst  ihres  Roheinkommens  erhalten  müssen,  ehe  bei  ihnen  von  einem 
Reineinkommen  die  Rede  sein  kann.  Dagegen  jetzt,  wo  er  von  dem  Rein- 
einkommen der  Gesellschaft  reden  soll,  kommt  eine  ganz  andere  Betrachtungs- 
art zur  Sprache,  die  sich  auf  den  thatsächlich  rein  technischen  Unter- 
schied zwischen  stehendem  und  umlaufendem  Capital  gründet,  infolgedessen 
ersteres  ausschliesslich  aus  Gegenständen  besteht,  die  sich,  wie  z.  B. 
Geräthe,  Maschinen,  Geld  u.  s.  w.,  nicht  zum  unmittelbaren  Verbrauch 
eignen,  sondern  nur  bei  der  Production  abgenützt  werden,  während  die 
Bestandtheile  des  letzteren,  die  bei  den  respectiven  Producenten  und  Ver- 
käufern lagernden  Vorräthe  von  Lebensmitteln,  Materialien  und  fertigen 
Gegenständen,  wie  er  sagt,  consumable  goods  sind,  d.  h.  Gegenstände,  die 
in  technischer  Hinsicht  Genussgüter  sind  oder  es  werden  können. 

Von  dieser  Betrachtungsweise  ausgehend,  erklärt  dann  Adam  Smith, 
dass  das  stehende  Capital  nie  einen  Theil  des  Reineinkommens  der  Gesell- 
schaft ausmachen  kann,  wogegen  von  dem  aus  consumable  g^ods  bestehenden 
umlaufenden  Capital  alles,  was  nicht  stehendes  Capital  wird,  in  den  zum 
unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrath  übergeht  und  einen  Theil  des 
Reineinkommens  der  Gesellschaft  bildet. 

„Obgleich  die  ganze  Ausgabe  zur  Erhaltung  des  stehenden  Capitals 
der  Gesellschaft",  so  schreibt  S  mith  weiter,  „noth wendigerweise  von  dem 
Reineinkommen  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  ist,  so  ist  dies  doch 
nicht  der  Fall  bei  den  Ausgaben  zur  Erhaltung  des  um- 
laufenden Capitals". 2)  Das  umlaufende  Capital  der  Gesellschaft  ist 
in  dieser  Hinsicht  von  dem  aller  einzelnen  Individuen,  woraus  es  zusammen- 
gesetzt ist,  verschieden.  Denn  dieses  Capital  kann  allerdings  nie  einen 
Theil  des  Reineinkommens  seiner  Besitzer  ausmachen,  da  ja  das  letztere 
gänzlich  in  ihrem  Verdienste  besteht;    aber  deswegen,    meint  Smith,   ist 


1)  Die  ausführlichste  und  scharfsinnigste  Darstellung  der  Lehre  Smiths  von  dem 
Einkoramen  der  Gesellschaft  findet  man  wohl  in  Lesers:  Begriff  des  Eeichthums  hei 
Adam  Smith  pag.  14—52  und  105—117.  Obschon  vielfach  verständnisvoll  und  auf- 
klärend ist  sie  unserer  Meinung  nach  docli  auch  nicht  in  der  Hauptsache  geglückt. 

2)  B.  II,  Ch.  n,  pag.  124. 
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nicht  ausgeschlossen,  dass  es  einen  Theil  des  Eeineinkommens  der  Gesell- 
schaft bilden  könne.  Obgleich  z.  B.  alle  Waren  im  Laden  eines  Kaufmannes 
keineswegs  vom  Kaufmanne  selbst  als  Eeineinkommen  verbraucht  werden 
dürfen,  so  können  sie  doch,  je  nachdem  sie  verkauft  werden,  von  andern 
Mitgliedern  der  Gesellschaft  dem  für  ihren  unmittelbaren  Verbrauch 
bestimmten  Vorrathe  beigefügt  werden  und  somit  einen  Theil  ihres  wirklichen 
Eeineinkommens  und  folglich  auch  desjenigen  der  Gesellschaft  ausmachen.^) 

Wie  man  hieraus  ersieht,  schliesst  Adam  Smith  die  Erhaltung  des 
stehenden  Capitals  von  dem  Eeineinkommen  der  Gesellschaft  nicht  aus 
dem  Grunde  aus,  weil  natürlich  keinerlei  Eeineinkommen  entstehen  kann, 
ehe  die  Unkosten,  welche  die  Erstattung  des  bei  der  Production  verbrauch- 
ten stehenden  Capitals  verursacht,  von  dem  Eoheinkommen  abgezogen  sind, 
sondern  deshalb,  weil  sich  das  stehende  Capital  wegen  seiner  technischen 
Beschaffenheit  überhaupt  unmöglich  dem  für  den  unmittelbaren  Verbrauch 
der  Gesellschaft  bestimmten  Vorrathe  beifügen  lässt.  Andrerseits  wird  die 
Erhaltung  des  bei  der  Production  verbrauchten  umlaufenden  Capitals,  das 
hinsichtlich  der  Individuen  vollständig  abgezogen  wurde,  nun  bei  dem 
Eeineinkommen  der  Gesellschaft  grösstentheils  hinzugerechnet,  weil  das 
umlaufende  Capital,  infolge  seiner  technischen  Beschaffenheit  als  con- 
suraable  goods,  dazu  geeignet  ist  oder  sich  unter  Umständen  eignen  wird, 
unmittelbar  verbraucht  zu  werden,  und  schliesslich  auch,  mit  einziger  Aus- 
nahme des  zur  Erzeugung  von  stehendem  Capital  dienenden  Theiles  seiner- 
zeit wirklich  von  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft  unmittelbar  verbraucht 
werden  wird. 

Adam  Smiths  Gedankengang  scheint  mit  andern  Worten  folgender 
gewesen  zu  sein:  Wo  es  darauf  ankommt,  das  Eeineinkommen  der  einzelnen 
Individuen  zu  bestimmen,  darf  man  nicht  allein  das  verdiente  Geld, 
womit  sie  direct  alle  ihre  nothwendigen  Verbrauchsgegenstände  oder  Genuss- 
mittel kaufen  können,  sondern  auch  alle  andern  neuerworbenen  Capital- 
gegenstände  mitrechnen,  da  die  Besitzer  sie  ja  verkaufen  und  die  Verkaufs- 
summe, ohne  ihr  früheres  Capital  zu  verringern,  dem  für  ihren  unmittelbaren 
Verbrauch  bestimmten  Vorrathe  beifügen  können.  Vom  Gesichtspunkte  der 
Individuen  aus  ist  daher  jedes  wirklich  neuerworbene  Vermögen,  ungeachtet 
seiner  technischen  Beschaffenheit,  als  Eeineinkommen  zu  bezeichnen.  Dagegen 
vom  Gesichtspunkte  der  Gesellschaft  aus  müssen  Geld  und  alle  übrigen 
stehenden  Capitalgegenstände  ohne  Ausnahme  von  dem  Eeineinkommen  aus- 


')  The  circulating  capital  of  a  society  is  in  tliis  respect  dift'erent  from  that  of  an 
individual.  That  of  an  individidual  is  totally  excluded  frora  making  any  part  of  his 
neat  revenue,  which  must  consist  altogether  in  his  profits.  But  though  the  circulating 
capital  of  every  individual  makes  a  part  of  that  of  the  society  to  which  he  belongs,  it 
is  not  upon  that  aecount  totally  excluded  from  making  a  part  likeweise  of  their  neat 
revenue.  Thcugh  the  "whole  goods  in  a  merchant's  shop  must  by  no  means  he  placed  in 
his  own  stock  reserved  for  iramediate  consumption,  they  may  in  that  of  other  people, 
who,  from  a  revenue  derived  from  other  funds,  may  regularly  replace  their  value  to  him, 
together  with  its  profits,  witbout  occasioning  any  diminution  either  of  his  capital  or  of 
theirs.  Ibidem  pag.  125. 
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geschlossen  werden.  Denn  dem  für  den  unmittelbaren  Verbrauch  der  G  e  s  e  1 1- 
schaft  bestimmten  Vorrathe  können  natürlich  nur  solche  Gegenstände 
beigefügt  werden,  die  sich  —  früher  oder  später  —  wirklich  unmittelbar 
verbrauchen  lassen. 

Nachdem  nun  der  Begriff  , Reineinkommen"  die  wirtschaftlichen  Güter 
bezeichnet  hat,  die  nach  Deckung  aller  Unkosten  übrig  geblieben,  und  die 
zur  Befriedigung  der  ökonomischen  Bedürfnisse  frei  verwandt  werden  können, 
wird  er  also  infolge  dieses  Raisonnements  da,  wo  er  der  Gesellschaft  gilt, 
gleichbedeutend  mit  allen  Vermögensgegenständen,  die  technisch  betrachtet, 
selbst  Verbrauchsgegenstände  oder  Genussmittel  sind  oder  es  später  werden 
sollen,  und  die  Adam  Smith  deshalb  alle  consumable  goods  benannte, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  wirklich  schon  dem  für  den  unmittelbaren 
Verbrauch  der  Consumenten  bestimmten  Vorrathe  beigrefügt  wurden,  oder 
ob  sie  sich  noch  in  den  Lagern  der  verschiedenen  Producenten  und  Ver- 
käufer befanden  und  also  noch  umlaufendes  Capital  bildeten. 

So  angewandt  sagt  jedoch  die  Bezeichnung  „Reineinkommen  der 
Gesellschaft"  thatsächlich  über  das  gar  nichts  aus,  was  ökonomisch  betrach- 
tet in  irgend  welchem  gegebenen  Zeitraum  das  wirkliche  Einkommen 
der  Gesellschaft  ausmacht.  Smith  bezweckte  damit  auch  im  Grunde  nur 
ganz  im  allgemeinen  jene  grosse,  zu  seiner  Zeit  noch  nicht  völlig  anerkannte 
Wahrheit  festzustellen,  dass  der  eigentliche  Ertrag  der  ganzen  Verraögens- 
production  —  das  wahre  „Reineinkommen",  das  die  Gesellschaft  daraus 
erntet  —  zuguter  letzt  ausschliesslich  in  den  Verbrauchsgegenständen  oder 
Genussmitteln  bestehe,  die  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft  dadurch  zur 
Verfügung  gestellt  werden,  und  womit  diese  allein  die  Befriedigung  ihrer 
ökonomischen  Bedürfnisse,  die  den  Zweck  aller  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
ausmacht,  erreichen  können. 

Adam  Smith  war  natürlich  genöthigt,  indem  er  die  Bezeichnung 
„Reineinkommen  der  Gesellschaft"  in  dieser  eigenthümlichen,  ganz  abstracten 
Bedeutung  gebrauchte,  nicht  allein  die  Erhaltung  der  Geldmenge  und  des 
übrigen  stehenden  Capitals  davon  auszuschliessen,  sondern  auch  eine  jede 
Neuerwerbung  oder  Vermehrung  dieser  für  die  directe  Befriedigung  der 
ökonomischen  Bedürfnisse  der  Gesellschaftsglieder  undienlichen  Sachgüter. ^) 
Andrerseits  musste  er  dann  nicht  nur  Neuerwerbungen  oder  Vermehrungen 
des  aus  Lebensmitteln,  Materialien  und  fertigen  Gegenständen  bestehenden 
umlaufenden  Capitals,  sondern  auch,  wie  wir  schon  sahen,  die  Erhaltung 
desselben  als  „Reineinkommen  der  Gesellschaft"  grösstentheils  mitrechnen, 
weil   die   Bestandtheile    des   umlaufenden   Capitals  in  technischer  Hinsicht 


^)  As  those  machines  and  instruments  of  trade,  etc.,  require  a  certain  expense, 
first  to  errect  them  and  afterwards  to  support  them,  both  which  expenses  though 
they  make  a  part  of  the  gross,  are  deductions  from  the  neat  revenue  of  the  society;  so 
the  stock  of  money  which  circulates  in  any  country  raust  require  a  certain  expense  first 
to  collect  it  and  afterwards  to  support  it,  both  which  expenses,  though  they  make 
a  part  of  the  gross,  are,  in  the  same  manner,  deductions  from  the  neat  revenue  of  the 
society.  B.  II,  Ch.  II,  pag.  125.  Die  hervorgehobenen  Worte  sind  zu  beachten. 
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Geniissgüter  sind,  die  grösstentlieils  von  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft 
später  unmittelbar  werden  verbraucht  werden. 

„Alle  durch  die  Erhaltung  des  stehenden  Capitals  verursachten  Aus- 
gaben", so  schreibt  Smith,  „müssen  augenscheinlich  von  dem  Reinein- 
kommen der  Gesellschaft  ausgeschlossen  werden.  Weder  die  zur  Erhaltung 
nützlicher  Maschinen,  Geräthe,  Geschäftsgebäude  u.  s.  w.  uöthigen  Materia- 
lien, noch  das  Resultat  der  zur  Bearbeitung  dieser  Materialien  nöthigen 
Arbeit  kann  je  einen  Theil  davon  bilden.  Der  Preis  der  angewandten  Arbeit 
macht  freilich  einen  Theil  des  Reineinkommens  der  Gesellschaft  aus,  weil 
die  dabei  beschäftigten  Arbeiter  den  ganzen  Wert  ihres  Lohnes  dem  für 
ihren  unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrath  beifügen  können.  Aber 
bei  jeder  andern  Art  von  Arbeit  (^die  also  zur  Erzeugung  von  consumable 
goods  verwandt  wird)  geht  nicht  nur  der  Preis,  sondern  auch  das  Resultat 
in  den  für  den  unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrath  über,  indem 
der  Preis  den  Arbeitern,  das  Resultat  andern  Menschen  zugute  kommt, 
deren  Bedarf  an  nothvvendigen  Erfordernissen,  Bequemlichkeiten  und  Ver- 
gnügungen des  Lebens  durch  die  Thätigkeit  dieser  Arbeiter  in  gesteigertem 
Maasse  befriedigt  wird".^) 

Damit  will  also  Adam  Smith  sagen:  Da  das  Geld  und  die  übrigen 
stehenden  Capitalgegenstände  infolge  ihrer  technischen  Beschaffenheit  nicht 
die  Bedürfnisse  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  unmittelbar  zu  befriedigen 
vermögen,  sondern  bei  der  Production  und  dem  Umsatz  einfach  abgenützt 
werden,  so  resultiert  aus  der  Nothwendigkeit,  im  Dienste  der  letzteren  eine 
gewisse  Menge  Geldes  und  anderen  stehenden  Capitales  hervorzubringen, 
zu  erhalten  und  zu  vermehren,  unmittelbar  kein  Einkommen,  sondern  ein 
Opfer  für  die  Gesellschaft.  Dieses  Opfer,  sagt  Smith,  liegt  nun  nicht 
darin,  dass  ein  Theil  des  umlaufenden  Capitals  der  Gesellschaft  angewandt 
wird,  um  den  Verbrauch  der  bei  der  Erzeugung  des  Geldes  und  andern 
stehenden  Capitals  beschäftigten  Arbeiter  zu  bestreiten:  denn  die  als  con- 
sumable good  bezeichneten  Capitalgegenstände  bilden  nach  seiner  Lehre 
gleichwohl  ein  Reineinkommen  für  die  Gesellschaft,  ob  sie  nun  von  den 
Arbeitern  oder  den  übrigen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  verbraucht  werden. 
Dagegen  hat  das  Opfer,  wie  er  an  einer  andern  Stelle  näher  erklärt,  seinen 
Grund  in  dem  Umstände,  dass  man  bei  dem  Hervorbringen  von  Geld  und 
andern  stehenden  Capitalgegen ständen  auf  die  Verbrauchsgegenstände  oder 
Genussmittel  verzichten  muss,  die  man  sonst  vermittelst  derselben  Mate- 
rialien und  derselben  Arbeit  hätte  producieren  können,  und  durch  welche 
die  Mitglieder  der  Gesellschaft  unmittelbar  eine  erhöhte  Befriedigung  ihres 
Bedarfs  an  nothwendigen  Erfordernissen,  Bequemlichkeiten  und  Vergnügun- 
gen  des  Lebens    erreicht   haben  würden.^)   Die  Erzeugung  von  stehendem 


1)  B.  IT,  Ch.  II,  pag.  124. 

^)  A  certain  quantity  of  verj  valuable  materials,  gold  and  silver,  and  of  very 
curious  labour,  instead  of  augmenting  the  stock  reserved  for  imniediate  consumption,  the 
subsistence,  conveniencies,  and  amusenients  of  individuals,  is  employed  in  supporting 
the   money  that  great  but  espensive  Instrument  of  commerce,  by  means  of  which  every 
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Capital  "hat  also  divect  eine  Verminderung  des  Reineinkommens  der  Gesell- 
schaft zur  Folge.  —  Wo  es  sich  dagegen  darum  handelt,  das  aus  den  bei 
den  Producenten  und  Verkäufern  lagernden  Lebensmitteln,  Materialien  und 
fertigen  Gegenständen  bestehende  umlaufende  Capital  zu  erzeugen,  zu 
erhalten  und  zu  vermehren,  liegt  meistens  kein  solches  Opfer  für  die 
Gesellschaft  vor.  Denn  mit  einziger  Ausnahme  derjenigen  Materialien,  die 
man  zur  Erzeugung  von  Geld  und  anderem  stehenden  Capital  verwendet, 
wird  ja  bei  der  Production  nichts  von  jenem  umlaufenden  Capital  geopfert, 
indem  man  ja  all  die  übrigen  Materialien.  Lebensmittel  iind  fertigen  Gegen- 
stände in  den  daraus  hergestellten  Verbrauchsgegenständen  oder  Genuss- 
mitteln wiederfindet,  und  somit  behaupten  kann,  dass  sie  zur  unmittelbaren 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  Erfordernisse  der  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft dienen  werden.^) 

Die  ganzen,  so  oft  missverstandenen  Aeusserungen  Adam  Smiths 
laufen  also  darauf  hinaus,  dass  während  das  Ko heinkommen  der 
Gesellschaft  alles  in  sich  fasst,  was  überhaupt  produciert  wird,  ihr 
Reineinkommen  nur  die  Gegenstände  umschliesst,  die  infolge  ihrer 
technischen  Beschaffenheit  als  consumable  goods  die  ökonomischen  Bedürf- 
nisse der  Gesellschaftsglieder  sogleich  oder  später  zu  befriedigen  vermögen 
und  auch  wirklich  dazu  verwandt  werden.  Man  findet,  mit  andern  Worten, 
das  Reineinkommen  der  Gesellschaft,  indem  man  von  ihrem  Roheinkommen 
alles  ausschliesst,  was  verbraucht  wird  zur  Erzeugung  des  Geldes  und  der 
übrigen  stehenden  Capitalgegenstände,  die  ja  überhaupt  ungeniessbar  sind, 
und  deren  Herstellung  deswegen  unmittelbar  nur  ein  Opfer  für  die  Gesell- 
schaft ist.  Es  bleiben  dann  nämlich  lediglich  solche  Gegenstände  übrig, 
die  dem  für  den  unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrathe  beigefügt 
werden,  und  sie  allein  machen  also  nach  Smiths  Lehre  das  Reinein- 
kommen der  Gesellschaft  aus.'^) 

Wenn  sich  nun  Adam  Smith  darüber  völlig  klar  wurde  und  un- 
widerleglich bewies,    dass   die  Erzeugung   der  Verbrauchsgegenstände  oder 

individual  has  his  subsistence,  conveniencies,  and  amusements  regularly  distributed  to 
him  in  their  proper  proportions.  B.  11,  Ch.  II,  pag.  125.  —  The  support  of  a  fixed 
capital  of  any  kind,  however,  still  requires  a  certain  portion  of  the  annual  produce. 
A  certain  quantity  of  materials,  and  the  labour  of  a  certain  number  of  workmen,  both 
of  which  might  have  been  employed  to  augment  the  food,  clothing  and  lodging,  the 
subsistence  and  conveniencies  of  the  society,  are  thus  diverted  to  another  employment, 
highly  advantageous  indeed,  but  still  different  from  this  one.  Ibidem  pag.  124. 

')  The  maintenance  of  .  .  .  the  circulating  capital,  therefore,  -withdraws  no  portion 
of  the  annual  produce  besides  what  is  necessary  for  maintaining  the  fixed  capital. 
B.  II,  Ch.  II,  pag.  125. 

^)  Seine  Anschauung,  so  wie  wir  sie  hier  dargestellt  haben,  wird  von  Smith 
selbst  in  der  folgenden  gelegentlichen  Aeusserung  klar  und  deutlich  ausgesprochen:  The 
gross  revenue  of  tho  society,  the  annual  produce  of  their  land  and  labour,  is  increased 
by  the  whole  value  which  the  labour  of  those  workmen  adds  to  the  materials  upon 
which  they  are  employed ;  and  their  neat  revenue  by  what  remains  of  this  value,  after 
deducting  what  is  necessary  for  supporting  the  tools  and  the  Instruments  of  their  trade. 
B.  II,  Ch.  II,  pag.  128. 
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Geimssmittel  das  Endziel  und  wahre  Eesultat  der  ganzen  Vermögens- 
prodiiction  ausmacht,  und  dass  darum  alles  Geld  und  alle  übrigen  stehenden 
Capitalgegenstände  nur  insofern  und  in  dem  Grade  von  Wert  sind,  als  sie 
zur  Erlangung  derselben  beizutragen  vermögen,  so  war  dies  unzweifelhaft 
eine  seiner  grössten  theoretischen  Errungenschaften.  Doch  muss  man 
zugeben,  dass  er  sicherlich  seine  Meinung  auf  bessere  Weise  hätte  ausdrücken 
können,  als  indem  er  der  Bezeichnung  „Reineinkommen",  deren  Bedeutung 
er  hinsichtlich  aller  einzelnen  Individuen  schon  treffend  definiert  hatte,  in 
Bezug  auf  die  Gesellschaft  eine  völlig  neue  und  terminologisch 
äusserst  verwirrende  Anwendung  gab. 

Dagegen  erwies  sich  der  Unterschied,  den  Adam  Smith  zwischen 
dem  stehenden  und  dem  umlaufenden  Capital  der  Gesellschaft  im  Verhält- 
nisse zu  ihrem  so  aufgefassteu  Reineinkommen  aufzustellen  versuchte,  bei 
näherer  Untersuchung  als  völlig  imaginär.  Dass  er  ihn  trotzdem  annahm 
und  ihm  so  viel  Gewicht  beilegte,  lag  in  erster  Linie  an  seiner  mangelhaften 
Auffassung  des  Begriffes  Capital  und  hatte  zur  Folge,  dass  die  in  Ver- 
bindung damit  angeführten  Aeusserungen  über  das  Reineinkommen  der 
Gesellschaft  (neat  revenue  of  the  society)  nicht  so  aufgefasst  wurden,  wie 
sie  gemeint  waren,  sondern  mit  seiner  eigentlichen  und  von  dieser  fälsch- 
lichen Annahme  ganz  unabhängigen  Lehre  von  dem  wirklichen  Ein- 
kommen der  Gesellschaft  (real  revenue  of  the  society)  verwechselt 
wurden.  Vielleicht  hat  nichts  in  so  hohem  Grade  dazu  beigetragen,  dass 
er  missverstanden  wurde,  und  dass  die  unvergesslichen  Verdienste,  die  er 
sich  thatsächlich  durch  seine  Behandlung  der  beiden  hier  genannten  wichtigen 
ökonomischen  Probleme  erworben  hat,  dem  Auge  der  Kritik  verborgen 
blieben.  Ohne  eine  eingehende  Darstellung  und  Kritik  seiner  Lehre  vom 
Capital  ist  es  jedenfalls  unmöglich,  ihm  volle  Gerechtigkeit  widerfahren 
zu  lassen. 

V. 

Das  ganze  Mittelalter  hindurch  und  in  der  neueren  Zeit  besonders  bei 
den  merkantilistischen  Verfassern  bezeichnete  man  mit  dem  Ausdrucke 
Capital  nur  ausgeliehene  Geldsummen,  den  Hauptstamm  im  Gegensatz  zu 
den  Zinsen.  Diese  Bezeichnung  wurde  von  dem  Physiokraten  T  u  r  g  o  t 
auf  alle  ersparten  Vermögensgegenstände  übertragen,  wodurch  Capital  und 
Vermögen  in  Wirklichkeit  beinahe  Begriffe  von  ein  und  derselben  Be- 
deutung wurden. 

Adam  Smith  war  dagegen  der  erste,  der  in  dem  ersparten  Ver- 
mögensbestande eines  Mannes  eine  scharfe  und  entschiedene  Scheidelinie 
zwischen  dem  Theile  zog,  der  schon  in  den  Besitz  seines  Con- 
suraenten  gelangt  ist,  oder  mit  andern  Worten  den  für  den  unmit- 
telbaren Verbrauch  des  Besitzers  bestimmten  Vorrath  ausmacht  und  daher 
kein  Einkommen  abwirft,  und  jenem  Theile,  dessen  Bestimmung  nicht 
darin  liegt  unmittelbar  verbraucht  zu  werden,  sondern  dem  Eigenthümer 
ein  Einkommen  zu  liefern.  Diesen  letzteren  Theil  belegte  er  mit  der  Sou- 
veränität des  Genies  für  alle  Zeiten  mit  dem  Namen  Capital  und  theilte 
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ihn  wiederum  in  stehendes  und  umlaufendes  Capital,  je  nachdem 
dem  Eigenthümer  entweder  durch  ein  Verbleiben  in  seinem  Besitze  oder 
durch  eine.  Entäusserung  ein  Einkommen  erwächst.^) 

Doch  als  er  hierauf  diese  Bezeichnung,  deren  Bedeutung  für  die 
Oekonomie  des  einzelnen  oder  die  private  Oekonomie  er  somit  festgestellt 
hatte,  auch  auf  das  Gebiet  der  Nationalökonomie  übertragen  wollte, 
endeckte  sein  scharfer  Blick  sogleich,  dass  diese  Bezeichnung  nun  nicht 
mehr  völlig  dieselben  Gegenstände  in  sich  schliessen  werde.  Denn  während 
sich  die  einzelnen  Gesellschaftsglieder  sicherlich  durch  Vermietung 
fertiger  Verbrauchsgegenstände  an  Andere,  wie  z.  B.  von  Wohnhäusern, 
Kleidern,  Hausgeräth  und  Möbeln  ein  Einkommen  verschaffen  können,  und 
diese  Gegenstände  alsdann  unzweifelhaft  für  ihre  Eigenthümer  ein  Capital 
bilden,  so  sind  sie  doch,  so  lange  sie  vermietet  sind,  in  den  Besitz 
ihrer  Consumenten  gelangt  und  ein  Theil  des  für  deren  unmittelbaren 
Verbrauch  bestimmten  Vorrathes  geworden.  Ein  productives  Gebäude  z.  B., 
wie  ein  Laden,  eine  Werkstätte,  ein  Warenhaus  u.  s.  w.  —  so  ungefähr 
führt  Adam  Smith  seine  Lehre  aus  —  verschafft  nicht  nur  seinem 
Eigenthümer,  sondern  auch  seinem  Mieter  ein  Einkommen,  ist  mit  an- 
deren Worten  auch  letzterem  ein  Capital  und  macht  folglich  auch  in 
vermietetem  Stande  einen  Theil  des  Capitales  der  Gesellschaft  aus. 
Dagegen  trägt  z.  B.  ein  vermietetes  Wohnhaus  nur  zum  Einkommen 
des  Eigenthümers,  nicht  aber  zum  Einkommen  des  Mieters  bei.  Für 
diesen  ist  das  Wohnhaus  kein  Capital,  sondern  ein  Consumtionsgegen- 
stand.  Zweifellos  ist  es  ihm  ausserordentlich  nützlich  aber  in  ganz  der- 
selben Weise  nützlich,  wie  z.  B.  seine  Kleider  und  Hausgeräth,  deren 
Gebrauch  doch  einen  Theil  seiner  Ausgaben,  aber  nicht  einen  Theil  seines 
Einkommens  ausmacht.  Die  Eigenthümer  können  also  freilich  durch  Ver- 
mietung solcher  Gegenstände  ein  Einkommen  erzielen,  da  aber  solche  Gegen- 
stände „selbst  nichts  zu  producieren  vermögen",  können  sie  ihren  Consumenten 
und  somit  der  Gesellschaft  selbst  keinerlei  Einkommen  verschaffen  und  keinen 
Bestandtheil  ihres  Capitales  ausmachen.  Das  Einkommen,  das  einzelne 
Gesellschaftsglieder  durch  Vermietung  von  dergleichen  Gegenständen 
ernten,  hat  immer  seinen  Ursprung  in  Einnahmen,  welche  die  Mieter  nicht 
aus  dem  Gebrauch  derselben,  sondern  aus  anderen  Erwerbsquellen  beziehen.^) 

*)  That  portion  which  is  reserved  for  immediate  consumption  .  .  .  ,  consists  in^ 
the  stock  of  food,  clothes,  household  furniture  etc.  which  has  been  purchased  by 
their  proper  consumers,  but  which  are  not  yet  entirely  consuraed.  B.  II,  Ch.  II, 
pag.  121.  —  In  all  countries  where  there  is  tolerable  security  every  man  of  common 
unterstanding  will  endeavour  to  employ  whatever  stock  he  can  command,  in  procuring 
either  present  enjoyment  or  future  profit.  If  it  is  employed  in  procuring  present 
enjoyment,  it  is  a  stock  reserved  for  immediate  consumption.  If  it  is  employed  in  pro- 
curing future  profit,  it  must  procure  this  proöt  either  by  staying  with  him  or  by  going 
from  him.  In  the  one  case  it  is  a  fixed,  in  the  other  it  is  a  circulating  capital.  A  man 
must  be  perfectly  crazy  who,  where  there  is  tolerable  security,  does  not  employ  all  the 
stock  which  he  commands,  whether  it  be  his  own  or  has  been  borowed  of  other  people, 
in  some  one  or  other  of  these  three  ways.     Ibidem  pag.  123. 

'')  B.  II,  Ch.  I,  pag.  121. 
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Die  Gesellschaft  als  solche  —  und  dabei  denkt  man  natürlich  an 
keinen  einzelnen  Staatsverband  —  kann  sich  nur  auf  eine  Weise,  nännlich 
durch  die  Production,  Einkommen  verschaffen.  Ihr  Capital,  sowohl  das 
stehende,  als  das  umlaufende,  kann  daher  nach  Adam  Smiths  Lehre, 
ausschliesslich  solche  Gegenstände  in  sich  fassen,  die  zur  Unterstützung 
und  Beförderung  der  Production  dienen,  deren  Endziel  ja  die  Erzeugung 
von  Verbrauchsgegenständen  und  Genussmitteln  zur  Befriedigung  der  viel- 
fachen Erfordernisse  und  Bedürfnisse  der  Menschen  ist.  Die  Capitalgegen- 
stände  als  solche  existieren  also  nicht  um  ihrer  selbst  vv^illen.  Dagegen  ist, 
sagt  Smith  „die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Vorrathes,  der  zum  un- 
mittelbaren Verbrauch  verwandt  werden  kann,  der  einzige  Zweck  und  das 
alleinige  Ziel  sowohl  des  stehenden,  als  des  umlaufenden  Capitales.  Dieser 
Vorrath  ist  es,  welcher  der  Nation  Nahrung.  Kleidung  und  Obdach  verschafft, 
und  ihr  Wohlstand  oder  ihre  Armut  hängt  von  den  reichlichen  oder  spär- 
lichen Ergänzungen  .ab,  die  jene  beiden  Arten  des  Capitales  dem  für  den 
unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrath  liefern  können".') 

Das  Capital  der  einzelnen  Mitglieder  der  Gesellschaft  besteht  infolge 
dieser  bahnbrechenden  Lehre  Adam  Smiths  also  aus  allen  producierten 
Vermögensgegenständen,  die  dazu  bestimmt  sind,  ihren  Eigenthümern  ein 
Einkommen  zu  verschaffen,  gleichgiltig  ob  sie  zur  Unterstützung  der  Pro- 
duction dienen  oder  durch  Vermietung  schon  in  den  Besitz  ihrer  Consu- 
menten  gelangt  sind,  und  entspricht  demnach  dem  Capital  im  privatöko- 
nomischen Sinne,  dem  Privatcapital.  wie  man  es  später  nannte. 
Dagegen  umschliesst  das  Capital  der  Gesellschaft  nur  den  Theil  dieser 
Gegenstände,  welcher  noch  der  Production  dient,  also  die  producierten 
Productionsmittel  und  entspricht  folglich  dem  Capital  im  nationalökonomischen 
Sinne,  dem  National-  oder  Socialcapital,  wie  es  zur  Zeit  be- 
nannt wird. 

In  dem  Werke  Adam  Sm'iths  ist  jedoch  die  hier  gemachte  Unter- 
scheidung zwischen  dem  Privatcapital  und  dem  National-  oder  Socialcapital 
mehr  angedeutet  als  eigentlich  in  ihren  Consequenzen  strenge  durchgeführt. 
Hält  man  indessen  an  dem  von  ihm  aufgestellten  Unterscheidungsmerkmal 
fest,  und  schliesst  man  von  dem  Socialcapital  nur  all  die  Gegenstände  aus. 
die  sich  schon  in  dem  Besitze  ihrer  Consumenten  befinden,  dann  wird  die 
praktische  Anwendung  dieser  beiden  Capitalbegriffe  eigentlich  keinerlei 
Schwierigkeiten  darbieten.  Was  insbesondere  die  in  dem  Besitze  eines 
Vermieters  befindlichen,  technisch  schon  fertiggestellten  Gegenstände  be- 
trifft, wie  z.  B.  Wohnhäuser.  Kleider.  Hausgeräth,  Möbel  u.  s.  w.,  so  ist 
es  klar,  dass  solange  sie  nicht  vermietet  sind  und  folglich  keinen  Be- 
standtheil  des  Consumtionsvorrathes  eines  Mieters  ausmachen,  sie  ganz 
wie  die  technisch  fertiggestellten  Waren  im  Laden  eines  Kaufmannes,  nicht 
nur  dem  Privat-,  sondern  auch  dem  Socialcapital  angehören.  Um  die 
Gegenstände   in    den  Besitz    des   Consumenten    zu    bringen  und   sie  somit 


1)  B.  II.  Ch.  I,  pag.  122. 
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dem  Socialcapital  zu  entziehen,  ist  in  dem  einen  Falle  ein  Vermieten,  in 
dem  andern  ein  Verkauf  erforderlich;  Ebenso  wie  der  Verkauf  eine  productive 
Handlung  ist,  so  ist  auch  die  Thätigkeit  des  Vermieters,  wodurch  derselbe 
eine  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Mieters  herbeiführt,  productiv,  und 
die  Gegenstände,  die  er  in  Bereitschaft  hält,  um  sie  durch  Vermieten  für 
einen  kürzeren  oder  längeren  Zeitraum  in  den  Consumtionsfonds  anderer 
Gesellschaftsglieder  und  dadurch  in  den  der  Gesellschaft  selbst  übergehen 
zu  lassen,  machen  also,  bis  die  Vermietung  stattgefunden  hat,  und  die 
Production  insofern  zu  Ende  ist,  ein  wahres  Productionsmittel,  einen 
Theil  des  Capitales  der  Gesellschaft  aus. 

Adam  Smith  achtete  jedoch  nicht  darauf,  dass  das  von  ihm  auf- 
gestellte richtige  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  dem  stehenden 
und  dem  umlaufenden  Capital,  rücksichtlich  des  Geldes  zu  einer 
theilweise  anderen  Entscheidung  leiten  muss,  als  er  selbst  sie  getroffen  hat. 
Smith  sieht  nämlich  hier  die  Sache  völlig  vom  Gesichtspunkt  der  ein- 
zelnen Individuen  an  und  rechnet  demgemäss  das  Geld  unter  das  umlau- 
fende Capital,  was  ja  insofern  richtig  ist,  als  den  Individuen  nur  durch 
eine  Entäusserung  desselben  ein  Einkommen  erwächst.  Eür  die  Gesellschaft 
ist  das  Geld  jedoch  ebenso  unzweifelhaft  stehendes  Capital,  weil  ja  das 
Geld  im  Besitz  der  Gesellschaft  bleibt,  und  ganz  \yie  das  übrige  stehende 
Capital  nur  während  seiner  Function  abgenützt  wird.  Dem  Namen 
nach  rechnete  aber  Adam  Smith  —  und  nach  ihm  seine  englischen 
Nachfolger  —  das  Geld  nicht  allein  unter  das  umlaufende  Capital  der 
einzelnen  Individuen,  sondern  auch  der  Gesellschaft,  Die  Ursache  hierzu 
dürfte  lediglich  eine  rein  sprachliche  gewesen  sein.  Weil  nämlich  im 
Englischen  das  umlaufende  Capital  den  Namen  „circulating  capital"  führt, 
so  schien  es  gewissermaassen  ein  sprachlicher  Widersinn,  das  Geld, 
das  Circulationsmittel  selbst,  aus  dem  circulating  capital  der  Gesell- 
schaft auszuschliessen.  Dass  aber  das  Geld  thatsächlich  stehendes 
Capital  im  nationalökonomischen  Sinne  ist,  dafür  hatte  Smith  das  volle 
Verständnis,  und  wir  sehen  auch,  dass  er  in  seinem  W^erke  überall  das  Geld 
auf  dieselbe  Stufe  mit  allem  übrigen  stehenden  Capitale  stellt. 

Die  genauere  Erläuterung  darüber,  welch  verschiedenen  Arten  von 
Gegenständen  zum  stehenden  und  umlaufenden  Capital  der  Gesellschaft 
gehören,  lässt  erkennen,  dass  Smith  stets  zwei  Bedingungen  festhält,  die 
zutreffen  müssen,  damit  ein  Gegenstand  seiner  Meinung  nach  ein  Capital 
im  nationalökonomischen  Sinne  genannt  werden  kann:  er  muss  1.  selbst 
produciert  sein  und  2.  zur  Unterstützung  und  Beförderung  der  Production 
dienen.^)     Er  Hess   sich  indessen  von   diesen  beiden  unzweifelhaft  richtigen 


*)  Hätte  man  dasselbe  von  den  Capitaldefinitionen  aller  späteren  Nationalökonomen 
sagen  können,  dann  wäre  die  Wissenschaft  sicherlich  von  einem  fast  ganz  unfruchtbaren 
Streite  verschont  geblieben,  einem  Streite,  der  ein  volles  Jahrhundert  dauerte  und  zeit- 
weise sogar  die  ganze  nationalökonomisclie  Lehre  vom  Capital  in  die  Gefahr  brachte, 
ein  einziger  hoffnungsloser  Wirrwarr  zu  werden.  Wenn  man  genauer  alle  die  unmöglichen 
Definitionen  des  Capitalbegriffes,  deren  sich  selbst  hervorragende  Denker  schuldig  gemacht 
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Kücksichten  auch  dazu  bestimmen,  dem  Capital  der  Gesellschaft  auch  die 
durch  Unkosten  erworbene  Tüchtigkeit  der  Mitglieder  der  Gesellschaft,  wie 
alle  durch  Aibeit  und  Capital  herbeigeführten  Verbesserungen  des  Bodens 
beizuzählen.  Gegen  diese  beiden  Punkte  erhebt  sich  jedoch  —  ganz  ab- 
gesehen von  der  Frage  ihrer  logischen  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung^) 
—  eine  praktische  Einwendung  entscheidender  Art.  Was  nämlich  die  er- 
erworbene Tüchtigkeit  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  anbetrifft,  so  ist  es 
praktisch  unmöglich,  dieselbe  als  Capital  zu  bezeichnen  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  mit  der  ganzen  übrigen  Arbeitskraft  der  betreffenden  Indi- 
viduen so  völlig  verschmolzen  ist,  dass  sich  auch  das  Einkommen,  das  deren 
Besitzer  sich  und  der  Gesellschaft  mit  deren  Hilfe  verschaffen,  durchaus 
nicht  als  Capitalgewinn,  im  Gegensatz  zu  ihrem  übrigen  Einkommen,  be- 
sonders ausscheiden  lässt.  Und  was  nun  die  Verbesserungen  des  Bodens 
anbelangt,  so  sind  diese  ja  bekanntlich  zweierlei  Art,  indem  einige  bleibend 
sind  und  sich  so  zu  sagen  mit  dem  Boden  vereinigen,  während  wiederum 
andre  em  selbständiges  Dasein  fortsetzen.     Daher  können  nur  die  letzteren, 


haben,  genauer  betrachtet,  so  wird  man  den  Fehler  überall  darin  tiiiden,  dass  das  als 
Capital  Definierte  die  beiden  im  Teste  genannten  Bedingungen  nicht  erfüllte.  Dies  ist 
die  alleinige  Ursache,  dass  man  bei  der  Bezeichnung  „Capital"  nicht  nur  das  wirkliche 
Capital  mitrechnen  konnte,  sondern  auch  den  Grund  und  Boden  (Hermann),  die  Arbeit 
(Menger)  die  Arbeiter  selbst  (Mo.  Culloch)  und  jeden  Verbrauchsgegenstand,  der  sich 
nicht  gleich  consumieren  lässt,  wie  z.  B.  Häuser,  Möbeln  und  Kleider,  auch  wenn  sie 
von  den  Eigenthümern  selbst  benützt  werden!  (Hermann  und  Walras.)  Diesen  und 
mehreren  anderen  Definitionen  gegenüber,  nach  denen  z.  B.  sogar  der  Staat  selbst  und 
die  Nationalehre  eines  Volkes,  dessen  Capital  beigereclinet  werden  müssen,  wird  man 
wirklich  zu  der  Frage  verleitet,  was  für  Gegenstände,  Wesen  oder  Begriffe  es  eigentlich 
in  der  Welt  gibt,  von  denen  man  mit  Sicherheit  annehmen  könne,  dass  sie  sich  nicht 
schliesslich  auch  als  —  Capital  erweisen!  —  (Interessante  Darstellungen  des  über  den 
Capitalbegrilf  geführten  Streites  findet  man  in  Knies:  Geld  und  Credit  I,  zweite  Auf- 
lage pag.  28—42  und  in  Eugen  v.  Böhm-Bawerks:  Capital  und  Capitalzins  II. 
pag.  23—64.) 

1)  Wenn  man,  wie  Adam  Smith,  den  Begriff  des  Vermögens  richtig  dahin  ein- 
schränkt, dass  er  nur  alle  wertvollen  materiellen  Gegenstände  umfasst,  so  ist  es  natürlich 
eine  schreiende  Incqnsequenz,  die  erworbene  Tüchtigkeit  der  Individuen  als  Capital  in 
ilir  Vermögen  und  in  das  der  Gesellschaft  mit  einzurechnen.  Zu  dieser  Inconsequenz 
liess  sich  Smith  unter  dem  Eindruck  der  Analogie,  die  unleugbar  vorhanden  ist,  ver- 
leiten. Wie  locker  und  von  welch  geringer  Beweiskraft  ein  solcher  Analogieschluss  in 
Wirklichkeit  ist,  zeigt  sich  am  besten  in  seiner  eigenen  Begründung:  „The  acquisition  of 
such  talents,  by  the  maintenance  of  the  acquirer  during  his  education,  study  or  appren- 
ticeship  always  costs  a  real  expense,  which  is  a  capital  fixed  and  realised,  as  it  were, 
in  his  person.  Those  talents,  as  they  make  a  part  of  his  fortune,  (dies  sagt  man  aber 
doch  nur  rein  bildlich !)  so  do  they  likewise  of  that  of  the  society  to  which  he  belongs. 
The  improved  dexterity  of  a  workman  niay  be  considered  in  the  same  light  as 
a  machine  or  instrument  of  trade  which  facilitates  and  abridges  labour,  and  which, 
though  it  costs  a  certain  expen<5e,  repays  that  expense  with  a  profit".  —  As  it  were, 
may  be  considered  in  the  iame  light  as,  sowie  eine  figürliche  Anwendung  des  Wortes 
fortune,  —  dies  ist  der  ganze  Beweis!  In  Adam  Smiths  eigenem  Werke  richtete 
diese  ungünstig  angewandte  Schlussfolgerung  glücklicherweise  keinen  weiteren  Schäden 
an,  wogegen  sie  in  den  weniger  klaren  Köpfen  vieler  späterer  Nationalökommen  leider 
in  hohem  Grade  dazu  beigetragen  hat,  die  Auffassung  des  Begriffes  „Capital"  zu  verwirren. 
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wie  z.  B.  Wege,  Gräben,  Drainröhren,  Zäune,  Gebäude  u.  s.  w.,  im  prak- 
tischen Sinne  als  Capital  bezeichnet  werden;  dagegen  gehen  alle  wirklichen 
Bodenverbesserungen  z.  B.  das  Roden  des  Bodens,  Austrocknen 
der  Sümpfe  u.  s.  w.  so  gänzlich  in  den  Grund  und  Boden  über,  dass  sie 
sich  später  nie  mehr  von  demselben  trennen  lassen,  und  das  Einkommen, 
das  sie  liefern,  ist  daher,  nationalökonomisch  betrachtet,  kein  Capitalgewinn, 
sondern  Grundrente. 

Adam  Smiths  Aufzählung  der  Gegenstände,  aus  denen  sich  das 
Capital  der  Gesellschaft  zusammensetzt,  erfordert  also  zwei  Einschränkungen. 
Nach  Vornahme  derselben  würde  das  Capital  der  Gesellschaft  seiner  Lehre 
gemäss  noch  aus  folgenden  Gegenständen  bestehen:  1.  aus  allen  Arten  von 
Geräthschaften  und  Maschinen.  2.  ans  allen  Arten  von  productiven  Gebäuden, 
3.  aus  allen  Verbesserungen  des  Grund  und  Bodens,  die  von  demselben 
trennbar  sind,  4.  aus  dem  Gelde  und  5.  aus  allen  bei  den  Producenten 
und  Verkäufern  (bezw.  Vermietern)  lagernden  Vorräthen  von  Lebensraittelr), 
Materialien  und  fertigen  Gegenständen.  Fügt  man  nun  noch  die  Arbeits- 
thiere  hinzu,  von  denen  Smith  schreibt,  dass  „ihr  Wert  ebenso,  wie  jener 
der  Geräthschaften  ein  stehendes  Capital  sei",  so  wird  seine  Definition  des 
Socialcapitales  nicht  nur  ebenso  erschöpfend  wie  correct.  sondern  sie  wird 
auch  wohl  die  Definition  werden,  wozu  die  Wissenschaft  nach  generationen- 
langem Streite  hoffentlich  definitiv  zurückkehren  wird. 

VI. 

Nachdem  Adam  Smith  die  Zusammensetzung  des  Socialcapitales 
dargelegt  hat.  geht  er  zur  Erklärung  seiner  Function  im  Dienste  der  Pro- 
duction  über. 

Was  das  stehende  Capital  betrifft,  so  ist  sein  Zweck,  wie  er  lehrt, 
die  technische  Ergiebigkeit  oder  die  Effectivität  der  Arbeit')  dadurch  zu 
steigern,  dass  es  dieselbe  Anzahl  von  Arbeitern  in  den  Stand  setzt,  eine 
viel  grössere  Menge  von  Arbeit  auszuführen,    als  sie  ohne   die  Mitwirkung 


*)  Bekanntlich  machte  Adam  Smith  zwischen  der  Productivität  der  Arbeit  und 
ihrer  Effectivität  oder  Ergiebigkeit  keinen  Unterschied,  sondern  fassie  beides  unter  der 
Benennung:  the  productive  powers  of  labour  zusammen.  Erst  später  fieng  man  an, 
diesen  Unterschied  durchzuführen.  Man  kann  nämlich  entweder  an  das  Vermögen  der 
Arbeit,  Gegenstände  zu  erzeugen,  oder  aber  an  ihre  Fähigkeit  denken,  Tauschwert  zu 
erzeugen,  was  nicht  einerlei  ist.  Wir  unterscheiden  daher  zwischen  der  Effectivität 
(efficiency)  der  Arbeit  und  ihrer  Productivität  (productivity),  oder  richtiger  gesagt  zwischen 
der  Effectivität  und  der  Productivität  der  wirtschaftlichen  Tiiätigkeit.  Die  Effec- 
tivität der  Thätigkeit  hat  die  Menge  und  Güte  der  erzeugten  Gegenstände  zum 
Maasstab,  ihre  Productivität  dagegen  den  erzielten  Gesammttauschwert.  Innerhalb  einer 
einzelnen  productiven  Thätigkeit  fallen  die  Effectivität  und  die  Productivität  nicht  noth- 
wendigerweise  zusammen.  Die  Effectivität  eines  Geschäfts  steigt  z.  B.  mit  der  Tüch- 
tigkeit der  dabei  beschäftigten  Arbeiter  und  mit  den  Verbesserungen  der  Arbeitsmethode, 
Doch  ist  es,  innerhalb  jeder  einzelnen  Thätigkeit  möglich,  dass  die  grössere  Menge  von 
Gegenständen  (bezw.  die  Gegenstände  besserer  Qualität),  die  nun  vermittelst  der 
effectiveren  Arbeit  erzeugt  wird,  einen  gerineeren  gesammten  Tauschwert  hat,  als  jene, 
welche  früher  durch  die  unvollkommenere  Arbeit  hervorgebracht  wurde. 
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desselben  vermocht  hätten.  Auf  einem  Gute,  schreibt  Smith,  wo  alle 
nothwendigen  Gebäude,  Zäune,  Gräben,  Wege  u.  s.  w.  in  völlig  gutem  Zu- 
stande sind,  wird  dieselbe  Anzahl  von  Arbeitsleuten  und  Arbeitsthieren  eine 
weit  grössere  Ernte  hervorbringen,  als  auf  einem  Gute  von  derselben  Grösse 
und  Güte,  das  aber  nicht  so  gut  ausgestattet  ist.  Und  in  ähnlicher  Weise 
wird  dieselbe  Anzahl  von  Arbeitern,  denen  die  besten  Werkzeuge  und  Ma- 
schinen zur  Verfügung  stehen,  in  der  Industrie  eine  weit  grössere  Anzahl 
von  Gegenständen  verfertigen,  als  sie  mit  weniger  vollkommenen  Hilfsmitteln 
im  Stande  gewesen  wäre.  Deshalb  sind  ja  auch,  so  äussert  er  sich  weiter, 
alle  richtig  angewandten  Ausgaben  zur  Anschaffung  und  Erhaltung  des 
stehenden  Capitales,  für  die  Gesellschaft  in  hohem  Grade  einträglich.^) 

Trotzdem  ist  jedoch,  wie  Adam  Smith  ausführt,  eine  jede  derartige 
Ausgabe  ein  unmittelbares  Opfer,  weil  eine  gewisse  Menge  von  Arbeit  und 
Capital  dazu  erforderlich  ist,  die  sonst  zur  directen  Production  von  Ver- 
brauchsgegenständen oder  Genussmitteln  angewandt  worden  wäre.  Die  Er- 
zeugung und  Erhaltung  des  stehenden  Capitales  schliessen  mit  andern 
Worten,  nach  Smiths  Lehre,  das,  was  neuere  Nationalökonomen  einen 
Productionsumweg  genannt  haben,  in  sich  und  sie  verringern,  wie 
lohnend  sie  auch  thatsächlich  sein  mögen,  immer  unmittelbar  das 
„Reineinkommen"  der  Gesellschaft.  Darum  sieht  man  auch,  wie  Smith 
bemerkt,  alle  technischen  Verbesserungen,  durch  die  man  sich  die  Mit- 
wirkung des  stehenden  Capitales  mit  geringern  Opfern  von  Arbeit  und 
Capital  verschaffen  kann,  als  vortheilhaft  für  die  Gesellschaft  an. 

Doch  galt  dies  seiner  Meinung  nach  nur  von  dem  stehenden  Capital, 
dem  noch  das  Geld  zuzurechnen  ist.  Dieses  stellt,  wie  Smith  in  einem 
besonderen  Capitel  seines  Werkes-)  ausführlich  erklärt,  ein  Umsatzmittel, 
oder  wenn  der  Umsatz,  wie  bei  Smith,  als  ein  selbständiges  Glied  der 
wirtschaftlichen  Production  angesehen  wird,  ein  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  mittel 
dar,  durch  dessen  Anwendung  die  Effectivität  der  productiven  ümsatzarbeit 
in  hohem  Grade  gesteigert  wird.  Aber  ebenso  wie  die  Erzeugung  und 
Erhaltung  des  übrigen  stehenden  Capitales,  bedeutet  auch  die  Erzeugung 
und  Erhaltung  dieses  Production smittels  nach  seiner  Lehre  ein  Opfer;  gelingt 
es  daher,  das  Geld  durch  billigere  Umsatzmittel  überflüssig  zu  machen, 
indem  man  z.  B.  Metallgeld  durch  Banknoten  ersetzt,  so  kann  alles  hier- 
nach an  Arbeit  und  Capital  Ersparte  zur  directen  Erzeugung  von  Ver- 
brauchsgegenständen verwandt  werden,  wodurch  das  Reineinkommen  der 
Gesellschaft  gesteigert  wird.  ^) 

')  B.  II,  Ch.  II,  pag.  124. 

-*j  B.  I,  Ch.  IV.     Origin  and  Use  of  Money,  pag.  10  —  13. 

^)  The  niachinos  and  instiuments  of  trade,  etc.  which  compose  the  fixed  capital, 
bear  this  further  resemltlance  to  that  part  of  the  circulatiii)f  capital  wliich  consists  in 
irioiiey;  that  as  everj  saving  in  the  expence  of  erecting  and  supporting  those  machines, 
which  does  not  dirainish  the  produetive  powers  of  labour,  is  an  improvement  of  the  nfeat 
revenue  of  the  society;  so  every  saving  in  the  expence  of  coUecting  and  supporting 
that  part  of  the  circulating  .capital  which  consists  in  money  is  an  improvement  of 
exactly  the  same  kind.  U.  s.  w.  B,  II,  Ch.  II,  pag.  126  und  die  folgenden. 
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Wie  schon  früher  erwähnt,  wurde  das  umlaufende  Capital  der  Gesell- 
schaft, also  die  verschiedenen  VoTräthe  an  Lebensmitteln,  Materialien  und 
fertigen  Gegenständen,  die  sich  noch  im  Besitze  ihrer  Producenten  oder  Ver- 
käufer (bezw.  Vermieter)  befinden,  im  Gegensatz  zum  Gelde  und  den  übrigen 
Bestandtheilen  des  stehenden  Capitales,  die  allesammt  Productionsmittel  sind, 
von  Adam  Smith  als  consumable  goods  bezeichnet.  Was  der  Gesellschaft 
ihre  Erzeugung  oder  Erhaltung  kostete,  konnte  daher  seines  Erachtens, 
keine,  nicht  einmal  eine  einstweilige  Verringerung  ihres  Reineinkommens 
zur  Folge  haben.  Im  Gegentheil.  Sie  bildeten,  insofern  sie  nicht  zur 
Herstellung  von  stehendem  Capital  verwandt  wurden,  selbst  einen  Theil 
des  Reineinkommens  der  Gesellschaft,  indem  ihre  einzige  Bestimmunof 
gerade  darin  lag,  in  den  für  den  unmittelbaren  Verbrauch  ihrer  Mitglieder 
bestimmten  Vorrath  überzugehen. 

In  diesem  Punkte  lässt  sich  Adam  Smiths  Meinung  folgender- 
maassen  zusammenfassen:  Das  stehende  Capital  der  Gesellschaft,  das  Geld 
inbegriffen,  besteht  aus  blossen  Hilfsmitteln  bei  der  Production;  sie  dienen 
der  Gesellschaft  ein  Reineinkommen  zu  verschaffen,  können  aber  selbst 
keinen  Bestandtheil  dieses  Einkommens  bilden,  da  sie  an  und  für  sich 
keinerlei  Genussgüter  enthalten.  Aus  solchen  besteht  dagegen  das  um- 
laufende Capital  der  Gesellschaft,  und  dessen  Herbeischaffung,  Erhaltung 
und  Vergrösserung  ist  daher,  thatsächlich  gleichbedeutend  mit  der  Erzeu- 
gung eines  Reineinkommens,  mit  alleiniger  Ausnahme  jenes  Theiles,  der 
zur  Erzeugung  von  stehendem  Capital  verwandt  wird. 

Aber  dadurch,  dass  Adam  Smith  seine  Aufmerksamkeit  all  zu 
stark  auf  den  Umstand  richtete,  dass  das  umlaufende  Capital,  technisch 
betrachtet,  aus  Genussgütern  besteht,  verkannte  er  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  dessen  ökonomischen  Charakter  und  gelangte  nicht  zu  völliger  Klar- 
heit über  die  letzte  Consequenz  seiner  eigenen  richtigen  Lehre,  dass  näm- 
lich die  Eigenschaft  , Capital"  und  die  Eigenschaft  »Verbrauchsgegenstand", 
im  nationalökonomischen  Sinne  von  einem  Gute  gebraucht,  ab- 
solut unvereinbar  sind  und  sich  gegenseitig  ausschliessen.  Capital  im 
nationalökonomischen  Sinne  bedeutet  nämlich,  wenn  man  von  Adam 
Smiths  eigenen  Voraussetzungen  ausgeht,  immer  und  überall  producierte 
Gegenstände,  deren  unmittelbarer  Zweck  nicht  darin  liegt,  verbraucht  zu 
werden,  sondern  die  Ergiebigkeit  der  productiven  Thätigkeit  zu  steigern. 
Mit  der  Bezeichnung  Consumtionsgegenstand,  Verbrauchsgegenstand  oder 
Genussmittel  meint  man  dagegen  ebenso  ausschliesslich  die  Gegenstände, 
die  das  Endresultat  der  Production  bilden,  und  vermittelst  deren  der  einzige 
Zweck  der  Vermögensproduction,  nämlich  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Menschen  unmittelbar  erfüllt  wird.  Vom  nationalökonomischen 
Standpunkte  aus  betrachtet  sind  daher  alle  materiellen  Güter  der  Welt 
entweder  Capital-  oder  Consumtionsgegenstände.  Sie  können  niemals  gleich- 
zeitig beides  sein. 

Indem  Adam  Smith  dies  nicht  kräftig  genug  hervorhob,  verwischte 
er  die  Klarheit  seines  in  der  Wissenschaft  epochemachenden  Capitalbegriffes. 
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Döch  darf  man  dies  nicht  so  verstehen,  als  ob  er  sich  selbst  der  Bedeutung, 
des  umlaufenden  Capitals  für  die  Production  nicht  vollkommen  klar  bewusst 
gewesen  wäre.  Er  war  im  Gegentheil  der  erste,  der  mit  überlegener  Ein- 
sicht darlegte,  wie  gänzlich  überflüssig  eine  jede  Ansammlung  dieser  Art 
von  Capital  auf  der  ersten  Stufe  der  Gesellschaft  ist,  wo  ja  so  zu  sagen 
nur  aus  der  Hand  in  den  Mund  prodüciert  wird:  wie  sie  aber  in  dem 
Augenblicke  nothwendig  wird,  wo  die  Menschen  zur  Sicherung  einer  reich- 
licheren Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  anfangen,  die  Arbeitsleitung 
durchzuführen,  deren  enorme  Fähigkeit,  die  Effectivität  der  Arbeit  zu  steigern, 
von  ihm  in  den  bekannten,  berühmten  Capiteln  seines  Werkes,  dargestellt 
und  erklärt  wird.  Sobald  die  Theilung  der  Arbeit  durchgeführt  wird, 
trennen  sich  die  Beschäftigungen,  seiner  Lelire  gemäss,  derart,  dass  die 
Production  jedes  einzelnen  Mannes  nur  in  unbedeutendem  Grade  seinen 
eignen  Bedarf  direct  befriedigen  kann;  der  grösste  Theil  desselben  muss 
nun  durch  die  Producte  der  Arbeit  andrer  Leute,  die  er  sich  mit  den 
Producten  seiner  eignen  Arbeit  erkauft,  befriedigt  werden.  „Aber",  so 
schreibt  Smith,  „ein  solcher  Kauf  kann  nicht  eher  stattfinden,  als  bis  die 
Producte  seiner  Arbeit  nicht  nur  fertig,  sondern  auch  verkauft  sind.  Daher 
muss  irgendwo  ein  Vorrath  von  verschiedenen  Gegenständen  gesammelt 
sein,  der  für  seinen  Unterhalt  genügt  und  ihn  so  lange  mit  Arbeits- 
materialien und  Geräthschaften  versieht,  bis  beides  geschehen  kann".^) 

„Ebenso  wie  die  Anhäufung  von  Vorräthen  der  Theilung  der  Arbeit 
naturgemäss  vorausgehen  muss",  fährt  Adam  Smith  fort,  ,so  kann  auch 
die  Arbeit  nur  in  demselben  Verhältnisse  immer  wiedßr  getheilt  werden, 
als  sich  der  Vorrath  vorher  immer  mehr  angesammelt  hat.  Nun  vermehrt 
sich  aber  in  hohem  Grade  die  Menge  der  Stoffe,  welche  die  gleiche  Anzahl 
von  Menschen  verarbeiten  können,  je  nachdem  sich  die  Arbeitstheilung 
vermehrt".  „Darum  nimmt  nicht  nur  die  Productionsthätigkeit  eines  jeden 
Landes  mit  der  Vermehrung  des  sie  unterhaltenden  Vorrathes  zu,  sondern 
eine  gleich  grosse  Thätigkeit  wird  auch  infolge  dieser  Vermehrung  eine 
weit  grössere  Menge  Arbeit  ausführen  können".^)  Nach  Smiths  Anschauung 
ist  also  besonders  die  Anhäufung  des  umlaufenden  Capitales  die  nothwendige 
Bedingung  für  die  Durchführung  der  Arbeitstheilung,  welche  die 
Ergiebigkeit  aller  productiven  Thätigkeit  ebenso  reell  und  ebenso  stark 
steigert  wie  die  Anwendung  stehenden  Capitales,  und  folglich  tragen  bei 
Smith  beide  Sorten  von  Capital  ihre  Bezeichnung  als  Capital  mit  gleicher 
Berechtigung. 

Adam  Smith  achtete  also  vollständig  darauf,  dass  auch  das  um- 
laufende Capital  der  Gesellschaft  im  Dienste  der  Production  steht.  Er  sah 
aber  nicht  ein,  dass  dessen  Vorhandensein,  wenn  auch  seine  Bestandtheile 
in  technischer  Hinsicht  consumable  goods  sind,  die  später  in  den  für  den 
unmittelbaren  Verbrauch  bestimmten  Vorrath  übergehen  können,  trotzdem 
einen  Productionsumweg  bezeichnet. 

1)  B.  II,  Introduction  pag.  119. 

^)  Ebendaselbst. 
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Zweifellos  hatte  Adam  Smith,  vom  technischen  Standpunkte  be- 
trachtet, recht.  Wenn  man.  anstatt  seine  Arbeit  direct  auf  die  Erzeugung 
von  Verbrauchsgegenständen  oder  Genussmitteln  zu  verwenden,  damit 
anfängt,  Geräthe,  Maschinen.  Geld  u.  s.  w.  zu  producieren,  also  stehendes 
Capital,  mit  dessen  Hilfe  man  später  Consumtionsgegenstände  hervorbringt, 
so  macht  man  nicht  nur  ökonomisch,  sondern  auch  technisch  einen  Umweg, 
und  hier  fällt  der  technische  Umweg  gerade  am  stärksten  in  die  Augen. 
Dagegen  liegt  ein  solcher  bei  der  Production  des  aus  Lebensmitteln, 
Materialien  und  fertigen  Gegenständen  bestehenden  umlaufenden  Capitales 
gar  nicht  vor;  denn  in  diesem  Falle  geht  ja  die  Production,  von  ihrer 
technischen  Seite  betrachtet,  geraden  Weges  auf  das  Ziel  zu.  Vom  öko- 
nomischen Gesichtspunkte  ist  jedoch  der  Umweg  hier  ebenso  gut  vorhanden, 
wie  bei  der  Production  des  stehenden  Capitales,  und  deswegen  hat  in  rein 
ökonomischer  Hinsicht  das  umlaufende  Capital  der  Gesellschaft  kein  Vor- 
recht „vor  dem  Gelde  und  dem  übrigen  stehenden  Capitale  auf  die  specifische 
Bezeichnung  als  consumable  goods.  Denn  wie  ein  Nationalökonom  der  Jetztzeit 
sich  unlängst  geäussert  hat:  ,Es  ist  nichts  als  eine  eigenthtimliche  Art  von 
Productionsumweg,  wenn  man  ein  Gut,  um  es  unter  günstigeren  Bedingungen 
herstellen  zu  können,  an  einem  andern  Orte  als  an  dem  des  Bedarfes  herstellt 
oder  herstellen  lässt.  Das  hat  dann  zur  Folge  —  und  eben  hierin  besteht  der 
Umweg,  der  hier  geradezu  buchstäblich  zu  nehmen  ist  —  dass  man  nach  der 
technischen  Fertigstellung  des  Productes  es  noch  an  den  Ort  des  Bedarfes 
schaifen  muss.  Wie  der  Bauer  häufig  sein  Getreide  eine  Viertelstunde,  sein 
Holz  eine  Stunde  weit  von  seinem  Hause  baut,  weil  er  so  die  Productions- 
bedingungen  am  besten  ausnützt,  geradeso  lässt  man  in  der  arbeitstheilig 
organisierten  Volkswirtschaft  aus  guten  Gründen  ganz  allgemein  die  Gegen- 
stände des  eigeren  Bedarfs  in  fremden  Werkstätten,  ja  oft  in  anderen  Orten, 
anderen  Ländern,  anderen  Welttheilen  herstellen  und  hat  dann  natürlich  zum 
Schlüsse  noch  für  ihr  Zubringen  zu  sorgen.  Dieses  Zubringen 
bildet  hier  wie  dort  den  letzten  Act  der  Production,  vor 
dessenVollzug  man  von  einer  „Genuss reife"  des  Products 
folglich  noch  nicht  sprechen  kann.  Nebenbei  bemerkt  steht 
dieser  eigenthümliche,  commercielle  Umweg,  der  aus  der  arbeitstheiligen 
Organisation  entspringt,  auch  im  Grade  des  Vortheils,  den  er  bringt,  den 
sonstigen  technischen  Productionsumwegen  vollkommen  ebenbürtig  zur  Seite. 
Er  lohnt  sich  so  reichlich  oder  noch  reichlicher  als  irgendwelche  capitali- 
stische  Productionsmethoden,  auf  welche  die  berühmtesten  technischen 
Erfindungen  geleitet  haben."  ^) 

In  Wirklichkeit  können  wir  ja  auch  der  Darstellung  Adam  Smiths 
alles  entnehmen,  was  Avir  hier  citiert  haben.  Genauer  betrachtet  ist  es 
nämlich  die  nothwendige  Consequenz  seiner  eigenen  Lehre  von  der  Pro- 
ductivität  des  Handels.  Durch  die  Landwirtschaft  im  weitesten  Sinne  des 
W^ortes  erwirbt  mau  alle  Arten  nöthiger  Rohstoffe ;  durch  alle  Stadien   der 

*)  Böhm-Bawerk:  Capital  und  Capitalzins.  Zweite  Abtheilung:  Positive  Theorie 
des  Capitales,  pag.  70 — 71. 
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Industrie  werden  diese  Kohstoffe  bearbeitet  oder  veredelt,  damit  sie  sieh 
technisch  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  eignen,  und  schliesslich  werden 
die  so  erzeugten  Gegenstände  zur  rechten  Zeit,  am  rechten  Ort  und  in 
passenden  Portionen  durch  alle  verschiedenen  Formen  des  Handels  den 
Consuraenten  als  vollendete  Consumtionsgegenstände  oder  Genussgüter  zur 
Verfügung  gestellt  —  dies  ist  in  aller  Kürze  der  Hergang  der  Vermögens- 
production,  so  wie  ihn  uns  Adami  Smith  selbst  darlegt.  So  unterliegt 
es  denn  keinem  Zweifel,  dass  in  seinen  Augen  gerade  das  Erscheinen  des 
Handels  als  letzten  Gliedes  in  jeder  auf  Arbeitstheilung  basierten  Production 
der  Gesellschaft,  seine  Berechtigung  bewies  als  productiveThätigkeit  bezeichnet 
zu  werden.  Und  wenn  er,  entgegen  seiner  eigenen  Lehre  von  der  Productivität 
des  Handels,  nun  trotzdem  die  in  den  Warenlagern  der  Producenten  und  Ver- 
käufer (bezw.  Vermieter)  vorhandenen  Lebensmittel,  Materialien  und  fertigen 
Gegenstände,  woraus  das  umlaufende  Capital  der  Gesellschaft  besteht,  als 
consumable  goods  charakterisierte,  die  im  Gegensatz  zum  Gelde  und  dem 
übrigen  stehenden  Capital  zum  „Reineinkommen  der  Gesellschaft"  gehören 
sollten,  so  lag  der  Grund  einzig  und  allein  darin,  dass  der  auffällige,  mit 
dem  ökonomischen  zusammentreffende  technische  Umweg,  den  die  Production 
des  stehenden  Capitales  immer  bezeichnet,  in  so  hohem  Grade  seine  Auf- 
merksamkeit auf  sich  zog,  dass  er  die  ökonomische  Seite  des  Verhältnisses, 
die  hier  allein  in  Betracht  kommen  kann,  ganz  und  gar  aus  den  Augen 
verlor.  Hierbei  übersah  er  denn,  dass  im  Vergleiche  mit  der  directen  Pro- 
duction, wo  jeder  die  Gegenstände  seines  Bedarfes  selbst  hervorbringt,  die 
Einführung  der  durch  das  Vorhandensein  des  umlaufenden  Capitales  ermög- 
lichten Arbeitstheilung  einen  ökonomischen  Umweg  bezeichnet,  der,  wie 
lohnend  er  auch  ist,  für  die  Gesellschaft  doch  dadurch  unmittelbar  ein 
grosses  Opfer  bedeutet,  dass  er  den  ganzen  Handel  und  Umsatz  zu  einer 
Nothwendigkeit  macht. 

Wir  haben  schon  Smith  selbst  stark  hervorheben  sehen,  wie 
die  durch  die  Anwendung  von  Geld  und  allen  Sorten  stehenden  Capitales 
erzeugte  ungeheure  Steigerung  der  Ergiebigkeit  der  Production  nur  mit 
Aufopferung  all  der  Arbeit  und  des  Capitales  erreicht  werden  kann, 
die  der  Umweg  —  die  Erzeugung  und  Erhaltung  des  Geldes  und  des 
übrigen  stehenden  Capitales  —  in  diesem  Falle  kostet.  Aber  in  gleicher 
Weise  muss  nun  auch  der  gewaltige  Zuwachs  an  Effectivität,  den  das 
Vorhandensein  des  umlaufenden  Capitales  der  Production  dadurch  leistet, 
dass  es  eine  völlige  Durchführung  der  Arbeitstheilung  ermöglicht,  noth- 
wendig  mit  Aufopferung  all  der  Arbeit  und  des  Capitales  erkauft  werden, 
die  der  Umweg  —  der  ganze  durch  den  Handel  in  all  seinen  Formen 
bewerkstelligte  Umsatz  an  Waren  unter  den  Producenten  selbst  und  von 
diesen  an  die  Consumenten  —  hier  nothwendigerweise  erfordert.  Auch  hier 
ist  jede  durch  irgendwelche  Verbesserungen  gewonnene  Ersparnis  an  dem 
erforderlichen  Aufwand  von  Arbeit  und  Capital  ein  grosser  Vortheil  für  die 
Gesellschaft,  die  um  das  Ersparte  direct  ihr  Reineinkommen  vermehren 
kann.     In  jeder    civilisierten  Gesellschaft   bildet  erstgenannter  Umweg   den 
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Anfang  des  Productionsprocesses,  der  zweite  den  Abschluss  desselben.  Das 
stehende  Capital,  das  Geld  inbegriffen,  dient  während  seines  ganzen  Daseins 
.der  Gesellschaft  als  Capital  und  geht  technisch  als  solches  zugrunde;  dagegen 
durchlaufen  alle  übrigen  Vermögensgegenstände  während  des  Productions- 
processes ein  Stadium,  worin  dieselben  Theile  des  umlaufenden  Capitales 
der  Gesellschaft  ausmachen,  um  endlich  bei  dessen  Abschluss  in  den  für 
den  unmittelbaren  Verbrauch  der  Gesellschaft  bestimmten  Vorrath  über- 
zugehen. 

Der  capitalistische  Productionsprocess  der  modernen  Gesellschaft 
schliesst  also  immer  einen  doppelten  Umweg  in  sich.  Trotzdem  aber 
schreitet  er  doch,  von  seiner  ökonomischen  Seite  betrachtet,  in  zusammen- 
hängender Linie  vorwärts.  Vom  technischen  Standpunkt  betrachtet,  kommt 
freilich  eine  Unterbrechung  vor,  wenn  man  zuerst  Werkzeug,  Maschinen, 
Geld  u.  s.  w.,  also  lauter  Productionsgeräthe  herbeischaffen  muss  und  dann 
gleichsam  von  neuem  anfängt,  indem  man  vermittelst  ihrer  Hilfe  auf  die 
Erzeugung  der  davon  ganz  verschiedenen  Verbrauchsgegenstände  oder 
Genussmittel  übergeht,  deren  Production  den  Zweck  des  ganzen  Processes 
bildet.  In  wirtschaftlicher  Hinsicht  ist  jedoch  die  Continuität  die  ganze  Zeit 
über  ununterbrochen  vorhanden,  und  die  Erzeugung  des  endgiltigen  Productes 
wirklich  schon  mit  der  Verfertigung  des  ersten  Productionsgeräthes 
begonnen. 

In  Adam  Smiths  Lehre  vom  Capital  ist  diese  ökonomische  Con- 
tinuität des  Productionsprocesses,  die  ihm  sonst  überall  so  klar  zum  Bewusst- 
sein  kam,  offenbar  völlig  verkannt.  Er  richtete  nämlich  seine  Aufmerksam- 
keit in  so  hohem  Grade  auf  die  technische  Unterbrechung,  die  der  Ueber- 
gang  von  der  Erzeugung  reiner  Productionswerkzeuge  auf  die  Erzeugung 
von  Consumtionsgegenständen  bei  der  Production  bewirkt,  dass  es  ihm 
vorkam,  als  stelle  sich  die  Erzeugung  und  Erhaltung  der  ersteren  auch  in 
ökonomischer  Hinsicht  unabhängig  neben  die  übrige  Vermögensproduction. 
Seine  Lehre  vom  Capital  unterscheidet  also  geradezu  zwei  verschiedene 
Arten  der  Vermögensproduction:  die  Production  des  Geldes  und  übrigen 
stehenden  Capitales,  im  Gegensatz  zur  Production  von  Verbrauchsgegen- 
ständen oder  Genussmitteln,  unter  welche  letztere  alle  von  ihm  als  con- 
sumable  goods  bezeichneten  umlaufenden  Capitalgegenstände,  die  nicht  zur 
Erzeugung  von  stehendem  Capital  angewandt  werden,  gerechnet  wurden. 
Die  ökonomische  Einheit  und  Verbindung  unter  diesen  vom  technischen 
Standpunkte  aus  verschiedenen  Arten  der  Production  wurde  hier  nicht  klar 
aufgefasst,  und  man  vermisst  ein  volles  Verständnis  der  Thatsache,  dass, 
wenn  man  auch  durch  die  Production  stehender  Capitalgegenstände  unzwei- 
felhaft einen  ökonomischen  Productionsumweg  einschlägt,  man  trotzdem 
in  ökonomischem  Sinne,  factisch  einen  Theil  des  Weges  zur  Erzeugung 
des  entgiltigen  Productes  zurückgelegt  hat,  einen  Theil,  der  ebenso  reell 
und  ebenso  bedeutungsvoll  ist,  wie  irgend  ein  später  zurückzulegender  Theil. 

Hätte  sich  Adam  Smith  auch  hier  diese  Thatsache  klar  gemacht, 
so    hätte    er   unmö^rlich    seine   Annahme   von    einer   Artverschiedenheit    in 
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ökonomischer  Hinsicht  zwischen  dem  Gelde  und  übrigem  stehendem 
Capital  der  Gesellschaft  und  ihrem  aus  Lebensmitteln,  Materialien  und 
fertigen  Gegenständen  bestehenden  umlaufenden  Capitale  festhalten  können. 

Allerdings  besteht  zwischen  diesen  beiden  Arten  der  Capitalgegen- 
stände  ein  wirklicher  Unterschied  insoferne,  als  die  erstere  Gruppe  die 
Werkzeuge  umfasst,  vermittelst  deren  man  Consumtionsgegenstände  pro- 
duciert,  wohingegen  das  umlaufende  Capital  aus  den  Materialien  besteht, 
aus  denen  jene  erzeugt  werden,  und  deren  materielle  Substanz  man  daher 
immer  (jedenfalls  theilweise)  in  dem  vollendeten  Product  wiederfindet. 
Dieser  Unterschied  zwischen  Productionswerkzeugen  und  Productions- 
materialien  ist  jedoch,  Avie  wir  schon  gesehen  haben,  rein  technischer  Natur 
und  beweist  in  Wirklichkeit  keinen  entsprechenden  ökonomischen  Unter- 
schied. Denn  bei  der  Erzeugung  stehenden  Capitales  erreicht  man,  ökono- 
misch betrachtet,  immer  dasselbe,  wie  bei  der  Erzeugung  umlaufenden 
Capitals :  man  rückt  auf  dem  Wege  der  Production  der  Avirklichen  Con- 
sumtionsgegenstände einen  Schritt  vorwärts,  und  was  diese  letzteren  in 
ökonomischer  Hinsicht,  wenn  man  die  verschiedene  technische  Beschaffen- 
heit ausser  Betracht  lässt,  von  den  stehenden  und  umlaufenden  Capital- 
gegenständen  trennt,  ist  darum  in  allen  Fällen  dasselbe,  nämlich  nur  ein 
längerer  oder  kürzerer  Abstand  im  Productionsprocesse,  indem  das  stehende 
Capital  einem  frühen  das  umlaufende  Capital  einem  späten  Stadium  dieses 
Processes  angehört. 

Nicht  nur  die  von  Smith  als  consumable  goods  bezeichneten 
umlaufenden  Capitalgegenstände,  sondern  überhaupt  alle  Arten  von 
Capital,  stehendes  wie  umlaufendes,  lassen  sich  darum  im  ökonomischen 
Sinne  als  Verbrauchsgegenstände  oder  Genussmittel  auf  einem  unreifen 
Stadium  ihrer  Production,  oder  mit  andern  W^orten,  als  werdende  Con- 
sumtionsgegenstände betrachten.  Sie  kommen  alle,  von  welcher  technischen 
Beschaffenheit  sie  auch  sein  mögen,  und  wenn  auch  ihre  Production  vom 
technischen  Standpunkte  betrachtet  zu  Ende  ist,  darin  überein,  dass  sie  nie 
unmittelbar  verbraucht  werden  können:  gerade  der  Umstand  zeichnet  sie 
als  Capital  aus,  dass  sie  nicht  zur  Befriedigung  gegenwärtiger  Bedürf- 
nisse dienen,  sondern  die  Befriedigung  des  Bedarfs  einer  näheren  oder 
ferneren  Zukunft  sichern.  Sie  sind,  wie  Böhm-Bawerk  es  ausdrückt, 
nicht  Gegenwarts-  sondern  Zukunftsgüter. 

Auch  von  dem  aus  Lebensmitteln,  Materialien  und  fertigen  Gegen- 
ständen bestehenden  umlaufenden  Capital  gilt  daher,  w^as  Adam  Smith 
uns  in  Betreff  des  Geldes  und  sonstigen  stehenden  Capitales  nachgewiesen 
hat,  nämlich,  dass  es  nur  insofern  Wert  hat  und  dem  Vermögen  und  Ein- 
kommen der  Gesellschaft  einverleibt  wird,  als  sein  Vorhandensein  dazu 
beiträgt,  die  Erzeugung  einer  gewissen  Menge  von  Verbrauchsgegenständen 
oder  Genussmitteln  zu  sichern.  Und  die  von  ihm,  mit  einem  für  seine  Zeit 
bewundernswert  tiefen  Verständnisse,  gezogene  Scheidelinie  zwischen  dem 
stehenden  Capital  (das  Geld  inbegriffen)  und  den  wirklichen  Consumtions- 
gegenständen,  unter  welche  er  fälschlich  und  entgegen  seiner  eignen  Lelire 
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von  der  Productivität  des  Handels  auch  die  Bestandtheile  des  umlaufenden 
Capitals  zählte,  muss  der  berichtigten  modernen  Auffassung  entsprechend, 
durch  die  zutreffendere  Scheidung  zwischen  Consumtionsgegenständen  und 
Capital,  zwischen  Gegenwarts-  und  Zukunftsgütern  ersetzt  werden.  ^) 

VII. 

Sollte  die  Bezeichnung  „Reineinkommen  der  Gesellschaft",  in  solch 
abstracter  Bedeutung,  wie  bei  Adam  Smith  gebraucht  werden,  dann 
mtisste  sie,  um  einige  Berechtigung  zu  haben,  alle  Consumtionsgegenstände 
oder  Gegenwartsgüter  zum  unterschiede  von  allen  stehenden  und  umlau- 
fenden Capitalgegenständen  oder  Zukunftsgütern  umfassen.  Dadurch  würde 
man  der  immer  noch  nicht  klar  erkannten  Wahrheit  Ausdruck  geben,  dass 
die  Vermögensgegenstände,  erst  wenn  sie  nicht  mehr  Capital 
bilden,  die  ökonomischen  Bedürfnisse  der  Gesellschaftsglieder  befriedigen 
können,  und  somit  wäre  z.  B.  das  bisher  übliche  Missverständnis  beseitigt, 
dass  man,  ohne  die  Grenze  zwischen  Production  und  Consumtion  ganz  und 
gar  zu  verwischen,  die  von  der  Arbeiterclasse  ccnsumierten  Lebens-  und 
Genussmittel  im  Gegensatz  zu  den  von  den  anderen  Menschen  verbrauchten 
als  Capital  charakterisieren  könne.  Allein  schon  durch  die  Ausdrücke : 
Capital  und  Verbrauchsgegenstände  und  vielleicht  noch  besser  durch  die 
Bezeichnungen:  Gegenwarts-  und  Zukunftsgüter,  wird  ja  erwähnter  Unter- 
schied zur  vollen  Genüge  markiert. 

Es  würde  folglich  ganz  überflüssig  sein,  die  Bezeichnung  „Reinein- 
kommen der  Gesellschaft*  auf  die  hier  angedeutete  Weise  zu  gebrauchen. 
Es  würde  dies  aber  ausserdem  ebenso  wie  Smiths  eigne  Anwendung 
jener  Bezeichnung  in  hohem  Grade  verwirrend  wirken,  indem  dieselbe  ja 
nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  den  Gedanken  unausbleiblich  auf  das- 
jenige lenkt,  was  das  wirkliche  Reineinkommen  der  Gesellschaft  innerhalb 


1)  Es  ist  nicht  ganz  leicht,  sich  auf  einmal  mit  der  jeden  zuerst  so  befremdenden 
Anschauungsweise  vertraut  zu  machen,  dass  die  im  Handel  vorräthigen,  technisch  aber 
schon  ganz  fertiggestellten  Gegenstände  thatsächlich  nur  Zukunftsgüter  sind,  zumal 
wenn  von  den  bei  den  Detailhändlern  lagernden  Verbrauchsartikeln  die  Rede  ist,  die  ja 
nur  einer  Requisition  seitens  des  Consumenten  zu  bedürfen  scheinen,  um  ihm  augen- 
blicklich zur  Verfügung  zu  stehen.  Indessen  ist  es  in  rein  theoretischer  Hinsicht  von 
grösster  Bedeutung,  dass  die  Begriffe  :  Consumtionsgegenstände  und  Capital,  Gegenwarts- 
und Zukunftsgüter  immer  scharf  getrennt  auftreten  und  an  keinem  Punkte  in  einander 
fliessen.  Man  muss  hier  ganz  besonders  klar  im  Auge  behalten,  dass,  so  sehr  sich  auch 
die  soeben  genannten  umlaufenden  Capitalgegenstände,  den  wirklichen  Consumtions- 
gegenständen im  wirtschaftlichen  Sinne  nähern,  sie  es  trotzdem  noch  nicht  gewoi'den 
sind.  Solange  sie  sich  im  Besitze  des  Kaufmannes  befinden,  sind  und  bleiben  sie  Zukunfts- 
güter. Um  sie  zu  Gegenwartsgütern  zu  machen,  ist  immer  die  Ausführung  einer  Reihe 
von  an  und  für  sich  freilich  zumeist  sehr  unscheinbaren,  im  Ganzen  jedoch  lästigen  und 
kostspieligen  Umsatzhandlungen  erforderlich,  die  in  dem  Verkaufe,  der  Zerstückelung 
und  Ueberlieferung  oder  Zufuhr  der  verkauften  Waren  an  den  Käufer  u.  dgl.  bestehen. 
Erst  wenn  diese  Handlungen  vollzogen  sind,  ist  der  Productionsprocess  ökonomisch 
betrachtet  ganz  zu  Ende,  und  werden  die  betreffenden  Producte  zu  wirklichen  Consum- 
tionsgegenständen oder  Gogenwartsgütern  im  volkswirtschaftlichen  Sinne. 


108  Jaeger. 

irgend  eines  bestimmten  Zeitraumes  ausmacht.  Mit  andern 
Worten,  es  würde  durch  eine  solche  Versündigung  gegen  den  Sprachgebrauch 
nur  erreicht  werden,  dass  man  einen  gänzlich  abstracten  Begriff  mit 
einem  davon  völlig  verschiedenen  und  gewissermassen  concreten  vermischen 
würde,  wie  man  es  unseres  Wissens  bisher  immer  that,  so  oft  man  sich 
auf  eine  Darstellung  oder  Beurtheilung  der  Smith'schen  Lehre  von  dem 
Keineinkommen  der  Gesellschaft  einliess. 

Bei  dem  Einkommen  der  Gesellschaft  müssen  natürlich  Vermögens- 
gegenstände aller  Art  mitgerechnet  werden.  Denn  obgleich  die  Gesell- 
schaftsglieder in  jedem  gegebenen  Augenblicke  selbstverständlich  nur  die 
in  demselben  Augenblicke  vorhandenen  Gegenwartsgüter  zur  unmittelbaren 
Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  benützen  können,  so  sind  doch  die  Zukunfts- 
güter unter  normalen  Verhältnissen  von  eben  solcher  Bedeutung  für  ihre 
ökonomische  Wohlfart  wie  die  Gegenwartsgüter.  Sobald  sich  nur  die  Men- 
schen über  den  ersten,  thierähnlichen  Standpunkt  erhoben  haben,  beginnt 
nämlich  neben  der  Gegenwart  auch  die  Zukunft  mit  ihren  Bedürfnissen,  in 
ihrem  Bewusstsein  eine  Rolle  zu  spielen.  Ihr  Vorauswissen,  dass  sie  auch 
in  Zukunft  Befriedigung  heischende  Bedürfnisse  haben  werden,  entwickelt 
sich  nach  und  nach  zur  Fürsorge,  sich  bei  Zeiten  die  dazu  nöthigen 
Mittel  zu  verschaffen,  und  diese  Fürsorge  wird  —  ganz  wie  die  Sorge,  den 
augenblicklichen  Bedarf  zu  befriedigen  —  als  Productionsmotiv  auf  sie  ein- 
wirken. So  legen  die  Menschen  nicht  nur  den  künftigen  Bedürfnissen  eine 
grössere  oder  geringere  Bedeutung  bei,  sondern  sie  schreiben  auch  infolge- 
dessen den  vorhandenen  Zukunftsgütern,  die  deren  Befriedigung  sichern,  einen 
grösseren  oder  geringeren  wirtschaftlichen  Wert  zu  und  stellen  sie  bei  jeder 
Berechnung  ihres  Vermögens  oder  Einkommens  den  erworbenen  Gegenwarts- 
gütern zur  Seite,  indem  sie,  wenn  auch  unbewusst,  in  der  Gegenwart  den 
zukünftig  zu  erntenden  Nutzen  anticipieren.^)  Wäre  es  anders,  so  würde 
überhaupt  keine  Ansammlung  von  Zukunftsgütern  zu  einem  Capital  statt- 
finden. Das  Vorhandensein  einer  auf  der  ausgedehnten  Anwendung  stehenden 
imd  umlaufenden  Capitales  beruhenden  Vermögensproduction  beweist  also 
schon  an  und  für  sich  am  besten,  dass  sich  die  Sorge  für  die  Zukunft  und 
ihre  Bedürfnisse  einen  festen  und  sicheren  Platz  im  wirtschaftlichen  Leben 
der  Gesellschaft  erobert  hat.  Deshalb  sind  es  nicht  nur  die  in  den  Besitz  der 
Consumenten  gelangten  Consumtionsgegenstände,  sondern  der  ganze  vorhan- 
dene Vorrath  an  Vermögen,  der  den  wirklichen  Subsistenzfond  der  Gesellschaft 


^)  Man  vergleiche  betreffs  des  hier  behandelten  Verhältnisses  Böhm-  Bawerks 
„Rechte  und  Verhältnisse  vom  Standpunkte  der  volkswirtschaftlichen  Güterlehre",  pag.  81 
und  folg.  „Was  uns  nicht  schon  heute  nützt",  schreibt  der  Verfasser  unter  anderm, 
„ist  für  uns  deshalb  nichts  gleichgiltiges;  und  wir  haben  uns  gewöhnt,  diese  Empfindung 
in  der  —  den  Thatsachen  vorauseilenden  —  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  wir 
allen  mit  mehr  oder  weniger  Sicherlieit  für  die  Zukunft  erwarteten  Wirtschaftsnutzen, 
gleichwie  die  nächstjährige  Ernte  unseres  Ackers  oder  die  künftige  Zahlung  unseres 
Schuldners  mit  seinem  Wert  nicht  minder  in  die  Liste  unserer  „verfügbaren  Güter" 
oder  in  unsere  Vermögensliste  eintragen  als  die  augenblicklich  und  für  ein  augenblick- 
liches Bedürfnis  zu  Gebote  stehenden  Güter".  Pag.  82. 
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bildet,  und  wenn  davon  die  Eede  ist,  das  wirkliche  Einkommen  derselben 
während  eines  gewissen  Zeitraumes  zu  bestimmen,  muss  man  folglich  eine 
jede  Zufuhr  zu  diesem  Vorrath  mitrechnen:  sowohl  die  in  dem  betreffenden 
Zeiträume  neuproducierten  Capitalgegenstände  oder  Zukunftsgüter,  als  die 
gleichzeitig  neuverfertigten  Consumptionsgegenstände  oder  Gegenwartsgüter. 

In  Wirklichkeit  thut  Adam  Smith  dies  selbst,  üeberall,  wo  er 
geradezu  das  Einkommen  der  Gesellschaft  bestimmen  will,  wird  es  nämlich 
als  gänzlich  zusammenfallend  mit  dem  jährlichen  Productionsertrage  definiert, 
der  ja  bekanntlinh  ohne  jeden  Unterschied  Vermögensgegenstände  aller  Art  in 
sich  schliesst.  Die  Grösse  dieses  Einkommens,  sagt  Smith,  ist  vollständig 
gleichbedeutend  mit  der  Grösse  des  wirtschaftlichen  Wertes  dieses  Ertrages.^) 

Das  jährliche,  oder  wie  Smith  es  meistens  nennt,  das  wirkliche  Ein- 
koramen (real  revenue)  der  Gesellschaft,  wovon  ihr  wirklicher  Wohlstand 
und  der  ihrer  Mitglieder  abhängt,  besteht  also  seiner  Lehre  gemäss  in  dem 
jährlichen  Productionsertrage. 2)  Als  „wirklich"  unterscheidet  sich  nun  dieses 
Einkommen  von  dem  Roheinkommen  der  Gesellschaft  dadurch,  dass  der 
Productionsertrag,  wovon  Smith  hier  spricht,  selbstverständlich  nicht  der 
Rohertrag  der  Production  ist,  sondern  nur  der  Rohertrag  abzüglich  dessen, 
was  auf  die  Erhaltung  des  stehenden  und  des  umlaufenden  Capitales  ver- 
wandt werden  muss,  oder  mit  andern  Worten,  so  viel,  wie  wirklich 
infolge  seinesWertes  im  LaufedesJahresneuproduciert 
ist,  und  folglich  von  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft  ohne  ihr  ursprüng- 
liches Vermögen  oder  Capital  zu  verringern,  ruhig  verbraucht  werden  kann. 
Dass  dies  seine  Ansicht  ist,  geht  besonders  deutlich  aus  seiner  schon 
früher  wiedergegebenen  Beschreibung  der  „Bilanz  zwischen  der  jährlichen 
Production  und  Consumtion"  hervor,  wo  er  treffend  bemerkt,  dass  „die 
Gesellschaft  nicht  ihr  ganzes  Einkommen  verbraucht",  falls  der  Wert  des 
jährlich  Producierten,  den  Wert  des  jährlich  Consumierten  übersteigt,  während 
andererseits  „die  Ausgaben  der  Gesellschaft  ihr  Einkommen  übersteigen", 
wenn  der  Wert  des  jährlich  Producierten  nicht  an  das  jährlich  Consumierte 
hinanreicht.  Mit  vollem  Recht  legt  Smith  auf  diese  Bilanz  grosses 
Gewicht,  denn  je  nachdem  sie  günstig  oder  ungünstig  ist,  führt  sie,  wie 
er  sagt,  nothwendigerweise  zum  Wohlstand  oder  zur  Verarmung  einer  jeden 
Nation,  und  dies  betrifft  nicht  allein,  wie  er  hinzufügt,  jede  einzelne  Nation, 
sondern    auch    die    ganze    Erde,    deren    Wohlstand,   Bevölkerung  und  wirt- 

')  Z.  B.  (pag,  126):  the  annual  produce  of  land  and  lahour,  the  real  revenue  of 
every  Society,  und  (pag  306)  the  real  revenue  of  their  society,  the  annual  produce  of 
its  land  and  labour.  —  The  annual  revenue  of  every  society  is  always  precisely  equal 
to  the  exchangeable  value  of  the  whole  annual  produce  of  its  industry  or  rather  is  pre- 
cisely the  same  thing  with  that  exchangeable  value.  B.  IV,  Ch.  II,  pag.  199. 

2)  Z.  B.  (pag.  162):  the  annual  produce  of  the  land  and  labour  of  the  coun- 
try,  the  real  wealth  and  revenue  of  its  inhabitants,  und  ]{\)Sig.  221)  the  real  wealth 
of  the  nation,  the  exchangeable  value  of  the  annual  produce  of  its  land  labour.  —  Accor- 
ding  as  they  tend  either  to  increase  or  diminish  the  value  of  this  annual  produce,  they 
must  evidently  tend  either  to  increase  or  diminish  the  real  wealth  and.  revenue  of 
the  country.   B.  IV,  Ch.  I,  pag.  198. 
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schaftlicher  Fortschritt  aus  demselben  Grunde  entweder  im  Steigen  oder 
Fallen  sein  können.^) 

Das  wirkliche  Finkommen  der  Gesellschaft  wird  dann  von  Adam 
Smith  in  genau  derselben  Weise  bestimmt,  wie  wir  ihn  schon  früher 
(Seite  87)  „das  Keineinkommen  aller  Einwohner  eines  grossen  Landes", 
wovon  „ihr  wirklicher  Wohlstand  abhängt",  definieren  sahen,  und  besteht, 
seiner  Lehre  gemäss  mit  andern  Worten,  in  Summa  aus  den  Reineinnahmen 
aller  einzelnen  Individuen  oder  Mitglieder  der  Gesellschaft,  die  zusammen 
den  wirklichen  jährlichen  Ertrag  der  ganzen  Vermögensproduction  in  sich 
schliessen.  Hiedurch  zeigt  sich,  wie  er  auch  hier  mit  gewohnter  Klarheit 
die  Gesellschaft  als  gleichbedeutend  mit  all  ihren  Mitgliedern,  oder  richtigem 
ausgedrückt,  als  Inbegriff  derselben  auffasst. 

Legt  man  nun  in  irgend  einem  civilisierten  Lande  alle  Einnahmen 
der  einzelnen  Mitglieder  der  Gesellschaft  zusammen,  so  erhält  man  jedoch 
einen  Wert,  der  den  Wert  des  Ertrages  der  ganzen  Vermögensproduction 
bei  weitem  übersteigt.  Hierauf  hätte  Adam  Smith  unzweifelhaft  geant- 
wortet, dass  das  Einkommen  der  von  ihm  als  unproductive  Arbeiter  bezeich- 
neten Individuen  nicht  besonders  mitzurechnen  sei,  weil  es  thatsächlich 
schon  mitgezählt  ist,  sobald  man  nur  das  Einkommen  der  mit  der  Ver- 
mögensproduction verbundenen  Classen  zusammenrechnet.  Nur  dieses  Ein- 
kommen allein  sei  selbständig,  würde  er  sagen;  denn  das  Einkommen,  welches 
die  dienstleistenden  Personen  der  Gesellschaft  haben,  sei  diesen  von  den 
vermögensproducierenden  Menschen  als  Entschädigung  für  die  Leistung 
unproductiver  Dienste  gewährt  worden  und  sei  folglich  kein  neues  und 
selbständiges,  sondern  nur  ein  abgeleitetes  Einkommen.  Damit  jedoch  diese 
Einwendung  stichliältig  sein  könnte,  müssten  die  zu  entgeltenden  Dienste 
ohne  wirtschaftlichen  Wert  sein,  was  sie  aber  gerade  nicht  sind.  Sei  es, 
dass  ein  Mann  sein  Einkommen  zur  Consumtion  materieller  Gegenstände 
verbraucht,  oder  dass  er  nur  einen  Theil  seines  Einkommens  darauf  verwen- 
det und  den  Rest  benutzt,  um  sich  die  persönlichen  Dienste  anderer  Men- 
schen zu  verschaffen,  so  wird  sein  Einkommen,  was  auch  Smith  einräumt, 
in  beiden  Fällen  von  ihm  selbst  verbraucht,-)  indem  er  mit  andern  Worten, 

')  B.  IV,  eil.  III,  pag.  22L  —  Adam  Smith  versteht  also  unter  dem  Roh- 
ertrage der  Production,  der  das  Reineinkommen  der  Gesellschaft  bildet,  überhaupt  alle 
im  Laufe  des  Jahres  producierten  Vermögensgegenstände  nach  ihrem  vollen  Wert  berech- 
ilet,  wohingegen  ihr  wirklicher  Ertrag,  von  dem  das  wirkliche  Einkominen  der  Gesell- 
schaft abhängt,  sich  darstellt,  nachdem  man  von  dem  Rohertrage  den  bei  der  Production 
benöthigten  Verbrauch  von  Werkzeugen  und  Materialien  oder  mit  andern  Worten,  von 
stehendem  und  umlaufendem  Capital  ersetzt  hat.  Obgleich  dies  deutlich  genug  in  seinem 
Werk  erklärt  wurde,  machte  sich  Smith  immerhin  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte 
einer  unerlaubten  Ungenauigkeit  schuldig,  indem  er  für  diese  beiden  verschiedenen 
Erträge  trotz  alledem  die  gleiche  Bezeichnung:  annual  produce  of  land  and  labour  ohne 
Unterschied  anwandte.  Seine  Unvorsichtigkeit  trug  denn  auch  viel  dazu  bei,  dass  seine 
Lehre  missverstanden  wurde. 

-)  Whenever,  schreibt  Smith,  a  man  eniploys  any  part  of  bis  stock  in  maintaining 
unproductive  hands  of  any  kind,  that  part  is  from  that  moment  withdrawn  from  bis  capital 
and   placed   in  bis   stock  reserved  for  immediate  consumtion.  B.  II,  Ch.  III,  pag.  147, 
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auch  in  den  von  ihm  consumieiten  persönlichen  Diensten  volle  Entschädi- 
gung für  sein  Geld  erhält.  Ein  Eriikonamen  aber,  das  schon  in  dieser  Weise 
verbraucht  ist.  kann  augenscheinlich  nicht  auPs  neue  als  Einkommen  auf- 
treten, und  folglich  ist  alles,  was  die  dienstleistenden  Personen  beziehen, 
und  wofür  sie  mit  ihrer  Arbeit  volle  wirtschaftliche  Valuta  gegeben  haben, 
ein  ganz  selbständiges  Einkommen,  das  notwendigerweise  bei  jeder  Berech- 
nung des  wirklichen  Einkommens  der  Gesellschaft,  deren  Mitglieder  diese 
Personen  sind,  mitgezählt  werden  muss.^) 

Die  Auffassung  des  Einkommens  der  Gesellschaft  steht  übrigens  immer 
in  naher  Verbindung  mit  der  Auffassung  des  Begriffes  Production.  In 
den  Augen  der  Mercantilisten  war  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  nur  dann 
productiv,  falls  dadurch  Geld  oder  edle  Metalle  erzeugt  wurden,  und  des- 
wegen bestand  auch  ihrer  Meinung  nach  alles  wirkliche  Einkommen  aus- 
schliesslich in  Geld.  Die  Physiokraten  dagegen,  die  in  jeder  Production, 
wie  wir  schon  früher  sahen,  ihrem  innersten  Wesen  zufolge  keine  mensch- 
liclie  Thätigkeit,  sondern  geradezu  einen  Naturprocess  sahen,  dessen  wirk- 
liches ökonomisches  Resultat  sich  in  dem  produit  net  der  Landwirtschaft 
offenbare,  mussten  ebenso  nothwendigerweise  das  eigentliche  Einkommen  der 
Gesellschaft  nur  in  diesem  produit  net  erblicken.  Sobald  nun  Adam 
Smith  die  Bezeichnung  productiv  als  für  die  Arbeit,  die  mit  der  Produc- 
tion des  Vermögens  zu  thun  hat.  allein  giltig  erklärte,  war  es  schon  im 
voraus  gegeben,  dass  man  in  seiner  Bezeichnung  des  wirklichen  Einkommens 
der  Gesellschaft  nichts  als  materielle  Gegenstände  angeführt  finden  würde. 

Doch  ist  auf  diesem  Gebiete  Adam  Smiths  üeberlegenheit  über 
seine  mercantilistischen  und  physiokratischen  Vorgänger  trotz  alledem  ganz 
epochemachend.  Denn  während  diese  ihre  Aufmerksamkeit  nur  auf  einzelne, 
besondere  Zweige  der  Vermögensproduction  richteten,  fasste  er  sie  alle  zu 
einer  p]inheit,  einem,  vom  nationalökonomischen  Standpunkte  betrachtet, 
untheilbaren   Ganzen   zusammen,    wovon  sich  kein  einzelner  Zweig  als   ein 


')  Ueber  die  Berechnung  des  wirklichen  Einkommens  der  Gesellschaft  schreibt 
Alfred  Marschall  in  seinen  Priaciples  of  Ecoiiomic's  unter  anderem  folgendes:  Suppose 
a  landowner  with  an  annual  income  of  pouud  Sterling  10.000  hires  a  privat  secretary  at 
a  salary  of  pound  Sterling  500,  who  hires  a  servant  at  wages  of  pound  Sterling  50.  It 
may  seem  that  if  the  incomes  of  all  these  three  persons  are  counted  in  as  part  of  the 
net  income  of  the  country,  some  of  it  will  be  counted  twice  over.  and  some  three  times. 
But  this  is  noth  the  case.  The  landlord  transfers  to  bis  secretary,  in  return  for  bis 
assistance,  part  of  the  purchasing  power  derived  from  the  produce  of  land;  and  the 
secretary  again  transfers  part  of  this  to  bis  servant  in  return  for  his  assistance.  The 
farni  produce  the  value  of  whicb  goes  as  rent  to  the  landlord,  the  assistance  which  the 
landlord  derives  from  the  work  of  the  secretary,  and  that  which  the  secretary  derives 
from  tbe  work  of  the  servant  are  independent  parts  of  the  real  net  income  of  the 
country;  and  therefore  the  pound  Sterling  10.000  and  tbe  pound  Sterling  500  and  the 
pound  Sterling  50  which  are  their  money  measuies,  raust  all  be  counted  in  when  we  are 
estimating  the  income  of  the  country  —  But  if  the  landlord  makes  au  allowance  of 
pound  Sterling  500  a  year  to  bis  son,  that  niust  not  be  counted  as  an  independent 
income;  because  no  Services  are  rendered  for  it.  And  it  would  not  be  assessed  to  the 
Income-tax.  Vol.  I,  B.  II,  Cb.  V.  §  3. 
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die  ganze  Production  repräsentierender  abtrennen  lässt,  weil  zwischen  allen 
verschiedenen  productiven  Geschäften  der  Vermögenserzeugung  ein  genaues 
Zusammenwirken  erforderlich  ist,  um  die  materiellen  Gegenstände  in  Stand 
zu  setzen,  den  einzigen  Zweck  der  Production:  die  Befriedigung  des  Bedarfs 
der  Menschen  an  nothwendigen  Erfordernissen,  Bequemlichkeiten  und  Ver- 
gnügungen des  Lebens  zu  erfüllen.  Zum  erstenmale  in  der  nationalökono- 
mischen Literatur  knüpfte  er  also  die  Bezeichnung  „productiv"  an  alle 
Arbeit,  durch  welche  materielle  Befriedigungsmittel  erzeugt  werden. 

Wenn  er  dagegen  diese  Bezeichnung  nicht  auch  gleichzeitig  auf  die 
Arbeit  ausdehnte,  die  unsere  Bedürfnisse  durch  persönliche  Dienstleistungen 
direct  befriedigt,  so  wollte  er  damit  in  Wirklichkeit  wesentlich  die  Produc- 
tion von  materiellen  Gütern  als  eine  selbständige  und  von  den  persönlichen 
Dienstleistungen  verschiedene  ökonomische  Thätigkeit  bezeichnen,  deren 
Kesultate  nicht  nur  die  erste  Bedingung  der  materiellen  Existenz  der  Men- 
schen überhaupt  sind,  sondern  auch  ausserdem  —  nachdem  dieselbe  gesi- 
chert ist,  —  die  unentbehrliche  ökonomische  Grundlage  aller  weiteren 
Befriedigung  unserer  Bedürfnisse  bilden,  —  eingerechnet  die  Befriedigung, 
die  wir  dem  Genuss  der  wirtschaftlich  wertvollen,  uns  von  anderen  Menschen 
erwiesenen  persönlichen  Dienste  verdanken.  Er  wollte,  mit  andern  Worten 
zunächst  nur  die  unbestreitbare  Wahrheit  behaupten,  dass  sich  diese  letzt- 
genannte Befriedigung  unserer  Bedürfnisse  in  der  Kegel  nur  durch  einen 
so  reichlichen  Besitz  materieller  Güter  ermöglichen  lässt,  dass  die  dienst- 
leistenden Personen  in  der  Gesellschaft  eine  genügende  materielle  Vergü- 
tung der  geleisteten  Dienste  erhalten  können. 

Eigentlich  nur  scheinbar  schloss  also  Adam  Smith  die  Arbeit, 
womit  ökonomisch  wertvolle  persönliche  Dienste  ausgeführt  werden,  von 
der  wirtschaftlichen  Production,  und  somit  die  Dienste  selbst  vom  Avirk- 
lichen  Einkommen  der  Gesellschaft  aus.  In  seinem  Werke  werden  denn 
auch  diese  Dienste  als  nützlich  und  wertvoll  hingestellt,  besitzen  sowohl 
die  Gabe,  unsere  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  als  auch  einen  wirtschaftlichen 
Wert,  der  dem  Wert  der  materiellen  Gegenstände,  gegen  welche  sie  ein- 
getauscht werden,  genau  entspricht.  So  besitzen  sie  zufolge  seiner  Lehre 
auch  die  Eigenschaften,  die  sie  zu  wirklichen  wirtschaftlichen  Gütern  machen, 
und  lassen  sich  hiernach  leicht  und  ungezwungen  nicht  nur  seiner  Defi- 
nition vom  Begriff  „Wohlstand",  als  einem  reichlichen  Besitz  der  Mittel, 
die  zur  Befriedigung  unseres  Bedarfs  an  nothwendigen  Erfordernissen  und 
Bequemlichkeiten  des  Lebens  erforderlich  sind,  anpassen,  sondern  auch  seiner 
Definition  von  dem  wirklichen  Einkommen  der  Gesellschaft,  als  der  Menge 
dieser  Mittel,  die  allen  Mitgliedern  derselben  durch  die  ökonomische  Pro- 
duction jährlich  zufliessen. 

In  diesem  „wirklichen  Einkommen"  der  Gesellschaft,  dessen  Grösse 
nach  Adam  Smiths  Lehre  also  mit  dem  Wert  des  ganzen  jährlichen 
Productionsertrages  zusammenfällt,  finden  wir  bei  näherer  Betrachtung  gerade 
dasselbe  wieder,  was  man  nach  der  modernen  nationalökonomischen  Ter- 
minologie als   das   Keineinkommen    der   Gesellschaft   bezeichnet,   und 
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wenn  Smith  hierbei  unterlässt,  die  innerhalb  der  Gesellschaft  im  Laufe 
des  Jahres  geleisteten  persönlichen  und  wirtschaftlich  wertvollen  Dienste 
einzurechnen,  so  erfolgt  es  einzig  und  allein  aus  einem  gewissen  Mangel 
an  Consequenz  in  der  Durchführung  seiner  eigenen  ökonomischen  Grund- 
anschauung. 

Jedoch  abgesehen  von  diesem  Fehler  ist  Adam  Smiths  Lehre 
vom  wirklichen  Einkommen  der  Gesellschaft,  wenngleich  weiterer  Entwi- 
ckelung  zugänglich,  doch,  so  weit  sie  geht,  wissenschaftlich  völlig  stich- 
hältig.^) Und  wie  sehr  er  sich  damit  über  die  einseitigen  privat-ökonomischen 
Anschauungsweisen  aller  seiner  Vorgänger  erhob,  zeigt  sich  vielleicht  am 
klarsten  in  seinem  Nachweis,  wie  dieses  ganze  Keineinkommen  oder  mit 
anderen  Worten,  der  ganze  Wert  des  jährlichen  Productionsertrages  unter 
alle  Mitglieder  der  Gesellschaft  vertheilt  wird  und  ihnen  ein  Einkommen 
gibt,  entweder  als  Lohn  für  ihre  Arbeit,  oder  als  Gewinn  an  ihrem  Capital, 
oder  als  Grundrente  für  die  Benützung  ihres  Grund  und  Bodens.''') 

'Denn  dadurch,  dass  Adam  Smith  ausdrücklich  Arbeitslohn,  Capital- 
gewinn  und  Grundrente  als  die  drei  selbständigen  und  coordinierten  Glieder 
innerhalb  des  Keineinkommens  der  Gesellschaft  aufstellt,  liefert  er  uns  den 
unumstösslichen  Beweis,  dass  er  einen  weit  klareren  Begriff  von  den  wirk- 
lichen Bestandtheilen  dieses  Einkommens  hatte,  als  irgend  jemand  vor  seiner 
Zeit,  ja  sogar  als  die  allermeisten  seiner  Nachfolger.  Diese  betrachteten 
nämlich,  besonders  durch  Ricardos  Beispiel  verleitet,  das  volkswirtschaft- 
liche Leben  im  ausgedehnten  Maasse  nicht  von  einem  wirklich  national- 
ökonomischen Gesichtspunkte  aus,  sondern  von  dem  privatökonomischen 
der  Capitalisten,  den  sie  damit  verwechselten.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
betrachtet,  besteht  nun  das  Eeineinkommen  der  Gesellschaft  —  obgleich 
auch  die  Grundrente  eingerechnet  wird,  —  eigentlich  nur  im  Capitalgewinn, 
wogegen  der  Arbeitslohn  offenbar  nur  als  eine  nothwendige  Productions- 
ausgabe  betrachtet  wird,  die  folglich  aus  dem  Eoheinkommen,  nämlich  dem 
der  Capitalisten,  ausbezahlt  werden  muss.  Vom  nationalökonomischen  Stand- 


1)  Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  uns  hier  auf  das  schwierige  Problem  vom  Kein- 
einkommen der  Gesellschaft  näher  einzulassen.  Nur  die  Bemerkung  sei  uns  gestattet, 
dass  sich  dasselbe  sicherlich  nicht  durch  den  objectiven  Tauschwert  allein  völlig 
ermessen  lässt;  es  kommt  vielmehr  zu  guter  letzt  natürlich  auf  den  subjectiven  Wert 
des  Productionsertrages  an.  So  lässt  es  sich  z.  B.  nicht  leugnen,  dass  wenn  ein  reicher 
Mann,  für  den  die  wirtschaftlichen  Güter  nur  einen  kleinen  subjectiven  Wert  haben, 
einer  nothleidenden  Familie  eine  Unterstützung  gewährt,  er  dann  eine  Steigerung  des 
Pieineinkommens  der  Gesellschaft  bewirkt.  Denn  obgleich  die  Güter  selbstverständlich 
den  gleichen  objectiven  Tauschwert  behalten,  bekommen  sie  doch  in  den  Händen  der 
armen  Familie  einen  viel  höheren  subjectiven  Wert,  bedeuten  mit  andern  Worten  eine 
viel  grössere  Bedürfnisbefriedigung,  und  die  Unterstützung  führt  somit  eine  Erhöhung 
des  Wohlstandes  und  des  Einkommens  der  Gesellschaft  herbei. 

-]  The  whole  price  or  exchangeable  value  of  that  annual  produce  is  parcelled 
out  among  the  ditferent  inhabitants  of  the  country,  either  as  the  wagos  of  their  labour, 
the  profits  of  their  stock  or  the  rent  of  their  land.  —  The  whole  value  of  the  annual 
produce  of  the  land  and  labour  of  every  country  is  thus  divided  among  and  constitutes 
a  revenue  to  its  different  inhabitants.  B.  II,  Ch.  II,  pag.  123, 
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punkte  aus  betrachtet,  gehört  dagegen,  wie  Adam  Smith  lehrt,  der 
Arbeitslohn,  das  Eeineinkommen  der  Arbeiter  selbst,  ebenfalls  zum  Rein- 
einkommen der  Gesellschaft,  deren  Glieder  die  Arbeiter  selbst  sind,  und 
zwar  überdies  nicht  nur  theilweise  wie  der  Capitalgewinn  und  die  Grund- 
rente, die  man  ja,  wie  er  uns  schon  früher  bewies,  in  eine  „rohe"  und 
„reine"  unterscheiden  muss.  Denn  der  Arbeitslohn  kann  in  der  Eegel  im 
ganzen  verbraucht  werden,  ohne  dass  das  Capital  oder  Vermögen  der 
Gesellschaft  dadurch  irgendwie  geschmälert  wird. 

Diese  grosse  Wahrheit,  deren  ausserordentliche  Bedeutung  man 
schwer  überschätzen  kann,  verkündete  Adam  Smith  als  erster  in  einer 
wesentlich  von  mercantilistischen  Anschauungen  beherrschten  Zeit^)  und 
gründete  darauf  insbesondere  seine  später  vielfach  angegriffene  Eangordnung 
der  verschiedenen  Capitalverwendungen  je  nach  ihrer  grösseren  oder  geringeren 

^)  Eine  grosse  Anzahl  von  Smiths  Kritikern  wollten  ihm  jedoch  das  richtige 
Verständnis  dieser  Wahrheit  nicht  zugestehen.  In  dem  bekannten  26.  Capitel:  On  Gross 
and  Net  Eevenue  in  Eicardos  Hauptwerk  unterscheidet  dieser  bekanntlich  von  einem 
rein  privatökonomischen  Standpunkte  derart  zwischen  dem  Roh-  und  dem  Eeineinkommen 
der  Gesellschaft,  dass  letzteres  nur  Grundrente  und  Capitalgewinn  umfasst,  so  dass  er 
also  alles  ausschliesst,  was  die  Arbeiter  an  Lohn  erhalten.  Anstatt  nun  zu  begreifen, 
dass  Adam  Smith  und  Eicardo,  Avenn  sie  die  Lehre  vom  Einkommen  der  Gesellschaft 
behandelten,  jeder  von  seinem  eigenen  ganz  verschiedenen  Standpunkte  schrieb,  schalteten 
jene  Kritiker  ohne  weiteres  Eicardos  Definitionen  und  Terminologie  in  Adam  Smiths 
Lehre  ein  und  entdeckten  natürlich  die  auffallendsten  und  beklagenswertesten  Selbst- 
widersprüche, an  denen  thatsächlich  nur  sie  selbst  die  Schuld  trugen,  die  jedoch 
Smiths  vermeintlicher  Unklarheit  und  Inconsequenz  zur  Last  gelegt  wurden.  —  Dies 
wird  auch  von  Leser  (Begriff  des  Eeichthums  bei  Adam  Smith  pag,  112 — 114)  gezeigt, 
welcher  uns  gleichzeitig  Th.  Bernhardi,  Schmoller,  Adolf  Held  und  Eoesler  als 
Beispiele  jener  Kritiker  nennt. 

Immerhin  ist  es  sonderbar,  dass  sich  dieses  Missverständnis  einbürgern  konnte,  da 
doch  Eicardo  das  erwähnte  Capitel  mit  folgendem  Satze  einleitet:  Adam  Smith  con- 
stantly  magnifies  the  advantages  which  a  country  derives  from  a  iarge  gross  rather  than 
a  Iarge  net  income.  Wer  mit  einiger  Aufmerksamkeit  Adam  Smiths  Werk  gelesen 
und  wahrgenommen  hat,  wie  er  thatsächlich  keinerlei  Gewicht  auf  das  Eoheinkommen 
der  Gesellschaft  legt,  sollte  nämlich  bei  diesen  Worten  klar  empfinden,  dass  Eicardo 
hier  mit  dem  Ausdrucke  gross  income  nur  das  meinen  konnte,  was  Adam  Smith  real 
revenue  nennt;  liest  man  das  Capitel  zu  Ende,  so  wird  dies  völlig  einleuchtend.  Am 
sonderbarsten  nimmt  sich  vielleicht  das  hier  gerügte  Missverständnis  bei  dem  in  so 
vieler  Hinsicht  tiefen  und  überlegenen  Kritiker  Theodor  Bernhardi  aus,  der  trotz 
seines  Widerwillens  gegen  Smiths  Nachfolger  in  England  für  ihn  selbst  doch  viel 
Sympathie  hegte.  So  rühmt  er  (Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  für  grosses  und 
kleines  Grundeigenthum  angeführt  werden,  pag.  259)  Smiths  Einsicht  von  dem  Wesen 
des  Einkommens  der  Gesellschaft  und  stellt  beifällig  (pag.  300—303)  alle  zerstreuten 
Aeusserungen  zusammen,  die  ihm  dessen  Einsicht  in  die  Provenienz  des  Arbeitslohnes 
aus  dem  Eeineinkommen  der  Gesellschaft  beweisen.  Allein  da  auch  er  irrthümlich  die 
Ricardo'schen  Definitionen  zur  Beurtheilung  der  Lehre  Smiths  anwendet,  fühlt  er 
sich  doch  (pag.  260)  gezwungen,  seufzend  zu  erklären:  „So  sieht  denn  auch  Adam 
Smith  selbst  nur  in  dem  Theil  des  Gesammteinkommens,  der  zu  Gewinn  und  Grundrente 
wird,  reines  Einkommen." 

Unter  andern  hat  übrigens  auch  Hermann  Smiths  Lehre  völlig  missverstanden. 
(„Adam  Smith  nennt  ebenfalls  bloss  den  Gewinn  Eeineinkommen.**  Staatswirtschaftliche 
Untersuchungen  pag.  322.) 
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wii'kliclien  Productivität  und  damit  zusammenhängenden  gesellschaftlichen 
Nützlichkeit.  Dieser  Punkt  seiner  Lehre  ist  nunmehr  in  aller  Kürze  dar- 
zustellen. 

VIII. 

Sobald  die  Production  eine  höhere  Entwicklung  erreicht  hat,  ist  es 
überall  das  Capital,  wie  uns  Smith  belehrt,  das  die  Arbeit  beschäftigt. 
Dessen  Aufgabe  ist,  wie  er  treffend  ausdrückt,  „die  productive  Arbeit  iu 
Thätigkeit  zu  setzen".  Betrachten  wir  nun,  —  wozu  ja  auch  die  streng 
„orthodoxen"  Nationalökonomen  stets  so  gern  geneigt  waren  —  den  Pro- 
ductionsprocess  vom  rein  capitalistischen  Standpunkte  aus,  so  kann  die 
grössere  oder  geringere  Productivität  einer  jeden  ökonomischen  Wirksam- 
keit nur  nach  der  Grösse  des  Einkommens  beurtheilt  werden,  das  der 
erwerbtreibende  Capitalist  erntet,  mit  andern  Worten,  nach  der  Grösse  des 
Capitalgewinnes  in  den  respectiven  Erwerbszweigen.  Gleichartige  Grösse  des 
Gewinnes  wird  hier  (wenn  man  von  der  möglichen  Grundrente  absieht) 
gleichbedeutend  mit  gleich  grosser  Productivität.^)  Betrachtet  man  dagegen 
den  Productionsprocess,  wie  bei  Smith,  von  rein  nationalökonomischer 
Seite,  dann  lässt  sich  eine  gleichartige  Grösse  des  Gewinnes,  so  wie  er 
meinte,  sehr  gut  mit  einer  verschiedenartigen  wirklichen  Productivität  ver- 
einen. Wenn  nämlich  ein  Capital  eine  grössere  Anzahl  productiver  Arbeiter 
beschäftigt,  als  ein  anderes  Capital  von  derselben  Grösse,  so  ist  es,  selbst 
wenn  in  beiden  Fällen  Lohn  und  Gewinn  gleich  hoch  sind,  doch  productiver, 
weil  dessen  Verwendung  alsdann  mehr  Arbeitslohn  einbringt  —  und  also 
dem  Reineinkommen  des  Landes,  dem  Fonds,  welchen  dessen  Einwohner 
consumieren  können  ohne  das  Stammcapital  anzugreifen,  einen  grösseren 
Beitrag  liefert. 

Vermittelst  seiner  Untersuchung  der  grösseren  oder  geringeren  Pro- 
ductivität der  verschiedenen  Anwendungen  des  Capitals,-)  über  deren  durch- 
gängige Richtigkeit  wir  hier  übrigens  kein  ürtheil  aussprechen  wollen, 
kommt  Adam  Smith  nun  bekanntlich  zu  dem  Resultat,  dass  bei  gleich 
hohen  Löhnen  und  Gewinnen  die  Industrie  eine  grössere  reelle  Productivität 
besitzt,  das  Reineinkommen  der  Gesellschaft  in  höherem  Grade  vermehrt, 
als  jeder  Handel,  welcher  Art  er  auch  sei,  wobei  Smith  den  Engroshandel 
wieder  über  den  Detailhandel  stellt.  Als  Beweis  führt  er  an,  dass  eine 
gewisse  Menge  Capital,  wenn  sie  im  Dienste  der  Industrie  verwandt  wird, 
mehr  productive  Arbeiter  beschäftigt,  „mehr  productive  Arbeit  in  Thätigkeit 
setzt",  als  wenn  sie  in  irgend  welcher  Art  des  Handels  angewandt  wird; 
im  ersteren  Falle  wird  dann  umso  viel  mehr  produciert  als  die  Summe 
ausmacht,  um  welche  die  gesammte  Löhnung  der  zahlreicheren  Arbeiter,  die 
von  einem  bestimmten  Capital  in  der  Industrie  beschäftigt  werden  können, 
den  Lohn  der  geringeren  Anzahl  von  Arbeitern  überschreiten,    die   dasselbe 


*)  Dies   ist  z.  B.    eine    unablässig   wiederkehrende   Behauptung   in    M'Cullochs 
Noten  zu  Wealth  of  Nations. 

-)  B.  II,  Ch.  V.  Of  the  different  Employments  of  Capitals. 
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Capital  im  Handel  zu  beschäftigen  vermag.  Hiermit  übereinstimmend  spricht 
Smith  auch  späterhin  aus,  dass  die  vortheilhafteste  Verwendung  irgend 
eines  Capitales  für  ein  Land  diejenige  sei,  die  innerhalb  des  Landes  die 
grösste  Menge  productiver  Arbeiter  unterhalte  und  das  meiste  zur  Ver- 
mehrung der  gesammten  Jahresproduction  beitrage.^) 

Aber,  so  schreibt   Smith  in  jenem  Abschnitte   des  fünften   Capitels 
seines   zweiten   Buches,    den    M'Culloch   mit   Recht    „perhaps   the  most 
objectionable  passage  in  the  Wealth  of  Nations"  nennt,   und   den   wir   hier 
unverkürzt  wiedergeben:  „Kein  Capital  setzt  eine  gr9ssere  Menge  productiver 
Arbeit   in   Thätigkeit,   als    das    des  Pächters.     Nicht  nur  seine  arbeitenden 
Knechte   und   Mägde,    sondern    auch    seine    Arbeitsthiere    sind    productive 
Arbeiter.  In  der  Landwirtschaft  arbeitet  die  Natur  mit  den  Menschen,  und 
obwohl   ihre   Arbeit   nichts   kostet,   haben  ihre   Producte   doch    ebensowohl 
ihren  Wert  als  die  Producte  der  theuerst  bezahlten  Arbeiter.  Die  wichtigsten 
Arbeiten  in  der  Landwirtschaft  scheinen  nicht  so  sehr  eine  erhöhte  Frucht- 
barkeit der  Natur  zu  bezwecken,  —  obgleich  auch  dies  der  Fall  sein  kann, 
—  als  sie  vielmehr  auf  die  Erzeugung   der  Pflanzen   hinzuleiten,    die    den 
Menschen  von  grösstem  Nutzen  sind.    Eine   von  Dornen  und  Disteln  über- 
wucherte Wiese   kann    oft   eine  ebenso  grosse  Anzahl  von  Gewächsen   her- 
vorbringen  als    der   bestbebaute  Weinberg   oder   Getreideacker.     Oft   dient 
das  Bepflanzen_und  Pflügen  mehr  um  die  Richtung  der  natürlichen  Frucht- 
barkeit  zu   bestimmen,    als   um    sie    eigentlich   ins   Leben    zu    rufen,    und 
nachdem  die  Menschen  gethan  haben,  was  sie  vermögen,  bleibt  immer  noch 
ein  grosser  Theil  der  Arbeit  übrig,    den  die  Natur   allein  ausführen   kann. 
Die  bei  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeitsthiere  veran- 
lassen daher   nicht   nur,    wie    die    im   Dienste    der  Industrie   beschäftigten 
Arbeiter,  die  Erzeugung  eines  Wertes,    der   ihrer  eigenen  Consumtion  oder 
dem  sie  beschäftigenden  Capital   nebst  Gewinne    des    Capitalbesitzers,    ent- 
spricht, sondern  die  Erzeugung  eines   weit   grösseren  Wertes.    Ausserdem, 
dass  sie  das  Capital  des  Pächters  und  seinen  Gewinn  wiederhervorbringen, 
verursachen   sie   auch    die   Erzeugung   der  Grundrente   des   Grundbesitzers. 
Diese  Grundrente  kann  als  das  Product  der  Naturkräfte,    deren  Benützung 
der  Grundbesitzer   auf  den  Pächter   überträgt,    angesehen  werden.     Sie  ist 
grösser  oder  kleiner,  je  nach  der  vermeintlichen  Stärke  dieser  Kräfte,   oder 
mit  anderen  Worten,  je  nach  der  natürlichen  oder  durch  Bodenverbesserungen 
erzielten   Fruchtbarkeit,    deren   Vorhandensein    man    bei    dem    Grund    und 
Boden    voraussetzt.     Sie   ist   das  Werk   der   Natur,    die   nach   Abzug  oder 
Vergütung   alles    dessen,   was   als  Arbeit   der  Menschen   betrachtet  werden 
kann,  zurückbleibt.     Selten  beträgt  sie  weniger,  als   ein  Viertel,  und  häufig 
mehr,  als  ein  Drittel  des  ganzen  Ertrages.     Keine  ebensogrosse  Menge  im 
Dienste    der   Industrie    verwandter   Arbeit  kann  jemals    eine   solch   grosse 
Reproduction  verursachen.  Auf  dem  Gebiete  der  Industrie  richtet  die  Natur 
nichts,  der  Mensch  alles  aus,    und  die  Grösse  der  Reproduction  steht  hier 


1)  B.  IV,  Ch.  VII,  pag.  270. 
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in  einem  nothwendigen  Verhältnisse  zu  der  Kraft,  welche  die  producierenden 
Menschen  selbst  aufbieten.  Das  in  der  Landwirtschaft  verwandte  Capital 
setzt  daher  nicht  allein  eine  grössere  Menge  productiver  Arbeit  in  Thätig- 
keit,  als  jedes  andere  Capital,  das  im  Dienste  der  Industrie  verwandt 
wird,  sondern  es  vermehrt  auch  im  Verhältnis  zu  der  von  demselben 
beschäftigten  Menge  productiver  Arbeit  in  weit  höherem  Grade  die  jährliche 
Production  des  Landes,  das  wirkliche  Vermögen  und  Einkommen  seiner 
Bewohner  (not  only  puts  into  motion  a  greater  quantity  of  productive 
labour  than  any  equal  capital  employed  in  manufactures,  but  in  proportion, 
too,  to  the  quantity  of  productive  labour  which  it  employs,  it  adds  a  much 
greater  value  to  the  annual  produce  of  the  land  and  labour  of  the  country 
to  the  real  wealth  and  revenue  of  the  inhabitants).  Von  allen  Arten,  wie 
man  ein  Capital  verwenden  kann,  ist  dies  die  allervortheilhafteste  für  die 
Gesellschaft^l) 

Betrachtet  man  diesen  ganzen  berühmten  Ausspruch,  worin  also 
Adam  Smith  der  Landwirtschaft  eine  doppelte  Ueberlegenheit  über 
den  Handel  und  die  Industrie  zusprechen  will,  mit  kritischen  Augen,  so 
fällt  sogleich  die  Eigenthümlichkeit  auf,  dass  er  hier  —  wie  auch  an  andern 
Stellen  —  mit  den  Arbeitsleuten  des  Bauers  auch  seine  Arbeitsthiere 
unter  die  productiven  Arbeiter  zählt.  Indem  er  dies  that,  scheint  es  ihm 
raerkwürdigerweise  nicht  recht  klar  geworden  zu  sein,  dass  ja  die  Arbeits- 
thiere, vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  producierte  Pro- 
ductionsmittel  sind,  also  einfach  als  eine  Art  von  Maschinen  angesehen 
werden  können.  Freilich  waren  die  Maschinen  zu  seiner  Zeit  bei  weitem 
weniger  gebräuchlich  als  jetzt,  so  dass  es  für  ihn  vielleicht  nicht  ganz  so 
selbstverständlich  war,  wie  für  uns,  die  Arbeitsthiere  mit  ihnen  auf  gleiche 
Stufe  zu  stellen,  was  übrigens  auch  er,  wenigstens  an  einer  Stelle  seines 
Werkes,  ausdrücklich  gethan  hat.  2)  Jedenfalls  ist  es  aber  nicht  so  leicht 
einzusehen,  warum  die  in  der  Landwirtschaft  verwandten  Arbeitsthiere  der 
Bezeichnung:  productive  Arbeiter,  würdiger  sein  sollten,  als  die  im  Dienste 
der  Industrie  und  des  Handels  benützten  Arbeitsthiere,  und  natürlich  kann 
man  Adam  Smith  unter  keinen  Umständen  die  Berechtigung  einräumen, 
auf  Grundlage  ihrer  Wirksamkeit  zu  behaupten,  dass  ein  in  der  Land- 
wirtschaft angebrachtes  Capital  mehr  productive  Arbeit  in  Thätigkeit  setzt, 
als  ein  Capital,  das  in  anderer  Weise  verwandt  wird. 

Dieser  wunderliche  Versuch  Smiths,  die  productive  Ueberlegenheit 
der  Landwirtschaft  über  die  Industrie  und  den  Handel  aus  solchem  Titel 
geltend  zu  machen,  ist  denn  in  der  That  ganz  hinfällig.  AVeit  verständlicher 
und  in  gewissem  Grade  auch  viel  plausibler  ist  es  dagegen,  wenn  er  ebenso 
wie  die  Physiokraten  einen  Beweis  der  grösseren  Productivität  der  Land- 
wirtschaft darin  sieht,  dass  in  ihr  die  N  a  t  u  r  mit  dem  Menschen  zusammen- 
arbeitet. 


1)  B.  II,  Ch.  V,  pag.  161—162. 

^)  The  price  or  value  of  his  (the  farmer's)   labouring   cattle  is  a  flxed  capital   as 
that  of  the  Instruments  of  hushandry.  B.  II,  Ch.  I,  pag.  lüO. 
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Allerdings  kann  man  dann  mit  Kicardo  einwenden:  Thnt  denn  die 
Natur  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  nichts  für  die  Menschen?  Und  danach 
kann  man,  wie  er,  den  Luftdruck,  die  Dampfkraft,  die  Wärme  und  andere 
Naturkräfte  als  Beispiele  nennen,  dass  die  Natur  auch  hier  mitwirkt.  Was 
jedoch  A.dam  Smith  vor  Augen  hat,  und  was  deutlich  aus  dem 
Zusammenhange  hervorgeht,  sind  die  nur  in  der  Landwirtschaft  mitwirkenden 
vegetativen  und  belebenden  Kräfte  der  Natur,  die  ohne  menschliche  Hilfe 
wirtschaftlich  wertvolle  Eohstoffe  ganz  spontan  gewähren  können,  und  deren 
Thätigkeit  jedenfalls  von  der  Function  der  im  Dienste  der  Industrie  und 
des  Handels  auftretenden  und  rein  mechanisch  oder  chemisch  wirkenden 
Naturkräfte  ganz  verschieden  ist.  „Falls  ein  Landwirt  während  eines  Feld- 
zuges Dienste  thun  muss",  äussert  Smith  an  einer  späteren  Stelle  seines 
Werkes,  „so  wird  eine  solche  Unterbrechung  seiner  Arbeit,  vorausgesetzt, 
dass  der  Feldzug  anfängt,  nachdem  die  Felder  besäet  sind,  und  dass  er  zu 
Ende  ist,  ehe  die  Ernte  anfängt,  nicht  immer  eine  bedeutende  Verringerung 
seines  Einkommens  zur  Folge  haben.  Die  Natur  wird  alsdann  ohne  sein 
Dazuthun  den  grössten  Theil  der  noch  auszuführenden  Arbeit  verrichten. 
Sobald  aber  ein  Handwerker,  z.  B.  ein  Schmied,  ein  Zimmermann  oder  ein 
Weber  seine  Werkstatt  verlässt,  ist  auch  die  einzige  Quelle  seines  Ein- 
kommens vollständig  versiegt.  Die  Natur  richtet  nichts  für  ihn  aus ;  er 
muss  alles  für  sich  selbst  ausführen".^; 

Hätte  Adam  Smith  selbst  die  Angriffe,  die  Kicardo  in  diesem 
Punkte  gegen  ihn  richtete,  erleben  können,  so  hätte  er  wahrscheinlich 
ungefähr  dasselbe  geantwortet,  was  später  von  anderen  für  ihn  geantwortet 


')  B.  V,  Ch.  I,  pag.  313.  —  Ganz  dieselbe  Auffassung,  die  sich  hier  bei  Adam 
Smith  geltend  macht,  ist  auch  in  der  neuesten  Zeit  und  zwar  von  dem  Amerikaner 
Henry  George  u.  a.  in  seinem  bekannten  Werke:  Progress  and  Povertj  verfochten 
worden.  „Bei  solchen  Productionsarbeiteu",  schreibt  George,  „die  nur  in  Form-  und 
Ortsveränderung  des  Stoffes  bestehen,  wie  das  Bretterhobeln  oder  Kohlengraben  ...  ist 
die  Arbeit  allein  die  wirkende  Ursache;  hört  die  Arbeit  auf,  so  hört  auch  die  Production 
auf.  Legt  der  Zimmermann  mit  Sonnenuntergang  seinen  Hobel  hin,  so  hört  die  Wert- 
vermehrung  auf,  die  er  mit  demselben  schafft,  bis  er  seine  Arbeit  am  nächsten  Morgen 
wieder  beginnt.  Sobald  die  Glocke  den  Fabrikarbeitern  den  Feierabend  verkündigt,  und 
wenn  der  Eingang  der  Grube  geschlossen  wird,  so  ruht  auch  die  Production,  bis  die 
Arbeit  von  neuem  anfängt.  Die  Dazwischenzeit  konnte,  so  weit  die  Production  in  Betracht 
kommt,  ebensogut  ausgelöscht  werden.  Das  Verstreichen  der  Tage,  der  Wechsel  der 
Jahreszeiten  ist  kein  Element  in  der  Production,  die  allein  von  der  Summe  der  aufge- 
wandten Arbeit  abhängt.  In  den  andern  Productionsarbeiteu  jedoch  ....  ist  die  Zeit 
ein  Element.  Die  Aussaat  keimt  und  sprosst  im  Boden,  ob  der  Landmann  schläft  oder 
neue  Felder  pflügt  u.  s.  w.  —  Was  in  diesem  Falle  die  Vermehrung  Verursacht,  erfordert 
freilich  in  der  Regel  Arbeit,  um  ausgebeutet  werden  zu  können,  ist  aber  doch  etwas 
von  der  Arbeit  verschiedenes  und  trennbares,  nämlich  die  wirksame  Kraft  der  Natur, 
das  Wiedererzeugungsprincip  des  Wachsthums,  das  überall  das  Bezeichnende  für  alle 
Formen  dieses  geheimnisvollen  Zustandes  ist,  den  wir  Leben  nennen".  —  Ebenso  wie 
Adam  Smith  hält  also  Henry  George  daran  fest,  dass  die  Mitwirkung  der  Natur  bei 
der  Production  nur  eine  partielle  ist.  Der  einzige  Unterschied  ist,  dass  er  nicht  hiermit, 
wie  Smith,  die  Erscheinung  der  Grundrente  zu  erklären  sucht,  sondern  sich  vielmehr 
einbildet,  hierin  die  wahre  Ursache  des  Capitalzinses  gefunden  zu  haben. 
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wurde,  dass  nämlich  die  Fälle  verschieden  sind,  „in  denen  wirklich  der 
Mensch  prodiiciert,  indem  er  Eohstoffe  bearbeitet  und  ihren  Gebrauchs- 
wert steigert,  wobei  er  vielleicht  die  mechanisch  und  chemisch  wirkenden 
Naturkräfte  zu  Hilfe  nimmt,  und  diejenigen,  in  denen  eigentlich  die 
Natur  produciert,  und  die  Bemühungen  des  Menschen  nur  darauf  gerichtet 
sein  können,  die  geheimnisvoll  waltenden  Kräfte  seinen  Zwecken  gemäss  zu 
leiten  und  die  Verhältnisse  herbeizuführen,  durch  welche  ihre  Wirksamkeit 
bedingt  ist  oder  gesteigert  werden  kann  —  oder  selbst  darauf  nur,  sich 
das  fertige,  vollendete  Product  aus  der  Hand  der  Natur  anzueignen".  — 
„Ist  doch",  würde  Smith  vermuthlich  auch  ausserdem  noch  hinzugefügt 
haben,  „der  Beistand,  welchen  die  bloss  mechanisch  oder  chemisch  wirken- 
den Naturkräfte  dem  Menschen  bei  der  Erzeugung  sachlicher  Güter  leisten, 
streng  genommen  zu  entbehren,  wie  drückend  auch  die  Entbehrung  empfunden 
werden  möchte.  Die  mechanisch  wirkenden  Kräfte  namentlich  ersparen 
eigentlich  dem  Menschen  yur  Arbeit;  sie  könnten,  wenn  ihre  Ergebnisse 
nicht  entbehrt  werden  sollen,  durch  eigene  Anstrengung  des  Menschen 
ersetzt  werden.  An  die  Kräfte  der  Natur  dagegen,  die  Organismen  der 
Pflanzen-  und  Thierwelt  gebären  und  entwickeln,  ist  das  Dasein  der  Mensch- 
heit unbedingt  gebunden;  von  ihnen  ist  es  unbedingt  abhängig;  das  Dasein 
der  Menschheit  müsste  enden,  sobald  die  Thätigkeit  dieser  Kräfte  still 
stände,  deren  Ergebnisse  nicht  entbehrt  werden  können,  und  die  auch  keine 
verdoppelte  Anstrengung  zu  ersetzen  vermag".^) 

Jedenfalls  war  dies  alles  zweifellos  Adam  Smiths  Meinung.  That- 
sächlich  theilte  er  ja,  wie  wir  aus  seinen  oben  angeführten  Aeusserungen 
ersehen,  die  Anschauung  der  Physiokraten,  dass  es  in  der  Landwirtschaft 
in  höherem  Grade  als  in  den  übrigen  Productionszweigen  die  Natur  sei,  die 
produciere,  während  die  Arbeit  des  Menschen  wesentlich  nur  zur  Leitung 
und  Kegulierung  ihrer  productiven  Wirksamkeit  verwandt  werden  könne. 
Auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels  kam  es  ihm  dagegen  vor, 
als  könne  man  die  Mitwirkung  der  Naturkräfte  entbehren,  und  die  Menschen 
schienen  ihm  hier  sozusagen  allein  zu  arbeiten.  Um  dies  richtig  zu  verstehen 
darf  man  nicht  vergessen,  dass  die  ganze  Veredlungsindustrie  zur  Zeit  Adam 
Smiths  fast  ohne  Hilfe  von  Maschinen  im  modernen  Sinne  vor  sich  gieng,  da 
ja  die  Dampfmaschine  und  die  übrigen  grossen  Erfindungen  im  Gebiete  des 
Maschinenwesens  erst  nach  der  Herausgabe  seines  „Wealth  of  Nations" 
revolutionierend  auftraten.  Zu  seiner  Zeit  sassen  die  Handwerker  und 
Fabrikanten  allerwärts  und  arbeiteten  mit  ihrem  Werkzeug  und  ihren  ein- 
fachen, durch  Handkraft  getriebenen  Maschinen  und  führten  scheinbar  alles 
selbst  aus,  ohne  Mitwirkung  der  Natur.  Doch  für  Ricardo,  der  gleich 
nach  den  grossen  Erfindungen  lebte,  war  es  schon  viel  leichter  „in  dem 
Druck  der  Atmosphäre  und  der  Spannkraft  des  Dampfes,  wodurch  wir  die 


1)  Die  hier  zwischen  Anführungszeichen  stehenden  Sätze  sind  alle  Bernhardis 
Versuch  einer  Kritik  der  Gründe  etc.  pag.  121  und  122  entnommen,  wo  sie  nicht  nur 
als  Erklärung,  sondern  auch  als  eine  vermeintliche  Kechtfertigung  von  Smiths  Anschau- 
ungen dastehen.  Siehe  ausserdem  pag.  124 — 125. 
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gewaltigsten  Maschinen  treiben",  die  auch  hier  hilfreiche  Natur  zu  entdecken 
und  dadurch  das  Verständnis  zu  erlangen,  dass  man,  wie  er  sagt,  ,  über- 
haupt keinen  industriellen  Betrieb  nennen  könne,  wo  nicht  die  Natur  frei- 
gebig und  für  nichts,  dem  Menschen  Hilfe  leistet".^) 

Nichtsdestoweniger  steht  es  vielleicht  noch  in  Frage,  ob  Ricardo 
selbst  mit  dem  wirklichen  Verhältnisse  während  der  Production  völlig  im 
Eeinen  war.  Dies  besteht  ja  bekanntlich  darin,  dass  alle  physische  Arbeit 
ausschliesslich  dazu  angewandt  Avird,  die  Dinge  in  Bewegung  zu 
setzen,  weil  dies  überhaupt  die  einzige  Weise  ist,  in  welcher  der  Mensch 
auf  den  Stoff  einzuwirken  vermag:  die  Eigenschaften  des  letzteren 
oder  mit  anderen  Worten,  die  Naturkräfte  richten  als- 
dann alles  übrige  aus. 2)  Denn  ebenso,  Avie  in  der  Landwirtschaft 
z.  B.  der  Sämann  nur  das  Korn  in  den  Erdboden  zu  streuen  vermag, 
während  die  Entwicklung  und  das  Wachsthum  der  Pflanze  gänzlich  das 
Resultat  der  dem  Korn  und  dem  Boden  innewohnenden  Kräfte  sind,  so 
kann  auch  z.  B.  der  Weber  im  Dienste  der  Industrie  nichts  anderes  aus- 
richten, als  dass  er  den  Faden  über  den  Webstuhl  leitet;  der  so  erzeugte 
Stoff  verdankt  dagegen  der  Bindekraft  der  Zwirnfasern  selbst  —  also  der 
Cohäsions-  und  Adhäsionskraft  —  ganz  und  gar  sein  Bestehen.  Auch  nicht 
in  der  Industrie  und  selbstverständlich  ebensowenig  im  Handel  kann  man 
die  Kräfte  der  Natur  entbehren,  und  ihr  Einfluss  ist  hier  keineswegs  auf 
die  Fälle  beschränkt,  wo  er  zur  Ausführung  dessen  benützt  wird,  was  sonst 
durch  menschliche  Arbeit  hätte  ausgeführt  werden  können.  Er  ist  im 
Gegentheil  überall  ebenso  nothwendig  wie  die  Arbeit  selbst,  die  ohne  Mit- 
wirkung der  verschiedenen,  unseren  Werkzeugen  und  Stoffen  innewohnenden 
Naturkräfte  durchaus  nichts  ausrichten  könnte. 

Diese  Thätigkeit  der  Naturkräfte,  worin  also,  rein  naturwissenschaft- 
lich betrachtet,  alle  Vermögensproduction  eigentlich  besteht,  lässt  sich 
nun  innerhalb  eines  jeden  Productionszweiges  immer  genau  von  der  menscli- 
lichen  Arbeit  als  etwas  ganz  davon  verschiedenem  trennen,  indem  die 
Menschen  kraft  ihres  Vermögens,  die  Lage  der  Dinge  im  Räume  zu  ver- 
ändern, nur  auf  die  Beschaffenheit  der  Resultate  dieser  Wirksamkeit 
ihren  Einfluss  ausüben  können.  Die  Kräfte  der  Natur,  die  nicht  wie  die 
menschliche  Arbeit  der  Ruhe  bedürfen,   wirken  nämlich    stets    ohne  ünter- 


')  Ricardo:  Principlcs  of  Political  Economj'  and  Taxation.  Ch.  II  note. 

^)  Schon  Baco  hat  geschrieben:  Ad  opera  nihil  aliud  potest  homo  quam  ut  Cor- 
pora admoveat  et  amoveat,  reliqua  natura  inlus  transigit.  In  der  national-ökonomischen 
Literatur  ist  die  Seite  des  Wesens  der  Production,  auf  deren  Verständnis  es  hier 
ankommt,  vielleicht  zum  erstenmale  von  James  Mill  in  seinen  Elements  of  Political 
Economy  ganz  so  wie  bei  Baco  erklärt  worden.  „It  is  found  that  the  agency  of  man 
can  be  traced  to  very  simple  Clements.  He  does  nothing  but  produce  motion.  He  can 
move  things  towards  one  another,  and  he  can  separate  them  from  one  another.  The 
propertis  of  matter  perform  the  rest".  Ch.  I.  Vorzügliche  und  erschöpfende  Darstellungen 
dieses  Verhältnisses  findet  man  in  dem  meisterhaften  ersten  Capitel:  Of  the  Eequisites 
of  Production  aus  J.  S.  Mills:  Principles  of  Political  Economy  und  in  der  neuesten 
Literatur  besonders  in  Bölim-Bawerks:    Positive   Theorie   des    Capitales  pag.  10—15. 
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brecluing  vor,  während  und  nach  der  Arbeit.  Da  sie  aber  alle  dem  Stoffe 
anhaften,  kann  die  Arbeit,  indem  sie  dessen  Bestandtheile  auf  die  richtige 
Weise  in  Bewegung  setzt,  die  zur  Erzeugung  von  wirtschaftlichen  Gütern 
nothwendige  Combination  und  das  gehörige  Zusammenwirken  der  verschiedenen 
Naturkräfte  zuwegebringen.  Diese  richtige  Weise  der  Bewegung  zu  ergründen, 
ist  Sache  der  geistigen,  die  Bewegung  selbst  auszuführen  Sache  der  körper- 
lichen Arbeit  der  Vermögensproduction.  Abgesehen  von  den  einzelnen 
Fällen,  wo  diese  Kräfte  ganz  auf  eigne  Hand  wirtschaftlich  productiv 
wirken,  wo  aber  auch  die  Production  natürlich  nicht  ohne 
Arbeit  vollführt  werden  kann,  hängt  es  also  immer  von  dem 
Eingreifen  der  menschlichen  Arbeit  ab,  dass  das  Resultat  ihrer  Thätigkeit 
eine  Production  wirtschaftlicher  Güter  wird. 

Vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  betrachtet,  kann  man  folglich  nicht 
behaupten,  dass  die  Natur  in  anderer  Art  an  der  Production  in  der  Land- 
wirtschaft, als  in  der  Industrie  und  dem  Handel  theilnehme.  Freilich  ist 
die  von  Adam  Smith  gehegte  Vorstellung  auch  heutzutage  recht  allge- 
mein, dass  nämlich  die  Fälle,  in  denen  die  Natur  ohne  menschliche 
Führung  wirtschaftlich  productiv  wirkt,  sich  darauf  beschränken,  dass  sie 
von  selbst  die  für  die  Menschen  nützlichen  Pflanzen-  und  Thierorganismen 
hervorbringen  kann.  Diese  spontane  Production  der  Natur  sollte  demgemäss 
ausschliesslich  innerhalb  der  Landwirtschaft  stattfinden  können.  Es  ist  dies 
aber  nicht  der  Fall.  Die  Natur  vermag  auf  eigene  Hand  auch  die  Stoffe 
zu  veredeln  und  umzusetzen.  Ohne  jede  menschliche  Einmischung  lässt  die 
Natur  z.  B.  das  süsse  Wasser  zu  Eis  gefrieren,  oder  das  in  die  natürlichen 
Felsenvertiefungen  hineingeströmte  Salzwasser  verdampfen,  so  dass  sich  die 
Menschen  nur  die  veredelten  Producte:  Eis  und  Salz  anzueignen  brauchen. 
Adam  Smith  selbst  erzählt  in  seinem  Werke,  dass  die  armen  Leute  in 
Schottland  sich  dadurch  einen  Verdienst  verschaffen,  dass  sie  entlang  der 
Seeküste  kleine  bunte  Steine,  die  sogenannten  Scotch  Pebbles,  aufsammeln 
und  verkaufen.  In  diesem  Falle  hat  die  Natur  also  von  selbst  einen  grossen 
Theil  wenigstens  der  Veredlung  ausgeführt,  die  sonst  Sache  der  Stein- 
schleiferindustrie ist.  Die  Natur  kann,  um  schliesslich  auch  ein  Beispiel 
ihrer  spontanen,  wirtschaftlichen  Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
zu  geben,  ebenfalls  den  Transport  der  Güter  an  die  Consumenten  bewerk- 
stelligen; man  braucht  hier  nur  an  das  Treibholz  zu  denken,  das  vom 
Meere  selbst  den  Einwohnern  Islands  zugeführt  wird,  und  ihr  hauptsäch- 
lichstes Brennholz  ausmacht. 

Die  besondere  Veranlassung  der  von  Adam  Smith  so  nachdrück- 
lich vertretenen  Annahme,  dass  die  Natur  nur  in  der  Landwirtschaft  mit  der 
menschlichen  Arbeit  zusammenwirke,  liegt  übrigens  in  dem  Umstände,  dass, 
während  innerhalb  der  Industrie  und  des  Handels  das  bezweckte  Resultat 
gewöhnlich  entweder  gleichzeitig  mit  oder  gleich  nach  der  Ausführung  der 
menschlichen  Arbeit  eintritt,  innerhalb  der  Landwirtschaft  die  Entwicklung 
und  das  Wachsthum  der  Pflanzen  und  Thiere  immer  eine  längere  Zeit  in 
Anspruch  nehmen,   so    dass    der  Wirksamkeit   der  Naturkräfte   auch  lange 
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nach  der  Ausführung  der  Arbeit  eine  Aufgabe  übrig  bleibt.  Es  ist  aber 
leicht  einzusehen,  dass  dies  nicht  der  Landwirtschaft  eigenthümlich  ist, 
sondern  dass  sich  auf  den  Gebieten  der  Industrie  und  des  Handels  Ana- 
logien hierzu  in  Hülle  und  Fülle  vorfinden.  Betreffs  der  Industrie  denke 
man  nur  an  die  vielen  zur  Veredlung  der  Producte  so  oft  unentbehrlichen 
Gährungs-  und  Trocknungsprocesse,  wie  sie  z.  B.  bei  der  Wein-  und  Klipp- 
lischpro duction  nöthig  sind.  Oder  man  denke  —  was  die  auf  dem  Gebiete 
des  Handels  auszuführende  Transportarbeit  anbelangt  —  an  die  Seefahrt, 
nachdem  die  Matrosen  die  Segel  gehisst,  oder  an  das  Flössen, 
nachdem  die  Holzflösser  das  Holz  in  den  Fluss  gestürzt  haben.  In  den 
hier  erwähnten  und  unzähligen  anderen  Fällen  zeigt  es  sich  alsdann  zur 
Genüge,  dass  die  schon  citierten  Worte  Adam  Smiths,  die  er  aus- 
schliesslich auf  die  Landwirtschaft  angewandt  wissen  wollte,  auch  für  die 
Industrie  und  den  Handel  nicht  selten  volle  Geltung  haben :  „nachdem  die 
Menschen  gethan  haben,  was  sie  vermögen,  bleibt  immer  noch  ein  Theil 
der  Arbeit  übrig,  den  die  Natur  allein  ausführen  kann." 

Zur  Ausführung  aller  Vermögensproduction  sind  dann  die  menschliche 
Arbeit  und  die  Thätigkeit  der  Naturkräfte  absolut  und  gleich  nöthige 
Factoren.  „Der  Antheil",  so  bezeichnet  Stuart  Mill  treffend  das  wahre 
Verhältnis,  „den  die  Natur  an  jedem  Menschenwerk  hat,  ist  unbegrenzt 
und  lässt  sich  nicht  messen.  Es  ist  unnnöglich  zu  behaupten,  dass  die 
Natur  bei  einem  Unternehmen  mehr  als  bei  irgend  einem  andern  ausrichtet. 
Man  kann  nicht  einmal  sagen,  dass  die  Arbeit  weniger  ausrichtet.  Es  kann 
vielleicht  weniger  Arbeit  erforderlich  sein;  falls  aber  die  erforderliche  Arbeit 
absolut  unentbehrlich  ist,  so  ist  das  Kesultat  in  genau  demselben  Grade 
ein  Product  der  Arbeit  als  der  Mitwirkung  der  Natur.  Wenn  zwei  Dinge 
gleich  nöthig  sind,  um  überhaupt  eine  Wirkung  hervorzubringen,  ist  es 
nutzlos  zu  sagen,  dass  so  viel  von  dem  einen  und  so  viel  von  dem  anderen 
erzeugt  worden  sei;  dann  könnte  man  es  ebensogut  versuchen  zu  entscheiden, 
welche  Klinge  einer  Scheere  beim  Schneiden  mehr  ausrichtet,  oder  welcher 
der  Factoren  fünf  und  sechs  am  meisten  dazu  beiträgt,  die  Zahl  dreissig 
herauszubringen."  ^) 

Dass  es  zu  Adam  Smiths  Zeiten  leichter  war,  die  Mitwirkung  der 
Natur  im  Dienste  der  Landwirtschaft,  als  in  dem  der  Industrie  und  des 
Handels  zu  entdecken,  ist  indessen  gewiss,  und  man  kann  ohne  Schwierig- 
keit begreifen,  wie  er  dazu  gelangte,  von  dem  den  ökonomischen  Lehren  der 
Physiokraten  zugrundeliegenden  Gedankengange  stark  beeintiusst,  die  ganze 
Veredlungsindustrie  —  und  somit  natürlicherweise  auch  dem  Handel  —  im 
Gegensatz  zu  aller  „extractiven",  rohstofferzeugenden  Production,  geradezu 
für  Menschenwerk  zu  halten,  worin  nur  die  Thätigkeit  der  Menschen  von 
entscheidender  Bedeutung  wäre. 

Dieses  üebersehen  der  absoluten  Unentbehrlichkeit  der  Naturkräfte 
auf  allen  Gebieten  der  Production,  war  freilich  ein  selir  ernstlicher  Irrthum, 


^)  Principles  of  Political  Economy.  B.  I,  Cli.  I,  §  3. 
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der  für  Smiths  Wertlehre  wie  für  seine  Lehre  von  der  Vertheilung  des 
Prodiictionsertrages  verhängnisvolle  Folgen  trug;  allein  es  war  doch 
weit  mehr  ein  Irrthum  von  rein  naturwissenschaftlicher 
als  eigentlich  nationalökonomischer  Art.  Er  hieng  nämlich 
in  Wirklichkeit  nicht  so  sehr  von  einer  falschen  Auffassung  des  wahren 
Wesens  der  Production  von  ökonomischer  Seite  betrachtet,  als  von 
einer  unvollständigen  Erkenntnis  dessen  ab,  was  man  die  Naturgesetze 
der  Production  benennen  könnte.  Adam  Smiths  mangelnder  Einblick  in 
diese  Verhältnisse,  die  erst  in  einer  späteren  Zeit  zum  allgemeinen  Ver- 
ständnis gebracht  worden  sind,  vermochte  daher  glücklicherweise  nicht  zu 
verhindern,  dass  trotzdem  gerade  vor  allem  seine  Lehre  von  der 
Production  des  Vermögens,  eine  fundamentale  wissenschaftliche 
und  weltgeschichtliche  Bedeutung  erlangte. 

IX. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  uns  vermittelst  eines  zusammenfassenden 
Eückblickes  diese  Bedeutung  Adam  Smiths  klar  vor  Augen  führen. 

Wie  zu  Beginn  der  vorliegenden  Abhandlung  dargestellt,  herrschte 
zu  seiner  Zeit  die  Anschauung  vor,  dass  das  Vermögen  eigentlich  nur  aus 
Geld  und  edlen  Metallen  bestehe.  Es  ist  begreiflich,  wie  bei  dieser  Auf- 
fassung des  Begriffes  Vermögen  von  einer  wirklich  nationalökonomischen 
Wissenschaft  unmöglich  die  Kede  sein  konnte.  Wenn  sich  aber  auf  eine 
so  durch  und  durch  falsche  Grundanschauung  auch  nicht  eine  ökono- 
mische Wissenschaft  bauen  Hess,  so  gelangte  man  doch  dazu,  im 
Einklang  mit  jener  Anschauung  eine  Keihe  praktischer  Vorschriften  zur 
Durchführung  einer  ökonomischen  Politik  zu  geben,  die  lang^  Zeit 
hindurch  wie  ein  Alpdrücken  auf  Europa  lag. 

Diese  Vorschriften  mussten  naturgemäss  in  vieler  Hinsicht  von  äusserst 
verderblicher  Beschaffenheit  sein.  Indem  nämlich  die  überall  herrschenden 
Mercantilisten  als  Hauptzweck  des  ganzen  wirtschaftlichen  Lebens  einer 
jeden  Nation  aufstellten,  dass  sie  versuchen  sollte,  sich  durch  Industrie 
und  Handel  so  viel  Geld  als  nur  möglich  von  den  andern  Nationen  zu 
kapern,  identificierten  sie  thatsächlich  die  Classeninteressen  der  Handels- 
und Betriebsherren  mit  der  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  der  ganzen  Nation, 
und  alle  eingeräumten  Monopole  und  Privilegien,  die  denselben  auf  Kosten 
der  übrigen  Gesellschaft  unrechtmässige  Vortheile  verschafften,  wurden  für 
Vorkehrungen  zur  Beförderung  des  wahren  Wohles  des  Staates  und  des 
ganzen  Volkes  erklärt  und  wirklich  auch  als  solche  angesehen.  Nach  der 
Lehre  der  Mercantilisten  handelte  es  sich  ja  vor  allen  Dingen  darum,  den 
Fabrikanten  und  Kaufleuten  leichte  und  billige  Bedingungen  für  die  Produc- 
tion und  den  Umsatz  zu  verschaffen,  damit  sie  viel  Geld  verdienen  und 
demnach  das  Land  reich  machen  könnten,  und  um  dies  Ziel  zu  erreichen, 
musste  man  unbedenklich  die  Interessen  aller  anderen  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft opfern. 
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Dalier  wurde  die  Nationalökonomie  in  den  Händen  der  Mercantilisten 
hauptsächlich  nur  eine  Sammlung  rein  praktischer  Lehren,  wie  man  Fabri- 
kanten und  Kaufleute  mit  der  grössten  Wirkung  begünstigen  sollte,  und 
diese  Lehren  wurden  mit  grosser  Consequenz  von  den  Verfassern  aufgestellt 
und  von  den  Regierungen  durchgeführt.  Es  war  also  dem  System  ganz 
angemessen,  wenn  man  darstellte,  wie  es  der  Gesellschaft  zum  grössten 
Nutzen  gereiche,  dass  man  überall  den  Arbeitslohn  so  niedrig  wie  möglich 
halte.  Um  nun  die  unter  allen  Umständen  nöthigen  Auslagen  für  den 
Arbeitslohn  möglichst  zu  verringern,  war  es  von  besonderer  Wichtigkeit, 
die  Preise  des  Getreides  —  des  Hauptnahrungsmittels  der  Arbeiter  — 
herabzudrücken,  und  man  verbot  ohne  weiteres  jegliche  Ausfuhr  von  Ge- 
treide. Damit  sich  der  Einkauf  der  Fabrikanten  an  Eohstoffen  recht  billig 
gestalten  könne,  kam  es  natürlich  darauf  an,  dass  der  Preis  derselben 
niedrig  war,  —  und  um  dies  zu  erreichen,  verbot  man  ohne  weiteres  jegliche 
Ausfuhr  von  Rohstoffen.  Schliesslich  kam  es  in  Betreff  der  Fabrikanten 
noch  darauf  an,  ihnen  hohe  Preise  für  ihre  Producte  und  das  Monopol  auf 
dem  einheimischen  Markte  zu  sichern,  und  da  wurde  entweder  alle  Einfuhr 
ausländischer  Industriewaren  geradezu  verboten  oder  mit  hohem  Zoll  belegt, 
während  man  gleichzeitig,  um  auch  den  Kaufleuten  andrerseits  reichliche 
Einnahmen  zu  verschaffen,  die  Ausfuhr  inländischer  Producte  mit  hohen 
Prämien  förderte.  Zu  allen  hier  genannten  und  vielen  anderen  Einschrän- 
kungen und  Regulierungen  der  Gewerbs-  und  Handelsfreiheit  muss  man 
noch  das  Zunftwesen  mit  seinem  ganzen  Apparate  von  Privilegien  hinzu- 
fügen, das  bei  den  Mercantilisten  seine  besten  Vertheidiger  fand;  und  man 
wird  sich  alsdann  von  dem  Zustande  in  den  Jahrhunderten,  da  das  Mer- 
cantilsystem  in  beinahe  allen  europäischen  Ländern  herrschte,  eine  Vor- 
stellung machen  können.  Während  die  Handels-  und  Betriebsherren  Geld 
verdienten  und  mit  der  günstigen  Handelsbilanz  prahlten,  befanden  sich  die 
Nationen  in  Wirklichkeit  im  wirtschaftlichen  Rückgange,  oder  ihr  wirt- 
schaftlicher Fortschritt  Avurde  aufgehalten,  und  unter  dem  schweren  Drucke 
gerieth  besonders  die  Landbevölkerung  der  verschiedenen  Reiche  an  vielen 
Orten  allmählich  in  die  grösste  Armut  und  das  tiefste  Elend. 

Gegen  dieses  ganze  System  traten  nun  die  Physiokraten  mit  ihrem 
unwiderlegbaren  Nachweis  auf,  dass  das  Vermögen  nicht  nur  aus  Geld 
besteht,  sondern  überhaupt  aus  allen  wirtchaftlich  wertvollen  Gegenständen, 
wovon  das  Geld  ja  nur  einen  verhältnismässig  unbedeutenden  Bruchtheil 
ausmacht.  Hierbei  stellten  sie  über  den  Gegenstand,  den  die  National- 
ökonomie hauptsächlich  behandelt,  eine  richtige  Definition  auf  und  machten 
so  den  ersten  unumgänglich  nothwendigen  Schritt,  um  überhaupt  eine 
nationalökonomische  Wissenschaft  zu  ermöglichen.  In  ihren  freiheitsliebenden 
und  menschenfreundlichen  Schriften  bewiesen  sie  darauf  unumstösslich  das 
Ungerechte  und  Verderbliche  in  fast  allen  Vorschriften  zur  Unterdrückung 
und  Einschränkung  der  ökonomischen  Freiheit  bei  den  Mitgliedern  der 
Gesellschaft,  worin  ja  die  ganze  Nationalökonomie  der  Mercantilisten  im 
wesentlichen  bestand,  und  stellten  —  die  Berechtigung  einer  jeden   ökono- 
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mischen  Politik  leugnend  —  als  Ersatz  das  Laisser-faire-Princip  der  voll- 
ständig freien  Concurrenz  als  das  einzig  Glückbringende  auf.  Hierdurch 
verwandelten  sie  aber  thatsächlich  die  Nationalökonomie  mit  einemmale 
aus  einer  Sammlung  von  Eegeln  für  praktische  staatsmännische  Kunst 
in  eine  Wissenschaft  mit  theoretischen  Untersuchungen  über  die 
Production  und  Vertheilung  des  Vermögens.  Und  dieser  Wissenschaft 
leisteten  sie  reelle  Dienste,  insbesondere  durch  ihr  klares  Verständnis  und 
kräftiges  Hervorheben  des  Erdbodens  als  der  Quelle,  in  der  alle  Vermögens- 
gegenstände eigentlich  ihren  Ursprung  haben,  und  durch  ihre  hiermit  ver- 
bundene Feststellung  der  ungeheuren  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  so 
lange  verkannten  Landwirtschaft. 

Bekanntlich  erwarb  sich  Adam  Smith  gerade  bei  den  Physiokraten, 
einen  nicht  unerheblichen  Theil  seiner  nationalökonomischen  Einsicht  und 
Kenntnis.  Wie  hoch  er  nun  auch  die  Physiokraten  und  ihre  freisinnigen 
volkswirtschaftlichen  Lehren  schätzte,  so  war  er  doch,  wie  wir  schon  sahen, 
ein  allzu  scharfblickender  Geist,  als  dass  er  sich  von  ihrer  einseitigen 
Lehre  von  der  Alleinproductivität  des  Bodens  oder  der  Landwirtschaft  hätte 
umgarnen  lassen.  Er  sah  nämlich  sofort  ein,  dass,  da  die  Physiokraten 
den  Begriff  des  Vermögens  als  alle  wirtschaftlich  wertvollen  Gegenstände 
umfassend,  und  folglich  das  Vermögen  eines  Landes  als  gleichbedeutend 
mit  der  Summe  seiner  Tauschwerte  richtig  definiert  hatten,  hieraus  noth- 
gedrungenerweise  folgen  musste,  dass  eine  jede  Thätigkeit,  welche  die 
Werterhöhung  der  Gegenstände  zur  Folge  hatte,  ebenfalls  productiv  sein 
musste. 

Was  die  Physiokraten  in  unsern  Augen  diesem  natürlichen  Schlüsse 
gegenüber  so  merkwürdig  blind  machte,  und  sie  dadurch  so  ganz  ausser 
Stand  setzte,  eine  haltbare  wissenschaftliche  Lehre  von  der  Production  des 
Vermögens  zu  geben,  lag  darin,  dass,  trotzdem  sie  klar  begriffen,  wie  die 
Mercantilisten  die  reinsten  Classeninteressen  mit  der  Wohlfahrt  des  Staates 
und  der  Gesellschaft  identificierten,  und  trotzdem  sie  deswegen  selbst  immer 
das  wirtschaftliche  Wohl  aller  Gesellschaftsglieder  vor  Augen  hatten, 
dennoch,  wie  wir  schon  früher  nachwiesen,  unter  ihren  Händen  nicht  die 
Production  des  Vermögens  selbst,  sondern  etwas  ganz  anderes  der  eigentliche 
Gegenstand  ihrer  Untersuchungen  wurde,  nämlich  die  Vermehrung  des 
Nationalvermögens  oder  Nationaleinkommens  vermittelst  des  produit  net, 
den  die  Landwirtschaft  lieferte. 

Wir  sahen,  wie  es  auch  Adam  Smith  am  Herzen  lag,  dass  sich 
das  Nationalvermögen  nie  verringern,  sondern  immer  vermehren  solle,  ohne 
dass  es  indes  ihm  wie  den  Physiokraten  vor  allen  Dingen  auf  den  Ueber- 
schuss  der  Production  über  die  Consumtion  der  Producenten  ankam.  Er 
verstand  nämlich  vollkommen,  dass  das  einzige  wirkliche  Ziel  alles  Ver- 
mögens die  Befriedigung  des  Verbrauches  ist.  Ganz  anderes  Gewicht  als  auf 
das,  was  die  Physiokraten  das  disponible  Nationalvermögen  oder  National- 
einkommen nannten,  und  worin  sie  die  Grundlage  des  ganzen  wirtschaftlichen 
Wohles  der  Gesellschaft  erblickten,    legte  er  darauf,    dass   überhaupt 
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viel  produciert  wurde,  so  dass  alle  verschiedenen  Gesellschaftsclassen 
vollauf  zu  leben  hätten.  Seiner  Meinung  nach  that  es  folglich  der  Produc- 
tivität  eines  Betriebes  keinen  Abbruch,  dass  der  Ertrag  den  dabei  beschäf- 
tigten Personen  als  Arbeitslohn  und  Capitalgewinn  zufiel,  zumal  er  ja,  wie 
gezeigt,  gerade  im  Gegentheil  die  grössere  oder  geringere  Productivität  und 
den  grösseren  oder  geringeren  allgemeinen  Nutzen  der  verschiedenen  produc- 
tiven  Capitalverwendungen  je  nach  der  grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von 
Menschen  beurtheilte,  die  dadurch  ihren  Lebensunterhalt  erwarben.  Seiner 
Lehre  zufolge  bezweckte  die  ganze  Vermögensproduction,  den  Nationen  ein 
möglichst  reiches  Einkommen  zu  verschaffen  um  sie  dadurch  in  den  Stand 
zu  setzen,  gleichzeitig  sowohl  ihre  Volkszahl ^)  als  auch  den  persönlichen 
Verbrauch  ihrer  Einwohner  zu  vermehren  oder,  mit  andern  Worten,  eine 
möglichst  grosse  Anzahl  von  Menschen  so  zu  erhalten,  dass  sie  eine 
möglichst  reichliche  Befriedigung  ihrer  materiellen  und  geistigen  Bedürf- 
nisse erreichten. 

Indem  also  Adam  Smith  die  grösste  und  reichlichste  Befriedigung 
des  menschlichen  Bedarfs  an  nothwendigen  Erfordernissen,  Bequemlichkeiten 
und  Vergnügungen  des  Lebens  klar  und  consequent  als  das  Endziel  aller 
ökonomischen  Thätigkeit  aufstellte,  war  es  ihm  möglich,  das  wahre  und 
entscheidende  Kriterium  darüber  zu  liefern,  was  eine  Thätigkeit  wirtschaft- 
lich productiv  macht.  Und  obgleich  er  selbst  in  der  Anwendung  dieses 
Kriteriums  gewiss  die  Grenzen  der  ökonomischen  Productivität  zu  eng 
zog,  da  er  unter  die  productive  Arbeit  die  Thätigkeit  derjenigen  Menschen 
nicht  einrechnete,  die  persönliche  Dienste  leisten,  so  gelang  es  ihm  doch, 
den  für  alle  Zeiten  giltigen  Beweis  für  die  Productivität  der  Veredlungs- 
industrie und  des  Handels  durchzuführen,  und  damit  die  wahre  ökonomische 
Natur  der  Vermögensproduction  selbst  im  grossen  und  ganzen  klar 
zu  legen. 

Auf  diese  Weise  begründete  denn  Adam  Smith  die  erste  wirklich 
wissenschaftliche  Lehre  von  der  Production  des  Vermögens  und  erwarb 
sich  dadurch  einen  unsterblichen  Namen  in  der  Wissenschaft.  Er  begrün- 
dete jedoch  nicht  allein  diese  Lehre,  sondern  bildete  sie  auch  durch  seine 
epochemachende  Darstellung  der  ungeheuren  Steigerung  der  technischen 
Ergiebigkeit  oder  Effectivität  der  Production  aus,  die  man 
der  stets  zunehmenden  Theilung  der  Arbeit  unter  die  verschiedenen  Indi- 
viduen und  Nationen  und  der  Verwendung  stehenden  und  umlaufenden 
€apitales  im  Dienste  der  Production  verdankt,  und  zwar  that  er  dies  mit 
solch  überlegener  Einsicht,  dass  die  Hauptzüge  seiner  Lehre  nach  seiner 
Zeit  zu  einem  Gliede  in  dem  allgemeinen  Wissen  aller  gebildeten  Menschen 
geworden  sind. 

Um  nun  eine  vollständige  Lehre  von  derProductio,n 
der  wirtschaftlichen  Güter  überhaupt   zu  erhalten,   muss  man 


^)  The  most  decisive  mark  of  the  prosperitj  of  any  country   is  the  increase  of 
the  number  of  its  inhabitants  B.  I,  Ch.  VIII,  pag.  32. 
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der  Vermögensproduction  einfach  die  von  Adam  Smith  nicht  mitgerech- 
nete Leistung  persönlicher  Diensie  hinzufügen.  Da  nämlich  auch  dieser 
letztere  Theil  der  ökonomischen  Güterproduction,  ebenso  wie  die  Production 
des  Vermögens  oder  der  sachlichen  Güter  unter  der  Anwendung  von  Arbeits- 
theilung  und  Capital  vor  sich  geht,  ist  es  eigentlich  unnöthig,  darüber  eine 
besondere  getrennte  Lehre  auszubilden.  Auch  jener  Theil  ist  in  der  That 
schon  durch  die  erschöpfende  Darstellung  der  Vorgänge  der  Vermögens- 
production vollauf  erklärt. 

Es  läge  ausserhalb  des  Eahmens  dieser  Abhandlung,  die  ausschliess- 
lich Adam  Smiths  Verdienste  um  die  rein  theoretische  Nationalökonomie 
behandelt,  wenn  wir  hier  eine  ausführliche  Schilderung  geben  wollten,  wie 
er  auch  jene  falschen  ökonomischen  Lehren  der  Mercantilisten,  die  zu  seiner 
Zeit  im  praktischen  Leben  fast  allmächtig  waren,  mit  der  zwingendsten 
Gelehrsamkeit  und  dem  grössten  Scharfblick  definitiv  aus  der  Wissenschaft 
vertrieb,  avo  sie  ja  übrigens  niemals  völlig  heimisch  geworden  waren.  Eben- 
so wenig  wäre  es  hier  angebracht  darzulegen,  in  wie  weit  sein  von  der 
Liebe  zur  Freiheit  durchglühtes  Werk  der  Welt  die  Augen  für  den  Segen 
der  ökonomischen  Freiheit  geöffnet  hat.  Wir  möchten  in  Kücksicht  hierauf 
nur  erwähnen,  dass  vor  allem,  dank  der  überzeugenden  Kraft  seiner  Argu- 
mente, der  Freihandel;  dessen  Einführung  in  Grossbritannien  er  selbst 
mit  Bitterkeit  im  Herzen  als  eine  Utopie,  eine  vergebliche  Illusion  bezeich- 
nete, nur  etwas  über  ein  halbes  Jahrhundert  nach  seinem  Tode  endlich  in 
seinem  Vaterlande  den  Sieg  errang.^) 

Wie  schon  angedeutet,  knüpft  sich  Adam  Smiths  bleibende  Be- 
deutung für  die  theoretische  Nationalökonomie  vor  allen  Dingen  an  seine 
Lehre  von  der  Production  des  Vermögens.     Damit  legte  er  das  sichere  und 


^)  Smith  schreibt:  To  expect,  itideed,  that  tbe  freedom  of  trade  should  ever  be 
entirely  restored  in  Great  Britain,  is  as  absurd  as  to  expect  that  an  Oceana  er  Utopia 
should  ever  be  established  in  it.  Not  only  the  prejudices  of  the  public,  but,  what  is 
nmch  more  uiiccnquerable,  the  private  interests  of  many  individuals,  irresistibly  oppose 
it.  Were  the  officers  of  the  army  to  oppose  with  the  same  zeal  and  unanimity  any 
reduction  in  the  number  of  forces,  with  which  master  manufacturers  set  themselves 
against  every  law  that  is  likely  to  increase  tbe  number  of  their  rivals  in  the  hoaie 
market;  were  the  former  to  animate  their  soldiers,  in  the  same  manner  as  the  latter 
inflame  their  workmen,  to  attack  with  violence  and  outrage  the  proposers  of  any  such 
regulation;  to  attempt  to  reduce  the  army  would  be  as  dangerous  as  it  has  now  become 
to  attempt  to  diuiinish  in  any  respect  the  monopoly,  which  our  manufacturers  have 
obtained  against  us.  This  monopoly  has  so  much  increased  the  number  of  some  parti- 
cular  tribes  of  them,  that,  like  an  overgrown  standing  army,  they  have  become  formi- 
dable  to  the  government,  and,  upon  many  occasions,  intimidate  the  legislature.  The 
member  of  parliament  who  supports  every  proposal  for  strengthening  this  monopoly,  is 
sure  to  acquire  not  oiily  the  reputation  of  understanding  trade,  but  great  popularity 
and  influence  with  an  order  of  men  whose  numbers  and  wealth  render  them  of  great 
importance.  If  he  opposes  them,  on  the  contrary,  and  still  more,  if  he  has  authority 
enough  to  be  able  to  thwart  them,  neither  the  most  acknowledged  probity,  nor  the 
greatest  public  Services,  can  protect  him  frora  the  most  infamous  abuse  and  detraction, 
Irom  personal  insults,  nor  sometimes  from  real  danger,  arising  from  the  insolent  outrage 
of  furious  and  disappointed  monopolists.  B.  IV,  Gh.  11,  pag.  207. 
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dauerhafte  Fundament,  das,  wie  wir  sahen,  der  nationalökonomischen 
Forschung  vor  seiner  Zeit  fehlte,  und  worauf  der  ganze  Bau  der  späteren 
theoretischen  Nationalökonomie  aufgeführt  wurde.  Und  diese  seine  Lehre 
ist  in  so  genial  erschöpfender  Weise  dargestellt  und  begründet,  dass  seine 
Nachfolger  in  der  Wissenschaft  verhältnismässig  wenig  wirklich  Neues  hin- 
zuzufügen hatten. 

Dagegen  ist  das  meiste  was  Adam  Smith  über  den  wirtschaftlichen 
Wert  und  über  die  specielleren  Probleme  der  Vertheilung  des  Productions- 
ertrages  dachte  und  schrieb,  so  verdienstvoll  es  auch  sein  mochte,  und  ob- 
gleich es  auf  fast  allen  Gebieten  und  in  beinahe  unglaublicher  Ausdehnung 
den  Ausgangspunkt  für  die  spätere  theoretische  Forschung  bildete,  jetzt 
kaum  mehr  von  einem  anderen  als  historischen  und  psychologischen  Inter- 
esse. Anlässlich  der  darauf  bezüglichen  Theile  seines  Werkes  sind  im  Laufe 
der  Zeiten  gegen  ihn  fast  unzählige  Beschuldigungen  wegen  logischer  Un- 
klarheit, mangelnden  Zusammenhanges  und  Selbstwidersprüche  erschienen. 
Doch  diese  Beschuldigungen,  die  meistens  in  einem  oberflächlichen  Studium 
seines  Werkes  ihren  Grund  haben,  sind  unserer  Meinung  nach  höchst  un- 
gerecht, und  wir  hoffen  in  einer  späteren  Abhandlung  über  Adam  Smiths 
speciellere  theoretische  Lehren  beweisen  zu  können,  dass  man  auch  hier 
die  ausserordentliche  Geisteskraft  bewundern  muss,  womit  seine  Lehre 
durchgeführt  ist,  und  dass  man  auch  hier  eine  innere  Einheit  und  einen 
Zusammenhang  der  Darstellung  finden  wird,  die  überall  von  seinem  Genie 
Zeugnis  ablegen. 

Adam  Smith  erscheint  überhaupt  ohne  Frage  als  der  grösste  und 
allseitigste  Geist,  der  sich  je  der  Forschung  der  Nationalökonomie  gewidmet 
hat.  Es  ist  als  spiegele  sich  das  Leben  in  seinem  ganzen  Keichthum  und 
seiner  ganzen  Fülle  in  seinem  Werke  wieder,  und  die  meisten  Schriften 
seiner  Vorgänger  und  seiner  nächsten  tonangebenden  Nachfolger  nehmen 
sich  damit  verglichen  merkwürdig  blutlos  und  abstract  aus. 

Doch  es  ist  noch  eine  andere  specielle  Beziehung  hervorzuheben,  in 
der  er  diese  alle  überragt.  Wir  haben  früher  gezeigt,  dass  alles,  was  die 
vermögenproducierenden  Beschäftigungen  einer  Nation  zusammen  einbringen, 
nach  Smiths  Lehre  das  Gesammteinkommen  derselben  bildet  und  als 
Arbeitslohn,  Capitalgewinn  und  Grundrente  unter  die  drei  verschiedenen  an 
der  Vermögensproduction  betheiligten  Gesellschaftsclassen  vertheilt  wird. 

Die  Physiokraten  hatten  davon  nur  die  Grundrente  als  das  wirkliche 
Reineinkommen  der  Gesellschaft  betrachtet,  wogegen  Arbeitslohn  und 
Capitalgewinn  —  wie  von  einem  völlig  privatökonomischen  Grundbesitzer- 
standpunkte aus  angesehen  —  unter  die  Productionsunkosten  gezählt 
wurden.  Von  einem  völlig  capitalistischen  Standpunkte  aus  behauptete 
dagegen  Ricardo  und  diejenigen  unter  Smiths  Nachfolgern,  die  ihm 
unmittelbar  folgten,  dass  das  Reineinkommen  der  Gesellschaft,  von  dessen 
Grösse  ihre  wirkliche  ökonomische  Wohlfahrt  abhienge,  vorzugsweise  aus 
dem  Capitalgewinne  bestehe,  während  der  Arbeitslohn  auch  von  ihnen  als 
blosse  Productionsunkosten  aufgefasst  wurde.     Nach    Smith  bis   Stuart 
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Mill  imd  Cairnes,  bei  denen  eine  bessere  Auffassung  zum  Durclibruch 
kommt,  fehlte  in  der  englischen  Nationalökonomie  nicht  viel  daran,  dass 
die  Arbeiter  zuweilen  als  reine  Productionswerkzeuge  oder  Maschinen 
betrachtet  wurden.^)  Dagegen  sind  die  Arbeiter  bei  Adam  Smith  eine 
mit  allen  anderen  völlig  gleichgestellte  Gesellschaftsciasse,  deren  reichliches 
Einkommen  und  ökonomisches  Wohl  für  das  Gedeihen  und  Glück  der 
ganzen  Gesellschaft  von  höchster  Bedeutung  sind.^) 

Diejenigen,  die  in  Adam  Smith  nicht  nur  den  Begründer  der 
theoretischen,  sondern  der  ganzen  wissenschaftlichen  Nationalökonomie 
erblicken,  rechnen  ihm  dies  nicht  als  das  geringste  seiner  Verdienste  an. 
In  ihren  Augen  wurde  er  nur  noch  grösser,  weil  er  der  Wissenschaft,  deren 
Begründer  er  war,  auch  den  wirklich  wissenschaftlichen  und  über  alle 
privatökonomischen  Parteiinteressen  erhabenen,  nationalökonomischen 
Standpunkt  verlieh,  indem  er  als  erster  lehrte,  dass  alles,  was  die 
arbeitenden  Classen  als  Vergütung  für  ihre  Anstrengungen  im  Dienste  der 
Vermögensproduction  erhalten,  auch  einen  Theil  des  wirklichen  Einkommens 
der  Gesellschaft  bildet,  dessen  Vermehrung  ein  Ziel  von  der  grössten  volks- 
wirtschaftlichen Wichtigkeit  ist.  Auf  diesem  Punkte  besonders  erhebt  sich 
Adam  Smiths  mächtige  Gestalt  vor  dem  inneren  Blick,  und  auf  den 
Schultern  der  Physiokraten  stehend  sieht  man  ihn  —  hoch  über  die 
Häupter  seiner  nächsten  tonangebenden  Nachfolger  hinweg  —  den  gegen- 
wärtigen Pflegern  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  seine  Hand  leitend 
entgegenreichen. 


^)  M'Culloch  z.  B.  schreibt  sogar  geradezu:  A  labourer  is  himself  a  portion  of 
the  national  capital,  and  may,  without  improprietj,  be  considered,  in  theoretical  investi- 
gations  of  this  sort  (which  merely  regard  his  phjsical,  and  have  no  reference  to  bis 
mental  and  moral  powers)  in  the  light  of  a  machine  which  it  has  required  a  certain 
outlay  of  labour  to  construct  ...  In  so  far  as  their  purely  physical  powers  are  con- 
cerned,  men  are  to  be  looked  upon  as  capital  or  are  to  be  considered  in  the  same  point 
of  view  as  the  tools  or  the  angines  with  which  they  perform  their  tasks.  Principles  of 
Political  Economy,  Part.  II,  Ch.  IV. 

-)  Adam  Smiths  Stellung  zur  Frage  über  die  Bedeutung  der  guten  oder 
schlechten  ökonomisclieii  Verhältnisse  der  arbeitenden  Classen  geht  besonders  deutlich 
aus  folgenden  Aeusserungen  hervor:  The  common  complaint  that  luxury  extends  itself 
even  to  the  lowest  rankes  of  the  people,  and  that  the  labouring  poor  will  not  now  be 
contented  with  the  same  food,  clothing,  and  lodging  which  satisfled  them  in  former 
times,  may  convince  us  that  it  is  not  the  money  price  of  labour  only,  but  its  real 
recompense,  which  has  augmented.  —  Is  this  improvement  in  the  circumstances  of  the 
lower  ranks  of  the  people  to  be  regarded  as  anadvantage  or  as  an  inconveniency  to 
the  Society?  The  answer  seems  at  first  sight  abundantly  piain.  Servants,  labourers,  and 
worknien  of  diiferent  kinds  make  up  the  far  greater  part  of  every  great  political  society. 
But  whät  improves  the  circumstances  of  the  greater  part  can  never  be  regarded  as  an 
inconveniency  to  the  whole.  —  The  liberal  reward  of  labour,  as  it  is  the  effect  of 
increasing  wealth,  so  it  is  the  cause  of  increasing  population.  To  complain  of  it  is 
to  laraent  over  the  necessary  effect  and  cause  of  the  greatest  public  pro- 
sperity.   B.  I,  Ch.  VIII,  pag.  35—36  und  37. 
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ZUR  ÖSTERREICHISCHEN 
HANDELS-  UND  VERKEHRSPOLITIK. 


VON 


GUSTAV  BUNZEL,  TKIEST. 


Wie  dem  einzelnen  Menschen  oft  irgend  ein  Ereignis  zum  Abschluss 
eines  Lebensabschnittes  wird  und  ihn  veranlasst,  seine  gegenwärtige  Lage 
und  deren  zukünftige  Gestaltung  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  so  gibt  es 
auch  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Völker  Momente,  in  welchen  die 
Verhältnisse  der  nationalen  Production  und  ihre  voraussichtliche  Entwicklung 
mit  besonderem  Interesse  studiert  werden.  So  bietet  gegenwärtig  das  Heran- 
nahen des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  meisten  europäischen  Staaten  in 
Verhandlungen  bezüglich  der  Erneuerung  der  Handelsverträge 
einzutreten  haben  werden,  Veranlassung,  durch  Sammlung  umfangreicher 
statistischer  Daten  und  durch  eingehende  Discussion  handelspolitischer 
Fragen  manchen  Problemen  näher  zu  treten,  mit  denen  man  sich  bisher 
nur  in  ungenügender  Weise  beschäftigte. 

Im  Vordergrunde  des  Interesses  stehen  naturgemäss  die  mit  den 
Handels vertiägen  direct  im  Zusammenhange  stehenden  Fragen,  die  denn 
auch  allseitig  eine  eingehende  Erörterung  erfahren,  so  dass  jede  einzelne 
Post  der  Ein-  und  Ausfuhrlisten  einer  kritischen  Untersuchung  unterworfen 
wird.  Es  wird  hiebei  jedoch  nicht  immer  dem  Umstand  genügend  Rechnung 
getragen,  dass  die  Organisation  des  Inlandverkehres  und  der  nationalen 
Märkte  von  ganz  eminenten  Einfluss  auf  die  Bewegung  des  auswärtigen 
Handels  ist.  Für  Oesterreich  insbesondere  ist  es  von  grösster  Wichtigkeit, 
dass  alle  den  auswärtigen  Handel  in  irgend  einer  Weise  beeinflussenden 
Momente  die  entsprechende  Würdigung  erfahren  und  so  soll  denn  in  den 
folgenden  Ausführungen  auf  die  Wechselbeziehungen  zwischen  der  inneren 
Verkehrs-  und  der  auswärtigen  Handelspolitik  hingewiesen  werden,  wobei 
auch  jene  Momente  in  einer,  ihrer  Wichtigkeit  entsprechenden  Weise  zu 
berücksichtigen  sein  werden,  welche  rein  handelstechnischer  Natur  sind. 

Es  ist  zur  Genüge  bekannt,^)  dass  der  Export  der  Bodenproducte  der 
österreichisch-ungarischen    Monarchie    überhaupt   immer    mehr    zurückgeht. 


^)  Wir  werden    es    auch  späterhin    vermeiden,    solche    statistische  Daten  wieder- 
zugeben, welche  durch    die  Tagespresse    oder   gelegentlich    der   in    den    letzten  Jahren 
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und  die  Zeit  nicht  mehr  fern  ist,  in  welcher  der  rasch  zunehmende  Consum 
die  Höhe  der  Production  erreichen  wird.  Was  die  diesseitige  Keichshälfte 
betrifft,  so  bedarf  sie  bereits  gegenwärtig  grosser  Quanten  fremden  Getreides, 
und  nachdem  auch  der  Import  von  Colonialwaren  und  überhaupt  solcher 
Güter,  die  aus  den  verschiedensten  Ursachen  im  Inland  nicht  produciert 
w^erden  können,  jährlich  wächst,  so  ist  Oesterreich  geradezu  daiauf  angewiesen 
durch  einen  erhöhten  Export  von  Industrieproducten  seine  Handelsbilanz 
günstiger  zu  gestalten.  Philippovich  sagt  sehr  treffend^):  , Unsere 
österreichische  Ernte  an  Weizen  und  Koggen  ist,  wenn  wir  auch  einen  sehr 
massigen  Consum  pro  Kopf  der  Bevölkerung  annehmen,  doch  jährlich  um 
10  Millionen  Metercentn  er  zu  klein,  um  den  Nahrungsmittelbedarf  unserer 
Bevölkerung  zu  decken,  das  heisst  also,  dass  wir  darauf  angewiesen  sind, 
durch  Naturnothwendigkeit,  unseren  Nahrungsmittelbedarf  aus  dem  Auslände 
durch  einen  Export  von  Industrieproducten  zu  erwerben.  Unser  Boden  wächst 
nicht,  Sie  Ergiebigkeit  der  Landwirtschaft  nur  in  einem  sehr  geringem 
Maasse  und  innerhalb  fester  Grenzen,  die  Bevölkerung  aber  wächst  ohne 
Unterlass.  Das  sind  Thatsachen,  die  nicht  wegzuklügeln  sind,  das  ist  eine 
Fundamentalthatsache,  auf  der  sich  unser  ganzes  Bestreben,  einen  Export- 
staat zu  bilden,  aufbaut  und  aufbauen  muss,  das  ist  die  Naturnothwendigkeit, 
mit  der  wir  dazu  getrieben  werden,  unsere  Industrie  erstarken  zu  lassen. 

Dieses  Ziel  zu  erreichen  ist  für  Oesterreich  umso  schwieriger,  als 
bei  uns  während  der  letzten  Decennien  keine  wesentlichen  Fortschritte  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  zu  verzeichnen  waren,  während  in  den  anderen 
europäischen  und  den  wichtigsten  aussereuropäischen  Staaten  sowohl  die 
Production  als  der  Export  von  Industrieerzeugnissen  nie  geahnte  Ziffern 
erreichte.  Um  aber  den  Export  von  Industrieproducten  zu  ermöglichen, 
müssen  folgende  Bedingungen  vorhanden  sein: 

1.  muss  die  Industrie  in  der  Lage  sein,  die  betreffenden  Waren  in 
einer  Qualität  und  zu  Preisen  herstellen  zu  können,  welche  das  Eintreten 
in  die  Concun-enz  mit  anderen  Ländern  zulassen; 

2.  müssen  die  Verkehrsmittel  einen  entsprechend  raschen  und  billigen 
Transport  der  Producte  nach  allen  Absatzgebieten  gewährleisten  und 

3.  muss  der  Handel  derart  organisiert  sein,  dass  die  Erzeugnisse  die 
möglichst  vortheilhafteste  Verwertung  finden,  d.  h.  sie  müssen  auf  denjenigen 
Märkten  zum  Verkaufe  gelangen,  wo  für  selbe  die  relativ  besten  Preise 
erzielt  werden. 

Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  so  concentriert  sich  die  Thätigkeit 
der  staatlichen  Factoren,  wir  sehen  hier  von  dem  Einfluss,  den  eine  wohl- 
wollende Haltung  der  administrativen  Behörden  auf  das  Gedeihen  von 
Industrie  und  Handel  besitzt,  ab,  in   erster  Linie  auf  den  Abschluss  von 


abgehaltenen  Enqueten  eine  grössere  Verbreitung  fanden  und  uns  darauf  beschränken, 
solche  Daten  anzuführen,  deren  Kenntnis  nicht  vorausgesetzt  werden  kann  oder  welche 
im  Interesse  einer  übersichtlichen  Darstellung  reproduciert  werden  müssen. 

')  Die  Export-Enquete  des  österreichisch-ungarischen  Export- Vereines  am  14.  und 
15.  April  1898,  Wien,  S.  113. 

9* 
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Handels  perträgen,  welche  die  nationale  Production  möglichst  begünstigen. 
Für  die  österreichische  Industrie  werden  die  handelspolitischen  Vereinbarungen, 
die  im  Jahre  1903  mit  den  fremden  Staaten  zu  treffen  sein  werden,  von 
ausschlaggebender  Bedeutung  sein.  Von  der  Art  und  Weise  ihrer  Vor- 
bereitung und  von  der  Geschicklichkeit  der  Unterhändler  wird  es  abhängen, 
ob  den  Industriezweigen,  welche  des  Schutzes  bedürfen,  dieser  in 
ausgiebiger  Höhe  zutheil  werden  wird,  ob  den  exportfähigen  Branchen 
möglichst  weite  Märkte  zugänglich  gemacht  werden,  während  die  Zugeständ- 
nisse, welche  den  fremden  Staaten  eingeräumt  werden  müssen,  nach  Mög- 
lichkeit auf  diejenigen  Positionen  des  Zolltarifs  zu  beschränken  wären, 
deren  Ermässigung  die  einheimischen  Producenten  nicht  nur  nicht  schädigt, 
letztere  vielmehr  zu  erhöhter  Thätigkeit  anspornt  und  ihnen  Gelegenheit 
gibt,  durch  billigeren  Bezug  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  ihre 
Leistungsfähigkeit  zu  steigern.  Es  wird  insbesondere  vermieden  werden 
müssen,  dass  Industrien,  welche  des  Zollschutzes  überhaupt  nicht  oder  nur 
in  massiger  Höhe  bedürfen,  eines  solchen  in  einem  Ausmaasse  theilhaftig 
werden,  welches  die  Bildung  von  den  Consum  und  andere  Industriezweige 
schwer  belastenden  Kartellen  zur  Folge  hat  und  hiedurch  nur  zu  oft 
die  Exportinteressen  auf  das  empfindlichste  schädigt.  M  atl  eko  vits^) 
schildert  diesen  Vorgang  wie  folgt:  ,Noch  nie  und  nirgends  waren  die 
Kartelle  der  Grossindustriellen  so  zahlreich  und  noch  nie  waren  die  Gross- 
industriellen im  Festhalten  ihrer  Kartellversprechungen  so  gewissenhaft  als 
während  der  Zeit  der  Schutzzölle ;  es  werden  die  Absatzgebiete  vertheilt, 
es  werden  künstliche  Schranken  errichtet,  es  werden  die  Preise  festgesetzt 
nach  dem  vorhandenen  und  wahrscheinlichen  Consumtionsmaass:  —  und 
alles  dies  mit  dem  Bewusstsein,  dass  diese  Feststellung  des  Preises  und 
Absatzgebietes  durch  die  ausländische  Concurrenz  nicht  beeinträchtigt 
werden  kann,  weil  die  Schutzzölle  das  Kartellgebiet  vor  dem  unberufenen 
Eindringen  der  fremden  Production  genügend  sichern." 

Ebensowenig  dürfen  Schutzzölle  aus  fiscalischen  Rücksichten  aufrecht 
bleiben.  Taussig  weist  nach,^)  „dass  eine  kleine  Erhöhung  der  Zölle  auf 
Bier  und  Tabak  (von  Zöllen  auf  Thee  und  Kaffee  nicht  zu  sprechen)  kaum 
beachtet  und  von  den  Consumenten  leicht  getragen  worden  wäre,  während 
die  Schutzzölle  ein  ungenügendes  und  unregelmässiges  finanzielles  Resultat 
lieferten."  Allerdings  sind  die  auf  den  Genussmitteln  ruhenden  Lasten 
speciell  in  Oesterreich  so  gross,  dass  an  eine  Steigerung  derselben  kaum 
gedacht  werden  kann,  ein  Umstand,  der  jedoch  keineswegs  zu  Gunsten  der 
Berücksichtigung  fiscalischer  Interessen  bei  Einhebung  von  Schutzzöllen 
spricht.  Bei  Vorbereitung  der  Handelsverträge  sollte  die  Wichtigkeit,  welche 
der  billige  Bezug  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  für  die  Leistungs- 
fähigkeit  der   Industrie   besitzt,   nicht   unterschätzt    werden   und   ist   dies- 


^)  Dr.  Alexander  von  Matlekovits.  Die  Zollpolitik  der  Oesterreichiscli- 
ungarischen  Monarchie  und  des  Deutschen  Reiches  seit  1868  und  deren  nächste  Zukunft. 
Leipzig  1891,  S.  525. 

2)  The  Tariff  History  of  the  United  States.  New-Jork  and  London,  S.  353. 
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bezüglich  der  Bericht  des  englischen  Gesandten  in  Brüssel  vom  28.  Februar 
1899  über  das  Wachsthum  des  belgischen  Handels  seit  1831  sehr  lehrreich. 
Es  heisst  in  demselben:  „The  fact  that  since  1841  Imports  iuto  Belgium 
have  always  exceeded  exports  is  regarded  as  satisfactory  from  a  ßelgian 
point  of  view,  as  the  principal  increase  in  Imports  is  shown  to  be  in  raw 
materials,  and  it  is  said  to  be  due  to  this  increase  that  Belgian  goods 
can  be  produced  at  such  a  cheap  rate  and  compete  successfully  on 
foreigu  markets." 

Die  Erlangung  von  Zugeständnissen  auf  handelspolitischem  Gebiete 
seitens  der  verschiedenen  europäischen  Staaten  wird  allerdings  insofern 
auf  Schwierigkeiten  stossen,  als  eine  Freihandelspolitik  solcher  Länder, 
welche  die  ausländische  Concurrenz  nicht  zu  fürchten  haben,  nur  geringe 
Vortheile  bietet,  während  Staaten,  deren  Industrie  sich  noch  im  Entwicklungs- 
stadium befindet,  so  namentlich  Russland,  ihre  hohen  Schutzzölle  kaum 
wesentlich  ermässigen  werden.  Diesem  Umstand  wird  denn  auch  Rechnung 
getragen,  und  geht  das  Streben  der  österreichischen  Industriellen  in  letzter 
Zeit  dahin,    die  aussereuropäischen  Länder  als  Absatzgebiete  zu  gewinnen. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  dürften  aller- 
dings weniger  als  Absatzgebiet  in  Betracht  kommen,  sondern  sind  vielmehr 
als  Concurrenten  zu  betrachten,  deren  Bekämpfung  auch  in  Central-  und 
Südamerika  in  den  meisten  Zweigen  wenig  Aussicht  bieten  wird.  Es  genügt, 
darauf  hinzuweisen,  dass  im  Jahre  1898  die  Warenausfuhr  der  Staaten 
1,233,564.828  Dollars,  der  Import  nur  634,958.229  Dollars  betrug,  dass 
von  ersterer  Ziffer  307,924.994  Dollars  auf  Industrieproducte  entfielen  und 
der  Export  letzterer  so  in  einem  Jahre  um  28,307.096  Dollars  zu- 
genommen hat. 

Gelegentlich  der  Enquete  des  Exportvereins  ^)  wurde  vom  Vereins- 
secretär  Adolf  Schwarz  richtig  bemerkt:  „Bei  dem  ungeheuren  Auf- 
schwünge des  Weltverkehres  und  dem  technischen  Fortschritte  der  Verkehrs- 
mittel ist  es  eine  natürliche  Erscheinung,  dass  diejenigen  Elemente,  welche 
durch  ihre  Lage  an  oder  in  unmittelbarer  Nähe  der  wichtigsten  Verkehrs- 
strassen begünstigt  sind,  in  erster  Reihe  prädestiniert  erscheinen,  in  dem 
Weltverkehre  eine  hervorragende  Rolle  zu  spielen.  Und  je  wirksamer  diese 
Elemente,  welche  wir  Staaten  nennen  wollen,  diese  ihre  bevorzugte  Lage 
zu  benutzen  verstehen,  desto  grösser  wird  ihr  Antheil  an  dem  Weltverkehre 
und  an  dem  mit  demselben  in  unmittelbarer  Verbindung  stehenden  Welt- 
handel. Es  ist  also  kein  blosser  Zufall,  sondern  ein  auf  historischer  Noth- 
wendigkeit  beruhendes  Moment,  dass  die  der  gegenwärtigen  Achse  des 
Welthandels  zunächst  liegenden  Länder  berufen  waren  und  sind,  die  Träger 
des  Welthandels  zu  werden.  Seitdem  der  Weltverkehr  infolge  der  grossen 
Entdeckungen  ein  atlantischer  geworden,  seither  liegt  auch  im  atlantischen 
Ocean  bis  auf  unsere  Zeiten  die  Achse,  um  welche  sich  dieser  Verkehr  dreht." 

Wenn  nun  der  letzte  Satz  heute  noch  als  richtig  gelten  kann,  so  ist 
es  doch  zweifellos,  dass,  nachdem  die  Erzeugnisse  der  europäischen  Industrie 

1)  a.  a.  0.  S.  23. 
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jenseits  des  atlantischen  Oceans  nicht  raehr  willige  Abnehmer  finden, 
diese  iinnaer  eifriger  in  Asien  und  Afrika  gesucht  werden  müssen,  und 
liegt  es  auch  nicht  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit,  dass  Europa 
seinen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  mit  der  Zeit  in  jenen  Gegenden  decken 
wird,  in  welchen  es  die  eigenen  Producte  abzusetzen  vermag.  Die  Forschungen 
der  letzten  Jahre  haben  ergeben,  dass  sich  sowohl  in  Asien  als  in  Afrika 
Gebiete  von  unermesslicher  Ausdehnung  befinden,  welche  bei  geeigneter 
Ciiltivierung  die  grössten  Mengen  von  Getreide  und  anderen  Bodenproducten 
hervorbringen  könnten,  während  sie  anderseits  in  absehbarer  Zeit  nicht  in 
der  Lage  sein  dürften,  ihren  Bedarf  an  Erzeugnissen  der  Industrie  selbst 
zu  producieren.  Es  wird  nun  von  den  Mittelmeerstaaten  selbst  abhängen, 
ob  sie  ihre  für  diesen  Verkehr  so  günstige  geographische  Lage  ausnützen 
werden,  oder  ob  englische,  deutsche  und  amerikanische  Waren,  an  ihren 
Küsten  vorbeifahrend,  fast  ausschliesslich  in  den  neu  eröffneten  Gebieten 
Absatz  finden  werden.  In  erster  Linie  gilt  dies  für  0  esterreich,  welches 
in  Triest  einen  Hafen  besitzt,  der  „durch  seine  geographische  Lage  berufen 
erscheint,  das  Liverpool  Südeuropas  zu  werden:  der  Stapelplatz  für  alle 
jene  indischen  und  ostasiatischen  Producte,  welche  für  den  Consum  von 
Süddeutschland  und  der  Schweiz,  von  Italien  und  Oesterreich  bestimmt 
sind;  das  Hauptdepot  aller  jener  Fabrikate,  welche  aus  den  genannten 
Ländern  nach  dem  Osten  zur  Beförderung  gelangen.^)" 

Es  würde  viel  zu  weit  führen,  wollte  man  eine  Darstellung  der 
gegenwärtigen  Consurationsfähigkeit  der  erwähnten  Gebiete  und  ihrer 
voraussichtlichen  Entwickelung  versuchen  und  ist  dies  in  Bezug  auf  die 
ostasiatischen  Staaten  umsoweniger  nothwendig,  als  ihre  Bedeutung  schon 
lange  erkannt  und  gegenwärtig  sowohl  der  Blick  der  Staatsmänner 
und  Volkswirte,  als  auch  der  Unternehmer  aller  Nationen  unverwandt  auf 
diese  Länder  gerichtet  ist.^)  Erwähnenswert  ist  jedoch,  dass  Canton, 
Futschon  und  Hangtschon  nach  den  Angaben  der  chinesischen  Seezoll- 
behörde eine  Bevölkerung  von  nicht  weniger  als  3,850.000  Köpfen  umfassen; 
sie  zählen  gleichzeitig  zu  den  weitaus  wohlhabendsten  Theilen  von  China 
und  sind  neuen  Sitten  und  Gewohnheiten  am  meisten  zugeneigt,  besitzen 
daher  eine  das  Durchschnittsmaass  in  China  weit  überschreitende  Aufnahms- 
fähigkeit für  fremde  Waren. 3)  Letztere  finden  daher,  auch  wenn  der 
ausländische  Händler  nicht  tiefer  in  das  Innere  des  Landes  eindringen  kann 
oder    will,    grösseren    Absatz,   und    berichtet    Consul    Bourne,^)    dass 

')  Dr.  Karl  von  Scherzer.  Fachmännische  Berichte  über  die  österreichisch- 
ungarische  Expedition  nach  Siam,  China  und  Japan  (1868 — 1871).  Stuttgart  1872,  S.  II. 

2j  So  lieferten  für  die  im  Juli  1898  fertiggestellte  Bahn  Shanghai-Woosung:  Das 
Brückenmaterial  deutsche,  die  Schienen  und  Weichen  belgische  Fabrikanten,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  die  Locomotiven,  während  die  Waggons  in  Tientsing 
und  die  Ziegel  für  die  Stationsgebäude  in  Shanghai  hergestellt  wurden. 

3)  Vgl.  Dr.  Hermann  Schuhmacher.  Die  chinesischen  Vertragshäfen,  ihre 
wirtschaftliche  Stellung  und  Bedeutung.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
III.  Heft,  16  Band,  S.  591. 

*)  Diplomatie  and  Consular  Reports.  .Trade  of  Central  and  Southern  China 
Foreign  Office  May  1898. 
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Canton   und   Foochow   mehr   Lancashirewareii    aufnehmen   können,    als    die 
ganze  Provinz  Jünnan. 

Ein  speciell  für  österreichische  Kaufleute  und  Industrielle  vielleicht 
noch  lohnenderes  Feld  würde  Afrika  und  insbesondere  Nordafrika  bieten. 
Trotzdem  erweckt  dieser  Welttheil  bei  uns  nur  ein  sozusagen  platonisches 
Interesse.  Die  kühnen  englischen  und  deutschen  Projecte,  welche  sich  auf 
den  Bau  von  afrikanischen  Bahnen  und  Telegraphenlinien  beziehen,  werden 
zwar  in  den  Tagesblättern  eingehend  besprochen,  die  Kürze  der  üeberfahrt 
und  der  auf  den  Lloyddampfern  gebotene  Comfort  veranlasst  zwar  viele 
Angehörige  der  oberen  Zehntausend,  einen  Ausflug  nach  Egypten  zu  unter- 
nehmen, aber  unser  Handel  nimmt  daselbst,  wie  wir  später  sehen  werden, 
eine  relativ  untergeordnete  Stellung  ein. 

Die  Ansicht,  dass  Afrika,  mit  Ausnahme  der  Küstenstriche,  für 
Europäer  fast  unzugänglich  und  für  eine  intensive  Cultur  nicht  geeignet 
sei,  ist  längst  als  falsch  erkannt  und  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass 
der  grössere  Theil  Afrikas  in  einer  nicht  mehr  fernen  Zukunft  als  Produc- 
tions-  und  Consumtionsgebiet  eine  hohe  Stufe  erreichen  wird.^)  In  einzelnen 
Ländern  ist  ein  geradezu  rapider  wirtschaftlicher  Fortschritt  zu  verzeichnen, 
und  besitzt  z.  B.  Egypten  bereits  gegenwärtig  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 
ein  grösseres  Eisenbahnnetz  als  Oesterreich- Ungarn.  Es  ist  unter  solchen 
Umständen  höchst  bedauerlich,  dass  unsere  Monarchie,  wie  aus  folgender 
Tabelle  hervorgeht,  bei  weitem  nicht  in  einem  der  Nähe  ihres  Hafens 
entsprechendem  Ausmaasse  an  dem  egyptischen  Handel  betheiligt  ist. 

Der  Wert  der  von  Egypten  nach  folgenden  Ländern  exportierten 
und  von  denselben  importierten  Waren  betrug  im  Jahre  1897  in  Pf.  Sterl. 


^)  So  schreibt  Dr.  Karl  Peters  (Das  deutsch -ostafrikanische  Schutzgebiet. 
München  und  Leipzig  1895,  S.  380):  „Einen  interessanten  Beitrag  zur  Wertschätzung 
Deutsch-Ostafrikas"  gibt  Dr.  Oskar  Baumann  in  einem  Pivatschreiben  an  mich  aus 
Delhi  in  Indien  unter  dem  24.  November  1894,  in  welchem  er  unser  Schutzgebiet  mit 
Indien  vergleicht.  Ich  entnehme  demselben  Folgendes:  „Was  mich  am  meisten  freut,  ist, 
dass  jeder  Schritt,  den  ich  in  Indien  mache,  mich  mehr  von  dem  Wert  Deutsch-Ostafrikas 
überzeugt.  Die  Ebenen  hier  haben  eine  erfreuliche  Aehnlichkeit  mit  ünyamwese,  ja  mit 
gewissen  Theilen  der  Massai-Steppe;  oft  sind  sie  geradezu  Wüsten.  Die  Bergländer 
Central-Indiens,  wie  das  Dekan,  sind  ungleich  steiniger  als  unsere  ostafrikanischen  Höhen; 
nirgends  sah  ich  Gebiete  von  auch  nur  annähernd  so  grosser  Ueppigkeit  wie  Usambara 
dem  Kliina-Vdyaro  oder  das  Massai-Plateau.  Was  Indien  zu  dem  macht,  was  es  ist,  ist 
der  hochentwickelte  Ackerbau,  das  riesige  Eisenbahnnetz,  die  ausgedehnten  Bewässerungs- 
anlagen, die  ungeheuere  Bevölkerung,  welclie  täglich  anwächst,  so  dass  die  Beamten  oft 
die  Cholera  herbeisehnen,  um  wenigstens  einen  Theil  des  Menschenüberflusses  los  zu 
werden.  Was  mir  ferner  auifällt,  ist  die  grosse  Zahl  der  Producte,  die  in  Ostafrika  vor- 
banden,  aber  ganz  unbekannt  sind,  während  sie  in  Indien  den  Eeichthum  zahlreicher 
Leute  begründen.  Ich  nenne  Cocosfaser,  Ricinus-Saat;  alles  in  Afrika  reichlich  vorhanden, 

aber  fast  gar  nicht  exportiert Die   Geschichte   der  indischen   Eisenbahnen  ist 

mir  sehr  lehrreich.  So  wurde  die  Raipotain-Malta  Ry  schmalspurig  gebaut,  weil  die 
Unternehmer  selbst  nicht  glaubten,  dass  sie  jemals  einen  grösseren  Verkehr  bewältigen 
werde.  Heute  zahlt  sie  von  allen  Bahnen  der  Weit  nachweisbar  am  besten  und  kann  den 
Verkehr  kaum  bewältigen. 
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Import  Export 

Grossbiitannien  und  Irland 3,627.951  6,080.380 

Türkei 2,029.235  371.543 

Frankreich  und  Algier 1,268.329  1,147.354 

Oester  reich -Ungarn 776.385  470.688 

Belgien 513.131  28.315 

Britische  Besitzungen  im  fernen  Osten     .    .           509.208  65.854 

Italien 428.288  428.118 

Russland .           387.924  1,776.236 

Deutschland 307.133  429.065 

Britische  Besitzungen  im  Mittelmeer    .    .    .           122.858  8.617 

Amerika 122.605  994.886 

Griechenland 91.978  21.949 

Andere  Länder 683.739  806.246 

Zusammen  .    .      10,868.764  12,629.251 

Wir  haben  diese  Ziffern  angeführt,  um  zu  zeigen,  dass  der  öster- 
reichische Verkehr  selbst  in  Egypten  nicht  die  ihm  gebürende  Stellung 
einnimmt.  In  Algier  rangiert  er  nach  dem  von  England,  Deutschland, 
Spanien,  Belgien,  Dänemark,  Holland,  Italien,  Norwegen  und  Schweden.  In 
Tunis  stehen  an  erster  Stelle  Frankreich,  England,  Italien  und  Malta. 
Das  k.  u.  k.  österreichisch-ungarische  General- Consulat  in  Tunis  schreibt 
denn  auch  in  seinem  Jahresbericht  pro  1897:^)  „Mit  1.  Jänner  1898  ist 
in  den  handelspolitischen  Beziehungen  von  Tunis  eine  wichtige  Wandlung 
eingetreten,  indem  durch  die  neuen  Conventionen  Frankreichs  mit  allen 
europäischen  Staaten  die  exceptionelle  Stellung  dieses  Staates  als  Protectorats- 
macht  in  Tunis  allgemein  anerkannt  worden  ist.  Die  Folgen  dieser  Wandlung 
werden  auf  die  fernere  Entwicklung  des  Handels  aller  Länder  mit  der 
Regentschaft  Tunis  nicht  ohne  Einfluss  bleiben.  Doch  könnte  Oesterreich- 
Ungarns  Export  aus  den  geänderten  Verhältnissen  bei  der  relativen  Nähe 
Nutzen  ziehen.  Viele  österreichisch-ungarische  Industrieartikel  sind  geeignet, 
hier  einen  bedeutenderen  Absatz  zu  finden,  als  dies  bisher  der  Fall  war." 
Auch  der  Jahresbericht  des  Consulates  in  Tanger  klagt  über  den  geringen 
Export  aus  der  Monarchie  nach  Marocco.  Nach  den  entlegeneren  Ländern 
Afrikas  ist  der  österreichische  Export  selbstverständlich  relativ  noch 
unbedeutender.  Es  wird  nun  nicht  selten  als  Grund  für  den  geringen  Export 
Oesterreichs  angegeben,  dass  die  Monarchie  keine  Colonien  besitze,  wobei 
jedoch  übersehen  wird,  dass  die  meisten  überseeischen  Plätze  und  ins- 
besondere die  britischen  Colonien  die  Waren  aller  europäischen  Länder  in 
gleicher  Weise  behandeln.  Wenn  auf  England  hingewiesen  und  dessen 
Handelssuprematie  seinem  Colonialbesitz  zugeschrieben  wird,  so  verwechselt 
man  Ursache  mit  Wirkung.  England  musste,  um  seinem  Handel  und  seiner 
Industrie  in   den  aussereuropäischen   Staaten   den  nöthigen   Schutz   zu  ver- 

^)  Wir  entnehmen  denselben,  sowie  mehrere  andere  Consulatsberichte  der  Wiener 
Volkswirtschaftlichen  Wochenschrift. 
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leihen,  Colonien  erwerben  und  that  dies  schon  zu  einer  Zeit,  zu  welcher 
die  meisten  anderen  europäischen  Staaten  keine  Veranlassung  hatten,  ihren 
auswärtigen  Handel  zu  schützen,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden  war. 

Dass  aber  der  englische  Handel  durchaus  nicht  auf  dem  Colonial- 
besitz  basiert,  beweisen  die  nachfolgenden  Tabellen.^) 

Es  betrug  der  Gesammthandel  Englands  (Ein-  und  Ausfuhr)  mit  den 
wichtigsten  fremden  Ländern  und  britischen  Colonien  in  Procenten  (siehe 
Tabelle  S.  138  und  139). 

Wir  sehen  aus  obigen  Zahlen,  welche  überhaupt  viele  charakteristische 
Merkmale  aufweisen,  dass  der  Antheil  des  englischen  Handels  mit  seinen 
Colonien  am  Gesammthandel  Englands  nunmehr  nur  noch  ungefähr  23 
Procent  beträgt.  Der  Handel  Deutschlands  entwickelte  sich  ebenfalls  nicht 
infolge  der  Colonialpolitik  des  Reiches,  die  Flagge  folgte  vielmehr  den 
von  Kaufleuten  gewiesenen  Pfaden.  So  nahm  der  deutsche  Export  nach  China 
bereits  grössere  Dimensionen  an,  bevor  die  Diplomatie  im  Keiche  der 
Mitte  Erfolge  aufzuweisen  hatte. 

Es  soll  nun  durchaus  nicht  behauptet  werden,  dass  der  Colonialbesitz 
den  Export  eines  Landes  nicht  fördere;  die  Geschmacksrichtung  der  ausge- 
sandten Beamten,  der  grössere  Zufluss  von  Ansiedlern  aus  dem  Mutterlande  und 
die  vielen  unsichtbaren  Fäden,  welche  dieses  mit  dem  Tochterlande  verbinden, 
bilden  Imponderabilien,  die  alle  zu  Gunsten  des  Exportes  des  colonisierenden 
Staates  sprechen,  ohne  jedoch  als  entscheidende  Factoren  gelten  zu  können. 

Wenn  Oesterreich  gegenwärtig  in  die  Reihe  der  Staaten,  welche  in 
fernen  Welttheilen  auf  Eroberungen  ausgehen,  eintreten  wollte,  so  würden 
die  Erfolge  kaum  im  Verhältnis  zu  den  mit  einer  solchen  Politik  verbundenen 
Opfern  stehen.^)  Der  Besitz  einiger  Streifen  Landes  würde  der  heimischen 
Production  kaum  nennenswerte  Absatzgebiete  schaffen,  solche  können  viel- 
mehr nur  gesichert  werden,  wenn  das  Reich  in  der  Lage  ist,  überall 
dort  seinen  Einfluss  geltend  zu  machen,  wo  österreichische  Interessen  auf 
dem  Spiele  stehen;  dies  istjedoch  nur  möglich,  wenn  die 
Kriegsflotte  aus  zahlreichen,  mit  den  vollkommensten 
Angriffs-  und  V  erth  eidigungs  waff  en  versehenen  schnell- 
fahrenden Schiffen  besteht.  Statt  Länder  zu  erwerben,  deren  Besitz 
oft  nur  mit  grossem  Aufwand  an  Menschenleben  und  an  Geld  behauptet 
werden  kann,  möge  man  für  die  Kriegsmarine  jene  Summen  aufwenden, 
welche  nothwendig  sind,  um  der  Grossmachtstellung  der  Monarchie  auch 
zur  See  Geltung  zu  verschaffen. 


*)  Dr.  Carl  Johannes  Fuchs.  Die  Handelspolitik  Englands  und  seiner  l  olonien 
in  den  letzten  Jahrzehnten  (Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Band  57).  Leipzig 
18'93,  S.  342-343. 

^)  David  A.  Wells  (The  United  States  and  Great  Britaii).  New-York  and  London 
1896,  S.  48)  sagt:  „Forty  odd  years  ago  England  came  to  the  conclusion,  that  her 
supreniacy  over  the  earth  could  best  he  attained  by  supremacy  in  trade  rather  tlian  by 
supremacy  of  the  sword,  and  that  the  exclusive  trade  of  any  colony  or  people  that  has 
to   be  fought  for  costs  more  than  it  is  all  woith. 
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Wenn  eine  Aufgabe  des  Staates  darin  besteht,  mit  Hilfe  seiner 
politischen  Machtstellung  der  nationalen  Production  neue  Absatzgebiete  zu 
öffnen,  so  muss  anderseits  seine  Verkehrspolitik  einen  möglichst 
raschen  und  billigen  Transport  der  für  den  Export  bestimmten  Waren 
ermöglichen.  Zu  diesem  ßehufe  muss  einerseits  für  die  Herstellung  geeigneter 
Verkehrswege,  anderseits  für  die  Festsetzung  von  den  Verhältnissen  an- 
gemessenen Frachtgebüren  Sorge  getragen  werden. 

In  Bezug  auf  die  Tarifpolitik  können  allgemein  giltige  Regeln  nicht 
aufgestellt  werden.  Die  Einhebung  von  durchgehends  niedrigen  Frachtsätzen 
ist  umsoweniger  gerechtfertigt,  als  solche  häufig  auch  solchen  Productions- 
und  Handelszweigen,  welche  selbst  durch  wesentlich  höhere  Sätze  nicht 
übermässig  belastet  würden,  ja  oft  ausschliesslich  ausländischen  Unter- 
nehmungen zugute  kommen  würden.  Anderseits  darf  die  Feststellung  der 
Tarife  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  privatwirtschaftlichen  Interessen  der 
Eisenbahngesellschaften  geschehen  und  darf  nicht  etwa  eine  Reduction  der 
Tarife  auf  solche  Fälle  beschränkt  bleiben,  in  welchen  die  betreffende 
Bahnlinie  eine  directe  Concurrenz  zu  bestehen  hat.  Es  muss  insbesondere 
ausgesprochen  werden,  dass  kein  Bahntarif  so  niedrig  sein  kann,  dass  er 
nicht  angewendet  werden  sollte,  Avenn  auf  diese  Weise  ein  Artikel  exportfähig 
gemacht  werden  kann,  und  dies  nicht  allein  im  Interesse  der  Volkswirtschaft, 
sondern  auch  zumeist  in  dem  des  Bahnunternehmens  selbst,  da,  wie  aus 
unseren  weiteren  Ausführungen  hervorgehen  wird,  der  Export  eines  Artikels 
oft  auch  die  Ausfuhr  anderer  Waren  und  einen  wesentlich  gesteigerten 
Import  mit  sich  bringt.  Die  auf  solche  Weise  hervorgerufene  Verkehrs- 
steigerung ersetzt  eventuell  reichlich  einen  etwaigen  Verlust,  welcher  durch 
Einhebung  zu  niedriger  Frachtgebüren  entstanden  ist.  Eine  entsprechende 
Rücksichtsnahme  auf  die  Interessen  der  Industrie  ist  allerdings  dort  schwer 
durchführbar,  wo  sich,  wie  dies  in  Oesterreich  der  Fall  ist,  der  grössere 
Theil  der  Bahnlinien  in  Händen  von  Privatunternehmen  befindet.  Die  Privat- 
bahnen sind  es  denn  auch,  welche  den  Interessenten  am  meisten  Grund  zu 
Klagen  geben.  So  äusserte  sich  ein  Zuckerraffineriedirector  anlässlich  der 
Prager  Enquete^):  „Die  Hauptleidensseite  unserer  Industrie  bilden  die 
hohen  Localfrachtsätze  unserer  Eisenbahnen!  Ein  Etablissement,  das  das 
Unglück  hat,  an  einer  Privatbahn  situiert  zu  sein,  ist  ein  Sclave  dieser 
Bahn.  —  Ich  bin  mir  dieses  harten  Wortes  voll  bewusst,  denn  das,  was 
unser  Etablissement  seit  einer  ganzen  Reihe  von  Jahren  von  seiner  Gründung 
an  zu  leiden  hatte,  hat  mir  die  Ueberzeugung  verschafft,  dass  ein  an  einer 
Privatbahn  gelegenes  Etablissement  auf  Exportarbeit  gar  nicht  rechnen 
kann!"  Hiebei  ist  wohl  die  Thatsache  erwähnenswert,  dass  der  einzige 
Handelshafen  Oesterreichs,  von  einer  kleinen  Locallinie  abgesehen,  mit 
seinem  Verkehr  auf  eine  einzige  Privatbahn  angewiesen  ist. 


^ 


^)  Stenographisches  Protokoll  über  die  in  der  Zeit  vom  14.  bis  19.  März  1898 
abgeführten  Verhandlungen  der  von  der  Prager  Handels-  und  Gewerbekammer  ver- 
anstalteten Enquete  behufs  Feststellung  der  Ursachen  des  Niederganges  unserer  Industrie 
und  der  Mittel  zur  Abhilfe,  S.  259. 
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Gelegentlich  der  Enquete  des  Exportvereins  ^)  wurde  vom  Referenten 
für  das  Frachten-  und  Verkehrswesen  Moriz  Hirsch  dai'auf  hingewiesen,  dass 
die  österreichischen  Verkehrsanstalten  sich  ausschliesslich  von  der  Rücksicht 
auf  ihr  privatwirtschaftliches  Interesse  leiten  lassen.  Derselbe  führte  aus: 
,,An  diesem  einen  Beispiel,  welches  nichts  anderes  enthält,  als  einen 
Concurrenztarif  gegen  Hamburg,  wird  klar,  dass  die  österreichischen  Verkehrs- 
anstalten überhaupt  sich  nicht  vom  Interesse  der  inländischen  Industrie 
leiten  lassen,  sondern  nur  vom  Vortheile,  den  sie  selbst  bei  einer  oder 
anderen  Frachtrelation  für  sich  erwirken  können.  V^enn  es  sich  darum 
handelt,  Güter,  welche  nach  Concurrenzlinien  gravitieren,  an  sich  zu  ziehen, 
ist  ihnen  kein  Frachtsatz  zu  niedrig,  um  die  Transporte  an  ihre  Linien  zu 
fesseln.  Der  Vortheil  der  österreichischen  Industrie  steht  für  sie  in  zweiter 
Linie.  Wenn  demnach  solche  Motive  unseren  Verkehr  allein  beherrschen, 
so  ist  es  begreiflich,  dass  unsere  Industrie  immer  wieder  auf  die  Vortheile 
hinzuweisen  genöthigt  ist,  welche  die  deutschen  Bahnverwaltungen  den 
dortigen  Industriellen  einräumen." 

Die  deutsche  Tarifpolitik  ist  es  denn  auch,  welche  nicht  nur  von  den 
österreichischen  Interessenten,  sondern  auch  vielfach  in  englischen  Berichten 
als  mustergiltig  dargestellt  wird.  Sogar  die  Handelskammer  in  Trinidad 
schreibt  die  grosse  Entwicklung  des  deutschen  Exportes  den  billigen  Fracht- 
sätzen der  deutschen  Staatsbahnen  zu.^) 

Deutschland  befolgt  auf  diese  Weise  eine  Politik,  die,  wie  schon 
Bismarck  betonte,  oft  auch  handelspolitische  Vortheile,  die  fremden 
Staaten  eingeräumt  wurden,  illusorisch  machen  kann.  Indem  es  in  der 
Hand  des  Staates  liegt,  Waren,  welche  Verkehrsanstalten,  auf  welche  ihm 
ein  entscheidender  Einfluss  zusteht,  benützen,  je  nach  Umständen,  theurer 
oder  billiger  zu  verfrachten,  hat  er  eine  äusserst  wirksame  Waffe  in  der 
Hand,  um  die  Concurrenz  fremder  Märkte  abzuwehren. 

Wir  beobachten  nun  in  Oesterreich  eine  ganz  eigenthümliche  Er- 
scheinung. Die  Bestrebungen,  welche  dahin  zielen,  Oesterreich,  das  für  sich 
allein  ein  viel  zu  kleines  Wirtschaftsgebiet  bildet,  als  dass  sich  hier,  wie 
in  anderen  Ländern,  die  Erzeugung  von  Specialitäten  entwickeln  könnte,  in 
ein  engeres  handelspolitisches  Verhältnis  zum  Deutschen  Reiche  zu  bringen, 
werden  mit  der  Begründung  bekämpft,  dass  ein  derartiger  Zollverband 
einzelne  heimische  Industriezweige  vernichten  würde.  Während  es  jedoch 
keineswegs  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  liegen  würde,  durch  Ueber- 
gangsbestimmungen  solche  Industriezweige  so  lange  zu  schützen,  bis  sie 
sich  entsprechend  gekräftigt  haben,  gibt  es  wohl  kein  Mittel,  welches  der 
nationalen  Production  die  nöthige  Sicherheit  gewährleisten  würde,  zu  billigen 


*)  Die  Export-Enquete  des  österreichisch-ungarischen  Exportvereines  am  14.  und 
15.  April  1898.  Wien  1898,  S.  79. 

-)  Trade  of  the  British  Empire  and  foreign  competition.  Despatsch  from  Mr. 
Chamberlain  to  the  Gpveraors  of  colonies  and  the  High  Oommissioner  of  Cyprus 
and  the  Replies  thereto.  London  1897,  S.  183.  (Wir  werden  dieses  Werk  weiterhin  unter 
dem  Schlagwort  Chamberlain  citieren.) 
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Bedingungen  Verkehrswege  benützen  zu  können,  welche  sich  im  Macht- 
bereiche eines  anderen  Staates  befinden.  Und  doch  sind  es  gerade  die 
Gegner  einer  Zollunion  mit  Deutschland,  welche  den  Verkehr 
österreichischer  Producte  immer  mehr  auf  deutsche  Eisenbahnen,  auf 
deutsche  Wasserstrassen  und  auf  deutsche  Märkte  drängen.  „Wir  lassen 
unsere  Waren  auf  deutschen  Bahnen,  deutschen  Schiffen,  an  deutsche 
Häuser  gehen  und  geniessen  dabei  den  Schutz  der  deutschen  Consulate."^) 
Zur  Erläuterung  dieser  Worte  mögen  folgende  Zahlen  dienen:^) 


von  Hamburg 

giengen  zu  herg  nach 

Laube-Tetschen 

von  Laube-Tetschea 

kamen  zu  Thal  ia 

Hamburg  an 

1892    .    . 

.    .      1,631.000  M.-Ctr. 

1,236.000  M.-Ctr 

1893    .    . 

.    .      1,719.000       , 

1,159.000       „ 

1894    .    . 

.    .      2,183.000       „ 

1,383.000       „ 

1895    .    . 

.    .      2,182.000       , 

1,063.000       , 

1896    .    . 

.    .      2,796.000 

1,342.000       , 

1897    .    . 

.    .      3,014.000 

1,152.000       „ 

Wird  nun  in  Berücksichtigung  gezogen,  dass  auch  der  österreichische 
Export  per  Bahn  nach  den  Häfen  des  Deutschen  Reiches  stetig  wächst  und 
überhaupt  der  auswärtige  Handel  der  Monarchie  immer  mehr  nach  fremden 
Seeplätzen  gravitiert,  so  wäre  es  wohl  hoch  an  der  Zeit,  daran  zu  denken, 
auf  welche  Weise  derselbe  auf  eigene  Bahnen,  auf  eigene  Schiffe  und  nach 
nationalen  Märkten  zu  lenken  wäre.  Und  doch  ist  das  Gegentheil  der  Fall. 
Abg.  Kaizl  sprach  sich  im  Jahre  1894  wie  folgt  aus:^)  „Ja,  meine  Herren, 
diese  grosse  böhmische  Verstaatlichungsaction  hat  ja  doch  einen  Connex 
mit  der  Triester  Hafenfrage  und  mit  dem  Triester  Seeverkehr,  und  wenn 
der  Connex  Seiner  Excellenz  dem  Handelsminister  vielleicht  noch  nicht  ganz 
klar  ist,  so  ist  doch  der  projectierte  Canalbau,  welcher  die  Elbe  mit  der 
Donau,  respective  die  Oder  mit  der  Donau  verbinden  soll,  in  seinem 
Zusammenhange  mit  der  Triester  Hafenfrage  jedermann  einleuchtend.  Sehen 
Sie  zu,  wie  dann  die  Millionen,  die  wir  nach  und  nach  für  Triest  aufwenden, 
umsomehr  verloren  sein  werden,  wenn  wir  die  billige  Wasserverfrachtung 
von  allem,  was  nordwärts  der  Donau  gelegen  ist,  nach  den  Nordseehäfen 
zustande  gebracht  haben  werden.  Dann  wird  die  Distanz,  welche  dermalen 
etwa  300  Kilometer  als  Differenz  der  Entfernung  von  Prag  nach  Triest, 
respective  Hamburg  beträgt,  noch  um  einige  Kilometer  anwachsen,  dann 
wird  die  Bedeutung  des  Triester  Hafens  für  unseren  Verkehr  und  für 
unseren  Import  und  Export  noch  mehr  herabgedrückt  werden,  als  dies  ohne- 
dies der  Fall  ist." 

Die  eventuellen  Consequenzen  der  erwähnten  Canalbauten  sind  mit 
diesen  Worten  allerdings  sehr  treffend  dargelegt,  wenn  jedoch  jene,  welche 


')  Enquete  des  Exportvereines  a.  a.  0.  S.  39 

2)  Dr.  Franz  Sie  wert.  Der  Elbe-Moldau-Donau-Canal.  Berlin  1899,  S.  24. 
^)  Stenographisches  Protokoll.    Haus   der  Abgeordneten,  XI.  Session,  283.  Sitzung 
am  1.  Mai  1894,  S.  15.894. 
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die  Idee  einer  Zollunion  mit  Deutschland  so  lebhaft  bekämpfen,  trotzdem 
für  die  Herstellung  dieser  Wasserstrassen  eintreten,  so  ist  dies  nur  dem 
Umstände  zuzuschreiben,  dass  bis  jetzt  für  die  maassgebenden  Pactoren 
im  Deutschen  Keiche  kein  Grund  vorhanden  war,  dem  österreicliischen 
Export  irgend  welche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  legen.  Sollte 
jedochjemals  dieser  Export  den  Interessen  der  deutschen 
Production  nacht  heilig  werden,  so  dürfte  wohl  auch 
Oester reich  die  Erfahrung  machen,  dass  es  nicht  rathsam 
sei,  fremden  Händen  die  Schlüssel  zu  seinen  Thoren 
an  zuv  ertr  auen.^) 

Dass  in  einem  solchen  Falle  die  deutschen  Exportinteressen  gegen- 
über den  unseren  in  ausgiebiger  Weise  geschützt  werden  würden, 
dafür  spricht  die  ganze  Art  und  Weise,  in  welcher  in  Deutschland  Ver- 
kehrspolitik getrieben  wird;  als  besonders  charakteristisch  wären  jedoch 
zwei  Thatsachen   zu  erwähnen.  Von  Berlin   nach  Bodenbach   ermässigt  der 

ostdeutsche  Tarif  Malz  und  Getreide  auf 74  Pfennige 

plus  Bodenbach-Prag 80         „ 

gibt  Berlin-Prag 154  Pfennige 

dagegen  in  der  Richtung  Prag-Berlin  192  Pfennige.^) 

Die  deutschen  Schiflfahrtsgesellschaften  reducierten  die  Fracht  auf 
Cement  von  Hamburg  nach  Hongkong  um  2V2  Shillinge,  wenn  derselbe 
bona  fide  als  einheimisches  Erzeugnis  declariert  wurde. ^) 

Es  ist  daher  nicht  denkbar,  dass  die  Zukunft  des  österreichischen  über- 
seeischen Exportes  für  den  Fall,  dass  sich  derselbe  je  in  der  erhofften 
Weise  entwickeln  sollte,  der  Vermittlung  fremder  Verkehrsanstalten  anvertraut 
werde,  und  gilt  dies  nicht  allein  von  dem  Transport  zum  Meere,  sondern 
auch  von  der  Weiterbeförderung  der  Waren  zur  See  bis  zum  Bestimmungs- 
orte. Eisenbahn-  und  Schiffahrtsunternehmungen  müssen  sich  stets  gegenseitig 
ergänzen.  So  werden  die  Pacific  Mail  Steamship  Co.,  die  Occidental  & 
Oriental  Steamship  Co.  und  die  Northern  Pacific  Steamship  Co.  von  den 
betreffenden  Eisenbahngesellschaften  unterhalten,  weil  für  diese  die  Dampf- 
verbindung mit  Ostasien  namentlich  des  Güterverkehrs  wegen  eine  Lebens- 
frage ist.  .  Wie  viel  Zuschuss  besonders  die  Northern  Pacific-Dampfer 
erfordern,  ist  nirgends  bekannt  gegeben  —  ganz  wenig  kann  es  indessen 
nicht  sein.*) 

•)  Es  klingt  beinahe  wie  Hohn,  wenn  der  Secretär  der  Lübecker  Handelskammer 
sagt  (Siewert  a.  a.  0.  S.  38):  „Oesterreich-Ungarn  hat  sich  daran  gewöhnt,  für  viele 
seiner  Einkäufe  an  nordamerikanischen,  est-  und  westafrikanischen,  ostasiatischen  und 
australischen  Provenienzen  Hamburg  und  Bremen  als  Marktplatz  zu  benutzen,  wie  es 
auch  anderseits  seine  Manufacturen  zur  Ausfuhr  nach  jenen  transatlantanischen  Märkten 
vielfach  den  hanseatischen  Exporthäusern  anvertraut.  Dieser  Sachlage  entsprechend 
spielen  Triest  und  Fiunie  gleichwie  im  Verkehr  mit  der  oceanischen  Küste  Westeuropas 
so  auch  im  Verkehr  mit  überseeischen  Gebieten  keine  hervorragend  active  Rolle." 

2)  Prager  Enquete  a.  a.  0.  S.  318. 

3)  Chamberlain  a.  a.  0.  S.  826. 

*)  C.  Busley.  Der  Kampf  um  den  ostasiatischen  Handel.  Berlin  1897,  S.  214. 


144  Bunzel. 

In  mancher  Hinsicht  sind  entsprechende  Dampferverbindungen  sogar 
wichtiger  als  ein  dichtes  Eisenbahnnetz.  Wem  icke  sagt^):  ,Je  zahlreicher 
die  Handelsflotte  ist,  umsomehr  Handelsbeziehungen  werden  durch  sie 
geknüpft,  umsomehr  trägt  sie  zur  Hebung  des  Exports  bei,  umsomehr 
aber  auch  macht  sie  die  Nation  unabhängig  von  anderen  Völkern,  umsomehr 
kommen  die  Frachtkosten  der  eigenen  Nation  zugute."-) 

Die  österreichische  Handelsmarine  befindet  sich  sozusagen  erst  im 
Anfangsstadium  ihrer  Entwicklung.  Diesbezügliche  Vergleichungen  mit  den 
anderen  Handelsstaaten  anzustellen  ist  wohl  mit  Kücksicht  auf  den  umstand, 
dass  das  hierüber  in  den  letzten  Jahren  von  den  Interessenten  gesammelte 
reiche  Material  in  weiten  Kreisen  bekannt  ist,  überflüssig,  doch  dürfte  es 
am  Platze  sein,  hier  einige  besonders  charakteristische  Thatsachen  zu 
erwähnen.^)  Der  Verkehr  durch  den  Suez-Canal  vertheilte  sich  im  Jahre 
1897  in  der  Weise,  dass  den  einzelnen  Nationen  zufielen: 


Procente  der 

Procente  des  Tonnen 

passierten  Schiffe 

gehaltes  derselben 

Oesterreich     . 

.    .            2-6 

2-4 

Amerika      .    . 

.    .            0-1 

Ol 

England  .    .    . 

.    .          638 

66-4 

^)  Dr.  Johannes  Wernicke.  System  der  nationalen  Schatzpolitik  nach  Aussen. 
Jena  1896,  S.  85. 

2)  Es  wäre  hier  auch  auf  die  Wichtigkeit  der  Schiffbauindustrie  für  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  eines  Landes  hinzuweisen.  So  schreibt  Fuchs  (a.  a.  0.  S.  16): 
„Gleichzeitig  begann  in  demselben  Jahre  (1887)  an  Stelle  der  bisherigen  andauernden 
Depression  ein  plötzlicher  bedeutender  Aufschwung  in  Handel  und  Industrie  einzutreten, 
als  ob  die  blosse  Untersuchung  der  Zustände  genügt  hätte,  sie  zu  curieren.  Als  Ursache 
dieses  Aufschwunges  bezeichnen  die  Fair-Traders  die  Ausgabe  von  20  Millionen  Pf.  Sterl. 
für  neue  Schiffsbauten,  welche  alle  damit  in  Verbindung  stehenden  Industrien  in  lebhafte 
Thätigkeit  versetzte  u.  s.  w. 

3)  Was  die  Zahl  der  Schiffe  der  verschiedenen  Nationen  und  ihre  Tragfähigkeit 
anbelangt,  führen  folgende  dem  vom  Bureau  Veritas  für  1898 — 1899  herausgegebenen 
Generalregister  der  Handelsmarine  aller  Länder,  das  die  Dampfschiffe  von  mindestens 
100  und  die  Segelschiffe  von  mindestens  50  Brutto -Kegistertons  enthält,  entnommenen 
Daten  eine  beredte  Sprache. 

Anzahl  Brutto-Registertons 

"  '*^^^  der  Dampfer  der  Damjfer 

Englische 5707                  10,993.111 

Deutsche 878  1,625.521 

Französische 547  952.682 

Amerikanische 502  810.800 

Norwegische 646  628.493 

Spanische 361  520.847 

Japanische 334  439.509 

Italienische 254  420.880 

Niederländische 227  363.290 

Russische 399  358.415 

Dänische 302  340.431 

Schwedische 483  315.996 

Oesterreichische 166  298.990 
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Procente  der  Procente  des  Tonnen- 

passierten Schiffe  gehaltes  derselben 

Niederlande     ....  6*9  48 

Frankreich 6-8  7-3 

Deutschland    .    .    ^  .  10-9  10-7 

Italien 2-4  1-8 

Japan      1*2  1-5 

Norwegen 1'6  1*1 

Kussland 1*5  2-— 

Spanien 1*6  1-8 

Der  Kest  vertheilt  sich  in  Bruchtheilen-  von  Procenten  auf  die  anderen 

Staaten. 

Sind  diese  Ziffern  für  die   Seltenheit   der  Fahrten   österreichischer 

Dampfer  bezeichnend,   so  entnehmen  wir  den  zahlreichen  Beschwerden  über 

die    Höhe   ihrer   Frachtsätze    folgende    von   dem   Vorstandsmitglied 

des  Wiener  kaufmännischen  Vereines  S.  Jokl    zusammengestellte  Daten :^) 

Es  zahlt  z.  B.  Hohlglas  per  100  kg: 

1.  Von  Antwerpen  nach  Smyrna  sh.  18  pr.  1000 /j^  =  Goldgulden  —-90 
eine  zweite  Offerte  lautete  „  15/6  „  „  „  — -78 
von  Genua  nach  Smyrna  Lire  3  4-5%  „  n  »  1'26 
von  Venedig  nach  Smyrna  Francs  2*40  „  n  „  — -96 
dagegen  rechnet  der  Lloyd  Triest-Smyrna  „       „                      „             1'80 

2.  Von  Antwerpen  nach  Beyrut  sh.  30  „  „  ,  1-50 
eine  zweite  Offerte  ,  35  ,  ,  ,  1-75 
von  Genua  nach  Beyrut  Lire  4  +  10%  »,  »  „  1'76 
von  Venedig  nach  Beyrut  Francs  3*10  ,  „  „  1*24 
dagegen  rechnet  der  Lloyd  Triest-Beyrut  „       ,.        ■              „             2-40 

3.  VonAntwerpennachBombaysh.l0per40engl.Cubikfuss=^perCubikm.4*40 
eine  zweite  Offerte  sh.  10  +  5%  »  „  470 
von  Hamburg  nach  Bombay  sh.  8  ?,  „  4' — 
eine  andere  Offerte  sh.  8  per  40  »  »  »  3*60 
dagegen  rechnet  der  Lloyd Triest-Bombay  „  „  7* — 
Von   anderen  Theilnehmern  an  der   erwähnten  Enquete  wurde  auf  die 

gegenüber  den  Tarifen  des  österreichischen  Lloyd  wesentlich  billigeren 
Sätze  von  Hamburg  nach  Ostasien  für  Möbel,  Glas-  Papierwaren  u.  s.  w. 
hingewiesen. 

Nicht  weniger  wichtig  als  die  Höhe  der  Frachtsätze  einer  Dampfer- 
linie ist  die  Schnelligkeit  ihrer  Schiffe. 

So  heisst  es  im  Jahresbericht  des  englischen  Gesandtschaftssecretärs  in 
Tokio  pro  1897:^')  „Much  of  the  company's  success  in  securing  cargoes  is 

^)  Enquete  des  Exportvereins  a.  a.  0.  S,  102.  Diesen  Daten  ist  die  Bemerkung 
beigefügt,  dass  die  betreffenden  Offerten  von  ersten  Speditionsfirmen  des  Auslandes 
stammen. 

2)  Diplomatie  and  Consular  Reports  Nr.  2109  Foreign  trade  of  Japan  for  the  year 
1897  May  1898,  S.  15. 
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due-  to  the  fact  that  the  steamers  are  loaded  for  Japan  direct  withoiit 
calling  at  ports  en  route.  In  this  way  consignees  are  able  to  obtain  their 
goods  more  quickly  than  by  the  older  lines,  and  the  saving  in  interest 
while  the  goods  are  on  the  way  is  a  considerable  item  in  these  days  of  keen 
competition.  On  this  account  the  line  will  have  the  preference  at  equal 
rates  of  freight  iintil  the  British  companies  see  their  way  to  make  eqiially 
quick  voyages." 

In  einem  Bericht  aus  Neufundland^)  wird  als  Hauptgrund  für  den 
Vorzug,  den  amerikanische  Eisenware  geniesst,  angegeben,  dass  selbe  bereits 
einen  Monat,  nachdem  sie  bestellt  Avurde,  eintrifft,  während  dies  bei 
englischer  Ware  erst  nach  2—3  Monaten  der  Fall  ist. 

Auch  bezuglich  der  Schnelligkeit  lässt  die  österreichische  Handelsflotte 
alles  zu  wünschen  übrig.  Trotzdem  Triest  ungefähr  2000  Meilen  näher 
gelegen  ist  als  Hamburg,  respective  London,  beträgt  die  Fahrtdauer  eines 
Briefes^)  von  Berlin  nach  Shanghai  mit  Benützung  der  deutschen  Post- 
dampferlinien 35,  der  englischen  38,  der  französischen  33 — 35,  der  ameri- 
kanischen 38 — 39  und  der  österreichischen  61  Tage.  Die  auf  den  Linien 
nach  Ostasien  verkehrenden  deutschen  Postdampfer  haben  eine  Geschwindig- 
keit von  I2V2  bis  I5V2,  <li6  englischen  von  13  bis  19,  die  französischen 
von  10  bis  17,  die  italienischen  von  12  bis  15,  die  niederländischen  von 
12,  die  russischen  von  10  bis  19,  die  spanischen  von  13  bis  15  und  die 
österreichischen  von  10  bis  14  Knoten. 

Aus  dem  Gesagten  ist  ersichtlich,  dass  die  gelegentlich  der  in  den 
letzten  Jahren  abgehaltenen  Enquete  und  die  so  oft  im  Parlamente  gegen 
den  österreichischen  Lloyd  vorgebrachten  Beschwerden  insoweit  nicht 
ungerechtfertigt  sind,  als  derselbe  seine  Fahrten  thatsächlich  zu  selten 
unternimmt,  respective  über  einen  zu  kleinen  Schiffspark  verfügt,  die  Fahr- 
geschwindigkeit seiner  Schiffe  eine  zu  kleine  ist  und  seine  Frachtsätze  für 
einzelne  Güter  geradezu  unerschwinglich  genannt  werden  können. 

Wenn  jedoch  ein  grosser  Theil  der  Persönlichkeiten,  welche  die  erwähnten 
üebelstände  zur  allgemeinen  Kenntnis  brachten,  dieselben  ausscliliesslich  dem 
Unternehmen  selbst  zur  Last  legten,  so  kann  eine  solche  einseitige  Auf- 
fassung nicht  als  begründet  anerkannt  werden.^)  Auf  die  sowohl  absolut 
wie  relativ  geringe  Höhe  der.  von  der  österreichischen  Regierung  dem  Lloyd 


1)  Chamberlain  a.  a.  0.  S.  80. 

2)  Busley  a.  a.  0.  Tabellen.  Seit  Erscheinen  dieses  Werkes  hat  sich  das  Verliältnis, 
namentlich  gegenüber  den  deutschen,  noch  weiter  zu  Ungunsten  der  österreicliischen 
Linien  geändert. 

^)  Allerdings  kann  von  einem  subventionierten  Unternehmen  unter  allen  Umständen 
verlangt  werden,  dass  es  nicht  mit  Eücksicht  auf  eigene,  privatwirtschaftliche  Interessen 
den  einheimischen  Kaufleuten  die  Möglichkeit  abzuschneiden  sucht,  fremde  Dampfer, 
welche  sich  mit  niedrigeren  Frachtsätzen  begnügen  würden,  zu  benützen.  So  gewährten 
der  Lloyd  und  die  Adria  (es  ist  uns  nicht  bekannt,  ob  dies  noch  gegenwärtig  geschieht) 
den  brasilianischen  Exporteuren  unter  der  Bedingung  Kefactien,  dass  sie  mit  keinem 
anderen  Dampfer  Waren  nach  Triest  und  Fiume  verladen.  Im  Jahre  1898  kam  es  sogar 
vor,  dass  der  Lloyd  im  Vereine  mit  der  Adria  einen  Dampfer,  welcher  Kaffee  zum  Satze 
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gewährten  Subvention  wurde  zwar  des  öfteren  hingewiesen/)  jedoch  nicht 
in  Berücksichtigung  gezogen,  dass  infolge  der  mangelnden  Concentration 
des  österreichischen  Handels  an  den  Seeplätzen,  wie  sie  in  den  anderen 
europäischen  Staaten  besteht,  der  Lloyd  nicht  auf  einen  entsprechend  regel- 
mässigen Verkehr  rechnen  kann.  Während  seine  Dampfer  auf  manchen 
Linien,  bei  welchen  es  an  Eückfracht  fehlt,  die  in  Triest  zur  Verschiffung 
kommenden  Waren  kaum  zur  Gänze  verfrachten  können,  leiden  andere 
Linien  an  mangelnder  Ausfracht;  auf  anderen  Linien  wiederum  beschränkt 
sich  der  Verkehr  auf  Artikel,  die  nur  während  bestimmter  Jahreszeiten  zum 
Versandt  kommen,  so  dass  die  betreffenden  Dampfer  oft  ihren  Laderaum 
nur  zum  kleinsten  Theil  ausnützen  können.  Diese  Uebelstände  wären  nicht 
oder  nicht  in  so  hohem  Maasse  vorhanden,  wenn  nicht  ein  grosser  Theil 
des  Verkehres  mit  den  in  Betracht  kommenden  Ländern  durch  fremde 
Märkte  vermittelt  würde. 

,Es  ist  nun  zweifellos,  dass  ein  eingehendes  Studium  der  Betriebs- 
organisation des  österreichischen  Lloyd  das  Ergebnis  liefern  würde,  dass 
durch  geeignete,  von  Fachmännern  in  Vorschlag  zu  bringende  Reformen  die 
Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaft  wesentlich  erhöht  werden  könnte,  wie 
auch  die  nicht  zu  umgehende  Vergrösserung  der  Subvention  dazu  beitragen 
würde,  diesem  Ziele  näher  zu  kommen.  Um  jedoch  der  österreichischen 
Handelsflotte  den  Sieg  über  die  ausländische  Concurrenz  zu  ermöglichen, 
ist  es  unbedingt  erforderlich,  nach  Möglichkeit  den  Verkehr  zwischen  Süd- 
deutschland und  der  Schweiz  mit  Afrika  und  Asien,  in  erster  Linie  jedoch 
den  auswärtigen  Handel  der  Monarchie  selbst  über  Triest  zu  leiten. 

Aus  folgenden  Daten  wird  hervorgehen,  dass  es  den  Bemühungen  aller 
anderen  in  Betracht  kommenden  Staaten^)  gelungen  ist,  einen  entsprechend 
grossen  Theil  ihres  auswärtigen  Handels  über  die  eigenen  Hafenplätze  zu 
leiten,  während  die  auf  Oesterreich-Ungarn  Bezug  habenden  Ziffern  die  Con- 
sequenzen  des  Mangels  solcher  Bemühungen  in  beredter  Weise  demonstrieren. 

Li  den  Niederlanden^)  betrug  im  Jahre  1895  die  Einfuhr 

zur  See 7,895,055.315  Kilogramm 

Küsten-  und  Canalschiffahrt 5,270,627.061 

zu  Land 4,677,710.512  

Zusammen  ....         17,843,392.888  Kilogramm 

von  25  per  Ton  nach  Triest  verfrachten  wollte,  selbst  charterten  und  sodann  für  die  mit 
diesem  Dampfer  verladene  Ware  einen  Frachtsatz  von  40  in  Anrechnung  brachten. 
Dagegen  unterliess  es  der  Lloyd,  einen  Dampfer  zu  chartern,  als  er  hiezu  gewissermaassen 
die  Verpflichtung  hatte.  Gelegentlich  der  Prager  Enquete  (a.  a.  0.  S.  256)  wurde  Klage 
geführt,  dass  der  Lloyd  einen  abgeschlossenen  Frachtvertrag  nicht  zur  Gänze  erfüllen 
wollte  und  gesagt:  „Schliesslich  haben  wir  erfahren,  dass  dieses  Vorgehen  des  „Lloyd" 
in  dem  Mangel  an  genügendem  Schiffsraum  seine  Ursache  hat,  doch  dazu,  um  fremde 
Schüfe  als  Aushilfe  zu  mieten,  fehlte  ihm  die  Lust  und  der  Unternehmungsgeist,  trotzdem 
dies  gar  nicht  so  schwierig  ist." 

*)  Vgl.  u.  a.  Enquete  des  Exportvereins  a.  a.  0.  S.  101. 

2)  So  kommen  z.  B.  aus  begreiflichen  Gründen  England  und  die  Schweiz  hier 
nicht  in  Betracht. 

3)  Koninkrijk  der  Nederlanden  Statistiek  von  denln-Uit-en  Doorvoer  1895,  S.  683  ff. 

10* 
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Die  Ausfuhr  betrug  im  gleichen  Jahre 

zur  See 1,839,258.915  Kilogramm 

Küsten-  und  Canalschiffahrt 6,247,725.816 

zu  Land 2.543,304.556 

Zusammen  ....        10,630,289.287  Kilogramm 
In  Belgien^)  war  der  Wert  der  Einfuhr  in  den  Jahren  1895  und  1896 

1895  1896 

zur  See 1.397-3  Mill.  Frcs.         1.4443  Mill.  Eres. 

Küsten-  und  Canalschiffahrt  .  233-0     „         ,  259-2     , 

zu  Land 1.274-6     ,         ,  1.3339     „ 

Zusammen  .    .    .        2.904-9  Mill.  Frcs.         3.037-4  Mill.  Frcs. 

Der  AVert  der  Einfuhr  betrug 

1895  1996 

zur  See 1.154-2  Mill.  Frcs.         1.271-1  Mill.  Frcs. 

Küsten-  und  Canalschiffahrt  .  282-6     „         „  311-5     „         , 

zu  Land 1.168-1     „         „  1.1377     „ „__ 

Zusammen  .    .    .    2.604-9  Mill.  Frcs.  2.720-3  Mill.  Frcs. 

Der  percentuelle  Antheil  des  Seeverkehrs  an  der  gesammten  Ein-  und 

Ausfuhr  stieg   somit  in  einem  Jahre  von  46*3  auf  47*2  Proc,  des  Küsten- 

und  Canalverkehrs   von  9-4   auf  9*9  Proc,   während   der  Verkehr   zu  Land 

von  44*3  auf  42-9  Proc.  sank. 

In  Frankreich-)  betrug  der  Wert  der  Einfuhr  im  Jahre  1894 

zur  See 3.424'5  Millionen  Francs 

zu  Land 1.3704  , 

Zusammen  ...      '    4.794-9  Millionen  Francs 
Der  Wert  der  Ausfuhr  im  gleichen  Jahre 

zur  See 2.851-5  Millionen  Francs 

zu  Land 1.2731 

Zusammen  .    .    .  4.124*6  Millionen  Francs 

In  Spanien^)  betrug  der  Wert  der  Einfuhr  im  Jahre  1895 
zur  See  unter  nationaler  Flagge      .    .  380,504.000  Pesetas 

zur  See  unter  fremder  Flagge     .    .    .  278,694.034        „ 

zu  Land 179,296.870 

Zusammen  .    .    .  838,494.904  Pesetas 

Der  Wert  der  Ausfuhr  betrug  im  gleichen  Jahre 
zur  See  unter  nationaler  Flagge     .    .  380,997.424  Pesetas 

zur  See  unter  fremder  Flagge     .    .    .  317,913.992        „ 

zu  Land 106,040.702 

Zusammen  .    .    .  804,952.118  Pesetas 

^)  Statistique  de  la  Belgique  Tableau  general  du  commerce  avec  les  pays  etangers 
1896,  S.  225  ff. 

2)  Tableau  General  du  Commerce  de  la  France  avec  ses  colonies  et  les  puissances 
^trangeres  pendant  l'anne'e  1894,  S.  XX. 

^)  Estadistica  General  del  Comercio  exterior  de  Espana  con  sus  provincias  de 
ultramer  y  Potencias  extranjeras  en  1895,  S.  X.  ff. 
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In  Italien^)  ist  für  das  Jahr  1897  eine  starke  Zunahme  der  Aus- 
fuhr zur  See  zu  verzeichnen,  während  die  Ausfuhr  zu  Land  einen  kleinen 
Rückgang  aufweist.  Es  betrug  der  Wert  der  Einfuhr  in  den  Jahren   1896 

und  1897 

1896  1897 

zur  See 852,485.638  Lire  it.  849,329.756  Lire  it. 

zu  Land 438,130.251     ,       , 464,332.813     ,       „ 

Zusammen    .    .       1.290,615.889  Lire  it.  1.313,662.569  Lire  it. 

Der  Wert  der  Ausfuhr  betrug 

1896  1897 

zur  See 573,372.109  Lire  it.  636,089.487  Lire  it. 

zu  Land      ....  598,805.129     ,       , 592,128.742     ,       , 

Zusammen     .    .       1.172,177.238  Lire  it.  1.228,218.229  Lire  it. 

Besonders  interessant  sind  die  Ziffern  für  Russland.^) 

Dieses  Reich  hat  für  den  Seeverkehr  eine  besonders  ungünstige  Lage; 
im  Gegensatz  zu  der  ungeheuren  Länge  seiner  Landgrenzen,  besitzt  der 
europäische  Theil,  da  vom  nördlichen  Eismeer  wohl  abzusehen  ist,  durch 
die  Ostsee  und  das  schwarze  Meer  nur  indirecte  Verbindungen  mit  dem 
Ocean,  wobei  noch  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  ist,  dass  die  meisten 
seiner  Ostseehäfen  im  Winter  durch  Eis  unzugänglich  gemacht  "Werden. 
Trotzdem  ist  der  bei  Aveitem  grössere  Theil  des  russischen,  auswärtigen 
Handels  Seehandel,  wie  sich  aus  folgenden  Ziffern  ergibt: 

Der  Wert  der  Einfuhr  über  die  europäische  Grenze  betrug  im  Jahre 
1895  über  die  Zollämter 

des  weissen  Meeres 1,485.357  Rubel 

der  baltischen  Grenze^) ".  189,405.374  „ 

der  russisch-preussischen  Grenze  .    .  174,708.053  „ 

der  russisch-österreichischen  Grenze  30,440.291  „ 

der  russisch-rumänischen  Grenze   .    .  1,863.492  „ 

des  schwarzen  Meeres^)      56,517.386  „ 

der  asow'schen  Grenze 2,742.169  „ 

der  asiatischen  Grenze 550.205  . 


Zusammen      ....  457,712.327  Rubel 

Der  Wert  der  Ausfuhr  über  die  europäische  Grenze  betrug  im  gleichen 
Jahre  über  die  Zollämter 


')  Movimento  Comraerciale  del  Regno  d'Italia  1897,  Roma  1898,  S.  6  ff. 

2j  Obsor  wnjeschnjej  torgowlji  Rossiji  (üebersicht  des  Aussenhandels  Russlands) 
für  das  Jahr  1895,  herausgegeben  im  statistischen  Departement  für  Zolleinnahmen, 
Tabelle  I. 

^)  Da  der  nicht  gesondert  ausgewiesene  Verkehr  über  die  Landgrenze  nach 
Schweden  und  Norwegen  nur  verschwindend  klein  sein  kann,  so  ist  die  Ein-  und  Ausfuhr 
über  die  baltische  Grenze  fast  zur  Gänze  zum  Seeverkehr  zu  rechnen. 

•*)  Ausserdem  wurden  Waren  im  Werte  von  11,909.591  Rubel  durch  das  schwarze 
Meer  über  die  Zollämter  der  asiatischen  Grenze  eingeführt. 
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des  weissen  Meeres 8,632.150  Eubel 

der  baltischen  Grenze^) 168,463.866 

der  russisch-preussischen  Grenze  .    .  130,938.081       „ 

der  russisch-österreichischen  Grenze  31,121.381       „ 

der  russisch-rumänischen  Grenze   .    .  3,739.017       „ 

des  schwarzen  Meeres-) 163,325.926 

der  asow'schen  Grenze 86,742.292       , 

Zusammen    ....  592,962.713  Eubel 

Aus  der  Statistik  des  Deutschen  Eeiches  kann  nicht  direct 
festgestellt  werden,  wie  hoch  sich  der  Antheil  des  Seehandels  am  deutschen 
Aussenhandel  beläuft,  und  zwar  beruht  der  Hauptgrund  dieser  Unmöglichkeit  in 
dem  abweichenden  Aufnahmeverfahren  des  Hamburger  Freihafens,  in  welchem 
zwischen  Waren  des  Eigenhandels  und  Transitwaren  nicht  unterschieden  wird; 
in  einer  auf  Veranlassung  des  Eeichsmarineamtes  herausgegebenen  Schrift^) 
Avird  jedoch  berechnet,  dass  der  Seehandel  über  ^/g,  wahrscheinlich  nahe  an  -/a 
des  gesammten  deutschen  Specialhandels  betrage.  Dass  rasche  Wachsthum  des 
deutschen  Seehandels  ist  insbesondere  den  auf  den  Hamburger  Verkehr  seewärts 
Bezug  habenden  Zahlen^)  zu  entnehmen.  Das  Gewicht  der  Einfuhr  nach  Ham- 
burg seewärts  betrug  in  den  Jahren  1895,  1896  und  1897  63,690.362, 
71,038.625  und  80,666.618  Metercentner,  das  Gewicht  der  Ausfuhr  seewärts 
in  den  gleichen  Jahren  29,778.646,  32,406.655  und  36,837.637  Metercentner. 
Die  Zahlen  für  Oesterreich-Ungarn  zeigen  leider  ganz  andere 
Verhältnisse.^)  Der  Wert  der  Einfuhr  betrug  in  Gulden  in  den  Jahren 
1894  1895  1896  1897 

699.992.238  722,492.822  705,787.438  755,259.777 
hievon  zur  See  135,585.601  149,475.134  139,534.697  150,232.923 
Die  Waren,  bei  welchen  die  Freigebiete  von  Triest  und  Fiume  als 
Herkunftsländer  angeführt  sind,  wären  zwar  auch  zum  grössten  Theil  der 
Einfuhr  zur  See  zuzurechnen,  jedoch  handelt  es  sich  hier  um  Quanten, 
die  nicht  in  die  Wagschale  fallen.  Im  Jahre  1897  betrug  ihr  Wert 
441.684  Gulden.  Der  Wert  der  Ausfuhr  betrug  in  Gulden  in  den  Jahren 
1894  1895  1896  1897 

795,474.531       741,810.442       774,003.827       766,244.208 
hievon  zur'  See       96,012.522         94,739.138         97,152.765         98,857.483 
Der  Wert  der  Ausfuhr  nach   den  Freigebieten  von  Triest  und  Fiume 
betrug  im  Jahre  1897  3,109.277  Gulden. 


^)  Da  der  nicht  gesondert  ausgewiesene  Verkehr  über  die  Landgrenze  nach 
Schweden  und  Norwegen  nur  verschwindend  klein  sein  kann,  so  ist  die  Ein-  und  Aus- 
fuhr über  die  baltische  Grenze  fast  zur  Gänze  zum  Seeverkehr  zu  rechnen. 

2)  Ausserdem  werden  Waren  im  Werte  von  58,782.282  Rubel  durch  das  schwarze 
Meer  über  die  Zollämter  der  asiatischen  Grenze  ausgeführt. 

^)  M.  C.  Die  Seeinteressen  des  Deutschen  Eeichs.  Berlin  1898. 

*)  Tabellarische  Uebersichten  des  Hamburgischen  Handels  im  Jahre  1897.  I.  S.  4  ff. 

^)  Statistik  des  auswärtigen  Handels  des  Oesterreichisch-ungarischen  Zollgebietes 
im  Jahre  1897  II.  Band.  Wien  1898,  S.  656  ff. 
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Diese  Zahlen  erklären  auch  eine  Erscheinung,  welche  seit  einiger  Zeit 
Gegenstand  eingehender  Erörterungen  ist.  Es  wurde  die  Beobachtung 
gemacht,  dass  selbst  bei  entsprechender  Leistungsfähigkeit  der  einheimischen 
Producenten  und  bei  günstigen  Transportverhältnissen  die  österreichischen 
Producte  nicht. den  erhofften  leichten  Absatz  im  Auslande  fanden.  Es  wurde 
festgestellt,  dass  der  Vermittler  zwischen  dem  inländischen  Producenten 
und  dem  auswärtigen  Consumenten  fehle,  und  insbesondere  seitens  der  Indu- 
striellen die  Klage  erhoben,  dass  es  an  Kaufleuten  mangele,  welche  in  der 
Lage  wären,  für  den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  in  geeigneter  Weise  zu 
sorgen. 

Es  gibt  allerdings  auch  Fabrikanten,  die  den  Export  mit  Vorliebe  für 
eigene  Rechnung  betreiben  und  sich  bitter  darüber  beschweren,  dass  sich 
so  selten  ein  Kaufmann  bereit  findet,  für  ihre  Producte  Absatzgebiete  aus- 
zuforschen, um  ihnen  dann  den  directen  Verkehr  mit  solchen  Gegenden, 
wo  derselbe  lohnend  und  sicher  ist,  zu  überlassen  und  seinerseits  den  Ver- 
kauf der  betreffenden  Waren  nur  nach  Ländern  zu  übernehmen,  die  infolge 
ungünstiger  Creditverhältnisse  oder  sonstiger  Umstände  für  die  Anbahnung 
von  Handelsbeziehungen  weniger  geeignet  erscheinen. 

Der  grössere  Theil  der  Lidustriellen  ist  jedoch  zur  Einsicht  gelangt, 
dass  der  Verkehr  mit  den  auswärtigen  Abnehmern  mit  Schwierigkeiten 
verbunden  sei,  deren  Bewältigung  die  Thätigkeit  eines  Unternehmers 
erfordere,  welcher  im  Besitze  specieller  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  ist.^) 
Diese  Industriellen  würden  die  Dienste  der  Exporteure  in  ausgedehntem 
Umfange  in  Anspruch  nehmen  —  wenn  es  solche  geben  würde.  Dass  sich 
in  Oesterreich  so  wenig  Kaufleute  mit  dem  Exportgeschäft  befassen,  wird 
nun  in  der  Weise  erklärt,  dass  behauptet  wird,  nur  wenige  besässen  die 
Fähigkeiten,  das  Capital  und  den  Credit,  um  sich  diesem  Geschäftszweige 
widmen  zu  können.  Wäre  diese  Erklärung  richtig,  so  wäre  ein  Fall  einge- 
treten, den  man  in  den  Annalen  der  Wirtschaftsgeschichte  vergeblich  suchen 
würde.  Der  Ackerbau  bleibt  in  einzelnen  Ländern  im  Vergleiche  zu  anderen, 
oft  zurück,  der  Landmann  ist  ja  an  die  Scholle  gefesselt;  sowohl  der  kleine 
Gewerbsmann,  wie  der  Grossindustrielle  wechseln  nur  ungern  den  Ort  ihrer 
Thätigkeit,  jedoch  zu  allen  Zeiten  und  an  allen  Orten  hat  sich  der  Kauf- 
mann dort  eingefunden,  wo  die  Bedingungen  für  einen  Handelsverkehr  gegeben 
waren.  Der  deutsche  Kaufmann  hat  in  fast  unbekannten  Gegenden  Factoreien 
gegründet  und  erst  viele  Jahre  später  nahm  der  Staat  von  den  Ländern 
Besitz,  die  er  bereits  wirtschaftlich  erorbert  hatte.  Einen  noch  besseren 
Beweis  für  die  Beweglichkeit  des  Handels  bietet  die  Entwicklung  von 
Klondyke. 

Die  Volkswirtschaftliche  Wochenschrift  veröffentlichte  in  ihrer  Nummer 
vom  8.  Januar  1899  den  Brief  eines  österreichischen  Ingenieurs  aus  Dawson 


')  Gelegentlich  der  Enquete  des  Exportvereines  (a.  a.  0.  S.  28)  wurde  u.  a.  con- 
statiert,  dass  bei  den  heimischen  Industriellen  im  allgemeinen  die  genaue  Kenntnis  der 
Tarife  und  Routen,  auf  Grund  derer  sie  Waren  vortheilhafter  versenden  können,  nicht 
immer  zu  finden  ist. 
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City  an  seinen  ehemaligen  Chef.  Der  Brief  ist  vom  29.  Juni  1898  datiert 
und  heisst  es  in  demselben :  „Von  Vancouver  reisten  wir  per  Dampfer  nach 
Skagway.  Von  da  gieng  es  mit  Pferden  über  den  Whitepass  nach  dem  Lake 
Bennet,  Dieser  Theil  ist  der  beschwerlichste  und  illustriert  deutlich  genug 
die  Tragödie  des  Menschen  und  des  Pferdes.  Ich  sah  Tausende  von  Pferden 
längst  des  Weges  liegen,  theilweise  sanken  sie  vor  Erschöpfung,  theilweise 
brachen  sie  die  Beine.  Ein  Gnadensclmss  aus  dem  Kevolver  hat  ihrem 
elenden  Dasein  ein  Ende  gemacht.  Der  Weg  ist  bis  zum  Summit.  das 
heisst  zur  höchsten  Stelle  des  Whitepasses,  wo  auch  die  Grenze  zwischen 
Canada  und  Alaska  gesteckt  ist,  annähernd  passabel,  vom  Summit  weiter 
ist  jedoch  so  viel  wie  gar  kein  Weg. 

Circa  10  Meilen  war  der  ausgehauene  Weg  so  schmal,  dass  man  die 
todten  Pferde  gar  nicht  wegschaffen  konnte,  und  man  ritt  anfangs  etwas  unge- 
muthlich,  dann  aber  ziemlich  gleichgiltig  über  die  Cadaver  hinweg.  Hin  und 
wieder  steht  ein  gezimmertes  Kreuz  am  Rand  zum  Zeichen,  dass  hier  ein 
Goldsucher  sein  Ende  gefunden  hat.  Am  Lake  Bennet  angelangt,  konnten  wir 
mit  unseren  Pferden  nicht  mehr  weiter,  man  reist  nämlich  von  da  im  Winter 
am  Eis,  das  Eis  war  aber  wegen  der  vorgeschrittenen  Jahreszeit  ganz 
brüchig  und  sehr  gefährlich.  Wir  blieben  daher  in  Bennet  volle  drei  Wochen, 
bauten  ein  Boot,  ein  zweites  wurde  gekauft,  die  Pferde  hatten  wir  verkauft 

und  erst  Ende  Mai  segelten  wir  bei   starkem  Winde  nordwärts Auf 

diesem  Wege  werden  einige  sehr  gefährliche  Rapids  und  die  Ring  Rapids 
passiert.  Jeden  Tag  hatten  wir  Rapporte,  dass  Leute  sammt  ihrer  Ausrüstung 
untergegangen  sind;  zerschlagene  Boote  sieht  man  elfte  Menge  u.  s.  w." 
Man  sollte  glauben,  dass  das  Land  unter  solchen  Verhältnissen  für  den 
Kaufmann  nur  eine  geringe  Anziehungskraft  besitzen  würde,  und  doch  hat 
sich  daselbst  der  Handel  sogar  übermässig  rasch  entwickelt.  So  lesen  wir 
in  der  oben  erwähnten  Zeitschrift  in  der  Nummer  vom  6.  Jänner  1898 
folgenden  Bericht.  Nachdem  festgestellt  wird,  dass  das  Capital  der  in 
England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zur  Exploitierung  von 
Klondyke  gegründeten  Gesellschaften  13  Millionen  Pfund  Sterling  betrug, 
heisst  es  weiter:  „Obwohl  wir  nun  glauben,  dass  Klondyke  sich  als  ein 
gutes,  sehr  gutes  Goldfeld  bewähren  wird,  so  glauben  wir  doch  nicht,  dass 
es  augenblicklich  gute  Gelegenheit  für  Anlage  eines  so  grossen  Capitals 
bieten  kann  und  wir  möchten  gerne  wissen,  wie  viel  von  den  13  Millionen 
Pfund  zum  Ankauf  und  zur  Aufschliessung  der  Berechtigungen  verwendet 
wird,  vielleicht  5  Millionen;  bleiben  8  Millionen  Pfund  für  Lebensbedürfnisse 
etc.  Die  grosse  Activität  auf  dem  Gründungsmarkte  zum  Zwecke  der  Bildung 
von  Gesellschaften  für  Versorgung  der  Arbeiter  mit  Lebensmitteln  und 
Ausrüstung  geht  jedenfalls  zu  lebhaft  vor  sich,  und  es  bleibt  abzuwarten, 
ob  genügend  Raum  für  alle  vorhanden  sein  wird." 

Und  in  Oesterreich  sollte  ein  fruchtbares  Feld  für  commercielle 
Thätigkeit  vorhanden  sein  und  es  doch  an  Kaufleuten  fehlen!  Sollten  hier 
nicht,  wenn  der  einheimische  Kaufmannsstand,  wie  behauptet  wird,  nicht 
zahlreich  und  nicht  tüchtig   genug  wäre,    in  diesem   Falle   Kaufleute   aus 
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allen  Ländern  der  Welt  zusammenströmen?  Die  oben  erwähnte  Erklärung 
ist  denn  auch  unrichtig.  In  Oester reich  fehlt  es  vielmehr  an 
Exporteuren,  weil  es  keinen  Markt  für  den  Exporthandel 
besitzt. 

Um  den  Beweis  für  diese  Behauptung  führen  zu  können,  ist  vorerst 
die  Darstellung  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Einkauf  europäischer 
Erzeugnisse  in  den  überseeischen  Ländern  erfolgt,  erforderlich.  Dieser  Einkauf 
erfolgt  nun  in  so  verschiedenen  Formen,  dass  die  Rathschläge,  wie  sie  den 
Industriellen  bezüglich  der  Anknüpfung  überseeischer  Handelsbeziehungen  in 
Wort  und  Schrift  so  oft  gegeben  werden,  nur  einen  relativen  Wert  besitzen, 
indem  sie  ihre  Anwendung  zumeist  nur  für  einen  bestimmten  Ort,  eine 
bestimmte  Ware,  ja  zuweilen  nur  für  die  Dauer  einer  zeitweilig  bestehenden 
Conjunctur  finden.  Dementsprechend  sind  denn  auch  jene  staatlichen  Maass- 
nahmen,  welche  das  Ziel  verfolgen,  auf  einem  bestimmten,  vorgezeichneten 
Wege-die  Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen  zu  erleichtern,  in  den  meisten 
Fällen  unzureichend,  in  manchen  sogar  zwecklos.  Die  seitens  der  öster- 
reichischen Interessenten  diesbezüglich  gemachten  Vorschläge  finden  in  der 
im  März  1899  veröffentlichten  Denkschrift  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums über  die  Förderung  des  österreichischen 
Exportes  eine  ebenso  eingehende  als  übersichtliche  Erörterung,  und  wenn 
auch  die  Durchführung  der  in  derselben  in  Aussicht  genommenen  Maass- 
nahmen  zweifellos  wesentlich  zur  Förderung  des  österreichischen  Exportes 
beitragen  würde,  so  ergibt  doch  die  Untersuchung  der  Art  des  Handels- 
verkehres in  den  verschiedenen  aussereuropäischen  Ländern  das  Resultat, 
dass  diese  Maassnahmen  nicht  überall  durchführbar  sind,  nirgends  aber  für 
sich  allein  einen  vollen  Erfolg  verbürgen  würden. 

In  der  erwähnten  Denkschrift  sind  insbesondere  die  Unterstützung 
von  Aussendlingen,  die  Bildung  von  Exportsyndicaten, 
Erleichterungen  in  Bezug  auf  Creditgewährung  seitens 
der  Banken  für  an  Exportgeschäften  betheiligte  Firmen 
und  für  eine  spätere  Zeit  die  Gründung  einer  grossen  Export- 
association  ins  Auge  gefasst. 

Es  wurden  denn  auch  bereits  mit  Unterstützung  der  Regierung  und 
einzelner  Gruppen  von  Unternehmern  Kaufleute  nach  überseeischen  Plätzen 
ausgesandt.  Die  seitens  der  Regierung  für  diesen  Zweck  bestimmten  Mittel 
sind  so  bescheiden,  dass  auch  die  Erzielung  eines  noch  so  geringen  Resultates 
diese  Ausgabe  rechtfertigen  würde,  und  als  ein  entsprechendes  Resultat  ist 
es  schon  zu  bezeichnen,  wenn  eine  Anzahl  intelligenter  und  strebsamer  junger 
Leute  dem  engen  Dunstkreis  der  heimischen  Verhältnisse  entrückt  wird, 
wenn  sich  denselben  ein  weiter  Horizont  öffnet,  und  sie  in  die  Heimat 
berichten,  wie  die  Kaufleute  aller  Nationen  bestrebt  seien,  ihrem  Lande 
Ansehen,  den  heimischen  Unternehmungen  Absatz  und  möglichst  allen  Erwerb- 
fähigen Arbeit  zu  verschaffen.  Geht  man  bei  der  Wahl  der  jungen  Leute 
von  richtigen  Kriterien  aus,  so  wird  den  heimischen  Froducenten  manche 
Anregung  gegeben  werden,  die,  wenn  sie  auf  fruchtbaren  Boden  fällt,  reiche 
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Früchte  tragen  kann.  Glaubt  man  jedoch,  dass  infolge  der  Thätigkeit  der 
Ausseudlinge  der  österreichische  Export  einen  wesentlichen  Aufschwung 
nehmen  wird,  so  dürfte  die  Enttäuschung  nicht  ausbleiben. 

Der  Kaufmann,  welcher  sich  mit  Unterstützung  der  Kegierung  oder 
von  Interessenten  an  überseeischen  Plätzen  zu  dem  Zwecke  etabliert,  um 
im  Interesse  des  österreichischen  Exportes  zu  wirken,  wird  bald  die  Erfahrung 
machen,  dass  er  für  die  Ware,  die  er  verkaufen  soll,  nicht  genügend  viele 
Abnehmer  findet  und  dass  er  anderseits  Ware,  für  welche  er  Bedarf  vor- 
findet, nicht  verkaufen  kann,  weil  er  die  Bezugsquellen  nicht  kennt. 

Während  der  englische  oder  deutsche  Kaufmann  Aufträge  für  jede 
Ware  entgegennehmen  kann,  weil  der  Londoner  oder  Hamburger  Exporteur 
jeden  Auftrag  gerne  zur  Ausführung  bringt,  könnte  ein  an  dem  betreffenden 
Platze  etablierter  österreichischer  Kaufmann,  selbst  dann  nicht  in  gleicher 
Weise  vorgehen,  wenn  er  die  Erzeugnisse  sämmtlicher  österreichischer 
Unternehmungen  kennen  würde,  da  er  unmöglich  wissen  kann,  ob  der 
betreffende  Artikel  in  gewünschter  Qualität  und  zu  einem  den  Export 
ermöglichenden  Preis  erzeugt  wird,  ob  von  demselben  genügend  grosse 
Vorräthe  vorhanden  sind  und  ob  die  erzeugende  Firma  überhaupt  auf  das 
Exportgeschäft  reflectiert.  Es  wird  sogar  nicht  selten  vorkommen,  dass  der 
ausgesendete  Kaufmann  für  seine  Kundschaft  Ware  bestellt,  zu  deren 
Verkauf  er  direct  beauftragt  war,  die  jedoch  nicht  geliefert  werden  kann, 
weil  indessen  die  Production  eingeschränkt  wurde,  sich  der  Absatz  im 
Inlande  vermehrte  oder  sonst  ein  störender  Umstand  eingetreten  war.  Dass 
solche  Fälle  sogar  beim  Export  nach  europäischen  Ländern  eintreten  können, 
beweist  folgende  Stelle  im  Jahresbericht  des  k.  u.  k.  Consulates  in  Mailand 
pro  1897:  „Eine  Mailänder  Firma  übernahm  die  Vertretung  eines  bedeutenden 
österreichischen  Zinkwalzwerkes.  Derselben  gelang  es,  das  österreichische 
Erzeugnis  derart  in  Italien  einzuführen,  dass  durch  mehrere  Jahre  hier  und 
in  einem  grossen  Theile  Oberitaliens  nur  österreichische  Zinkbleche  existierten. 
Nach  zwölfjähriger,  von  dem  österreichischen  Werke  lobend  und  als  erfolg- 
reich anerkannten  Thätigkeit  erhielt  die  hiesige  Firma  die  Mittheilung,  dass 
das  österreichische  Werk  seinen  Export  nach  Italien  einstelle,  da  es  einem 
internationalen  Verbände  beigetreten  sei.  Der  österreichische  Export  gieng 
infolgedessen  total  an  Deutschland  über,  und  wenn  das  Kartell  aufhören 
sollte,  so  ist  es  fraglich,  ob  dieser  Export  wieder  die  österreichischen 
Bezugsquellen  aufsuchen  werde." 

Es  darf  eben  nicht  übersehen  werden,  dass  jeder  an  den  Producenten 
gelangte  Auftrag,  welcher  nicht  ausgeführt  wird,  den  Abbruch  der  Geschäfts- 
verbindung zur  Folge  hat,  da  der  überseeische  Consument  die  Ware  bestellt, 
weil  er  sie  braucht  und  es  nicht  vorkommen  kann,  dass  sein  englischer 
oder  deutscher  Geschäftsfreund  ilm  im  Stiche  lässt.  Wenn  eine  W^are  auch 
in  England  oder  Deutschland  nicht  erzeugt  wird,  so  wird  sie  doch  in 
London  oder  Hamburg  dem  Exporteur  von  irgend  einer  Seite  angeboten,  und 
er  ist  fast  immer  in  der  Lage,  seine  auswärtigen  Kunden  zu  befriedigen. 
In    einem   in    der   Volkswirtschaftlichen    Wochenschrift   vom    9.  Juni   1898 
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veröffentlichten  Schreiben  eines  Herrn  B.  aus  Singapore  an  den  Abgeordneten 
Freiherrn  v.  Kübeck  heisst  es:  „Sich  direct  nur  auf  österreichische  Erzeug- 
nisse zu  verlegen,  wäre  ein  wahrer  AVahnsinn.  Eine  leistungsfähige  Export- 
firma muss  mit  allen  Ländern  in  Connexion  stehen.  Es  wäre  z.  B.  lächerlich, 
von  Oesterreich  aus  purem  Patriotismus  Shirtings,  Prints  etc.  kommen  zu 
lassen,  wo  es  doch  eine  allbekannte  Thatsache  ist,  dass  vorderhand  niemand 
gegen  diese  englischen  Artikel  concurrieren  kann." 

Nun  ist  es  jedoch  keine  Seltenheit,  dass  der  an  überseeischen  Plätzen 
etablierte  Kaufmann  eine  Ware,  welche  dem  Käufer  convenieren  würde,  nur 
unter  der  Bedingung  verkaufen  kann,  dass  er  andere  Artikel  gleichzeitig 
liefert,  da  ein  Händler,  welcher  hunderte  verschiedene  Artikel  am  Lager 
halten  muss,  doch  nicht  jeden  einzelnen  an  einem  anderen  Platz  kaufen 
kann.  In  einem  englischen  Consularbericht  aus  Japan  ^)  wird  erwähnt,  dass 
eine  dort  ansässige  englische  Firma  und  infolgedessen  auch  irgend  ein 
englisoher  Fabrikant  einen  guten  Auftrag  auf  Eisenbahnschienen  verlor,  weil 
sie  nicht  gleichzeitig  eine  bestimmte  Gattung  von  Drehkreuzen  und  Weichen, 
die  nicht  in  England  verfertigt  werden,  liefern  konnte.  Früher  waren  zwar 
letztere,  um  die  Bestellung,  die  zur  Gänze  effectuiert  werden  musste,  nicht 
refusieren  zu  müssen,  vom  Continent  bezogen  worden,  aber  da  der  betreffende 
Fabrikant  infolge  Beeinflussung  seiner  Eegierung  die  Weichen  nicht  mehr 
nach  England  liefern  wollte,  erfolgte  der  Bezug  derselben  im  Verein  mit 
den  Schienen  durch  eine  continentale  Firma,  Auch  aus  Shangai  berichtet 
das  Consulat,-)  dass  es  für  den  britischen  Kaufmann  und  Producenten  von 
grösster  Wichtigkeit  sei,  den  tausenderlei  kleinen  Artikeln,  allem  dem  was 
unter  dem  Namen  „muck  and  truck"  bekannt  ist,  die  grösste  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen. 

üeberhaupt  vertheilt  sich  der  Export  nach  den  aussereuropäischen 
Ländern  auf  viel  mehr  Artikel  als  gewöhnlich  angenommen  wird.  Wenn  wir 
diesbezüglich  die  Ausfuhrstatistik  des  Deutschen  Reiches  nach  den  wichtigsten 
überseeischen  Absatzgebieten  einer  Untersuchung  unterziehen,  so  gelangen 
wir  zu  folgendem  Resultat.^) 

Die  Ausfuhr  des  Deutschen  Reiches  nach  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  betrug  im  Jahre  1896  383,710.000  Mark 
gegen  184,003.000  Mark  im  Jahre  1880;  sie  vertheilte  sich  auf  363 
Positionen  des  deutschen  statistischen  Warenverzeichnisses,  von  denen  jedoch 
einzelne,  wie  z.  B.  Spielzeug  aller  Art  (Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
11,092.000  Mark),  Tuch-  und  Zeugwaren,  unbedrucktfAusfuhr 21,407.000  Mark) 
die   Erzeugnisse    ganz    verschiedener   Branchen   enthalten.    Von   diesen  363 


1)  Foreign  Office  1897  Miscellaneous  Series  Nr.  440  Eeport  on  the  State  of  Trade 
in  Japan,  S.  20. 

2)  Diplomatie  and  Consular  Reports  Nr.  2156  Trade  of  Shangai,  with  Soochow 
and  Hangchow  for  the  year  1897  July  1898,  S.  16. 

3)  Auswärtiger  Handel  des  deutschen  Zollgebietes  nach  Herkunfts-  und  Bestimmungs- 
ländern in  den  Jahren  1880  bis  1896  Heft  XXIV.  beziehungsweise  XIV.  XV.  XVII.  XVIII. 
XIX.  und  XXII. 
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Positionen  gibt  es  nur  10,  deren  Wert  den  Betrag  von  10  Millionen  Mark 
überschreitet  und  ist  bemerkenswert,  dass  trotz  der  grossen  Zunahme  der 
Gesammtau sfuhr  nach  den  Staaten  die  Ausfuhr  von  halbseidenen  Waren 
von  56,357.000  Mark  im  Jahre  1880  auf  35,021.000  im  Jahre  1896  zurück- 
gieng  und  sich  überhaupt  die  Zunahme  des  Exportes  auf  eine  grosse  Zahl 
von  Artikeln  vertheilt,  so  dass  sich,  selbst  unter  Zugrundelegung  des  die 
Erzeugnisse  mehrerer  Branchen  vereinigenden  deutschen  Warenverzeichnisses, 
eine  Ausfuhr  im  Werte  von  fast  200  Millionen  Mark  auf  353  Positionen  bezieht. 
Die  diesbezüglichen  Daten  in  Bezug  auf  den  Export  nach  den  anderen 
Hauptabsatzgebieten  Deutschlands  in  Amerika,  Asien,  Afrika  und  Australien 
sind  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich. 


Wert  der  Ausfuhr 
in  1000  Mark 


im  Jahre  1896  im  Jahre  1880 


Zahl 
säinmtlicher 
Positionen 


Zahl  der 
Positionen  im 

Werte  von 

über  1  Million 

Mark 


Brasilien 

Argentinien 

Chile 

Britisch-Ostindien  etc. ')  .    . 

China 

Japan  

Egypten      

Capland 

Transvaal    

Britisch-Australien  .    .    .    . 


60.340 
44.079 
34.623 
49.179 
45.281 
35.612 
9.901 
15.645 
13.689 
29.251 


9.735 
3.007 
2.430 
4.572 
7.026 
2  712 
2.166 

im  Jahre  1889 

7.519 

955 

21.255 


209 

91 

?00 

145 

113 

154 

79 

113 

76 

125 


9 
7 
6 
12 
7 
8 
1 
3 
4 
6 


Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Kaufleute  mancher  Länder  es 
überhaupt  vermeiden,  von  fremden,  dort  ansässigen  Firmen  zu  kaufen  und 
es  vorziehen,  direct  von  europäischen  Plätzen  zu  beziehen,  allerdings  nur 
von  solchen,  an  welchen  ein  entsprechendes  Angebot  möglichst  vieler  Waren 
vorhanden  ist.  So  heisst  es  in  dem  bereits  erwähnten  englischen  Consular- 
bericht  über  den  Stand  des  Handels  in  Japan-):  „The  expansion  of  inter- 
national trade  is  the  theme  of  their^)  discourses,  but  when  their  teaching 


^)  Diese  Daten  beziehen  sich  auf  die  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete 
in  Vorder-  und  Hinterindien  und  im  indischen  Ocean  mit  Einschluss  der  französischen 
und  portugiesischen  Besitzungen  in  Vorderindien. 

2)  Miscellaneous  Series  Nr.  440  a.  a.  0.  S.  52.  In  demselben  Bericht  S.  22  wird 
erwähnt,  dass  der  japanesische  Kaufmann  diesen  Wunsch  der  Regierung  theilt. 

')  Der  Staatsmänner  in  Japan. 
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is  translated  into  action  it  is  evident  that  it  is  not  the  volume  of  commerce 
alone  that  is  in  their  tboiights,  but  also  the  share  of  it  which  is  conducted 
hy  Japanese  agency.  There  appears  to  the  Japanese  official  mind  a  great 
difference  between  the  sale  of  1000  bales  of  silk  by  a  Japanese  merchant 
to  foreigner  at  Jokohama  and  the  sale  of  the  same  silk  by  a  Japanese  to 
a  firm  in  Lyons.  And  in  the  Import  trade  the  same  discrimination  is  allowed 
to  disturb  their  composure.  Whether  the  Japanese  purchaser  obtains 
possession  of  bis  merchandise  in  London  and  has  it  transported  in  bis  name 
to  Japan  or  whether  he  gives  bis  order  to  a  British  merchant  in  Japan,  in 
whose  name  the  goods  are  imported  into  the  country,  woiild  seem  in  eifect 
much  the  same  thing."  Li  einem  anderen  Consularb erlebt  wird  dies  bestätigt:^) 
„The  Japanese  bave  been  endeavouring  for  some  time  to  get  more  and 
more  of  the  export  and  Import  trade  into  their  own  bands  and  to  dispense 
with  the  assistance  of  the  local  foreign  merchant  .  .  .  .  Yet  figures 
show'that  they  are  making  progress,  for  the  amount  of 
direct  trade  doneby  Japanese  merchants  in  1897  a  m  o  u  n  t  e  d 
to  over  12,000.000  1.,  as  against  some  8,000.000  1.  in  1896,  as 
roiigbly  one  —  tbird  ofthe  total. 

Aus  Bermuda^)  wird  berichtet,  dass  sich  viele  einheimische 
Kaufleute  in  New-York  ansässig  gemacht  haben  und  von  da  aus  ihre 
Heimat  mit  Waren  versorgen,^)  was  umso  leichter  möglich  sei,  als  in 
New-York  „alles  das.  was  gewöhnlich  gebraucht  Avird,  zu  angemessenen 
Preisen  erhältlich  sei." 

Im  gleichen  Werke  wird  mehrfach^)  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Merchandise  Marks  Act,  die  infolgedessen  auch  eine  wesentliche 
Abänderung  erfuhr,  bewirkte,  dass  viele  Kaufleute  an  aussereuropäischen 
Plätzen  aus  dem  laut  Vorschrift  gemachten  Vermerk  die  eigentliche 
Provenienz  der  einzelnen  Waren  erfuhren,  sich  direct,  mit  Umgehung  der 
Londoner  Firmen,  an  die  Productionsländer  wandten  und  selbstverständlich 
in  erster  Linie  die  Verbindung  mit  Hamburg  und  anderen  grösseren  Märkten 
des  Continents  anstrebten. 

Ein  solches  Herantreten  des  auswärtigen  Käufers  an  den  Exporteur 
ist  in  einzelnen  Branchen  geradezu  eine  Grundbedingung  für  eine  dauernde 
Geschäftsverbindung.  Das  Aufsuchen  des  Käufers  ist,  sei  es  nun,  dass  es 
durch  Aussendung  von  Keisenden,  sei  es,  dass  es,  wie  in  Oesterreich 
projectiert,  durch  Etablierung  von  Kaufleuten  ad  hoc  geschieht,  stets  mit 
relativ  hohen  Spesen  verbunden,  eine  Belastung,  welche  nicht  jeder  Artikel 
verträgt.  So  gieng  die  Ausfuhr  englischer  Seife  nach  Victoria  wesentlich 


^)  Dipl.  and  Cons.  Reports  Nr.  2109  a.  a.  0.  S.  22. 

2)  Chamberlain  a.  a.  0.  S.  84. 

3)  Sogar  aus  Constantinopel  berichtet  der  englische  Consul  (Board  of  Trade  Journal 
Nr.  150  S.  23),  dass  die  dortigen  armenischen  und  griechischen  Firmen  durch  ihre  Lands- 
leute in  England  kaufen  und  die  britischen  Importeure  in  Constantinopel  verschwunden  sind. 

^)  Insbesondere  Chamberlain  a.  a.  0.  S.  7,  107  (zu  Gunsten  Hamburgs),  184, 
276,  268  u.  s.  w. 
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zurück,  da  sie  durch  allzu  grosse  Keclame  übermässig  vertheuert  wurde.^) 
Von  dem  Industriellen  kann  allerdings  nicht  verlangt  werden,  dass  er  wisse, 
an  welchen  Plätzen  und  in  welchen  Artikeln  die  Aussendung  von  Eeisenden 
nothwendig  sei,  wann  es  genüge  mit  einer  Commissionsfirma  des  betreffenden 
Ortes  in  Verbindung  zu  treten  und  in  welchen  Fällen  voraussichtlich  der 
Käufer  an  ihn  herantreten  werde.^)  Auch  der  Consul  kann  diese  Fragen 
nicht  immer  beantworten,  wie  überhaupt  die  Consulate  nie,  wie  dies  so  oft 
von  ihnen  verlangt  wird,  die  Thätigkeit  des  kaufmännischen  Vermittlers 
ersetzen  werden.  Es  sind  denn  auch  immer  die  Interessenten  solcher  Länder, 
in  welchen  die  Marktbildung  sich  nicht  entwickeln  konnte,  die  Eeformen 
des  Consulatswesens,  Exportbureaux,  auswärtige  Handelskammern  u.  dergl. 
verlangen,  indem  sie  glauben,  durch  solche  künstliche  Mittel  die  Concurrenz 
mit  den  Weltmärkten  aufnehmen  zu  können.  So  schreibt  die  Darmstädter 
Handelskammer  in  einer  Eingabe  an  den  Reichskanzler^):  „Wenn,  auch 
Hamburg,  wie  aus  der  Erfahrung  hervorzugehen  scheint,  infolge  seiner 
vorzüglichen  Beziehungen  mit  allen  Handelsplätzen  der  Welt  der  Errichtung 
deutscher  Handelskammern  im  Auslände  mindestens  gleichgiltig  gegenüber- 
steht, so  wäre  diese  doch  für  alle  anderen  deutschen  Handels-  und  Industrie- 
städte, insbesondere  für  die  im  Binnenlande,  von  unschätzbarem  "Werte." 

Wenn  solche  Ansichten  vorherrschen,  so  beweist  dies  nur,  dass  das 
Wesen  des  Weltverkehres  noch  immer  nicht  genügend  gekannt  ist.  Da 
bedingt,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  der  Export  des  einen  Artikels  den  des 
andern,  dort  ist  ein  Export  nicht  ohne  Import  möglich;  Einflüsse,  deren 
Bedeutung  bei  uns  fast  immer  unterschätzt,  in  England  dagegen  allgemein 
anerkannt  wird.  So  heisst  es  bei  Ch  amb  e riain:*)  „It  should  be  remem- 
bered  that  the  real  cause  in  this  case  is  that  exports  from  the  Gambia  go 
mainly  to  France,  and  therefore  determine  almost  ipso  facto  the  country 
of  origin  of  the  Imports."  Dieser  Ausspruch,  dass  die  Richtung  des  Exportes 
der  überseeischen  Länder  fast  ipso  facto  die  Herkunftsländer  des  Imports 
bestimmt,  sollte  von  unseren  Industriellen  wohl  beachtet  werden.  Auf  der 
gleichen  Seite  wird  auch  darauf  hingewiesen,  dass  gleichzeitig  mit  einem 
Artikel  gewöhnlich  viele  andere  verkauft  werden,  was  in  den  Berichten  aus 
den  Antillen,^)  Trinidad,*')  Cap  der  guten  Hoffnung,'^)  den  Straits  Settlements^) 
und  Süd-Australien^)  bestätigt  wird;  in  letzterem  wird  z.  B.  bemerkt,  dass. 


^)  Chamberlain  a.  a.  0.  426. 

2)  Dass  dieser  Fall  viel  häufiger  vorkommt,  als  man  glaubt,  wird  durch  die  That- 
sache  bewiesen,  dass  das  Handelsmuseum  in  Stuttgart  im  Jahre  1897  1547  Verkäufe  in 
den  Musterzimmern  und  im  Correspondenzwege,  730  durch  die  Hamburger  Agentur  und 
nur  51  Verkäufe  durch  auswärtige  Agenten  abschloss. 

3)  Das  Handelsmuseum,  Wien  am  23.  Februar  1899. 

4)  a.  a.  0.  S.  7. 

5)  S.  140. 

6)  S.  183 
^)  S.  230. 

8)  S.  276. 

9)  S.  477. 
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nachdem  billige  Uhren  nicht  von  England  gekauft  werden  können,  auch  der 
Verkauf  besserer  Erzeugnisse  behindert  ist.  Auch  Siewert  weist  wiederholt 
auf  die  Wechselbeziehungen  zwischen  dem  Import-  und  dem  Exportgeschäft 
hin.  Er  führt  unter  andern  aus^):  „Da  ausserdem  die  Schwarzmeerschiflfe 
an  der  Elbemündung  eine  reichlichere  Rückfracht  vorfanden,  so  machte  sich 
Hamburg,  begünstigt  durch  das  grössere  Consumvermögen  seines  Hinter- 
landes erfolgreich  zum  Stapelplatz  der  gewaltigen  Mengen  von  Rohproducten 
der  Pontus-Uferländer,  deren  Ausfuhrstrom  seit  den  70  er  Jahren  somit  mehr 
und  mehr  in  die  westlichen  Häfen  eindrang.  Während  Stettin  nur  gelegentlich 
bei  besonders  günstigem  Frachtenstaude  oder  anderen  aussergewöhnlichen 
Umständen  grössere  Donau-Exportationen  aus  dem  Mittelmeer  zusammenzog, 
wie  beispielsweise  zuerst  im  Jahre  1881,  in  den  Jahren  1883 — 1885  und 
1892 — 1894,  organisierte  sich  in  Hamburg  das  Eigen-  und 
Speditionsgeschäft  mit  der  Levante  und  dem  schwarzen 
Meere  zu  einem  wichtigen  Zweig  seiner  Handels-  und 
S  chif  fahrt  sth  äti  gk  eit."  Ferner^):  „Im  Verkehr  mit  Rumänien  hat 
der  Handel  der  nordischen  Reiche  periodisch  regelmässige  grössere  directe 
Warenbezüge  zu  verzeichnen,  beispielsweise  bewegten  sich  in  den  Jahren 
1886,  1888  und  1892  Getreideausfuhren  von  60—70000  Tons  nach  Norwegen 
und  Schweden.  Dass  diese  Ausfuhren  in  den  letzten  Jahren  fehlen,  erklärt 
sich  theilweise  daraus,  dass  sie  ihren  Weg  über  England,  Hamburg  und 
Antwerpen  genommen  haben,  welcher  letztere  Hafen  als  Stapelplatz  von 
Donauproducten  das  rumänische  Getreide  zu  Zeiten  als  willkommene  Fracht- 
rimesse für  seine  schwedischen  Holz-  und  Erzbezüge  benutzt. 

Nachdem  nun  Oesterreich  bisher  einen  Markt  für  das  Exportgeschäft 
nicht  besitzt,  wird  auch  ein  ziffermässig  nachweisbarer  Erfolg  der  Tbätigkeit 
der  Aussendlinge  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ausbleiben.  Wenn  es  dem 
einen  oder  dem  andern  von  ihnen  auch  gelingen  sollte,  grössere  Aufträge 
zu  erhalten,  so  wird  sich  doch  die  Geschäftsverbindung  zwischen  dem 
österreichischen  Verkäufer  und  dem  überseeischen  Abnehmer  so  schwerfällig 
gestalten,  dass  an  eine  dauernde  Verbindung  auch  dann  nicht  gedacht 
werden  kann,  wenn  der  Aussendlingin  persönlichem  Contact  mit  letzterem  bleibt. 

In  der  That  endeten  alle  bisher  gemachten  Versuche  in  der  Weise, 
dass  die  österreichischen  Aussendlinge,  Commissionäre,  Kaufleute,  Handels- 
eleven, kurz  alle  Personen,  die  in  welcher  Form  immer  versuchten,  öster- 
reichische Producte  in  aussereuropäischen  Ländern  einzuführen,  schliesslich 
die  Vertretung  von  solchen  Exporteuren  übernahmen,  welche  ihren  Sitz  an 
einem  Weltmarkt  hatten  und  in  der  Lage  waren,  in  allen  Artikeln  Offerten 
machen  zu  können.  Was  sollte  der  Betreffende  auch  z.  B.  in  Holländisch- 
Indien  anderes  thun!  Dr.  Pick  schreibt  über  den  Geschäftsverkehr  daselbst: 3) 
„Die  hiesigen  Kaufleute  können  nämlich  nur  in  Ausnahmsfällen  direct  vom 
Fabrikanten  bestellen;  es  gibt  hier  eben  keine  Theilung  des  Geschäftsbetriebes, 

')  a.  a.  0.  S.  28. 

2)  a.  a.  0.  S.  33. 

3)  Das  Handelsrauseum,  Wien  am  23.  Februar  1899. 
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sondern  beinahe  ausschliesslich  Bazare,  hier  „Toko"  genannt,  in  denen  man 
alles  und  jedes  zum  Verkaufe  anbietet.  Aus  diesem  Grunde  sind  die  Kauf- 
leute gezwungen,  gleichzeitig  die  verschiedenartigsten  Dinge  zu  bestellen. 
Wollten  sie  direct  vom  Erzeuger  beziehen,  so  müssten  sie  natürlich  so  und 
so  viele  Einzelbestellungen  machen,  was  viel  zu  umständlich  wäre.  Deshalb 
ziehen  sie  es  vor,  den  Einkauf  der  Waren  durch  Exporteure  besorgen  zu  lassen." 

Es  wurden  denn  auch  bereits  gelegentlich  der  Enquete  des  Verbandes 
der  Industriellen  Zweifel  bezüglich  der  Erzielung  commercieller  Erfolge 
durch  Aussendlinge  ausgesprochen.  So  sagte  kais.  Rath  S  ch  wein  b  urg:^) 
„Wir  haben  es  mit  Handelseleven  versucht;  allerdings,  es  hat  das  auch  eine 
Wirkung  gehabt  und  wir  sind  sehr  gut  informiert  worden.  Ich  habe  aber 
selbst  Erfahrung  in  Spanien  gemacht,  dass  ein  Handelseleve,  der  mit  öster- 
reichischem Geld  subventioniert  wurde,  zumeist  Geschäfte  für  fremde 
Staaten  gemacht  hat.  Es  soll  dies  überhaupt  schon  in  überseeischen  Staaten 
passiert  sein,  dass  österreichische  Handelseleven  für  fremde  Staaten  Geschäfte 
gemacht  haben.  Ich  habe  mich  genau  informiert  und  da  haben  mir  diese 
jungen  Leute,  die  von  der  Handelsakademie  aus  hinausgeschickt  wurden, 
gesagt:  Ich  habe  meine  Versuche  gemacht,  ich  habe  nicht  so  für  Oesterreich 
reüssieren  können.  England  und  Frankreich  sind  sehr  gut  eingeführt,  ich 
habe  mir  einige  Häuser  verschafft,  denn  ich  muss  vor  allem  leben."  Bei 
dem  gleichen  Anlass^)  citierte  der  Secretär  des  Exportvereines  folgenden 
Passus  aus  dem  Schreiben  eines  in  Perth  ansässigen  Aussendlings  dieses 
Vereines:  „Heute  nach  anderthalbjähriger  Erfahrung  bin  ich  nur  imstande, 
mich  mit  deutschen  und  englichen  Firmen  in  Verbindung  zu  setzen,  weil 
ich  leben  will  und  muss." 

Man  befindet  sich  auch  im  Irrthum,  wenn  man  glaubt,  dass  das 
Bestehen  österreichischer  Firmen  an  den  überseeischen  Plätzen  eine  noth- 
wendige  Voraussetzung  für  die  Hebung  des  Exportgeschäftes  sei.  Wenn 
solche  auch  den  einheimischen  Erzeugnissen,  wenigstens  im  Anfang,  eine 
grössere  Aufmerksamkeit  widmen  würden,  als  fremde  Geschäftshäuser,  so 
unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  dass  auch  letztere  gerne  unsere  Producte 
absetzen,  wenn  ihnen  dies  Convenienz  bietet.  So  sagte  Herr  Philipp  Neu- 
mann in  einer  am  26.  October  im  Wiener  Exportverein  gehaltenen  Rede: 
„Der  französische  Grosskaufmann  in  Mexico  nimmt  in  seinen  geschäftlichen 
Transactionen  durchaus  keinen  chauvinistischen  Standpunkt  ein,  er  kauft 
die  Waren,  wo  sie  am  besten  und  billigsten  sind,  und  da  die  deutsche 
Textilindustrie  in  den  letzten  Jahren  Frankreich  weit  überflügelt  hat,  kauft 
er  mehr  in  Deutschland  als  im  eigenen  Mutterlande.  Aehnliches  wird  aus 
den    Britischen    Colonien    berichtet,    so    aus    Britisch- Guinea,^)    Gambia,^) 


*)  Export-Enquete  am  22.  und  23.  November  1897,  veranstaltet  vom  Ceiitral- 
verband  der  Industriellen  Oesterreichs  und  dem  Exportclub  im  k.  k.  österr.  Handelsmuseum. 
Stenographischer  Bericht  S,  17  ff. 

2)  a.  a.  0.  S.  84. 

3)  Chamberlain  a    a.  0.  S.  187. 
*;  S.  223. 


Zur  österrcicliisclien  Handels-  und  Verkelirspolitik.  \Q\ 

Hongkong^)  und  Victoria'-);  der  Bericht  der  Handelskammer  in  Victoria 
bemerkt  unter  andern:  „A  wäre  liouse  man  in  the  colony  witli  British  and 
foreign  goods  für  sale  gains  nothing  by  selling  one  instead  of  the  other." 
Auch  aus  Japan  wird  berichtet,^)  dass  der  englische  Kaufmann,  ohne  sich 
durch  seine  patriotische  Gesinnung  beeinflussen  zu  lassen,  nur  darauf  aus- 
gehe, Aufträge  oder  Lieferungen  zu  erhalten,  er  verdiene  seine  Commission 
ohne  Kiicksicht  auf  den  Ort  der  Erzeugung  der  Ware  und  ob  dieselbe 
englischen,  deutschen  oder  amerikanischen  Ursprungs  sei,  wäre  ihm  voll- 
ständig glelchgiltig.  Auch  Brandt^)  sagt  in  seinem  bereits  erwähnten,  gewiss 
von  patriotischem  Geiste  erfüllten  Werke:  „Von  dem  deutschen  Kaufmann 
zu  verlangen,  dass  er  aus  Patriotismus  an  deutschen  Waren  verliere, 
während  er  an  anderen  gewinnen  könne,  ist  eine  Utopie,  mehr  als  das,  ein 
Unsinn." 

Die  österreichischen  Grossindustriellen  setzen  denn  auch  in  das  Institut 
der  Aussendlinge  nur  geringe  Hoffnungen  und  plaidieren  für  die  Gründung 
einer  Exportassociation,  respective  einer  E  x  p  o  r  t  b  a  n  k.  Sie  glauben 
dass  sich  Angebot  und  Nachfrage  bei  einem  solchen  Institut  begegnen 
würden  und  auf  diese  Weise  der  Markt  ersetzt  werden  könnte.  Nun  gehört 
das  Exportgeschäft  durchaus  nicht  zu  den  Unternehmungen,  welche  besonders 
vortheilhaft  in  Form  von  Actiengesellschaften  betrieben  werden  könnten; 
der  beständige  Wechsel  in  den  Verhältnissen  der  Absatzgebiete,  die  rasche 
Folge  von  günstigen  und  ungünstigen  Conjuncturen  erfordern  die  rasche 
Disposition  des  fremden  Leuten  nicht  verantwortlichen  Kaufmannes.  Auch 
in  England  brachte  die  Umwandlung  vieler  Privatfirmen  in  Actiengesellschaften 
dem  Exportgeschäft  keinen  Vortheil.  In  einem  Bericht  aus  Trinidad  wird 
diesbezüglich  geschrieben^):  „Ich  schreibe  einen  grossen  Theil  der  erwähnten 
Uebelstände  und  der  sich  in  den  letzten  Jahren  mehrenden,  noch  zu  be- 
sprechenden, den  Handel  schädigenden  Umstände,  der  jetzt  üblichen  Um- 
wandlung von  Privatfirmen  in  Actiengesellschaften  zu.  Wenn,  wie  dies 
jetzt  täglich  vorkommt,  eine  Privatfirma  in  eine  Gesellschaft  umgewandelt 
wird,  scheint  oft  sofort  eine  gewisse  Lauheit  und  Verwirrung  in  die  Geschäfts- 
leitung einzureissen.  Die  frühere  persönliche  Oberaufsicht  entfällt  theilweise, 
die  Beamten  werden  schlecht  ausgewählt,  der  Nepotismus  und  die  Protec- 
tionswirtschaft  seitens  der  Directoren  ist  von  den  schlechtesten  Folgen 
begleitet  und  es  ist  ein  allgemeiner  Rückgang  namentlich  in  Bezug  auf  die 
Geschäftsverbindungen  mit  entfernten  Kunden  bemerkbar.  Angelegenheiten, 
welche  die  strengste  Aufsicht  erheischen,  werden  sich  selbt  überlassen  und 
der  britische  Handel  und  Verkehr  leiden  darunter."*') 


1)  S.  330. 

2)  S.  357. 

3)  Mise.  Series  Nr.  440  a.  a.  0.  S.  16. 
-•)  a.  a.  0.  S.  104. 

^)  Chamberlain  a.  a.  0.  S.  172  f.  f, 

^)  Wir    haben    diesen,     besonders    bemerkenswerten    Passus     möglichst    wörtlich 
übersetzt. 
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Aus  dem  Gesagten  gelit  allerdings  nur  hervor,  dass  eine  Actien- 
gesellschaft  weniger  geeignet  ist/)  das  Exportgescliaft  zu  betreiben,  als 
eine  Privatfirma,  nicht  aber,  dass  sie  hiezu  ungeeignet  ist.  In  der  That 
würde  eine  Exportbank  wesentlich  dazu  beitragen,  die  Bildung  eines  Marktes 
für  das  Geschäft  mit  den  überseeischen  Ländern  zu  beschleunigen,  av  e  n  n 
die  anderen  hiefür  not hwendigenFactoren  vorhanden  sind, 
andernfalls  würde  man  dieselben  Erfahrungen,  wie  die  ungarische  Kegierung 
machen,  als  diese  den  Import  von  Colonialwaren  über  Fiume  leiten  wollte. 
Sie  unterstützte  zu  diesem  Zwecke  während  der  letzten  zwei  Decennien  in 
unmittelbarer  Reihenfolge  die  ungarische  Landesbank,  die  Firma  Steinacker  & 
Comp.,  die  Fiumaner  Creditbank,  die  Filiale  der  ungarischen  Handelsgesellschaft, 
die  Handelsgesellschaft  in  Fiume  und  gegenwärtig  die  Fiumaner  Commer- 
cialbank.  Letztere  soll,  wie  verlautet,  die  auf  das  Colonialwarengeschäft 
bezüglichen  Dispositionen  in  Triest,  wo  hiefür  der  Markt  vorhanden  ist, 
treffen  wollen,  während  die  früheren  Unternehmungen,  nachdem  sie  zumeist 
grosse  Verluste  erlitten  hatten,  ihre  Thätigkeit  gänzlich  einstellen  oder  auf 
andere  Geschäftszweige  beschränken  mussten. 

Auch  in  Oesterreich  verunglückte  bereits  einmal  ein  Unternehmen, 
welches  sich  mit  dem  Exportgeschäft  befassen  wollte  und  mit  einem  Capital 
von  einer  Million  Gulden  gegründet  worden  war,  es  war  dies  die  Oester- 
reichische,  Ueberseeische  Handelsgesellschaft. 

Keinesfalls  dürfte  es  sich  eine  Exportbank,  wie  verlangt  wird,-)  zur 
Aufgabe  stellen,  „jenen  Kaufleuten  und  Industriellen,  welche  nur  infolge 
mangels  an  genügendem  Betriebscapitale  nicht  in  der  Lage  sind,  sich 
energisch  mit  dem  Export  zu  befassen,  die  Mittel  dazu  durch  die  auf 
Connaissements  zu  leistenden  Vorschüsse  zu  bieten."  Wenn  das  Export- 
geschäft in  die  schwachen  und  schwächsten  Hände  gelegt  werden  soll,  so 
ist  es  besser,  man  macht  es  gar  nicht.  Weder  dem  Producenten  noch  dem 
Gesammtinteresse  kann  damit  gedient  sein,  den  Absatz  auf  eine  unsichere 
Basis  zu  stellen  und  im  internationalen  Handelsverkehr  sind  oft  Stürme  zu 
bestehen,  denen  nur  festgewurzelte  Stämme,  nicht  aber  schwankende  Halme 
Widerstand  leisten  können.  Dem  Industriellen  kann  nicht  damit  gedient 
sein,  in  ruhigen  Zeiten  exportieren  zu  können. und  beim  Herannahen  einer 
Krisis  die  Unmöglichkeit  vor  sich  zu  sehen,  seine  Producte  zu  veräussern. ^') 
Wirklich  gut  accr editierten  Firmen  wird  sogar  Bianco-Credit 
von  österreichischen,  englischen  und  deutschen  Firmen  zu  den  billigsten 
Bedingungen  im  Ueberfluss  angeboten,  Vorschüsse  auf  Verschiffungsdocurnente 


1)  EinErwerbsunteniehnien  ist  auch  zumeist  ungeeignet,  zur  Lösung  wirtschaftlicher 
Probleme  beizutragen.  Der  Leiter  eines  zu  solchem  Zwecke  gegründeten  Unternehmens, 
das  infolge  grosser  Verluste  liquidieren  musste,  äusserte  sich  im  Privatgespräche:  „Die 
Herren  haben  gewünscht,  dass  ich  das  grosse  Geschäft  mache,  nun  das  grosse  Geschäft 
habe  ich  gemacht." 

2)  Enquete  des  Centralverbandes  der  Industriellen  a.  a.  0.  S.  99. 

^)  Vrgl.  Gust.iv  Bunzel:  „Das  moderne  Geld-  und  Creditwcsen".  Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung,  Band  VIL,  S.  381  ff. 
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erhält  auch  gegenwärtig  jede  solvente,  einigermaassen  bekannte  Firma.  Es 
ist  eine  nicht  zu  leugnende  Thatsache,  dass  die  österreichischen  Banken 
für  kleinere  industrielle  Unternehmungen  und  für  den  kaufmännischen  Mittel- 
stand sozusagen  überhaupt  nicht  vorhanden  sind,  aber  Firmen,  die  für 
das  Exportgeschäft  in  Betracht  kommen  können,  steht  Credit  in  Hülle  und 
Fülle  zu  Gebote. 

Ueberhaupt  wird  auf  die  Erleichterung  der  Credit- 
ge Währung  ein  grösseres  Gewicht  gelegt,  als  den  Verhältnissen  ent- 
sprechen würde.  Nicht  nur  der  in  Oesterreich  ansässige  exportierende 
Unternehmer  bedarf  einer  solchen  nicht,  auch  die  überseeischen  Firmen 
reflectieren  auf  selbe  nicht  in  dem  Grade,  wie  vielseitig  auch  in  Consular- 
berichten  behauptet  wird.  Ch  amb  erlai  n^)  zieht  aus  den  verschiedenen 
Colonialberichten  den  Schluss,  dass  „der  Einfluss  längerer  und  leichterer 
Creditgewährung  seitens  der  Concurrenz  wenig  bemerkbar,  nicht  weitreichend 
und  nur  geeignet  sei,  andere  wesentlichere  Factoren  zu  unterstützen." 
Sogar  aus  Slam  wird  berichtet,-)  dass  daselbst  „die  grösseren  Häuser 
capitalskräftig  und  immer  bereit  seien,  mit  leistungsfähigen  Exporteuren  zu 
arbeiten.  Kein  Kaufmann  solle  glauben,  dass  er  hier  ein  uncultiviertes  oder 
unsicheres  Handelsgebiet  vorfinde." 

Wenn  einzelne  deutsche  Exportfirmen  durch  leichtere  Creditgewährung 
einen  grösseren  Absatz  erzielen,  so  gelingt  ihnen  dies  nicht  in  der  Weise, 
dass  sie  durch  selbe  grössere  Kunden  an  sich  ziehen,  die  früher  in  England 
kauften,  sondern  indem  sie  an  Kaufleute  herantreten,  Avelche  wegen  Mangel 
an  Barmitteln  bisher  nicht  in  Europa  kaufen  konnten.  Ob  es  rationell  ist, 
auf  solche  Weise  das  Geschäft  an  den  überseeischen  Märkten  in  andere, 
schwächere  Hände  zu  leiten,  dürfte  wohl  jedem  Kaufmann  mehr  als 
fraglich  erscheinen. 

Eine  Exportassociation,  welche  sich  mit  dem  Warengeschäft  befassen 
will,  müsste  sich  auch  auf  dieses  beschränken  und  Bankgeschäfte  im 
engeren  Sinne  anderen  Instituten  überlassen;  in  diesem  Falle  kann  sie 
unter  der  noch  zu  besprechenden  Voraussetzung,  dass  sich  ein  Markt  für 
das  Exportgeschäft  bildet,  entsprechende  Resultate  erzielen.  Nicht  das 
gleiche  Prognostiken  kann  den  Exportsyndicaten  gestellt  werden. 
Diese  würden  sich  ebensowenig  wie  die  Verkaufsgenossenschaften  in  Deutsch- 
land bewähren.  Da  es  bei  solchen  Vereinigungen  absolut  unmöglich  ist, 
jeden  einzelnen  zufrieden  zu  stellen,  so  genügt  häufig  eine  relativ  kurze 
Zeit,  um  Uneinigkeit  unter  den  Mitgliedern  zu  erregen;  auch  die  Anstellung 
von  leistungsfähigen  Persönlichkeiten,  welche  die  commerzielle  Leitung 
des  Syndicates  zu  übernehmen  hätten,  wäre  mit  Schwierigkeiten  verbunden, 
die  gegenwärtig  wesentlich  unterschätzt  werden. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  die  Bestrebungen,  welche  die 
Bildung  von  Exportsyndicaten  und  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Credit- 
gewährung für  am  Export  betheiligte  Firmen  bezwecken,   eine  Unterstützung 


1)  a.  a.  0.  10. 

2j  Board  of  Trade  Journal  Nr.  152,  S.  269. 
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nicht  verdienen,  während  Aiissendlinge  und  Actiengesellschaften,  welche  das 
Exportgeschäft  cultivieren  wollen,  zur  Hebung  der  Ausfuhr  beitragen 
können,  wenn  die  Grundbedingung  für  die  Belebung  des  auswärtigen 
Handels,  der  Markt,  vorhanden  ist. 

Ein   solcher  Markt  kann   sich  unter  gegenwärtigen  Verhältnissen  nur 
an  einem   Hafenplatze  bilden.  Nur  an   einem   solchen  kann  sich  Nachfrage 
und  Angebot  aus  dem  ganzen  Gebiete  concentrieren,  das  überhaupt  für  den 
eigenen  und  den  Transitverkehr  des  betreffenden  Landes  in  Betracht  kommt. 
Hier  werden  am  leichtesten   die  Frachtverträge  abgeschlossen,  hier  werden 
eventuell  Havarien   festgestellt   und   vor  allem   kann  vor   der   Verschiffung 
die    Ware  vom    Exporteur   geprüft  werden,    ob   sie   in  Bezug   auf  Qualität 
und  Verpackung    den    Wünschen    des    auswärtigen   Abnehmers    entspricht. 
Wenn  z.  B.  ein  in  AVien   ansässiger  Exporteur  in  der  Schweiz  Ware  kauft^ 
imi   sie  über  Triest  nach  Bombay  zu   senden,    so  fehlt  die   fachmännische 
Controle,  und  die  schlechte  Ausführung  eines  Auftrages  seitens  des  Produ- 
centen    verursacht   dem  Exporteur   nicht   nur  Unannehmlichkeiten,    sondern 
kann    auch    eine    dauernde    Störung    seiner   Beziehungen    zum   Käufer   zur 
Folge   haben.   Für    einen    bestimmten    Artikel    kann    sich    auch    an    einem 
Binnenplatz  ein  Markt  bilden,   aber  ein  Markt  für  das  Exportgeschäft,  für 
alle  für  dasselbe  in  Betracht  kommenden  Artikel  jeder  Qualität   und  jeder 
Provenienz  ist  nur  in  einer  Seestadt  möglich.   Von  hier  aus  kann  auch  der 
Exporteur  am  leichtesten  die  geeignetesten  Absatzgebiete  finden,    denn  kein 
Tag   vergeht,  an   welchem   nicht   an    der  Börse    eines    grossen   Seehandels- 
platzes Kaufleute   aus  überseeischen  Ländern   berichten,   welche  Waren  bei 
ihnen  gesucht  und  welche  Preise  bezahlt  werden.  Die  vollständige  Unkenntnis, 
welche   bei   uns    bezüglich    der   Bestimmungsländer   einzelner    ausgeführter 
Artikel  herrscht,    erklärt  zur  Genüge   die   niedrigen   Preise,    welche  so   oft 
für  selbe  erzielt  werden.   Gelegentlich  der  Prager  Enquete  wurde  geklagt:^) 
„So  war  vor  nicht  langer  Zeit,   vor  4—5  Jahren,   hier  eine  Industrie,   die 
Portemonnaies-    und   Portefeuilleserzeugung,  in  so  grossem  Maasstabe  aus- 
gebreitet, dass  hunderttausende  Gros  jährlich  über  Cadix,  Lissabon,  Hamburg 
u.  s.  w.  nach  amerikanischen  Häfen  hinausgeschickt  wurden.  Die  Erhöhung 
der    amerikanischen    Zolltarife    hat    aber    dieser    Lidustrie    den    Todesstoss 
versetzt  und  es  sind  hunderte  von  Leuten  Bettler  geworden,  und  wir  haben 
eftectiv  gar  keine  Gelegenheit  dazu,   um   dieser  Industrie,  welche   ?o  viele 
Leute  ernährt  hat,   auf  die  Beine   zu  helfen.  Ich   bin  vollständig   überzeugt 
und  wir  haben  Beweise  dafür,  dass  auch  ein  grosser  Theil  von  dieser  Ware 
nach  Chile,  Pernambuco,  Rio,  Columbia  gegangen  ist.  Die  Ware  wird  dort- 
hin noch  immer  exportiert,  nur  wissen  wir  nicht,  woher  die  Ware  stammt." 
Auch  in  Wien  wurde  bei   einer  Enquete   gesagt:-)   „Wir  haben  in   Oester- 
reich    eine    grosse    Anzahl    Industrien,    die    exportfähig    wären,    wenn    die 
Exporteure  sich    die  Mühe   geben   wollten,    sie   aufzusuchen  und  ihnen   den 
Wes:  zu   weisen Für  wen    soll    denn   die    österreichische   Industrie 


')  a.  a.  0,  S.  171. 

2;  Enquete  des  Centralvcrbaniles  a.  a.  0.  S.  HO  ff. 
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grosse  Preiscourants  machen,  wenn  der  Exporteur  sich  nicht  die  Mühe 
gibt,  dieselben  einzusehen?  Ich  habe  dicke  Bücher,  die  mich  Tausende  von 
Gulden  kosten;  aber  keinem  Exporteur  ist  es  noch  eingefallen,  mich  zu 
fragen,  ob  ich  Maschinen  nach  Japan  liefern  kann." 

Die  Industriellen  vergessen  jedoch,  dass  sich  ein  Kaufmann  nicht 
damit  beschäftigen  kann,  in  allen  Welttheilen  Yeibindui-igen  aufzusuchen, 
um  zu  eruieren,  ob  ein  bestimmtes  Prodiict  einer  bestimmten  Fabrik  export- 
fähig sei.  Er  kann  nur  dann  die  Kosten,  welche  mit  der  Unterhaltung 
überseeischer  Handelsbeziehungen  verbunden  sind,  auf  sich  nehmen,  Avenn 
er  die  Aufträge,  welche  an  ihn  gelangen,  auch  ausführen  kann.  Der 
Exporteur  muss  daher  die  Möglichkeit  haben,  mit  einem  möglichst  grossen 
Productionsgebiet  arbeiten  zu  können,  diese  Möglichkeit  benimmt  ihm 
jedoch  in  Oesterreich  der  Industrielle.  Während  in  allen  Ländern  Europas 
die  Hafenplätze  durch  Schienenwege  mit  allen  wichtigen  Plätzen  des  In- 
und  Aiislandes  auf  dem  kürzesten  Wege  verbunden  sind,  machen  bei  uns 
die  Industriellen  jedem  Project  die  heftigste  Opposition,  welches  eine  Bahn- 
verbindung zwischen  dem  Auslande  und  Triest  bezweckt.  Sie  fürchten,  dass 
infolge  einer  solchen  Verbindung  die  fremde  Concurrenz  billiger  und 
rascher  an  das  Meer  gelange,  sie  vergessen  jedoch,  dass  nur  auf  diese 
Weise  ein  Markt  gebildet  werden  kann,  wo  ihre  Producte  in  erster  Linie 
Berücksichtigung  finden.  Auch  der  fremde  Importeur  kauft  zwar  ihre  Ware, 
aber  hören  wir,  was  ein  Prager  Fabrikant^)  diesbezüglich  sagt:  „Es  kann 
nicht  als  eine  gesunde  Situation  der  Handschuhindustrie  angesehen  werden, 
dass  die  meisten  Erzeuger  jahraus,  jahrein  ohne  feste  Bestellungen  einfach 
auf  Lager  arbeiten,  um  dann  bei  den  häufigen  Besuchen  englischer  und 
amerikanischer  Importeure  diese  Lagervorräthe  loszuschlagen,  wobei  sie  der 
geschäftlichen  Klugheit,  der  finanziellen  Macht  des  ausländischen  Käufers 
nur  allzuleicht  unterliegen."  In  gleicher  Weise  ist  die  Verbindung  des 
einheimischen  Producenten  mit  fremden  Exporteuren  selten  für  ersteren 
von  Vortheil. 

Wenn  man  annimmt,  dass  die  europäischen,  in  fremden  Welttheilen 
ansässigen  Kaufleute  die  Waren  ihres  Vaterlandes  bevorzugen,  was  allerdings, 
wie  wir  nachgewiesen  haben,  nicht  in  so  hohem  Grade  der  Fall  ist,  wie 
behauptet  wird,  so  ist  es  umso,  .verständlicher,  dass  die  englischen, 
deutschen  und  französischen  Exporteure  in  erster  Linie  die  Erzeugnisse  der 
nationalen  Industrie,  mit  welcher  sie  durch  geschäftliclie  und  persönliche 
Beziehungen,  oft  auch  durch  Betheiligung  in  engstem  Contact  stehen,  zu 
verkaufen  trachten.  Der  Generalrath  der  Oesterreichiscli-ungarischen  Bank 
Adolph  Wiesenburg  führte  mit  Kecht  in  seinem  am  14.  März  1899 
im  österreichischen  Handelsmuseum  über  die  Handelsverhältnisse  Ostasiens 
gehaltenen  Vortrag  aus,  dass  eine  Ordre  einer  österreichischen  Firma  tlber 
Hamburg  nur  dann  zukomme,  wenn  der  Auftrag  im  Auslande  nicht  zu 
placieren  sei." 


1)  Prager  Enquete  a.  a.  0.  S.  222. 
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Der  österreichische  Producent  inuss  daher  trachten,  in  Triest,  dem 
einzigen  Handelshafen  Oesterreichs,  einen  Markt  zu  schaffen,  er  muss  dies 
thun,  indem  er  es  auch  der  ausländischen  Concurrenz  ermöglicht,  ihre 
Waren  über  Triest  zu  exportieren.  Er  wird  ihre  Concurrenz  daselbst  zu 
bestehen  haben,  dies  unterliegt  keinem  Zweifel,  aber  er  wird  bald  gewahr 
werden,  dass  es  bedeutend  leichter  ist,  an  einem  nationalen  Markt  zu 
conciirrieren,  als  an  einem  fremden.  Er  wird  die  Erfahrung  machen,  dass 
der  Aufschwung  eines  grossen  Seehandelsplatzes  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung des  ganzen  Kelches  bedeutet.  Sie  wert  sagt  sehr  treffend:^) 
„Mag  es  richtig  sein,  dass  Hamburgs  Handelsaufschwung  nicht  allein  das 
Product  seiner  eigenen  persönlichen  Kraft  und  Eühvigkeit,  sondern  zugleich 
das  der  ungewöhnlich  reichen  wirtschaftlichen  Entwicklung  seines  Hinter- 
landes ist,  so  ist  doch  anderseits  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Elbegebiet 
selbst  der  ausgedehnten  vertheilenden  und  sammelnden  Arbeit  seines  grossen 
Seehafens,  dessen  vielseitigen  Verbindungen  sowie  dem  grossen  Unternehmungs- 
sinn und  der  Capitalskraft  des  Hamburgischen  Handelsstandes  ebenso  eine 
reiche  Förderung  und  Emporhebung  seiner  eigenen  Kräfte  verdankt.  Wie 
sehr  Hamburg  als  leitender  Seeplatz  Mitteleuropas  bemüht 
ist,  sein  Binuengebiet  unausgesetzt  weiter  und  nicht  nur  nach  Süden  und 
Westen,  sondern  auch  nach  Osten  auszudehnen,  beweisen  u.  a.  seine  in 
steter  Entwicklung  begriffenen  Verbindungen  nach  Schlesien,  Stettins 
nächstem  Hinterlande. "  So  kann  sich  auch  in  Triest  kein  Markt  für  alle 
Artikel  entwickeln,  wenn  sein  Verkehr  auf  einzelne  österreichische  Provinzen 
beschränkt  bleibt;  dass,  wenn  sich  daselbst  in  einem  Artikel  ein  Markt 
bildet,  die  fremde  Concurrenz  leicht  bekämpft  werden  kann,  beweist  folgender 
Passus  aus  einem,  einer  deutschen  Quelle  entstammendem,  im  „Handels- 
museum" in  der  Nummer  vom  2.  März  1899  wiedergegebenen  Bericht: 
„Die  Stellung,  welche  Oesterreich-Ungarn  einnimmt,  beruht  im  wesentlichen 
auf  der  Organisation  seines  Zuckerhandels  und  auf  den  Vortheilen,  welche 
demselben  durch  den  Hafen  von  Triest  geboten  werden.  Die  österreichisch- 
ungarischen Zuckerfabriken  handeln  nur  in  seltenen  Fällen  unmittelbar  nach 
der  Türkei;  im  grossen  und  ganzen  wird  der  Handel  dorthin  durch  Banken 
oder  grosse  Ausfuhrfirmen  vermittelt,  welche  in  Triest  ihren  Sitz  oder 
Zweiganstalten  haben." 

Allerdings  ist  die  österreichische  Zuckerindustrie  in  der  Lage,  für 
sich  allein  den  betreft'enden  Verkehr  über  Triest  nach  den  verschiedensten 
Absatzgebieten  zu  alimentieren,  was  wohl  mit  Ausnahme  der  Gablonzer 
Artikel  bei  keinem  anderen  österreichischen  Product  der  Fall  ist,  und 
können  alle  anderen  Branchen  in  Triest  nur  dann  einen  Markt  finden,  wenn 
auch  die  Ausfuhr  süddeutscher,  schweizer  und  italienischer  Waren  über 
Triest  geleitet  wird.  Matlekovits  sagt  sehr  treffend-.-)  „Die  Vorzüge 
eines  grossen  Marktes  bestehen  eben  auch  darin,  dass  die  Nachfrage  sich 
hierbei  concentriert,  die  Nachfrage  sich  hierher  wendet,  weil  man  die  Ueber- 

1)  a.  a.  0.  S.  24. 

2)  a.  a.  0.  S.  557. 
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Zeugung  hat,  dass  sich  liier  ein  grösseres  Angebot  findet.  Wenn  ein  Getreide- 
händler weiss,  dass  er  auf  ein  und  "demselben  Markte  ungarischen,  russischen 
und  rumänischen  Weizen  gleichzeitig  haben  kann,  dann  wird  er  diesen 
Markt  mit  grösserer  Kauflust  besuchen,  als  wenn  er  nur  ungarischen 
findet,  und  sehr  oft  wird  selbst  derjenige,  der  russischen  oder  rumänischen 
Weizen  sucht  und  ihn  auch  auf  dem  ungarischen  Markte  treffen  kann,  auf 
diesem  letzteren  Markte  infolg-e  der  Conjuncturen  ungarischen  Weizen  und 
nicht  russischen  oder  rumänischen  kaufen,  während  er,  wenn  er  direct 
russische  oder  rumänische  Märkte  besucht,  gar  nicht  die  Möglichkeit  des 
Einkaufes  von  ungarischem  Weizen  haben  kann.  Der  Grosshandel  sucht  eben 
verschiedene  Sorten  und  findet  er  dieselben  auf  einem  Markte,  so  wird  der 
inländische  Artikel  gewiss  mehr  Chancen  des  Verkaufes  haben,  als  wenn 
nur  der  inländische  ausgeboten  wird.''  An  einer  anderen  Stelle^)  zieht 
Matlekovits  aus  dem  Gesagten  die  Consequenz,  indem  er  ausführt: 
„Länder,  deren  geographische  Lage  den  Transithandel  erfordert,  sündigen 
gegen  ihr  eigenstes  Interesse,  wenn  sie  diesen  Handel  nicht  cultivieren  oder 
Avenn  sie  staatliche  Verfügungen  treffen,  die  gerade  den  Kuin  dieses  Handels 
nach  sich  ziehen." 

Man  möge  daher  den  Export  und  Import  möglichst  vieler  Artikel  über 
Triest  leiten,  indem  man  diesen  Hafen  zum  Ausgangspunkt  von  Schienen- 
strängen macht,  welche  ihn  mit  leistungsfähigen  Productionscentren  und 
aufnahmsfähigen  Consuragebieten  verbinden  und  indem  man  die  öster- 
reichische Handelsflotte  auf  jenes  Niveau  bringt,  welches  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  der  Monarchie  entsprechen  würde.  Dann  wird  auch  in  Oester- 
reich  der  Kaufmann  nicht  fehlen,  welcher  es  versteht,  auch  ohne  staatliche 
Anleitung  in  einer  den  jeweiligen  Umständen  angemessenen  Weise  mit  den 
überseeischen  Ländern  Handelsbeziehungen  anzuknüpfen,  Beziehungen,  deren 
Bedeutung  Marshall  mit  den  Worten  würdigt:-)  „There  are  firms  whose 
business  have  been  built  up  by  a  gradual  investment  of  capital,  and  are 
worth  nearly  as  much  as,  or  possibly  even  more  than,  the  whole  of  their 
material  capital." 

Eine  Belebung  des  österreichischen  Ausfuhrhandels  ist  nur  dann 
möglich,  wenn  an  Stelle  der  bisherigen  atomistischen  Studien,  die  auf  einer 
einheitlichen  zielbewussten  Handels-  und  Verkehrspolitik  basierende  Durch- 
führung von  Maassnahmen  tritt,  welche  Production,  Consum  und  Handel  in 
gleicher  Weise  fördern.  Möge  dereinst  der  Geschichtsschreiber  auf  unsere 
Epoche  nicht  dieselben  Worte  anwenden,  mit  welchen  Beer  ähnliche 
Bestrebungen,  welche  vor  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  in  Oesterreich 
das  öffentliche  Leben  beherrschten,  charakterisierte,^)  indem  er  sagte: 
„In  Wien  fehlte  es  .nicht  an  Einsicht,  wohl  aber  an  Thatkraft." 


1)  a.  a.  0.  S.  539. 

2)  Principles  of  Economics  London  1895,  S.  508. 

^)  Adolf  Beer.   Die   Österreichische  Handelspolitik  im   neunzehnten  Jahrhundert, 
Wien  1891,  S.  504. 
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Die  Gesellschaft  österreicbischer  Volkswirte  hielt  am  14.  November  1899 
ihre  erste  Plenarversammlung  nach  den  Sommerferien  ab.  Nach  einer  Begrüssung" 
durch  den  Vorsitzenden,  Vicepräsidenten  Kammerrath  v.  Lieben,  hielt  Herr 
Dr.  Max  v.  Tayenthal,  Consulent  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer, 
einen  Vortrag  über  die  „Gablonzer  Industrie",  wie  man  kurz  die  im 
Gablonzer  Bezirke  betriebene  Erzeugung  Terschiedener  Glaskurzwaren  bezeichnet. 
Diese  Industrie  beschäftigt  heute  etwa  25.000  bis  80.000  Personen,  erzeugt 
jährlich  um  etwa  20  Millionen  Gulden  Ware  und  zerfällt  in  eine  grosse  Anzahl 
besonderer  Zweige  technisch  sehr  verschieden  organisierter  Arbeiter.  Allen 
Zweigen  gemeinsam  ist  der  Verleger,  d.  i.  der  Exporteur,  dessen  Thätigkeit  eine 
rein  kaufmännische,  und  zwar  in  ihrer  Art  eine  geradezu  grossartige  ist,  da  es 
sich  um  einen  auf  die  ganze  civilisierte  und  uncivilisierte  Welt  ausgedehnten 
Export  handelt.  Der  Exporteur  hat  sich  als  Verleger  die  wichtigsten  gew^erblichen 
Betriebsformen  dienstbar  gemacht,  die  Betriebsform  der  Hausindustrie  sowohl, 
wie  die  des  Handwerkes,  als  auch  endlich  selbst  die  der  Fabrik. 

Die  Betriebsform  der  Hausindustrie,  die  Heimarbeit  findet  sich  überall  dort, 
wo  die  Technik  der  Arbeit  keine  besonderen  Betriebsanlagen,  Werkstätten  u.  dgl. 
erfordert,  unter  allen  Arbeiterkategorien,  die  in  der  gesammten  Industrie  ver- 
wendet werden,  befinden  sich  die  Heimarbeiter  in  der  ungünstigsten  Lage,  was 
u.  a.  auch  in  den  Arbeitsverdiensten  (12  kr.  bis  60  kr.  per  Tag)  seinen  Aus- 
druck findet.  Die  Betriebsform  des  Handwerkes  kommt  überall  dort  vor,  wo 
besondere  Werksvorrichtungen,  oder  die  entsprechende  Ausnützung  einer  eigenen 
Feuerungsanlage  oder  dgl.  die  Begründung  hiefür  bilden.  Die  Inhaber  der  betreffen- 
den Betriebe  erscheinen  formell  und  ihren  Hilfsarbeitern  gegenüber  als  Hand- 
werker; ihre  Hilfsarbeiter  befinden  sich  in  einer  ähnlichen  Lage,  wie  sonst  die 
Hilfsarbeiter  im  Handwerk.  Die  Beschäftigung  ist  regelmässiger  und  die  Ver- 
dienstverhältnisse  sind  besser  (80  kr.  bis  2  fl.  Tagesverdienst),  als  in  der  Haus- 
industrie. Bemerkenswert  ist  das  Vorkommen  einzelner  Arbeiter,  welche  in  hand- 
werksmässigen  Betrieben  bloss  einen  Arbeitsplatz  gemietet  haben  und  dort  auf 
eigene  Faust  arbeiten. 
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Die  fabriksmiissige  Betriebsform  findet  sich  bloss  in  der 
Schleiferei  von  Lusterbehängen,  Glasreihen,  Knöpfen  u.  dgl.  Und  zwar  gibt  es 
da  Fabriken,  die  im  Eigenthum  und  unter  der  Leitung  eines  Exporteurs  stehen, 
dann  aber  auch  fabriksmässige  Betriebe,  deren  Lihaber  als  verlegte  Erzeuger 
zu  betrachten  sind,  endlich  fabriksmässige  Schleifereien,  die  sich  gewissermaassen 
als  Kraftvermietungsanstalten  darstellen,  die  im  Eigenthum  von  an  der  Industrie 
unmittelbar  unbetheiligten  Personen  stehen,  und  in  denen  die  Arbeiter  an  gemie- 
teten Arbeitsplätzen  auf  eigene  Faust  thätig  sind.  Die  Lage  der  Schleifer,  die 
zu  den  höchst  qualificierten  und  bestorganisierten  Arbeitern  zählen,  ist  relativ 
am  besten. 

Zwischen  den  einzelnen  Verlagsproducenten  und  dem  Verleger,  dem  Exporteur, 
schiebt  sich  immer  ein  Zwischenglied,  der  sogenannte  Lieferant,  ein,  der  ent- 
weder selbst  zum  Theil  an  der  Production  mit  theilnimmt,  oder  sich  auf  die  Ver- 
mittlung zwischen  Producenten  und  Verleger  und  auf  die  Zusammenfassung  der 
zur  Herstellung  eines  Artikels  nothwendigen  Arbeitsprocesse  beschränkt. 

Der  Verkehr  zwischen  Exporteur  und  Lieferant  spielt  sich  immer  in  der 
Form  des  Kaufes  au  f  B  e  s  t  eil  ung  ab,  der  zwischen  Lieferant  und  Verlags- 
producenten in  derselben  Weise,  wenn  es  sich  um  die  Herstellung  des  ersten 
Halbproductes  handelt,  wo  dann  der  Producent  auch  den  Rohstoff  beizustellen 
hat,  sonst  in  der  Form  der  W  e  r  k  v  e  r  d  i  n  g  u  n  g. 

Für  die  Preisbildung  ist  entscheidend  die  Concurrenz  der  Verleger; 
diese  suchen  den  Preis  für  die  Arbeit  immer  tiefer  herabzudrücken,  bis  die 
Arbeitsverdienste  auf  einem  Niveau  anlangen,  das  dem  Arbeiter  nicht  mehr 
ermöglicht,  sein  Leben  zu  fristen.  Durch  Streiks  wird  dann  versucht,  wieder  einige 
Besserung  des  Preises  zu  erzielen.  Die  letzten  grossen  Arbeiterausstände  traten 
im  Jahre  1898  ein,  und  versuchte  damals  die  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Reichenberg  in  einer  eingehenden  Enquete  die  Ursachen  derselben  festzustellen 
und  Mittel  zur  Abhilfe  zu  finden. 

In  theoretischer  Beziehung  führte  der  Vortragende  aus,  dass  der  Verlag 
nicht  als  selbständige  Betriebsform  neben  die  Betriebsformen  des 
Handwerkes  und  der  Fabrik  zu  stellen  sei,  sondern  dass  er  sich  sowohl  dieser 
Betriebsformen,  wie  der  Betriebsform  der  Heimarbeit  bedienen  könne  und  als 
eine  Wirtschaftsorganisation  zu  betrachten  sei,  welche  sich  von  den  bei  Handwerk 
und  Fabrik  vorliegenden  Wirtschaftsorganisationen  dadurch  unterscheidet,  dass 
dort  ein  und  dasselbe  wirtschaftende  Subject  die  Zwecke  der  Güterherstellung 
und  der  Güterverwertung  erfülle,  während  beim  Verlag  das  wirtschaftende  Subject, 
der  „Unternehmer",  sich  auf  letztere  beschränke  und  keine  die  Production 
betreffenden  Dispositionen  treffe.  Auch  das  Merkmal  der  kleingewerblichen  Technik 
sei  nicht  auf  den  Verlag  anwendbar.  Diese  Auffassung  des  Verlages  sei  auch 
für  unser  V  e  r  w  al  tun  gs  r  e  c  ht  bedeutungsvoll  und  bedinge  eine  Reform  des 
Gewerberechtes,  das  auf  die  in  Rede  stehende  Organisationsform  speciell  Rück- 
sicht nehmen  müsse. 

Interessant  sind  mehrfache  Kartellierungsversuche  in  der  Gablonzer  Industrie, 
die  wohl  in  erster  Linie  an  der  grossen  Zahl  der  Kartellierten  und  ihrer  mate- 
riellen Widerstandsunfähigkeit,    zum    Theil    aber    auch    daran    scheitern  mussten. 
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dass  es  bei  unserem  Coalitionsrecht  nicht  möglich  M'ar,  diese  Vereinbarungen, 
die  im  Interesse  aller  an  der  Industrie  betheiligten  Kategorien,  der  Verleger, 
Lieferanten  und  Arbeiter  gelegen  gewesen  wären,  mit  entsprechenden  Sicherungs- 
maassregeln  zu  umgeben. 

Ein  sehr  bemerkenswerter  Versuch  der  Selbsthilfe  wurde  in  der  Hohlperlen- 
branche gemacht.  Mit  Hilfe  einer  Eegierungssubvention  und  eines  von  einem 
Industriellen  zinsfrei  beigestellten  Leihcapitals  wurde  eine  V  e  r  k  a  u  f  s  g  e  n  o  s  s  e  n- 
schaft  der  h  eim  arb  eit  en  d  en  P  erl  en  e  rz  euger  gebildet,  welche  als 
alleiniger  Lieferant  von  metallisierten  Hohlperlen  au  die  Exporteure  auftritt  und 
dadurch  das  ruinöse  Unterbieten  im  Preise  ausschliesst.  Die  Erfolge  dieser 
Genossenschaft,  die  heute  1200  Mitglieder  zählt,  sind  fast  erstaunliche.  Es 
gelang  in  dem  ersten  Geschäftsjahre  die  Preise  der  Ware  um  50  Proc,  die 
Verdienste  der  Arbeiter  um  200  bis  300  Proc,  das  ist  von  circa  1*50  fl.  bis 
]"80  fl.  per  Woche  auf  6  fl.  und  mehr  zu  heben.  Dabei  mehrt  sich  die  Zahl 
der  Aufträge  wegen  der  durch  die  Genossenschaft  bewirkten  Qualitätsverbesserung 
stetig.  Für  nächstes  .lahr  kann  die  Genossenschaft  bereits  an  die  Durchführung 
einer  Eeihe  socialpolitischer  Maassnahmen,  wie  der  Krankenversicherung  ihrer 
Mitglieder  und  anderer,  denken.  Ermöglicht  seien  diese  Erfolge  durch  den 
Monopolcharakter  dieser  Industrie. 

LXXXXII.  Plenarversammlung. 
Unter  Vorsitz  des  Präsidenten  Professor  Dr.  v.  Philippovich  hielt  die 
Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  am  28.  November  1899  ihre  92.  Plenar- 
versammlung ab.  Es  referierte  Herr  Dr.  KudolfKobatsch,  Secretär  des 
niederösterreichischen  Gewerbevereines  über  „nominelle  und  reelle  Lohn- 
steigerungen". Er  wies  eingangs  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  bei  der 
Behandlung  des  Problems  der  Lohnsteigerung  nicht  die  absolute  Veränderung 
des  Geldlohnes  in  Betracht  zu  ziehen,  sondern  die  Wirkungen  der  nominellen 
Lohnsteigerungen  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  zu  prüfen  und  zu  untersuchen, 
in  welchem  Verhältnisse  die  Arbeiter  und  die  Unternehmer  an  der  Steigerung  der 
Production  Antheil  haben.  Er  beleuchtete  sodann  in  kritischer  Weise  die  bis- 
herigen Versuche,  dieses  Problem  zu  lösen.  Eine  Reihe  von  Autoren  bemühe  sich, 
ethische  Postulate  in  diese  Frage  einzuführen,  was  indessen  an  dem  Fehlen  einer 
allgemein  anerkannten  Sittenlehre  scheitere.  Andere  Untersuchungen  deductiver 
Theoretiker,  die  sich  auf  den  „Isflohn  beschränken,  seien  mangelhaft;  man 
schliesse  aus  ganz  speciellen  Arbeitergruppen  auf  die  Gesammtheit,  lasse  die 
wichtigsten  „Lebensumstände  der  Arbeit  (Dauer,  Intensität  u.  dgl.)  ausser  Betracht. 
Der  Vortragende  bekämpfte  die  von  den  deductiven  Theoretikern  vertretene 
Lohnfondtheorie  und  die  Theorie  von  Angebot  und  Nachfrage.  Er  besprach 
hierauf  die  auf  empirische  Erfassung  des  Lohnphänomenes  gerichteten  Bestrebungen 
(Rössler,  lilngel.  Lassalle,  Brentano  u.  a.),  um  sodann  auf  die 
Bemühungen  näher  einzugehen,  auf  statistischem  Wege  lohnvergleichende  Resultate 
zu  erhalten  (Bach,  Bauer,  Karpeles),  die  Höhe  und  die  Schwankungen 
des  Reallohnes  zu  erfassen  (Engel,  Rauchberg)  oder  die  Antheile  der 
Arbeiter  und  Unternehmer  an  der  Productionssteigerung  zu  erfassen.   Doch  seien 
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die  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  wenig  und  zu  ungenau  erhoben,    als    dass  die 
statistische  Methode  hier  zum  Ziele  führen  könne. 

Hierauf  entwickelte  der  Referent  seine  eigene  Auffassung  des  Problems  der 
Lohnsteigerungen.  Die  wichtigsten  Sätze,  von  denen  er  ausgieng,  sind  die 
folgenden:  Eine  Lohnsteigerung  in  einer  einzelnen  Branche  habe  in  der  Eegel 
ehie  Steigerung  des  Productionspreises  zur  Folge.  Mehren  sich  solche  Preis- 
steigerungen, so  sei  die  Theuerung  der  Anlass  auch  für  die  Arbeiter  der  anderen 
Branchen,  Lohnerhöhungen  zu  begehren,  so  dass  dem  höheren  Nominallohne  auf 
die  Dauer  ein  höherer  Eeallohn  nicht  entsi)reche.  Die  Reallöhne  bleiben  sich 
daher  auf  die  Dauer  gleich.  Sodann  betonte  der  Vortragende,  wie  schwierig  es 
für  den  Arbeiter  sei,  die  Forderung  einer  Lohnerhöhung  zur  gleichen  Zeit,  in 
der  eine  Steigerung  der  Rentabilität  des  Unternehmens  eingetreten  sei,  zu 
stellen.  Die  Folge  davon  sei,  dass  die  Arbeiter  niemals  in  stärkerem,  sondern 
bestenfalls  im  gleichen  Maasse  wie  der  Unternehmer  an  dem  Ertragszuwachse 
participieren.  Hingegen  betrachtet  er  es  als  die  natürliche,  von  selbst  eintretende 
Entwicklung,  dass  die  Arbeitslöhne  wenigstens  die  Steigerung  aufweisen,  die  zur 
steigenden  Productivität  der  Arbeit  und  zum  Lebensfusse  der  übrigen  Classen, 
aber  auch  zur  Theuerung  des  Unterhaltes  im  Verhältnis  steht.  Lohnsteigerungeu 
seien  daher  nicht  der  Ausdruck  einer  „aufsteigenden  Bewegung"  der  Arbeiter- 
classe  in  dem  Sinne,  als  ob  diese  den  Unternehmern  und  besitzenden  Classen  in 
Bezug  auf  das  Einkommen  immer  näher  käme,  als  ob  sich  der  riesige  Abstand, 
die  „sociale  Kluft"  zwischen  beiden  Classen  verringerte,  sondern  vielmehr  nur 
ein  langsames,  oft  gehemmtes  Nachrücken  der  Arbeiter,  in  weiter  Ferne,  in 
gleichen,  zeitweilig  sich  sogar  vergrössernden  Intervallen  —  hinter  den  ebenfalls 
wachsenden  Einkommen  der  Classen  des  Besitzes! 
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Otadt  und  Land  sind  nicht  gerade  Gegensätze  oder  doch  nur  in  dem 
Sinne,  wie  etwa  Natur  und  Kunst,  auf  einander  angewiesen  und  sich  gegenseitig 
ergänzend.  Aber  sie  sind  in  ihren  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnissen 
sehr  verschieden  und  waren  es  noch  mehr  in  früherer  Zeit,  wo  die  geschlossenen 
Städte  fast  ausschliesslich  als  Sitz  der  Gewerbe,  des  Handels  in  Betracht  kamen. 
In  den  letzten  Jahrzehnten  hat  sich  dies  wesentlich  geändert.  Die  jetzige  Gene- 
ration erinnert  sich  kaum  der  Zeit,  in  welcher  mit  dem  Ackerbau  hausindustrielle. 
Verrichtungen  mancher  Art  zur  Herstellung  von  Leinwand,  von  Loden,  von 
Schnüren  und  Stricken  verbunden  waren,  und  die  Handwerker  des  Dorfes  eine 
bescheidene,  festumschriebene  Rolle  spielten,  während  die  Märkte  der  nächsten 
Stadt  für  die  Versorgung  mit  Artikeln  aller  Art  grössere  Bedeutung  hatten,  und 
der  Hausierer  die  Erzeugnisse  der  Industrie  von  einer  Ortschaft  zur  andern 
trug.  Heute  trifft  man  auch  in  Dörfern  Kauf-  und  Kramläden,  die  es  früher 
nicht  gegeben.  Die  Stoffe  für  das  Gewand  w^erden,  nachdem  die  Volkstracht 
mehr  oder  weniger  dahingeschwunden,  wohl  billiger  bezogen,  sind  aber  weniger  dauer- 
haft. Neben  dem  ungarischen  Mehl  kommt  auch  Fleisch  aus  weiterer  Entfernung 
zum  Consum.  Unter  der  Rückwirkung  einer  durchgreifenden  Verbesserung  der 
Communicationsmittel  hat  der  Handelsverkehr  sich  überallhin  ausgebreitet.  Die 
Entwicklung  desselben  bestimmt  in  erster  Linie  auch  das  äussere  Ansehen  der 
Städte  oder  doch  in  höherem  Maar>se  als  früher,  und  das  Gewerbe  vermag  die 
hohe  Miete  für  hübsche  Verkaufsläden  —  ein  Erfordernis  der  Zeit  —  kaum  zu 
erschwingen.  Wenn  Städte  mittleren  Umfanges  in  dem  Streben  nach  Verschönerung 
und  Erweiterung,  unter  unabweislichen  Assanierungsarbeiten  in  beständiger  Ver- 
änderung begriffen  sind,  und  die  Bevölkerung  derselben  einem  lebhaften  Wechsel 
unterliegt,  zeigt  auch  das  Dorf  mit  seinen  Bewohnern  Veränderungen,  welche 
mit  dem  Nivellement  der  Gesellschaft  zusammenhängen. 

Die  Verhältnisse  sind  nicht  mehr  in  dem  Grade  stationär,  wie  früher,  und 
der  conservative  Zug,  welcher  der  Landbevölkerung  eignet,    wird  unter  dem  Ein- 
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Üuäse  einer  verbesserten  Cultur,  einer  besseren  Schulbildung  und  der  Heranziehung 
zu  mancherlei  Aufgaben  der  Selbstverwaltung  alteriert. 

Ein  gesteigertes  Maass  der  Bedürfnisse  ist  mit  dem  Umschwünge  der  Dinge 
seit  40,  50  Jahren  verbunden,  und  kann  man  wohl  behaupten,  dass  auch  die 
Bedürfnisse  auf  dem  Lande  grösser  geworden,  während  sie  sich  in  der  Stadt 
verfeinern. 

Man   spricht    von    Stadt   und   Land   auch   im   weiteren    Sinne    und   versteht 
dann    unter    Land    das    sogenannte    Flachland,     die    Provinz    mit    ihren    kleinen 
Städten    und    Märkten    im    Gegensatze    zur    Grosstadt.    Keine    Frage,    dass    auch 
die  Verhältnisse    in    diesem  Betracht  verschieden  liegen,  und  es  sei  insbesondere 
hervorgehoben,  dass  das  Gewerbe  des  Flachlandes  zum  Theil  mit  Oekonomiebetrieb 
verbunden,    durchwegs   weniger   specialisiert   erscheint   und    noch   mit   der  Local- 
kundschaft  rechnet.  Neben  der  Vergrösserung  der  Städte  fällt  das  Entstehen  von 
Industrialorten    als    einer  Erscheinung   der    neueren    Zeit    ins    Gewicht.    Statistik 
und  B,eobachtung   lehren,    dass    die  Bevölkerung   der  Städte,    abgesehen  von  dem 
Wachsthume  derselben,'  welches  zum  Theil  auf  Kosten  des  Landes   sich  vollzieht, 
durch   Zuzug  vom   Lande    erhalten   und    aufgefrischt  wird.    Leute,   welche    es   im 
Erwerbsleben  der   Stadt   vorwärts   gebracht,    siedeln   sich   wieder   auf  dem   Lande 
an;  nachdem   sie  als   Kaufleute    oder   Grossindustrielle  reich   geworden,    erwerben 
sie    landwirtschaftliche    Besitzungen.    Die    Söhne    derselben    werden  Gutsbesitzer ; 
doch  kommt  diese  Erscheinung  gegenüber  dem  Zug  in  die  Stadt  weniger  in  Betracht. 
Nach    dem    Ergebnisse    der    letzten    Volkszählung    vom   Jahre    1890   zeigt 
sich  bei  Vergleichung  der  Einwohnerzahl  in  den  Städten,  Märkten  und  Industrial- 
orten mit    dem    Stande  vom   Jahre  1870,    dass  die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
sich  vorzugsweise  in  diesen  vollzieht,  während  das  Flachland  mehr  oder  weniger 
stationär    geblieben.    Der    Zug    vom    Lande    in    die    Stadt    ist  auch  bei  Provinz- 
städten  unverkennbar,    und  Industrieorte    üben   eine   grosse    Attractionskraft    auf 
die   Umgebung.   Die   Verschiebung    der    wirtschaftlichen   Kräfte    zu    Gunsten    der 
Städte   und   Industrialorte    wurde    in    der  Hauptsache   durch    den  Bau  der  Eisen- 
bahnen   beeinflusst,    und    nachdem    die    Hauptlinien    des    Bahnnetzes    schon    vor 
Jahrzehnten  vollendet   und  in  Betrieb   waren,    vermag  der  Bau  der  Localbahnen, 
wie  er  nun  in   grösserem   Maasstabe   vollzogen   wird,    die  Nachtheile   dieser  Ver- 
schiebung  für  mehr   abseits  gelegene   Gegenden  und  Städte    kaum   auszugleichen. 
Der  Fortschritt,   welcher   sich   in   dem   Wachsthume   kleiner   Städte,    Märkte   und 
Industrialorte    zeigt,    ist  darum    auch    kein    absoluter.    Auch    in    der  Stadt  selbst 
vollzieht  sich  die  nicht   selten   künstlich   geförderte    Vergrösserung  zum  Theil  auf 
Unkosten  älterer  Stadttheile,    deren    Bauten    an    Wert,    Gebrauchswert    und  Preis 
verlieren.     Das    Wachsthum    eines    städtischen    Centrums,     welches    so    oft    als 
Symptom  der  Entwicklung  überhaupt  dargestellt  wird,  ist  nicht  gleichbedeutend  mit 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  eines  Bezirkes;    oder  nur  insofern,  als  damit  eine 
über   die    Grenzen   des   Bezirkes    hinauswirkende    Steigerung    des    Verkehres,    der 
industriellen  Production  verbunden  ist.    Bei  dem  Zuge  der  Bewohner   des  flachen 
Landes,    welcher  durch  die  Freizügigkeit  (Gesetz  vom  21.  December  1867)   und 
die    mit   der    Gewerbe-Ordnung    des    Jahres    1859    verbundene    Gewerbefreihcit 
•erleichtert  wird,    handelt   es    sich   nicht  bloss   um   eine    sogenannte   fluctuierende 
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Bevölkerung  (von  Arbeitern),  und  war  die  Neuregelung  des  Heimatsreclites,  der 
Zuständigkeitsverhältnisse  (an  Stelle  des  Gesetzes  vom  3.  December  1863)  zu 
einer  dringenden  Notlivvendigkeit  geworden.  Hiebei  konnte  das  Princip  des 
Unterstüizungswolinsitzes  mit  der  Ersitzung  des  Heimatsreclites  durch  einen  längeren 
ununterbrochenen  Aufenthalt  nicht  wohl  umgangen  werden  und  machte  sich  ein 
gewisser  Gegensatz  der  Interessen  zwischen  Stadt  und  Land  geltend.  Die 
Verhältnisse  liegen  diesfalls  wohl  sehr  verschieden ;  im  allgemeinen  aber  kann 
man  sagen,  dass  Leute,  welche  vom  Lande  in  die  Stadt  ziehen,  um  daselbst 
Arbeit  und  Erwerb  zu  finden,  so  lange  sie  arbeitsfähig  sind,  während  das  Flach- 
land, die  Landwirtschaft,  Mangel  an  Arbeitern  hat,  im  Alter  nicht  der  Dorf- 
gemeinde zur  Last  fallen  sollen.  Die  Unzulänglichkeit  des  geltenden  Heimats- 
gesetzes wurde  auch  von  städtischer  Seite  anerkannt,  aber  eine  frühere  Eegelung 
der  Altersversorgung  betont,  so  dass  es  bei  dieser  einschneidenden  Reform, 
welche  durch  viele  Petitionen  landwirtschaflicher  Corporationen  für  den  Unter- 
stützungswohnsitz angeregt  worden,  an  Schwierigkeiten  nicht  fehlte.  In  dem 
Gesetze  vom  5.  December  1896,  R.-G.-Bl.  322,  womit  einige  Bestimmungen 
des  früheren  Gesetzes  geändert  wurden,  ist  die  Ersitzung  des  Heimatsreclites 
durch  einen  freiwilligen  zehnjährigen  Aufenthalt  normiert.  Der  steigende  Zuzug 
vom  Lande  in  die  Stadt  hat  eben  seine  Schattenseiten  und  Bedenken,  und  wenn 
die  Bedeutung  der  städtischen  Entwicklung  für  die  Cultur  eines  Landes  betont 
wird,  ist  dies  vom  geschichtlichen  Standpunkte  aus  ganz  richtig.  Weniger  richtig 
ist  es,  den  Zug  der  Bevölkerung  als  eine  Folge  des  Sinkens  der  Productenpreise 
hinzustellen;  es  wirken  dabei  viele  andere  Ursachen  mit,  die  Aussicht  auf 
besseren  Erwerb  und  günstigere  Arbeitsverhältnisse. 

Die  Theorie  lehrt  die  Harmonie  der  wirtschaftlichen  Interessen.  Diese 
Harmonie  ist  aber  in  der  Anwendung  auf  städtische  und  ländliche  Verhältnisse 
nicht  immer  und  überall  vorhanden;  sie  kann  durch  die  Gesetzgebung  und  durch 
Einrichtungen,  welche  sich  auf  Grund  derselben  herauswachsen,  alteriert  werden. 
Daran  wurde  man  lebhaft  erinnert,  als  die  Vertreter  von  Städten  im  Abgeordneten- 
hause sich  bemühten,  die  bisherige  Begünstigung  der  Sparcassen  in  der  Besteuerung 
unter  Hinweis  auf  die  socialpolitische  Aufgabe  der  Gemeinde  aufrecht  zu  erhalten, 
als  ob  die  Sparcassen  für  diesen  Zweck  ins  Leben  gerufen  worden  wären, 
während  es  doch  kleine  städtische  Gemeinwesen  genug  gibt,  welche  dieselbe 
Aufgabe  zu  erfüllen  haben,  der  Unterstützung  einer  Casse  aber  entbehren  müssen, 
als  ob  grosse  und  reiche  städtische  Gemeinwesen  auf  die  Geschenke  der  Spar- 
cassen angewiesen  wären  und  diese  schlechtliin  durch  die  Steuer  abgeschnitten 
würden. 

Auf  dem  Städtetag  in  Aussig,  M^elcher  die  Petita  der  Sparcassen  aufnahm, 
indem  er  die  Rückwirkung  der  Steuerreform  auf  den  Finanzhaushalt  der  Gemeinde 
erörterte,  wurde  allerdings  Verwahrung  dagegen  eingelegt,  dass  aus  der  Frage 
ein  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  gemacht  werde.  Als  es  sich  aber  bei 
Fortsetzung  in  der  Berathung  der  Steuerreform  um  die  Auftheilung  der  Steuern 
grösserer  Gesellschaften  zwischen  deren  Sitz  und  dem  Standort  der  Fabriken  etc. 
handelte,  da  waren  es  die  städtischen  Abgeordneten,  welche  die  Interessen  der 
Provinzstädte,  des  Flachlandes  gegenüber  der  Hauptstadt  zu  wahren  sich  bestrebten. 
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Wo  materielle  Interessen  in  Frage  kommen,  stellt  sich  ein  gewisser  Gegen- 
satz derselben  von  selber  ein,  und  die  Intensität,  mit  welcher  städtische  und 
ländliche  Interessen  vertreten  werden,  ist  nicht  gleichgiltig,  indem  sie  dem 
einen  oder  dem  andern  das  Uebergewicht  verleiht.  Gegenüber  einer  kräftigen 
Wahrung  städtischer  Interessen,  wie  sie  auf  den  Städtetagen  der  letzten  Jahre 
und  im  Parlamente  bemerkbar  hervortrat,  erfreuen  sich  die  Interessen  des  Landes 
nicht  der  gleichen  rührigen  Vertretung,  sie  erfahren  ab  und  zu  eine  gewisse 
Zurücksetzung. 

Nach  unserer  Verfassung,  welche  auf  dem  Principe  der  Interessenvertretung 
aufgebaut  ist,  wählt  der  Bauer  im  Gegenzatz  zu  dem  Bewohner  der  Stadt  indirect. 
Es  gehört  zu  den  Postiilaten  der  neueren  Zeit,  dass  auch  in  den  Landwahl- 
bezirken die  directe  Wahl  eingeführt  werde,  und  dieses  Verlangen  stützt  sich 
weniger  auf  die  Erkenntnis,  dass  in  Gesetzen  mancher  Art  städtische,  gross- 
städtische Verhältnisse  leicht  maassgebend  werden,  als  auf  das  Gefühl  der 
Zurücksetzung,  welche  in  der  ungleichen  Behandlung  der  Wähler  in  Stadt  und 
Land  gefunden  Avird. 

Wenn  man  die  Gesetze  aus  dem  Gesichtspunkte  der  ländlichen  und  städ- 
tischen Interessen  näher  betrachtet,  so  drängt  sich  die  üeberzeugung  auf,  dass 
in  mehr  als  einem  Gesetze  aus  neuerer  Zeit  die  Verschiedenheit  dieser  Interessen 
zu  wenig  beachtet  wnirde.  Die  Gesetzgebung  früherer  Jahrzehnte  beziehungsweise 
Jahrhunderte  war  darauf  bedacht,  den  Verhältnissen  des  Landes  in  erster  Linie 
gerecht  zu  werden.  Es  lag  dies  auch  in  der  Natur  der  Dinge,  im  Wirtschafts- 
leben früherer  Zeitperioden  begründet  und  gilt  ebensow^ohl  von  der  Codification 
des  Privatrechtes,  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche,  dem  gemeinen  Kecht,  als  dem 
Strafgesetze,  welch'  letzteres  mehrere  weitgehende  Bestimmungen  zum  Schutze 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  enthält.  Als  mit  den  grösseren  Verwaltungs- 
aufgaben des  Staates  die  Nothwendigkeit  ganz  neuer  Gesetze  sich  ergab,  machte 
sich  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  geltend  und  kam  hie  und 
da  auch  in  Normen  zum  Ausdruck,  welche  der  Sachlage  nicht  ganz  entsprachen. 
In  mehr  als  einem  Gesetze  wurden  die  Verhältnisse  grosser  Städte,  des  städtischen 
Lebens  überhaupt,  maassgebend,  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob  ohne  Eücksicht 
auf  Veranlassung  und  Bedürfnis  Gesetzesbestimmungen  für  das  Land  als  zweck- 
mässig erachtet  wnirden,  wenn  sie  es  für  die  Stadt  waren. 

Mit  der  Einführung  der  unbeschränkten  Gewerbefreiheit  erlangten  Industiie. 
Gawerbe  und  der  Handel  grösseren  Einfluss  auf  die  wirtschaftliche  Gesetzgebung. 
Dies  documentierte  sich  im  Handels-  und  Wechselrecht.  Der  Wechsel  erlangte  für  den 
Personal-Credit  des  Landwirtes  als  Form  der  Beurkundung  Verbreitung,  weil  die 
Durchsetzung  eines  Rechtsanspruches  auf  Grund  desselben  begünstigt  war,  der 
Civilprocess  mit  den  Executionsnormen  veraltet  erschien  und  dem  lebhafteren 
wirtschaftlichen  Pulsschlag  der  Zeit  nicht  Rechnung  trug. 

Erst  in  neuerer  Zeit  hat  sich  dies  mit  der  Einführung  der  neuen  Civil- 
processgesetze  geändert  und  gebessert,  indem  das  Verfahren  ein  schnelleres 
geworden,  und  enthalten  die  Executionsnormen  manche  treffliche  Bestimmung 
über  die  Veräusserung  von  Liegenschaften,  mit  welchen  die  vielfach  beklagte 
Hintangabe  unter  dem  Wert  nach  Möglichkeit  ausgeschlossen  werden  soll. 
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In  den  60er  und  70er  Jahren  kamen  die  "Wünsche  und  Bedürfnisse  der 
Landwirte  bei  dem  Abschluss  von  Handelsverträgen  sozusagen  gar  nicht  in 
Betracht.  Die  Interessen  der  landwirtschaftlichen  Production  wurden  erst  bei 
Aufstellung  des  autonomen  Zolltarifes  mitbestimmend,  nachdem  Deutschland  dies- 
falls vorangegangen  war.  Für  die  Vertretung  landwirtschaftlicher  Interessen  fehlte  es 
an  einer  ausreichenden  Organisation,  wie  sie  Industrie  und  Handel  hatten.  Es 
war  damals  die  Lehrmeinung  verbreitet  und  sie  wurde  auch  von  der  Lehrkanzel  der 
Hochschule  vorgetragen,  dass  die  Landwirtschaft  von  selbst  gedeihe,  wenn  für 
die  anderen  Productionszweige  und  den  Verkehr  vorgesorgt  sei.  Dies  im  Gegen- 
satz zu  der  landläufigen  Anschauung,  wonach  mit  dem  Bauer  auch  die  anderen 
Berufsstände  leben,  eine  Anschauung,  welche  nicht  bloss  als  Eeminiscenz  der 
physiokratischen  Theorie  erscheint,  sondern,  abgeleitet  aus  den  M'echselseitigen 
Beziehungen  zwischen  Stadt  und  Land,  auch  heute  noch  berechtigt  ist.  Doch 
blieb  ohne  Rücksicht  darauf,  ohne  Bedachtnahme  auf  die  Consumtionskraft  der 
ländlichen  Bevölkerung  der  landwirtschaftliche  Betrieb  in  der  Grundsteuer 
empfindlich  belastet  und  die  Steuerlast  wuchs  mit  den  steigenden  Anforderungen 
des  Landes,  des  Bezirkes,  der  Gemeinde. 

Es  hat  Jahrzehnte  gedauert,  bis  die  wiederholt  versuchte  Steuerreform 
gelang  und  auch  das  mobile  Capital  in  der  progressiven  Einkommensteuer 
getroffen  wurde. 

In  den  60  er  Jahren  wurden  die  Mängel  des  Realcredites  vielfach  discutiert. 
Die  directe  Creditgewährung  trat  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund,  als 
Kreditinstitute  verschiedener  Art  die  Vermittlung  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage, Gläubiger  und  Schuldner  mit  Erfolg  erfassten.  Diese  Vermittlung  brachte 
eine  Steigerung  des  Zinsfusses  mit  sich,  welche  bei  dem  Credit  von  Hypotheken- 
banken für  grössere  Besitzungen  noch  nicht  so  fühlbar  wurde,  wie  bei  dem 
Credit  der  Sparcassen  und  Vorschussvereine.  Als  die  gesetzliche  Beschränkung 
des  Zinsfusses  im  Jahre  1865  aufgehoben  wurde,  trat  eine  sehr  empfindliche 
Steigerung  auch  des  Hypothekarzinsfusses  ein.  Die  Sparcassen  als  Institute  für 
den  Eealcredit  auf  dem  flachen  Lande  erhöhten  den  Zinsfuss  um  ein  volles 
Procent,  und  dieser  ausser  Verhältnis  zu  der  Ertragsfähigkeit  landwirtschaftlicher 
Betriebe  stehende  Zinssatz  von  6,  6V2  und  7  Proc.  wurde  durch  Jahrzehnte 
beibehalten,  obwohl  nach  dem  Principe  der  Localwirtschaft  eine  Ermässigung 
möglich  gewesen  wäre.  Beweis  hiefür  der  Umstand,  dass  einzelne  Cassen  den 
früheren  Zinsfuss  ohne  Schaden  beibehielten.  Dieser  hohe  Zinsfuss  fiel  in  eine 
Zeit,  wo  die  Concurrenz  weitentfernter  Productionsgebiete  für  die  Landwirtschaft 
fühlbar  wurde  und  deren  Erzeugnisse,  insbesondere  die  Cerealien,  mehr  und  mehr 
im  Preise  sanken.  Kein  Wunder,  dass  die  Amortisation  der  Schulden  in  Annui- 
tätenzahlungen nicht  mehr  als  Eegel  festgehalten  werden  konnte  und  die  Ver- 
schuldung des  Kleingrundbesitzes  bedenkliche  Fortschritte  machte.  Die  meisten 
Sparcassen,  auf  Grund  eines  etwas  veralteten  Regulativs  vom  Jahre  1844  errichtet, 
arbeiteten  mit  einer  Spannung  von  1  Proc.  im  Zinsfuss  der  Einlagen  und  der 
ausgeliehenen  Gelder.  Die  relativ  hohe  Verzinsung  der  Einlagen  bewirkte,  dass 
ihnen  namentlich  nach  der  Krisis  des  Jahres  1873  grössere  Summen  nicht  gerade 
von  kleinen  Leuten  übergeben  wurden,  und  das  Erträgnis  der  Cassen  wuchs  mit 
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der  Steigerung-  des  Umsatzes  in  einer  Weise,  dass  davon  zur  Förderung*  gemein- 
nütziger Zwecke  den  Städten  als  Sitz  der  Gassen  stattliche  Summen  zugeführt 
werden  konnten.  Viele  städtische  Gemeinwesen  lernten  mit  diesen  Zuwendungen, 
welche  aus  den  Einlagen  eines  grösseren  Bezirkes,  aus  den  Zinsen  der  auf  einen 
weiteren  Umkreis  clocierten  Capitalien  mit  ermöglicht  wurden,  rechnen.  Die  Ver- 
wendung der  Sparcassenüberschüsse  entspricht,  obwohl  in  den  Statuten  vorgezeichnet, 
nicht  gerade  der  Billigkeit.  Das  Normalstatnt  für  Bezirkssparcassen,  welches  Ende 
der  60  er  Jahre  hinausgegeben  wurde,  erschien  zu  spät.  Mit  der  Activiernng  von 
Bezirkssparcassen  würde  das  Erträgnis  derselben  Bezirksumlagen  in  mehr  als 
einem  Falle  überflüssig  gemacht  haben.  Trotz  dieses  offenkundigen  Sachverhaltes 
wurden  die  Sparcassen  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  schon  auf  dem  ersten 
Agrarcongress  in  Wien  1873  ihnen  nahegelegt  wurde,  sich  mit  einem  geringeren 
Nutzen  zu  begnügen,  von  der  staatlichen  Verwaltung  begünstigt,  während  die 
auf  Selbsthilfe  beruhenden  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  die  Vor- 
schusüvereine  nach  dem  System  Schulze-Delitzsch  zu  einer  unverhältnismässigen 
Steuer-  und  Gebürenleistung  herangezogen  wurden.  Erst  mit  der  Steuerreform 
ist  diese  ungleichmässige  Behandlung  entfallen ;  nach  wie  vor  aber  trägt  das 
Land  dazu  bei,  den  Finanzhaushalt  der  Städte  zu  erleichtern,  und  kann  darin, 
dass  mit  dem  Zuzug  vom  Lande  das  Erfordernis  der  Armenpflege  in  der  Stadt 
wächst,  nur  hie  und  da  eine  theilweise  Ausgleichung  des  Missverhältnisses 
gefunden  werden. 

Eine  gute  Verwaltung  bedingt,  dass  verschiedene  Verhältnisse  nicht  gleich, 
sondern  verschieden  behandelt  werden.  Sie  macht  eine  gewisse  Individualisierung 
notliwendig.  Voraussetzung  hiefür  ist,  dass  auch  in  der  Gesetzgebung  thatsächlich 
Unterschiede  nicht  ausseracht  gelassen,  die  Verschiedenheit  der  Dinge  in  Stadt 
und  Land  entsprechend  berücksichtigt  werden.  Die  gleiche  Behandlung  verschiedener 
Dinge  entspricht  dem  Principe  der  Gleichheit  nicht,  und  die  Doctrin,  die 
Theorie  kann  von  den  realen  Verhältnissen  absehend,  bei  Schaffung  gesetzlicher 
Normen  fehlgreifen,  sie  kann  über  das  Bedürfnis  auch  hinausgehen.  Dies  war 
beispielsweise  bei  der  Aufhebung  der  früheren  Gesetzesvorschriften  gegen  den 
Wucher  der  Fall,  womit  die  Ausbeutung  der  wirtschaftlichen  Nothlage  des  anderen 
gesetzlich  zulässig  schien.  Nachdem  dieser  Zustand  mit  der  Volkssitte  nicht  ver- 
einbar war,  konnte  sich  der  Staat  der  Aufgabe,  den  Wucher  als  Ausschreitung 
des  Egoismus  zu  bekämpfen,  nicht  entziehen.  Es  wurde  ein  neues  Gesetz  diesfalls 
<n-bracht.  Die  sogenannte  Bauernerbfolge  wurde  im  Anschlüsse  an  die  Freitheil- 
barkeit der  Gründe  in  den  60er  Jahren  ebenfalls  zur  Gänze  aufgehoben.  Man 
gieng  hierin  zu  weit  und  über  das  Ziel  hinaus.  Die  seitherigen  Bemühungen,  die 
Vortheilsberechtigung  der  Anerben  bäuerlicher  Wirtschaften  wieder  herzustellen, 
ein  sogenanntes  Höferecht  zu  schaffen,  blieben  ohne  Erfolg.  Es  sei  daran  er- 
innert, dass  an  die  Einführung  der  neuen  Grundbuchsordnung  ein  längerer  Streit 
über  die  Nothwendigkeit  des  Legalisierungszwanges,  welcher  für  die  Bewohner 
des  Flachlandes  fühlbarer  als  für  die  der  Stadt  war,  sich  knüpfte,  dass  dieser  Jahre 
hindurch  bekämpft  wurde,  bevor  er  sich  einlebte.  Mit  der  neuen  Grundbuchs- 
ordnung wurde  der  Immobilarverkehr  nicht  gerade  erleichtert;  da  er  in  den 
letzten  Jahrzehnten    sich   immer  lebhafter   gestaltet  hat,   würde   ihm  eine  Herab- 
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Setzung  der  mit  Verbücherungen  aller  Art  verbundenen  Gebüren  sehr  zustatten 
kommen. 

Die  Ende  der  60er  Jahre  erflossenen  Schulgesetze  werden  mit  Recht  als 
ein  Werk  der  fortschrittlichen  Gesetzgebung  gerühmt.  Mit  der  Durchführung  der- 
selben kamen  zwei  Dinge  in  Frage,  der  Bau  neuer  Schulhäuser  oder  die 
Erweiterung  und  Ausgestaltung  der  bestehenden,  dann  die  materielle  Stellung  der 
Lehrer.  In  ersterer  Beziehung  wurde  den  Anforderungen  des  Gesetzes  in  den 
Dorfgemeinden  hie  und  da  mit  Widerstreben  entsprochen.  Der  Bau  eines  neuen 
Schulhauses  brachte  die  Aufnahme  einer  Schuld,  die  Einführnng  besonderer 
Umlagen  zur  Tilgung  derselben  mit  sich.  Das  war  mehr  oder  weniger  unver- 
meidlich und  wurde  auch  überwunden.  Nicht  selten  wird  aber  an  die  Einrichtung 
des  Schulhauses  auf  dem  Lande  ein  Maasstab  angelegt,  welcher  von  den  städtischen 
Verhältnissen  abgeleitet,  über  das  nothwendige  hinausgeht. 

Die  Stellung  der  Lehrer  wurde  von  den  Landtagen  nicht  gerade  zu 
Gunsten  des  flachen  Landes  geregelt.  Der  Lehrer  auf  dem  Dorfe  wurde,  obwohl 
er  mit  verschiedenen  Altersstufen  dasselbe  Lehrziel  erreichen  sollte,  wie  der 
Lehrer  in  der  Stadt,  geringer  gestellt  als  dieser.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass 
die  Volksschullehrer  vom  Lande  in  die  Stadt  strebten,  was  namentlich  früher 
bei  dem  Mangel  an  Lehrkräften  sehr  fühlbar  wurde.  Bei  der  Regelung  der 
Gehaltsfrage  der  Volksschullehrer  bleibt  es  wünschenswert,  dass  das  Land 
nicht  zurückgesetzt  werde,  weil  sonst  die  tüchtigeren  Kräfte  sich  zu  sehr  den 
städtischen  Schulen  zuwenden.  Als  Analogie  dieses  Verhältnisses  sei  nebenbei 
bemerkt,  dass  bei  der  bedeutungsvollen  Function,  welche  ein  Bezirksrichter  in 
der  Justizpflege,  in  dem  Verfahren  ausser  Streitsachen  auf  dem  Lande  zu  voll- 
ziehen hat,  dieser  materiell  ebenso  gestellt  sein  sollte,  wie  die  Mitglieder  des 
Collegialgerichtes  in  der  Stadt. 

Die  Gesetzgebung  der  letzten "  Jahrzehnte  zeigt,  dass  auf  mehr  als  einem 
Gebiete  die  Verhältnisse  des  städtischen  Lebens  maassgebend  wurden,  die 
Besonderheiten  des  flachen  Landes  weniger  Beachtung  fanden.  Wir  erinnern  an 
die  Gesetze  und  Verordnungen  zur  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Handelsverkehr, 
welche  auch  für  kleinere  Städte  nicht  gerade  glücklich  normiert  wurden.  Es  ist 
nicht  recht  einzusehen,  warum  beispielsweise  der  Verkauf  von  Zuckerbäckereien 
Sonntags  über  freigegeben  ist,  Obst  und  Gemüse  aber  nicht  verkauft  werden 
dürfen.  Nachdem  die  Vorschriften  aus  dem  Jahre  1885  nur  unter  Widerstreben 
sich  eingelebt,  erscheint  es  kaum  zweckmässig,  dass  an  denselben  immer  wieder 
geändert  wird.  Ein  Spielraum  für  die  Gestattung  von  Modificationen  und  Aus- 
nahmen seitens  der  Behörde  würde  den  thatsächlichen  Verhältnissen  eher  ent- 
sprechen, als  durchgreifende  Vorschriften  im  Detail. 

Auch  die  Bauordnungen  erfahren  wiederholte  Aenderungen,  bei  Mielchen 
zwischen  Stadt  und  Land  wenig  Unterschied  gemacht  wird.  Die  Behauptung  ist 
nicht  neu  und  nicht  ganz  abzuweisen,  dass  infolge  der  nivellierenden  Bauvor- 
schriften charakteristische  Motive  in  der  Bauart,  Typen  mehr  und  mehr  verschwinden. 

Die  Gemeindeordnung  vom  5.  März  1862  und  die  auf  Grund  derselben 
durch  die  Landesgesetzgebung  erlassenen  Gemeindoordnungen  und  Gemeindewahl- 
ordnungen   machen    keinen    Unterschied    zwischen    Stadt    und    Land.    Die    Land- 
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gemeinden  sind  infolgedessen  mit  Aufgaben  belastet,  denen  sie  vermöge  ihrer 
geringen 3Iittel  und  nach  ihrer  sonstigen  Leistungsfähigkeit  nicht  gerecht  werden 
können.  Dies  gilt  sowohl  von  den  Agenden  des  eigenen  als  des  übertragenen 
Wirkungskreises;  in  ersterer  Beziehung  namentlich  von  den  Polizeiaufgaben, 
welche  ihr  in  der  Sorge  für  die  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigenthums, 
in  der  TJeberwachung  des  Lebensmittelverkehres,  der  Gesundheitspolizei,  der 
Gesinde-  und  Arbeiterpolizei,  der  Handhabung  der  Dienstbotenordnung  zugewiesen 
sind.  Vergleichs  versuche  zwischen  streitenden  Parteien,  mit  welchen  wohl  eine 
Art  Freidensrichteramt  angebahnt  werden  sollte,  dürften  selten  vorkommen.  Neben 
den  Anforderungen  für  die  Schule  bringt  die  Gesundheitspolizei  weitgehende 
Verpflichtungen  mit  sich,  und  macht  die  Bekämpfung  der  Viehseuchen  Schwierig- 
keiten. Es  geht  zu  weit,  wenn  auch  kleineren  städtischen  Gemeinwesen  der  Bau 
von  Schlachthäusern  zugemuthet  wird. 

Die  Mitwirkung  der  Gemeinde  bei  der  öffentlichen  Verwaltung  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  erstreckt  sich  auf  viele  Verwaltungsaufgaben  und  wird 
weniger  in  judiciellen  Angelegenheiten  als  in  politischen  Angelegenheiten  der 
mannigfachsten  Art  fühlbar,  in  der  Bewirkung  von  Zustellungen,  Einhebung  der 
directen  Steuern,  der  Militärtaxen  etc.  Das  Maass  des  übertragenen  Wirkungs- 
kreises erscheint  fraglich,  wenn  die  Durchführung  von  Geschäften,  deren 
Besorgung  nicht  durch  Gesetze,  sondern  nur  durch  Verordnungen  vorgeschrieben 
ist,  abgelehnt  werden  kann,  und  wäre  eine  Regelung  dieser  Verhältnisse  nur 
erwünscht.  In  den  Städten  hat  die  Autonomie  der  Gemeinde  in  Verbindung  mit 
dem  übertragenen  Wirkungskreis  die  Anstellung  eines  grösseren  Beamtenpersonales 
mit  sich  gebracht.  Der  Vorsteher  einer  Landgemeinde  muss  sich  helfen,  so  gut 
es  geht.  Er  ist  vielfach  auf  den  Lehrer  angewiesen,  um  die  schriftlichen  Arbeiten 
des  Amtes  zu  bewältigen.  Gegenüber  den  Schattenseiten  der  Autonomie,  wie  sie 
in  städtischen  Gemeinwesen  unter  dem  Einflüsse  von  Parteiungen  hie  und  da  zum 
Vorschein  kommen,  hat  die  Organisation  der  Gemeinde  in  Deutschland,  wo  neben 
dem  gewählten  Bürgermeister  für  die  Vermögensverwaltung  der  Stadt  ein  vom 
Staate  bestätigter  Bürgermeister  im  übertragenen  Wirkungskreise  fungiert, 
manche  Vorzüge. 

Die  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1883  verfügt  die  Aufrechthaltung  und 
Neuherstellung  von  Verbänden  der  Gewerbetreibenden.  Die  Durchführung  des 
Gesetzes,  die  Vereinigung  der  Gewerbe  zu  Zwangsgenossenschaften  bringt  auf 
dem  flachen  Lande  manche  Schwierigkeiten  mit  sich.  Die  Gewerbebetriebe  des 
Dorfes  reducieren  sich  auf  die  handwerksmässigen  Gewerbe  der  Schuhmacher, 
Schneider,  Schmiede  und  Wagner,  auch  Tischler  und  Bäcker,  weiters  auf  Müllerei 
(mit  Brettsägen)  auf  Gastgewerbe  und  Krämer.  Es  fällt  schwer,  diese  Gewerbe 
den  einschlägigen  Genossenschaften  in  den  Städten  und  Märkten  zuzutheilen,  und 
erübrigt  in  vielen  Fällen  nur  die  Bildung  von  sogenannten  Gemischtgenossen- 
schaften. Die  örtlich  zerstreute  Situiening  der  Gewerbe  wird  einem  regeren 
genossenschaftlichen  Leben  abträglich,  und  dazu  kommt  noch  als  ein  weiteres 
Moment  die  Art  des  Betriebes,  welche  die  Gewerbe  des  Dorfes  hinter  denen 
der  Stadt  zurückbleiben  lässt.  Bei  Vereinigung  homogener  Gewerbe  in  Stadt  und 
Land  ist   man    dahin  gekommen,    die  Aufnahmsgebür  für    die    Gewerbetreibenden 
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des  flachen  Landes  niedriger  anzusetzen.  Bei  Verbänden  gemischter  Gewerbe  im 
Umkreise  einer  politischen  Gemeinde,  eines  Pfarrsprengels,  auch  in  kleineren 
Marktflecken  mit  Umgebung  könnten  Gewerbe,  welche  weder  Gehilfen  beschäftigen, 
noch  Lehrlinge  ausbilden,  als  minder  betheiligt  unbeschadet  der  Sache  ausser 
Betracht  bleiben.  Dies  gilt  insbesondere  von  Krämern  und  landwirtschaftlichen 
Nobengewerben. 

Wie  bereits  eingangs  erwähnt,  sind  die  Gewerbsbetriebe  kleinerer  Städte 
weniger  specialisiert  und  können  darum  bei  Fragen  über  die  Abgrenziing  der 
Gewerbsrechte,  den  Inhalt  des  Gewerbsbefugnisses  mit  den  Gewerben  in  grösseren 
Städten  nicht  immer  gleich  behandelt  werden. 

Nachdem  auch  die  örtliche  Gewohnheit  hiebw  mitspielt  und  der  Sprach- 
gebrauch mit  ein  und  demselben  Worte  verschiedene  Begrifi"e  verbindet,  die 
Verhältnisse  nach  Provinzen  verschieden  liegen,  gehen  die  Aeusserungen  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  über  Gewerberechte  mehrfach  auseinander,  und 
damit  auch  die  Entscheidungen  der  Gewerbebehörden,  doch  sind  diese  Streitfragen 
im  allgemeinen  seltener  geworden,  und  erübrigt  die  Regelung  der  unter  einem 
CoUectivnamen  betriebenen  Handelsgewerbe,  welche  aber  auch  für  die  einzelnen 
Kategorien  einen  ziemlich  weitgehenden  Rahmen  vorzeichnen  muss,  um  den 
abweichenden  Verhältnissen  gerecht  zu  werden. 

Abgesehen  von  der  Gewerbeordnung  sind  es  die  socialpolitischen  Gesetze 
der  neueren  Zeit,  in  welchen  der  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  von 
Bedeutung  ist.  Im  Gewerbe  der  Stadt  wird  das  Arbeitsverhältnis  durch  die 
Gewerbeordnung,  in  der  Industrie  durch  die  auf  der  Gewerbeordnung  basierten 
Fabriksordnungen  bestimmt.  Für  die  Landwirtschaft  ist  die  Dienstbotenordnung 
maassgobend,  welche  durch  die  Landesgesetzgebung  erlassen,  nicht  ganz  einheitlich 
erscheint.  Ohne  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Grundlagen  des  Arbeitsver- 
trages wird  auf  eine  gleiche  Behandlung  der  Hilfsarbeiter  im  landwirtschaftlichen 
und  industriellen  Betrieb  hingearbeitet  und  wohl  auch  ein  Interessengegensatz 
zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  behauptet,  in  dem  Sinne,  dass  die 
Vertreter  der  letzteren  (des  Grossgrundbesitzes)  der  Industrie  neue  Lasten  für 
Arbeiterwohlfahrtszwecke  aufbürden,  ohne  den  eigenen  Arbeitern  die  gleiche 
Wohlthat  zutheil  werden  zu  lassen.  Wenn  die  Lage  der  Agrararbeiter  mit  denen 
der  Industrie  in  Bezug  auf  Unterkunft,  Lohn,  Arbeitstag  und  Arbeitspausen 
verglichen  wird  und  der  Vergleich  zu  Ungunsten  der  Landwirtschaft  ausfällt, 
so  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Productionsbedingungen  wesentlich 
andere  sind,  die  Industrie  mehr  an  der  Arbeitskraft  zehrt,  die  landwirtschaftlichen 
Verrichtungen  nach  der  Jahreszeit  wechselnd  und  im  Freien  sich  vollziehend, 
für  verlorene  Kraft  leichter  Ersatz  bieten.  Die  Beschäftigung  in  der  Landwirt- 
schaft liefert  für  den  Militärdienst  und  einzelne  Zweige  desselben  insbesondere 
ein  besseres  Material  als  die  Fabrik,  die  gewerbliche  Werkstätte,  und  ist  es 
andererseits  ein  begründetes  Verlangen,  dass  die  Präsenzdienstzeit  für  Bauern- 
söhne abgekürzt  werde.  In  den  Tagesblättern  werden  die  landwirtschaftlichen 
Interessen  nicht  immer  mit  Verständnis  und  Wohlwollen  behandelt.  Es  wird 
gegenüber  dem  aus  der  landwirtschaftlichen  Nothlage  resultierenden  Forderungen 
von    agrarischer    Begehrlichkeit    gesprochen    und    immer    wieder    ein    Gegensatz 
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zwischen  Gross-  und  Kleingrimdbesitz  hervorgekehrt,  der  thatsächlich  nicht 
besteht.  Während  dem  Grossgrundbesitzer  die  mangelhafte  Entlohnung  seiner 
Arbeiter  zum  Vorwurf  gemacht  wird,  hat  die  Klage  der  Landwirte  über  den 
Mangel  an  Dienstboten  und  die  hohen  Löhne  derselben  ihre  Berechtigung.  Dies 
ist  auch  erklärlich.  Der  Taglohn  variiert  nach  Bezirken  und  Landstrichen  sehr 
bedeutend.  Er  beträgt  beispielsweise  in  einem  Böhmerwaldbezirke  ein  Drittel  von 
dem,  was  in  einem  Industriebezirke  von  Nordwestböhmen  verlangt  wird.  Die 
Ausgleichung  zwischen  dem  Angebot  und  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
lässt  sich  auch  durch  die  Arbeitsvermittlung  nicht  ohne  weiters  bewerkstelligen. 
Die  Macht  der  Gewohnheit,  die  Anhänglichkeit  an  die  Heimat  spielen  dabei  mit. 
Aber  abgesehen  davon  erscheint  es  kaum  gerechtfertigt,  jedes  Arbeiterwohlfahrts- 
gesetz auch  auf  die  Hilfsarbeiter  der  Landwirtschaft  anzuwenden.  „Dem  wahren 
Eifer  genügt,  dass  das  Vorhandene  vollkommen  sei,  der  falsche  will  stets,  dass 
das  Vollkommene  sei." 

Mit  der  voranstehenden  Skizze  erscheint  das  Thema  des  Aufsatzes  in  keiner 
Weise  erschöpft,  doch  dürfte  daraus  hervorgehen,  dass  es  nicht  bloss  einem 
theoretischen  Interesse  entspricht,  wenn  die  Gesetze  und  deren  Handhabung,  die 
Verwaltung  im  weiteren  Sinne  des  Wortes,  aus  dem  Gesichtspunkte  „Stadt  und 
Land"  in  Betracht  gezogen  werden. 
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Jl/s  war  von  jeher  einer  der  wichtigsten  Factoren,  die  zur  Kräftigung"  der 
Stellung  der  katholischen  Kirche  beigetragen  haben,  dass  sie  stets  bestrebt  war, 
eine  moderne  Kirche  zu  sein.  Wohl  hat  es  Zeiten  gegeben,  wo  sie  in  mancher 
Hinsicht  hinter  dem  Zeitgeist  zurückblieb.  Aber  auch  in  solchen  Epochen,  wo 
sie  es  versäumte,  der  fortschreitenden  Entwicklung  in  den  Culturidealen  und  dem 
rastlosen  Fleiss  in  der  Gestaltung  der  socialen  Organisation  Rechnung  zu  tragen, 
fanden  sich  in  den  Reihen  der  Glieder  dieser  Kirche  doch  immer  wieder  recht- 
zeitig die  nöthigen  führenden  Köpfe,  die  der  Arbeit  der  Kirche  wieder  jene 
Richtung  gaben,  welche  geeignet  war,  den  Fortbestand  ihres  Einflusses  über  die 
Gemüther  der  grossen  Menge  zu  befestigen. 

Die  in  dieser  Hinsicht  ihr  erwachsende  Aufgabe  war  keineswegs  immer 
eine  so  leichte.  Das  Streben  modern  zu  sein  steht  doch  in  einem  gewissen 
natürlichen  Antagonismus  zu  dem  gebotenen  Festhalten  an  der  Tradition  und 
den  Lehren  der  geistigen  Autoritäten  aus  älterer  Zeit.  Das  Bestreben,  diesen 
Antagonismus  zu  überbrücken,  einerseits  der  Entwicklung  der  Dinge,  dem  Ent- 
stehen neuer  moderner  Ideen  Rechnung  zu  tragen  und  anderseits  doch  auch  an 
den  überlieferten  dogmatischen  und  moralphilosophischen  Lehren  festzuhalten, 
gelang  begreiflicherweise  nicht  immer  mit  dem  gleichen  Erfolge. 

Auch  auf  dem  Boden  der  socialen  Wissenschaften  ist  der  katholischen 
Literatur  die  in  mancher  Beziehung  sehr  schwierige  Aufgabe  erwachsen,  einen 
solchen  Einklang  herzustellen.  Wir  haben  hier  eines  der  wichtigsten  Probleme 
der  Wirtschaftslehre  und  Wirtschaftspolitik,  die  Arbeitslohnfrage  im  Auge.  Mit 
wahrem  und,  wie  nicht  zu  verkennen  ist,  tiefem  Eifer  haben  sich  die  literarischen 
Vertreter  der  katholisch- conservativen  Wirtschaftspartei  auf  die  Erörterung  der 
Nothwendigkeit,  beziehungsweise  der  Berechtigung  zur  Festsetzung  einer  untersten 
Lohngrenze,  eines  Lohn  min  imums  geworfen  und  fast  alle  grösseren  einem 
moralphilosophischon  Thema  gewidmeten  Werke  der  jüngsten  Jahre,  die  aus 
diesem  Kreise  hervorgegangen  sind,  haben  zur  Frage  des  Minimallohnes  Stellung 
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genommen.  Es  ist  dies  nicht  so  sehr  an  und  für  sich,  als  vielmehr  im  Hin- 
blicke auf  die  heutige  Eechts-  und  Wirtschaftsordnung  ein  modernes  Problem. 
Die  Idee  der  Lohnbestimmung  durch  die  Obrigkeit  ist  keineswegs  neu  und  war 
auch  manchem  Kirchenlehrer  aus  älterer  Zeit  nicht  fremd.  Dennoch  steht  die 
Minimallohntheorie  in  ihrer  heutigen  Gestalt  mit  den  Anschauungen  der  mittel- 
alterlichen Autoritäten  der  katholischen  Kirche  nicht  nur  nicht  im  Einklänge, 
sondern  geradezu  in  einem  Gegensatze.  Allein  desungeachtet  wird  auch  hier 
ein  Zusammenhang  zwischen  den  überlieferten  Anschauungen  und  dem  modernen 
Probleme  von  einzelnen  Schriftstellern  behauptet  und  nachzuweisen  versucht. 

Der  Weg,  der  hier  gegangen  werden  muss,  um  diesen  Zusammenhang  zu 
zeigen,  ist  begreiflicherweise  kein  sonderlich  klarer.  Von  einer  Nachwirkung  der 
ursprünglichen  communistischen  Ideen,  wie  sie  in  den  ersten  Zeiten  der  Aus- 
breitung der  christlichen  Lehre,  wenngleich  vielleicht  nicht  allenthalben,  so  doch 
in  einem  grossen  Kreise  der  Gläubigen  herrschend  gewesen,  da  und  dort  aber 
gewiss  verwirklicht  waren,  findet  man  in  den  Auseinandersetzungen  social-ethischer 
oder  wirtschaftspolitischer  Natur  der  modernen  katholischen  Schriftsteller  keine 
Spur  mehr.  Das  „Modern-Bleiben''  hatte  natürlich  starke  Verschiebungen  auch 
in  verschiedenen  wirtschaftlichen  Fragen  nothwendig  zur  Voraussetzung  gehabt. 
Besonders  in  der  Lehre  von  der  Gütervertheilung  macht  sich  eine  vollständige 
Wendung,  die  von  der  canonistischen  Literatur  vollzogen  wurde,  auffallend  be- 
merkbar. Mit  dem  energischen  Eintreten  für  das  Privateigenthum  und  seine 
Begleiterscheinungen  sowie  mit  dem  völligen  Abgehen  vom  Zinsverbote  bei  Geld- 
darleihen hat  die  strenge  auf  dem  Boden  des  katholischen  Dogmas  und  der 
katholischen  Moral  stehende  Wirtschaftlehre  notliM'endig  sich  selbst  die  Schranken 
gezogen  für  die  Wege,  die  ihre  Vertreter  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslohnpolitik 
einschlagen  durften:  das  Eecht  des  Arbeiters  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  musste 
vor  allem  bekämpft  werden  und  die  Lehre  von  der  Gerechtigkeit  musste  dazu 
die  Waffen  bieten. 

So  ist  die  Arbeitslohnfrage  heute  in  der  christlichen  Literatur  zu  einem 
moralphilosophischen  Problem  geworden;  man  hat  die  Lehre  des  heiligen 
Thomas  v.  A  q  u  i  n  vom  justum  pretium  der  Erörterung  der  Frage  nach  der 
gerechten  Lohnhöhe  zu  Grunde  gelegt,  aber  man  hat  doch,  weit  über  die  Grund- 
sätze dieser  Lehre  hinausgehend,  geradezu  ein  System  der  Gerechtigkeitslehre 
ausgebaut,  welches  die  Interessen  der  Arbeitnehmer  zu  fördern  bestimmt  war, 
das  aber  ebensogut  zur  Zurückweisung  mancher  billiger  Forderungen  der  Arbeiter 
sich  als  geeignet  erweist. 

Das  Wesentliche  der  thomistischen  Preislehre  liegt  nicht  so  sehr  in  dem, 
was  schlechthin  als  gerecht  im  ethischen  Sinne  anzusehen  ist,  als  vielmehr  in 
der  Tendenz,  die  Preisbestimmung  von  zufälligen  Einflüssen  loszulösen,  die  den 
wahren  Wert  einer  Kaufsache  nicht  zur  Geltung  kommen  lassen^  vor  allem  von 
den  launenhaften  Verschiebungen  in  der  Nachfrage  und  im  Angebote.  Die  völlige 
Unterwerfung  des  Preises  unter  den  Einfluss  dieser  beiden  Factoren,  die  Aus- 
lieferung der  Preisbestimmung  an  die  grössere  oder  geringere  Geschicklichkeit 
das  Käufers  oder  Verkäufers  im  Betriebe  des  Geschäftes  ist  nach  Thomas 
geradezu   als  injustum  zu  bezeichnen.     Es   besteht   aber  allerorts   und   zu  jeder 
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Zeit  für  jede  Ware  ein  bestimmter  Preis,  der  als  berechtigt  gelten  kann,  gleich- 
viel ob  dies  ein  einheitlicher  Fall  ist,  oder  ob  ein  gewisser  Spielraum  für  die 
Bewegung  des  gerechten  Preises  besteht. 

In  Hinsicht  dieses  Satzes,  aber  auch  nur  insoweit,  ist  die  Lehre  Thomas 
von  praktischem  Werte,  nur  insoweit  sind  ihre  Grundsätze  auf  das  Problem  des 
Arbeitslohnes  übertragbar. 

Mit  gutem  Grunde  weist  A  s  h  1  e  y  bei  Besprechung  der  thomistischen 
Preistheorie  ^)  darauf  hin,  dass  so  zu  sagen  die  Entstehung  des  Preises  als 
Kostenpreis  in  der  Eegel  fast  vollständig  vor  den  Augen  derjenigen  sich  voll- 
zogen hat,  die  ihn  zu  zahlen  hatten;  der  Preis  war  daher  für  den  Einzelnen 
weitaus  leichter  auf  seine  Gerechtigkeit  hin  controlierbar  als  heutzutage.  Alle 
die  verschiedenartigen  Factoren,  die  der  Preis  einer  Ware  heute  enthalten  muss, 
wie  Zoll,  Steuern,  Capitalzins,  Kegie  des  Unternehmers  u.  s.  f.  schliessen  eine 
objective  halbwegs  richtige  Wertschätzung  des  Consumenten  völlig  aus.  Hier 
muss  der  Consument  sich  auf  den  Einfluss  der  Concurrenz  hinsichtlich  der  Preis- 
bestimmung verlassen. 

Dieser  wichtige  Grundsatz  der  Lehre  Thomas  v.  Aquins,  dass  die 
Warenpreise  von  Angebot  und  Nachfrage  unabhängig  sein  sollen,  gründet  sich 
auf  die  Erwägung,  dass,  wenn  Angebot  und  Nachfrage  den  Preis  bestimmen, 
dieser  aus  der  Harmonie  mit  dem  wahren  Nutzwerte  des  Objectes  kommt. 
Thomas  lehrt  ja  unter  Hinweis  auf  den  heiligen  Augustinus,  dass  nicht  nach 
dem  Grade  der  natürlichen  Vollkommenheit,  sondern  nach  dem  Gebrauche,  zu 
welchem  sie  den  Menschen  dienen,  die  Waren  gewertet  werden.  Auch  spätere 
Scholastiker  wie  De  L  u  g  o  und  M  o  1  i  n  a  erkennen  die  auf  den  Nutzen  zurück- 
zuführende subjective  Wertschätzung  als  den  den  Preis  bestimmenden  Factor  an, 
freilich  mit  der  Einschränkung,  dass  nicht  die  Schätzung  des  einen  oder  des 
anderen  einzelnen  Subjectes  zur  Preisbestimmung  hinreichend  sein  können,  sondern 
nur  eine  allgemeine  Wertschätzung  des  Nutzens  für  den  einzelnen 
dürfte  zur  Preisfestsetzung  dte  Grundlage  bilden. 

Nach  Thomas  v.  Aquin  ist  das  justum  pretium  auch  nicht  etwa  ein 
genau  bestimmter  Satz,  sondern  es  hängt  vielmehr  von  dieser  Schätzung  ab, 
so  dass  eine  kleine  Erhöhung  oder  Erniedrigung  die  Gleichheit  der  Gerechtigkeit 
seiner  Ansicht  nach  nicht  aufliebt  (non  videtur  tollere  aequitatem  justitiae-). 
Daher  ist,  wenn  nicht  gerade  die  Obrigkeit  einen  Preis  festgesetzt  hat,  eine 
Unterscheidung  des  Preises  zu  beobachten,  u.  zw.  ein  höchster,  ein  mitt- 
lerer und  ein  niederster  natürlicher  Preis.^) 

Zur  Frage  der  gerechten  Lohnhöhe  nimmt  Thomas  nur  nebenbei  Stellung; 
sein  wichtigster  Ausspruch  über  diese  ist  wenig  bedeutsam.  Er  schreibt:  Gleich- 
wie es  eine  Art  der  Gerechtigkeit  ist,  jemandem  für  die  Sache,  die  man  von 
ihm   erhält,    den   gerechten  Preis  zu  zahlen,  ebenso  ist   es  eine  Art  der  Gerech- 


^)  W.  J.  Asliley,  Englische  Wirtschaftsgeschichte.  Autorisierte  Uebersetzung  ins 
Deutsche  von  Robert  Oppenheim  Bd.  I.  S.  135  ff. 

2)  Thomas,  Summa  2.  2.  q.  77.  a.  2  ad  3. 

2)  Abweichende  Ansichten  fehlen  nicht  ganz  unter  den  Scholastikern,  so  sind 
Duns  See  tu  s  und  Major  Vertreter  der  Kosten  Werttheorie. 
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tigkeit,  den  Lohn  einer  Arbeit  zu  zahlen"'.^)  Es  darf  dabei  eben  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  zur  Zeit  Thomas  v.  Aquins  das  Arbeitslohnverhältnis 
im  heutigen  Sinne  als  Eechtsverhältnis  zwischen  einem  selbständigen  berufs- 
mässigen Unternehmer  einerseits,  einem  unselbständigen  Arbeitnehmer  anderseits 
erst  in  den  allerersten  Anfangsstadien  sich  befunden  hat.  Wo  solche  Beziehungen 
zwischen  einem  wirtschaftlich  selbständigen  Arbeitgeber  und  einem  unselbständigen 
Arbeitnehmer  bestanden,  bildete  wohl  ein  besonderes  Personenrechtsverhältnis, 
ein  „Status",  die  Grundlage  von  Eecht  und  Pflicht  beider  daran  Betheiligten, 
nicht  aber  ein  freier  A^ertrag,  wie  es  seiner  rechtlichen  Natur  der  Lohn- 
vertrag ist. 

Was  damals  allgemein  und  gewiss  auch  von  Thomas  fl225  — 1274) 
als  Lohn  bezeichnet  wurde,  war  nur  ein  Preis,  den  der  Consument,  bzw. 
Besteller  dem  um  Lohnwerk  arbeitenden  Meister  oder  Gesellen  zu  zahlen  hatte. 
Dass  dieser  aber  etwas  wesentlich  verschiedenes  ist  von  dem  Arbeitslohne,  den 
der  moderne  Arbeitgeber  als  Unternehmer  seinen  Arbeitern  zahlt,  bedarf  wohl 
keines  besonderen  Nachweises. 

Und  gleichwohl  greift  eine  grosse  Zahl  von  Schriftstellern  katholischer 
Eichtung  in  der  Erörterung  der  Frage,  welche  Elemente  für  die  Lohnhöhe  be- 
stimmend sein  sollen,  auf  die  Grundsätze  zurück,  die  von  den  Scholastikern 
hinsichtlich  der  von  den  Consumenten  zu  zahlenden  Preise  aufgestellt  wurden. 
Für  die  Schwierigkeit,  den  Zusammenhang  der  scholastischen  Theorie,  vom  ge- 
rechten Preis  mit  dem  modernen  Problem  des  gerechten  Lohnes  herzustellen, 
ist  es  bezeichnend,  dass  sowohl  die  für  als  auch  die  wider  die  Bestimmung 
eines  Minimallohnes  eintretenden  Wirtschaftslehrer  katholischer  Eichtung  ihren 
Standpunkt  auf  die  thomistischen  Preislehren  zu  stützen  suchen.  Es  hängt 
allerdings  die  Verschiedenheit  in  der  Beurtheilung  der  Gerechtigkeit  der  Lohn- 
höhe aufs  engste  zusammen  mit  den  Gegensätzen  in  den  Anschauungen  über  die 
Natur  und  das  Wesen  des  Lohnarbeitsverhältnisses. 

In  dieser  Hinsicht  weist  die  katholisch-conservative  Wirtschaftsliteratur 
die  denkbar  schärfsten  Gegensätze  auf.  E  am  band,  selbst  ein  streng  auf  dem 
Boden  der  katholischen  Sittenlehre  und  Dogmatik  stehender  Wirtschaftslehrer, 
unterscheidet  in  der  katholischen  Volkswirtschaftslehre  drei  Eichtungen.  Der 
Arbeitsvertrag,  schreibt  er,^)  ist  nach  einer  Anschauung  „une  Convention 
d'echange  entre  le  patron  et  l'ouvrier",  nach  einer  zweiten,  „une  association 
entre  le  patron  et  l'ouvrier"  und  nach  einer  dritten  Auffassung  schliesse  er  in 
sich  „une  delegation  de  fonction  sociale''.  Mag  nun  auch  zagegeben  sein,  dass 
diese  letzte  Auffassung,  die  in  dem  Prinzen  Alois  v.  Liechtenstein  und 
im  Grafen  de  M u n  ihre  bekanntesten  Vertreter  besitzt,  keine  allzu  grosse 
Anhängerschaft  gefunden  hat,  so  bleibt  zum  mindesten  der  Widerstreit  der  beiden 
zuerst  genannten  Meinungen  ein  tief  einschneidender. 

Die  überwiegende  Mehrheit  der  katholischen  Wirtschaftstheoretiker  hält 
daran  fest,  dass  das  Arbeitsverhältnis  seiner  rechtlichen  Natur  nach  in  der  weit- 


*)  Thomas,  1.  c.  quaest.  114  a.  1. 

2)  Rambaud  Joseph,  Elements  d'economie  politique.  Paris  und  Lyon  1895  S.  538  ff. 
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aus  grösseren  Zahl  der  Fälle  nichts  anderes  als  einen  einfachen  Lohnvertrag 
(„locatio  conductio  operarum"  seltener  „operis")  zur  Grundlage  hat,  dass  es  aber 
auch  vom  Standpunkte  der  katholischen  Ethik  geboten  erscheint,  die  Forderungen 
der  Gerechtigkeit  auf  diesen  Vertrag  in  Anwendung  zu  bringen.  Die  eingehendste 
Eechtfertigung  dieser  Auffassung  des  modernen  Arbeitsverhältnisses  als  eines 
Lohnvertragsverhältnisses  ganz  im  Sinne  des  römischen  Rechtes  ist  die  Lehm- 
kuhls,^)  der  dieselbe  mit  einer  in  vieler  Hinsicht  glücklichen  und  zweifellos 
geistvollen  Kritik  der  Theorie  vom  Gesellschaftsvertrage  zwischen  Arbeiter  und 
Arbeitsherrn  verbindet.  Lehm  kühl  greift  liiebei  auf  die  Theologen  scholastischer 
Richtung  zurück.  Vielfach  sei  von  diesen  die  Forderung  der  Gerechtigkeit  nach 
„gleich  proportionierter  Theilung"  des  Arbeitsertrages  erhoben  worden,  allein 
keiner  von  ihnen  habe  sich  auf  das  Vorhandensein  eines  Gesellschaftsvertrages 
berufen,  wenn  die  Gerechtigkeit  im  Verbältnisse  zwischen  beiden  Theilhabern  am 
Arbeitsvertrage  behandelt  wird.  Ein  aus  einem  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
nothwendig  abzuleitender  Anspruch  auf  Betheiligung  am  Gewinne  wurde  von  den 
Scholasten  nirgends  anerkannt.  Eine  besonders  bezeichnende  Stelle  bei  Thomas 
V.  Aquin,  die  zur  Charakterisierung  der  Stellung  der  scholastischen  Schule  in 
der  Frage  dient,  ist  die,  wo  der  grosse  Scholast  Thomas  v.  Aquin  das 
Arbeitsverhältnis  mit  den  Beziehungen  der  Glieder  der  Kirche  zu  Gott  in  Parallele 
stellt.  Ausgehend  von  dem  Gleichnisse  vom  Weinbergbesitzer,  der  Knechte  für 
die  Weinbergarbeiten  dingt  (Matthäus  20)  schreibt  Thomas:  „Zur  Eigen- 
schaft eines  guten  Lohnarbeiters  gehört  es,  dass  er  seine  Arbeit  auf  den  Vortheil 
seines  Herrn  hin  richte;  ebenso  müssen  auch  wir,  wenn  wir  im  Weinberge  der 
Kirche  arbeiten,  alles  auf  Gott  beziehen".  Thomas  erblickt  demnach  ganz 
offenbar  in  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  Arbeiter  und  dem  Arbeitsherrn  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  wenigstens  dieselbe  untergeordnete  Stellung,  wie  sie  die 
Glieder  der  Kirche  Gott  gegenüber  haben  sollen,  und  man  wird  Lehm  kühl 
Avohl  auch  Recht  geben  müssen,  wenn  er  sich  auf  Thomas  v.  A  q  u  i  n  als 
Stütze  für  seine  Anschauung  beruft,  dass  eine  Unterordnung,  nicht  eine 
Gleichstellung  als  Gesellschafter  das  Arbeitsverhältnis  begrün- 
den soll. 

Zu  denjenigen  Literaten,  die  sich  mehr  oder  minder  entschieden  zur 
Gesellschaftstheorie  bekennen,  gehören  vor  allem  alle  diejenigen,  die  die  Haider 
Thesen  ^)  geschaffen  und  vertreten  haben.  Ihr  bedeutendster  Führer  ist  Vogel- 
sang gewesen.  Es  ist  nicht  ganz  richtig,  wenn  R  a  m  b  a  u  d,  Avie  oben  be- 
merkt wurde,  aus  den  Haider  Thesen  schlechthin  den  Schluss  zieht,  dass  ihre 
Verfechter  das  Arbeitslohnverhältnis  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  als  Gesell- 
schaftsverhältnis   ansehen.     Vielmehr    wird    dies    als  Aufgabe    und    Ziel    socialer 


1)  Lehmkuhl,  Arbeitsvertrag  und  Strike;  Zweites  Heft  des  Sammelwerkes:  „Die 
sociale  Frage  beleuchtet  durch  die  Stimmen  aus  Maria  Laach". 

-)  Eine  von  der  XXIX.  Generalversamlung  deutscher  Katholiken  in  Frankfurt  a/M. 
eingesetzte  Commission  tagte  im  Schlosse  Haid  in  Böhmen  zum  Zwecke  der  Berathung 
über  Wucher,  Arbeitslohn  und  Grundentlastung.  Von  dieser  Commission  wurden  Thesen 
aufgestellt,  die  Haider  Thesen,  die  als  Ergebnisse  der  Berathung  von  Vogel  sang  ver- 
üifentlicht  (Oesterreichische  Monatschrift  für  christliche  Socialreform  Bd.  V.),  erläutert 
und  vertheidifft  wurden. 
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Reform  von  Vogelsang  und  seinen  Anhängern  erklärt,  dass  das  jetzige 
rechtlose-  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  „sich  allmählich  aber 
unwiderstehlich  zu  einem  wahrhaften  Gesellschaftsverhältnisse 
entwickle".^)  Aber  hinsichtlich  der  Principien  der  Lohnpolitik  steht  doch 
diese  Eichtung  auf  einem  Standpunkte,  als  wäre  der  Arbeitsvertrag  ein  Gesell- 
schaftsvertrag. Dem  Arbeiter  ward  ein  Recht  auf  den  Arbeitsertrag  zugesprochen 
uud  der  Staat  zur  Wahrung  dieses  Rechtes  berufen  erklärt.  Dieser  erscheint 
danach  unbedingt  berechtigt,  ja  verpflichtet,  in  die  Lohnverhältnisse  einzugreifen. 

Als  eine  vierte  Richtung  in  der  katholischen  Literatur  über  den  Arbeits- 
lohn wäre  endlich  noch  jene  Grupe,  die  der  meisten  französischen  und  einiger 
westdeutscher  Schriftsteller  zu  erwähnen.  Hinsichtlich  der  Frage,  ob,  eventuell 
inwieweit  der  Staat  auf  die  Regelung  des  Lohnwesens  JJinfluss  zu  nehmen  befugt 
sei,  steht  diese  Gruppe  auf  dem  Boden  —  obwohl  dies  von  den  Vertretern 
dieser  Richtung  geleugnet  wird  —  geradezu  manchesterlicher  Grundsätze. 

Einer  eingehenderen  Erörterung  dieser  Gegensätze  in  der  katholisch- 
conservativen  Wirtschaftspartei  bedarf  es  wohl  nicht.  Hier  handelte  es  sich  nur 
darum,  zu  zeigen,  dass  und  wie  weit  schon  die  grundlegenden  Sätze  der  ein- 
zelnen literarischen  Richtungen  katholischer  Socialpolitik  auseinandergehen,  die 
doch,  wie  man  meinen  sollte,  alle  auf  den  gleichen  ethischen  und  moralphiloso- 
phischen Grundlagen,  der  Offenbarung  Gottes  und  den  Lehren  der  Kirche  fussend, 
wenigstens  in  der  Hauptsache  das  einzelne  Problem  einheitlich  behandehi 
könnten.  Von  einem  einheitlichen  Standpunkte  der  katholischen  Literatur  ist, 
nach  dem  Vorstehenden  zu  schliessen,  natürlich  keine  Rede.  Wenn  sich  aber 
doch  in  jüngster  Zeit  in  den  Kreisen  der  katholischen  Wirtschaftstheoretiker 
allgemeiner  das  Bestreben  bemerkbar  macht,  für  die  Lohnvertragstheorie  einzu- 
treten und  in  Behandlung  der  weiteren  socialen  Probleme  von  der  Anerkennung 
dieser  Theorie  auszugehen,  so  ist  der  Grund  dafür  wohl  auch  darin  zu  suchen, 
dass  der  Papst  zu  der  Frage  Stellung  genommen  und  sich  zu  Gunsten  der  Ver- 
tragstheorie geäussert  hat,  vielleicht  freilich  wohl  auch,  weil  die  Verfechter  socia- 
listischer  Ideen  den  reinen  Lohnvertrag  bekämpfen.  In  einzelnen  gemeinsamen 
Forderungen  finden  sich  ohnehin  manche  der  Parteien,  so  vor  allem  in  der  Be- 
kämpfung des  Einflusses  des  Verhältnisses  der  Nachfrage  zum  Angebot  auf  den 
Arbeitslohn. 

Schon  der  bekannte  Bischof  Ketteier  hat  es  aufs  tiefste  beklagt,  dass 
die  materielle  Stellung  fast  des  gesammten  Arbeiterstandes,  also  des  weitaus 
grössten  Theiles  der  Menschen,  in  den  modernen  Staaten  die  Existenz  ihrer  Fa- 
milien, die  tägliche  Frage  um  das  nothwendige  Brot  allen  Schwankungen  des 
Marktes  und  der  Warenpreise  ausgesetzt  sind,  dass  aber  auch  der  Arbeiterstand 
selbst  täglich  auf  dem  Weltmarkt  bezüglich  seines  Lohnes,  der  ihm  das  Brot 
gibt,  als  Ware  ausgeboten  wird.-)     Mit  grosser  Entschiedenheit  haben  sich  auch 


')  Auch  Vogel  sang  suchte  für  seine  Anschauung  die  Autorität  des  hl.  Thomas 
v.  Aquin  ins  Treffen  zu  führen,  allein  mit  wenig  Glück;  vgl.  darüber  E'ristöt  C.  P. 
Etudes  religieuses  p.  326;  vom  15.  Februar  1894  den  Artikel:   Quelques  malentendus. 

-)  Wilhelm  Emanuel  Ketteier,  Die  Arbeiterfrage  und  das  Christenthuni, 
Mainz  1864,  S.  16—31. 
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Vogelsang  und  seine  Anhänger  gegen  die  Ziilässigkeit  des  ausschliesslichen 
Einflusses  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  den  Arbeitslohn  erklärt.  „Dass  bei 
Bemessung  der  Gegenleistung  für  die  zur  Verfügung  gestellte  Arbeitskraft  auch 
das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  innerhalb  gewisser  Grenzen  Einfluss 
haben  darf",  schreibt  Vogel  sang,  „soll  hiemit  durchaus  nicht  bestritten 
werden;  sie  dürfen  mitwirken,  aber  auch  nicht  mehr;  die  objectiven 
Normen  müssen  ausschlaggebend  sein".  Daraus  erhellt  der  wichtige  Satz,  dass 
von  dieser  Seite  die  Arbeitskraft  oder  die  menschliche  Arbeit  selbst  denn  doch 
nicht  als  Ware  schlechthin  angesehen  sein  will. 

In  Uebereinstimraung  mit  dieser  Stellungnahme  gegen  den  Einfluss  der 
Marktpreisschwankungen  steht  die  auf  den  ethischen  Grundlagen  der  katholischen 
Socialpolitik  beruhende  Forderung  einer  besonderen  Berücksichtigung 
der  Person  des  Arbeitnehmers.  Trotz  der  Einreihung  des  Arbeits- 
vertrages unter  die  Kategorie  der  Mietverträge  im  römischrechtlichen  Sinne  wird 
die  abweichende  Stellung  des  Lohnvertrages  innerhalb  dieser  Kategorie  von  Ver- 
trägen unter  dem  Einflüsse  eben  der  ethischen  Grundsätze  der  christlichen  und 
speciell  der  katholischen  Kirche  anerkannt.  Wenngleich  —  so  argumentiert  man 
—  beim  Arbeitslohnvertrage  der  Arbeiter  nur  senie  Kraft  verdingt,  so  bleibt  dieselbe 
ja  doch  unzertrennlich  mit  seiner  Person  verbunden,  und  dieser  Persönlichkeit 
müsse  eine  besondere  Rücksicht  geschenkt  werden,  sowohl  in  der  Art  und  Weise 
des  Gebrauches  der  Arbeitskraft,  wie  auch  in  der  Vergeltung  derselben.  ,Das 
ist  nicht  nur  eine  Forderung  der  Liebe,  sondern  auch  der  Gerechtigkeit.  Auch 
der  Arbeiter  hat  ebensogut  wie  der  Arbeitgeber  eine  unsterbliche,  nach  Gottes 
Ebenbild  geschaffene  Seele,  auch  seine  Aufgabe  ist  hienieden  Gott  zu  dienen 
und  dadurch  seine  Seele  zu  retten.  Er  hat  ferner  Pflichten  gegen  seine  Familie, 
wenn  er  verheiratet  ist,  er  hat  Pflichten  gegen  sich  selbst.  Der  Arbeitgeber 
soll  deshalb  die  gebürende  Kücksicht  auf  das  Leben  und  die  Gesundheit  des 
Arbeiters,  auf  seine  Stellung  zur  Familie  und  überhaupt  auf  die  religiösen  und 
sonstigen  sittlichen  Pflichten  desselben  nehmen."') 

Es  ist  nach  diesem  Satze  wohl  klar,  dass  die  christliche  Ethik  auch  die 
Sorge  für  den  Berufstand  und  die  äusseren  Lebensgüter  in  den  Bereich  ihrer 
Theorien  und  Dogmen  zieht. 

Sowie  die  katholische  Moral  den  Menschen  als  zur  Arbeit  geboren  hinstellt -j 
und  ihn  zwingt,  einen  passenden  Beruf  zu  wählen,  in  dem  er  am  sichersten 
sein  ewiges  Ziel  erreichen  und  zugleich  der  Gesellschaft  am  meisten  nützen  kann, 
so  legt  sie  dem  Menschen  auch  die  Pflicht  auf,  „äussere  Güter"  zu  erwerben. 
Den  sicheren  Maasstab  für  diese  Pflicht,  erklärt  Cathrein,^)  gebe  einzig  das 
Bedürfnis.  „Nur  soweit  sind  wir  nach  irdischen  Gütern  zu  streben  ver- 
pflichtet, als  sie  uns  zur  Erfüllung  unserer  Berufspflichten  nothwendig  sind." 
Das  Streben  nach  irdischen  Gütern  über  das  Maass  des  Bedürfnisses  hinaus  ist 
eigentlich  in  zu  reichem  Ausmaasse  im  Menschen  vorhanden.  Im  Zusammonhang 
damit    steht    ein    erhebliches    Stück    Eigennutz,    namentlich    unter    den    Reichen. 


«)  Cathrein,  Moralphilosophie,  IL  Bd.,  S.  327  f. 

2)  Ebenda,  S.  62. 

3)  Ebenda,  S.  63. 
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Aus  dem  Umstände  nun,  dass  der  Reichere  in  der  Regel  der  Stärkere  ist  und 
dem  Arbeitnehmer  gegenüber  als  Käufer  der  Arbeit  aufzutreten  pflegt,  ergebe 
sich  bei  der  Lohnfestsetzung,  die  an  und  für  sich  doch  immer  unter  dem  Drucke 
des  Angebotes  vor  sich  gehe,  dass  die  aus  dem  Eigennutz  des  Reicheren  ent- 
springende Tendenz,  den  Kaufpreis  für  die  Arbeitskraft  auf  ein  möglichst  tiefes 
Niveau  herabzudrücken,  in  der  Regel  Erfolg  habe.  Allein  in  dem  Umstände, 
dass  diese  Neigung  zum  Durchbruch  und  zu  Erfolg  zu  gelangen  pflegt,  könne 
und  dürfe  kein  ökonomisches  Gesetz  erblickt  werden.  Eigentlich  liegt  auf  Seiten 
des  reicheren  Arbeitgebers  eine  Pflichtverletzung  vor,  gegen  die  doch  im  Wege 
der  Erziehung  zu  wahrhaft  religiöser  Denk-  und  Handlungsweise  angekämpft 
werden  könnte. 

Damit  ist  von  dieser  Seite  auch  die  Möglichkeit  und  die  Berechtigung 
iMiier  Aenderung  des  herrschenden  Zustandes  dargethan;  es  wird,  von  der  ethischen 
Erwägung  über  die  Aufgaben  des  irdischen  Daseins  und  über  die  für  den  Ein- 
zelnen daraus  erwachsenden  Pflichten  ausgehend,  der  Schluss  gezogen,  dass  die 
Lohnhöhe  nicht  beliebig  tief  sinken  darf,  das  heisst,  nicht  sinken  kann,  ohne  dass 
dabei  das  ethische  Gewissen  dos  zu  niedrige  Löhne  zahlenden  Arbeitgebers 
belastet  würde. 

Es  ergibt  sich  nunmehr  daraus  die  weitere^  Frage  nach  jenem  Ausmaasse 
des  Arbeitslohnes,  das  erreicht  werden  muss,  wenn  den  Forderungen  der  christ- 
lichen Ethik  Rechnung  getragen  werden  soll. 

Hier  treten  nun  die  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  über  die  Wesen- 
heit des  Arbeitsverhältnisses  scharf  in  den  Vordergrund  und  es  sind  auch  in 
dieser  Frage  wieder  drei  Gruppen  von  Wirtschaftstheoretikern  und  Moralphilo- 
sophen, die  alle  auf  dem  Boden  des  katholischen  Dogmas  stehen,  ziemlich  klar 
auseinanderzuhalten. 

L  Vorerst  soll  der  Standpunkt  jener  Gruppe  von  Schriftstellern  kurz  be- 
sprochen werden,  welche  die  durch  die  päpstlichen  Enunciationen  gewiesenen 
Bahnen  der  Socialpolitik  nicht  nur  schlechthin  anerkennen,  sofern  diese  eben 
vom  Oberhaupte  der  katholischen  Kirche  vorgezeichnet  worden  sind,  sondern  die 
in  diesem  Sinne  geradezu  als  Interpreten  und  Vertheidiger  der  in  den  päpstlichen 
Rundschreiben  enthaltenen  Wirtschafts-  und  Gesellschaftstheorien  auftreten.  Allen 
voran  sind  hier  die  Mitarbeiter  an  den  „Stimmen  aus  Maria-Laach"  zu  nennen, 
Theodor  Meyer,  Peesch,  ferner  Biederlack  und  Eberle,  endlich  doch  in 
gewissem  Sinne  auch  Lehmkuhl,  der  in  dieser  Gruppe,  insoweit  er  überhaupt 
hieher  gezählt  werden  muss,  als  der  vornehmste  Schriftsteller  und  der  gewichtigste 
Wortführer  erscheint. 

Eberle  unterscheidet  in  seiner  Monographie  „Arbeit  und  Lohn"  ^)  folgende 
Gesichtspunkte,  nach  denen  die  Lohnhöhe  im  Hinblicke  auf  die  Gerechtigkeit  in 
erster  Linie  beurtheilt  zu  werden  pflegt:  1.  nach  dem  inneren  Werte  des  Arbeits- 
productes,  2.  nach  der  Höhe  der  Bedürfnisse  des  Arbeiters,  3.  nach  der  Grösse 


^)  Eberles  Schrift  „Arbeit  und  Lohn",  ötans  1894,  stellt  sich  als  eine  systematische 
Auseinandersetzung  der  Lohnlehre  dar,  die  die  Anschauungen  aller  katholischen  Wirt- 
schaftslehrer jener  Richtung  zusammenfasst,  die  den  Vertragscharakter  des  Arbeitsverhält- 
nisses vertreten. 
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des  Arlieitsaiigebotes,  4.  endlich  nach  der  Wertschätzung  der  Arbeit  seitens  des 
Arbeitgebers.  Im  Anschlüsse  an  diese  nicht  eben  sehr  scharf  durchdachte  Grup- 
pierung von  Factoren  bemerkt  er,  dass  die  Lohnhöhe  nicht  willkürlich  festgesetzt 
werden  dürfe,  sondern  „sich  messen  müsse  nach  Thatsachen,  welche  als  Naturzwecke, 
in  ihrem  tieferen  Grunde  Bestimmungen  des  göttlichen  Schöpferwillens  selbst  sind". 
„Die  Gerechtigkeit  des  Lohnes  gründet  daher  in  der  richtigen  Schätzung  von 
Verhältnissen,  welche  als  Thatsachen  des  göttlichen  Schöpferwillens  sich  darstellen 
und  folglich  in  gewissen  Beziehungen  mit  unverrückbaren  Forderungen  erscheinen. 
Mit  anderen  Worten:  nicht  nur  fordert  Gottes  Heiligkeit,  dass  Jedem  das  Seine 
gegeben  wird,  sondern  es  fordert  auch  seine  Weisheit  und  Güte,  dass  es  gegeben 
wird  nach  dem  Maase  jener  Thatsachen,  welche  als  Naturzwecke  unverkennbar 
den  Charakter  göttlicher  Willensäusserungen  an  sich  tragen."  Der  gorechte  Lohn 
werde  also  durch  Thatsachen  bestimmt,  die  selbst  gevvissermassen  als  kategorische 
Forderungen  der  Natur  unbedingt  berücksichtigt  werden  müssen.  Es  sind  dies  die 
Forderungen  der  sogenannten  natürlichen  Gerechtigkeit;  ihr  entspricht  es, 
dass  der  Arbeitslohn  dem  Arbeiter  die  Mittel  zur  Erhaltung  seines  Daseins  sichert. 

Aber  auch  die  Grundsätze  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  bilden 
mit  die  Grundlage  für  die  Bemessung  des  gerechten  Lohnes.  Ein  Grundsatz 
dieser  strengen  Gerechtigkeit  ist  es  aber,  Jedem  das  Seine  zu  geben.  Der  Lohn- 
arbeitsvertrag wird  im  Interesse  beider  Vertragstheile  geschlossen,  folglich  darf  er, 
da  er  zu  gemeinsamem  Nutzen  ist,  zu  keines  Nachtheil  sein,  es  muss  ein  Contract 
der  Gerechtigkeit  bestehen  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Principe  der  Gerechtig- 
keit, der  die  ausgleichende  Gerechtigkeit  zu  Grunde  liegt.  Der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit  entspricht  eine  auf  den  Elementen  der  objectiven  Wertschätzung 
fussende  Lohnbemessung. 

Mit  der  Anerkennung  und  der  Anwendung  dieser  beiden  Gerechtigkeiten  treten 
also  für  die  Beurtheilung  der  Gerechtigkeit  der  Lohnhöhe  vor  allem  die  beiden 
Factoren:  1.  innerer  Wert  der  Arbeitsleistung,  der  sich  im  Werte  des  Arbeit?- 
productes  documentiert,  und  2.  Umfang  der  Lebensbedürfnisse  des  Arbeiters  in 
den  Vordergrund. 

Eigentlich  gibt  es  eine  ganz  consequente  Berücksichtigung  beider  Factoren 
nicht.  Die  Frage  der  Zulässigkeit  eines  Minimallohnes,  der  den  Bedürfnissen  des 
Arbeiters  Rechnung  tragen  soll,  führt  nothwendig  zu  dieser  Erkenntnis.  Es  gibt 
nur  zu  häufig  eine  Grenze,  wo  die  Lebensbedürfnisse  eines  Arbeiters  aus  dem 
Ertrage  seiner  Arbeit  nicht  mehr  befriedigt  werden  können  und  wo  trotzdem  nicht 
von  einer  Verletzung  der  Lohnfestsetzung  nach  dem  Werte  der  Arbeitsleistung 
geredet  werden  kann.  Thatsächlich  tritt  da  auch  in  der  Literatur  der  hier 
besprochenen  Richtung  eine  ganz  unentschiedene  und  unklare  Haltung  zutage. 
So  schreibt  Eberle  selbst:  „Die  Höhe  und  das  Maass  des  gerechten  Lohnes 
ist  daher  grundsätzlich  und  eigentlich  nicht  in  den  Bedürfnissen  des 
Arbeiters  als  solchen  zu  suchen,  sondern  in  dem  gerechten  Verhältnisse 
zwischen  Entgelt  von  Seite  des  Arbeitgebers  und  der  Arbeit  des  Arbeiters,  der 
allerdings  von  seinen  Bedürfnissen  nicht  zu  trennen  ist,  insoferne  dieselben  die 
unerlässliche  Bedingung  bilden,  dass  er  eben  das  thun  kann,  was  er  im  Arbeits- 
contracte  thut,   nämlich  dem  Arbeitgeber   seine   Arbeit   anbieten."    Danach  bliebe 
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also  überhaupt  als  maassgebender  Gesichtspunkt  für  die  Bemessung  des  gerechten 
Lohnes  doch  nur  der  „innere  Werf*  des  Arbeitsproductes,  der  wieder  durch 
„Zusammenzählen  sämmtlicher  Wertfactoren  einer  Arbeitsleistung"  gefunden 
werden  soll. 

Zu  diesen  Wertfactoren  gehören  freilich  auch  die  betreffende  Persönlichkeit 
des  Arbeiters  mit  ihren  Anlagen  und  ihrer  Tüchtigkeit,  die  Anforderungen  der 
Arbeit  an  die  Persönlichkeit,  verbunden  mit  den  Zufälligkeiten,  welche  die  Arbeit 
für  eben  diese  Persönlichkeit  mit  sich  bringt,  u.  s,  w.  Mit  den  Bedürfnissen  dos 
Arbeiters  haben  diese  Elemente  aber  nichts  zu  thun.  Diesen  Wertfactoren  kann 
genügt  werden,  ohne  dass  den  Forderungen  der  natürlichen  Gerechtigkeit  ent- 
sprochen, ohne  dass  den  Lebensbedürfnissen  des  Arbeiters  voll  Rechnung 
getragen  wird.  Ein  Lohn  kann  daher  nach  diesem  Gedanken  aufbaue  „gerecht" 
im  ausgleichenden  Sinne  erscheinen,  ohne  dass  der  ethischen  Pflicht  der  Rücksicht- 
nahme auf  die  Ansprüche  des  Arbeiters  auf  die  Lebenserhaltung  genüge  geleistet  wäre. 

Gegenüber  den  in  solcher  Weise  anerkannten  Forderungen,  die  an  das 
Ausmaass  des  Lohnes  vom  Standpunkte  der  beiden  Arten  von  Gerechtigkeit  aus 
gestellt  werden,  resultiert,  beide  zusammenfassend,  die  Frage:  Wo  endet  die  Gerechtig- 
keit in  der  Lohnzahlung,  welcher  höchste  Lohn  ist  nicht  mehr  gerecht?  Welcher 
niedrigsteLohnistnochgerecht?  Diese  Umkehrung  der  Frage  ergibt  sich 
aus  der  Verschiedenartigkeit   der  Grundlagen    der  beiden  Gerechtigkeitsprincipien. 

Ungenügend,  nach  dem  Standpunkte  der  eben  besprochenen  Literaturrichtung, 
sogar  unrichtig  wäre  die  allerdings  einfache  Antwort:  Der  Lohn  hört  auf  gerecht 
zu  sein,  wenn  er  weder  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  entspricht,  weil  Arbeits- 
leistung und  Entgelt,  d.  i.  Lohn  inadäquat  sind,  und  wenn  er  gleichzeitig 
auch  nicht  hinreicht,  die  Bedürfnisse  des  Arbeiters  zu  befriedigen.  Da  der  Lohn 
im  Sinne  der  einen  Gerechtigkeit  zureichend  und  gerecht  erscheinen  kann  bei 
einer  Höhe,  wo  er  im  Sinne  der  anderen  Gerechtigkeit  noch  nicht,  beziehungsweise 
nicht  mehr  als  gerecht  anerkannt  werden  kann,  so  ergibt  sich  daraus  wieder  noth- 
wondig,  dass  es  in  diesem  Sinne  zwei  Minimallöhne  geben  muss.  Der  eine  ist 
jener  niedrigste  Lohn,  bei  dem  gerade  noch  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  genüge 
gethan  ist,  indem  Arbeit  und  Arbeitsentgelt  als  adäquate  Wertgrössen  anerkannt 
sind,  und  der  zweite  ist  jener  niedrigste  Lohnsatz,  der  gerade  hinreicht,  um  die 
Bedürfnisse  des  Arbeiters  zu  befriedigen. 

Die  Anerkennung  der  Forderung  eines  der  beiden  Minimallöhne  wird  natürlich 
nicht  immer,  aber  doch  allzuhäufig  und  gerade  in  den  kritischen  Verhältnissen 
die  Berücksichtigung  der  Grundlagen  des  anderen  Minimallohnes  ausschliessen. 
Zu  dieser  Incongrueuz,  die  also  ganz  offenbar  hier  vorliegt,  führen  die  Grundsätze 
der  Lohntheorien,  welche  von  der  oben  genannten  Gruppe  von  Wirtschaftslehrern 
und  Moralphilosophen  vertreten  werden.  ^) 


')  Von  Seite  eines  der  vornehmsten  Führer  der  österreichischen  Schule  der  katho- 
lischen Socialpolitik  wurde  mir  in  dieser  Hinsicht  der  Einwand  gemacht,  die  ausgleichende 
Gerechtigkeit  sei  nur  eine  Kategorie  der  natürlichen  Gerechtigkeit  und  habe  nur  dort, 
wo  die  natürliche  Gerechti>ikeit  im  engeren  Sinne  nicht  anwendbar  sei,  ergänzende  Function. 
Es  liegt  mir  völlig  fern,  gegen  diese  Auffassung  polemisieren  zu  wollen;  ich  muss 
jedoch  feststellen,   dass   aus   den  in   der  Literatur  vertretenen  Anschauungen  ein  solcher 
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II.  In  weitaus  klarerer  Weise  präcisiert  die  französische  Sclmle  der  „katho- 
lischen Wirtschaftslehre"  ihren  Standpunkt.  Auch  sie  nimmt  Stellung  zur  Frage 
von  der  Gerechtigkeit  des  Lohnes,  behandelt  aber  das  ganze  Problem  von  völlig 
liberalen  Ideen  ausgehend. 

E  am  band  stellt  sich  die  Frage  nach  jener  Grenze,  wo  die  Ausbeutung 
der  Zwangslage  des  Arbeiters  beginnt.^)  Auch  er  gibt  zu,  dass  mit  der  Anerken- 
nung des  Charakters  des  Arbeitsverhältnisses  als  eines  Lohnvertrages  im  Sinne 
des  römischen  Eechtes  die  Ausbeutung  der  Bedürfnisse  des  Arbeiters  möglich 
wird.  Seine  Antwort  auf  die  obige  Frage  lautet:  ,,M§me  en  admettant,  que  ces 
hesoins  s'entendent  du  n^cessaire  social,  c"est-ä-dire  d'aprös  les  habitudes  acquises 
du  milieu,  et  non  pas  d'un  näcessaire  economique  qu'impliquerait  strictement,  que 
le  maintien  possible  de  la  vie  et  le  renouvellement  de  la  famille  ouvriere,  il  faut 
admettre,  que  l'employeur  ne  commence  ä  exploiter  Temploye  que  lorsque  Tin- 
dustrie  pouvant  accorder  des  conditions  meilleures  Tindustriel  les  refuse  par 
cupidit^''. 

Für  ihn  beginnt  die  Ungerechtigkeit  des  Lohnes  also  erst  dort,  M'O  der 
Arbeitgeber  sich  der  Sünde  der  Habsucht  schuldig  macht.  Ganz  unzweideutig 
spricht  sich  E  am  band  nach  dieser  Eichtung  hin  in  einem  anderen  Zusammen- 
hange aus,  indem  er  bemerkt:  „Le  salaire  convenu  n'est  pas  injuste, 
lorsqu'il  est  ^gal  au  ren  dement  du  travail,  encore  qu'il  soit 
införieur  aux  besoins  du  travailleur". 

Es  dürfte  wohl  kaum  gelingen,  einen  gewissen  Gegensatz  zwischen  diesem 
Standpunkte  einerseits  und  jenem  der  päpstlichen  Encyclica  „Eerum  novarum* 
völlig  zu  überbrücken.  Diese  Encyclica  stellt,  die  Gerechtigkeit  des  Lohnes  berüh- 
rend, den  Satz  auf,  dass  es  ganz  irrig  sei,  zu  meinen,  ein  Unrecht  hinsichtlich 
der  Lohnzahlung  läge  nur  dann  vor,  wenn  entweder  der  Lohnherr  einen  Theil  des 
Lohnes  zurückbehalte  oder  der  Arbeiter  nicht  die  vollständige  Arbeitsleistung 
dem  Vertrage  gemäss  verrichte.  Ein  wesentliches  Moment  sei  dabei  übersehen : 
„Arbeiten  heisst  seine  Kräfte  anstrengen  zur  Beschaffung  seines  Lebens- 
unterhaltes und  zur  Besorgung  aller  irdischen  Bedürfnisse."  Die  Arbeit  sei  zwar 
persönlich  frei  gestellt,  wo  sie  aber  um  der  Erhaltung  des  Daseins  willen  nöthig 
werde,  dort  trete  die  Forderung  der  natürlichen  Gerechtigkeit  in  den  Vorder- 
grund :  „dass  der  Lohn  nicht  etwa  so  niedrig  sei,  dass  er  einem 
genügsamen,  rechtschaffenen  Arbeiter  den  Lebensunterhalt 
nicht  abwirft''.  Diese  schwerwiegende  Forderung  sei  aber  unabhängig  von  dem 
freien  Willen  der  Vertragstheile. 

Allerdings  versuchte  Perin,  gleichfalls  einer  der  vornehmsten  französischen 
Wirtschaftstheoretiker  katholischer  Eichtung,   eine  Interpretation  der  Encyclica   in 


Standpunkt  nicht  zu  entnehmen  ist.  Diese  zwingen  vielmehr  zur  Annahme,  dass  ein  Neben- 
einander der  beiden  Gerechtigkeitsprincipien  gedacht  ist,  während  nach  der  obigen  Auf- 
fassung nur  eine  Subsidiarität  zwischen  beiden  bestehen  soll,  insoferne  das  Princip  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  nur  überall  dort  und  immer  dann  bei  der  Lohnbestimmung 
zur  Anwendung  gebracht  werden  soll,  wenn  das  Princip  der  natürlichen  Gerechtigkeit  zu 
Ungerechtigkeiten  führen  würde. 

^)  Eambaud  a.  a.  0.,  S.  545. 


Das  Problem  des  Minimallohnes  im  Lichte  der  christlichsocialen  etc.  193 

dem  Sinne,  dass  er  erklärt,  der  Papst  gehe  hinsichtlich  des  Satzes,  es  müsse  der 
Lohn  einem  genügsamen,  rechtschaffenen  Arbeiter  den  Lebensunterhalt  abwerfen, 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Arbeitsleistung  des  Arbeiters  einen  Wert 
geschaffen  habe,  der  dem  Werte  seiner  Bedürfnisse  gleich  kommt.  ^)  Von  Ram- 
baud  wild  zur  Kräftigung  dieser  Interpretation  auf  einen  Ausspruch  des  Papstes 
hingewiesen,  den  er  zu  den  französischen  Pilgern,  die  unter  Führung  des  Grafen 
de  Mun  vor  ihm  erschienen,  gethan  hat:  „La  Solution  de  la  question  ouvriere 
est  de  sa  nature  liee  aux  preceptes  de  la  parfaite  justice,  qui  reclame  que  le  salaire 
reponde  adequatement  au  travail."  Daraus  sei  zu  schliessen,  dass  der  Papst  hinsicht- 
lich der  Lohnhöhe  es  für  das  Wichtigste  halte,  dass  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit genüge  gethan  wird. 

Die  Fälle,  die  man  hiebei  ins  Auge  fassen  müsse,  wenn  die  Lohnhöhe 
auf  die  Gerechtigkeit  hin  geprüft  werden  solle,  seien  vor  allem  jene,  wo  der 
Arbeitgeber  entweder  gar  keinen  Gewinn  aus  der  Arbeit  des  Arbeitnehmers 
zieht,  oder  nur  einen  so  geringen,  dass,  wenn  er  nur  einen  adäquaten  Lohn 
zahlen  würde,  dieser  Gewinn  zur  standesgemässen  Erhaltung  seines  (dos  Arbeit- 
gebers) Lebens  nicht  hinreichen  würde. 

Dieses  Bestreben,  die  eigene  Theorie  mit  den  Enunciationen  des  päpstlichen 
Stuhles  in  Einklang  zu  bringen,  ist  wohl  sehr  begreiflich,  aber  es  muss 
bei  objectiver  Beurtheilung  beider  Standpunkte  doch  als  ein  vergebliches  erklärt 
werden.  Der  päpstliche  Stuhl  steht  mit  dem  Rundschreiben  „Rerum  novarum" 
ganz  und  gar  nicht  auf  dem  Boden  des  laissez  faire,  laissez  aller,  wie  dies  bei 
der   in  Rede  stehenden  Gruppe    französischer  Wirtschaftstheoretiker   der  Fall   ist. 

Im  grossen  und  ganzen  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  französische 
Literatur,-)  soweit  eben  nicht  einzelne  ihrer  Vertreter  der  Schule  von  Lüttich 
zuzuzählen  sind,  mit  grosser  Consequenz  gegen  die  Rücksichtnahme 
auf  die  Lebensbedürfnisse  des  Arbeiters  bei  der  Beurtheilung  der 
Lohnhöhe  auftritt.  Gegen  das  Princip,  die  Lebenserhaltung  des  Arbeiters  als 
einen  maassgebenden  Factor  bei  der  Lohnbildung  zur  Geltung  kommen  zu  lassen, 
wird  in  der  Regel  der  Einwand  erhoben,  dass  einerseits  das  Alter,  Schwäche, 
Ungeschicklichkeit  des  Arbeiters,  anderseits  aber  auch  die  Leistungsfähigkeit 
der  Industrie  Factoren  seien,  über  die  man  nicht  hinwegkommen  könnte.  Diese 
würde,  solange  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrages  anerkannt  sei  —  und  die  muss 
ja  vom  christlichen  Standpunkt,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  anerkannt  werden  — 
immer  dazu  führen,  dass  der  Arbeitgeber  nur  solche  Arbeitskräfte  einstellen  würde, 
die  auch  thatsächlich  jene  Arbeitsleistung  aufzuweisen  vermögen,  welche  einem 
den  Bedürfnissen  des  Arbeiters  genügenden  Lohn  adäquat  wären.  Rambaud 
geht  daher  auch  geradezu  von  der  These  aus:  ^^L'individu  qui  accepte  moins  que 
ses  besoins,  mais  autant  que  son  travail  n'est  pas  violente  et  le  contrat  avec  lui 
n'est  donc  pas  injuste". 


')  Perin,  L'economie  politique  d'apres  rEncyclique  sur  la  condition  des  ouvriers, 
pag.  20  sequ, 

-)  Hieher  sind  vor  allem  zu  rechnen  Rambaud,  Perin,  Fristet,  aber  auch 
der  Bischof  von  Augers  Charles  E  m  il  e  F  r  e  p  p  e  1,  der  Führer  der  Schule  von  Angers, 
die  überhaupt  eine  fast  raanchesterliche  Socialpolitik  treibt. 
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Ganz  abgesehen  von  dieser  theoretischen  Bekämpfung  der  Idee  eines  Minimal- 
lohnes wird  von  dieser  Seite  dem  Problem  die  Möglichkeit  der  Durchführung  im 
Hinblicke  auf  die  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Verwirklichung  in  der  Praxis 
ergeben  würden,  abgesprochen. 

III.  Namentlich  zu  dieser  französischen  Richtung  der  katholischen  Wirt- 
schaftslehre in  schroffem  Gegensatze  steht  eine  dritte  Gruppe  von  katholischen 
Socialreformern,  die,  in  ganz  gleicher  Weise  streng  auf  dem  Boden  des  katholischen 
Dogmas  stehend,  doch  von  wirklich  socialwirtschaftlichen  Ideen  getragen,  in  der 
Lohnfrage  eine  in  gewissem  Sinne  geradezu  radicale  Stellung  einnehmen.  Gekenn- 
zeichnet ist  diese  Richtung  durch  die  Namen  von  V  o  g  e  1  s  a  n  g,  A.  M.  Weis  s, 
Prinz  Liechtenstein,  Prälat  Schindler  und  Professor  Hitze,  die  als 
Führer  in  Oesterreich  und  Deutschland,  Graf  de  Mun,  Abbe  de  Pascal, 
Victor  B  r  a  n  t  s  und  Bischof  D  o  u  t  r  e  1  o  u  x,  die  in  Frankreich  und  Belgien  das 
grösste  Verdienst  um  die  Verbreitung  wirklich  socialer  Ideen  in  den  Kreisen  der 
gläubigen  Katholiken  sich  erworben  haben. 

Am  weitesten  gehen  wohl  von  Vogel  sang  und  seine  engeren  Gesinnungs- 
genossen. In  Uebereinstimmung  mit  P.  Albert  Maria  Weiss,  dem  bekannten 
Dominikaner,  beantwortet  er  die  Frage,  was  Lohn  sei,  mit  dem,  dass  er  die 
Gegenleistung,  welche  dem  Arbeiter  vom  Unternehmer  gewährt  wird,  eintheilt : 
1.  in  den  Kostenersatz  der  Arbeit,  und  2.  in  den  Lohn  der  Arbeit  im  eigent- 
lichen Sinne.  ^)  Er  verweist  dabei  auf  das  nach  guter  alter  Sitte  bestehende  Ver- 
hältnis der  Hausdienstboten  zu  ihren  Arbeitgebern,  die  ausser  der  vollständigen 
Verpflegung  heute  noch  vielfach  Kleidung  und  darüber  hinaus  einen  Lohn 
gewähren.  Anders  beim  industriellen  Arbeiter.  Unter  dem  Einflüsse  des  Ueber- 
angebotes  an  Arbeit  sei  der  sogenannte  Lohn,  in  einem  die  Gesaramtbezüge 
des  Arbeiters,  soweit  herabgesunken,  dass  als  Lohn  im  eigentlichen  Sinn  gar 
nichts  mehr  und  zur  Befriedigung  der  Lebensnothdurft  nur  ein  unzureichender 
Theil  übriggeblieben  ist. 

Hier  wird  also  die  Forderung  nicht  nur  auf  einen  den  Bedürfnissen  des 
Arbeiters  genügenden  Lohn  gestellt,  also  auf  einen  Minimallohn,  der  dem  Erfor- 
dernisse der  natürlichen  Gerechtigkeit  genügt,  wie  ihn  die  Encyclica  „Rerum 
novarum"  verlangt,  sondern  es  wird  gefordert,  dass  über  die  zur  Bedürfnis- 
befriedigung nothwendigen  Mittel  hinaus  dem  Arbeiter  ein  Einkommen  aus  dem 
Lohne  zukomme,  wodurch  ihm  ein  Spielraum  in  seinen  budgetären  Verfügungen 
gegeben  ist;  damit  soll  der  Gewinn  erzielt  werden,  dass  der  grössere  Procentsatz 
der  der  Kirche  von  Gott  Anvertrauten  nicht  durch  einen  menschenunwürdigen 
Kampf  ums  Dasein  ihrer  heiligenden  Einflussnahme  entfremdet  werde.  ^) 

Einen  ganz  ähnlichen  Standpunkt  vertritt  der  im  übrigen  weniger  radicale 
P.  Costa-Rossetti  in  der  Lohnfrage,  wenngleich  bei  diesem  Schrift- 
steller formell  die  Forderungen  nicht  gleich  lauten  und  demzufolge  auch  der 
Widerspruch  zu  dem  päpstlichen  Rundschreiben  über  die  Arbeiterfrage  („Rerum 
novarum")  nicht  auffällt.  Er  schreibt:   „Damit  bei  der  Classe  von  Arbeitern,   die 


')  Vgl.  Vogelsang,    Die    Arbeit    und   ihr   Recht,   Oesterreichische   Monatschrift, 
Bd.  V,  S.  462. 

^)  Vgl.  Vogelsang,  Zur  Arbeiterfrage,  Oesterreichische  Monatschrift,  Bd.  V,  S.  523. 
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beständig  oder  doch  längere  Zeit  hindurch  für  einen  anderen  arbeiten,  der 
niedrigste  Arbeitslohn  noch  immer  dem  Gesetze  der  Gerechtigkeit  entspreche, 
muss  er  grösser  sein,  als  der  standesgemässe  momentane  Unterhalt  des 
Arbeiters  absolut  erfordert;  er  muss  mit  anderen  Worten  so  gross  sein,  dass 
der  Arbeiter  imstande  sei,  eine  Gattin  zu  ernähren,  wenn  diese  wegen  der  Sorge 
für  die  Kinder  nicht  um  Lohn  arbeiten  kann,  u.  s.  w.  Freilich  wenn  der 
Mensch  ein  vernunftloses  Thier  wäre  und  wenn  man  an  der  menschlichen  Arbeit 
den  Kosten-  und  Kraftaufwand  allein  ins  Auge  fassen  wollte,  dann  würde  es 
zum  niedrigsten  Arbeitslohn  unbeschadet  der  Gerechtigkeit  allerdings  genügen, 
dass  der  Arbeiter  davon  allein  s  t  a  n  d  e  s  g  e  m  ä  s  s  leben  könne;  aber  er 
ist  zu  klein,  wenn  man  die  Würde  der  menschlichen  Person  und  die  natürlichen 
Keehte  und  Pflichten  betrachtet,  welche  jeder  Mensch,  auch  der  Arbeiter  als  ver- 
nünftiges und  als  Gesellschaftswesen  hat".^)  Costa  fordert  dann  darüberhinaus 
auch,  dass  der  Arbeiter  für  die  Zeit  seiner  Erwerbsunfähigkeit,  der  Krankheit 
und  des  Alters  vor  allem  Vorsorgen  könne  mit  den  Mitteln  seines  Arbeitslohnes. 

Wie  schon  oben  angedeutet  wurde,  nimmt  der  geistvolle  Jesuit  Aug. 
Lehm  kühl  eine  vermittelnde  Stellung  ein.^)  In  seiner  Grundanschauung  ver- 
mag sich  Lehmkuhl  doch  nicht  davon  zu  emancipieren,^)  dass  Lohn  und 
Preis  einer  Ware  theoretisch  in  gleicher  Weise  zu  behandeln  sind.  Der  Wert 
des  Erzeugnisses  der  Arbeit  ist  „mitbestimmendes  Moment"  für  die  Lohnhöhe 
und  soll  es  sein,  wenngleich  auch  er  zugibt,  dass  diese  nicht  schlechthin  nach 
dem  Arbeitsproducte  anzusetzen  ist.  Mit  grosser  Entschiedenheit  sucht  er  aber 
der  Unklarheit  in  der  Unterscheidung  der  beiden  Arten  von  Gerechtigkeit  entgegen- 
zuarbeiten, obgleich  auch  er  mit  denselben  rechnet. 

Die  anscheinend  gerechte  Festsetzung  des  Lohnes  im  freien  Arbeitsvertrage 
nach  den  Forderungen  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit,  erklärt  L  e  h  m  k  u  h  ^ 
ausdrücklich,  werde  dennoch  im  Grunde  eine  ungerechte,  „wenn  der  Lohn  im 
allgemeinen  niedrigor  ist,  als  dass  der  Arbeiter  aus  ihm  seinen  entsprechenden 
Lebensunterhalt  und  den  Unterhalt  seiner  erwerbslosen  Familie  bestreiten  könnte". 
Freilich  fügt  er  hinzu:  „Wenigstens  ist  das  festzuhalten,  solange  der  Gesammt- 
gewinn  eines  industriellen  Unternehmens  eine  solche  Lohnhöhe  zulässt.  Sänke  der 
Gesammtgewinn  dauernd  tiefer,  so  würde  das  Geschäft  eben  unrentabel  und  nicht 
mehr  bestandfähig  sein".  Zufällige  Verluste  des  Geschäftsinhabers,  zufällige  Ver- 
theuerung  des  zu  verarbeitenden  Materiales  könnten  aber  keine  gerechte  Veran- 
lassung bieten,  unter  den  sonstigen  Minimalsatz  des  Arbeitslohnes  herunterzusteigen. 
Besserung  der  Conjunctur  erfordere  aber  dagegen  auch  keine  Hebung  des  Lohnes. 

Diese  Hindernisse  erkennt  Vogelsang  überhaupt  nicht  an.  „Eine  Indu- 
strie, welche  mit  Hungerlöhnen  arbeitet,   ist    als    gemeinschädlich    zu  verbieten." 


^)  Costa-Rossetti,  Philosophia  moralis,  pag.  745. 

2)  Wenn  von  mancher  Seite  behauptet  wird,  Lehmkuhl  stehe  der  Pachtung 
Vogelsangs  besonders  nahe  (Peesch  S.  J.),  er  vertrete  dieselben  Ideen,  so  trifft  dies 
im  allgemeinen  wohl  nicht  zu.  Den  Haider  Thesen  steht  er  schrotf  ablehnend  gegen- 
über und  er  gehört  gerade  zu  jenen,  die  der  Richtung  Vogelsangs  den  Widerspruch 
mit  den  Lehrworten  des  Papstes  zum  Vorwurfe  gemacht  haben. 

2)  Lehmkuhl,  Die  sociale  Noth  und  der  kirchliche  Einfluss,  4.  Heft  der  Samm- 
lung: Die  sociale  Frage  beleuchtet  durch  die  „Stimmi^n  aus  Maria-Lach"',  S.  45. 
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Wohl  fordert  auch  er  Schutz  der  Industrie  und  darin  soll  sogar  das  letzte  Mittel 
zur  Hintanhaltung  der  Arbeiterausbeutung  zu  suchen  sein.  Werde  der  Druck  der 
zügellosen  Weltconcurrenz  von  den  Fabrikanten  genommen,  werde  das  Staatsgebiet 
gegen  die  Invasion  der  ausländischen  Concurrenz  geschützt,  so  lasse  sich  wohl 
unschwer  das  Gleichgewicht  zwischen  Consumtion  und  Production  herstellen  und 
regeln.  Ist  aber  dies  erreicht,  dann  lasse  sich  wohl  auch  der  gerechte  Lohn  für 
den  Arbeiter  finden  und  überwachen. 

Dieser  Programmpunkt  führt  natürlich  zur  weiteren  Frage,  ob  der 
Staat  als  zurEegelung  des  Arbeitsverhältnisses  hinsichtlich 
der  Lohnhöhe  berufen  anerkannt  werden  soll.  Sie  wird  von  katho- 
lischer Seite  ebenso  lebhaft  erörtert  wie  die  nach  dem  berechtigten  Ausmaasse  eines 
eventuell  anzuerkennenden  Minimallohnes. ')  Die  Berechtigung  zur  staatlichen  Ein- 
flussnahme  hinsichtlich  des  Lohnvertrages  wird  wohl  überwiegend  zugegeben,-) 
und  hiebei  nicht  ohne  Grund  auf  Thomas  v.  A  q  u  i  n  zurückgegriffen,  der  ja  als 
Schüler  des  grossen  Stagiriten  auch  die  Unzulänglichkeit  und  das  Ergänzungs- 
bedürfnis der  isolierten  Familien  und  Privatverehie  als  die  treibenden  Elemente 
erklärt,  die  zur  Staatenbildung  führen.  Zweck  des  Staates  ist  es  bekanntlich, 
diesem  Ergänzungsbedürfnis  abzuhelfen.  Daher  müsse  es  auch  Zweck  des  Staates 
sein,  ,alle  die  Güter  zu  beschaffen,  die  allen  nothwendig  oder  nützlich  sind, 
aber  von  den  Einzelnen  durch  blosse  Privatthätigkeit  nicht  genügend  erreicht 
werden  können",  denn  „das  reichliche  Vorhandensein  dieser  Güter  ist  eben  das 
öffentliche  Wohl". 

Auch  in  der  Encyclica  Leos  XIII.  „Kerum  novarum"  wird  die  Einflussnahme 
des  Staates  auf  das  Arbeitsverhältnis  ausdrücklich  gerechtfertigt.  „Allerdings,  so 
heisst  es  in  derselben,  besteht  das  Gemeinwohl  vor  allem  in  der  Pflege  von 
Rechtschaffenheit  und  Tugend  und  es  gehört  zum  Begriffe  socialer  Wohlfahrt, 
dass  sie  den  Menschen  besser  mache.  Aber  auch  die  irdischen  Mittel,  deren 
Vorhandensein  und  Gebrauch  zur  Ausübung  der  Tagend  unerlässlich  ist,  fällt 
ebenso  in  den  Bereich  des  Staates.  Zur  Herstellung  dieser  Mittel  ist  nun  die 
Thätigkeit  der  niederen  arbeitenden  Classen  ebenso  wirksam  wie  unentbehrlich. 
Ja,  es  ist  eigentlich  die  Arbeit  auf  dem  Felde,  in  der  Werkstätte,  der  Fabrik, 
welche  im  Staate  Wohlhabenheit  herbeiführt.  Es  ist  also  nur  eine  Forderung 
strengster  Billigkeit,  dass  der  Staat  sich  der  Arbeiter  in  der  Richtung  annehme, 
ihnen  einen  entsprechenden  Antheil  am  Gewinne  der  Arbeit 
zuzusichern;  die  Arbeit  muss  ihnen  für  Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung 
soviel  abwerfen,  dass  ihr  Dasein  kein  gedrücktes  ist.  Wenn  der  Staat  somit,  wie 
es  seine  Pflicht  ist,  zur  Hebung  der  Lage  des  arbeitenden  Standes  alles  Thuii- 
liche  ins  Werk  setzt,  so  fügt  er  niemandem  Nachtheil  zu,  er  nützt  aber  sehr 
der  Gesammtheit,  die  ein  offenbares  Interesse  daran  hat,  dass  ein  Stand,  welcher 
dem  Staate  so  nothwendise  Dienste  leistet,  nicht  im  Elende  seine  Existenz  friste." 


^)  In  dieser  Hinsicht  ist  es  vor  allem  die  Frage,  ob  der  Minimallohn  eines 
Arbeiters  zur  Erhaltung  einer  Familie  hinreichen  soll,  welche  Gegenstand  einer  lebhaften 
Controverse  geworden  ist.  Für  den  Familienlohn  tritt  eine  Reihe  der  namhaftesten 
Scliriftsteller  ein. 

^)  Die  französische  Schule  verhält  sich  auch  hier  grundsätzlich  ablehnend. 
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Heber  das  Wie  des  „ins  Werksetzen  alles  Thunlichen"  äussert  sich  das 
Eundschreiben  des  Papstes  nur  vorübergehend  und  in  unzulänglicher  Weise. 
Die  ausdrückliche  Festsetzung  eines  Lohnminimums  durch  den  Staat  wird  nicht 
verlangt.  Von  Seite  einzelner  Schriftsteller  wird  diese  Aufgabe  allerdings  zuge- 
schrieben, aber  auch  ohne  dass  dem  praktischen  Problem  und  der  Durch- 
führung desselben  dabei  ernstlich  nähergetreten  wird. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  sind  die  Ideen  von  V  o  g  e  1  s  a  n  g  s,  wenn  auch 
wohl  von  Illusionen  nicht  ganz  frei,  doch  die  wertvollsten  unter  allen  im  Schosse 
der  katholisch-conservativen  Wirtschaftspartei  ausgebildeten.  Mit  grösster  Schärfe 
wendet  er  sich  gegen  jene  literarisch-politische  Parteirichtung,  die  von  der  Ueber- 
zpugung  ausgeht,  es  gebe  keine  Hilfe  für  das  Massenelend  der  arbeitenden 
Classe,  vielmehr  seien  „die  Arbeitermassen  auf  den  Trost  der  Kirche  auf  das 
Jenseits  und  die  milden  Gaben  derer  angewiesen,  zu  deren  Nutzen  die  Ein- 
richtungen und  Gesetze  des  Staates  functionieren." 

'Vogelsang  verweist  dem  gegenüber  auf  die  Verhältnisse  früherer  Zeiten. 
Die  Aufrechterhaltung  der  gerechten  Lohnhöhe  sei  Sache  der  christlichen  Obrig- 
keit gewesen,  sowie  es  ihre  Aufgabe  gewesen  sei,  für  die  Einhaltung  der  gerechten 
Preise  der  nothwendigen  AVaren  zu  sorgen.  In  dem  reich  organisierten  Gesell- 
schaftsleben des  Mittelalters  haben  die  einzelnen  socialen  Organismen  über  den 
gerecliten  Lohn  gewacht,  heute,  da  diese  verknöchert  und  zerfallen  sind,  erübrige 
nichts  anderes,  als  dass,  „bis  die  Gesellschaft  ihren  jetzigen  amorphen  Zustand 
aufgegeben  hat'',  die  Autorität  des  Staates  ein  sociales  Nothrecht  ausüben  müsse. 

„Das  regulierende  Eingreifen  des  Staates,  schreibt  Vogel  sang,  in  die 
Festsetzung  des  gerechten  Lohnes  hat  man  sich  nun  allerdings  nicht  so  zu 
denken,  dass  der  Staat  Lohntarife  für  alle  menschlichen  Arbeiten  aufsetzt  und 
überwacht.  Seine  Einwirkung  muss  mehr  als  eine  mittelbare  gedacht  werden." 
Das  Bestreben  der  Industrieunternehmer,  unter  dem  Zwange  der  Concurrenz  die 
Herstellungskosten  herabzudrücken,  lasse  sich  bei  zahlreichen  „Posten  des  Fabri- 
cationscontos'"  nicht  verwirklichen.  Der  Arbeitslohn  sei  am  meisten  dem  Drucke 
nach  abwärts  ausgesetzt,  der  Lohn  müsse  sinken.  Die  Concurrenzfähigkeit  sei 
der  Vorwand  für  die  Zahlung  von  Jammerlöhnen,  die  jeder  Gerechtigkeit  spotten. 
Dieser  Concurrenz,  die  solche  Löhne  zeitige,  müsse  innei-halb  der  Grenzen  eines 
Staates  ein  Ende  gemacht,  es  müsse  der  Bedarf  mit  der  Production  in 
Harmonie  gebracht  werden.  Solange  die  socialwirtschaftliche  Harmonie  nicht 
international  hergestellt  werden  könne,  erübrige  nichts  anderes,  als  dass  der 
Staat  sich  als  eine  in  sich  abgeschlossene  socialpolitische  Individualität  erkenne, 
sich  demgemäss  organisiere  und  nach  aussen  verhalte.  Werde  das  Staatsgebiet 
gegen  die  Invasion  der  auswärtigen  Concurrenz  geschützt,  so  lasse  sich  wohl 
unschwer  das  Gleichgewicht  zwischen  Consumtion  und  Production  herstellen  und 
regeln.  Sei  aber  dieses  erreicht,  dann  lasse  sich  wohl  auch  der  gerechte  Lohn  für 
den  Arbeiter  finden  und  überwachen.  Die  genossenschaftliche  Organisation  der 
Industrie  müsse  allerdings  helfend  zur  Seite  stehen. 

Das  Studium  der  katholischen  Literatur  über  die  Lohnfrage  ruft  in  dem 
objectiven  Beurtheiler  den  Eindruck  hervor,  dass  man  der  Sache  selbst  das  beste 
Wollen  entgegenbringt,  dass  man    es  aber  zum  grösseren  Theile  zu  keiner  Klar- 
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heit  des  Standpunktos  bringen  kann,  weil  es  an  der  nothwendigen  Freiheit  fehlt, 
das  Problem  ganz  zu  durchdenken,  und  zwar  sowohl  in  seinen  Voraussetzungen, 
als  auch  in  seinen  Consequenzen. 

Man  wird  sich  der  Ueberzeugung  nicht  verschliessen  dürfen,  dass  alle 
Richtungen  und  Schattierungen  der  katholisch-conservativen  Reformpartei  —  ich 
möchte  selbst  die  stark  liberale  französische  Gruppe  nicht  ausnehmen  —  die  For- 
derungen der  natürlichen  Gerechtigkeit  verwirklicht  sehen  möchten.  Allein  in 
diesem  Wunsche  begegnen  sie  einem  der  Gesammtheit  der  Glaubenssätze  und 
dem  Sittengesetze  der  Kirche  entspringenden  Einflüsse,  der  sie  hindert,  die  noth- 
wendigen Folgerungen  für  eine  praktische  Politik  in  der  Lohnfrage  zu  ziehen, 
und  dieser  Einfluss  geht  von  den  Moralsätzen   über  die  Charitas  ans. 

Fast  immer  laufen  die  katholischen  Lohntheorien  in  letzter  Linie  darauf 
hinaas,  dass  das  Schwergewicht  auf  die  Charitas  und  auf  die  zu  dieser  Charitas 
führende  christliche  Erziehung  zu  legen  sei.  Die  Erzieliung  der  Gläubigen  zu 
einer  charitativen  Weltanschauung  soll  es  mit  sich  bringen,  dass  die  Arbeitgeber 
motu  proprio  Löhne  im  Sinne  der  natürlichen  Gerechtigkeit  zahlen. 

Wieder  ist  es  auch  hier  von  Vogel  sang,  der  sich  in  seinem  Urtheile 
und  in  seinen  wirtschaftlichen  Reformideen  hievon  nicht  beeinflussen  lässt.  Unter 
Anerkennung  des  Oeuvre  des  cercles  catholiques  d'ouvriers^)  nimmt  er  den  völlig 
klaren  und  präcisen  Standpunkt  ein,  dass  die  christliche  Charitas  zwar  noth- 
wendig  ist  zur  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern, 
dass  sie  aber  bei  weitem  nicht  genügt,  um  dem  Arbeiter,  wie  dem  Unternehmer 
sein  Recht  zu  verschaffen.  Eine  patriarchale  charitative  Bestrebung  der  Fabrik- 
besitzer dürfe  den  Mangel  einer  commutativen  Gerechtigkeit  nicht  verhüllen.  Die 
Charitas  kann  die  Gerechtigkeit  nicht  ersetzen,  sie  ist  nur  eine  Vervollkommnung 
der  Gerechtigkeit;  wollte  sie  die  Gerechtigkeit  ersetzen,  dann  wäre  sie  eben  nicht 
mehr  Charitas.  Gerechtigkeit  will  die  Handlungen  der  Menschen  in  ihren 
Beziehungen  untereinander  regeln.  Die  Charitas  hat  den  Menschen  in  dem  zu 
vervollkommnen,  was  er  sich  selbst  schuldig  ist. 

Vogelsang  hat  in  der  Erkenntnis  dieses  Fehlers  beim  Aufbaue  seines 
Reformplanes  denselben  zu  vermeiden  gewusst.  Deshalb  ist  auch  seine  Lohntheorie 
und  seine  Idee,  die  Arbeitslohnverhältnisse  zu  bessern,  unter  allen,  welche  aus 
dem  Kreise  der  christlich-socialen  Reformpartei  katholischer  Richtung  hervor, 
gegangen  sind,  nicht  nur  die  sympathischeste,  sondern  auch  die  wertvollste,  wei 
sie  mit  thatsächlichen  Verhältnissen,  mit  den  Menschen,  wie  sie  sind,  nicht  wie 
sie  sein  sollen,  wie  man  sie  haben  möchte,  rechnet.  Zudem  verfallen  ja  auch 
alle  übrigen  Theorien  dieser  Partei,  die  einigermaassen  bekannt  geworden  sind, 
in  den  Fehler,  dass  sie,  zwischen  zwei  Gerechtigkeitsidealen  schwankend,  beiden 
zu  entsprechen  suchen,  obgleich  dies  unmöglich  ist.  Ein  Lohn  kann  nur  ent- 
weder gerecht  sein  oder  ungerecht,  nicht  aber  beides  zugleich,  gerecht  und 
ungerecht  —  wenigstens  nicht  vom  Standpunkte  eines  objectiven  Beurtheilers, 
wie  es  der  Socialreformator  und  nicht  minder  der  Wirtschaftstheoretiker  sein  muss. 


»)  Vgl.  Oesterreichische  Monatschrift,  Bd.  VII,  1883,  S.  351. 
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I. 

Die  englischen    Gnosseinkaufs-Genossenschaften. 

Auf  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  hat  seit  den  Zeiten 
Adam  Smiths  ein  grosser  Umschwung  stattgefunden.  Nicht  nur  die  arbeitenden 
Glassen  führen  den  mühseligen  Kampf  ums  Leben  unter  günstigeren  Umständen 
und  können  sich  für  ihren  gesteigerten  Verdienst  gewisse  Bequemlichkeiten  und 
Erleichterungen  verschaffen,  die  vor  noch  fünfzig  Jahren  unerreichbar  scheinen; 
auch  die  grosse  Mittelclasse  der  Bevölkerung  musste  darauf  bedacht  sein,  mit 
den  gesteigerteren  Preisen  aller  nothwendigen  Lebensbedürfnisse  ihr  Einkommen 
in  einen  gewissen  Einklang  zu  bringen. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  entstanden  frühzeitig  Consumvereine,  die  an 
ihre  Mitglieder  zu  billigen  Preisen  Waren  verkauften.  Da  sie  aber  ihrerseits  die 
Rohware  bei  Privaten  zu  kaufen  hatten,  was  meistens  durch  Vermittlung  eines 
Zwischenhändlers  geschah,  tauchte  der  Gedanke  auf,  ob  es  nicht  möglich  wäre, 
den  Gewinn  des  Verkäufers  und  des  Zwischenhändlers  selbst  zu  erzielen.  Zur 
praktischen  Vewirklichung  dieses  Gedankens  kam  es  zum  erstenmale  im  Norden 
Englands.  In  Manchester  wurde  nämlich  im  Jahre  1864  eine  Vereinigung 
geschaffen,  die  unter  dem  Namen  „The  Cooperative  Wholesale  Society"  bekannt 
ist,  und  allmählich  zu  grossem  Einfluss  gelangte. 

So  vortrefflich  das  System  der  Consumvereine  war,  so  litt  es  an  bedeutenden 
Mängeln.  Die  Preise,  um  die  sie  an  ihre  Mitglieder  verkauften,  waren  zwar 
niedriger  und  die  Waren  selbst  von  besserer  Qualität,  als  im  Detailhandel. 
Allein  die  einzelnen  Genossenschaften  standen  ausserhalb  jeder  Gemeinschaft  und 
büssten  dies  dadurch,  dass  sie  sich,  ohne  es  zu  wollen,  beim  Einkaufe  gegen- 
seitig Concurrenz  machten.  Hiezu  trat  ein  anderer  sehr  schwer  wiegender  üebel- 
stand,  der  später  ausführlicher  erwähnt  werden  soll:  die  Unmöglichkeit  nämlich, 
auf  den  Consum  zu  irgend  einer  Zeit  Einfluss  zu  nehmen. 

^)  Auf  Grund  persönlicher  Informationen    und   der  Jahresberichte  der  Wholesales. 
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Daher  war  schon  im  Jahre  1832  eine  Grosseinkanfsgenossenschaft  in 
London  entstanden,  diese  war  aber  in  ihrem  Wirken  durch  die  gesetzlichen  Ver- 
hältnisse gehemmt. 

Bis  zum  Jahre  1846  war  nämlich  jedes  einzelne  Mitglied  einer  Genossen- 
schaft für  alle  Schulden  derselben  haftbar;  auch  konnte  jedes  Mitglied  die 
Genossenschaft  ungestraft  berauben,  da  es  ja  gesetzlich  deren  Theilnehmer  war 
und  in  dieser  Eigenschaft  nicht  „stehlen"  konnte,  was  sein  Eigenthum  war.  Das 
ist  eine  Rechtsspecialität  Englands.  Es  gab  dagegen  keine  Abhilfe,  ausser  durch 
einen  langwierigen  Civilprocess,  welcher  dem  Dieb  Zeit  gab,  seinen  Kaub  zu 
sichern.  'Erst  in  den  50er  und  60er  Jahren  wurde  das  Genossenschaftsgesetz 
reformiert. 

Eine  zweite  Engrosgenossenschaft  wurde  im  Jahre  1850  ins  Leben  gerufen. 
Das  Unternehmen  scheiterte  jedoch,  und  die  Gründer  erlitten  grosse  Verluste. 
1855  wurden  dann  die  Pioniere  von  Rochdale  von  verschiedenen  Consumvereinen 
angegangen,  für  sie  eine  Engros-Abtheilung  zu  eröifnen.  Auch  diese  Veranstaltung 
brachte  infolge  unvollkommener  Organisation  Schaden.  Erst  nachdem  im 
Jahre  1862  das  Gesetz  zu  Gunsten  der  Genossenschaften  im  Parlamente 
beschlossen  worden  war,  gelang  es  endlich  zu  Weinachten  1863,  in  Oldham  eine 
erfolgreiche  Grosseinkaufsgenossenschaft  zu  errichten.  Dies  geschah  auf  folgen- 
der Basis: 

In  Liverpool  oder  Manchester  ist  eine  Centrale  zu  eröifnen.  Nur  Consum- 
vereine  können  Mitglieder  und  Kunden  sein.  Die  Zahlungen  müssen  in  Barem 
geleistet  werden.  Die  Centrale  kauft  ihre  Waren  nur  nach  Maassgabe  von 
Bestellungen  der  Theilnehmer  und  stellt  sie  diesen  zum  Kostenpreise  plus  einer 
geringen  Commissionsgebür  (für  Geschäftsauslagen,  Frachtspesen  und  Capital- 
zinsen)  in  Rechnung.  Die  Mitglieder-Consumvereine  übernehmen  eine  zur  Zahl 
ihrer  Mitglieder  in  einem  gewissen  Verhältnisse  stehende  Menge  von  Actien. 

Im  August  1863  wurde  diese  Vereinigung  als  „North  of  England  Co- 
operative  Wholesale,  Industrial  and  Provident  Society  Limited"  mit  dem  Sitze  in 
Manchester  ins  Handelsregister  eingetragen.  Die  Geschäfte  begannen  mit  dem 
Jahre  1864. 

Diese  Gesellschaft  fusste  auf  den  Bestimmungen  der  Conferenz  von  Oldham, 
wonach  nur  Consumvereine,  nicht  einzelne  physische  Personen,  Actionäre  sein 
können.  Die  ärmsten  Vereine  hatten  dieselben  Rechte  wie  die  reichsten,  und 
theoretisch  gleiche  Pflichten,  da  sie  alle  im  Verhältnisse  zur  Zahl  ihrer  Mitglieder 
Antheile  zeichneten  und  ein  dementsprechendes  Wahlrecht  besassen.  Jede 
Genossenschaft  participiert  am  Gewinn  nach  Maassgabe  ihrer  Einkäufe. 

Anfänglich  war  die  ,, Wholesale"  eigentlich  bloss  eine  Centralstelle,  die  den 
Wareneinkauf  vermittelte.  Nach  einem  sechsmonatlichen  Zeiträume  wurde  dieser 
Versuch  aufgegeben,  da  er  nicht  den  erhofften  Erfolg  hatte.  Denn  obwohl  die 
Waren  um  ein  weniges  theuerer  als  um  den  Selbstkostenpreis  wieder  verkauft 
wurden,  so  hatte  die   „Wholesale"   dabei  Verluste. 

Es  war  nämlich  unmöglich,  die  mannigfaltigen  täglichen  Aufträge  der 
einzelnen  Vereine  zu  sammeln  und  gerade  nur  so  viel,  als  bestellt  wurde,  zu 
kaufen.    Auch   nöthigten   die   kaufmännischen  Usancen    in    verschiedenen  Zweigen 
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des  Warenliandels  zu  grösseren  Einkäufen,  als  unmittelbar  erforderlicli  war.  Um 
die  Waren  zum  billigsten  Preis  zu  bescliaifen,  wurde  daher  oft  mehr  eingekauft 
als  bestellt  worden,  und  somit  entstand  die  Nothwendigkeit,  Vorrathsmagazine  zu 
errichten.  Das  Schwanken  der  Marktpreise  jedoch  verursacht^  viele  Schwierigkeiten. 
Es  hatte'  nichts  zu  sagen,  wenn  die  Preise  in  die  Höhe  giengen,  denn  es  gab 
dann  keinen  Mangel  an  Kunden,  die  die  Waren  zum  Kostenpreise  plus  der 
Commissionsgebür  abnahmen.  Wenn  jedoch  die  Preise  fielen,  stand  die  „Whole- 
sale'' vor  der  Wahl,  entweder  imter  dem  Einkaufspreise  zu  verkaufen,  oder  die 
Gefahr  der  Lagerung  der  Vorräthe  und  den  Zinsensentgang  auf  sich  zu  nehmen. 

Dies  fährte  zur  Abschaffung  des  blossen  Vermittlungssystem  es  und  zur 
Einführung  der  Wirtschaft  auf  eigene  Rechnung:  damit  war  auch  die  Basis 
gegeben,  sich  je  nach  der  Marktlage  mit  Vorräthen  zu  versehen.^) 

Im  Jahre  1864  hatte  die  englische  „Wholesale"  mit  einem  Capitale  von 
2455  Pf.  Sterl.  ihre  Thätigkeit  begonnen.  Im  Jahre  1897  hingegen  betrug  das 
Capital  ungefähr  2.500.000  Pf.  Sterl.  Insgesammt  wurden  während  der  Jahre  1864 
bis  1897  W^aren  im  Werte  von  über  150.000.000  Pf.  Sterl.  umgesetzt,  der 
Nutzen  während  dieser  33jährigen   Periode    betrug  beinahe  2,000.000  Pf.  Sterl. 

Der  rasche  und  anhaltende  Fortschritt  der  „Wholesale"  kann  aus  der 
folgenden  Tabelle  ersehen  werden,  die  den  Geschäftsverkehr  in  Zeiträumen  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  angibt. 

.Anzahl  der  Gesamnit-  ^  ,. 

Jahr  ^l^Sl^/l'r        cSISr^;^;^  Warenverkehr  of^n^a 

hörenden  Vereine  in  Pt.  Sterl. 

1865 24.005  7.182  120.754  1.858 

1870 89.880  44.164  677.734  7.626 

1875 249.516  379.607  2,247.395  26.750 

1880 361.523  565.854  3,339.681  42.090 

1885 507.772  841.175  4,793.151  77.630 

1890 721.316  1,474.466  7,429.073  126.979 

1895 930.985  2,093.578  10,141.917  192.766 

1897 1,053.564  2,472.321  11,920.143  135.561 

Die  „Wholesale"  bildet  jetzt  die  Einkaufscentrale  von  1060  Consumvereinen. 
Es  soll  nun  gezeigt  werden,  in  welcher  Weise  und  unter  welchen  Cauteleu  die 
Aufnahme  von  neuen  Vereinen,  die  der  „Wholesale"  beitreten  wollen,  statt  findet. 

Genossenschaften,  welche  mit  der  „Wholesale"  in  Geschäftsverbindung  treten 
wollen,  müssen  ihr  Statut  und  die  letzte  Bilanz  vorlegen.  Sollte  diese  Bilance 
noch  imfertig  sein,  so  ist  bekannt  zu  geben:  Die  Mitgliederanzahl,  die  Höhe  des  voll- 
ständig eingezahlten  Capitales,  ob  den  Kunden  Credit  gewährt  wird,  bis  zu  welcher 
Höhe  und  endlich  der  wirkliche  oder  voraussichtliche  wöchentliche  Geschäftsumsatz. 

Bei  der  ersten  Bestellung  muss  Geld  in  der  Höhe  des  beiläufigen  Wertes 
der  bestellten  Waren  eingeschickt  werden,  bei  jeder  späteren  Bestellung  ist  die 
bare    Vorauszahlung    nicht   nothwendig,    doch    muss    die    Begleichung   innerhalb 

')  Bei  diesem  neuen  Organisations-Princip  verzichtete  aber  die  „Wholesale"  auf 
einen  Zuschlag  zum  Einkaufspreis  und  gab  die  Waren  ohne  jeden  Gewinn  ab;  änderte 
also  den  Modus  bei  der  Vertheilunof  des  Gewinnes. 
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sieben  Tagen  von  der  Facturierung  an  gerechnet  erfolgen.  Alle  Rechnungen  sind 
voll  zu  bezahlen.  Vereine,  die  nicht  registriert  oder  noch  nicht  vollständig 
constituiert  sind,  müssen  auch  bei  allen  späteren  Bestellungen  sofort  bar  zahlen. 

Mitglieder  können  solche  Consumvereine  sein,  welche  auf  Grund  des 
englischen  Gesetzes,  oder  conform  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  ihr  Sitz  sich 
befindet,  berechtigt  sind,  als  Corporationen  Handel  zu  treiben.  Zum  Beitritt  eines 
Consumvereines  bedarf  es  eines  ausdrücklichen  Beschlusses  des  Ausschusses  der 
„Wholesale",  welcher  noch  in  der  Generalversammlung  von  der  Majorität  der 
Delegierten  genehmigt  werden  muss.  Die  Bewerbung  um  Actien  hat  in  Form  einer 
Resolution  der  General-  oder  Auschussitzung  des  Consumvereines  zu  geschehen, 
muss  schriftlich  erfolgen  und  durch  die  Unterschriften  des  Secretärs  und  dreier 
Mitglieder  bestätigt  werden.  Der  Consumverein  muss  auch  die  Zahl  seiner 
Mitglieder  bekannt  geben,  weil  er  mindestens  3  Actien  ä  5  Pf.  Sterl,  für  je 
20  Mitglieder  übernehmen  muss.  Gleichzeitig  hat  sich  jeder  ^'erein  zu  verpflichten 
in  dem  Maasse,  als  die  Mitgliederzahl  wächst,  neue  Actien  zu  nehmen. 

Das  Gesellschaftscapital  soll  also  durch  Inhaber-Actien  ;\  5  Pf.  Sterl. 
aufgebracht  werden.  Jeder  Consumverein  hat  aber  beim  Eintritt  bloss  einen 
Schilling  von  jeder  Actie  anzuzahlen.  Doch  können  weder  Dividenden  noch  Zinsen 
bezogen  werden,  solange  die  Actien  nicht  voll  eingezahlt  sind.  Jedes  Mitglied 
kann  aber  die  Actien  im  voraus  bezahlen. 

Mit  der  Einzahlung  der  Actien  erlangen  die  Mitglieder  folgende  Rechte: 
Jeder  Consumverein  haftet  nur  bis  zur  Höhe  seiner  Actien.  Das  Actiencapital  wird 
vorweg  mit  5  Proc.  per  Jahr  verzinst.  Jede  Genossenschaft,  die  der  „Wholesale" 
augehört,  kann  für  je  500  Mitglieder  einen  Bevollmächtigten  für  die  viertel- 
jährlichen Versammlungen  ernennen  und  sich  so  direct  Einfluss  und  Stimme  in 
der  Geschäftsleitung  und  Centrale  verschaffen. 

Die  1060  Consumvereine  mit  zusammen  1,053.564  Mitgliedern,  welche 
die  „Wholesale'"  bilden,  haben  heute  in  Actien  ä  5  Pf.  Sterl.  ein  Capital  von 
728.749  Pf.  Sterl.  aufgebracht,  sie  geniessen  Credit  für  1,100.000  Pf.  Sterl. 

Die  Centrale  ist  in  Manchester.  Filialen  bestehen  in  London  und  Newcastle 
on  Tyne,  Depots  in  Leeds,  Birmingham,  Huddersfield,  Nottingham,  Blackburn, 
Bristol,  Northampton,  Cardiff  und  in  anderen  Städten.  Die  „Wholesale'"  besitzt 
Grundstücke  und  Gebäude  in  einer  grossen  Anzalil  von  Städten.  Der  Wert 
derselben  steigt  jährlich,  in  den  Activen  jedoch  erscheinen  die  infolge  reichlicher 
Abschreibung  bloss  mit  einem  W^ert  von  SVg  Millionen  Pf.  Sterl.  eingesetzt.  Die 
Reserven  anschliesslich  der  Bank-Abtheilung  betragen   152.723  Pf.  Sterl. 

Anfänglich  verkaufte  die  „W^holesale"  ausschliesslich  Lebensmittel.  Schritt- 
w^eise  wurden  auch  andere  Waren  beigefügt,  so  Tuch  und  Eisenwaren,  Möbel, 
Schuhe  und  anderes;  gegenwärtig  alles,  was  von  ihren  Mitgliedern  verkauft  wird. 

Erst  im  Jahre  1873  gieng  die  Wholesale  dazu  über,  die  Waren  für  ihre 
Mitglieder  selbst  zu  producieren  und  eigene  Fabriken  dafür  zu  errichten.  Dieses 
Verfahren  hat  sich  als  ausserordentlich  gewinnbringend  erwiesen,  obgleich  in 
manchen  Productionszweigen  die  „Wholesale"  einige  Jahre  mit  Verlust  arbeitete  und 
die  Betriebe  erst  nach  längerer  Zeit  Gewinn  abwarfen.  Im  Jahre  1873  machte 
die  , Wholesale"  den  ersten  Versuch  mit  der  eigenen  Erzeugung  von  Gebäck  und 
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Canditen  in  Crumpsall  bei  Manchester;  später  kamen  Dunstobst  und  Marmeladen 
hinzu.  Gegenwärtig  finden  in  deren  Fabrikation  295  Arbeiter  Beschäftigung, 
welche  jährlich  Waren  im  Werte  von   73.500  Pf.  Sterl.  erzeugen. 

Der  nächste  Fortschritt  war  die  Errichtung  einer  Schuhfabrik  in  Leicester. 
Jetzt  werden  dort  jährlich  l^/^  Millionen  Paar  Schuhe  hergestellt,  Ihr  Wert 
beträgt  280.000  Pf.  Sterl.  und  die  Profite  5.500  Pf.  Sterl.  In  dieser  Fabrik 
arbeiten  2200  Arbeiter.  Eine  zweite  Schuhfabrik  wurde  1880  zu  Heckmondwick 
errichtet,  wo  jährlich  168.000  Paar  Schuhe  fabriciert  werden.  1887  wurde  eine 
Abtheilung  für  die  Zubereitung  des  Leders  errichtet. 

Im  selben  Jahre  wurden  eine  Schafwollwarenfabrik  zu  Batley  und  eine 
Kleiderconfectionsfabrik  zu  Leeds  und  eine  ebensolche  in  Machester  errichtet,  wo 
sich  nun  auch  eine  Möbelfabrik  befindet.  Schon  im  Jahre  1875  führten  die 
grossen  Erfolge,  welche  die  „Wholesale"  gemacht  hatte,  zur  Eröffnung  einer 
eigenen  Seifenfabrik  zu  Durham;  im  Jahre  1895  erfolgte  die  Verlegung  derselben 
nach  Irlam,  wo  wöcnentlich  100.000  Kilogramm  erzeugt  werden;  der  Profit 
im  Jahre  1897  betrug  9000  Pf.  Sterl. 

1891  wurde  eine  grosse  Mühle  in  Dunstan  eröffnet,  welche  auf  eine 
Erzeugung  von  40  Säcken  Mehl  per  Stunde  eingerichtet  ist,  eine  zweite  Mühle 
zur  Versorgung  der  „Wholesale"  im  Herbst  1897.  Ferner  existiert  eine  sehr 
einträgliche  Bürstenfabrik  zu  London. 

In  London  befindet  sich  vor  allem  das  Thee,  Kaffee,  Cacao  und  Chocolade- 
department.  Wie  gross  diese  Abtheilung  ist,  ersieht  man  aus  folgenden  Daten. 
Das  Gebäude  bedeckt  einen  Raum  von  75.000  Quadratfuss.  Die  zur  Fabrication 
verwendeten  Dampfmaschinen  arbeiten  mit  zusammen  70  Pferdekräften.  Mehr  als 
300    Bedienstete    und    Arbeiter    sind    angestellt.    Im    Jahre    1897    wurde    hier 

umgesetzt: 

Thee  10,200.000  Ibs.  im  Werte  von  685.000  Pf.  Sterl. 

Kaffee     1,610.000    „      „        „         „        86.600 
Chocolade  und  Cacao     3,400.000     „      „        „         „      144.836 

Doch  nicht  genug  daran;  die  Direction  sah  sich  genöthigt,  da  auch  dieses 
enorme  Warenhaus  sich  als  zu  klein  erwies,  ein  neues  Gebäude  aufführen  zu 
lassen,  welches,  wenn  vollständig  eingerichtet,  nahezu  doppelt  so  gross  sein  wird, 
als  das  eben  beschriebene. 

In  1895  kam  noch  die  eigene  Druckerei  und  Buchbinderei  in  Manchester 
hiezu.  Dort  sind  gegenwärtig  203  Arbeiter  beschäftigt.  Die  Druckerei  hatte 
ursprünglich  nur  den  Zweck,  die  „Wholesale"  mit  den  nöthigen  Drucksorten  für 
ihren  Geschäftsbetrieb  zu  versorgen;  bald  aber  wurden  die  mit  der  „Wholesale''  in 
Verbindung  stehenden  Consumvereine  so  starke  Abnehmer,  dass  die  Verlegung 
der  Druckerei  in  ein  grösseres  Gebäude  nöthig  war;  die  ursprünglich  als  Hilfs- 
etablissement gedachte  Druckerei  ist  damit  in  die  Reihe  der  selbständigen 
Fabriksunternehmungen  getreten.  Hier  wird  auch  die  „Wheatsheaf"  eine  von  der 
„Wholesale"  herausgegebene  Monatschrift  über  genossenschaftliche  und  andere  Fragen 
gedruckt.  Auch  wurden  die  „Annuals"  für  die  Jahre  1896,  1897  und  1898  dort 
herausgegeben. 
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Sämmtliche  Fabriksgebäude  entsprechen  allen  Erfordernissen  der  Hygiene. 
Die  Arbeitsräume  sind  gross  und  licht,  mit  einem  Lufträume  per  Kopf,  der 
grösser  ist,  als  nach  den  Gewerbevorschriften  erforderlich  wäre.  Die  Löhne  sind 
die  höchsten  im  Lande.  Jede  Fabrik  hat  für  Arbeiter  und  Arbeiterinnnen 
getrennte  Speiseräume,  in  denen  die  Speisen  um  den  Selbstkostenpreis  abgegeben 
werden.  Ueberdies  steht  es  dem  Arbeiter  frei,  sich  das  Mittagsessen  in  die  Fabrik 
mitzubringen,  es  dort  zu  wannen  und  in  den  genannten  Eäumen  zu  speisen. 

Die  Thatsache,  dass  die  jährlichen  Einkäufe  in  Cigarren,  Koh-  und  Schnupf- 
tabak sich  auf  jährlich  215.000  Pf.  Sterl.  beliefen,  legten  es  'der  „Wholesale'" 
nahe,  eine  eigene  Tabakfabrik  in  Manchester  anzulegen.  Diese  Idee  erwies  sich 
als  sehr  praktisch,  denn  der  wöchentliche  Umsatz  hat  in  diesem  Geschäftszweige 
bereits  die  Summe  von  2600  Pf.  Sterl.  erreicht.  Für  die  ersten  I5V2  Wochen 
betrug  der  Eeingewinn  über  350  Pf.  Sterl.  Es  ist  gewiss  bemerkenswert,  dass 
gleich  bei  der  Einführung  eines  neuen  Geschäftszweiges  ein  so  erheblicher 
Gewinn  zu  erzielen  war. 

Die  neuesten  Fabriken  sind  eine  Flannelfabrik  in  Littleboro,  eine  Marmalade- 
fabrik  in  Middleton  und  eine  Kornmühle  in  Silverton  an  der  Themse. 

Lisgesammt  besitzt  die  „Wholesale"  zwölf  grosse  Fabriken  und  drei 
Mühlen,  dazu  die  Thee-,  Kaffee-  und  Cacao-Departments,  endlich  die  Molkereien 
und  Anstalten  in  Irland:  Depots  und  Anstalten  bestehen  im  ganzen  sechszig. 

Vielleicht  den  grössten  Erfolg  erzielte  die  „Wholesale"  durch  die  Errichtung 
von  Molkereien  in  Irland,  welche  nach  denselben  Principien  wie  die  dänischen 
und  französischen  eingerichtet  sind.  Länger  als  20  Jahre  lenkte  die  „Wholesale" 
fortwährend  die  Aufmerksamkeit  der  irischen  Landwirte  darauf,  dass  sie  Gefahr  laufen, 
den  englischen  Markt  für  ihre  Butter  zu  verlieren,  und  zwar  wegen  der  besseren 
Erzeugungsmethode  der  dänischen  und  französischen  Producenten.  Vor  20  Jahren 
kamen  ^/^  der  Buttervorräthe  der  Genossenschaften  aus  Irland:  jetzt  nur  noch  Vio- 
Jedoch  steigt  der  Percentsatz  bereits  wieder  infolge  der  Action  der  „Wholesale". 

Augenblicklich  besitzt  die  „Wholesale"  in  Irland  30  Haupt-  und  16 
Filial-Molkereien,  deren  jede  wöchentlich  2200  Fass  Butter  liefert.  Die  Errichtungs- 
kosten einer  Molkerei  betragen  1500  Pf.  Sterl.  24  Stunden,  nachdem  sie  die 
Milch  von  den  Landwirten  empfangen  haben,  liefern  sie  bereits  die  fertige  Butter 
der  „Wholesale"  nach  England  ab.  Man  nimmt  an,  dass  jetzt  die  Molkereien 
dem  irischen  Landwirte  bis  zu  25  fl.  per  Kuh  und  Jahr  mehr  einbringen,  als 
früher.  Uebrigens  besteht  die  Absicht,  sobald  sich  eine  günstige  Gelegenheit 
bietet,  Molkereien  in  verschiedenen  Theilen  Englands  zu  errichten,  um  mit  den 
dänischen  und  französischen  Producenten  zu  concurrieren. 

In  Cork  und  Limerick  wurden  Maschinen  für  die  Butterbereitnng  aufgestellt, 
in  Tralee  und  Armagh  in  Irland  Sammelstätten  errichtet  für  die  von  den 
Landwirten  gelieferte  Butter  und  Eier.  Im  Jahre  1897  wurde  hievon  für 
400.000  Pf.  Sterl.  verladen. 

Im  Jahre  1874  wurde  in  London  der  Schinken  und  Speckverschhdss 
eröffnet;  1880  wurde  eine  Abtheilung  für  das  Räuchern  des  Speckes  errichtet, 
während  die  Eäuchernng  bis  dahin  durch  einen  fremden  Unternehmer  gingen 
Bezahlung  erfolgte. 
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Im  Jahre  1894  erwiesen  sich  die  .Einrichtungen  als  zu  klein  und  die 
„Wholesale"  sah  sich  genöthigt,  ein  weit  grösseres  Gebäude  zu  errichten,  in 
welchem  nun  genügend  Raum  vorhanden  ist,  um  wöchentlich  12000  Speckseiten 
zu  räuchern.  An  Speck  und  Schinken  wurde  im  Jahre  1897  für  650.000  Pf.  Sterl. 
verkauft.  Bezugsquellen  für  die  Rohware  sind  Irland,  England,  Nord-Amerika 
und  hauptsächlich  Dänemark;  im  letzterem  Lande  wird  die  Ware  von  den 
dänischen  genossenschaftlichen  Schlächtereien  bezogen,  welche  dort  1888  gegründet 
wurden.  Uebrigens  beabsichtigt  die  „Wholesale"  Schlächtereien  nach  dänischem 
Muster  in  Irland  zu  errichten. 

Die  „Wholesale"  erhält  Agenten  für  den  Einkauf  yon  Lebensmitteln  in 
New  York  und  anderen  Städten  Amerikas,  in  Canada,  Neu-Seeland,  Australien 
und  anderen  Ländern.  Der  geschäftliche  Umsatz  mit  Amerika  allein  beträgt 
jährlich  circa  500.000  Pf.  Sterl.  Auch  bestehen  in  Copenhagen,  Gothenburg, 
Aarhus,  Hamburg  etc.  EinkaufsdepAts,  und  der  Handel  mit  diesen  Städten  macht 
jährlich'  1^/3  Millionen  Pf.  Sterl,  aus;  auch  besteht  die  Absicht,  mit  anderen 
Handelsstädten  Verbindungen  anzuknüpfen. 

Schon  1876  hatte  der  Handel  der  „Wholesale"  nach  auswärtigen  Ländern 
eine  solche  Ausdehnung  gewonnen,  dass  sie  beschloss,  einen  eigenen  Schiffs- 
verkehr einzurichten.  Man  fieng  1876  damit  an,  ein  kleines  Schiff  zu 
kaufen,  w^elches  zwischen  Goole  und  Calais  hin  und  her  fuhr,  Kohle  und 
englische  Manufacturwaren  ausführte,  dagegen  französische  Producte  einführte. 
Gegenwärtig  besitzt  die  „Wholesale"  eine  Flotille  von  7  grossen  Dampfern, 
welche  zwischen  Liverpool  und  Ronen,  Goole  und  Hamburg  oder  Goole  und 
Calais  verkehren. 

1872  entstand  die  Bankabtheilung  der  Wholesale.  Schon  zweimal  war  in 
früheren  Zeiten  der  Versuch  gemacht  worden,  Creditbanken  auf  genossenschaftlicher 
Basis  zu  errichten;  das  erstemal  im  Jahre  1829  von  Owen,  das  zweitemal 
von  Vansittart.  Diese  Versuche  indessen  führten  zu  keinem  Resultate  und 
erst  im  Jahre  1869,  als  Thomas  Hughes  auf  dem  Genossenschafts-Congress 
die  Frage  auf  das  Tapet  brachte,  machte  sich  eine  lebhafte  Bewegung  zu  Gunsten 
dieser  Organisation  geltend.  Namentlich  das  Beispiel  Deutschlands,  wo  genossen- 
schaftliche Banken  mit  grossem  Erfolg  thätig  waren,  wurde  zum  Beweise  der 
Nothwendigkeit  der  Errichtung  solcher  Banken  auch  in  England  ins  Treffen 
geführt.  Die  allgemeine  Ansicht  gien^  aber  dahin,  dass  die  „Wholesale"  die 
Sache  in  die  Hand  nehmen  solle.  Auf  verschiedenen  Congressen  wurde  die 
Sache  erwogen,  bis  im  Jahre  1872  die  Organisation  ins  Leben  trat.  Da  jedoch 
zur  Errichtung  einer  neuen  Bank  ein  eigener  Parlamentsact  nöthig  ist,  so 
begann  die  Bank  ihr  Geschäft  unter  dem  Scheine  einer  Darlehens-  und 
Depositen-Bank. 

Gleich  allen  Unternehmungen  der  „Wholesale"  war  auch  dieser  .  neue 
Zweig  ausserordentlich  erfolgreich.  Im  ersten  Vierteljahr  wurden  bereits  21  Conti 
eröffnet.  Diese  kleine  Zahl  von  Kunden  genügte  schon,  um  die  Kosten  der 
Geschäftsführung  zu  decken  und  brachte  so  viel  Gewinn,  dass  die  Conio-Besitzer 
10  Proc.   von  ihren  Gesammteinlagen  erhielten. 
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Die  Ausbreitung,  die  die  Bankabtheilung  im  Laufe  der  Jahre  genommen 
hat,  ersieht  man  daraus,  dass  im  Jahre  1898  über  500  Vereine  Conti  bei  ihr 
besassen  mit  einem  Umsatz  von  fast  47,000.000  Pf.  Sterl. 

Nebst  dem  eigentlichen  Zweck,  an  die  der  „Wholesale''  angehörigen 
Vereine  Darlehen  zu  gewähren,  verfolgt  die  Creditabtheilung  auch  das  Ziel,  das 
jeweilig  bei  der  gesammten  Geschäftsführung  entbehrliche  Capital  gut  zu  verwerten. 
Da  die  Vereine  Dividenden  erhalten,  so  participieren  sie  an  dem  Gewinne. 

Ein  weiterer  Schritt  erfolgte  Ende  1897  durch  die  Einführung  eines  neuen 
Zweiges  des  Bankgeschäftes.  Es  wurde  nämlich  den  Genossenschaften  ein  Credit 
eingeräumt  zu  dem  ai^diücklichen  Zwecke  diesen  Credit  ihren  eigenen  Mitgliedern, 
die  Kealsicherheit  bieten  konnten,  zu  gewähren.  Der  Leihsatz  beträgt  3^2  Proc. 
und  ist  durch  Annuitäten  in  20  Jahren  zurückzuzahlen. 

Im  Jahre  1879  wurde  der  Versicherungsfond  mit  einem  Capital  von 
2000  Pf.  Sterl.  gegründet,  welcher  dem  Eeservefond  entnommen  wurde.  Die 
„Wholesale"  versichert  nämlich  bei  sich  selbst  ihre  Fabrikseinrichtungen  und 
Warenvorräthe,  sowie  die  Waren  während  des  Transportes.  Endlich  beschäftigt 
sie  sich  mit  Lebensversicherung.  Damit  wurde  im  Jahre  1886  begonnen.  Der  Ver- 
sicherungsfond hat  sich  durch  Prämien  und  Hinzurechnung  des  Gewiunes  auf 
290.000  Pf.  Sterl.  vergrössert,  trotz  der  Verluste,  welche  die  „Wholesale''  infolge 
von  Feuer  und  anderen  Schäden  auf  sich  nehmen  musste.  Der  Versicherungsfond 
ist  zum  grössten  Theil  in  öffentlichen  Wertpapieren  angelegt. 

Die  Abwickelung  des  Einkaufsgeschäftes  erfolgt  bei  der  „W^holesale" 
folgendermaassen:  Jeder  Auftrag  wird  an  das  entsprechende  CentraldepAt, 
Manchester,  London,  Newcastle  etc.  weitergegeben.  Jedes  Centraldepot  ist  in 
einem  grossen  und  geräumigen  Gebäude  mit  separaten  Abtheilungen  für  die 
einzelnen  Geschäftszweige  untergebracht.  Die  einlaufenden  Briefe  werden  in  der 
Bankabtheilung  der  Centrale  sortiert  und  von  hier  aus  den  verschiedenen 
Abtheilungen  zugemittelt.  Man  kann  sich  eine  Vorstellung  von  der  Zahl  der 
tä|:lich  einlaufenden  Briefe  machen,  wenn  man  hört,  dass  zum  sortieren  derselben 
in  Manchester  10  Angestellte  durch  2  Stunden,  zum  Vertheilen  6  Arbeiter 
nöthig  sind.  In  jeder  einzelnen  Abtheilung  müssen  die  Briefe  dann  noch  weiter 
sortiert  werden. 

Mit  Eücksicht  darauf,  dass  einzelne  Käufer  d.  h.  Vertreter  der  Consum- 
vereine  persönlich  kommen,  so  an  Marktagen,  um  die  Waren  persönlich  zu  bestellen, 
und  dies  gewöhnlich  mehrere  Stunden  in  Anspruch  nimmt,  hat  man  eigene 
Speisesäle  eröffnet,  wq  die  Käufer  unentgeltlich  speisen  können. 

In  jedem  Centraldepot  bestehen  Speisezimmer  für  die  Directoren,  Geschäfts- 
leiter und  die  übrigen  Angestellten.  Diese  zahlen  mit  Speisemarken  und  zwar 
nur  den  Kostenpreis.  Wenn  ein  Kunde  eines  Consumvereines,  welcher  der 
„Wholesale"  angehört,  etwas  zu  kaufen  wünscht,  was  die  betreffende  Genossen- 
schaft nicht  auf  Lager  hat,  so  kann  sie  zur  „W^holesale"  gehen  und  dort  das 
Gewünschte  aussuchen.  Die  Bestellung  wird  dann  jedoch  nicht  mit  diesem 
Käufer,  sondern  mit  der  Genossenschaft,  welcher  er  angehört,  verrechnet.  Das 
geht  sehr  einfach,  da  die  „Wholesale"  stets  den  Zuschlag  kennt,  mit  welchen 
der  Consumverein  seine  Kunden  belegt. 
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Die  Angestellten  erhalten  die  ortsübliche  Bezahlung,  manchmal  mehr,  und 
haben  jährlich  zwei  Wochen  Urlaub.  Während  dieser  Zeit  werden  sie  auch  bezahlt. 
Die  Arbeiter  können  mit  Einverständnis  des  Leiters  der  Abtheilung,  der  sie 
angehören,  einen  vierzehntägigen  Urlaub  nehmen,  aber  gegen  Verzicht  auf 
ihren  Lohn. 

Für  Stenographie,  Buchhaltung,  französische  und  deutsche  Sprache  werden 
Curse  abgehalten,  die  von  den  Angestellten  frei  besucht  werden  können. 
Desgleichen  trägt  die  „Wholesale"  die  Kosten  für  den  Besuch  der  volks- 
thümlichen  Universitätsvorträge  seitens  ihrer  Angestellten  und  hat  Stipendien  für 
die  befähigten  Hörer  dieser  Curse  gestiftet  um  auf  diese  Art  ihren  Angestellten 
den  Besuch  der  Universität  von  Oxford  oder  Cambridge  zu  ermöglichen. 

Die  Geschäftsleitung. 

Vierteljährlich  werden  in  Manchester  Versammlungen  abgehalten,  zu  welchen 
jede  Detailgenossenschaft  im  Verhältnis  zu  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  Delegierte 
entsenden  kann. 

Diesen  Versammlungen  unterbreitet  das  Comite  den  Bericht  über  die 
Geschäfte  und  die  Eechnungen  des  letzten  Quartals. 

Die  Rechnungen  weisen  nach: 

a)  Die  vorhandenen  Vorrätlie  zu  Beginn  des  Quartals. 

b)  Die  Menge  der  eingekauften 

c)  und  der  verkauften  Waren. 

d)  Höhe  der  Schulden  der  Gesellschaft. 

e)  Höhe  der  Aussenstände  bei  den  verschiedenen  Vereinen. 

f)  Die  Kosten  der  Geschäftsführung. 

g)  Die    Höhe     des    Gewinnes     und    einen    Vorschlag     über    die    Art     seiner 
Verwendung. 

Alle  Punkte  werden  einer  eingehenden  Kritik  unterzogen,  an  die  sich  die 
Besprechung  über  üebelstände  in  der  Geschäftsleitung,  eventuell  vorgebrachte 
Verbesserungsvorschläge  etc.  anschliessen.  Da  gewöhnlich  600  bis  750  gewiegte 
Geschäftsleute  als  Delegierte  anwesend  sind,  ist  es  unwahrscheinlich,  dass  ein 
grösserer  Fehler  der  Beachtung  entgehen  könnte.  Die  Kechnungsrevisoren  wohnen 
den  Versammlungen  immer  bei  und  sind  in  der  Lage  jeden  besonderen  Posten 
in  den  Rechnungen  zu  erläutern. 

Die  Filialen  halten  ebenso  vierteljährlich  Versammlungen  ab,  in  denen  die 
Centrale  durch  Mitglieder  des  Comites  vertreten  ist,  und  zwar  eine  W^oche  vor 
der  Versammlung  der  Centrale.  Zusammengesetzt  sind  diese  Filialversammlungen 
aus  Delegierten  derjenigen  Consumvereine,  welche  von  den  ersteren  kaufen.  Es 
wird  ebenso  wie  bei  der  Centrale  ein  Geschäftsbericht  erstattet. 

Das  geschäftsführende  Comite  der  Centrale  besteht  aus  16  Mitgliedern, 
dertn  jedes  nach  zwei  Jahren  zurücktritt,  jedoch  wieder  gewählt  werden  kann, 
das  Comite  einer  Filialgesellschaft  hingegen  besteht  aus  8  Mitgliedern.  Die  Wahl 
dieser  Mitglieder  erfolgt  mittelst  Wahlzettel,  welche  von  allen  Consumvereinen  per 
Post  eingesandt  werden.  Die  Anzahl  der  Stimmen  jeder  einzelnen  Genossenschaft 
hängt    von    ihrer    Mitgliederzahl    ab.     Jedes    Mitglied    eines    Consumvereines    ist 
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wählbar  und  jedes  Comite  kann  Candidateii  aufstellen.  Das  Wahlresultat  wird 
in  vierteljährigen  Versammlungen  der  Centrale  und  Filialen  bekannt  gegeben. 

Jeder  Antrag  auf  Aenderung  der  Geschäftsleitung  der  „Wholesale"  wird 
zuerst  in  den  Filialen  London  und  Newcastle  vorbereitend  in  Berathung  gezogen, 
hierauf  der  Centrale  zu  Manchester  unterbreitet.  Eine  Entscheidung  erfolgt  sodann 
in  der  Vierteljahresversammlung.  Die  Stimmenmehrheit  gibt  dann  den  Ausschlag. 
.Auf  diese  Weise  ist  jedes  Mitglied  einer  Detailgenossenschaft  direct  in  der 
Leitung  der  „Wholesale"   durch  seine  Delegierten  vertreten. 

Das  Comite  der  „Wholesale"  theilt  sich  in  Snb-Comites  für  die  verschiedenen 
Geschäftszweige,  diese  treten  wöchentlich  oder  nach  Bedarf  auch  öfter  zusammen 
und  berichten  wöchentlich  an  das  Central-Comite'.  Letzteres  ernennt  und  entlässt 
alle  Angestellten,  ebenso  bestimmt  es  die  Gehalte. 

Ein  weiterer  Schritt  zur  Verbesserung  der  Geschäftsführung  geschah  durch 
die  Errichtung  einer  eigenen  Kechnungsabtheilung,  welche  die  richtige  Führung 
der  Geschäftsbücher  der  Detailgenossenschaften  zu  prüfen  hatte.  Diese  neue 
Einführung  erwies  sich,  gerade  so  wie  die  anderen  Verbesserungen  als  erfolgreich, 
denn  viele  Genossenschaften  unterwarfen  sich  freiwillig  dieser  Ueberprüfung.  Die 
„Wholesale"  steht  auch  neugegründeten  Genossenschaften,  welche  in  Schwierig- 
keiten gerathen  sind,  mit  Darlehen  und  Eathschlägen  bei,  und  wenn  eine  Anzahl 
von  Arbeitern  die  Absicht  hat,  einen  Consumverein  zu  gründen,  so  findet  sie 
sicherlich  volle  Sympathie,  Unterstützung  und  Rath  bei  dieser. 

II. 

Die  Schottische   Grosseinkaufsgenossenschaft. 

1867  wurde  die  englische  „Wholesale"  angegangen,  ein  Zweigetablissement 
in  Glasgow  zu  errichten ;  aber  da  die  Entfernung  von  London  zu  gross  war  (zur 
jener  Zeit  nahm  die  Beise  von  London  bis  Glasgow  beinahe  doppelt  so  viel  Zeit 
in  Anspruch  als  jetzt),  lehnte  sie  den  Vorschlag  ab,  gab  aber  gleichzeitig-  den 
Eath,  für  Schottland  eine  eigene  „Wholesale"  zu  gründen.  Dieser  Plan  wurde 
sofort  in  Erwägung  gezogen.  Die  neue  Gründung  hatte  den  grossen  Vortheil, 
dass  die  Erfahrungen  der  englischen  „W^holesale"  zu  Gebote  standen.  Diese  kam 
der  neuen  Gründung  mit  ihrem  Käthe  bezüglich  der  Geschäftsleitung  und  des 
Einkaufes  uneigennützig  entgegen,  und  die  Beiden  „Wholesales"  stehen  auch 
heute  auf  sehr  freundlichem  Fusse. 

Im  Jahre  1868  begann  die  schottische  „Wholesale"  mit  einem  Capitale 
von  1800  Pf.  Sterl.  1897  betrug  ihr  Capital  1,300.000  Pf.  Sterl.  Im  Jahre 
1869  verkaufte  sie  Waren  im  Werte  von  81.000  Pf.  Sterl.  und  einem  Bein- 
gewinai  von  1303  Pf.  Sterl.  Im  Jahre  1897  erreichte  dieser  Wert  bereits 
4,406.000  Pf.  Sterl.  und  der  Beingewinn  von  156.341  Pf.  Sterl.  Insgesammt 
wurden  während  der  Jahre  1868—1897  Waren  im  Werte  von  48,000.000  Pf. 
Sterl.  verkauft.  Der  Nutzen  während  dieser  29jährigen  Periode  betrug  über 
1,500.000  Pf.  Sterl. 

Der  rasche  und  anhaltende  Fortschritt  der  „Wholesale"  kann  aus  der 
folgenden  Tabelle  ersehen  werden,  die  den  Geschäftsverkehr  und  die  Lage  in 
Zeiträumen  von  fünf  zu  fünf  Jahren  angibt. 
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Anzahl  der  Gesammt-  „  ,. 

T„u«  Mitglieder  der  der  Capital,  Antheile,  „,  ,    .  „  «euo- 

Jahr  Wholesale  ange-  Credite!  Beserven  Warenverkehr  Gewinn  in 

hörenden  Vereine  in  Pf.  Sterl.  *^^-  °^^"- 

1869  —  5.174  81.094  2.552 

1874  .....    24.651  48.981  409.947  7.553 

1879  .....    36.008  93.076  630.097  14.988 

1884 65.331  244.186  1,300.331  29.434 

1889  107.004  .  480.622  2.273.782  61.756 

1894 159.820  940.835  3,056.582  88.452 

1897  211.859  1,286.624  4,580.000  156.341 

Da.s  Gesammtcapital  der  Gesellschaft  betrug  inclusive  der  Eeserven  und 
des  Versicherungsgeschäftes  mit  Ende  1897  1,286.624  Pf.  Sterl.,  das  ist  genau 
248mal  so  viel  als  im  Gründungsjahre. 

Ein  grosser  Unterschied  gegenüber  der  englischen  „Wholesale"  besteht 
darin,  dass  nicht  nur  Vereine,  sondern  auch  physische  Subjecte  Mitglieder  werden 
können,  doch  können  diese  Actien  nur  bis  zum  Betrage  von  200  Pf.  Sterl. 
besitzen. 

Die  Aufnahme  von  Consumvereinen  erfolgt  unter  ähnlichen  Bedingungen 
wie  bei  der  englischen  Wholesale,  doch  muss  hier  für  jedes  Genossenschafts- 
mitglied eine  Actie  zu  1  Pf.  Sterl.  gezeichnet  werden. 

Die  entfallenden  Dividenden  und  Interessen  werden  dem  Consumvereine 
so  lange  gut  geschrieben,  bis  dadurch  die  Actien  voll  eingezahlt  sind.  Jedes 
Mitglied  kann  jedoch  die  Actie  im  voraus  voll  einzahlen. 

In  der  schottischen  „Wholesale"  dürfen  auch  die  Angestellten  Mitglieder 
werden.  Jeder  solche  Angestellte  darf  nicht  weniger  als  5  Actien  ä  1  Pf.  Sterl. 
und  nicht  mehr  als  50  ä  1  Pf.  Sterl.  besitzen. 

Gleich  der  englischen  war  die  schottische  „Wholesale"  zuerst  eine 
Distributiv-  und  nicht  eine  Productiv  -  Genossenschaft.  Obgleich  schon  1868 
gegründet,  begann  sie  erst  13  Jahre  später,  im  Jahre  1883,  auf  eigene 
Eechnung  Waren  zu  erzeugen;  aber  nur  in  geringem  Umfange  besass  sie  schon 
früher  Antheile  an  fremden  Productivgenossenschaften.  Obgleich  manche  dieser 
letzteren  Bankerott  machten  (z.  B.  verlor  die  schottische  „Wholesale"  an  Eisen- 
werken 10.000  Pf.  Sterl.)  und  dadurch  das  Vertrauen  zur  „Wholesale" 
erschüttert  und  der  Fortschritt  auf  Jahre  hinaus  gehemmt  wurde,  war  der  Erfolg 
als  Vermittlungsstelle  so  gross,  dass  sich  ein  bedeutendes  verfügbares  Capital 
anhäufte,  das  wiederum  die  Nothwendigkeit  herbeiführte,  eine  sichere  Anlage- 
dafür  ausfindig  zu  machen. 

Im  Juni  1883  wurde  daher  eine  Versammlung  der  Actionäre  einberufen, 
in  welcher  die  Directoren  vorschlugen,  dass  jede  Actie,  auf  die  10  Schillinge 
eingezahlt  waren,  als  mit  15  Schillingen  eingezahlt  angesehen  werden  sollte.  Allein 
erst  4  Jahre  später,  im  März  1886,  kam  die  nothwendige  Stimmenanzahl  für 
diese  Statutenänderung  zu  stände.  Gegenwärtig  wird  —  ohne  dass  thatsächlich 
der  Rest  eingezahlt  worden  wäre  —  die  Actie  als  volleingezahlt  betrachtet.  Nebst 
den  Actionären  participierten  übrigens  auch  die  Angestellten  am  Gewinn,  und 
zwar  erhielten  bis  1884  die  Mitglieder  doppelt  so  viel. 
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Distributive  Abtheilungen  erhalten  jetzt  ebensoviel  Percent  an  Prämien  als 
die  Käufer  an  Dividende ;  der  Gewinnantheil  an  den  Fabriken  hingegen  wird 
durch  den  Netto-Gewinn  der  letzteren  bestimmt. 

Im  Jahre  1892  wurde  dieses  System  neuerlich  einer  Revision  unterzogen, 
gegenwärtig  erhalten  die  Distributiv-  und  die  Productiv-Abtheilungen  den  gleichen 
Antheil  am  Gewinn,  aber  jeder  Angestellte  muss  die  Hälfte  seines  Gewinn- 
antheiles  in  den  Händen  der  Gesellschaft  belassen,  von  welcher  sie  ihm  gut- 
geschrieben wird.  Diese  zurückgehaltenen  Gewinnantheile  bilden  einen  Specialfond, 
derselbe  wird  mit  4  Proc.  verzinst  und  kann,  ausser  im  Falle  des  Scheiden» 
aus  den  Diensten  der  Gesellschaft,  von  Angestellten  nicht  herausgenommen  werden. 

Im  April  1868  wurde  die  Centrale  „Scotch  Wholesale  Cooperative  Society 
Limited"  ins  Handelsregister  eingetragen.  Die  Geschäfte  begannen  im  September 
desselben  Jahres  in  Glasgow.  Filialen  bestehen  jetzt  in  London  und  Edinburgh. 
In  mehreren  Städten  hat  sie  Depots  errichtet. 

Die  schottische  „Wholesale"  besass  im  Jahre  1897  Grundstücke  und  Gebäude 
im  Werte  von  460.000  Pf.  Sterl. 

In  der  ersten  1881  errichteten  Fabrik  wurden  Hemden  und  Kleider  erzeugt. 
Es  war  vielleicht  die  am  wenigsten  einträgliche  Fabrication.  Ein  zweiter  Versuch 
wurde  1885  mit  Schuhen  und  Stiefeln  gemacht.  Dieser  erwies  sich  so  erfolgreich, 
dass  in  7  Jahren  die  Zahl  der  Arbeiter  dieser  Fabrication  auf  2000  und  der 
Wert  der  jährlich  erzeugten  Artikel  auf  350.000  Pf.  Sterl.  wuchs.  Den  Erfolg 
sehen  wir  auch  an  der  Arbeitercolonie  Shieldhall  bei  Glasgow. 

Shieldhall  liegt  am  Flusse  Clyde,  circa  3  Meilen  von  Glasgow.  Von  Feldern 
umgeben  befinden  sich  16  verschiedene  Fabriken  der  „Wholesale"  und  Departments 
hier  und  4000  Arbeiter  sind  daselbst  beschäftigt. 

Jede  einzelne  Fabrik  besitzt  ihre  eigene  Organisation  und  wird  als  separates 
Geschäft  geführt,  jede  hat  ihren  Stab  an  Facharbeitern,  eigene  Arbeitsstunden 
und  Löhne  je  nach  den  einzelnen  Gewerbszweigen.  Das  gemeinsame  Interesse, 
der  gegenseitige  Vortheil,  verbindet  die  verschiedenen  Fabrikszweige  untereinander. 

Alle  diese  Fabriken  sind  nach  modernen  hygienischen  Principien  erbaut 
und  mit  den  neuesten  Maschinen  eingerichtet.  Die  Werkstätten  sind  geräumig, 
hell  und  luftig  und  tragen  nicht  im  geringsten  die  Spuren  von  Ueberfüllung. 

So  wie  eine  neue  Productivabtheilung  errichtet  wird,  wird  sie  der  ent- 
sprechenden Distributivabtheilung  angeschlossen.  Den  Fabriken  wurde  nur 
gestattet,  ihren  correspondierenden  Distributivabtheilungen  die  gleichen  Preise 
zu  berechnen,  zu  denen  Waren  der  gleichen  Qualität  von  anderswo  bezogen 
werden  konnten,  und  sie  mussten  denselben  Rabatt  gewähren,  welcher  von  den 
früheren  Lieferanten  bewilligt  worden  war.  So  erreicht  die  schottische  „Wholesale" 
denselben  Gewinn  wie  früher  und  dazu  noch  den  Gewinn  bei  der  Production. 

Jede  Abtheilung  schliesst  die  Rechnung  für  sich  ab;  die  Resultate  erscheinen 
in  der  Jahresabrechnung  der  Gesellschaft.  Jede  Abtheilung  wird  für  die  allgemeinen 
Auslagen  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Umsätze  belastet. 

Die  Schuhfabrication  ist  die  grösste  dieser  Art  in  Schottland :  jedes  Jahr 
werden  500.000  Paar  Schuhe  abgeliefert,  darunter  über  5600  nach  Maass 
angefertigte.  Ueber  1000  Arbeiter  werden  in  dieser  Branche,  und  zwar  zu  gleichen 
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Theilen  in  den  Distributiv-  und  Productiv-Abtlieilungen  beschäftigt.  Wöchentlich 
sind  53  Arbeitsstunden  und  es  werden  die  höchsten  Gewerbvereinslöhne 
bezahlt.  Jede  Stunde  über  Zeit  gilt  als  1^^  Stunden. 

Eine  Nebenfabrik  für  die  Erzeugung  von  Knaben-  und  Mädchenschuhen, 
Stiefeln  und  Hausschuhen,  wurde  vor  einiger  Zeit  in  Glasgow  errichtet.  30.000 
bis  40.000  Häute  sind  fortwährend  in  Gärben  und  Zubereiten  begriffen,  wogegen 
das  Sohlenleder  in  grossen  Quantitäten  wie  auch  das  feinste  Kitzleder  vom  Con- 
tinente  bezogen  wird. 

Die  1884  in  Glasgow  eröffnete  Fabrik  für  Einrichtungsgegenstände  wurde 
im  Jahre  1888  nach  Shieldhall  übertragen.  Hier  erst  brachte  sie  Erfolg  und 
nach  18  Monaten  schon  musste  das  Gebäude  vergrössert  werden;  und  jetzt  sind 
abermals  alle  Bedingungen  zu  einer  neuerlichen  Erweiterung  gegeben.  Alle  Arten 
von  Hauseinrichtungen,  angefangen  von  den  gewöhnlichsten  für  Arbeiterwohnungen, 
werden  hier  erzeugt.  200  Arbeiter  sind  angestellt  und  werden  nach  Sätzen  einer 
Preisliste  gezahlt,  welche  gemeinsam  aufgestellt  wurde.  Obwohl  die  Hälfte  der 
Arbeiter  aus  Mädchen  und  Knaben  besteht,  beträgt  der  Durchschnittslohn  dennoch 
1  Pf.  Sterl.  wöchentlich.  Ueberstunden  gelten  nicht  nur  als  V/^  Stunden, 
sondern  es  wird  noch  separat  ein  Nachtmalgeld  bezahlt. 

Eine  Abtheilung  für  die  Fabrication  von  Kleidern  wurde  1881  ins  Leben 
gerufen.  Auch  diese  wurde  im  Jahre  1888  von  Glasgow  nach  Shieldhall  verlegt; 
die  gegenwärtige  Erzeugung  beträgt  wöchentlich  6000  fertige  Anzüge  verschiedener 
Grössen  und  Fa9ons.  Eine  Dampfmaschine  betreibt  constant  160  Nähmaschinen, 
gleichzeitig  liefert  der  Zuschneideapparat  50  Anzüge.  Die  Arbeiterzahl  beträgt  250, 
ein  Fünftel  davon  steht  im  Zeitlohn.  Wöchentliche  Arbeitsstunden  sind  40.  Der 
Durchschnittslohn  ist  18  Schillinge.  Vs  sämmtlicher  Angestellten  sind  Frauen 
und  Mädchen. 

Die  Confectionswarenfabrik  für  Männer-  und  Frauenkleider  Avurde  im  Jahre 
1881  eröffnet.  Die  erste  Auslage  für  Maschinen  betrug  100  Pf.  Sterl,  die  Löhne 
der  ersten  Woche  beliefen  sich  auf  1'^/^  Pf.  Sterl.  Im  März  1897  war  der  Wert 
der  Maschinen  75.000  Pf.  Sterl,,  der  für  eine  Woche  ausbezahlten  Löhne 
2250  Pf.  Sterl.  Die  Arbeiter,  meistens  weibliche,  für  Frauenbekleidung  erhalten 
mehr  als  den  höchsten  Durchschnittslohn  in  dieser  Fabrication,  nämlich  im 
Durchschnitt  15  Schillinge  per  Woche  bei  44  Arbeitsstunden.  Es  sind  150 
Arbeiter  beschäftigt,  30  nach  der  Zeit,  die  übrigen  nach  dem  Stücke.  117  Näh- 
maschinen und  eine  Zuschneidemaschine  sind  fortwährend  im  Gang.  Die  Stickereien 
und  das  Knopflochnähen  werden  durch  Maschinen  besorgt 

In  der  Abtheilnng  für  Männerbekleidung  werden  alle  Arten  Kleider  für 
Arbeiter  gemacht.  Die  Fabrication  geschieht  ebenso  wie  in  der  Fabrik  für 
Frauenkleider.  Die  Zahl  der  Arbeiter  beträgt  70,  die  vollauf  beschäftigt  sind. 
Die  Wirkwarenmanufactur  hatte  ursprünglich  ihren  Sitz  in  Glasgow  und  war  mit 
der  Kleiderfabrik  vereinigt.  Seit  der  Verlegung  nach  Shieldhall  fanden  die  neuesten 
Erfindungen  in  Strickmaschinen  Anwendung;  gegenwärtig  werden  per  Woche 
beiläufig  2000  Socken,  Strümpfe,  Wolljacken,  Hemden  und  Hosen  und  Woll- 
artikel für  Kinder  erzeugt  und  fertig  geliefert.  Der  Arbeiterstab  zählt  33  Personen, 
meistens  Frauen  und  Mädchen.   Der  Durchschnittsverdienst  ist  14  Schillinge  per 
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Woclie.  Die  Löline  der  Stückarbeiterinnen   sind  die  höchsten  in    dieser  Industrie. 
Arbeitszeit  53  Stunden. 

Es  wurde  auch  eine  Druckerei  gegründet,  die  sich  ähnlich  entwickelt  hat. 
wie  die  der  englischen  „Wholesale".  Die  Zahl  der  Arbeiter  beträgt  181,  darunter 
30  Stückarbeiter,  mit  50  Arbeitsstunden  die  Woche,  um  2^/^  Stunden  weniger  als 
in  den  andern  Druckereien.  Die  höchsten  von  den  „Trades  ünions''  errungenen 
Löhne  werden  gezahlt;  seit  Gründung  der  Druckerei  kam  kein  Mangel  an  Arbeit  vor. 
Auch  die  Conserven  und  Backwarenfabrication  entwickelt  sich  sehr  günstig, 
ihre  Gründung  fällt  in  das  Jahr  1890.  Im  ersten  Betriebsjahre  betrug  die 
Erzeugung  an  Conservefrüchten,  Gelees  und  Marmeladen  950  Tonnen,  1897 
schon  2000  Tonnen.  Das  Gross  der  Früchte  und  des  Obstes  wird  vom  Lande 
bezogen,  doch  glaubt  die  schottische  „Wholesale'^  in  absehbarer  Zeit  eigene 
Obstgärten  anlegen  zu  können:  Arbeiterzahl  185. 

Die  Production  von  Bäckereiwaren  hat  sich  verdoppelt.  1892  belief  sie 
sich  auf  100.000  Kilogramm,  1897  auf  1,800.000.  Arbeiterzahl  45. 

Die  1891  gegründete  Tabakfabrik  machte  schon  mehr  Schwierigkeiten, 
dennoch  verdoppelte  sich  schon  nach  6  Jahren  ihr  Geschäftsumfang  und  steigt 
noch  fortwährend. 

Der  jährliche  Umsatz  beträgt  350.000  Kilo  im  Werte  von  182.000  Pf.  Sterl.  Es 
wird  eigentlich  nur  in  Schottland  und  Nord-England  verkauft.  An  staatlichen  Abgaben 
wurden  in  1897  bezahlt  96.525  Pf.  Sterl.  In  Arbeit  stehen  125  Männer  und  Frauen, 
der  Durchschnittslohn  ist  17  Schillinge  per  Woche  bei  einer  Arbeit  von  4672  Stunden. 
In  den  Erzeugungsstätten  für  diverse  andere  Fabricationen  wie  „Pickles", 
^Saucen",  Essig  und  Weinfrüchte  belief  sich  im  Jahre  1897  der  Umsatz  auf 
8000  Pf.  Sterl. 

Ferner  besteht  eine  Droguenabtheilung,  deren  Geschäftsumsatz  im  Jahre  1897 
16.800  Pf.  Sterl.  erreichte.  In  Kaffee-Essenz  allein  wurde  im  Jahre  1897  um 
10.300  Pf.  Sterl.  verkauft,  47  Perzent  mehr  als  im  vorhergehenden  Jahre. 
In  diesen  beiden  Geschäftszweigen  sind  180  Arbeiter  beschäftigt.  Arbeitstunden 
50  wöchentlich. 

In  der  Abtheilung  für  Zinnwaren,  welche  sich  auch  in  Shieldhall  befindet, 
Werden  Zinnbehältnisse  zur  Verpackung  der  verschiedenen  Waren  erzeugt. 
42  Arbeiter,  darunter  16  Frauen,  erhalten  im  Durchschnitte  1  Pf.  Sterl. 
wöchentlich.  Im  Jahre  1897  beliof  sich  der  Umsatz  auf  4300  Pf.  Sterl.  Hiezu 
kommen  eine  Eegenmantel-,  eine  Damenjacken-  und  eine  Tuchfabrik,  Seifen- 
erzeugung, Selcherei  und  Möbelfabrik  etc.  Die  Gcsammtzahl  der  in  allen  diesen 
letztgenannten  neuen  Fabriken  angestellten  Arbeiter  beträgt  600  Personen. 

Die  schottische  „Wholesale"  lässt  ihre  Gebäude  durch  eigene  Arbeiter 
auiführen  und  es  steht  ihr  ein  permanenter  Stab  von  Ingenieuren,  Steinmetzen, 
Maurern,  Tischlern,  Bleigiessern,  Anstreichern  für  die  nothwendigen  Eeparaturen, 
Aenderungen  und  Vergrösserungen  zur  Verfügung.  Viele  Fabriksgebäude  wurden 
von  den  Architekten  der  schottischen  „Wholesale"  entworfen  und  unter  deren 
Aufsicht  erbaut.  Dann  besteht  eine  Speditionsabtheilung  mit  83  Pferden  und 
den  erforderlichen  Ställen,  Geschirrkammern,  Heuböden  und  Wagenschupfen. 
Hiezu  kommen  Wagner,  Sattler  und  Schmiede. 
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Die  Speise-,  Gesellschafts-,  Eauch-  und  Waschräume  für  Angestellte  und 
Arbeiter  von  Shieldhall  sind  in  einem  eigenen  2  Stock  hohen  Gebäude  unter- 
gebracht und  für  Männer  und  Frauen  getrennt,  Tages-  und  Wochenblätter  sowie 
Spiele  stehen  auf  Kosten  der  Gesellschaft  den  Arbeitern  zur  Verfügung,  alle 
Bäume  sind  mit  Lesepulten  versehen.  Ein  von  den  Arbeitern  gewähltes  Comite 
sieht  auf  Ordnung  und  unterbreitet  der  Direction  ihre  Vorschläge  oder  Wünsche. 
Die  Directoren,  Abtheilungsleiter,  Buchhalter  und  Werkführer  haben  separate 
Speisezimmer.  Die  Speisen  werden  auf  Dampf  und  Gasöfen  gekocht;  die  Küchen- 
räume sind  mit  dem  neuesten  Hilfsmitteln  ausgestattet.  Die  Speisen,  welche  von 
bester  Qualität  sind,  werden  den  Arbeitern  genau  zum  Kostenpreise  berechnet,  ein- 
schliesslich der  Kosten  für  die  Erhaltung  der  Speisezimmer.  Das  Mittagsmahl  besteht 
aus  1  bis  4  Gängen,  hiezu  wird  Thee  und  Kaffee  gereicht.  Die  Arbeiter  können  aber 
auch  ihr  eigenes  Essen  in  die  Speisezimmer  mitbringen.  Die  Zahl  der  Personen,  die 
an  der  allgemeinen  Küche  theilnehmen,  beträgt  täglich  im  Durchschnitte  1500. 
Die  schottische  „Wholesale"  besitzt  auch  ihre  eigene  Feuerwehr  und  ihre 
eigene  Rettungsabtheilung. 

Im  Jahre  1894  wurde  die  „Chancelot  Roller-Flour  Mill"  bei  Edinburgh 
eröffnet.  Das  Gebäude  wurde  von  den  eigenen  Arbeitern  der  schottischen  „Wholesale" 
erbaut.  Ihre  Leistungsfähigkeit  beträgt  jetzt  25  Sack  per  Stunde,  doch  kann  sie 
auf  40  Sack  gebracht  werden.  Die  zur  Verwendung  gelangenden  Maschinen  sind 
von  neuester  Construction.  Der  Umsatz  betrug  im  Jahre  1897  460.000  Pf.  Sterl. 
Im  Mai  1897  wurde  die  „Junction  Mühle"  eröffnet.  Ihr  Umsatz  machte 
in  7  Monaten  75.000  Pf.  Sterl.  aus  mit  einem  Gewinne  von  312  Pf.  Sterl. 
Arbeiterzahl  52. 

Die  Versicherungsabtheilung  wurde  im  August  1879  errichtet.  Das 
Gasammtcapital  einschliesslich  der  Fonds  für  Schiffsverluste  und  Haftpflicht  für 
Arbeiterunfälle  (Employers  Liability  Act)  und  des  Garantiefondes  belief  sich  im 
Jahre  1897  auf  62.000  Pf.  Sterl.  Die  schottische  „Wholesale"  übernimmt  auf 
eigene  Gefahr  5  Percent  der  Feuerschäden,  und  placiert  die  restlichen  95  Percent 
bei  verschiedenen  Versicherungsgesellschaften. 

Die  Schiffsversicherungsabtheilung  versichert  Waren  auf  englischen  und 
fremden  Schiffen  und  zwar  bis  höchstens  750  Pf.  Sterl.  per  Schiff.  Die  schottische 
„Wholesale"  trägt  den  Schaden,  welchen  Thee  und  andere  Waren  auf  dem 
Transporte  von  London  oder  anderswoher  bis  zum  Eintreffen  bei  den  bestellenden 
Consumvereinen  erleiden. 

Die  Unfallversicherungsabtheilung  entschädigt  jedes  Mitglied  der  Direction 
und  jeden  Beamten  für  den  Fall  einer  auf  einer  Dienstreise  erlittenen  Verletzung. 
Für  den  Fall  des  Todes  werden  den  Erben  200  Pf.  Sterl.  ausgezahlt,  geringere 
Vergütungssummen  bestehen  bei  Verletzungen  des  Angestellten.  Für  den  Unfall- 
versicherungsfond müssen  alle  Abtheilungen  jährlich  2  Percent  von  dem  ihnen 
gezahlten  Lohne  beitragen.  Die  Entschädigung  für  Unfälle  der  Angestellten 
werden  diesem  Fonde  entnommen. 

Für  den  sogenannten  Garantiefond  wird  jede  Abtheilung  mit  einer  gewissen 
Summe  belastet,  zur  Deckung  der  Verluste,  welche  durch  Unredlichkeit  von 
Angestellten  erwachsen  könnten. 
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Die  schottische  ebenso  wie  die  englische  „Wholesale"  trägt  die  Kosten 
für  den  Besuch  von  verschiedenen  Cursen  in  Französisch  und  Buchhaltung  seitens 
ihrer  Beamten.  Diesbezüglich  wird  auf  das  bereits  von  der  englischen  „Wholesale" 
Gesagte  verwiesen.  Einen  Unterschied  bildet  aber  Folgendes: 

Die  Geschäftsleitung  ist  vollständig  der  der  englischen  „Wholesale"  gleich. 

Die  englische  und  die  schottische  „Wholesale"  arbeiten  'zusammen,  wenn 
es  sich  um  den  Vortheil  ihrer  Kunden  handelt.  Obwohl  die  Thee-  Kaffee-  und 
Cacaoabtheilung  in  London,  die  Einkaufsdepöts  für  Speck,  Butter  und  Eier  in 
Irland,  Deutschland,  Schweden  und  Dänemark  und  die  Agenturen  zu  New-York, 
Montreal,  Australia  der  englischen  Gesellschaft  gehören,  so  arbeiten  sie  auch 
zum  Nutzen  der  schottischen  Schwesteranstalt.  Hieran  profitieren  also  beide 
Gesellschaften,  die  Auslagen  werden  hiedurch  auf  ein  Minimum  herabgedrückt 
und  die  Waren  stellen  sich  Mangels  einer  Concurrenz  weit  billiger. 

Eine  Vereinigung  der  Kräfte  beider  Gesellschaften  fand  kürzlich  in  folgender 
Weise  statt.  Die  schottische  Gesellschaft  hat  eine  neue  Tuchfabrik  in  Eltrick 
übernommen  und  die  englische  übernahm  den  Verkauf  dieser  Tücher  für  England 
und  Wales.  Hingegen  übernahm  die  schottische  Gesellschaft  den  Verkauf  der 
von  der  englischen   „Wholesale"   erzeugten  Schafwollwaren. 

Eine  noch  engere  Vereinigung  beider  Gesellschaften  zum  Abschluss  von 
Geschäften  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  englichen  Genossen- 
schaftsgesetzes unthunlich. 

Ueberblickeii  wir  nun  das  Gesammtergebnis  bei  beiden  Gesellschaften. 

Im  Jahre  1864  gehörten  der  englischen  „Wholesale"  50  Detailgenossen- 
schaften mit  etwa  18.000  Mitgliedern  an.  Ihr  Capital  betrug  2500  Pf.  Sterl., 
der  jährliche  Geschäftsumsatz  51.857  Pf.  Sterl.  1868  wurde  die  schottische 
„Wholesale"  gegründet.  1897  gab  es  mithin  zwei  „Wholesale"-Genossenschaften, 
denen  von  den  circa  1500  Consumvereinen  ganz  Englands  und  Schott- 
lands 1347  angehörten.  Das  Capital  beider  „Wholesales"  beträgt  mehr  als 
87,000.000  Pf.  Sterl.,  Darlehen,  Reserven  und  allgemeine  Versicherungsfonde 
mitgerechnet.  Sie  verkaufen  ihren  Mitgliedern  jährlich  Waren  um  ungefähr  I6Y2 
Millionen  Pf.  Sterl.  und  das  jährliche  Erzeugnis  ihrer  Fabriken,  Mühlen,  Werk- 
stätten beläuft  sich  auf  mehr  als  ly^  Millionen  Pf.  Sterl. 

Während  der  30  Jahre  haben  die  beiden  „Wholesales"  ihren  Wirkungs- 
kreis erweitert  und  auf  alle  Geschäftsbranchen  erstreckt.  Ihr  Umfang  ist  grösser 
als  der  irgend  einer  englischen  Firma.  Sie  erzeugen  auf  der  einen  Seite  Waren, 
auf  der  anderen  Seite  sorgen  sie  für  deren  Vertheilung;  sie  haben  den  Zwischen- 
handel auch  beim  Bezug  der  Waren  vom  Erzeuger  an  die  Grosseinkaufsgenossen- 
schaft, durch  Errichtung  von  Niederlagen  in  und  ausserhalb  Englands  verdrängt, 
welche  den  Zweck  haben,  die  Erzeugnisse  vom  Producenten  direct  zu  übernehmen. 
In  nicht  zu  ferner  Zeit  werden  wohl  beide  „Wholesales"  eine  so  nahe  Verbindung 
eingehen,  dass  alle  Concurrenz  bei  der  Erzeugung  von  Waren  dieser  beiden 
Gesellschaften  aufhören  wird. 

Jedenfalls  bringt  aber  jetzt  schon  jedes  Jahr  die  beiden  „Wholesales" 
dem  Ziele  näher:  ihren  Käufern  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  die  Waren  direct 
vom  Erzeuger  mit  den  geringsten  Kosten  zu  beziehen. 
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Handwörterbuch  der  Staatswissenschafteii.  Herausgegeben  von  J.  Conrad, 
L.  Elster,  W.  Lexis  und  Edg.  Löning,  2.  Auflage,  II.  Band.i) 

Der  zweite  Band  des  Handwörterbuches  der  Staats  Wissenschaften,  von  „Arnd" 
bis  „Biisching"  reichend,  zeigt  in  der  2.  Auflage  gegenüber  der  ersten  eine  Reihe 
von  Veränderungen  und  Erweiterungen,  die  alle  als  zweckmässig  oder  sogar  nothwendig 
anzuerkennen  sind.  Eine  Anzahl  wichtiger  Artikel  ist  neu  eingeschaltet  worden.  So  gibt 
Sommerlad  eine  kurze  Darstellung  der  Ursachen  und  des  Verlaufes  des  Bauern- 
krieges._TJeber  Besoldung  und  Besoldungspolitik  unterrichtete  ein  Artikel  von 
Heckel;  dieser  erblickt  in  der  Besoldung  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  eine 
Sustentation  oder  Alimentation,  vom  volkswiitschaftlichen  Standpunkte  aus  dagegen  nur 
eine  Art  des  Arbeitslohnes,  der  infolge  der  Besonderheiten  des  Staatsdienstes  auch  in 
besonderer  Weise  bemessen  werden  muss  und  daher  auch  eine  eigene  Lohnpolitik  noth- 
wendig macht.  Durch  den  Artikel  „Bismarck"  (Dietzel)  ist  eine  sehr  wesentliche 
Lücke  der  ersten  Auflage  ausgefüllt.  Der  Verfasser  sucht  Bismarks  Verfassungs-,  Wirt- 
schafts- und  Socialpolitik  im  Zusammenhange  seiner  nationalen  Politik  zu  charakterisieren 
und  versteht  es,  sich  dabei  von  vielen  sehr  verbreiteten  Einseitigkeiten  fernzuhalten. 
Die  „Gedanken  und  Erinnerungen"  haben  eben  manches  an  Bismarcks  Verhalten  ver- 
stehen gelehrt,  was  bis  dahin  nicht  verstanden  oder  missverstanden  worden  war. 

Neu  ist  ferner  Diehls  sorgfältige  Darstellung  der  Bodenbesitzreform.  Die 
Kritik  dieser  Bestrebungen  ist  grüsstentheils  zutreifend.  Endlich  orientiert  ein  zwar 
kurzer  aber  vortrefflicher  Artikel  von  Bernhöft  über  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
für  das  Deutsche  Reich. 

Von  den  umfangreichen  Artikeln,  die  in  der  zweiten  Auflage  wesentliche 
Erweiternngen  und  Abänderungen  erfahren  haben,    seien    hier    die    wichtigsten   erwähnt. 

Hieher  zählt  vor  allem  die  grösstentheils  von  v.  Philippovich  verfasste,  unter 
dem  Schlagworte  Auswanderung  vereinigte  Artikelserie.  Der  bekannte  allgemeine 
Einleitungsartikel  ist  durch  wesentliche  Verbesserung  der  statistischen  Darstellung  der 
europäischen  Auswanderung  noch  viel  wertvoller  geworden.  Auch  haben  die  neueren 
amerikanischen  Gesetze  zur  Beschränkung  der  europäischen  Einwanderung  eine,  wenn 
auch  nur  summarisch,  Berücksichtigung  gefunden.  Ebenso  das  Deutsche  Reichsgesetz  über 
das  Auswanderungswesen  vom  Jahre  1897,  das  aber  noch  unter  dem  Schlagworte  Aus- 
wanderungsgesetzgebung (Mayer)  ausführlicher  behandelt  wird.  Während  dieses 
als  der  Anfang  einer  positiven  Auswanderungspolitik  zu  betrachten  ist,  steht  die  Aus- 
wanderungsgesetzgebung in  Oesterreich  (v.  Call)  noch  immer  (1897)  aus- 
schliesslich auf  negativem,  prohibitorischem  Standpunkte. 

Das  Schlagwort  Banken  füllt  allein  den  sechsten  Theil  des  Bandes.  Die  aus- 
gezeichneten allgemeinen  einleitenden  Artikeln  der  ersten  Auflage  von  Nasse  sind  in 
der  zweiten  von  Lexis  durchgesehen  aber  nur  wenig  verändert  worden.  Das  gilt  auch 
von  den  meisten  historischen  Specialdarstellungen.  Die  für  uns  wichtigste  Veränderung 
innerhalb  des  Schlagwortes  Banken  besteht  in  der  Ersetzung  des  kurzen  Artikels 
Leonhards  über  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  durch  einen  weit  ein- 
gehenderen und  iiistructiveren  von  Zuckerkandl. 


1)  S.  auch  VII.  Jahrgang,  4.  Heft,  VIII.  Jahrgang,  5.   Heft  dieser  Zeitscbrift. 
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Die  Bauernbefreiung  in  Oesterreich    hat    in    der  2.  Auflage  an  Stelle  von 
Jellinek  jetzt  Grünberg  bearbeitet.  Die  Resultate  seiner  in  dem  zweibändigen  Werke 
niedergelegten  Forschungen  sind  hier  in  kurzem  Auszuge  wiedergegeben.    Die  Bauern- 
befreiung in  Russland    war    früher    in   einem  kaum  lesbaren  Artikel  von  Keussler 
dargestellt,    jetzt    hat    Simkhowitsch    eine   viel  eingehendere  und  anregendere  Studie 
geliefert,  die  eine  wesentliche  Bereicherung  dieses  Bandes  genannt  zu  werden    verdient. 
Während  Keussler  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft   als  eine  Reforramaassregel  hin- 
stellt,   die  durch  keinerlei  Druck  von  unten  veranlasst  worden  ist,    —  nicht    einmal  die 
Pugatscheff'sche  Revolution  ist  erwähnt,  weiss  Simkhowitsch  von  einer  Unzahl  von 
Bauernunruhen  und  Revolten  zu  berichten.    Ebenso    von  Aufständen   der  Bauern  infolge 
der  Durchführung  des  Emancipationswerkes.    Besonders   interessant    sind  die  Abschnitte 
„Abschluss  des  Emancipationswerkes"  und  „Die  gegenwärtige  Lage  des  russischen  Bauern- 
standes", in  welchen  eine  Reihe  uns  Deutschen  nicht  zugängliclier  olficieller  Erhebungen 
verarbeitet  ist,  die  höchst  bemerkenswerte  Thatsachen  zutage  gefördert  haben;  so  dass  die 
jährlichen  Zahlungen,  welche  die  Bauern   den  Gutsherrn  als  Preis  für  die  Emancipation 
leisten    mussten,    den   Ertrag  ihres   Landantheiles  meist   um   ein  Vielfaches   überstiegen; 
femer,    dass    dieser   Landantheil    den    bäuerlichen    Nahrungsbedarf  nur   in    10    Gouver- 
nements (von  50)   zu   decken  vermag.    Nur  bei  8'9"/,|   der  Bauern  reicht  der  Ertrag  des 
Besitzes  hin,  um  den  eigenen  Nabrungsbedarf  und  den  des  Viehs  zu  bestreiten!  Ein  fürchter- 
licher Zustand,    den    Simkhowitsch  mit  der  Mir- Verfassung   in    Causalzusammenhang 
bringt.  Wesentlich  gewonnen  an  Form  und  Inhalt  hat  der  Artikel  „Beruf  und  Berufs- 
statistik" (früher  Scheel,  jetzt  Zahn).  Das  Schlagwort  Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht ist  jetzt  statt    von  Frank    etwas  ausführlicher  von  Anschütz  behandelt; 
aber  auch  diesmal  mit  einseitiger  Betonung  der  rechtlichen  Seite,    während    man,    z.  B. 
über  die  Verbreitung  des  Bewässerungswesens  gar  nichts  erfährt.  Auch  der  Artikel  Bier, 
Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  hat  seinen  Autor  gewechselt  (früher  May,  jetzt 
Struve),  wobei  eine  sehr  wohlthätig  empfundene  Verringerung  des  Umfangcs  eingetreten 
ist.  Dennoch  ist  jetzt  die  Geschichte  dieses  Getränkes  und'  seiner  Erzeugung  viel  besser 
und  ausführlicher    dargestellt.    Die  Behandlung    der   Bierbesteuerung   in    den    einzelnen 
Staaten  lehnt  sich  an  die  erste  Auflage   an.    Der  Artikel  „Binnenschiffahrt",  früher 
von  Schlichting,  ist  jetzt  in  zwei  Theile  getheilt;    die  wirtschaftliche  Bedeutung  und 
die    Statistik   hat   Kurs,    das   Verwaltungsrecht   hat  Stoerk    zum  Verfasser.    Die    ver- 
waltungsrechtliche Seite  der  Binnenschiffahrt  war  früher  ganz  unberücksichtigt  gewesen. 
An    die  Stelle    der   früheren  Schlagworte    Börse,    Börsengeschäfte,  Börsen- 
spiel (Struck)  und  Börsensteuer  (Friedberg)  sind  jetzt  die  Schlag worte  Bors  en- 
recht    (Pfleger),    Börsensteuer    (Friedberg)    und    Börsenwesen    (Ehrenberg) 
getreten,  während  gleichzeitig  der  Umfang  von  38  auf  73  Seiten  gestiegen  ist.  Der  neue 
Artikel  Börsenrecht  ist  unverhältnismässig  lang  ausgefallen  (35  S.);  eine  kürzere  Dar- 
stellung  speciell    der   Börsenorganisation    wäre    wohl    den   meisten  Lesern    erwünschter 
gewesen.  Ehrenbergs  Artikel  Börsenwesen   klingt   in  eine  scharfe  Kritik  der  neuen 
preussischen  Börsengesetzgebung  aus.  Schiff. 

Neuere  Literatur  über  Armenwesen,  besprochen  von  Dr.  L.  Kunwald. 
L  Schriften  des  deutschen  Vereines  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit. 
Leipzig  1899.  (Duncker  &  Humblot.) 

Heft  41 :  Erstattung  von  Unterstützungen  durch  die  Unterstützten 
selbst  und  durch  ihre  Angehörigen.  2  Referate  von  Dr.  E.  Münsterberg  (Berlin) 
und  Ludwig  Wolf  (Leipzig). 

Heft  42:  Natural-  und  Geldunterstützung.  2  Referate  von  Dr.  Kayser 
(Worms)  und  Martins  (Breslau). 

Heft  43:  Arbeitseinrichtungen  für  Zwecke  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. Referat  von  Dr.  Buehl  (Hamburg).  Beaufsichtigung  der  in  Familien 
untergebrachten  Kinder.  Referat  von  Stalmann  (Hamburg). 

Heft  44:  Die  Kranken-  und  Hauspflege  auf  dem  Lande.  2  Referate  von 
Dr.  Hauser  (Karlsruhe)  und  Düttmann  (Oldenburg). 
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Von  Jahr  zu  Jahr  wächst  das  Ansehen  und  die  Bedeutung  des  iin  Jahre  1880 
über  Dölls  Anregung,  unter  den  Auspicien  der  Kaiserin  Auguste,  von  dem  seither 
verstorbenen  Vorsitzenden  des  Berliner  Stadtverordneten-CoUegiums  Dr.  Strassraann, 
in  Verbindung  mit  einer  Anzahl  hervorragender  Fachmänner  ins  Leben  gerufenen  Deutscheu 
Vereines  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit.  Derselbe  zählt  unter  seinen  circa  500 
Mitgliedern  über  200  Stadtgemeinden,  w^elche  zu  den  alljährlich  und  zwar  jedesmal  in 
einer  anderen  Stadt  Deutschlands  stattfindenden  Generalversammlungen  des  Vereines  — 
Armenpfleger-Congiessen  —  ihre  Bürgermeister,  Beigeordneten  oder  Stadträthe  entsenden, 
um  gemeinschaftlich  an  den  Berathungen  theilzunehmen,  ihre  Erfahrungen  gegenseitig 
auszutauschen  und  mit  neuen  oder  vertieften  Anschauungen  die  Fragen  des  Armenwesens 
in  allen  Gauen  des  Reiches  in  einheitlichem  Sinne  auszugestalten.  Die  an  diesen  Armen- 
pfleger-Congressen  —  oder  wie  man  sie  im  Volke  nennt:  Biirgei meistertagen  —  zur 
Berathung  gelangenden  Gegenstände  Averden  von  Referenten,  deren  gedruckte  Berichte 
den  Mitgliedern  vor  dem  Congresse  zugesendet  werden,  bearbeitet.  Durch  diese  gründliche 
Vorbereitung  wird  es  ermöglicht,  an  zwei  Vormittagen,  die  in  der  Regel  aus  4  bis  5 
Berathungsgegenständen  bestehende  Tagesordnung  zu  erschöpfen. 

Das  besonders  Instructive  der  Referate  liegt  darin,  dass  dieselben  sich  nicht  so 
sehr  mit  theoretischen  Auseinandersetzungen,  als  vielmehr  mit  der  Darstellung  des 
thatsächlich  Bestehenden,  im  Reiche  Geltenden,  befassen  und  daran  ihre  Vorschläge 
bezüglich  der  Reform  jedes  einzelnen  Zweiges  der  öffentlichen  Armen-  und  Sanitätspflege 
knüpfen.  Da  die  Erforschung  des  actuellen  Standes  am  sichersten  im  Wege  der  Enquete 
erreicht  wird,  so  wird  es  immer  mehr  zur  Regel,  dass  die  Bearbeiter  wichtiger  Fragen  vorerst 
mittelst  Umfrage  in  Stadt-,  bezw.  Landgemeinden  sich  die  Materialien  ihres  Referates  selbst 
erholen.  Die  für  den  am  21.  und  22.  September  1899  in  Breslau  abgehaltenen  Armenpfleger- 
■Congress  in  den  Heften  41 — 44  niedergelegten  Referate,  enthalten  die  Ergebnisse  von 
nicht  weniger  als  vier  solcher  Umfragen,  welche  im  laufenden  Jahre  eingeleitet  wurden 
und  dank  dem  Ansehen  des  Deutschen  Vereines  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit 
eine  geradezu  überraschende  Berücksichtigung  seitens  der  befragten  Gemeinden  fanden. 
So  hat  Münsterberg  bezüglich  der  Frage  der  Jlrstattung  von  Unterstützungen  durch  die 
Unterstützten  selbst,  oder  durch  ihre  Angehörigen,  Fragebogen  mit  27  Fragen  an  die  Armen- 
verwaltungen sämmtlicher  deutscher  Städte  mit  mehr  als  20.000  Einwohnern  ausgesandt 
und  von  82  dersell  en  ausführliche  Antworten  erhalten,  welche  im  Hefte  41  ihre  Bearbeitung 
fanden.  Ueber  den  besonders  wichtigen  Gegenstand:  Natural-  und  Geldunterstützung,  hat 
der  Referent  Kays  er- Worms  Fragebogen  mit  14  Fragen  an  die  268  Gemeinden  Deirtsch- 
lands  mit  mehr  als  15.000  Einwohnern  und  ausserdem  an  9  kleinere  Gemeinden  aus- 
gesandt, von  welchen  223  ihre  Antworten  rechtzeitig  vor  dem  Congresse  ertheilt  haben. 
(Heft  42.)  Ueber  Arbeitseinrichtungen  für  Zwecke  der  offenen  Armenpflege,  wurden  vom 
Referenten  Dr.  Buehl-Hamburg  die  im  Vorjahre  im  Vereine  vertretenen  194  deutschen 
Armenverwaltungen  mittelst  Fragebogen  um  Auskunft  ersucht,  welche  auch  von  170  Ver- 
waltungen ertheilt  wurden.  (Heft  43.)  Endlich  hat  der  Referent  über  die  Kranken-  und 
Hauspflege  am  Lande,  Düttmann-Oldenburg,  eine  Rundfrage  bei  30  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsanstalten,  48  land-  und  forstwirtschaftlichen  und  14  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  gehalten,  welche  von  29,  bezw.  34,  bezw.  8  der  Befragten  in 
ausführlicher  Weise  beantwortet  wurden.  (Heft  44.) 

Diese  Enqueten  sowie  deren  eingehende  objective  Bearbeitungen  bilden  eine  wahre 
Fundgrube  von  Wissenswertem  für  jeden,  der  sich  mit  den  einschlägigen  Fragen  wissen- 
schaftlich oder  praktisch  befasst,  wie  denn  überhaupt  die  Arbeiten  des  deutschen  Vereines 
für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  die  eingehendste  Aufmerksamkeit  und  Berücksichtigung 
auch  des  .\uslandes  im  vollsten  Maassc  verdienen. 

2.  K.  Tli.  V.  Iu,ama-Sternegg:.  Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Wiener 
Armen.  Wien  1899.  Commissioneller  Verlag  Mor.  Perlcs. 

Die  erste  statistische  Bearbeitung  der  Materialien  des  Vereines  gegen  Verarmung 
und  Bettelei  in  Wien,  wurde  von  dem  Autor  im  Jahre  1892  auf  Grund  von  10,000 
Fragebogen  publiciert.  Die  vorliegende  Arbeit  enthält  die  hochinteressante  und  überaus 
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dankenswerte  Ausdehnung  des  Stoffes  auf  40.080  Recherchen,  welche  während  der  vor- 
jährigen Wohlfahrtsausstellung  in  der  Abtheilnng  des  Vereines  gegen  Verarmung  und 
Bettelei  mittelst  einer  elektrischen  Zählmaschine  excerpiert  und  ausgezählt  und  von  dem 
unermüdlichen  Präsidenten  dieses  Vereines,  Sectionschef  v.  Inama-Sternegg  während 
seiner  diesjährigen  Sonnnerferien  bearbeitet  wurden.  Die  Individualverhältnisse  der  Armen 
Averden  nach  der  Gebürtigkeit,  Zuständigkeit  und  Aufenthaltsdauer  dieser  letztern  in 
Wien,  ferner  nach  deren  Geschlecht,  Civilstand,  Alter,  Kinderzahl,  Familienverhältnissen 
und  Gesundheitszustand,  endlich  nach  Beruf,  Erwerbsverhältnissen,  Einkommen,  Miet- 
verhältnissen und  Schulden  derselben  aufbereitet,  in  Tabellen  zusammengestellt  und  die 
Ergebnisse  der  Untersuchung  in  klarer  und  übersichtlicher  Weise  dargelegt.  Die  grosse 
Anzahl  der  in  Betracht  gezogenen  Armen  verleiht  der  sorgfältigen  Arbeit  einen  weit 
über  die  locale  Bedeutung  hinausreichenden  Wert,  und  wird  gewiss  auch  in  anderen 
privaten  und  öffentlichen  Annenvei'bänden  anregend  wirken.  Denn,  wie  der  Verfasser  richtig 
hervorhebt,  muss  die  genaue  Kenntnis  der  Verumständung,  unter  welcher  die  Armut  entsteht 
\mä  besteht,  sowie  der  sie  begleitenden  Erscheinungen  sich  als  fruchtbar  bewähren  für 
die  Kritik  der  Wirksamkeit  der  Armenpflege  überhaupt,  und  der  öffentlichen  Zustände, 
unter  welclien  dieselbe  zu  wirken  berufen  ist.  Das  intensive  Interesse,  welches  die  vor- 
liegende Arbeit  Inama-Sterneggs,  des  Grossmeisters  der  österreichischen  Statistik, 
allenthalben  zu  erwecken  geeignet  ist,  wird  ihre  Reflexe  sicherlich  auch  auf  den  Verein 
gegen  Verarmung  und  Bettelei  in  Wien  verbreiten,  dessen  reiches  und  vorzügliches 
Urmaterial  durch  die  vorliegende  Bearbeitung  eine  ebenso  günstige  wie  wohlverdiente 
Beleuchtung  erhält.  So  sei  denn  auch  beides,  der  Verein,  wie  die  dessen  Wirken 
zusammenfassende  Schrift,  dem  Fachmann  und  dem  Humanisten  hiemit  wärmstens 
empfohlen. 

3.  Dr.  Emil  Münsterberg.  Die  Armenpflege.  Einführung  in  die  praktische 
Pflegethätigkeit.  Berlin  1897.  (Otto  Liebmann.) 

Der  Verfasser  des  grundlegenden  Wei'kes  „Die  Deutsche  Armengesetzgebung  und 
das  Material  zu  ihrer  Reform"  (Leipzig  1887)  hat  mit  dem  vorliegenden  Büchlein  seine 
reichen  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  in  einer  ebenso  anziehenden  und 
anregenden,  wie  lehrreichen  und  übersichtlichen  Form,  zu  einem  Leitfaden  für  alle  jene 
zusammengefasst,  welche  sich  als  praktische  Armenpfleger  in  den  Dienst  der  werkthätigen 
Nächstenliebe  stellen  wollen.  Dem  angestrebten  Ziele  entsprechend,  wird  jede  einzelne 
Materie  mit  liebevoller  Sorgfalt  behandelt,  durch  Beispiele  erläutert,  und  in  so  klarer, 
populärer  Weise  dargelegt,  dass  der  Leser  unwillkürlich  sich  angezogen  fühlen  muss, 
mitzuthun,  und  seine  Kräfte  dem  erhabenen  Werke  der  Armenpflege  zu  widmen.  Man 
fühlt  es  aus  jeder  Seite  des  Buches  heraus,  dass  unter  der  bedächtigen,  ruhigen,  nur 
selten  zur  Emphase  gesteigerten  Schreibweise  Münsterbergs,  ein  Feuereifer,  eine 
Begeisterung  für  die  gute  Sache  lodert,  der  er  sein  ganzes  Leben,  sein  Thun  und  Wirken 
geweiht.  Man  kann  derselben  keinen  bessern  Dienst  erweisen,  als,  indem  man  jedem, 
der  Sinn  und  Interesse  für  die  Aufgaben  der  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  empfindet, 
das  vortreffliche  Buch  Münsterbergs  wärmstens  empfiehlt. 

4.  Dr.  Emil  Münsterberg.  Centralstellen  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit. Jena  1897.  (Gustav  Fischer.) 

Die  in  allen  Theilen  der  civilisierten  Welt  in  schier  unabsehbarer  Menge  bestehenden 
und  sich  fortdauernd  vermehrenden  Vereinigungen  für  Gewährung  von  Armenhilfe  im 
allgemeinen,  und  für  die  Ausgestaltung  specieller  Fürsorgethätigkeiten,  führen  noth- 
gedrungen  zum  Zusammenfassen  gleicher  oder  verwandter  Bestrebungen,  um  das  Errungene 
festzuhalten  und  unbeschadet  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  Vereine,  durch  gegen- 
seitige Förderung  dem  angestrebten  Ziele  mit  vereinten  Kräften  immer  näher  zu  kommen. 
Von  diesem  Bestreben  geleitet,  entstanden  die  deutschen  Vereinsverbände,  welche,  wie 
der  Vaterländische  Frauenverein,  der  Centralverein  für  die  wandernde  Bevölkerung,  die 
Centralstelle  der  Vereinigungen  für  Sommerpflege,  der  Verband  der  deutschen  Schutz- 
vereine für  entlassene  Strafgefangene,  der  Charitasverband  für  das  katholische  Deutsch- 
land  u.  V.  a.,   die    netzartig  über    das    ganze  Reich    verbreiteten  }  inzelvereine    gleicher 
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Teiulenz  zu  einer  imposanten  Gesammtorganisation  zusammenfassen.  Ausser  diesen  ein 
ganzes  Reich  umspannenden  Vereinigungen  führt  das  Bedürfnis  einheitlichen  zielbewussten 
Vorgehens  einerseits  zur  Errichtung  örtlicher  Centralstellen,  welche  gleich  der  Vereinigung 
der  Woblfahrtsbestrebungen  in  Berlin,  der  Auskunftsstellen  in  Hamburg,  Dresden,  sowie 
jener  der  Gesellschaft  für  ethische  Cultur  in  Berlin,  der  Londoner  Charity  Organisation 
Society,  dps  Office  central  des  institutions  charitables  in  Paris,  der  Charity  buildings 
in  Boston  und  New  York  etc.  eine  gewisse  Uebersichtlichkeit  der  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  der  localen  Privatwohlthätigkeit,  oder  eine  Erleichterung  der  Pfadfindung  zu 
den  einzelnen  Vereinen  für  Hilfesuchende  wie  für  Menschenfreunde  anstreben,  andrerseits 
zur  Zusammenfassung  aller  Zweige  der  Fürsorgethätigkeit  in  einem  geistigen  Brennpunkte, 
um  ohne  selbsttliätiges  Eingreifen  richtunggebend  und  ausgestaltend  zu  wirken,  wie  dies 
insbesondere  der  Deutschs  Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  sich  zur  ruhm- 
lichen Aufgabe  gestellt  hat.  Aber  auch  über  die  Grenzen  eines  einzelnen  Reiches  hinaus 
hat  der  Gedanke  der  einheitlichen  Lösung  aller  Fragen  des  Armenwesens  zu  Ver- 
einigungen gefübrt.  welche  die  richtigen  Grundsätze  der  Fürsorgebestrebungen  zum 
Gemeingute  aller  Völker  gestalten  wollen.  Von  diesem  Streben  sind  insbesondere  die 
Societe  internationale  pour  l'^tude  des  questions  d'assistance,  der  International  congress 
of  charkies  u.  a.  getragen.  Das  Verdienst,  diese  neuesten  Gestaltungen  einer  zusammen- 
fassenden Thätigkeit  zum  erstenmale  in  klarer  und  übersichtlicher  Weise  dargestellt  zu 
haben,  gebürt  dem  unermüdlichen  Autor  des  obigen  Werkes,  Dr.  Münsterberg,  dessen 
rastloser  Thätigkeit  wir  schon  so  viele,  für  den  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  Armen- 
wesens unentbehrliche  Werke  verdanken.  Wenn  auch  die  Systematik  der  Aneinander- 
reihung der  verschiedenen  Kategorien  von  Centralstellen  vielleicht  nicht  ganz  einwandfrei 
sein  durfte,  so  gewährt  doch  die  lichtvolle  Durchdringung  und  vollständige  Bewältigung 
des  Stoffes  dem  Leser  lehrreiche  Befriedigung.  Den  Oesterreicher  wird  insbesondere  die 
liebevolle  Hervorhebung  und  Würdigung  des  Landesverbandes  für  Wohlthätigkeit  in 
Steiermark,  der  jüngsten  in  unserem  Reiche  errichteten  Centralstelle,  freundlich  anmuthen. 
So  sei  denn  das  Büchlein,  namentlich  für  Wien,  wo  der  Ruf  nach  Centralisation  d 
Fürsorgevereinigungen  sich  schon  so  oft  und  stets  vergeblich  hörbar  machte,  bestens 
empfolilen. 

5.  Dr.  Ernst  Mischler.  Wegweiser  durch  die  freiwillige  Armenpflege  in 
Steiermark.  Graz  1898.  (Com.  Leuscher  k  Lubensky.) 

6.  P.  V.  Radics.  Die  Wohlthätigkeit  in  Krain  unter  den  Herrschern  aus 
dem  Hause  Habs  bürg.  Wien  1898.  („Oesterr.-ung.  Revue.") 

7  Die  Wohlfahrtseiurichtungen  Berlins  nnd  seiner  Vororte.  Herausgegeben 
von  der  Auskunftsstelle  der  Deutscheu  Gesellschaft  für  ethische  Cultur.  II.  Auflage. 
Berlin  1899.  (Jul.  Springer.) 

Die  Bethätigung  auf  dem  Gebiete  der  Privatwohlthätigkeit  hat  in  den  letzten 
Decennien  allenthalben  einen  unleugbar  bedeutenden  Aufschwung  genommen  und  zeigt 
sich  überall  von  dem  Bestreben  geleitet,  menschliches  Elend,  in  welcher  Gestalt  und 
Form  es  sich  immer  darstellt,  in  allen  Phasen  des  Lebens,  von  der  Kindheit  bis  zum 
Greisenalter,  wirksam  zu  bekämpfen.  Wenn  auch  der  immer  neu  sich  erzeugende,  in 
immer  weitere  Schichten  der  Gesellschaft  übergreifende  Nothstand  die  äusserste  An- 
strengung der  freiwilligen  Liebesthätigkeit  erheischt,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 
dass  der  Mangel  einer  gewissen  Einheitlichkeit  in  der  Regelung  der  Arbeit  Misstände 
zur  Folge  hat,  welche  das  Wirken  derselben  nach  mehrfacher  Richtung  nicht  unerheblich 
beeinträchtigen.  Durch  die  Massenhaftigkeit  der  Begründung  von  Vereinen  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen werden  nämlich  auf  der  einen  Seite  die  Kräfte  zersplittert  und  die  allzusehr 
in  Anspruch  genommenen  Wohlthäter  ermüdet  und  verstimmt,  und  auf  der  anderen  Seite 
den  Armen  die  zu  ihrer  Rettung  führenden  Wege  verdunkelt  und  schwer  auffindbar 
gemacht.  Es  wird  daher  vielfach  das  Bedürfnis  gefühlt,  ein  wenig  einzuhalten  und 
Umschau  über  das  bisher  Geschaffene  zu  pflegen,  um  eine  gewisse  Concentration  der 
parallel  laufenden  Bestrebungen  herbeizuführen.  Die  oben  angeführten  drei  Arbeiten 
verdanken  offenbar  zum  grossen  Theile  diesem  Bedürfnisse  ihre  Entstehung  und  haben 
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eine  weitaus  höhere  Bedeutung,  als  die  einer  einfachen  Aufzählung  bestehender  Insti- 
tutionen. Insbesondere  hat  Mise  hier,  welcher  durch  seine  sehr  wertvollen  statistischen 
und  annenpflegerischen  Publicationen  sich  um  das  Land  Steiermark  erhebliche  Ver- 
dienste erworben,  mit  dieser  seiner  neuesten  Arbeit  den  lobenswerten  Bestrebungen 
dieses  Kronlandes  auf  dem  Gebiete  der  privaten  Wohltliätigkeit  ein  bleibendes  Denkmal 
gesetzt.  Es  ist  in  hohem  Grade  rühmlicli,  dass  in  Graz,  einer  verhältnismässig  kleineren 
Stadt,  ausser  dem  grossen  Landesverbände  für  Wohltliätigkeit  in  Steiermark  noch  58  andere 
Vereine  und  überdies  8  Wohltliätigkeitsanstalten  wirken,  und  dass  ausserdem  in  der 
Provinz  43  Vereine,  6  Wolilfahrtseinrichtungen  und  241  Suppenanstalten  für  arme  Schul- 
kinder bestehen. 

Neben  der  Befriedigung  über  diesen  gewiss  sehr  beachtenswerten  Kräfteaufwand 
wird  der  Leser,  insbesondere  aber  der  sich  für  seine  Heimat  interessierende  Steirer  aus 
den  bezüglich  jedes  einzelnen  Vereines  sorgfältig  zusammengestellten  Daten  ersehen, 
wie  so  manche  dieser  Vereine  einer  Kräftigung  bedürfen  und  wie  sehr  das  Ganze  gewinnen 
würde,  wenn  die  Schwächern  derselben  sich  zu  gemeinsamem  Wirken  vereinigen  wollten. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  kann  ein  näheres  Eingehen  in  diese  verdienstvolle  Arbeit 
nur  wärmstens  empfohlen  werden. 

Eine  sehr  beachtenswerte  Darstellung  gibt  die  Studie  von  P.  v.  Radics  über 
die  Wohlthätigkeit  in  Krain.  Nach  der  Reihenfolge  der  Herrscher  werden  die  während 
der  Regierung  jedes  einzelnen  derselben  geschaffenen  Wohltliätigkeitseinrichtungen 
historisch  vorgeführt  und  zu  einem  culturhistorischen  Gesammtbilde  vereinigt.  Ueber- 
raschend  wirkt  eine  zum  Schlüsse  angefügte  Zusammenstellung,  nach  welcher  in  der 
Stadt  Laibach  10  Wohlthätigkeitsanstalten  und  51  humanitäre  Vereine,  darunter  10 
slovenische,  bestehen.  Bedauerlicherweise  sind  nur  die  Namen  der  Anstalten  und  Vereine, 
sowie  der  Leiter  derselben,  nicht  aber  auch  die  Vermögensverhältnisse  angegeben,  wodurch 
ein  Urtheil  über  deren  Wert  und  Bedeutung  nicht  möglich  erscheint.  Auch  stört  ein 
gewisser  hyperlo^'aler  Ton  den  Genuss  an  der  im  ganzen  recht  verdienstlichen  Arbeit. 

Geradezu  imponierend  durch  die  Gründlichkeit  seiner  Anlage  und  durch  die 
Reichhaltigkeit  seines  Inhaltes  ist  das  von  der  Auskunftsstelle  der  Deutschen  Gesellschaft 
für  ethische  Cultur  herausgegebene  Auskunftsbuch  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen 
Berlins  und  seiner  Vororte,  welches  kaum  3  Jahre  nach  seinem  ersten  Erscheinen  bereits 
in  zweiter  Auflage  vorliegt.  1097  zum  Theile  öffentliche  Veranstaltungen,  in  über- 
wiegender Anzahl  aber  private  unter  Angabe  der  Adressen,  der  Zweckbestimmungen,  der 
Vorstandspersonalien  und  der  Jahresleistungen,  nach  Kategorien  geordnet,  angeführte 
Vereine  legen  ein  beredtes  Zeugnis  ab,  über  den  riesigen  Umfang  der  humanitären  und 
socialen  Einrichtungen  der  Metropole  des  Deutschen  Reiches.  An  der  Spitze  steht  die 
erst  seit  kurzem  ins  Leben  getretene  Vereinigung  der  Wohlfalirtsbestrebungen 
in  Berlin,  deren  Zweck  die  Zusammenfassung  aller  an  der  Uebung  der  Armenpflege 
und  Wohlthätigkeit  betheiligten  Kräfte,  d.  h.  der  Organe  der  städtischen,  kirchlichen 
und  privaten  Armenpflege  zu  gemeinsamer  Arbeit  ist.  Diese  letztere  vollzieht  sich  un- 
beschadet der  Selbständigkeit  der  betheiligten  Kräfte  in  Bezirksvereinigungen,  deren 
bereits  15  geschaffen  wurden  und  deren  Ausdehnnng  über  ganz  Berlin  in  Aussicht 
genommen  ist.  Mit  Ausschluss  jeder  directen  Gewährung  von  Unterstützung  finden  in 
denselben  gemeinsame  Berathungen  über  Art  und  Umfang  der  Hilfe  in  einzonen  Fällen 
unter  wechselseitiger  Auskunftertheilung  auf  Grund  sorgfältig  gesammelter  Nachrichten 
über  Bedürftige,  statt.  Ein  wahrlich  vielversprechender  Anaatz  zu  der  allseitig  gewünschten 
Centralisation  der  Armenhilfe. 

8.  R.  Kluge.  Handbuch  für  Armenpfleger.  Rathgeber  für  in  der  öffentlichen 
oder  privaten  Armenpflege  thätige  Personen.     Hamburg  1899.  (Grefe  &  Tiedemann.) 

Der  Verfasser  gibt  mit  diesem  kurz  aber  sorgfältig  gearbeiteten  Büchlein  dem 
Armenpfleger  ohne  theoretisierendes  Beiwerk  ein  Hilfsmittel  an  die  Hand,  um  in  allen 
Stadien  seiner  Fürsorgethätigkeit,  sowohl  bei  der  Voruntersuchung  des  einzelnen  Falles, 
als  auch  während  der  Aufsichtsführung  nach  erfolgter  Unterstützungsbewilligung,  dem 
Geiste  und  Wortlaute  der  einschlägigen  Bestimmungen  gemäss,  seines  Ehrenamtes  walten 
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zu  können.  Als  Lehrbuch  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  wird  das  niedlich  ausge- 
stattete Werk,  insbesondere  durch  die  klare  und  übersichtliche  Zusammenstellung  des 
Stoffes,  von  jedem  praktischen  Armenpfleger  willkommen  geheissen  werden.  Eine 
Zusammenstellung  aller  bei  Ausübung  der  Armenpflege  in  Betracht  kommenden  Be- 
stimmungen der  Reichsgesetze,  welche  theils  wörtlich,  theils  auszugsweise  abgedruckt 
erscheinen,  erhöht  in  erheblicher  Weise  den  Wert  der  sehr  empfehlenswerten  Arbeit. 

9.  Cl.  V.  Oertzen.  Armenpflege  in  Deutschland  nach  Theorie  und  Praxis. 
Rostock  1898.  (Wilh.  Werther.) 

Nach  einer  kurzen  historischen  Einleitung,  in  welcher  der  Verfasser  unter  anderem 
auch  die  Entwicklung  des  Armenwesens  in  seinem  Heimatlande  Mecklenburg  -berück- 
sichtigt, werden  alle  das  Pflegewesen  betreifenden  Momente  nach  den  verschiedenen 
Arten  und  Graden  der  Hilfsbedürftigkeit  geordnet,  in  compendiöser  Weise  besprochen. 
Es  liegt  eine  tüchtige  und  biedere  Art  in  der  Behandlung  des  Stoffes,  die  dem  Verfasser 
die  Sympathie  des  Lesers  sichert,  trotz  gewisser  Absonderlichkeiten,  welche,  wie  beispiels- 
weise die  Befürwortung  der  Prügelstrafe  bei  jugendlichen  Rückfälligen,  oder  als 
Disciplinarmittel  im  Arbeitshause  (S.  89  u.  ff.j  vielleicht  auf  eine  etwas  zu  patriarchalische 
Anschauungsweise  des  mecklenburgischen  Drostes  und  Kammerherrn,  wie  sich  v.  Oertzen 
selbst  bezeichnet,  zurückzuführen  sein  dürften. 

10.  Frau  Llly  Cieyger-Hopfen.  Armenwesen.  Eine  Anleitung  zur  Armenpflege. 
Wien  1898.  (M.  Perl  es.) 

Dass  die  Frau  nicht  nur  berufen  ist,  sich  im  Armenwesen  zu  bethätigen,  sondern 
auch  vollkommen  befähigt  erscheint,  das  Selbsterlebte  geistig  zu  verarbeiten  und  für 
die  Allgemeinlieit  nutzbringend  darzulegen,  beweist  neuerlich  wieder  die  vorliegende 
Schrift  einer  jungen  Dame,  der  Tochter  des  bekannten  in  Berlin  lebenden  heimischen 
Schriftstellers  Hans  Hopfen.  In  9  kurzgefassten,  in  männlich  ernstem  Stile  gehaltenen 
Capiteln  werden  die  Ursachen  der  Armut,  die  Wohlthaten  der  öffentlichen  und  privaten 
Armenpflege  und  die  anzustrebenden  Reformen  klar  und  bündig  erörtert  und  dabei  die 
wichtigen  Fragen  des  Wohnungswesens,  der  Hausindustrie,  der  Centralisation,  oder 
richtiger  gesagt  der  vernünftigen  Arbeitstheilung  der  Privatwohlthätigkeit,  sowie  auch 
die  Wirkungen  der  Arbeiterversicherung,  der  Besprechung  unterzogen.  Wer  sich  mit 
diesen  Fragen  praktisch  befasst,  wird  das  Büchlein  gewiss  nicht  ohne  Nutzen  und  innere 
Befriedigung  aus  der  Hand  geben. 

11.  Het  Vraagstnk  der  Armenverzorgiiig,  in  Opdracht  van  de  Maatschappij  tot 
nut  van  't  algemeen  bewerkt  door  H.  Goeman  Borgesius,  A.  F.  K.  Hartogh,  J.  F.  L. 
Blankenberg,  Dr.  H.  J.  de  Dompierre  de  Chaufepie  en  R.  J.H.  Patijn.  Amsterdam 
1895,  (S.  L.  van  Looi  &  H.  Gerlings.) 

12.  Ariuenzorg  in  Nedciiand.  Von  der  Statistisch  Instituut  der  Ver- 
eeniging  voor  de  Statistick  in  Nederland. 

I.  Band  Th.  Falkenburg:  Gemeente  Amsterdam. 
IL      „      Th.  Falkenburg:  Gemeente  Rotterdam. 

III.  „      H.  Smissaert:  Gemeente  Utrecht. 

IV.  „      J.  H.  van  Zanten:  Gemeente  Groningen. 

V.      ,.      Th.  Falkenburg:    Gemeente  's-Gra\enhage.    1895—1897  Amsterdam. 
(Johannes  Müller.) 

Das  Bedürfnis  nach  einer  durchgreifenden  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege 
hat  in  Holland  eine  Bewegung  gezeitigt,  an  deren  Spitze  sich  die  Maatschappij  tot  nut 
van  't  algemeen  (Gemeinnützige  Gesellschaft)  in  Amsterdam  gestellt  hat.  Angeregt  durch 
einen  Antrag  des  Departementes  Groningen  wurde  in  der  Generalversammlung  derselben 
vom  Juni  1890  ein  Comite  bestellt,  welches  durch  cooptierte  Mitglieder  verstärkt, 
vorerst  über  den  Stand  des  Armenwesens  im  Inlande,  sowie  auch  im  Auslande  die  ein- 
gehendsten Erhebungen  pflog,  und  nach  fünfjähriger  mühevoller  Arbeit,  die  Ergebnisse 
derselben  in  einem  ausführlichen  Berichte  unter  dem  Titel  „het  Vraagstuk  der  Armen- 
verzorging"  der  Oeffentliclikeit  übergab.  Das  Werk,  welches  in  seinem  ersten  Theile  sehr 
interessante  Mittheilungen  über  die  nrmenpflegerischen  Bestrebungen  und  Einrichtungen 
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in  den  einzelnen  Provinzen  und  Städten  Hollands  bietet,  und  sodann  das  Armonwesen 
fast  aller  Culturstaaten  sowie  der  Städte  London,  Paris,  Wien,  Dresden,  Hamburg  und 
Elberfeld  und  mehrerer  Schweizer  Cantone  einer  kurzen  Darstellung  unterzieht,  gipfelt 
in  dem  Entwürfe  eines  Armengesetzes  für  Holland,  dessen  41  Artikel  ausführlich  begründet 
werden. 

Fast  gleichzeitig  mit  den  Arbeiten  des  Comites  der  Maatschappij  hat  das  von  der 
niederländischen  statistischen  Gesellschaft,  einer  Privatvereinigung,  ins  Leben  gerufene 
statistische  Institut  eine  Enquete  über  die  statistischen  Verhältnisse  der  Armenpflege 
eingeleitet,  welche  in  Gemässheit  des  diesfälligen  Beschlusses  der  am  30.  Mai  1891  ab- 
gehaltenen Generalversammlung,  den  Ausgangspunkt  einer  anzustrebenden  Eeform  des 
Armenwesens  bilden  sollte.  Die  mit  grosser  Gründlichkeit  durchgeführten  Arbeiten  der 
Commission  sind  in  den  vorliegenden  5  umfangreichen,  das  Armenwesen  der  5  grössten 
Städte  Hollands  (Amsterdam,  Eotterdam,  Haag,  Utrecht  und  Groningen)  betreffenden 
Bänden  zu  einem  vorläufigen  Abschluss  gebracht  worden.  Es  sind  aber  nach  dem  Grund- 
plane  des  Werkes  auch  noch  Mittheilungen  über  das  Armenwesen  in  den  kleineren 
Städten  zu  gewärtigen. 

Die  mit  so  grossem  Kostenaufwand  ins  Werk  gesetzten  Bestrebungen  zweier 
Privatvereinigungen,  durch  Feststellung  und  Kritik  der  gegenwärtig  bestehenden  Ein- 
richtungen und  geltenden  Grundsätze,  zu  einer  Verbesserung  des  Armenwesens  zu  gelangen, 
sind  als  eine  wahrhaft  patriotische  That  zu  begrüssen  und  als  in  hohem  Grade  rühmens- 
und  nachahmenswert  zu  bezeichnen.  Ein  so  tüchtiges  und  ernstes  Wollen  wird  gewiss 
auch  von  bestem  Erfolge  gekrönt  werden. 

13.  Orisewood  William.  The  Poor  of  Liverpool  and  what  is  done  for  them.  Liver- 
pool 1898.  (Egerton  Smith  &  Co.) 

14.  Tbe  flrst  Epileptic  Home  in  England.  Liveipool  1899.    (D.  Marples  &  Uo.) 
Das  erstgenannte  Werk  gibt  eine  Uebersicht  der  Ursachen  der  Armut  in  Liverpool, 

sowie  der  in  dieser  Stadt  bestehenden  öffentlichen  und  privaten  Institute  zur  Bekämpfung 
derselben.  Ein  richtiges  Bild  dieser  Verhältnisse  kann  aber  der  Leser  aus  dieser  im 
übrigen  sehr  anregend  verfassten  Schrift  nur  schwer  gewinnen,  weil  in  derselben 
statistische  Angaben  über  die  Zahl  der  Armen  und  die  Kosten  des  Armenwesens  fast 
gänzlich  fehlen. 

Die  reich  ausgestattete  und  illustrierte  Mittheilung  über  das  erste  in  England 
errichtete  Asyl  für  Epileptiker  in  MaghuU  bei  Liverpool,  gegründet  im  Jahre  1888  von 
dem  seither  verstorbenen  Henry  Cox,  theilweise  nach  Bielefelder  Vorbild,  gibt  eine 
anziehende  Schilderung  der  Verpflegung  und  Beschäftigung  der  in  der  Anstalt  unter- 
gebrachten ungefähr  100—120  Kranken  beiderlei  Geschlechtes.  Die  Anstalt  wird  durch 
Sammlungen  erhalten,  doch  haben  die  Aufgenommenen  nach  3  Classen  getheilt,  wöchentlich 
mit  2  Pfund  Sterling,  1  Pfund  Sterling  oder  ^o  Schilling,  zu  den  Kosten  beizutragen. 
Die  angeführten  Daten  sind  in  jeder  Beziehung  geeignet,  das  Interesse  des  Faclimannes 
zu  erregen. 

15.  Semi-Centennial  of  The  New  York  Association  for  Improving:  the 
Condition  of  tlie  Poor.  1894. 

16.  Progressive  Pliilantliropy.  54th  Annual  Eeport  of  the  New  York  Association 
for  Improving  the  Condition  of  the  Poor.  New  York  1897. 

17.  1.  J.  C.  P.  Notes  published  bi-nionthly. 

18.  Chicago  Relief  and  Aid  Society.  Chicago  1898.  (J.  F.  Leaming  &  Co.) 
Die  stattlichen  Jahresausweise  der  oben  genannten  amerilianischen  Wohlthätigkaits- 

vereine  geben  ein  lebendiges  Bild  von  der  praktischen  Bethätigung  derselben  auf  allen 
Gebieten  der  privaten  Armenpflege.  Die  Association  for  Improving  the  Condition  of 
the  Poor  hat  eigene  Abtheilungen  für  Barunterstützung,  für  Verabreichung  von  Nahrungs- 
mitteln, von  Kohlen,  Schuhen  und  Möbeln,  ferner  Arbeitswerkstätten,  Nähschulen,  Ferien- 
colonien,  Badeanstalten  und  Kinderasyle  (Hartlpy  house)  und  die  zahlreichen  Mitglieder 
haben  freie  Wahl,  für  welche  dieser  Abtheilungen  sie  ihre  Beiträge  leisten  wollen.    Die 
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Gesammtauslagen  bezifferten  sich  im  Jahre  1896/97  mit  99.007  Dollars  64  Cents.  Zahl- 
reiche Schriften,  welche  alljährlich  erscheinen  (darunter  auch  obige  A.  J.  C.  P.  Notes) 
behandeln  in  ausführlicher  und  volksthiimlicher  Weise  die  wichtigsten  Fragen  des 
Armenwesens  und  der  einschlägigen  socialen  Probleme.  Die  Organisation  ist  in  hohem 
Grade  bemerkenswert  und  in  vielfacher  Beziehung  zur  Nachahmung  zu  empfehlen. 

Waentig- Heinrich,  Gewerbliche  Mittelstandspolitik.  Eine  rechtshistorisch- 
wirtschaftspolitische  Studie  auf  Grund  österreichischer  Quellen.  Leipzig,  Verlag  von 
Duncker  &  Humblot.  1898.  —  S.  X  und  483,  8«.  — 

Wer  die  wirtschaftspolitische  Entwicklung  auf  dem  europäischen  Continent  in  den 
letzten  Jahren  aufmerksamen  Auges  verfolgt,  muss  ein  gutes  Stück  Glauben  an  den 
Genius  der  Menschheit  besitzen,  um  nicht  an  der  siegreichen  Gewalt  des  Fortschrittes 
zu  zweifeln.  Nicht  nur  Parteien,  deren  Interessen  abseits  liegen  von  jenen  des  Volkes 
und  Staates,  versuchen  längst  überwundene  Formen  und  Zustände,  die  ihrer  Machtent- 
wicklung günstig  gewesen  sind,  wieder  herzustellen,  sondern  das  Volk  selbst  in  seinen 
tieferen  und  mittleren  Schichten,  einerseits  durch  die  wirschaftlichen  Umwälzungen  der 
Neuzeit  und  die  Fehler  der  fortschrittlichen  Kreise  in  bittere  Noth  versetzt,  andererseits 
durch  gewissenlose  Führer  irregeleitet,  verlangt  ungestüm  die  Rückkehr  zu  Einrichtungen, 
die  in  vergangenen  Zeiten  unter  ganz  anderen  Verhältnissen  einen  wirtschaftlichen 
Blütezustand  begleiteten,  gegenwärtig  aber  im  besten  Falle  nutzlose  Schranken  weiterer 
Entwicklung  sind.  Allenthalben  haben  schwache  Staatsmänner  diesen  doppelten  Angiiffen 
keinen  Widerstand  zu  leisten  vermocht  und  es  wurden  Versuche  gemacht,  die  Staaten 
und  Völkern  theuer  zu  stehen  kommen.  Auch  Oesterreich  ist  hievon  nicht  ausgenommen, 
und  gerade  hier  ist  speciell  die  Gewerbepolitik  in  ein  nach  rückwärts  gerichtetes  Fahr- 
wasser gerathen.  Mit  gespanntem  Interesse  hat  man  in  Deutschland  diese  Entwicklung 
verfolgt  und  hat  davon  in  den  Kreisen  der  Gelehrten  und  praktischen  Staatsmänner  viel 
profitiert.  Wiederholt  haben  erstere  sich  mit  den  österreichischen  Vorgängen  und  Ver- 
hältnissen beschäftigt,  um  dadurch  gelehrte  Theorien,  wie  Forderungen  des  praktischen 
Lebens  zn  begründen,  zu  rechtfertigen  oder  zu  bekämpfen.  Man  wies  auf  Oesterreich 
hin,  zeigte,  was  hier  angeordnet  wurde  und  welche  Erfolge  sich  einstellten;  um  sodann 
die  Nachfolge  zu  verlangen  oder  vor  ihr  zu  warnen.  Dieser  interessierten  Beobachtung 
verdanken  wir  auch  das  vorliegende  Buch,  in  dem  ein  deutscher  Gelehrter  mit  grossem 
Fleisse  die  Verhältnisse  des  österreichischen  Gewerbestandes  mehr  für  seine  Heimats- 
genossen als  für  die  mitten  in  jenen  Verhältnissen  Stehenden  schildert.  Vier  Jahre,  von 
denen  anderthalb  in  Oesterreich  verbracht  wurden,  hat  der  Verfasser  aufgewendet,  um 
die  politischen  und  socialen  Verhältnisse  des  ihm  fremden  Staates  zu  studieren,  das 
ungeheure  und  vielfach  verstreute  Material  zu  sammeln,  zu  ordnen  und  durch  eigene 
Beobachtungen  und  Erhebungen  zu  ergänzen.  Wer  nur  einigermaassen  mit  dem  Gegenstand 
vertraut  ist,  wird  diesen  Zeitaufwand  nicht  zu  gross  finden,  denn  das  Material  ist  nicht 
bloss  sehr  umfangreich,  sondern  vor  allem  mühsam  zu  beschaffen,  da  es  zum  grossen  Theil  aus 
Berichten  der  Partei-  und  Fachorgane,  der  verschiedenen  Enqueten,  Vereinigungen,  Versamm- 
lungen u.  s.  w.  besteht.  Mit  einem  geradezu  überraschenden  Fleisse  und  Geschickeist  dieses 
ganze  Material  durchgearbeitet,  zweckmässig  gruppiert  und  an  richtiger  Stelle  verwertet 
worden,  so  dass  das  Buch  schon  als  Auslese  dieses  Stoffes  von  hervorragendem  Werte  ist. 

Das  Buch  ist  jedoch  nicht  etwa  eine  einfache  Zusammenstellung  derartiger,  ein- 
schlägiger Materialien,  sondern  eine  wissenschaftliche  Abhandlung,  deren  einzelne  Theile 
wohlgeordnet  die  entscheidenden  Schlussfolgerungen  begründen,  ja  den  Leser  unwillkürlich 
drängen,  sie  zu  ziehen.  Seiner  Anlage  nach  zerfällt  es  in  zwei  grosse  sich  wechselseitig 
ergänzende  Theile.  Der  erste  schildert  die  geschichtliche  Entwicklung  der  österreichischen 
Gewerbepolitik  im  laufenden  Jahrhundert;  der  zweite  zeigt,  vielfach  an  der  Hand 
statistischer  Daten,  den  Wert  und  die  Erfolge  der  gesetzlichen  Bestimmungen  für  den 
Befähigungsnachweis  und  die  Zwangsgenossenschaften,  zwei  Grundpfeiler  des  geltenden 
Gewerberechts. 

Im  ersten  Theile  greift  der  Verfasser  bis  ins  16.  und  17.  Jahrhundert  zurück,  um 
zu  zeigen,  wie   um  jene  Zeit  auch  in  Oesterreich,  sowie  anderwärts,  nur  ein  städtisches 
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Gewerberecht  bestand,  wie  dieses  verfiel  und  die  grossen  Fürsten  des  18.  Jahrhunderts 
bemüht  waren,  ein  anderes,  staatliches  Eecht  an  dessen  Stelle  zu  setzen  und  das  Ge- 
werbe und  die  Produetion  durch  Befreiungen  vom  Zunftzwange,  durch  die  Hoffreilieiten 
und  durch  Begünstigung  der  Grossbetriebe  zu  fördern,  wie  die  Fortsetzung  dieser 
Politik  in  diesem  Jahrhundert  ins  Stocken  gerieth^  wie  sich  mit  der  allgemeinen  Unzu- 
friedenheit eine  lähmende  Unentschlossenheit  in  den  Regierungskreisen  vereinigte  und 
wie  infolgedessen  der  nicht  unzweckmässige  Gewerbegesetzentwurf  von  1835  eben  nur 
Entwurf  blieb.  Der  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  übernommene,  ziemlich  verwirrte  und 
in  den  einzelnen  Reichstheilen  sehr  ungleiche  Rechtszustand  des  Gewerbewesens  (das 
sogenannte  Commerzsystem)  blieb  daher  bis  in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  bestehen. 
Ihn  stellt  der  Verfasser  wenigstens  in  seinen  Grundzügen  systematisch  dar,  indem  er 
die  rechtliche  Stellung  der  selbständig  Gewerbetreibenden,  des  gewerblichen  Arbeiters 
und  der  Gewerbecorporationen  schildert.  Trotz  der  in  den  entgegengesetzten  Eichtungen 
gestellten  Forderungen  des  Revolutionsjahres  und  trotz  des  Reformeifers  der  50er  Jahre 
überdauerte  jener  Zustand  auch  diese  Perioden  der  Entwicklung  Oesterreichs.  Erst  Ende 
1859,  als  der  absolutistische  Staat  dem  Liberalismus  gewisse  Concessionen  zu  machen 
sich  gepöthigt  sah,  wurde  er  durch  das  Gewerbegesetz  vom  20.  December  1859  beseitigt, 
das  schon  seit  1855  in  einer  von  Toggenburg  entworfenen  freieren  Form  vorgelegen 
hatte.  Das  Gesetz  gewährte  grundsätzlich  Gewerbefreiheit  und  baute  d;is  Arbeiterver- 
hältnis auf  dem  freien  Uebereinkommen  zwischen  dem  Dienstgeber  und  dem  gewerblichen 
Hilfspersonal  auf.  Daneben  blieb  aber  doch  das  Co£.litionsverbot,  die  Nöthigung  des 
Arbeiters  ein  Arbeitsbuch  zu  haben  aufrecht,  und  wurden  die  Gewerbegenossenschaften 
entgegen  dem  Toggjnburg'schen  Entwürfe  als  Zwangsgenossenschaften  an  Stelle  der 
Zünfte  und  Innungen  organisiert.  Begreiflicherweise  befriedigte  das  Gesetz  keine  Partei 
und  fast  gleichzeitig  mit  dem  Tage  seiner  Giltigkeit  begann  auch  der  Kampf  gegen 
dasselbe.  Die  zunächst  emporkommende  liberale  Partei  war  bestrebt,  die  mit  dem  liberalen 
Wirtschaftsprincip  unvereinbaren  Bestimmungen  zu  beseitigen,  die  gegnerischen  Parteien, 
die  seit  dem  unglücklichen  Krisenjahr  1873  mit  immer  grösserer  Kraft  und  grösseren 
Erfolgdi  kämpften,  forderten  eine  Reform,  durch  welche  alle  Ableger  eines  ökonomischen 
Liberalismus  aus  dem  Gesetze  getilgt  und  die  Wiederherstellung  scheinbar  längst  über- 
wundener ständischer  Formen  angebahnt  werden  sollten. 

Die  Kämpfe,  Niederlagen  und  Erfolge  dieser  Parteien,  die  Schwächen  und 
egoistischen  Bestrebungen  der  liberalen  Parteien,  ihr  Mangel  an  grossen  auf  den  Wohl- 
stand des  gesammten  Volkes  abzielenden  Plänen,  das  Aufkommen  und  Wachsen  der 
Unzufriedenheit  bei  den  Kleingewerbetreibenden  und  in  den  Kreisen  der  Landwirtschaft, 
die  geschickte  Ausnützung  dieser  Strömung  durch  die  reactionären  Parteien,  deren  sieg- 
reiches Emporsteigen,  endlich  das  Entstehen  einer  socialistischen  Arbeiterbewegung,  ihre 
durch  die  Verhältnisse  und  das  Vorgehen  der  Parteien  wider  deren  Willen  geförderte 
rasche  Ausbreitung  —  all  das  schildert  der  Verfasser  klar  und  übersichtlich  in  seinen 
Capiteln:  Bourgeoispolitik,  Reaction,  Reform,  Antisemitismus  und  Socialisraus.  Bei  den 
Jahren  1883,  1885  macht  der  Verfasser  einen  Halt  in  seiner  Berichterstattung,  um  den 
Inhalt  der  Gewerbegesetznovellen  dieser  Jahre  darzustellen,  die  den  Befähigungsnachweis 
für  die  handwerksmässigen  Gewerbe  einführten,  nach  dem  Wegfall  des  Coalitionsverbotes 
die  Feststellung  des  Arbeitsverhältnisses  durch  freies  Uebereinkommen  in  gewissen 
Fällen  zu  Gunsten  der  Arbeiterschaft  einschränkten,  das  Lehrlingsverbältnis  -wieder  zu 
einem  Unterrichts-  und  häusliclien  Abhängigkeitsverhältnis  zurückbildeten,  das  Arbeitsbuch 
auch  auf  die  Lehrlinge  ausdehnten,  die  Zwangsgenossenschaften  mit  der  Gehilfenver- 
sammlung ausstatteten  u.  s.  f.  —  Sehr  richtig  bemerkt  der  Verfasser  hiezu,  dass  diese 
Reform  des  59er  Gewerbegesetzes  niemand  befriedigte:  „nicht  die  Regierung,  denn  sie 
hatte  das  Zustandekommen  ihrer  längst  geplanten  Arbeiterschutzgesetzgebung  durch  eine 
Reihe  nicht  unbedenklicher  Concessionen  erkaufen  müssen;  nicht  die  clericale  Adels- 
partei, denn  ihre  Feudalisierongspläne  waren  trotz  aller  scheinbaren  Erfolge  an  der 
Wachsamkeit  der  Centralgewalt  gescheitert;  nicht  die  Bourgeoisie,  denn  ungeachtet  der 
Beseitigung  des  Genossenschaftszwanges  für  die  Grossindustrie  war  die  neue  Gewerbe- 
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Ordnung  nichts  weniger  als  eine  Verwirklichung  des  Princips  der  wirtschaftlichen  Freiheit; 
nicht  das  Kleinbürgerthuni,  denn  viele  seiner  Programmfordorungen  waren  unerfüllt 
geblieben;  und  endlich  nicht  die  Arbeiterschaft,  denn,  was  ihr  geboten  ward,  betrachtete 
sie  als  eine  spärliche  Abschlagszahlung  auf  langjährige  Forderungen  und  noch  weniger 
konnte  sie  für  das  Ausbleiben  genügender  Garantien  ihres  Coalitionsi-echtes  die  verhasste 
Fessel  der  zwangsgenossensciial'tlichen  Organisation  entschädigen."  Bedenkt  man  noch, 
dass  diese  Reformen  im  vollen  Gegensatze  standen  zu  den  allgemeinen  Wirtscliafts- 
tendenzen  unserer  Zeit  und  somit  sich  nicht  aus  sich  selbst  heraus  als  berechtigt  behaupten 
konnten,  so  begreift  es  sich,  dass  sie  nur  den  Ausgangspunkt  bildeten  für  neue  einseitige 
Forderungen  und  neuerliche  Umgestaltungen  des  Rechtszustandes,  wie  schon  1883 
Plener  die  Befürchtung  ausgesprochen  hatte,  dass  diese  Novelle  „Hoffnungen  erregt  und 
Wünsche  ermuthigt,  deren  Resultat  die  Nichterfüllung  sein  wird.  Die  Folge  wird  Ent- 
rüstung und  Erbitterung  sein,  ja  es  werden  noch  weitergehende  Prätensionen  und  mit 
noch  lauterer  Stimme  erhoben  werden."  Leider  hatte  er  nur  zu  sehr  Recht  behalten. 
Allenthalben  wurden  in  den  folgenden  Jahren  die  weitgehendsten  Forderungen  an  die 
Regierung  und  die  gesetzgebende  Gewalt  gestellt,  deren  Verwirklichung  nur  zum  Theile, 
so  durcli  das  Gesetz  vom  23.  Februar  1897,  welches  das  Lehrlings-  und  Genossenschafts- 
wesen jieuerdings  regelte,  erfolgte;  aber  nicht  etwa  deshalb,  weil  diesen  Bestrebungen 
ein  fester  Damm  gegenüberstand  in  einem  festen  System  staatlicher  Wirtschaftspolitik 
seitens  der  Regierung,  sondern  weil  die  ganze  Monarchie  iu  eine  viel  höhere  Interessen 
ergreifende,  beispiellose  Krisis  geworfen  wurde,  in  welcher  sie  noch  gegenwärtig  gefangen 
liegt.  Die  für  das  Staats-  und  Volkswohl  vielfach  recht  bedenklichen  Strebungen,  die 
der  Verfasser  in  dem  Capitel  „gewerbepolitische  Irrfalirten"  eingehend  schildert,  bestehen 
»omit  noch  fort  und  können  jeden  Augenblick  an  die  Oberfläche  tretend  nach  Verwirk- 
lichung ringen.  Es  scheint  daher  ganz  am  Platze  zu  sein,  gerade  in  diesem  Augenblick 
zu  untersuchen,  welcher  Gewinn  dem  Gewerbe  und  Gewerbestande  erwuchs  durch  die 
jüngsten  Regelungen  des  Gewerberechtes.  Dieser  Aufgabe  widmet  der  Verfasser  den 
zweiten  Theil  seines  Buches  der  die  Bedeutung  und  den  Wert  zunächst  des  Befähigungs- 
nachweises, dann  der  Zwangsgenossenscliaft  untersucht. 

Der  Befähigungsnachweis  wurde  von  seinen  Vertlieidigern,  so  auch  von 
Belcredi  gefordert  „weniger  als  eine  Schranke,  welche  den  Zutritt  zum  Gewerbe 
erschwert  und  die  Möglichkeit  des  Gewerbebetriebes  einengt,  denn  als  ein  höchst  noth- 
wendiger  Schutz  der  redlichen  Arbeit  und  der  bestehenden  Gewerbebetriebe  gegen 
Concurrenz  und  Scbleuderproduction,  als  ein  Schutz  gegen  Unerfahrenheit,  ungenügendes 
Können  und  Vermögen  sowie  Leichtsinn  beim  Antritt  des  Gewerbes,  als  ein  Schutz  auch 
der  Consumenten,  der  Käufer  vor  unsolider  Ware."  Der  Befähigungsnachweis  sollte  also 
die  Production  und  die  Consumtion  schützen. 

Da  der  Befähigungsnachweis  regelmässig  erbracht  wird  durch  das  Lehr-  und 
Arbeitszeugnis  über  eine  mehrjährige  Verwendung  als  Lehrling  und  Gehilfe  bei  dem 
fraglichen  Gewerbe,  so  glaubte  offenbar  der  Gesetzgeber  auf  diesem  Wege  Personen 
heranzuziehen,  die  durch  ihre  persönliche  Tüchtigkeit  in  die  Lage  versetzt  sind,  als 
Selbständige  späterhin  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  zu  entfalten  und  die  Verwirklichung 
jener  Ziele  zu  sichern;  da  femer  das  Gesetz  alle  jene  vom  Gewerbeantritt  ausschliesst, 
die  den  Befähigungsnachweis  oder  ein  Surrogat  desselben  für  das  fragliche  Gewerbe 
nicht  zu  erbringen  vermögen,  so  hat  es  offenbar  zu  Gunsten  der  Gewerbetreibenden 
concurrenzbeschränkend  wirken  und  eine  zweckmässige  Abgrenzung  der  Gewerbe  erzielen 
wollen,  die  auf  die  Erwerbsgelegenheit  günstig  einwirken  soll.  An  der  Hand  der  Ergeb- 
nisse einer  Reihe  von  Enqueten,  der  Berichte  der  österreichischen  Gewerbeinspectoren 
u.  s.  w.  zeigt  nun  der  Verfasser,  dass  diese  Ziele  auf  den  vom  Gesetze  vorgezeichneten 
Wegen  nicht  erreicht  werden,  ja  zum  grossen  Theil  nicht  erreicht  werden  können. 

Der  Lehrling,  der  zu  seinem  Lehrherrn  in  dem  Verhältnis  eines  Pflegekindes, 
Schülers  und  Arbeiters  steht,  weil  der  Lehrherr  an  Vatersstelle  für  seine  Erziehung,  sein 
geistiges  und  körperliches  Wohl  zu  sorgen,  ihn  fachlich  auszubilden  und  zu  einem 
tüchtigen  Arbeiter  heranzuziehen  hat,  dessen  Arbeitskraft  er  innerhalb  der  gesetzlichen 
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Schranken  entsprechend  ausnützen  darf,  geniesst  wenig  von  dieser  theoretisch  angeord- 
neten Fürsorge  und  Heranbildung.  Nach  den  Berichten  der  Gewerbeinspectoren  sind  die 
Werkstätten,  Wohnräume  und  Schlafstellen  der  Lehrlinge,  ebenso  wie  die  ihnen  verab- 
reichte Kost  in  der  überwiegenden  Zahl  der  inspicierten  Gewerbe  recht  mangelhaft. 
Ebenso  ist  die  fachliche  Ausbildung  meist  ungeniigend,  weil  die  Lehrlinge  nur  zu  häufig 
bloss  zu  häuslichen  Diensten  und  Taglöhnerarbeiten  verwendet  werden,  weil  vielfach  eine 
übermässig  grosse  Zahl  von  Lehrlingen  gehalten  wird  und  weil  der  Besuch  der  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen  zum  mindesten  ungern  gesehen,  wenn  nicht  gar  verhindert 
wird.  Für  einzelne  Fälle  wurde  in  Enqueten  sogar  festgestellt,  dass  man  dem  Lehrling 
gewisse  Gewerbskenntnisse  direct  verheimlicht,  während  andererseits  in  der  Gewerkschafts- 
enquöte  von  1892/93  wieder  beliauptet  wurde,  dass  viele  Meister  und  Arbeiter  gar  nicht 
fähig  sind,  Lehrlinge  gut  zu  unterrichten.  Als  Arbeiter  endlich  wird  der  Lehrling  häufig 
weit  über  das  gesetzlich  zulässige  Maass  hinaus  ausgenützt,  hauptsächlich  um  an 
Gesellenlohn  zu  ersparen.  Dass  hierdurch  die  Ware  in  besserer  Qualität  hergestellt  werde 
als  durch  Gesellenarbeit,  ist  freilich  kaum  anzunehmen. 

Auch  die  Ausbildung  des  Gesellen  ist  keineswegs  gesichert.  Da  wogen  der  Con- 
currenz  mit  den  Grossbetrieben  sich  beim  Kleingewerbe  auch  bereits  eine  weitgehende 
Arbeitstheilung  eingebürgert  hat,  kann  der  Geselle  regelmässig  bei  einem  Meister  niclit 
alle  zu  seinem  Berufe  gehörigen  Arbeiten  verrichten  und  lernen.  Ein  entsprechender 
Wechsel  der  Meister  kann  aber  kaum  mit  Zielbewusstsein  durchgeführt  werden,  da  der 
Geselle  von  der  Furcht  vor  Arbeitslosigkeit  und  von  Nahrungssorgen  gedrängt,  die  sich 
darbietende  Stelle  annehmen  muss  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sich  dort  sein  Wissen  und 
Können  vermehren  lässt  und  lieber  in  der  einmal  eingenommenen  Stellung  verbleibt  als 
sich  wegen  seiner  Ausbildung  der  Gefahr  längerer  Arbeitslosigkeit  aussetzt.  Andererseits 
ziehen  die  Meister  aus  materiellem  Interesse  billige  Arbeitskräfte  wie  Lehrlinge,  Mäd- 
chen, ungelernte  Arbeiter  vor  und  erschweren  so  dem  gelernten  Arbeiter  die  Möglichkeit 
unterzukommen.  Ganz  richtig  bemerkt  daher  der  Verfasser,  dass  es  nicht  „das  Ergebnis 
weiser  Socialpolitik,  sondern  purer  Zufall  sei,  wenn  im  Verlauf  der  gesetzlichen  Frist 
eine  gründliche  und  allseitige  Bildung  gewonnen  wird,  und  dass  der  Befähigungsnach- 
weis als  Mittel  der  Socialpädagogik  keineswegs  das  Emporkommen  eines  tüchtigen 
Nachwuchses  garantiere,  das  Eindringen  unreifer  ?]lementrf  in  den  Kreis  der  Selbständigen 
verhindere  und  einen  wirksamen  Schutz  biete  gegen  Unerfalirenheit  und  ungenügendes 
Können".  Als  Illustration  zu  seinen  Bemerkungen  führt  der  Verfasser  verschiedene  Bei- 
spiele unvollkommener  Ausbildung  von  Gesellen  an,  wie  Schustergesellen,  die  nie  einen 
vollständigen  Schuh  angefertigt  haben.  Schneidergesellen,  die  das  Zuschneiden  nicht 
erlernt  haben  u,  s.  f. 

Auch  für  den  Meister  hat  der  Befähigungsnachweis  nicht  den  erwarteten  Vortheil 
der  Concurrenzbeschränkung  gebracht.  Er  hat  sie  wohl  nicht  bringen  können,  da  die 
Zahl  derer,  die  ohne  gewerbliche  Lehrzeit  ein  Gewerbe  betreiben,  gewiss  sehr  klein  ist. 
Wenigstens  im  Deutschen  Eeiche,  das  ähnliche  Vehältnisse  zeigt,  wie  Oesterreich,  aber 
industriell  weiter  entwickelt  ist,  ist  trotz  aller  Gewerbefreiheit  nach  einer  statistischen 
Erhebung  im  Jahre  1895  nur  eine  minimale  Anzahl  der  Han'iwerkjmeister,  nicht 
3  Proc,  nicht  „handwerksmässig"  vorgebildet.  Umgekehrt  hat  die  Einführung  des 
Befähigungsnachweises  den  Glauben  erweckt,  dass  für  das  Handwerk  goldene  Tage 
anbrechen  werden,  so  dass  sich  zunächst  mehr  Personen  dem  Handwerkstande  zuwendeten 
als  früher.  Auch  haben  zur  Zeit  des  Gesetzerlasses  Hausindustrielle,  deren  Beschäftigung 
neuestens  als  Gewerbe  angesetzt  wurde,  um  nicht  wegen  unbefugtem  Gewerbebetriebe 
strafbar  zu  werden,  oder  freie  Arbeiter,  um  nicht  ihren  Befähigungsnachweis  erbringen 
zu  müssen,  ihr  G;werbe  angemeldet,  so  dass  sich  die  Zahl  der  Gewerbeireibenden  seit 
den  Jahren  1882  und  1885  scheinbar  und  wirklich  vermehrte.  Die  Abgrenzung  der 
Gewerbe,  die  der  Befähigungsnachweis  indirect  provocierte,  hat  endlich  eine  ganz  un- 
gleiche Vertheilung  der  Arbeitsgelegenheiten  bewirkt,  denn  fast  unwillkürlich  kam  man 
dazu,  den  Stamnigewerben,  wie  z.  B.  den  Tischlern,  eine  weitgehende  Bewegungsfreiheit 
zu  gewähren  und  die  übrigen  Gewerbe  auf  einen  minimalen  Wiiknngskreis  einzuschränken. 
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Man  schuf,  behauptet  der  Verfasser,  „ein  Handwerks-Patriziat  mit  ausgedehntem  Arbeits- 
feld und  daneben  ein  Proletariat  mit  minimalem  Wirkungskreis,  das  selbst  in  diesem 
nicht  vor  den  Uebergriffen  des  ersteren  geschützt  ist." 

Direct  gefährlich  für  das  Kleingewerbe  wurde  die  Gewerbeabgrenzung  dadurch, 
dass  sie  den  Gewerbetreibenden  hindert,  sich  den  Bedürfnissen  der  Kunden  anzupassen, 
ilmen  eine  über  sein  Gewerbe  hinausgehende  kleine  Arbeit  zu  leisten  oder  nicht  selbst- 
verfertigte Waren  zu  verkaufen,  wodurch  die  Kunden  den  Gewerbetreibenden  abwendig 
gemacht  und  genöthigt  werden,  sich  an  Mittelspersonen,  wie  Dienstmänner  und  an  den 
Kleinhandel  zu  wenden. 

Hat  der  Befähigungsnachweis  dem  Handwerker  keinen  Vortheil  gebracht,  ihn  in 
gewissem  Sinne  sogar  gehindert,  sich  den  modernen  Bedürfnissen  anzupassen,  so  ist  auch 
die  Zwangsgenossenschaft  nicht  das  Mittel  geworden,  dem  Gewerbe  zu  neuer  Blüte 
zu  verhelfen.  Wieder  mit  einer  Fülle  mühsam  zusammengetragener,  statistischer  Daten 
zeigt  der  Verfasser  wie  wenig  die  Zwangsgenossenschaften  leisten,  wie  ungenügend  und 
unbefriedigend  ihre  Thätigkeit  ist  und  wie  sie  selbst  mit  den  aufgehäuften  Geldmitteln 
oft  nichts  anderes  anzufangen  wissen,  als  sie  aufzuspeichern.  Sehr  richtig  bemerkt  aber 
der  Verfasser,  dass  die  Zwangsgenossenschaflen  nicht  so  sehr  deshalb  weil  deren  Mit- 
glieder Jiicht  die  genügende  Vorbildung,  geistige  Fähigkeit  und  Charakterstärke  besitzen, 
sondern  hauptsächlich  deshalb  ihre  Aufgaben  nicht  zu  lösen  vermögen,  weil  ihnen  so 
diflferente  Aufgaben  gestellt  wurden,  dass  immer  einige  derselben  mit  der  Genossenschafts- 
organisation  im  Widerspruche  stehen.  „So  wird  sich  z.  B.  nur  in  Verbänden  mit  sehr 
beschränkter  Mitgliederzahl  eine  sorgfältige  Ueberwachung  des  Einzelnen  durch  die 
genossenschaftlichen  Organe  ermöglichen  lassen.  Aber  gerade  jene  sind  völlig  ausserstande, 
einigerraaassen  leistungsiähige  Unterstützungscassen  ins  Leben  zu  rufen.  Reine  Fach- 
genossenschaften werden  im  grossen  und  ganzen  den  Gemeinsinn  am  besten  zur  Ent- 
faltung bringen.  Je  stärker  aber  unter  den  Genossen  das  Getühl  wechselseitiger  Gemein- 
bürgerschaft, desto  grösser  die  Gefahr  des  Cliquenwesens,  der  Protection,  der  parteiischen 
Rechtssprechung  in  den  schiedsgerichtlichen  Ausschüssen,  Nachtheile,  die  in  gemischten 
Verbänden  weit  weniger  zu  fürchten  sind.  Am  ehesten  noch  werden  streng  locale  Ver- 
einigungen sich  um  die  Gründung  und  Förderung  gewerblicher  Schulen  bemühen  .  .  . 
andererseits  fordert  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  gerade  interlocale  Einrichtun- 
gen .  .  .  u.  s.  w.  Je  besser  also  ihrer  Form  nach  eine  bestimmte  Genossenschaft  dem 
einen  ihrer  gesetzlichen  Zwecke  angepasst  ist,  desto  untauglicher  erscheint  sie  regel- 
mässig zur  Erfüllung  anderer."  Es  ist  begreiflich,  dass  keine  wie  immer  geartete  Organi- 
sation aus  dieser  Schwierigkeit  heraushilft,  denn  der  Fehler  liegt  in  der  ganz  willkür- 
lichen Aufgabencumulierung.  Diese  muss  aufgegeben  werden.  Für  jeden  gleichartigen 
Aufgabenkreis  ein  besonderes  Organ  u.  zw.  aus  jenem  Personenkreis  heraus,  wo  die  zur 
Lösung  der  Aufgaben  fähigsten  und  berufensten  Personen  sich  befinden.  Das  ist  aber 
gerade  das  dem  Bildungsprincip  der  Zwangsgenossenschaft  entgegengesetzte  Princip. 

Obwohl  der  Verfasser  oft  mit  einem  engumgrenzten  statistischen  Material  arbeitet, 
häufig  Schlussfolgerungen  zu  rasch  verallgemeinert  und  in  seinen  Behauptungen  zuweilen 
über  das  vollkommen  Begründete  hinausgeht,  so  sind  doch  im  grossen  und  ganzen  seine 
Schlussfolgerungen  so  zwingend,  dass  es  als  Hauptverdienst  der  Arbeit  anerkannt  werden 
muss,  streng  wissenschaftlich  nachgewiesen  zu  haben,  dass  die  reactionäre  Wirtschafts- 
politik mit  ihren  beiden  Hauptmitteln,  dem  Befähigungsnachweis  und  den  Zwangs- 
genossenschaften, das  oifen  eingestandene  Ziel,  die  Hebung  des  Handwerkes,  nicht  erreicht 
habe.  Sie  konnte  es  nicht  erreichen,  denn  sie  betrieb  nur  Stückarbeit  und  befindet  sich 
im  vollen  Widerspruch  mit  den  Tendenzen  des  gesammten  Wirtschaftslebens.  Könnte  sie 
dieses  in  allen  seinen  Theilen,  angefangen  vom  Grossbetrieb  und  den  grossen  Capital- 
ansammlungen  bis  zur  modernen  Arbeitstheilung  und  Differenzierung  der  Individuen, 
nach  rückwärts  drehen,  dann  würde  sie  wohl  das  alte  Handwerk  erhalten,  hätte  aber 
den  Wohlstand,  die  Kraft  des  Volkes,  sein  gesammtes  Wirtschaftsleben  zerstört.  Damit 
ist  gewiss  nicht  gesagt,  dass  dem  Handwerke  nicht  zu  helfen  sei.  Xur  dem  Handwerker, 
der  sich  den  modernen  Forderungen  nicht  anzupassen  vermag,  ist  nicht  zu  helfen.    Dies 

15* 


228  Liteiaturbericlit. 

zeigt  die  Eiclitung,  in  der  ein  Gewerbepolitiker,  der  das  wahre  Wohl  des  Gesainnitvolkcs 
und  auch  des  Handwerkstandes  im  Auge  hat,  zu  gehen  hat.  Nicht  den  Befähigungs- 
nachweis und  die  Zwangsgenossenschaft  wird  er  einrichten,  denn  diese  erhalten  ja,  wie 
der  Verfasser  sich  ausdrückt,  züchten  geradezu  jene  Gewerbetreibenden,  die  unfähig  sind 
sich  anzupassen,  und  hierdurch  werden  die  Leiden  des  dem  Untergang  geweihten  Zweiges 
des  Gewerbes  verlängert,  die  gedeihliche  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  gehemmt, 
und  die  Kraft  des  Volkes  gelähmt.  Ob  er  mit  einer  „den  modernen  Productionsbedin- 
gungen  angepassten  Unterrichtsorganisation "  und  mit  der  Förderung  der  naturwüchsig 
entstandenen  Wirtschaftsverbände  an  Stelle  der  Zwangsgenossenscliaften  auf  seinem  Wege 
zum  Ziele  das  Auslangen  finden  wird,  oder  noch  andere  einschneidendere  Voiltehrungen 
und  Anordnungen  treffen  müsste,  das  kann  hier  nicht  untersucht  werden,  dagegen  ist 
das  klar,  dass  jede  einseitig  betriebene  Gewerbepolitik  oder  Mittelstandpolitik  sehr 
bedenklich  ist,  und  dass  nur  eine  Politik  Erfolg  haben  kann,  die  sich  harmonisch  in  den 
Eahmen  einer  das  ganze  Volk  umspannenden,  allgemeinen  Wirtschaftspolitik  einfügt. 
Diese  wiederum  muss  darauf  gerichtet  sein,  alle  Volkskräfte  voll  zur  Entfaltung  zu 
bringen^  jede  Hemmung  dieses  vollen  Auslebens  zu  beseitigen  und  die  immanenten  Ent- 
wicklungstendenzen zu  verwirklichen,  denn  nur  dadurch  wird  sich  ein  Volk  im  Daseins- 
kampf der  Nationen  zu  behaupten  vermögen,  nicht  durch  künstliche  Erhaltung  der 
absterbenden  Glieder.  Ganz  besonders  Oesterreich  hat  es  nötliig,  bald  eine  solche  weit- 
ausschauende und  umfassende  Politik  zu  verfolgen,  da  es  sonst  leicht  niedergerungen 
werden  könnte  in  dem  Wirtschaftskampfe  mit  den  anderen  mächtig  aufs-trebenden  Cultur- 
völkern;  und  wir  möchten  es  dem  Verfasser  als  grosses  Verdienst  anrechnen,  dass  er 
mit  diesem  Buche  ein,  wenn  auch  theilweise  übermässig  schroffes  und  pessimistisches 
Spiegelbild  der  bisherigen  Gewerbepolitik  Oesterreichs  und  ihrer  Erfolge  lieferte  und  so 
ein  Warnungssignal  gab  für  alle,  die  auf  gleichen  nacii  rückwärts  gerichteten  Wegen 
einherschreiten.  —  Juras  chek. 

Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  deren 
Industrien  1848  bis  1898.  Festschrift  zur  Feier  der  am  2.  December  1898 
erfolgten  fünfzigjährigen  Wiederkehr  der  Thronbesteigung  Sr.  Majestät 
des  Kaisers  Franz  Joseph  I.,  herausgegeben  von  dem  liiezu  gebildeten,  unter  dem 
Protectorate  Sr.  Excellenz  des  k.  k.  Ackerbauministers  Michael  Freiherrn  v.  Käst 
stehenden  Comitö.  Wien  1899,  Commissionsverlag  Moriz  Perles. 

Die  fünfzigjährige  Wiederkehr  des  Eegierungsantrittes  unseres  Kaisers  hat  den 
Anlass  zur  Verfassung  einer  Keihe  von  wissenschaftlichen  Werken  gegeben,  in  denen  die 
seit  dem  Jahre  1848  stattgehabte  Entwicklung  der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse 
Oesterreichs  untersucht  wird.  Diese  wirtschaftsgeschichtlichen  Eückblicke  gewinnen  durch 
den  Umstand  an  wissenschaftlichem  Interesse,  dass  die  Thronbesteigung  unseres  Kaisers 
zeitlich  zusammenfällt  mit  der  Eevolution  dts  Jahres  1848,  mit  der  Beseitigung  der  Grund- 
lagen der  mittelalterlichen,  „feudalen"  Wirtschaftsverfassung,  mit  der  Neugestaltung 
Oesterreichs  auf  modernen,  liberalen  Wirtschal'tsprincipien.  Wie  dieser  Uebergang  bewerk- 
stelligt wurde,  welche  P'olgen  er  gehabt,  wie  weit  uns  das  halbe  Jahrliundert  liberaler 
Volkswirtschaft  gebracht  hat,  das  ist  es,  was  wir  aus  den  in  Eede  stehenden  Werken 
lernen  können. 

Unter  ihnen  dürfte  wohl  der  „Geschichte  der  österieiciiifchen  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  ihrer  Industii  n  1848—1898",  nicht  nur  wegen  ihres  monumentalen  Um- 
fanges,  sondern  auch  wegen  der  überragenden  Bedeutung  ihr.  s  Gegenstandes  der  erste 
Platz  gebüren.  Es  ist  vor  allem  das  Verdienst  des  Generalreferenten  des  Comites, 
Eitter  v.  Herz,  dass  über  80  Mitarbeiter  —  Männer  der  Wissenschaft,  Verwaltungs- 
beamte und  hervorragende  Praktiker  —  gewonnen  wurden,  deren  Beiträge  in  dem 
Jubiläuniswerke  vereinigt  sind.  Von  diesem  liegen  derzeit,  Ende  1899,  drei  Bände  von 
zusammen  rund  2400  Seiten  vor,  ein  vierter  soll  demnäehst  erscheinen. 

Dns  Werk  enthält  reichhaltiges  und  zum  Tiieile  neues  Thatsacl  enmateiial, 
viele  von  den  Beiträgen  sind  so  trefflich  gearbeitet  ui  d  bieten  so  interessante  Gesichts- 
punkte, dass  ihm  ein  hervorragender  Platz  in  der  vülkb\\iitschaltlielien  Literatur  unsires 
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Vaterlandes  sicher  ist.  Auf  den  Inhalt  des  Werkes  näher  einzugehen,  ist  hei  dessen  unge- 
heuerem Umfange  im  Eahmen  dieser  Anzeige  unmöglich  —  der  Unterzeichnete  behält  sich 
vor,  dies  an  anderer  Stelle  zu  thun  — ,  noch  mehr,  dasselbe  kritisch  würdigen.  Hier 
möge  nur  die  Aufmerksamkeit  der  Fachleute,  der  Theoretiker  wie  der  Praktiker,  auf 
das  Werk  gelenkt  werden.  Die  nachstehende  Inhaltsübersicht  will  nicht  nur  die  Viel- 
seitigkeit und  Reichhaltigkeit  des  Stoffes  aufzeigen,  sondern  auch  das  Interesse  des  Lesers 
wecken,  dessen  Neugier  reizen. 

Inhalts-Uebersicht. 

I.  Band.  I.  Hälfte.  Einleitung  (in  allen  Landessprachen).  I.  Geschichte  der 
Agrarverfassung:  Ä.  Die  Grundentlastung  (Grünberg).  JS.  Die  Regulierung  und 
Ablösung  der  Wald-  und  Weide-Servituten  (Scliilf).  C.  Die  Gesetzgebung  über  agrarische 
Gemeinschaften  (Schiff).  D.  Die  Arrondierung  und  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
(Schiff).  JE.  Die  Beseitigung  des  Bestiftungszwanges  und  der  Wuchergesetze  (Ritter 
von  Schullern  zu  Schrattenhofen).  F.  Das  österreichische  Grundbuchs-  und 
Executionsrecht  (Edler  v.  Nemethy).  G.  Versuche  einer  Agrarreform  in  Oesterreich 
(Ertl).  II.  Geschichte  der  agrarischen  Verwaltung  (Ritter  v.  Herz). 

IL  Hälfte.  III.  Geschichtliche  Darstellung  der  Entwicklung  des 
Agrarcredits:  A.  Der  landwirtschaftliche  Hypothekarcredit  in  Oesterreich  während  der 
letzten  50  Jahre  (Bräfj.  B.  Der  landwirtschaftliche  Personal-  und  Mobilarcredit  in  Oester- 
reich während  der  letzten  50  Jahre:  1.  Der  landwiitschaftliche  Personalcredit  (Schmid). 
2.  Der  landwirtschaftliche  Mobilarcredit  (Adler).  IV.  Geschichtliche  Darstellung 
des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Verkehrswesens:  A.  Die  Transportwege 
und  Transportmittel  für  land-  und  forstwirtschaftliche  Producte:  1.  Die  Entwicklung  des 
Strassenwesens  (Birk).  2.  Die  Entwicklung  des  Locomotiv-Eisenbahnwesens  (Birk). 
.3.  Die  Wasserstrassen  (Oelwein).  B.  Das  Marktwesen:  1.  Allgemeiner  Tlieil  (v.  Görski). 
2.  Die  Approvisionierungsverhältnisse  (Lichtenstadt).  C.  Landwirtschaftliche  Börsen 
(Horäcek).  X>.  Das  Zollwesen  im  Getreideverkehre  (Fort).  V.  Geschichtliche  Dar- 
stellung der  Besteuerung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  (Ritter  von 
Schullern  zu  Schrattenhofen). 

II.  Band.  I.  Geschichte  des  land  Wirtschaft  liehen  Betrieb  es:  J..  Allgemeiner 
Theil  (Hecke).  B.  Die  Fortschritte  der  Theorie  und  Praxis  der  landwirtschaftlichen 
Pflanzenproduction  (Fruwirth,  Schindler,  Langer,  Ritter  v.  Weinzierl).  C.  Der 
Weinbau  (Mach).  I).  Obst-,  Gemüse-  und  Gartenbau  (Graf  v.  Attems,  Lauche, 
Günther  Beck  Ritter  v.  Managetta,  v.  d.  Planitz  und  Ritter  v.  Janczewski). 
E.  Thierzucht:  Allgemeiner  Theil  (Macalik);  Specialabhandlungen:  1.  Pferdezucht 
(Gassebner).  2.  Rindviehzucht,  und  zwar:  a)  in  ISieder-  und  Oberösterreich,  Salzburg, 
Steiermark,  Kärnten,  Tirol  und  Vorarlberg  (Kaltenegger);  b)  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  (Macalik);  c)  in  Galizien  (v.  d.  Malsburgj;  d)  in  der  Bukowina  (Baier); 
e)  in  Dalmatien  (Torre);  /)  in  Krain  und  im  Küstenland  (Povse).  3.  Schweinezucht 
und  4.  Schafzucht  (Baier).  5.  Geflügelzucht  (Bergner).  6.  Bienenzucht  (Paul  Beck 
Ritter  v.  Managetta).  7.  Seidenraupenzucht  (Bolle).  II.  Veterinärwesen  und 
Viehversicherung:  1.  Veterinärwesen  (Ritter  v.  Wiedersperg).  2.  Die  obligatorische 
Reichsviehversicherung  (Sperk). 

III.  Band.  I.  Landwirtschaftliche  Geräthe  und  Maschinen  (Rezek). 
II.  Wasserbau  und  Meliorationswesen:  1.  Gesetzliche  Grundlagen  des  Wasserbau- 
und  Meliorationswesens  (Freiherr  v.  Starkenfels).  2.  Wasserbau:  A.  Allgemeine 
Darstellung  (Schrey).  B.  Uebersicht  der  hydrographischen  Verhältnisse  Oesterreichs 
(Lau da).  C.  Tabellarisdie  Darstellung  der  wasserbaulichen  Thätigkeit  in  den  einzelnen 
Ländern  (Schrey).  D.  Monographien  der  wichtigsten  österreichischen  Flüsse:  a)  Die 
Donau  (Weber  Ritter  v.  Ebeuhof);  b)  die  Eibe  und  die  Moldau  (Franz);  c)  der  Inn- 
flnss  (Herbst);  d)  der  Salzachfluss  (Herbst);  e)  die  Traun  sainmt  Agcr  und  Vöckla 
(Herbst);    /)   der    Murfluss    (Florian);    g)   der  Draufluss    (Herbst);    h)    der  Gailfluss 
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(Herbst);  i)  die  Etschregulierung  (Pesta);  /i')die  galizischen  und  bukowinaer  Flüsse  (Blum). 
3.  Landwirtschaftliches  Meliorationswesen  (Friedrich,  Opolski).  Hiezu  eine  Special- 
abhandlung über  Moorcultur  (Koppens).  IIL  Landwirtschaftliche  Industrien: 
1.  Die   Milchwirtschaft   (Winkler).     2.   Weinbereitung    und   Weinverarbeitung    (Mach). 

3.  Die  ßrauindustrie:  I.  Allgemeine  historische  Darstellung  (Urban).  IL  Die  Wiener 
Brauindustrie  seit  50  Jahren  (Urban  und  Öonndorfer).  III.  Historische  Skizze  über 
das  Braugewerbe  in  Steiermark  (Schreiner).  IV.  Geschichte  und  Entwicklungsgang 
des  Brauwesens  in  Mähren  (Brauner).  4.  Spiritusfabrication  (Kruis).  5.  Eiibenzucker- 
fabrication  und  Zuckerrüben cultur  (Ritter  v.  Proskowetz  jun.). 

IV.  Band  (nach  dem  Prospect).  I.  Die  Forstwirtschaft  und  deren  Indu- 
strien: A.  Die  Entwicklung  des  forstlichen  Betriebes  und  seine  Einrichtung  (Adolf 
Ritter  v.  Guttenberg).  J5.  Das  Forstculturwesen  (Hampel).  C.  Die  Forstbenützung 
(Hampel).  D.  Die  Waldpflege  (Reuss).  E.  Der  Forstschutz  (Wachtl).  F.  Das  forst- 
liche Transport-  und  Bauwesen  (Julius  Marchet).  G.  Die  forstlichen  Industrien:  1.  Die 
Cellulose-Erzeugung  und  der  Holzschliff  (Kellner).  2.  Die  Imprägnierung  des  Holzes 
(Riitgers).     3.  Die    Holzverkohlung    im    geschlossenen    und    freien    tJaum    (Micklitz). 

4.  Die  Harzbenützung  (Stöger).  5.  Die  mechanische  Bearbeitung  des  Holzes  (Exner). 
R.  Handel  und  Verkehr  mit  Forstproducten  (Eissler).  I.  Die  forstliche  Gesetzgebung 
(Gustav  Marchet).  K.  Die  Organisation  und  Wirksamkeit  des  Forstdienstes  der 
politischen  Verwaltung  (Rossipal).  X.  Die  Wildbachverbauung  (Wang).  M.  Das  forst- 
liche Vereinswesen  (Dimitz),  IL  Der  1  and- und  forstwirtschaftliche  Unterricht 
(Ritter  v.  Zimmerauei').  III.  Das  land-  und  forstwirtschaftliche  Versuchs- 
wesen: A.  Landwirtschaftliches  Versuchswesen  (Meissl).  B.  Forstliches  Versuchswesen 
(Friedrich).  IV.  Statistik  der  Bodencultur  (Josef  ßomann,  Lorenz  Ritter 
V.  Liburnau).  V.  Land-  und  forstwirtschaftliche  Literatur:  A.  Landwirtschaft- 
liche Literatur  (Krafft,  Macalik,  Jentys,  Poväe,  Bolle  und  v.  Zotti).  B.  Forstliche 
Literatur  (Dimitz).  VI.  Maassnahmen  zur  Verbesserung  der  Verhältnisse  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Beamten  und  Arbeiter  (Pohl  und  Lukasj. 
VII.  Die  Jagd  und  der  Vogelschutz:  a)  die  Jagd  (Dimitz;;  h)  der  Vogelschutz 
(Ludwig  Lorenz  Ritter  v.  Liburnau).  VIII.  Die  Fischerei  (v.  Gerl).  Nachträge 
zu  Band  II:  1.  Landwiitschaftliches  Buuweseu  (Da üb).  2.  Landwirtschaftliches  Vereins- 
wesen (Richter). 

Anhang:  Monographien  und  Specialaufsätze  über  die  land-  und  forstwirtschaftliche 
Entwicklung  einzelner  Länder  oder  Landestheile  und  über  besondere  Culturen  und 
Culturerfolge:  1.  Die  Fortschritte  der  Forstwirtschalt  Galiziens  in  den  letzten  50  Jahren, 
in  polnischer  Sprache  nebst  deutscher  Uebersetzung  (Strzelecki).  2.  Monographien  über 
den  Jockey-Club  für  Oesterreicli-Ungarn  und  über  den  Wiener  TrabrennverLin  (Gass- 
ebner). 3.  Monographie  über  die  Entwicklung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  und  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Industrien  im  Herzogthum  Bukowina  seit  dem  Jahre  1848 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Wirtschaftsbetriebes  auf  den  Gütern  des  griechisch- 
orientalischen Religionsfonds  daselbst,  in  deutscher  und  rumänischer  Bearbeitung  (Zachar, 
Guzmann,  Sperlbauer  und  Homiuka).  4.  Monographien  über  die  Entwicklung  der  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  Dalmatiens  (v.  Zotti)  und  über  die  Wildbachverbauungen 
in  Dalmatien  (Valentini)  in  deutscher  und  serbo-croatischer  Sprache.  5.  Geschichtliche 
Darstellung  der  Thätigkeit  der  Staatsverwaltung  auf  dem  Gebiete  der  Karstaufforstung 
in  Krain,  dem  Küstenlande  und  Dalmatien  (Hermann  Ritter  v.  Guttenberg).  6.  Mono- 
graphie über  die  krainische  Bienenzucht,  in  slovenischer  Sprache  nebst  deutscher  Ueber- 
setzung (Krizaj).  7.  Die  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  in  Böhmen,  in 
böhmischer  Sprache  nebst  deutscher  Uebersetzung  (Sitensky).  8.  Die  Entwicklung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  in  Mähren,  in  böhmischer  Sprache  nebst  deutscher  Ueber- 
setzung (Adamec).  9.  Die  Decentralisation  im  Grosswirtschaftsbetriebe,  in  böhmischer 
Sprache  nebst  deutscher  Uebersetzung  (Vanicek).  10.  Die  Entwicklung  der  ostgalizischen 
Bauernwii tschaft  in  den  letzten  fünfzig  Jahren,  in  ruthenischer  Sprache  nebst  deutscher 
Uebersetzung  (Ol esk 6  w).     11.  Monographie  über  die  Thätigkeit  der  Section  Trient  des 
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Landesculturrathes  für  Tirol  und  die  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  Einrichtungen,  in 
italienischer  Sprache  nebst  deutscher  Uebersetzung  (Eitter  v.  Mersi). 

Man  sieht,  dass  sowohl  die  Land-  als  auch  die  Forstwirtschaft  und  die  landwirt- 
schaftlichen Industrien,  sowohl  die  ökonomischen,  als  auch  die  rechtlichen  und  die  tech- 
nischen Fragen  eingehend  behandelt  sind.  Durch  diese  weite  Spannung  des  Gegenstandes 
—  und  durch  die  ausserordentlich  detaillierte  Darstellung  mancher  Specialmaterien  — 
ist  zwar  der  Umfang  des  Werkes  sehr  gewachsen,  aber  in  noch  stärkerem  Maasse  der 
Kreis  der  Interessenten.  Dass  mit  diesem  sich  auch  der  Leserkreis  möglichst  decke,  ist 
nicht  nur  vom  Standpunkte  der  Autoren,  sondern  auch  von  dem  des  Fortschrittes  der 
österreichischen  Landwirtschaft  sehr  zu  wünschen.  Schiff. 

Arthur  Freiherr  v.  Hohenbruck,  Oesterreichische  land-  und  forstwirt- 
schaftliche Bibliographie.  Beiträge  zu  einer  Zusammenstellung  der  Literatur  über 
die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Verhältnisse  Oesterreichs.  Wien  1899,  Commissions- 
verlag  Carl  Gerolds  Sohn,  IX  und  255  S. 

In  unserer  schon  fast  mehr  schreibenden  als  lesenden  Zeit  ist  jedes  Hilfsmittel, 
um  der  gelehrten  Welt  die  Bewältigung  der  ungeheuer  anschwellenden  Literatur  zu 
erleichtern,  mit  grosser  Freude  zu  begrüssen.  So  auch  die  vorliegende,  ungemein  fleissige 
Arbeit'Hohenbrucks.  Eund  7()00  Publicationen  über  die  Land-  und  Forstwirtschaft 
Oesterreichs  hat  der  Verfasser  aufzutreiben  gewusst,  eine  auch  den  Kenner  überraschende 
grosse  Zahl.  Die  Schriften  sind  derart  geordnet,  dass  zunächst  die  auf  ganz  Oesterreich 
bezüglichen  Arbeiten  aufgeführt  werden  und  dann  die  Arbeiten  über  einzelne  Kronländer 
folgen.  Den  Schluss  bildet  ein  Anhang,  welcher  Schriften  über  Burgen,  Schlösser,  Stifte, 
Gärten  u.  s.  w.  enthält.  Ob  die  Eintheilung  nach  geographischen  der  nach  sachlichen 
Momenten  vorzuziehen  war,  mag  dahin  gestellt  bleiben;  jedenfalls  scheint  mir  das 
Fehlen  einer  Abtheilung  „mehrere  Kronländer"  eine  sehr  bedauerliche  Lücke  zu  sein. 
Ist  doch  infolge  dessen  z.  B.  das  Buch  Grünbergs  über  die  Bauernbefreiung  in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien  in  die  Abtheilung  „Böhmen"  eingereiht  worden,  während  Knapps 
Besprechung  dieses  Buches  wegen  des  zufällig  etwas  allgemeiner  gehaltenen  Titels  unter 
„Oesterreich  im  allgemeinen"  erscheint. 

Innerhalb  der  einzelnen  geographischen  Abschnitte  ist  eine  bald  grössere,  bald 
geringere  Anzahl  von  Schlagwörtern  unterschieden,  innerhalb  deren  die  einzelnen  Arbeiten 
chronologisch  geordnet  sind.  Die  Auswahl  der  Schlagwörter  ist  nicht  immer  ganz  ein- 
Avandfrei.  Noch  weniger  die  Zuweisung  der  einzelnen  Schriften  in  dieselben.  Sehr  häufig 
hat  offenbar  der  Titel  den  Verlasser  irregeführt;  so,  wenn  dieser  z.  B.  die  Artikel  von 
Sering  und  Hainisch  über  Berufsgenoss.'iischaften  und  Eentengüter  nicht  unter  dieses 
Schlagwort,  sondern  unter  „weitere  agrarische  Fragen"  das  Buch  des  Unterzeichneten 
über  landwirtschaftlichen  Credit  unter  „Persoi;alcredit"  einreiht;  andererseits  hätten  dem 
letzteren  Schlagworte  richtigerweise  die  Schriften  über  Wucher  zugetheilt  werden 
sollen,  die  unter  „weitere  agrarische  Fragen"  stehen  u.  s.  w. 

Durch  diese  doch  wohl  untergeordnete  Mängel  wird  indessen  die  Benützung  des 
Werkes  nicht  verhindert,  sondern  nur  etwas  erschwert,  indem  jeder,  der  sich  über  die 
Literatur  einer  bestimmten  Materie  orientieren  will,  auch  die  verwandten  Materien  durch- 
nehmen muss.  Dem  Verfasser  bleibt  jedenfalls  das  grosse  Verdienst,  einen  ersten  Versuch 
in  dieser  Eichtung  gemacht  und  eine  sehr  grosse  Anzahl  ganz  unbekannter  oder  sehr  wenig 
bekannter  Schritten  der  Vergessenheit  entrissen  zu  haben.  Absolute  Vollständigkeit  war 
ja  selbstverständlich  nicht  zu  erreichen;  doch  ist  dem  Unterzeichneten  keine  wesentliche 
Lücke  aufgefallen. 

So  wird  sich  dieses  Buch  zweifellos  als  ein  unentbehrliches  Hilfsmittel  für  jeden 
erweisen,  der  Fragen  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  literarisch  behandeln 
will.  Die  oben  angedeuteten  Mängel  in  der  Gruppierung  des  Stoffes  Hessen  sich  bei  einer 
zweiten  Auflage  wohl  leicht  vermeiden.  Schiff. 

Der  Personal  credit  des  ländlichen  Kleingriuidbesitzes  in  Oesterreich, 
Berichte  und  Gutachten    veröffentlicht   vom  Verein  für  Socialpolitik    (LXXV.   Band  der 
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Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik).  Leipzig,  Duncker  und  Humblot  1898.  XIII 
und  394  S. 

Der  Verein  für  Socialpolitik  hat  seit  einer  Reihe  von  Jahren  seine  Untersuchungen 
auch  auf  unser  Vaterland  erstreckt.  Wir  Oesterreicher  können  ihm  hiefür  nicht  genug 
dankbar  sein.  Fehlt  es  doch  bei  uns  ganz  an  einer  Organisation,  die  es  sich  zur  Auf- 
gabe stellte,  der  praktischen  Socialpolitik  das  zur  Erkenntnis  und  zur  Bcurtheilung 
der  ökonomischen  und  socialen  Zustände  dienende  Thatsachenmateriale  in  ohjectiver 
Weise  zu  sammeln.  Im  Jahre  1896  wurde  der  erste  Oesterreich  betreffende  Band  der 
„Schriften"  —  über  die  Lage  des  Handwerks  —  (LXX.  Band  der  Sammlung)  veröffent- 
licht, im  Jahre  1898  der  vorliegende  über  den  Person alcrcdit  des  ländlichen  Kleingrund- 
besitzes. Weitere  Publicationen  über  die  Lage  des  Hausieigewerbes  (LXXXII.  Band)  sind 
seither  erschienen. 

Während  die  Besprechung  der  anderen  Publicationen  einer  späteren  Gelegenheit 
vorbehalten  bleibt,  sollen  die  Leser  hier  auf  den  den  ländlichen  Personalcredit  betreffen- 
den Band  aufmerksam  gemacht  werden,  um  dessen  Zustandekommen  sich  insbesondere 
die  Herren  Ertl,  Hainisch,  v.  Inama-Sternegg,  v.  Pliilippovich  und  Witteis- 
höfer  verdient  gemacht  haben.  Leider  ist  es  nicht  gelungen,  für  alle  Kronländer  Berichte 
zu  erhalten;  es  fehlt  an  solchen  für  Böhmen,  Schlesien,  Galizien,  jdie  Bukowina,  Vorarlberg, 
das  Küstenland  und  Dalmatien.  Hingegen  behandeln  je  3  Monographien  Nieder-Oesterreich 
und  Tirol.  Die  Berichte  wurden  auf  Grund  von  Erhebungen  verfasst,  lür  welche  ein 
einheitlicher  Fragebogen  vorgeschrieben  war.  Dieser  fragte  nach  den  Besitz-  und  Erwerbs- 
verhältnissen, nach  den  Einrichtungen  zur  Befriedigung  des  Personalcredites  der  kleinen 
ländlichen  Grundbesitzer,  nach  den  Einrichtungen  für  den  Lorabardcredit,  nach  dem 
Hypothekar-  und  Individualcredit,  nach  den  sonstigen  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften, nach  der  Schadenversicherung  und  nach  dem  Einflüsse  unproductiver  Ver- 
schuldung. Man  sieht,  dass  diese  schriftliche  Enquete  sehr  viel  mehr  umfasst,  als  ihr 
Titel  besagt,  dass  sie  die  ganze  complicierte  Creditfrage,  das  ganze  landwirtschaftliche 
Genossenschalts-  und  Versicherungswesen  hereinzieht.  Dementsprechend  findet  auch  der 
Leser  in  den  Berichten  eine  grosse  Anzahl  von  Punkten  berührt  oder  auch  ausführlich 
behandelt,  die  nur  lose  mit  der  Frage  des  ländlichen  Personalcredites  zusammenhängen. 
Diese  weitere  Spannung  des  Rahmens  hat  sicherlich  das  Interesse  der  Publication  noch  erhöht. 

Auf  die  einzelnen  Beiträge  kann  hier  nicht  des  Näheren  eingegangen  werden. 
Nur  einige  besonders  interessante  Momente  seien  hervorgehoben.  Vorbildlich  für  die 
anderen  Kronländer  auf  dem  Gebiete  der  Organisation  des  Personalcredites  war  Nieder- 
üsterreich  (Thomas  und  Faschingbau  er),  wo  der  Landesausschuss  zuerst  eine  lebhafte 
Bewegung  zur  Errichtung  von  Raiffeisencassen  hervorgerufen  hat;  während  hier  im  Jalire 
1888  erst  16  Darlehenscassen  in  Thätigkeit  waren,  hatte  sich,  dank  der  Förderung 
durch  die  Landesverwaltung,  diese  Zahl  bis  1897  auf  401  erhöht.  Das  vom  niederöster- 
reichischen  Landesausschusse  verfasste  Musterstatut  hat  später  in  den  meisten  anderen 
Ländern  Eingang  gefunden.  Die  Anlehnung  der  Gassen  an  die  Landes-Hjpothekenanstalt 
zum  Zwecke  der  Geldausgleichung  scheint  sich  zu  bewähren.  Die  Vereinsleitungen 
berichten,  dass  die  Darlehenscassenvereine  eine  sehr  gute  Wirkung  auf  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Mitglieder  ausüben,  dass  sie  den  Wucher  wirksam  bekämpfen  und 
durch  Darlehensgewährung  Zwangsverkäufe  verhindern.  Andere  Institutionen  für  den 
Personalcredit  sind  in  Nieder-Oesterrcich  nicht  erwähnenswert;  auch  ist  das  sonstige 
Genossenschaftswesen  noch  wenig  entwickelt. 

Minder  weit  gediehen  ist  die  Organisation  des  ländlichen  Personalcredites  in 
Oberösterreich  (Werko witsch);  doch  zeigt  sich  auch  hier  seit  10  Jahren  ein  leb- 
hafter, durch  den  Landesausschuss  geförderter  Aufschwung  der  Raiffeisencassen.  Ein- 
richtungen für  landwirtschaftlichen  Lombardcredit  bestehen  so  wenig,  als  in  Nieder- 
Oesterreich;  doch  gewinnt  hier  wie  dort  die  Idee  der  Schaffung  eines  Netzes  von 
genossenschaftlichen  Lagerhäusern  an  Verbreitung.  Im  Gegensatz  zum  Verfasser  hält  der 
Unterzeichnete  die  Hypothekarstatistik  nicht  für  geeignet,  die  Höhe  der  landwirtschaft- 
lichen Verschuldung  zu  messen  und  eine  „Ueberschuldung''  erkennen  zu  lassen. 
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In  Mähren  (LichtJ  sind  die  neueren  genossenschaftlichen  Bestrebungen  besonders 
interessant.  Molkerei-,  Herdbuch-,  Kindvieh-,  Schweinezucht-,  Wassergenossenschaften 
An-  und  Verkaufsgenossenschaften  und  vor  allem  Creditgenossenschaften  nach  dem 
System  Eaiffeisen  sind  in  stattlicher  Zahl  erstanden.  Die  früher  häufig  vorgekommenen 
gewerbsmässigen  Güterzerstückelungen  haben  zumeist  aufgeliört.  Dageg.  n  ist  der  Vieh- 
wucher noch  in  manchen  Gegenden  verbreitet.  Raiffeisencassen  werden  in  rascher  Auf- 
einanderfolge gegründet  und  finden  Anlehnung  an  die  Hypothekenbank  der  Markgrafschaft 
Mähren.  Originell  und  sehr  zweckmässig  sind  die  Einrichtungen  des  Centralverbandes 
zur  Erleichterung  der  Convertierung  hochverzinslicher  Hypothekarschulden  durch  die 
Hypothekenbank. 

In  Nordtirol  (v.  Kripp)  spielt  der  Individoalcredit  nocli  die  grösste  Rolle 
1889 — 1894  haben  erst  45  Raiffeisencassen  ihre  Thätigkeit  begonnen.  Dagegen  ist  das 
sonstige  Genossenschaftswesen  in  raschem  Aufblühen  begriffen.  Dies  gilt  zum  Theile 
auch  von  Deutsch-Südtirol  (v.  Grabmayr).  Hier  haben  auch  die  Raiffeisencassen 
weit  schneller  Wurzel  gefasst.  Schon  diese  Thatsache  beweist,  dass  das  Bild,  welches  der 
Verfassei-  von  der  „schweren  wirtschaftlichen  Nothlage",  von  der  furchtbaren  üeberschuldung 
der  Bauern  entwirft,  zu  düster  gehalten  ist.  Die  statistischen  Daten  über  die  Hypothekar- 
belastung^  und  über  die  Realexecutionen  dürfen  eben  nicht  zu  so  weitgelienden  Schluss- 
folgerungen benützt  werden,  wie  es  der  Verfasser  S.  131  thut.  Man  kann  diesem  schwer 
glauben,  dass  die  Tiroler  Bauern  „das  Los  Halbasiens  (i.  e.  Galiziens)  im  Vergleiche 
mit  heimischen  Zuständen  noch  beneidenswert  finden."  Auch  widerspricht  sich  der  Ver- 
fasser selbst,  wenn  er  auf  der  einen  Seite  mittheilt,  dass  „der  weitaus  grössere"  Theil 
der  Hypothekargläubiger  aus  „bäuerlichen  Eignern"  bestehe,  andererseits  aber  behauptet, 
es  sei  vorläufig  keine  Aussicht,  „der  verderblichen  capitalistischen  (!)  Enteignung  des 
tirolischen  Grundbesitzes  endlichen  Einhalt  zu  thun".  In  Italienisch-Südtirol 
(Pedrotti)  sind  Genossenschaften  für  gemeinschaftlichen  Einkauf  und  Verkauf  (Famiglie 
cooperative)  in  sehr  grosser  Zahl  —  105  —  voi  banden,  haben  sich  aber  vielfach  nicht 
als  lebensfähig  erwiesen.  Ausserdem  bestehen  nicht  weniger  als  240  Molkereigenossen- 
schaften und  49  Raiffeisen'^che  Darlehenscassen. 

In  Salzburg  (Washietl),  wo  der  Landtag  bis  vor  kurzem  jede  materielle 
Förderung  der  Errichtung  von  Raiffeisencassen  abgelehnt  hat,  ist  der  ländliche  Personal- 
credit,  ebenso  wie  der  Hypothekarcredit,  noch  grösstentheils  unorganisiert.  Nicht  viel 
besser  steht  es  in  Steiermark  (Ploner)  mit  der  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Credites.  Hier  wie  dort  fehlt  es  an  einer  Landes-Hypothekenanstalt.  Die  Raiffeisencassen 
gewinnen  in  Steiermark  trotz  der  Subventionierung  durch  das  Land  nur  langsam  an 
Verbreitung,  Viehwucher  und  Güterschlächterei  sind  nichts  Seltenes.  Neun  Zehntel  der 
Berichte  theilen  mit,  „für  productive  Zwecke  werde  kein  Credit  gegeben  und  genommen". 
In  Kärnten  »Schütz)  ist  seit  Abfassung  des  Aitikels  eine  Landes-Hypothekenanstalt 
errichtet  worden. 

Eine  von  allen  anderen  Berichterstattern  abweichende  Stellung  nimmt  Lapajne 
(Krain)  ein.  Er  bestreitet  die  Vorzüge  der  Principien  Raiffeisens,  befürwortet  eine  „Mischung 
der  Principien  Raiffeisens  und  Schulzes"  und  wünscht  für  jeden  Gerichtsbezirk  in  der  Regel 
nicht  mehr  als  eine  Darlehenscasse.  In  den  derzeit  bestehenden  Creditgenossenschaften 
(posojilnice),  die  ihre  Wiiksamkeit  zumeist  mindestens  über  einen  ganzen  Gerichtssprengel 
erstrecken,  erblickt  er  eine  vorzügliche  Organisation  des  Personalcreditcs. 

Wenn  der  Verfasser  aber  mittheiit,  dass  diese  Gassen  „durchschnittlich  nur" 
6  Proc.  an  Zinsen  verlangen,  dass  sie  zumeist  schon  im  ersten  Jahre  ihrer  Thätigkeit 
„soviel  durch  die  Interessendifferenz  profitieren,  dass  damit  die  Gründungskosten  beglichen 
werden",  so  sind  diese  Thatsachen  nicht  sehr  danach  angethan,  dem  Leser  ein  günstiges 
Urtheil  über  die  fraglichen  Institute  beizubringen. 

Die  vorstehenden  kurzen  Andeutungen  mögen  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  durch 
die  in  Rede  stehende  Publication,  trotz  mancher  Mängel  und  Schwächen  im  einzelnen, 
unsere  Kenntnis  von  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wesentlich  bereichert  wird. 

Schiff. 
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Wilhelm  Mayer,  Anerben-  und  Theilungssystem  dargelegt  an  den 
zwei  pfälzischen  Gemeinden  Gerhardsbrunn  und  Martinshöhe  (Wirtschafts- 
und Verwaltungsstudien,  herausgegeben  von  Georg  Schanz  V).  Erlangen  und  Leipzig 
1899.  VIII  und  47  S. 

Viel  ist  schon  darüber  geschrieben  worden,  welche  ökonomischen,  socialen,  ethischen 
Wirkungen  einerseits  die  gleiche  Erbtheilung  der  Bauerngüter,  andererseits  die  Sitte 
des  Ueberganges  nach  Anerbeiirecht  ausgeübt  habe  oder  ausüben  müsse.  All  diesen 
Erörterungen  haftet  jedoch  die  nothwendige  Unvollkommenheit  an,  dass  die  miteinander 
verglichenen  Objecte  —  z.  B.  die  rheinische  mit  der  westphälischen  Bauernschaft  —  auch 
sonst  grosse  Verschiedenheiten  aufweisen,  dass  die  Art  des  Guts  üb  ergang  es  von  Todes 
wegen  nur  eines  aus  einer  grossen  Anzahl  von  Momenten  darstellt,  in  denen  die  Ver- 
gleichsobjecte  voneinander  abweichen,  und  in  denen  daher  Ursachen  für  deren  verschieden- 
artige Entwicklung  gelegen  sein  können. 

Dem  Verfasser  der  in  Eede  stehenden  Schrift  scheint  es  gelungen  zu  sein,  einen 
Fall  aufgefunden  zu  haben,  in  welchem  alle  anderen  störenden  Pactoren  eliminiert  sind 
und  der  Einfluss  des  Vererbungssjstcmes  auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
der  Bewohner  so  isoliert  studiert  werden  kann,  als  hätten  wir  es  mit  einem  sorgfältig 
angeordneten  Experimente  zu  thun.  Die  beiden  in  der  Kheinpfalz  gelegenen  Gemeinden 
Gerhardsbrunn  und  Martinshölie  stehen  durchaus  unter  den  gleichen  natürlichen  Bedin- 
gungen. Keine  3000  Meter  voneinander  gelegen,  besitzen  sie  die  nämliche  geologische, 
oro-  und  hydrographische  Beschaffenheit,  gleiche  Grösse,  gleiche  klimatische  und  Boden- 
verhältnisse. Sie  standen  stets  unter  demselben  Rechte  und  haben  auch  die  historische 
p]ntwicklung  gemein.  Im  16.  Jahrhunderte  war  auch  noch  ihre  Einwohnerzahl  gleich 
gross.  Abgesehen  von  der  Abweichung  des  Religionsbekenntnisses  der  Bewohner,  die 
jedoch  hier  wenig  in  Betracht  kommt,  besteht  zwischen  den  beiden  Gemeinden  nur  die 
eine  grundlegende  Verschiedenheit:  in  Martinshöhe  werden  die  Güter  seit  vielen  Gene- 
rationen getheilt,  in  Gerhardsbrunn  gehen  sie  ungetheilt  auf  einen  Erben  über. 

Diese  eine  Thatsache  hat  nun  die  weittragendsten  Consequenzen  für  die  beiden 
Gemeinden.  Zunächst  auf  die  Grundbesitzvertheilung.  Die  Durchschnittsgrösse  eines 
landwirtschaftlichen  Betriebes  beträgt  in  Gerhardsbrunn  41*4  ha,  in  Martinsliöhe  dagegen 
83  ha;  während  dort  21  landwirtschaftliche  Betriebe  ohne  sonstigen  Erwerb  mit  durcli- 
schnittlich  46*7  ha  und  6  Landwirte  mit  Nebenerwerb  vorhanden  waren,  zählte  man 
in  Martinshöhe  52  rein  landwirtschaftliche  Betriebe  mit  durchschnittlich  1634  ha  und 
65  Landwirte  mit  Nebenerwerb.  Mit  der  Grundbesitzvertheilung  im  engsten  Zusammen- 
hang steht  die  Bewirtschaftung  des  Bodens.  In  Gerhardsbrunn  wird  mehr  mit  der 
Maschine  gearbeitet,  in  Martinshöhe  mehr  durch  menschliche  Arbeitskräfte.  Dagegen 
unterhält  Martinshöhe  fast  einen  doppelt  so  hohen  Viehstand,  als  Gerhardsbrunn.  Dabei 
vermehrt  sich  noch  der  Viehstand  in  Martinshöhe,  sinkt  dagegen  in  Gerhardsbrunn.  Hin- 
gegen ist  das  Vieh  von  Gerhardsbiunn  dem  von  Martinshöhe  an  Qualität  überlegen. 
Ferner  ist  die  wirtschaftliche  Organisation  innerhalb  der  Gemeinde  in  Gerhardsbrunn 
leichter,  als  in  Martinshöhe.  Die  Verschuldung  dürfte  in  Gerhardsbrunn  nicht  unter 
40  Proc,  in  Martinshöhe  nicht  über  15  Proc.  des  Wertes  der  Immobilien  betragen.  Grossen 
Einfluss  hat  das  Vererbungssystem  auch  auf  die  Bevölkerungszahl  und  ihre  Bewegung.  Bei 
gleichem  Areale  hat  Gerhnrdsbrunn  30,  Martinsliöhe  460  Wohnhäuser;  Gerhardsbrunn  27, 
Martinshöhe  174  Haushaltungen;  Gerhardsbrunn  204,  Martinshöhe  860  Bewohner;  Gerhards- 
brunn weist  eine  Abnahme,  Martinshöhe  eine  Zunahme  der  Bevölkerung  auf.  Die  relative 
Zahl  der  Todgeburten  und  der  unehelichen  Geburten  ist  in  Gerhardsbrunn  viel  kleiner  als 
in  Martinshöhe;  ebenso  aber  auch  die  durchschnittliche  Kinderzahl  der  Familie.  Besonders 
gering  ist  die  Sterblichkeit  in  Gerhardsbrunn.  Fragen  wir  endlich  nach  den  Lebensverhält- 
nissen der  Bewohner  von  Gerhardsbrunn  und  von  Martinshöhe,  so  weist  die  Bevölkerung 
von  Gerhardsbruun  entschieden  die  bessere  Lebenshaltung,  den  grösseren  Wohlstand  auf, 
der  sich  in  besserer  Wohnung  und  Kleidung,  in  grösserer  Reinlichkeit  u.  s.  w.  äussert. 

Dies  die  charakteristischen  unterschiede  zwischen  den  beiden  Gemeinden.  Ob  man 
nun  der  einen    oder    der  anderen    Entwicklung  den  Vorzug  geben  soll,    ist  fraglich.     Je 
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nach  dem  individuellen  Standpunkte  des  einzelnen  wird  das  ürtheil  darüber  verschieden 
lauten.  Sind  doch  in  dieser  Frage  sogar  der  Verfasser  und  der  Herausgeber  der  Schrift  contra- 
dictorisch  entgegengesetzter  Ansicht.  Während  Maj'er  die  biologische  und  wirtschaftliche 
Ueberlegenheit  der  Gemeinde  Martinshöhe  in  den  Vordergrund  rückt  und  daher  zu 
einem  ungünstigen  Urtheile  über  das  Sj'stem  der  geschlossenen  Höfe  gelangt,  legt 
Schanz  das  Hauptgewicht  auf  die  höhere  Lebenshaltung  der  Bewohner  von  Gerhardsbrunn 
und  deduciert  aus  ihr  die  sociale  Ueberlegenheit  der  Untheilbarkeit  der  Bauerngüter 
über  die  Freitheilbarkeit.  Es  liegt  hier  in  der  That  eines  der  Grundprobleme  der  Gesell- 
schaftswissenschaft überhaupt  vor.  Denn  dass  die  Güter  in  der  Kegel  nur  bei  stationärer 
oder  gar  rückläufiger  Bevölkerung  ungetheilt  bleiben  können,  dass  hingegen  eine  starke 
Bevölkerungszunahme  zu  einer  Theilung  und  Verkleinerung  der  Besitzstände  führen 
muss  —  dafür  sind  gerade  die  beiden  beobachteten  Gemeinden  wieder  ein  deutlicher 
Beleg.  Was  dabei  das  Frius,  was  das  Posterius  ist,  ob  die  Bevölkerungsbewegung  und 
die  sie  regelnden  ökonomischen  und  ethischen  Motive  von  der  Art  der  Grundbesitz- 
bewegung abhängen  oder  umgekehrt  diese  von  jener,  das  ist  derzeit  noch  ganz  unauf- 
geklärt. Jedenfalls  aber  beeinflussen  sich  die  beiden  Momente  gegenseitig,  und  so  steht 
die  Frage  der  Freitheilbarkeit  in  engster  Beziehung  zu  der  Frage  nach  dem  wünschens- 
wertesteji  Bevölkerungsstande,  zu  dem  Problem,  ob  das  Wohlergehen  des  Individuums 
oder  die  Macht  der  Gesammtheit  das  Wichtigere  sei  u.  s.  w. 

Dazu  einen,  wenn  auch  bescheidenen  Beitrag  geliefert  zu  haben,  ist  das  Verdienst 
des  Büchleins.  Schiff. 

SeHgmaii  Edwin  R.  A.  The  shifting  and  incidence  of  taxation.  2.  Aufl.  New-York, 
Macmillan,  1899. 

Da  die  erste  Auflage  des  Werkes  1892  in  dieser  Zeitschrift  keine  Besprechung 
gefunden  hat,  ^)  so  ist  wohl  ein  vollständiger  Bericht  über  die  vorliegende  zweite  Auf- 
lage am  Platze.  In  der  äusseren  Ordnung  gleicht  die  Schrift  den  deutschen  Monographien. 
Eine  ausführliche  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre  (176  S.)  geht 
dem  systematischen  Theile,  der  vom  allgemeinen  zum  besonderen  fortschreitet,  voran. 
(138  S.) 

Die  literarische  Darstellung  zeichnet  sich  ebensosehr  durch  einen  hohen  Grad  von 
Vollständigkeit  —  der  in  Bezug  auf  die  englische  Literatur  die  deutschen  Monographien 
übertrifft  —  als  durch  klare  Uebersichtlichkeit  aus.  Von  besonderem  Interesse  sind  die 
gerade  in  der  zweiten  Auflage  sehr  vervollständigten  Untersuchungen  über  die  Ent- 
stehung der  ganzen  Lehre  in  der  englischen  und  französischen  Literatur  von  den  ersten 
Anfängen  bei  Hobbes  und  Culpeper  angefangen.  Die  deutsche  Literatur  des  Accise- 
stveits  hat  Seligman  in  seine  Untersuchung  nicht  einbezogen.  Die  zahllosen  aufge- 
tauchten Meinungen  theilt  Seligman  nach  folgenden  Gesichtspunkten  ein. 

I.  Vor  der  Zeit  Adam  Smiths:  1.  Erörterungen  über  die  allgemeine  Accise 
(General  Excise),  2.  Vertheidiger  der  einzigen  Steuer  auf  entbehrliche  Gegenstände,  3.  der 
einzigen  Gebäudesteuer,  4.  der  General  Property  Tax,  5.  der  einzigen  Grundsteuer, 
6.  Eklektiker. 

II.  Moderne  Tlieorien:  1.  Physiokratische  Lehre,  2.  absolute  Theorien  (A.  Smith, 
Ricardo),  3.  die  Theorie  allgemeiner  Uoberwälzung  (Diffusion),  a)  Optimisten  (z.  B. 
Canard,  Thiers,  L.  v.  Stein),  b)  Pessimisten  (Proudlion),  4.  Theorie  der  Capitalisierung 
(Hoffniann,  Murhard,  Rau,  Schäffle,  Pierson),  5.  Eklektiker  (Say,  Sismondi,  Leroy-Beaulieu, 
Eau,  Hock,  Mill),  6.  Agnostiker  (Held),  7.  Socialisten  (Lassalle,  Shearman),  8.  quantitative 
oder  mathematische  Theorie  (Cournot,  Walras,  Marshall,  Edgeworth). 

Seine  treffenden  Bemerkungen  über  die  mathematische  Methode  (S.  173)  seien 
besonders  erwähnt;  nicht  ohne  Ironie  wird  gesagt,  die  mathematischen  Formeln  seien 
für  den  Forscher  von  grösserem  Nutzen  als  für  den  Leser;  denn  gleich  darauf  zeigt 
Verfasser,  wie  die  mathematischen  Formeln  auch  ausgezeichnete  Forscher  zu  Trugschlüssen 
verleiten.    Der  Avesentliche  Inhalt    der    systematischen  Darstellung    des  Verfassers   lässt 
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sich  wohl  am  kürzesten  damit  bezeichnen,  dass  er  eine  sehr  vorsichtige  und  gewissen- 
hafte Revision  der  gangbaren  Lehre  von  der  Ueberwälzung  vornimmt.  Seine  Resultate 
sind  daher  meist  insofeine  negative,  als  er  von  manchen  ziemlich  anerkannten  Lehr- 
sätzen Ausnahmen  und  Beschränkungen  nachweist.  Eine  wesentliche  Bereicherung  erfährt 
die  Lehre  durch  die  sorgfältig  durchgefiilirte  Unterscheidung,  ob  die  Steuer  Objecte 
betrifft,  deren  Production  mit  gleichbleibenden  Kosten,  mit  steigenden  oder  mit  sinken- 
den Kosten  der  Einheit  ausgedehnt  werden  kann,  sowie  durch  die  höchst  interessante 
Beziehung  dieser  Unterscheidung  zu  der  Entwicklung  von  Monopolen.  Darin  liegt  wohl 
die  wesentlichste  Neuerung  des  Verfassers. 

Die  sehr  zutreffende  Mahnung,  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Ueberwälzung  die 
Wirkung  der  Steuer  keineswegs  erschöpfe,  dass  insbesondere  Consumtions-  und  Pro- 
ductionsbeschränkungeu  übrig  bleiben,  die  neben  der  überwälzten  und  nicht  überwälzten 
Steuer  ertragen  werden  müssen,  ist  schon  wiederholt  vorgetragen,  jedoch  auch  ebenso 
oft  wieder  vergessen  worden. 

Im  einzelnen  noch  Folgendes:  Mit  „shifting"  bezeichnet  Seligman  den  Process, 
„ineidence"  das  Resultat  der  vollzogenen  UeberwäLung. 

Den  Ausgangspunkt  der  Untersuchung  bildet  wie  gewöhnlich  die  Steuer  auf  eine 
bestimmte  Güterart.  Verfasser  unterscheidet  dann  ausser  den  bereits  hervorgehobenen 
Verschiedenheiten  in  den  Productionsverhältnissen,  ob  es  sich  um  ein  Consumtionsgut 
oder  um  Productions-  und  Erwerbsmittel  (Güter  erster  oder  entfernterer  Ordnung)  handle, 
ob  das  Gut  dauerhaft  oder  vergänglich  sei,  dann  in  sehr  verdienstlicher  Weise,  welchen 
Grad  der  Elasticität  die  Nachfrage  nach  dem  Gute  aufweise. 

Selbstverständlich  gelangen  auch  die  verschiedenen  Eigenschaften  der  Abgabe, 
ihre  absolute  Höhe,  ihre  Allgemeinheit  oder  Besonderheit,  Proportionalität  oder  Progression 
u,  s.  w.  zur  Erörterung.  Im  f  ilgenden  werden  nun  die  Steuern  auf  dem  landwirtschaftlich 
bebauten  Grund  und  Boilen,  auf  Gebäude,  Vermögen  und  Capital,  r.uf  Profit,  Lohn  und 
„andere  Steuern"  erörtert.  Wenn  unter  dem  Gesichtspunkte  „Taxes  on  profits",  als 
erster  Specialfall,  die  Steuer  nach  der  Menge  des  Productes,  also  die  „indirecten  Steuern" 
erörtert  werden,  so  widerspricht  dies  allerdings  einigermaassen  der  bei  uns  gewohnten 
Systematik,  hindert  aber  den  Verfasser  nicht,  gerade  in  diesem  Capitel  ausgezeichnet 
lehrreiche  Ausführungen  über  den  Einfluts  der  Steuer  auf  die  Preisbildung,  namentlich 
bei  Monopolen  zu  bieten. 

Das  Capitel  über  die  Gebäudesteuer  ist  nanientlieh  durch  die  für  uns  allerdings 
fast  unpraktischen  Erörterungen  über  die  Wirkungen  der  Steuer  bei  getheiltem  Eigeu- 
thum  interessant.  Die  speciell  für  Oesterreich  praktischesten  Fragen  der  Wirkungen  von 
Steuerbefreiungen  lagen  dem  Verfasser  natürlich  ferne. 

Beachtung  verdienen  auch  die  zum  Theil  neuen  Ausführungen  über  die  Besteuerung 
geistiger  Arbeiter  (professional  earnings),  die  nach  Seligman  in  der  Regel  nicht  imstande 
sind,  die  Steuer  zu  überwälzen.  Steuern  vom  gewöhnlichen  Arbeitslohn  hält  Seligman 
vielleicht  unter  günstigen  Umständen  im  Laufe  der  Zeit  für  tiberwälzbar,  betont  aber, 
dass  die  Zwischenzeit  von  sehr  verschiedener  Dauer  sein  kann,  so  dass  die  Steuer  unmittel- 
bar jedenfalls  die  Arbeiter  trifft,  und  je  schlechter  dieselben  stehen,  umso  sicherer  eine 
Herabdrückung  der  Lebenshaltung  derselben  bewirkt.  Merkwürdigerweise  'finden  sich  iu 
einem  lediglich  12  Seiten  umfassenden  „Other  taxes"  überscbriebenen  Capitel  Kopfsteuer, 
Erbsteuer,  Excise,  Zölle,  Stempel  und  Einkommensteuer  vereint.  Wenn  auch  zugegeben 
werden  mag,  dass  in  vielen  Beziehungen  mit  Recht  auf  früher  Gesagtes  verwiesen  werden 
konnte,  so  entspricht  diese  StofTvertheilung  doch  entschieden  mehr  amerikanischen  als 
europäischen  Bedürfnissen;  speciell  der  österreichische  Leser  mag  bedauern,  von  so 
berufener  Seite  nicht  auch  ein  kräftig  Wörtlein  über  Stempel  und  Verkehrssteuern  gehört 
zu  haben.  Die  Einkommensteuer  erscheint  dem  Verfasser  überhaupt  nur  als  eine  Com- 
bination  von  Steuern  auf  die  einzelnen  Einkommensarten. 

In  dem  Schlussworte  tritt  nochmals  die  These,  dass  eigentlich  nur  Steuern  auf 
reine  Rente  und  reinen  Profit  ,.economic  surplus"  nicht  überwälzt  werden  können,  hervor; 
sofoit    wird   aber    auf  die  Seltenheit    und  praktische  Schwierigkeit  solcher   Steuern   und 
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auf  die  auch  in  anderen  Fällen  eintretenden  Hindernisse  der  Ueberwälzung,  z.  B.  beim 
Arbeitslohn  verwiesen.  Die  dem  Verfasser  eigene  Kunst  ungewöhnlich  klarer  und 
ansprechender  Darstellung  kommt  auch  dieser  ebenso  lehrreichen  als  geistvollen  Arbeit 
in  vollem  Maasse  zugute.  Eobert  Meyer. 

Dr.  Heinrich  Schmidt,  Die  deutschen  Flüchtlinge  in  der  Schweiz 
und  die  erste  deutsche  Arbeiterbewegung  1833 — 1836.  Zürich  1899.  151  S. 

Die  bekannte  „Geschichte  der  ersten  socialpolitischen  Arbeiterbewegung  in  Deutsch- 
land" von  Georg  Adler  enthält  eine  nur  ziemlich  flüchtige  und  lückenhafte  Darstellung 
der  Tliätigkeit  der  deutschen  Flüchtlinge  —  meistens  unruhiger,  den  Ideen  der  Kevo- 
lution  ergebener  Studenten  und  Literaten,  welche  die  Metternich'sche  Eeactionspolitik 
aus  der  Heimat  getrieben  hatte  —  auf  Schweizer  Boden  während  der  Zeit  von  1833  bis 
1836.  Das  gleiche  gilt  von  Berghof f-1  sin g's  Darstellung  in  seinem  Werke  über  „die 
socialistische  Arbeiterbewegung  in  der  Schweiz,"  die  sich  ganz  an  jene  Adlers  anlehnt. 
Und  doch  sind  gerade  die  Geschehnisse  in  dem  erwähnten  Zeitraum  von  grosser  Be- 
deutung für  die  Erkenntnis  der  Entstehung  und  allmählichen  Entwicklung  einer  selb- 
ständigen Classenbewegung  inneihalb  der  deutschen  Arbeiterschaft  und  des  fortschrei- 
tenden Zurückweichens  der  alten  Revolutionstheorie,  der  Putschpolitik,  vor  den  Ideen 
der  Evolution,  welche  gegenwärtig  die  unter  der  Herrschaft  des  Marxismus  stehende 
socialdemokratische  Bewegung  beherrschen.  —  Die  bisherige  Lücke  füllt  nun  in  dankens- 
werter Weise  die  vorstehend  angezeigte  Studie  aus,  die  ein  reiches  Thatsachenmaterial 
auf  Grund  bisher  unbenutzter  Acten,  ferner  von  Kammerverhandlungeu,  Flugschriften 
und  Zeitschriften  beibringt. 

Wien.  Carl  Grünberg. 

Dr.  Ferdlnaud  Goldsteiii.  Uvchristenthum  und  Socialdemokratie.  Zürich, 
Caesar  Schmidt  1899,  gr.  8».  191  S. 

Wer  sich  eine  vergnügte  Stunde  bereiten  und  viel  lachen  will,  wird  es  gewiss 
nicht  bereuen,  die  vorstehend  angezeigte  Schrift  zur  Hand  genommen  zu  haben.  Im 
übrigen  aber  gehört  sie  zu  denjenigen,  vor  denen  ausdrücklich  zu  warnen  der  Referent 
es  als  seine  Pflicht  erachtet. 

Der  Verfasser  meint  es  mit  seiner  Bekämpfung  der  Socialdemokratie  —  denn  um 
eine  solche  handelt  es  sich  ihm  in  erster  Linie  —  gewiss  gut.  Zweifellos  ist  es  ilim 
auch  mit  seiner  Absicht  vollkommen  ernst,  eine  vernünftige  Lösung  der  socialen  Frage 
herbeizuführen.  Denn  diese  letztere  ist,  um  seine  eigenen  Worte  anzuführen,  „lösbar 
und  war  es  auch  zu  Zeiten  der  Römer".  Ja,  „Plato  hätte  die  Lösung  fast  gefunden. 
Sein  Fehler  bestand  nur  darin,  dass  er  einen  fertigen  Staat  gründen  wollte,  anstatt  ihn 
langsam  aus  tausend  einzelnen  Theilen  emporwachsen  zu  lassen"  (S.  47).  Allein,  damals 
wie  heute,  das  Proletariat  will  nicht  nachdenken  und  zieht  es  vor,  sich  bloss  von 
schönen  Worten  berauschen  zu  lassen  —  heute  genau  so,  wie  in  den  Zeiten  des  Ur- 
christenthums.  Sein  Schicksal  in  der  Gegenwart  und  Zukunft  wird  denn  auch  kein  anderes 
sein  als  in  der  Vergangenheit.  Davor  möchte  es  Herr  Dr.  Goldstein  bewahren,  und  er 
bemüht  sich  deshalb  zunächst,  den  Nachweis  zu  liefern,  „dass  die  Ciuisten  dasselbe 
erstrebten  wie  unsere  Sucialdemok'-aten,  dass  sie  aber  an  den  Phrasen  und  ihrer  Unklar- 
heit, nicht  an  dem  Starrsinn  der  Bourgeoisie  scheiterten"  (S.  47  unten).  „Er  hoffe  und 
hält  es  sogar  für  „sehr  wahrscheinlich",  dass  es  ihm  gelingen  werde,  durch  diesen  Ein- 
blick ,in  das  Getriebe  der  Weltgeschichte  .  ."  (die  Arbeiter)  von  der  Aussichtslosigkeit 
ihrer  Forderungen  zu  überzeugen"  (S.  186).  Allerdings  verhehlt  er  sich  nicht,  dass  er 
durch  diesen  Nachweis  —  denn  dass  derselbe  gelungen  ist.  steht  für  ihn  fest  —  „gleich- 
zeitig die  christliche  Religion  zerstört"  habe  (S.  183).  Das  ficht  ihn  aber  nicht  weiter  an. 
Ja,  es  bereitet  ihm  sogar  positive  Freude.  Wohl  „besass  und  besitzt  jeder  Staat  seine 
Religion",  wohl  ist  „für  jeden  Staat  die  Religion  Lebensbedürfnis"  und  belegt  daher 
„jeder  Staat  Leute,  die  ihm  seine  Religion  verunglimpfen,  mit  Ri  cht  mit  schweren 
Strafen"  (S.  18.3).  Das  darf  aber  die  Wissenschaft  nicht  hindern,  „mit  Rücksicht  auf 
die  Staatsraison,  Wahrheiten,  die  sie  als  unzweifelhaft  erkannt  hat,  zu  verschweigen" 
und   rücksichtslos    ihr  Ziel   zu   verfolgen,    „Gott   aus   der   Geschichte    der  Welt  und   des 
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Menschengeächlechtes  zu  eliminieren"  (S.  187).  Umsoweniger  als  diese  Zerstörung  aller 
Religion  —  auf  das  Christenthura  allein  will  sich  der  Verfasser  niclit  beschränken  — 
eine  unbedingte  Voraussetzung  für  den  „Neubau  der  Gesellschaft,  das  ist  der  Kern  der 
socialen  Frage",  bildet  (S.  190). 

Wie  sich  der  Verfasser  diesen  Neubau  denkt,  verräth  er  übrigens  Yorläufig  nicht. 
„Hier  soll  über  das  Wie  des  Neubaues  nicht  gesprochen  werden,  die  Gemüther  sind  zu 
erregt,  die  Gegensätze  zu  schroff,  an  eine  Einigung  ist  jetzt  doch  nicht  zu  denken." 
Zu  seiner  Schande  muss  der  Eeferent  aber  gestehen,  dass  es  ihm  trotz  ernsthaftester 
Bemühungen  aus  den  Ausführungen  der  besprochenen  Schrift  auch  nicht  klar  geworden 
ist,  welcher  Weg  zu  dem  gewünschten  gesellschaftlichen  Neuaufbau  führen  soll.  Richtung- 
gebend scheinen  bloss  folgende  Andeutungen:  „Nun  und  nimmer  kann  derselbe  (seil. 
Neubau)  durch  Einzelne,  auch  nicht  durch  einzelne  Classen  aufgeführt  werden,  sondern 
nur  der  gemeinsamen  Arbeit  aller  kann  es  gelingen,  das  heute  so  reichlich  vorhandene 
P]lend  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  die  Unsicherheit  der  Verhältnisse,  die  vorhanden 
ist,  auch  wo  sie  noch  so  dicht  umhüllt  ist,  in  Sicherheit  zu  verwandeln.  Natürlich 
kann  diese  gemeinsame  Arbeit  nicht  geleistet  werden,  wenn  aller  Reichthum  vernichtet 
und  alle  wahre  Wissenschaft  durch  proletarische  Wissenschaft  verdrängt  ist,  sondern 
dann,  wenn  die  Menschen  zu  der  Einsicht  gekommen  sind,  wie  zwecklos  all  ihr  Hasten 
und  Sorgen,  wie  tniglich  ihr  Glück  ist,  wenn  also  (ine  Vertiefung  im  Denken  des 
Menschen  stattgefunden  hat"  (S.  190). 

Es  wäre  ungerecht,  wenn  nicht  auch  auf  den  historischen  Theil  der  besprochenen 
Schrift  näher  eingegangen  würde.  P>  zerfällt  in  zwei  Theile:  I.  die  römische  Bourgeoisie 
und  II.  das  christliche  Parteiprogramm. 

Die  Schilderung  der  geschichtliehen  Entwickelung  der  ersteren  sei  durch  die  ein- 
zelnen Capitelaufschrifttn  angedeutet:  „der  erste  und  der  zweite  Stand;  die  Entwicke- 
lung der  Bourgeoisie;  Handel  und  Verkehr;  das  Strassennetz;  die  Städteentwickeluiig; 
Aufhebung  der  nationalen  Unterschiede;  Nivellierung  der  Classengegensätze".  Die  Dar- 
stellung macht,  wo  sie  sich  nicht  unmittelbar  auf  Mommsen  und  Duruy  stützt,  der 
Phantasie  des  Verfassers  alle  Ehre  und  weist  überdies  den  schönsten  Reporterstil  auf. 
Ein  Beispiel  für  viele.  \Der  Verfasser  spricht  von  der  Verschmelzung  der  Religionen 
im  Röraerreich.  „Wie  die  Völker,  so  verschmolzen  auch  die  Götter.  Zwar  bewahrten 
die  Druiden  mit  Pfatfenzähigkeit  hie  und  da  nocli  die  alte  Keltenreligion,  allein  sie 
hatten  mit  den  Himmlischen  in  die  entlegensten  Dörfer  flüchten  müssen  und  konnten, 
da  das  Volk  nicht  mehr  bereit  war,  ihnen  seine  Eingeweide  zu  überlassen,  hier  nur 
kümmerlich  die  von  dem  Tritt  der  römischen  Bourgeoisie  Niedergestampften  am  Leben 
erhalten"  (S.  35).  Man  muss  nämlich  wissen,  dass  die  Druiden  früher  aus  den  Ein- 
geweiden von  Menschen  „die  Zukunft  gelesen  hatten"  (S,  28),  aus  Eingeweiden,  die 
ihnen  offenbar  das  „Volk"  bereitwillig  überlassen  hatte. 

Als  Forderungen  des  urchristlichen  Parteiprogramm  es  führt  der  Verfasser  auf: 
„Aufhebung  des  Privateigenthumes;  Aufhebung  der  positiven  Rtdigion;  Aufhebung  des 
Militarismus  und  Catsarisinus;  Aufhebung  der  Classenjustiz;  Gerechtigkeit;  Gleichheit; 
Brüderlichkeit.  —  Kanipfpartei ;  Frauenemancipation;  Jugendagitation;  der  Zukunltsstaat". 
Näher  auf  diese  Ausführungen  einzugehen,  hat  gar  keinen  Sinn.  Doch  möge  die  Art 
derselben  durch  zwei  Beispiele  illustriert  werden.  Der  Verfasser  vergleicht  den  urchrist- 
lichen „Communismus"  mit  dem  Parteicassenwesen  der  Socialdemokratie  ijnd  erwähnt 
dabei,  dass  in  den  Urchristengemeinden  jede  Unterschlagung  „in  echt  proletarischer 
Weise  und  mit  schonungsloser  Grausamkeit"  geahndet  wurde,  genau  so  wie  heute. 
Beweis  Anuanias  und  Sapphira,  die  „Gut  zum  verkaufen  erhalten"  und  einen  Theil  des 
Erlöses  veruntreut  hatten.  Sie  „wurden  mit  dem  Tode  bestraft  und  ihre  Leichen  bei 
Seite  geschafft.  Keine  römische  Behörde  hat  jemals  etwas  von  dem  Doppelmorde 
erfahren".  Wer  es  nicht  glaubt,  der  lese  die  Apostelgeschichte  V.  Capitel,  Vers  1—11, 
nach  (S.  53).  —  Wem  das  nicht  genügt,  der  mag  sich  vom  Verfasser  über  die  Entstehung 
der  Institution  der  Bischöfe  belehren  lassen.  Auch  diese  sind  nichts  als  Veruntreuer 
von  Cassen.     „Infolge   des  Cassenwesens   zusammen   mit   der   straff  angezogenen  Partei- 


n 


Liteiaturbericlit.  239 

disciplin  waren  die  Bischöfe  zu  Fürsten  avanciert,  die  Gemeindeniitglieder  zu  ihren 
Sclaven  herabgesunken."     Discite  moniti! 

Wien.  Carl  Grünberg. 

Agostiiio  Zanelli:  Delle  condizioni  interne  di  Brescia  del  1426  al  1644  e  del 
raoto  della  borghesia  contro  la  nobiltä  nel  1644,  Brescia  1898. 

Ein  interessanter  Beitrag  zur  Social-  und  Verwaltungsgeschichte  der  ersten  Jahr- 
hunderte der  Neuzeit  wird  uns  in  diesem  Buche  vom  Verfasser  geboten.  Im  Jahre  1426 
hatte  sich  Brescia  nach  langwierigen  Kämpfen  der  venetianischen  Republik  freiwillig 
und  in  der  Hoffnung  unterworfen,  damit  eine  neue  Blüte  der  Stadt  zu  begründen.  Die 
mächtigen  historischen  Adelsgeschlechter  hatten  sich  geeinigt  und  zusammen  mit  der 
Volkspartei  den  grossen  Kampf  gegen  die  Visconti  durchgefochten;  es  schien,  als  ob  jede 
Gegnerschaft  erloschen  wäre.  Man  hatte  sich  aber  auf  Seiten  der  Bürgerschaft  getäuscht, 
wenn  man  von  der  venetianischen  Bepublik  den  Schutz  demokratischer  Einrichtungen 
erhoffte,  und  wenn  man  auf  eine  längere  Friedensperiode  rechnete.  Vielmehr  brachen 
sofort  neue  Kriege  aus,  die  neuerdings  den  Adel  immer  mehr  an  Bedeutung  gewinnen 
und  in  seinem  neuerwachten  Streben,  die  alte  aristokratische  Regierung  wieder  einzu- 
führen, immer  rascher  von  Erfolg  zu  Phfolg  schreiten  Hessen. 

Im  Jahre  1488  war  das  Ziel  erreicht;  der  grosse  Rath  war  nun  eine  geschlossene 
Adelskörperschaft,  die  nur  noch  von  den  neuen  Elementen,  den  neu  geadelten  Geschlechtern, 
zu  säubern  war,  was  dadurch  gelang,  dass  man  für  diese  die  Erblichkeit  negierte. 

Freilich  traten  bald  Rückschläge  in  diesem  Siegesläufe  des  Adels  ein,  und  mau 
gelangte  zu  einem  Ausgleich  der  Interessen.  Bald  aber  begann  neuerdings  der  Kampf 
der  Stände,  in  dem  der  Adel  in  der  fortschreitenden  Verarmung  des  Bürgerstandes  seinen 
traurigsten  aber  wirksamsten  Bundesgenossen  fand  (S.  63  ff.  u.  68  ff.).  Auch  wirkte  die 
unselige  Finanzpolitik  Venedigs  in  diesem  Sinne;  ihre  Schilderung  nimmt  eines  der 
interessantesten  Capitel  des  Buches  ein.  Von  neuem  sehen  wir  denn  auch  bald  den  Adel 
allein  am  Ruder  und  nur  darauf  bedacht,  seine  Macht  zu  erhöhen  und  sie  meist  in  seinem 
einseitigen  Interesse  auszunützen.  Erst  spät  (1614)  entschloss  sich  das  Volk,  an  den 
Senat  von  Venedig  eine  Beschwerdeschrift  zu  richten  und  in  derselben  seine  ihm  ent- 
zogenen Rechte  zurückzufordern.  Diese  Bestrebungen  waren  aber  wenig  fruchtbar,  und 
bald  kehrte  wieder  alles  auf  den  alten  Stand  zurück.  Brescia  blieb  in  den  Händen  einer 
Adelsoligarchie.  —  Die  mit  vielen  Urkunden  belegte  Darstellung  Zanellis  ist  durchaus 
lebhaft  und  plastisch,  lässt  sich  aber  —  wenn  ihr  etwas  zum  Vorwurfe  gemacht  werden 
kann,  so  ist  es  dies  —  durch  eine  vielleicht  etwas  gar  zu  einseitige  Abneigung  gegen 
die  Adelspaitei  tragen. 

Von  den  Beilagen  haben  besonders  das  auf  S.  222  ff.  abgedruckte  städtische 
Statut  von  1429,  das  Verzeichnis  der  städtischen  Einnahmen  und  Ausgaben  von  1641 
und  1672  und  das  Decret  des  venetianischen  Senates  vom  3.  IX.  1644  allgemeineres 
Interesse.  Schullern. 
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')   Ausser   den   hi.T  genannten    ist   bei    der  Rodaction   noch   eine   grössere   Zahl   von   Büchern   und 
Schriften  eingelaufen,  die  sich  bereits  in  den  Häaden  der  Recensenten  befinden. 


DAS  POSTSPARCASSENWESEN  UND  SEINE 
ENTWICKLUNG. 


VON 


DR.  KAKL  LETH. 


iJesteigerie  Capitalsbildung  auf  der  einen,  zunehmende  Verarmung 
auf  der  anderen  Seite  sind  Ursache,  dass  die  socialen  Gegensätze  sich  ver- 
schärfen und  selbst  der  Tagesströmung  Fernstehende  den  Grundlagen  der 
herrschenden  Ordnung  die  Berechtigung  absprechen.  Die  Störung  des 
Gleichgewichtes  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  mnsste  zu  mannig- 
fachen Versuchen  führen,  die  Unterschiede  in  den  Existenzbedingungen  durch 
socialreformatorische  Maassnahmen  auszugleichen.  Dem  verdankt  eine  Keihe 
von  Schöpfungen  ihr  Entstehen,  welche  dahin  abzielen,  auch  in  den  unteren 
Schichten  des  Volkes  die  Vermögensbildung  zu  fördern.  Als  eine  der 
wichtigsten  hat  sich  die  Institution  der  Postsparcasse  erwiesen. 

Das  ursprüngliche,  mit  der  Gründung  von  Postsparcassen  beabsichtigte 
Ziel  war  die  Belebung  des  Sparsinnes  in  dem  minder  bemittelten  Theile  der 
Bevölkerung,  Darauf  waren  die  Einrichtungen  berechnet,  welche  in  England, 
dem  Mutterlande  der  staatlichen  Sparinstitute,  1861  geschaffen  wurden  und 
fast  in  allen  Culturstaaten  Eingang  fanden.  Ihnen  liegt  der  Gedanke  zugrunde, 
alle  noch  so  geringfügigen  Ersparnisse  zu  sammeln,  an  die  vom  Staate  und 
unter  seiner  Gewährleistung  geführte  Gasse  abzuführen,  zu  verwalten  und 
zu  verzinsen.  Hiebei  war  die  Mitwirkung  der  Postanstalt  bei  Ausübung 
der  betriebsdienstlichen  Agenden  von  grösster  Bedeutung,  weil  dieselbe  mit 
dem  über  das  ganze  Staatsgebiet  verbreiteten  Netze  von  Amtsstellen,  bei 
der  Popularität  der  Postämter  und  ihrer  tagsüber  ununterbrochenen  Dienst- 
leistung für  die  Förderung  des  angestrebten  Zieles  am  geeignetsten  schien. 

In  der  ferneren  Entwicklung  wurden  den  das  Sparwesen  pflegenden 
Instituten  andere  Agenden  angegliedert,    welche  den  Postsparcassen  ^)   über 

^)  Unter  Postsparcassen  werden  in  der  vorliegenden  Studie,  entsprechend  dem 
Sprachgebrauche  Oesterreichs,  im  Gegensatze  zu  den  Privatsparcassen,  alle  jene  vom 
Staate  oder  unter  dessen  Gewährleistung  betriebenen  Institutionen  verstanden,  welche 
mit  den  Postämtern  in  Verbindung  sind  und  der  Absicht  einer  möglichst  weitgehenden 
Förderung  des  Sparsinnes  unter  den  ärmeren  Volksschichten  ihre  Entstehung  verdanken. 
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den  ihnen  anfänglich  zugedachten  Wirkenskreis  hinaus  auf  dem  Gebiete  der 
Socialpolitik,  sowie  auf  jenem  des  Zahlungswesens  neue  bedeutungsvolle 
Ziele  eröffneten. 

Nach  ersterer  Kichtung  hin  hat  die  belgische  Caisse  generale  d'epargne 
et  de  retraite  durch  das  intensivere  Hervorkehren  socialpolitischer  Gesichts- 
punkte bei  Sammlung  und  Veranlagung  der  Ersparnisse,  durch  Zuwendung 
der  Guthabensbestände  im  Lombard  und  Escompte  an  minder  bemittelte 
Classen,  durch  Gewährung  von  Darleihen  für  landwirtschaftliche  Zwecke, 
zur  Erbauung  von  Arbeiterhäusern  etc.,  dann  aber  auch  durch  Pflege  und 
Ausgestaltung  wichtiger  Zweige  der  facultativen  Volksversicherung  erfolgreich 
gewirkt  und  die  Anregung  zur  Fortentwicklung  der  Postsparcasseneinrichtun gen 
gegeben. 

Auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  aber  ist  das  österreichische  Post- 
sparcassenamt  bahnbrechend  geworden,  indem  es  durch  Verbindung  des  Check- 
und  Clearingverkehrs  mit  den  Einrichtungen  der  Post  die  Organisation  des 
Zahlungsprocesses  auf  neue,  dem  heutigen  Stande  der  Technik  entsprechende 
Grundlagen  stellte  und  die  Benützung  der  Checkeinrichtungen  der  Allgemein- 
heit erschloss.  Die  bezüglichen  Kesultate  boten  zunächst  in  Ungarn  Anlass 
zur  Activierung  eines  auf  denselben  Principien  beruhenden  Verfahrens, 
wodurch  die  Vorbedingung  für  Eröffnung  eines  gegenseitigen  Ueberweisungs- 
verkehrs  zwischen  der  Geschäftswelt  in  Oesterreich  und  in  Ungarn  geschaffen 
war.  Auch  in  anderen  Staaten  (Deutschland,  Belgien)  ist  der  Uebergang  zu 
einem  dem  östeiTeichischen  Systeme  nachgebildeten  Verfahren  im  Zuge^) 
oder  doch  nur  mehr  Frage  der  Zeit,  und  es  eröffnet  sich  mit  der  zunehmenden 
Verbreitung  der  bezüglichen  Einrichtungen  die  Aussicht  auf  eine  dem  Fort- 
schreiten der  wirtschaftlichen  Entwicklung  angepasste  Vereinfachung  des 
internationalen  Zahlungsverkehrs. 

Schon  die  vorstehenden  Andeutungen  lassen  die  Bedeutung  erkennen, 
welche  der  mehrfachen  Zwecken  dienenden  Institution  der  Postsparcasse  in 
Bezug  auf  die  Gestaltung  der  ökonomischen  Zustände  innewohnt.  Ihre  Ein- 
richtungen —  hinsichtlich  der  Details  in  verschiedenen  Staaten  divergierend  — 
sind  wohl  geeignet,  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  zu  nehmen, 
zumal  sie  eine  Fülle  interessanter,  in  die  gesammtwirtschaftliche  Lage 
tief  eingreifender  Momente  umfassen. 

Den  Checkverkehr  der  österreichischen  Postsparcasse  einer  separaten 
Abhandlung  vorbehaltend,  geben  wir  nachfolgend  eine  Schilderung  von  dem 
Wirken  der  Postsparcassen  auf  den  übrigen  von  ihnen  befruchteten  Gebieten 
des  Wirtschaftslebens. 


lu  diesem  Sinne  fällt  auch  die  belgische  Caisse  generale  d'(5pargne,  welche  unter 
Garantie  des  Staates  geführt,  die  Postämter  als  Vermittlungsstellen  benutzt,  trotz 
einzelner  Organisationsverschiedenheiten  ihrem  Wesen  nach  unter  die  Postsparcassen. 
Als  solche  wird  sie  auch  in  der  Publicistik  zumeist  aufgefasst. 

')  In  Deutschland    soll   der  Postcheckverkehr   mit    1.    September    1900   zur  Ein- 
führung gelangen. 
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Die  Postspapcassen  als  Spaninstitute. 

Indem  das  Postsparcassenwesen,  wie  erwähnt,  für  die  besitzlosen  Volks- 
schichten Gelegenheit  und  Anregung  zu  allmählicher  Capitalsbildung  und 
Verbesserung  ihrer  Lebenslage  bietet,  bringt  es  die  Tendenz,  welche  den 
privaten  Sparinstituten  in  den  ersten  Anfängen  ausschliesslich  zu  Grunde  lag, 
wieder  in  voller  Keinheit  zur  Geltung.  Auch  diese  waren  ja  für  gleichen 
Zweck  bestimmt  und  haben  erst  im  Laufe  der  Zeit  in  verschiedenen  Staaten 
noch  andere,  nicht  minder  bedeutungsvolle  Functionen  in  der  Organisation 
für  Capitalsbildung  übernommen.  Aus  blossen  Sparstellen  für  die  ärmeren 
Volksschichten  wurden  sie  zu  Anstalten,  welche  überdies  auch  der  capitals- 
kräftigeren  Bevölkerung  zur  Veranlagung  und  Mehrung  ihres  Barbesitzes 
dienen.  Diese  Entwicklung,  welche  sich  zum  Theil  auch  aus  der  Vertheilung 
der  Sparinstitute  auf  grössere  Orte  und  aus  der  Beschränkung  ihres  Dienstes 
auf  gewisse  Tage  oder  Stunden  erklärt,  wurde  noch  dadurch  begünstigt, 
dass  bei  der  sinkenden  Kentabilität  der  Unternehmungen  und  bei  dem  hinter 
der  Capitalsbildung  zurückbleibenden  Aufblühen  von  Handel  und  Industrie 
die  verschiedenen  Zweige  productiven  Schaffens  für  das  disponible  Capital 
keinen  genügenden  Anreiz  boten.  Dieses  wird  in  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression  nur  selten  in  neuen  Unternehmungen  investiert;  es  sucht  fixe 
Verzinsung  in  den  Anlagewerten  oder  strömt  den  Privatsparcassen  zu,  welche 
zwar  niedrige,  doch  keinen  Schwankungen  unterworfene  Verzinsung  gewähren. 
Hiedurch  erhält  die  Gebarung  der  letzteren  das  charakteristische  Gepräge, 
und  sind  es  denn  nicht  allein  die  Sparpfennige  des  kleinen  Mannes,  sondern 
auch  die  Anlage  suchenden  Ueberschüsse  des  Capitals,  darunter  nicht 
zum  mindesten  jene  des  industriellen  und  commerciellen  Betriebes,  welche 
sich  bei  zahlreichen  Privatsparcassen  ansammelten. 

Bei  solcher  Entwicklung  des  Privatsparcassenwesens  war  es  für  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  eminenter  Wichtigkeit,  dass  während  der 
letzten  Jahrzehnte  in  fast  allen  Culturstaaten  Postsparcassen  ins  Leben 
traten,  deren  Organisation  und  Geschäftsgebarung  den  minder  bemittelten 
Bovölkerungskreisen  erhöhte  Gelegenheit  und  Anregung  zum  Sparen  bietet. 
Bei  ihnen  mehren  sich  die  kleinen  Ersparnisse  der  wirtschaftlich  schwächsten 
Existenzen,  Letzteren  wird  dadurch  ein  wertvoller  Rückhalt  in  Zeiten  der 
Noth  gewährt,  in  weiterer  Folge  bei  fortgeset/iem  Sparen  aber  selbst  die 
Möglichkeit  zu  dauernder  Verbesserung  ihrer  Lage  eröffnet. 

Wie  selir  die  österreicliische  Postsparcasse  mit  ihren  6000  Sammel- 
stellen während  des  17jährigen  Bestandes  ihrer  Bestimmung  als  Sparstelle 
iür  die  kleinen  Leute  gerecht  wurde,  ist  bekannt.  Die  grosse  Zahl  von 
Einlegern  (1,318.926),  die  Intensität  der  Sparthätigkeit  (im  Jahre  1898 
2,269  388  Einlagen  per  90,000.000  K),  sowie  der  steigende  Betrag  des 
zumeist  aus  kleinen  Guthabungen  gebildeten  Saldos  (119.000.000  Ä',  hierunter 
89  Proc,  unter  200  K)  weist  darauf  hin,  dass  die  Einrichtungen  der  Post- 
sparcasse in  der  Gesammtbevölkernng  Wurzel  gefüsst  und  ffir  diese  mannig- 
fach zur  Besserung  der  ökonomischen  Lage  den  Grund  gelegt  haben.  Gleich 

16* 


244  Leth. 

dem  ziffermässigen  Erfolge  kann  wohl  auch  die  technische  Seite  des 
österreichischen  Postsparcassenwesens  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Minder  geläufig  dürfte  aber  der  Stand  der  Postsparcassenfrage  im  Aus- 
lande sein. 

Dem  Beispiele  Englands,  welches  im  Jahre  1861  die  Postanstalt  mit 
den  Agenden  des  Sparwesens  in  Verbindung  brachte,  folgten  in  Europa  1870 
bezw.  1875  Belgien,  1876  Italien,  1880  Kumänien,  1881  die  Niederlanden, 
1882  Frankreich,  1884  Schweden,  1886  Ungarn,  1887  bezw.  1889  Russland. 
Auch  in  Ländern  der  anderen  Welttheile  sind  Postsparcassen  entstanden 
oder  doch  in  Aussicht  genommen. 

Unter  den  europäischen  Culturstaaten,  welche  bisher  noch  der  Post- 
sparcassen  entbehren,  befindet  sich  Deutschland.  Wohl  haben  auch  in 
diesem  Reiche  die  Ungleichheiten,  die  sich  in  der  Entwicklung  des  Privat- 
sparcassenwesens  in  den  einzelnen  Staaten  ergaben,  1878  dazu  geführt,  dem 
Probleme  der  Einführung  von  Postsparcassen  näher  zu  treten.  Doch  waren 
die  Verhältnisse  nicht  günstig;  mannigfache  finanzielle  und  politische 
Bedenken  verzögerten  die  Finalisierung  der  Vorarbeiten.  Erst  1885  wurde 
dem  Reichstage  der  „Entwurf  eines  Postsparcassengesetzes*  vorgelegt,  welches 
vom  1.  Jänner  1886  im  ganzen  Reichsgebiete  —  mit  Ausnahme  von  Baiern, 
das  unter  Berufung  auf  die  in  Ansehung  des  Postwesens  verfassungsmässig 
ihm  zustehende  Sonderstellung  dem  Anschlüsse  widersprochen  hat  —  in 
Kraft  treten  sollte.  Zur  Begründung  des  erwähnten  Gesetzentwurfes  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Zahl  der  dem  Sparverkehr  dienenden  Stellen 
Deutschlands,  welche  bis  dahin  einschliesslich  der  lediglich  mit  Annahme 
von  Spareinlagen  sich  befassenden  Recepturen  kaum  3000  betrug,  mit  einem 
Schlage  um  rund  9500  Stellen  vermehrt  würde,  die  sich  auf  mehr  als 
9000  Orte  in  einem  möglichst  gleichmaschigen  Netz  über  das  ganze  Land 
verbreiteten.  Doch  nicht  bloss  die  Bevölkerung  des  flachen  Landes  zöge 
hievon  erheblichen  Nutzen ;  die  ansehnliche  Zahl  von  Postanstalten,  welche 
an  den  grossen  Centren  der  Arbeit  eingerichtet  sind  (in  Berlin  100,  Ham- 
burg 24  u.  s.  f.)  böten  auch  der  städtischen  Arbeiterbevölkerung  Gelegenheit 
und  kräftigen  Anreiz  zum  Sparen. 

Dem  gegenüber  wurde  in  Kreisen  der  Interessenten  die  Besorgnis  rege, 
es  könnte  durch  die  Postsparcasseneinrichtung  den  bestehenden  Communal- 
und  Privatsparcassen  eine  deren  gedeihliche  Fortentwicklung  schädigende 
Concurrenz  erwachsen.  Vergebens  wurde  im  Motivenberichte  auf  Grund  der 
in  anderen  Ländern  gewonnenen  Erfahrungen  betont,  dass  derartige  Bedenken 
unbegründet  seien.  Die  bezüglichen  Ausführungen,  welche  mit  grosser 
Schärfe  die  bei  der  Schaffung  von  Postsparcassen  auch  in  anderen  Ländern 
aufgetauchten  Befürchtungen  widerlegen,  mögen  wegen  der  allgemeinen 
Geltung  der  darin  zum  Ausdruck  gekommenen  Argumente  im  nachfolgenden 
auszugsweise  Aufnahme  finden. 

„Die  hohe  Bedeutung  der  Communalsparcassen  —  so  äussert  sich  der 
Motivenbericht  —  für  die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ihrer 
Bezirke    steht   ausser   Zweifel.     Die  Frage,    ob    eine   Schädigung   derselben 
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• 
durch  den  Wettbewerb  zu  befürchten  sein  möchte,  ist  daher  sicher  eingehender 
Erwägung  wert.  Indes  lässt  sich  die  gedachte  Befürchtung  als  begründet 
nicht  anerkennen.  Das  Arbeitsfeld  der  Postsparcasseneinrichtung  ist  ein 
anderes  als  dasjenige  der  Gemeindesparcassen.  Die  erstere  sucht  haupt- 
sächlich solche  Volkskreise  zum  Sparen  heranzuziehen,  welche  das  Sparen 
bisher  wenig  oder  gar  nicht  übten.  Da  sie  vor  allem  den  Unbemittelten 
die  Ansammlung  kleiner  Capitalien  zu  erleichtern  bestimmt  ist,  kann  das 
Einlagemaximum  hinter  dem  der  meisten  bestehenden  Sparcassen  erheblich 
zurückbleiben.  Mit  Rücksicht  ferner  darauf,  dass  die  höher  verzinslichen 
Anlagewerte,  deren  sich  die  örtlichen  Sparcassen  mit  Vorliebe  bedienen, 
einer  grösseren  staatlichen  Geldverwaltung  theils  gar  nicht  (Schuldscheine 
gegen  Bürgschaft),  theils  nicht  in  gleichem  Umfange  (Hypotheken)  wie 
jenen  zu  Gebote  stehen,  muss  der  Zinsfuss  entsprechend  niedriger  normiert 
werden.  Die  in  Aussicht  genommene  Festsetzung  auf  3  Proc.  genügt  den 
Zwecken  der  Postsparcasseneinrichtung,  da  diese  mehr  auf  die  Gewährung 
einer  unbedingt  sicheren  als  einer  besonders  gewinnbringenden  Anlage  abzielt; 
hinter  dem  Durch schnittszinsfuss  der  übrigen  Sparcassen  bleibt  sie  zurück. 
Endlich  ist  der  Höchstbetrag  des  einzelnen  Guthabens  beschränkt;  damit 
werden  alle  Einlagen,  welche  nicht  das  eigentliche  Sparen,  die  Capitals- 
bildung  von  klein  auf,  sondern  die  vorläufige  Verzinsung  verfügbarer  Gelder, 
die  Anlegung  von  Cassenbeständen  u.  dergl.  bezwecken,  von  der  neuen  Ein- 
richtung ferngehalten.  Bei  Innehaltung  der  bezeichneten  Grenzen  wird  den 
soliden  Gemeinde-  und  Privatsparcassen  ihr  wichtigstes,  dem  Mittelstande 
angehöriges  Publicum  bleiben,  dessen  Bedürfnissen  ihre  Organisation  im 
allgemeinen  genügt,  und  welches  daher  keine  Veranlassung  hat,  zu  einer 
Einrichtung  überzugehen,  welche  ihm  weniger  Zinsen  bietet  und  deren  Einlage- 
höchstbetrag eine  ganz  erhebliche  Schranke  zieht.  Durch  die  anderwärts 
vorliegenden  Erfahrungen  wird  die  Möglichkeit  eines  gedeihlichen  Neben- 
einanderbestehens der  Postsparcasseneinrichtung  und  der  übrigen  Sparanstalten 
ausser  Zweifel  gestellt." 

Ungeachtet  dieser  Darstellung  gelang  es  den  Vertretern  des  Entwurfes 
nicht,  die  Mehrheit  der  mit  der  Vorberathung  betrauten  Reichstagscommission 
von  der  Hinfälligkeit  des  Bedenkens,  dass  den  Ortssparcassen  eine  Concurrenz 
entstehen  könnte,  zu  überzeugen.  Zudem  wirkten  auch  andere,  politische 
und  sociale,  Beweggründe  gegen  die  Vorlage.  So  die  principielle  Stellung- 
nahme gegen  jede  Erweiterung  der  Staatsthätigkeit  und  Kräftigung  des 
Reiches.  Nicht  zum  geringsten  aber  auch  die  Opposition  einzelner  Partei- 
gruppen. Schliesslich  wurde  die  im  Entwurf  vorgesehene  Errichtung  selb- 
ständiger Postsparcassen  abgelehnt,  jedoch  beschlossen,  die  verbündeten 
Regierungen  zur  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  aufzufordern,  kraft  dessen 
die  Postverwaltung  ihre  Mitwirkung  bei  den  bestehenden  Sparcassen  eintreten 
lassen  sollte. 

Zu  solcher  Aendeiung  der  Vorlage  vermochten  sich  die  Regierungen 
nicht  zu  verstehen,  zumal  bezügliche  Versuche  allerorts  fehlgeschlagen 
hatten.    So  in  Frankreich.    Dort  wurden  die  Postanstalten  1875  ermächtigt. 
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für  bestellende  Sparcassen  über  deren  Wunsch  Einlagen  anzunehmen 
und  Rückzahlungen  zu  leisten.  Von  dieser  Befugnis  haben  bis  zum 
Jahre  1878  unter  526  Sparcassen  nicht  mehr  als  58  Gebrauch  gemacht. 
Von  5646  Postämtern  waren  nur  60  und  von  5275  Nebenstellen  nur  373  zum 
Spaicassendienst  herangezogen  worden.  Der  mangelnde  Erfolg  bewog  die 
französisclie  Regierung  1881,  die  Verbindung  der  Postanstalt  mit  den  Privat- 
sparcassen  aufzuheben  und  eine  staatliche  Postsparcasse  zu  errichten.  In 
ähnlicher  Weise  wurde  im  Jahre  1875  auch  in  Holland  den  Privatsparcassen 
die  Hilfeleistung  der  Postanstalt  zugestanden.  Auch  hier  war  der  Erfolg 
ein  geringer  —  von  223  Gassen  traten  49  mit  der  Post  in  Verbindung  — , 
und  es  wurde  1881  die  Reichspostsparbank  ins  Leben  gerufen,  für  welche  die 
Postanstalten  Gelder  ein-  und  auszahlen.  Wie  in  Prankreich  und  Holland, 
hat  man  auch  im  Deutschen  Reiche  in  den  Siebziger  Jahren  den  Communal- 
sparcassen  die  Vermittlung  der  Reichspost  angeboten.  Doch  vergebens ; 
keines  von  den  zahlreichen  Sparinstituten  gieng  damals  auf  derartige 
Anregungen  ein. 

Bei  der  Aussichtslosigkeit  weiterer  Versuche  in  der  gedachten  Richtung 
und  bei  der  Unwahrscheinlichkeit,  die  Vorlage  in  ihrer  ursprünglichen  Form 
im  Plenum  des  Reichstages  durchzubringen,  wurde  der  Entwurf  des  Post- 
sparcassengesetzes  zurückgezogen.  Eine  Erneuerung  der  Vorlage  erfolgte 
bisher  nicht,  wofür  insbesondere  auch  der  Umstand  maassgebend  sein 
mochte,  dass  das  Reich  durch  Einführung  und  Ausbildung  verschiedener 
Gebiete  des  socialen  Versicherungswesens  voll  in  Anspruch  genommen  war ; 
bei  der  Durchführung  wirkte  ja  auch  die  Postanstalt  in  ausgedehntem 
Maasse  mit. 

Wohl  hat  während  des  letzten  Jahrzehntes  in  Deutschland  das  Privat- 
sparcassenwessen  infolge  Errichtung  neuer  Institute  und  Gründung  von 
Schul-,  Fabriks-  und  Berufssparcassen,  soAvie  infolge  des  Zugeständnisses 
der  Uebertragbarkeit  des  Guthabens  von  einer  Sparcasse  in  die  andere 
grössere  Ausdehnung  gewonnen,  doch  ergibt  sich  auch  bei  dem  heutigen 
Stande  das  Bedürfnis  zu  weiterer  Popularisierung  der  deutschen  Sparcassen- 
einrichtungen,  und  könnte  selbe  durch  Einführung  der  anderwärts  überall 
bewährten  Postsparcassen,  ohne  die  Wirksamkeit  der  Privatinstitute  zu 
beeinträchtigen,  eri eicht  werden. 

Die  Discussion  gelegentlich  der  Gründung  eines  Postcheckinstitutes 
bot  Gelegenheit,  auf  die  Frage  der  Einführung  des  Postsparverkehrs  zurück- 
zukommen. Doch  zeigten  die  hiebei  zu  Tage  tretenden  Anschauungen,  dass 
für  die  Activierung  eines  solchen  Verkehres  in  Deutschland  die  Verhältnisse 
derzeit  nicht  günstig  sind. 


Fragt  man  nach  den  Erfolgen  der  ausländischen  Postsparcassen,  so 
können  dieselben  allerorts  als  günstig,  dem  Stande  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung entsprechend  bezeichnet  Averden. 
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Als  Vermittlungsstellen  für  die  Ausübung  des  Postsparcassendienstes 
fungierten  mit  Sctiluss  der  letztausgewiesenen  Gebarungsperiode : 

es  entfiel  sohin  eine 
Postämter  Sammelstelle  auf 

[J  Kilometer        Einwohner 

in  England  (1897) 12212  25-8  3244 

,  Belgien  (1897) 873  33-7  7343 

„  Italien  (1897) 4763  60'2  6569 

„  Finnland  (1895) 694  538-3  3642 

,  den  Niederlanden  (1897)    .    .  1288  25-6  3773 

,  Frankreich  (1897) 7416  72-3  5194 

,  Schweden  (1896) 2312  195'0  2108 

,  Ungarn  (1897) 4125  78-9  4446    ' 

,  Kussland  (1897) 4200  1164-0  21717 

Die  Zahl  der  Spareinleger  und  deren  Verhältnis  zur  Bevölkerungsziffer 
stellt  sich  folgendermaassen : 

Es  existierten  in 

England     .    .    .  7,239.761  Spareinleger,  d.  i.  18-4  Troc.  aller  Einwohner 

Belgien  ....  1,377.643  „  ,  21-0  , 

Italien    ....  3,013.004  „  ,  9-6  ,  „ 

Finnland    .    .    .  21.145  „  „  0-8  ,  „ 

den  Niederlanden  627.409  „  „  12-7  „  „             , 

Frankreich      .    .  2,892.476  ,  „  7-5  „  „ 

Schweden  .    .    .  503.671  ,  ,  10-2  „ 

Ungarn  ....  314,371  „  ,  1-7  ,  , 

Kussland    .    .    .  2,159.878  „  „  2-4  „  „ 

Für   Rechnung  der  Einleger   im   Sparverkelire    wurden  im  Laufe   des 
letzten  Geschäftsjahres  vollzogen : 

Einlagen  Rückzahlungen 

Anzahl    .  ^'^'^S  Anzahl    .  ^etrag 

m  lausenden  in  lausenden 

in  England     .    .    .  13,012.935       35.757^  4,670.483       30.624^ 

„Belgien     .    .    .  2,639.824  287.691  Frcs.  716.798  249.815  Eres. 

„   Italien    ....  2,702.844  318.666  Lire  1,879.379  275.418  Lire. 

„   Finnland    ...  —                —  —                — 

„   den  Niederlanden  976.435       31.736  Gldn.  378.154       24.407Gldn. 

„   Frankreich     .    .  2,944.685  366.699  Frcs.  1,400.957  237.393  Frcs. 

„   Schweden.    .    .  539.283       19.830 Kr.  139.949       13.157 Kr. 

„   Ungarn  ....  690.208       10.643  fl.  312.161       10.659  fl. 

„   Russland   ...  —  250.836  Rbl.  —  209.330  Rbl. 

Die  Gesararatguthabungen,  welche  für  die  Einleger  bei  den  Postspar- 
cassen  erlagen,  beliefen  sich  incl.  der  capitalisierten  Zinsen  in 


248  Leth. 

Tausenden 
der  Münzeinheit 

England 123.144  £ 

Belgien 548.881  Frcs. 

Italien      536.640  Lire 

Finnland — 

den  Niederlanden    .    .    .        61.946  Holl.  Gulden 

Frankreich 844.208  Frcs. 

Schweden 56.407  Kronen 

Ungarn 12.185  fl. 

Kussland      409.430  ßubel 

Diese  Ziffern  genügen  wohl,  um  den  Umfang  des  Postsparcassenwesens 
darzuthun.  Ein  Guthabensbetrag  von  nahezu  6000  Millionen  Kronen,  welcher 
das  Ersparnis  von  20  Millionen  Personen  aus  den  minder  bemittelten  Kreisen 
der  Bevölkerung  bildet,  ist  ein  alle  Erwartungen  tibertreffendes  Kesultat.  In 
ihrer  vollen  Bedeutung  aber  erscheint  die  Institution  der  Postsparcassen  erst, 
wenn  man  die  vielfachen  Beziehungen  in  Betracht  zieht,  welche  selbe  mit 
allen  Zweigen  der  Volkswirtschaft  sowohl  in  ihren  Activ-  als  auch  Passiv- 
geschäften verbinden.  Um  diesbezüglich  den  Ueberblick  zu  erleichtern  und 
die  Grundlage  für  die  systematische  Darstellung  der  im  Vordergrund  der 
Discussion  stehenden  Materien  der  Postsparcassenfrage  zu  gewinnen,  dürfte 
es  zweckmässig  sein,  zunächst  den  Einfluss  zu  erörte-rn,  welchen  einzelne 
auswärtige  Staaten  auf  das  Postsparcassenwesen  und  seine  Entwicklung 
genommen  haben. 

In  solcher  Beziehung  kommt  vor  allem  England  in  Betracht,  woselbst 
die  Idee  der  Postsparcasse  zuerst  entstand  und  auch  verwirklicht  wurde. 
Für  sie  trat  Whitbread  1807  ein,  als  er  seinen  Entwurf  eines  „Gesetzes 
zur  Förderung  und  Hebung  des  Gewerbefleisses  unter  der  arbeitenden  Classe 
der  Bevölkerung,  sowie  zur  Hilfeleistung  für  Hilfsbedürftige"  dem  Unterhause 
zur  Annahme  empfahl.  Sein  Vorschlag  gieng  auf  Gründung  eines  grossen 
bankähnlichen  Volksinstitutes,  das  ausschliesslich  dem  Nutzen  und  Vortheile 
der  arbeitenden  Classe  dienen  sollte.  Einlagen  wären  nur  Personen  zu 
gestatten,  welche  nachweisbar  hauptsächlich  oder  lediglich  auf  ihren  Wochen- 
lohn beschränkt  seien.  Die  Maximalhöhe  der  Einlagen  wurde  mit  5  Pf.  Sterl., 
jene  des  Gesammtguthabens  mit  200  Pf  Sterl.  projectiert.  Das  Einlagecapital 
sollte  in  Staatspapieren  durch  den  Commissär  des  Armenfondes  veranlagt, 
der  Zinsenertrag  den  Einlegern  zugewendet  werden.  Als  Vermittlungsstellen 
waren  die  Postämter  in  Aussicht  genommen,  die  eine  separate  Vergütung 
(1  Shilling  für  1  Pf.  Sterl.)  zu  erhalten  hätten.  Ausser  den  Ersparnissen  sollten 
die  Commissäre  der  Armenfonde  auch  Anmeldungen  auf  Leibrenten  und 
Lebensversicherungen  entgegennehmen. 

Der  Gesetzesentwurf  theilte  das  Schicksal  so  manch  anderer  in  das 
Volksleben  tief  einschneidenden  Idee.  Er  wurde  abgelehnt  und  musste  ein 
halbes  Jahrhundert  vorübergehen,  bis  der  von  Whitbread  angeregte 
Gedanke  Verwirklichung   fand.     Erst    dem  Abgeordneten   Sikes  gelang  es 
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1859,  den  Schatzkanzler  Gladstone  und  den  Scliatzsecretär  dev  Postanstalt 
Hill  für  die  Idee  der  Postsparcasse  zu  gewinnen.  Bald  darauf  (8.  Februar  1861) 
wurde  von  der  Kegierung  ein  diesbezüglicher  Gesetzentwurf  im  Parlamente 
eingebracht  und  erhielt  als  Post  office  savings  bank  bill  am  17.  Mai  1861 
Gesetzeskraft. 

Nach  diesem  Gesetze  bildet  die  Post  office  savings  bank  einen  Zweig 
des  Postressorts.  Sie  verwaltet  unter  Gewähr  des  Staates  die  durch  die 
Postämter  gesammelten  Einlagen  und  veranlasst  über  Begehren  der  Interessenten 
deren  Rückzahlung.  Ihr  obliegt  die  Controle  über  den  gesammten  Sparcasen- 
dienst  bei  den  Postanstalten.  Dieser  umfasst  Einlage,  Kündigung  und  Rück- 
zahlung. Die  bei  irgend  einem  Postamte  bewerkstelligten  Einlagen  können 
bei  jedem  mit  dem  Postsparcassendienste  betrauten  Postamte  zurückgezahlt 
werden  (Gross  entry).  Alle  Conti  werden  bei  der  Centralstelle  in  London 
geführt,  und  sämmtliche  Gelder  den  Hauptpostämtern  und  von  diesen  dem 
Centratamte  übermittelt.  Für  die  Einlage  besteht  eine  Minimal-  und  Maximal- 
grenze ;  ebenso  für  die  Verzinsung.  Bei  Ueberschreitung  des  zulässigen 
Maximalbetrages  hört  die  Verzinsung  auf,  und  erfolgt  die  Umwandlung  des 
Barguthabens  in  Staatspapiere,  falls  der  Einleger  den  Ueberschuss  über  Auf- 
forderung nicht  reduciert. 

Jeder  Einleger  darf  nur  ein  EinlagebQchel  besitzen,  widrigenfalls  er 
das  Capital  der  übrigen  Büchel  verliert.  Ein  solches  lautet  auf  den  Einleger, 
und  es  erfolgt  die  Rückzahlung  nur  an  ihn,  seinen  Rechtsnachfolger  und  einen 
Bevollmächtigten.  Beschlagnahme  des  Einlagebücheis  oder  Verbot  auf  das- 
selbe ist  gesetzlich  ausgeschlossen.  Mittheilungen  über  die  Person  der 
Einleger  und  den  Stand  der  Einlagen  dürfen  an  niemanden  gemacht  werden. 
Der  Zinsenüberschuss  gehört  dem  Staate.  Die  Veranlagung  erfolgt  in  Staats- 
titres  oder  in  vom  Staate  garantierten  Werten.  Zu  diesem  Zwecke  wird  das 
ganze  Guthaben  der  Commission  for  the  reduction  of  the  National  debt 
überwiesen.  Der  Correspondenz  mit  den  Einlegern  ist  die  Portofreiheit  zu- 
gestanden. 

Die  Post  office  savings  bank  unterliegt  der  Controle  des  Staats- 
rechnungshofes ;  sie  hat  monatlich  einen  Geschäftsausweis  zu  veröffentlichen. 
Der  jährliche  Rechnungsabschluss  wird  dem  Parlamente  mit  einem  Rechen- 
schaftsberichte vorgelegt. 

Während  des  mehr  als  37jährigen  Bestandes  hat  sich  das  System 
bei  der  englischen  Postsparcasse  bewährt  und  bildet  ungeachtet  der  in 
diesem  Zeiträume  eingetretenen  grossartigen  Steigerung  der  Agenden  auch 
heute  noch  die  Basis  für  deren  Wirken.  Auch  in  den  anderen  Staaten 
diente  es  als  Vorbild  für  die  Organisation  der  Postsparcassen,  und  es  finden 
sich  dessen  Principien  mit  den  durch  die  speciellen  Landesverhältnisse 
bedingten,  doch  das  Wesen  nicht  berührenden,  mehr  manipulativen  Ab- 
weichungen bei  allen  Postsparcassen  wieder. 

Auch  in  der  Weiterentwicklung  verdankt  das  Postsparcassenwesen  dem 
britischen  Reiche  verschiedene  wertvolle  Neuerungen.  Die  wichtigsten  sind : 
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a)  die  im  September  1880  eingeführten  Postsparkarten  (Sparmarken),  ^) 
welche  den  Wünschen  jener  Rechnung  trugen,  die  eine  Herabsetzung  des 
vom  Parlamente  fixierten  Minimums   der  Einlage  per   1  Shilling  fordert'^'n; 

b)  zufolge  des  Gesetzes  vom  Jahre  1887  Erleichterungen  bei  Gut- 
habensübertragungen von  einem  Conto  auf  ein  anderes  und  bei  Kündigungen 
von  Gutiiabungen  verstorbener  Einleger.  Nach  den  bezüglichen  Vorschriften 
kann  der  Generalpostraeister  derartige  Guthaben,  und  zwar  in  der  Regel  bis 
zum  Höchstbetrage  von  100  Pf.  Sterl.,  falls  ein  Testament  oder  die  Ver- 
lassenschaftsdocumente  nicht  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  vorgelegt  werden, 
nacli  eigenem  Ermessen  an  nachstehend  angeführte  Personen  ausfolgen 
lassen,  und  zwar  an  Personen,  welche  die  Leichenkosten  bestritten  haben, 
Gläubiger,  Witwen,  an  Testamentsvollstrecker  oder  Verlassenschaftsverwalter, 
Hospitäler,  an  Personen,  welche  die  Kinder  des  Erblassers  verpflegen  etc.* 
Im  allgemeinen  soll  der  Generalpostmeister  hiebei  auf  die  gesetzlichen  Vor- 
scliril'ten  über  die  Intestaterbfolge  Rücksicht  nehmen.  Doch  kann  er,  falls 
deren  Anwendung  Unbilligkeiten  oder  Beschwerden  zur  Folge  haben  würde, 
die  Auszahlung  auch  in  einer  mit  den  bestehenden  Erbgesetzen  nicht  über- 
einstimmenden Weise  vornehmen.  Die  Empfangsbestätigung  einer  der 
erwähnten  Personen  dient  zur  vollen  Entlastung  der  Postverwaltung; 

c)  Vorschriften  über  die  Beilegung  von  Streitigkeiten  hinsichtlich  der 
Guthaben  von  Einlegern,  Avelche  ohne  letztwillige  Anordnung  gestorben  sind. 
Die  schliessliche  Entscheidung  steht  in  solchen  Fällen  dem  Registrator  der 
Friendly  societies  zu,  wodurch  den  Parteien  Kosten  und  Verzögerungen 
durch  einen  Process  erspart  bleiben; 

d)  die  Zulassung  von  Widmungen  (nominations)  für  den  Todesfall  bei 
Einlagen  bis  100  Pf.  Sterl.  mit  der  Wirkung,  dass  sie  einer  testamentarischen 
Verfügung  gleichgehalten  werden  (Regulativ  vom  Jahre  1888).  Hiernach 
kann  jeder  Einleger  von  16  Jahren  oder  darüber  Personen  nominieren, 
welchen  bei  seinem  Tode  Beträge  seines  Guthabens  zugewendet  werden  sollen. 
Bei  Guthabungen  bis  100  Pf.  Sterl.  werden  an  alle  Personen,  welche  in 
einer  vom  Einleger  ausgehenden,  zur  Zeit  des  Todes  noch  in  Kraft  bestehenden 
Widmung  benannt  sind,  die  darin  angeführten  Beträge  ausbezahlt.  Ueber- 
schreitet  jedoch  das  Guthaben  100  Pf.  Sterl.,  so  ist  die  Widmung  hinsichtlich 
des  100  Pf.  Sterl.  nicht  übersteigenden  Betrages  als  ein  rechtsgiltiges 
Testament  zu  betrachten.  In  solchem  Falle  darf  die  Widmung  nicht  als 
ungiltig  angesehen  werden,  weil  der  Einleger  bei  Ausfertigung  noch  minder- 
jährig war.  Der  Postmeister  kann  auch  dann  die  Beträge,  welche  100  Pf.  Sterl. 
nicht  übersteigen,  ohne  Rücksicht  auf  ein  Testament  oder  Nachweise  der 
Verlassenschaftsverwaltung,  den  Bestimmungen  der  Widmung  entsprechend, 
auszahlen. 


1)  Die  Idee  der  Sparmarken,  1874  von  Charles  Dibdin  zuerst  geäussert,  fand 
auf  dem  internationalen  Congres  de  prevoyance  in  Paris  überaus  günstige  Beurtheilung. 
Zunächst  wurde  die  Einführung  dieses  Sparmittels  im  niederländischen  Postsparcassengesetz 
vom  Jahre  1880  —  §  21-  —  vorgesehen.  Letzteres  trat  jedoch  erst  im  April  1884  in  Wirk- 
samkeit und  gebürt  daher  der  englischen  Postsparcasse  bei  der  Verwirklichung  die  Priorität. 
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Weiters  hat  die  englische  Postsparcasse  durch  specielle,  den  Lebens- 
verhältnissen der  Arbeiter  Rechnung  tragende  Einrichtungen  für  den  Ausbau 
des  Postgparcassenwesens  gewirkt.  Mannigfache  Vorkehrungen  sind  bei  ihr 
entstanden,  welche  dahin  abzielen,  für  diese  Kreise  die  Gelegenheit  zur 
Einlage  erübrigter  Beträge  zu  erhöhen,  so  das  Abholen  von  Ersparnissen  in 
Fabriken  seitens  der  Postorgane,  die  Entsendung  eigener  Beamten  an  Orte, 
an  welchen  Arbeiter  zusammenströmen,  bei  Eisenbahnbauten  etc. 

Endlich  wurde  in  England  auch  zur  Angliederun g  der  facultativen 
Volksversicherung  an  den  Betrieb  der  Postsparcassen  der  Anstoss  gegeben. 
Als  mit  dem  eigentlichen  Sparwesen  nicht  unmittelbar  zusammenhängend 
wird  dieser  Geschäftszweig  in  einem  späteren  Abschnitte  behandelt. 

*  * 

* 

Ausserordentlich  fruchtbar  an  neuen,  das  System  des  Sparcassenwesens 
ausgestaltenden  Einführungen  Avar  Belgien.  Der  dort  wirkenden  Caisse 
generale  d'epargne  et  de  retraite  ist  es,  wie  oben  berührt,  gelungen,  die  aus 
England  stammende  und  daselbst  zuerst  verwirklichte  Idee  der  Postsparcassen 
nach  verschiedenen  Richtungen  zu  erweitern  und  zu  vervollkommnen. 

Zunächst  verdienen  jene  Bestrebungen  Erwähnung,  welche  auf  möglichste 
Verallgemeinung  des  Spargedankens  unter  der  Bevölkerung  abzielen.  In 
dieser  Beziehung  verweisen  wir  auf  die  Schulsparcassen,^)  mit  denen  Belgien 
1861  die  ersten  Versuche  machte;  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  des 
,Livret  general",  welche  von  einem  Advocaten  in  Mons  (Em.  Bourlard) 
lebhaft  propagiert  und  seit  1897  in  vielen  Städten  und  Gemeinden  bereits 
verwirklicht  ist.  Die  Bedeutung  dieser  Einführung  ist  wegen  der  Kürze  der 
Zeit  wohl  noch  nicht  abzuschätzen,  sie  scheint  aber  geeignet,  alle  bisherigen 
Bemühungen  um  die  Popularisierung  des  Sparens  und  Steigerung  des  Triebes 
hiezu  in  ihrer  Tragweite  zu  übertreffen.  Es  handelt  sich  hiebei  um  die  Idee, 
jedes  neugeborene  Kind  nach  der  Geburt  sofort  mit  einem  Sparcassenbuch 
zu  betheilen.  Die  hiefür  nothwendigen  Geldmittel  stammen  aus  verschiedenen 
Quellen,  und  zwar  aus  besonderen  Subscriptionen,  Geschenken,  Communal- 
cassendotationen  etc.  etc.  Der  Vorgang  bei  Ausstellung  solcher  Einlage- 
büchel  (livrets  generaux)  ist  folgender: 

Jede  Woche  verfassen  alle  Standesämter  Listen  über  die  Neugeborenen, 
in  welchen  der  Name  und  Vorname  des  Kindes  und  dessen  Geburtsdatum, 
sowie  der  Name  und  Wohnort  der  Eltern  verzeichnet  ist.  Diese  Liste  wird 
unverweilt  der*  Postanstalt  unter  Beigabe  von  je  1  Frc.  für  jedes  neu- 
geborene Kind  zugestellt,  welches  die  Ausfertigung  der  Büchel  besorgt  und 
letztere  den  Gemeinden  behufs  Einhändigung  an  die  Eltern  übergibt.  Der- 
artige Einlagebüchel  sind  auf  dem  ersten  Blatte  mit  der  Bezeichnung: 
„Reserviertes  Guthaben  ;  das  Saldo  dieses  Bücheis  kann  zu  Lebzeiten  des 
Einlegers  nicht  unter  1  Prc.  reduciert  werden"  zu  versehen. 

Die  mit  dieser  Einrichtung  bisher  gemachten  Erfahrungen  sind  äusserst 
günstig.     Selbst  besser   situierte   Eltern  nehmen   die   Büchel    ohne  Zögern 

1)  Seite  269. 
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in  dem  Gedanken,    damit    ihre  moralische    Unterstützung   einer   von   ilmen 
gebilligten  Neuerung  zu  gewähren. 

"Weiters  war  es  die  Veranlagung  der  Guthabensbeträge,  welche  dem 
belgischen  Institute  zur  Fortbildung  der  Postsparcasseneinrichtungen  Anlass 
bot.  Durch  Verwendung  der  Fonde  auch  zu  anderen  Zwecken  als  zum 
Ankaufe  von  Staatspapieren  fand  das  Wirken  der  Caisse  generale  d'epargne 
eine  bedeutungsvolle  Erweiterung.  Zu  der  durch  die  Sparsamkeit  hervor- 
gerufenen Besserung  der  Lebensverhältnisse  zahlreicher  Familien  und  zu  der 
infolge  des  Kentenankaufes  bewirkten  Hebung  des  Staatscredites  trat  die 
Kückwirkung  einer  den  allgemeinen  Verkehr  belebenden  Creditgewährung. 
Hiebei  kam  wenigstens  theilweise  der  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  die 
Postsparcassengelder  eben  jenen  Kreisen  Vortheil  bringen  sollen,  aus  welchen 
sie  herrühren.  Vorwiegend  sind  dies  der  kleine  Capitalist  und  Gewerbsmann, 
der  Landwirt  und  endlich  der  Arbeiter.  Und  so  bestehen  denn  bei  der 
Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  Einrichtungen,  welche  vornehmlich 
die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Interessen  all  dieser  Kategorien  bezwecken. 

Schon  bei  Gründung  der  Gasse  ist  für  das  Creditbedürfnis  der  kleineren 
Capitalisten  und  Gewerbetreibenden  vorgesorgt  worden.  Diesem  Zwecke  dient 
das  Escompte-  und  Lombardgeschäft,  welch'  beide  Geschäftszweige  von  der 
Caisse  d'epargne  mit  günstigem  Erfolge  gepflegt  werden.  Der  Stand  des 
Portefeuilles  belief  sich  Ende  1898  auf  61  Mill.  Frcs.,  jener  der  Lombard- 
darlehen auf  42"9  Mill.  Frcs.  Hierunter  befinden  sich  zahlreiche  kleine 
Beträge.  Besonders  zweckentsprechend  hat  sich  das  Lombardgeschäft  dadurch 
erwiesen,  dass  es  dem  Einleger  die  Erhaltung  seiner  in  Effecten  veranlagten 
Ersparnisse  begünstigt  und,  indem  es  deren  Kealisierung  bei  momentanem 
Geldbedarfe  vermeiden  lässt,  im  Sinne  jener  Tendenz  wirkt,  welche  der 
Förderung  der  Sparsamkeit  überhaupt  zu  Grunde  liegt. 

Gleich  beachtenswerte  Versuche  finden  sich  in  Belgien,  die  Gelder  der 
Postsparcasse  den  Bedürfnissen  der  Landwirtschaft  zuzuführen.  Das  Gesetz 
vom  15.  April  1884  ermächtigt  die  Caisse  generale,  einen  Theil  ihrer  dis- 
poniblen Fonde  in  Darlehen  an  Landwirte  zu  veranlagen.  Als  Mittelglieder 
dienen  hiebei  „comptoirs  agricoles".  Diese,  unter  der  Form  von  Collectiv- 
genossenschaften  gegründet,  sind  berufen,  bei  der  Aufnahme  und  Kück- 
zahlung  der  Darlehen^)  mitzuwirken  und  haften  solidarisch  für  die  Erfüllung 
der  von  ihren  Mitgliedern  übernommenen  Verpflichtungen.  Befindet  sich 
am  Sitze  des  Comptoirs  ein  Eegistrier-Bureau,  so  können  sie  die  Mitwirkung 
des    Eegistrators   bei    den    auf  die  Darlehen   Bezug  habenden  Schriften  in 


n 


1)  Hat  das  Comptoir  ein  Darlehen  befürwortet,  so  wird  die  Sparcasse  unter  Vor- 
lage des  Sitzungspro tokoUes,  aus  welchem  die  einstimmige  Beschlussfassung  hervorgehen 
rauss,  hieven  verständigt.  Im  Falle  der  Bewilligung  des  Vorschusses  durch  die  Caisse 
generale  sendet  letztere  dem  Comptoir  zwei  Parien  der  Schuldurkunde  zur  Fertigung 
durch  den  Hauptschuldner  und  eventuell  auch  durch  seine  Frau.  Diese  Documente  werden 
alsdann  dem  Eegistrator  zur  Durchführung  der  Kegistrierung  und  Eintragung  in  einem 
besonderen  Vormerk  über  die  agricolen  Privilegien  übermittelt.  Nach  erfolgter  Auszahlung 
müssen  beide  Ausfertigungen  an  die  Staatssparcasse  zurückgelangen.  Vierzehn  Tage  vor 
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Anspruch  nehmen.  Der  Zinsfuss  für  die  unter  Vermittlung  von  Comptoirs 
aufgenommenen  Darlehen  beträgt  einschliesslich  der  den  Comptoirs  zu 
leistenden  Vergütungen  für  Summen  bis  10.000  Frcs.  3-5  Proc,  darüber 
hinaus  3-75  Proc.  Die  Vergütung  an  die  Comptoirs  ist  mit  einem  Fünftel 
des  Keingewinnes  bemessen. 

Mit  der  Gründung  solcher  Comptoirs  beabsichtigte  die  Gesetzgebung 
das  Entstehen  localer  Creditassociationen  nach  dem  Muster  der  in  anderen 
Staaten  (Deutschland,  Italien  etc.)  eingeführten  Organisationen  zu  begünstigen. 
Bis  Ende  1898  wurden  im  ganzen  1028  Darlehen  per  7*6  Millionen  Frcs. 
gewährt.  Der  Stand  der  Darlehen  nach  Abzug  der  Kückzahlungen  betrug 
mit  Schluss  des  letzten  Geschäftsjahres  4*3  Mill.  Frcs. 

Eine  Erweiterung  fand  dieser  Geschäftszweig  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Juni  1894.  Dieses  gestattete,  dass  auch  an  ländliche  Creditgenossen- 
schaften  (Societes  cooperatives  de  credit  agricole)  Darlehen  bewilligt  werden 
dürfen.  Den  Quittungen  und  Schuldurkunden  wurden  besondere  Stempel- 
begünstigungen eingeräumt.  Die  Maximalsumme  der  Darlehen  an  ländliche 
Creditgenossenschaften,  welche  ihre  Statuten  nach  den  Forderungen  der 
Verwaltung  der  Caisse  d'epargne  umgestalten  und  sich  der  Controle  der 
letzteren  unterwerfen^  ist  auf  100.000  Pres,  festgesetzt.  Der  höchste  bis 
31.  December  1898  bewilligte  Credit  betrug  jedoch  nur  26.000  Frcs.  An 
Zinsen  sind  37,^  Proc.  zu  zahlen.  Zur  Abwicklung  der  Gebarung  mit  den 
Genossenschaften  ist  ein  Conto  corrente -Verkehr  bei  allen  Steuereiuhebungs- 
bureaus  eingeführt.  Das  „conte  crediteur"  gestattet  den  Societäten,  bei  der 
Sparcasse  jederzeit  rückzahlbare  Einlagen  zu  machen,  das  „conte  debiteur", 
den  von  der  Sparcasse  eröffneten  Credit  zu  realisieren. 

Bei  der  Kürze  der  Zeit,  welche  seit  Inslebentreten  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1894  verstrichen  ist,  konnte  sich  die  Wirkung  der  erweiterten 
Bestimmungen  bisher  noch  nicht  in  vollem  Maasse  zeigen.  Doch  ist 
während  des  abgelaufenen  Jahres  in  der  Benützung  ein  bedeutender  Auf- 
schwung zu  constatieren,  welcher  für  die  Zukunft  günstige  Resultate  erwarten 
lässt.  Ende  1898  betrug  die  Zahl  der  mit  der  Caisse  generale  in  Verbindung 
stehenden  ländlichen  Creditgenossenschaften  204  (gegen  165  im  Jahre  1897) ; 
für  150  Institute  bestanden  bei  der  Caisse  generale  Depots  per  1,839.575  Frcs. 
und  für  58  Genossenschaften  Credite  im  bewilligten  Höchstbetrage  von 
rund  215.000  Frcs. 

Die  ausgewiesenen  Beträge  sind  nicht  die  einzigen,  welche  die  Spar- 
casse der  Landwirtschaft  zuwendet.  Unter  den  Effecten  des  Portefeuilles 
befinden  sich  zahlreiche  mit  agricolem  Charakter.  Annäherungsweise  beträgt 

jeder  Fälligkeit  avisiert  das  Coinptoir  den  Schuldner  über  den  Tag  und  die  Höhe  des 
rückzuzahlenden  Betrages.  Wird  die  Zahlung  unterlassen,  so  erliält  das  Coinptoir  am 
nächstfolgenden  Tage  die  Verständigung,  worauf  es  die  fällige  Summe  gegen  Empfang- 
nahme einer  auf  den  Namen  des  Schuldners  lautenden  Quittung  begleicht  und  seinerseits 
die  zur  Schadloshaltung  erforderlichen  Maassnahmen  einleitet.  In  dieser  Beziehung  steht 
ihm  insbesondere  das  Eecht  zu,  vom  Anwesen  weggeschaffte  Mobilien  innerhalb  40  Tagen 
7,u  vindicieren. 
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die  Zahl  der  Papiere,  welche  aus  ländlichen  Creditoperationen  herrühren,  im 
Durchschnitte  1,000.000  Frcs. 

Eine  Weiterausgestaltung  der  Creditgewährung  an  die  Landwirtschaft 
wird  in  Belgien  nicht  bloss  von  allgemein  wirtschaftlichem,  sondern  auch 
vom  Standpunkte  der  Sparcassengebarung  intendiert.  Abgesehen  von  dem 
Gewinne,  welcher  zufolge  des  Unterschiedes  zwischen  dem  Zinsfusse  solcher 
Darlehen  und  jenem  der  Einlagen  für  die  Caisse  generale  erwächst,  können 
derartige  Beziehungen  mit^den  Landleuten  auf  den  Einlagenstand  nur  günstig 
einwirken.  Die  Summen,  welche  der  Landwirtschaft  in  Form  von  Darlehen 
zugeführt  werden,  fliessen  im  weiteren  Kreislaufe  als  Ersparnisse  wieder 
zurück  und  tragen  dazu  bei,  die  Erkenntnis  von  den  Vortheilen  der  Spar- 
samkeit auch  in  ländlichen  Kreisen  zu  verallgemeinen. 

Dem  Creditbedürfnisse  der  Arbeiterschaft  wurde  die  Caisse  generale 
d'epargne  et  de  retraite  in  Belgien  auf  einem  Gebiete  dienstbar  gemacht, 
dessen  Wichtigkeit  für  die  socialen  Verhältnisse  im  allgemeinen  schon  gegen- 
wärtig mehr  und  mehr  erkannt  wird.  Es  ist  nämlich  durch  Art.  5  des  Gesetzes 
vom  8.  September  1889  die  Caisse  generale  autorisiert,  einen  Theil  ihrer 
disponiblen  Fonds  für  Darlehen  zur  Erbauung  und  zum  Ankaufe  von  Arbeiter- 
häusern zu  verwenden.  Als  solche  gelten  in  erster  Linie  Immobilien,  welche 
für  Arbeiter  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  bestimmt  sind,  d.  i.  für 
Personen,  die  von  ihrem  aus  der  Hände  Arbeit  fliessenden  Verdienste  den 
Lebensunterhalt  gewinnen.  Zur  Entwicklung  und  Förderung  der  Sache 
schien  es  aber  zweckdienlich,  bei  Neubauten  von  dem  Lebensberufe  des 
ein  Darlehen  aufnehmenden  Erbauers  abzusehen  und  nur  die  Forderung  zu 
stellen,  dass  das  Bauobject  den  Charakter  eines  Arbeiterhauses  trage  und 
von  dem  Bauführer  selbst  bewohnt  werden  soll.  Zur  Wahrung  dieses 
Charakters  wurde  festgesetzt,  dass,  abgesehen  von  Grosstädten,  der  Preis 
eines  Hauses  incl.  des  Grundes  den  Betrag  von  5500  Frcs.  nicht  übersteige 
und  dass  in  der  Kegel  kein  Darlehen  über  5000  Frcs.  gewährt  werden  dürfe. 
Handelt  es  sich  aber  um  ein  Darlehen  zur  Erwerbung  eines  bereits  bestehenden 
Arbeiterhauses,  so  bleibt  das  Darlehen  lediglich  auf  Arbeiter  und  in  die 
gleiche  Kategorie  fallende  Personen  beschränkt. 

Die  Caisse  generale  tritt  in  derlei  Fällen  mit  dem  Erbauer  oder 
Käufer  des  Hauses  nicht  in  directen  Verkehr.  Ein  solcher  wendet  sich 
vielmehr  an  eine  „Societe  de  credit",  welche  als  verantwortliches  Zwischen- 
glied zwischen  ihm  und  der  Sparcasse  fungiert. 

Neben  den  erwähnten  Societäten  bestehen  auch  Baugenossenschaften 
(Societes  de  construction).  Dieselben  beschäftigen  sich  mit  dem  Bau,  Ankauf 
und  Barverkauf  oder  Vermieten  von  Arbeiterhäiisern.  In  vielen  Orten 
werden  sie  bloss  temporär  zu  dem  alleinigen  Zweck  ins  Leben  gerufen,  um 
zu  besonders  günstigen  Bedingungen  erhältliche  Gründe  zu  kaufen,  auf  den- 
selben zu  bauen  und  die  Häuser  sodaim  unter  Intervention  von  „Societes 
de  credit"   an  Arbeiter  weiter  zu  veräussern. 

Letzteren  —  den  Societes  de  credit  —  fällt  bei  solchen  Transactionen 
die  finanzielle  Durchführung  zu.  Ihr  alleiniges  Ziel  ist  es,  die  zur  Erbauung 
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bezw.  Erwerbung  der  Häuser  erforderlichen  Darlehen  gegen  periodisclie 
Kiickzahlung  zu  vermitteln.  Der  Besitz  von  Liegenschaften  ist  ihnen  nicht 
gestattet.  Zur  Sicherung  der  Rückzahlung  wird  gefordert,  dass  das  Darlehen 
zu  Gunsten  der  Genossenschaft  hypotheciert  werden  müsse  und  den  Betrag 
von  7io  des  Immobilienwertes  nicht  übersteigen  dürfe.  Durch  letztere  Be- 
stimmung ergibt  sich  ein  gewisser  Spielraum  für  die  Deckung  der  Kosten, 
welche  durch  Zwangsverkauf  oder  sonstigem  Rückerwerb   entstehen  können. 

um  auch  solchen  Personen,  welche  den  zehnten  Theil  des  Gebäude- 
wertes aufzubringen  nicht  imstande  sind,  daher  kein  Darlehen  erlangen 
können,  die  Erwerbung  einer  Realität  zu  ermöglichen,  hat  die  Caisse  generale 
die  erörterte  Einrichtung  mit  einer  Versicherung  (assurance  mixte)  in  Ver- 
bindung gebracht.  In  diesem  Falle  überlässt  die  Societe  immobiliere  dem- 
jenigen, der  ein  Arbeiterhaus  erwerben  will,  letzteres  mietweise  mit  der 
Zusage  des  seinerzeitigen  Verkaufes  unter  der  Bedingung,  dass  der  Ueber- 
nehmer  gleichzeitig  eine  assurance  mixte  eingehe.  Bei  letzterer  wird  das 
Capital  am  Ende  der  Contractsdauer  oder  bei  früherem  Tode  des  Versicherten 
mit  dem  Zeitpunkte  des  Ablebens  fällig.  Der  Rückkauf  der  Polizze  zu  dem 
jeweiligen  Capitalswerte  ist  jederzeit  zulässig. 

Sobald  der  Rückkaufswert  der  Polizze  dem  zehnten  Theil  des  Haus- 
wertes gleichkommt,  kann  die  Societe  de  construction  die  Polizze  realisieren 
und  gegen  Erlag  des  erhaltenen  Betrages  unter  obigen  Bedingungen  ein 
Darlehen  in  der  Höhe  von  '7io  ^^^'  Kaufsumme  bei  einer  Societe  de  credit 
erlangen.  Auf  diese  Weise  geht  das  Haus  sofort  in  das  unbeschränkte 
Eigenthum  des  Käufers  über. 

In  dieser  Form  bildet  die  assurance  mixte  ein  wichtiges  Mittel,  um  die 
Erwerbung  von  Arbeiterhäusern  zu  erleichtern,  zumal  die  Tarife  massig  sind.  ^) 

')  Bei  Berechnung  der  Prämien  wurden  zugrunde  gelegt: 

1.  3  Proc.  Interessen  per  Jahr; 

2.  die  Mortalitätstafel  publiciert  von  William  F  arr  1864  (English  Life  Table  Nr.  3); 

3.  ein  Kegiekostenbeitrag  von  3  Proc,  welcher  der  Caisse  d'epargne  als  Ersatz  der 
Kosten  für  die  Versicherungsagenden  jeweils  mit  Jahresschluss  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

Die  Prämien  stellen  sich  folgendermaassen  : 

Jährliche  Prämien  für  eine  assurance  mixte  von  1000  Franc< 
Dauer    des    Vertrages 
Alter  des  Versicherten  10  Jahre  15  Jahre  20  Jhhre  25  Jahre 

Francs 

21  Jahre 91-83  58-89  42-84  33-56 

25      „         92-19  59-32  43-34  3416 

30      „         92-74  59-99  44-15  35-13 

35      „         93-49  60-92  45-30  36-53 

40      „         94-57  62-28  46-99  38-60 

45      „         96-15  64-32  49-51  — 

50      „         98-61  67-42  —  — 

55      „         102-20  —  —  — 

Die  Prämienbeträge  müssen  jährlich  im  vorhinein  erlegt  werden,  so  lange  der 
Versicherte  lebt  und  sind  untheilbar.  Die  Polizzen  lauten  auf  den  Namen  des  ver- 
sicherten Darlehensnehmers,  doch  zugunsten  des  Gläubigers.  Diesem  wird  im  Ablebensfall 
des  Versicherten  das  fällige  Capital  mit  Schluss  des  Jahres  ohne  Abzug,  während  des- 
selben aber  gegen  8  Proc.  Escompte/insen  ausgefolgt. 
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Nach  verschiedenen  Eichtungen  hin  bietet  die  assurance  mixte  Vor- 
theile.  Sie  steigert  den  Wert  der  den  Societäten  verschafften  Garantien  und 
verbessert  damit  die  finanzielle  Lage  der  Gasse.  Auch  gewährt  sie  der 
Familie  des  Entlehners  erhöhte  Sicherheit  und  enthebt  die  Casse  der  Noth- 
wendigkeit,  Hinterbliebenen,  welche  die  vom  Erblasser  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten aus  eigenem  einzuhalten  nicht  vermögen,  das  Besitzthum  zu 
entziehen.  Zweifellos  trägt  dieselbe  aber  auch  zur  Förderung  des  Familien- 
sinnes und  zur  Weckung  und  Stärkung  des  Spartriebes  bei.  Solche  Gründe 
waren  es,  welche  die  belgische  Staatssparcasse  veranlassten,  auf  deren  Ver- 
breitung durch  die  Bestimmung  hinzuwirken,  dass  jene  Societäten,  welche 
zu  einem  reducierten  Zinsfusse  (von  2}j^  Proc.  statt  3  Proc.)  bei  ihr  Gelder 
aufnehmen,  zum  mindesten  die  Hälfte  der  von  ihnen  gewährten  Darlehen 
durch  „assurance  mixte"  gedeckt  haben  müssen.  Maassgebend  für  diese 
Begrenzung  war  die  Erwägung,  dass  eine  Versicherung  nicht  bei  jedem 
durch  die  Societät  gewährten  Darlehen  platzgreifen  könne,  so  z.  B.  wenn 
bei  der  ärztlichen  Untersuchung  der  Versicherungswerber  abgewiesen 
wird  etc. 

Die  Creditgewährung  zur  Erbauung  von  Arbeiterhäusern  nimmt  stetig 
zu  und  zeugt  für  die  günstige  Einflussnahme,  welche  die  belgische  Staats- 
sparcasse durch  die  von  ihr  gegebene  Anregung  auf  die  Anschauungen  der 
arbeitenden  Kreise  ausgeübt  hat.  Ende  1898  hatte  die  Caisse  d'epargne 
generale  Darlehen  per  24  Mill.  Frcs.  an  94  Societes  de  credit  und  per 
1-1  Mill.  Frcs.  an  26  Societes  immobilieres  ertheilt. 

Bemerkenswert  ist  das  Wirken  der  Caisse  generale  d'epargne  et  de 
retraite  bei  Einlage  und  Verwaltung  der  öffentlichen  Gelder.  In  dieser 
Beziehung  kommt  zunächst  ihre  Intervention  für  Rechnung  des  Staates  in 
Betracht.  Für  letzteren  verwahrt  die  Caisse  generale  d'epargne  die  Gelder, 
welche  als  Subsidien  in  den  Ressorts  der  Ministerien  des  Innern,  des  Unter- 
richtes, des  Ackerbaues  und  der  Justiz  bestimmt  sind.  Die  bezügliche 
Gebarung  erreichte  1898  eine  Höhe  von  25  Mill.  Frcs.,  der  schliessliche 
Stand  dieser  Gelder  1-9  Mill.  Frcs. 

Auch  mit  dem  Dienste  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  „fonds 
commun"  war  bis  1891  die  caisse  generale  betraut,  welcher  Fonds  nach  dem 
Gesetze  vom  14.  März  1876  zur  Deckung  der  Kosten  für  die  Unterstützung 
verschiedener  Kategorien  von  Hilfsbedürftigen  (Blinde,  Taubstumme  etc.)  zu 
dienen  hatte.  Die  „Deputation  permanente"  bestimmte  jedes  Jahr  den 
Beitrag,  den  die  Gemeinden  entrichten  mussten.  Die  Zahlung  erfolgte  durch 
Ueberweisung  aus  dem  Depots,  welches  die  betreffende  Gemeinde  bei  der 
Staatssparcasse  hatte,  und  rücksichtlich  eines  eventuellen  Restbetrages  durch 
Barerlag  bei  der  Nationalbank.  Sobald  die  Quoten  der  einzelnen  Gemeinden 
einbezahlt  waren,  wurde  der  Gesammtbetrag  über  Veranlassung  der  Depu- 
tation durch  die  Caisse  generale  den  bezugsberechtigten  Anstalten  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Seit  dem  Jahre  1891,  in  welchem  das  citierte  Gesetz 
abgeändert  wurde,  besorgt  die  Sparcasse  noch  die  Liquidation  des  vorhandenen 
gemeinsamen  Fondes    und   interveniert  bei  den  an  dessen  Stelle  getretenen 
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Provinzialfonds  nur  mehr  insofern,  als  sie  die  Zahlungen  zwischen  den 
Oemeinden  und  den  Deputations  permanentes  vermittelt. 

Ausserdem  bringt  die  Caisse  d'epargne  die  disponiblen  Ueberschüsse 
der  Einnahmen  der  Provinzen,  Gemeinden,  Hospizen,  Wohlthätigkeitsanstalten, 
Kirchenfabriken  und  aller  öffentlichen  Anstalten  überhaupt  zu  fruchtbringender 
Veranlagung.  Solche  Einlagen  können  unter  den  allgemeinen  Bestimmungen 
und  unter  Verzinsung  von  3  bezw.  2  Proc.  erlegt  werden.  Soll  jedoch  bei 
der  eventuellen  Kückzahlung  von  den  für  höhere  Beträge  im  allgemeinen 
festgesetzten  Kückzahlungsfristen  abgesehen  werden,  so  wird  für  selbe  ein 
ermässigter  Zinsfuss  gewährt  (derzeit  IV2  Pi"OC.).  Der  Verkehr  vollzieht 
sich  auch  unter  Vermittlung  der  Steuereinnehmer,  welche  verpflichtet  sind, 
die  Einzahlung  von  Geldern  für  öffentliche  Verwaltungszwecke  entgegen- 
zunehmen und  nach  Bedarf  ohne  Aufschub  zurückzuzahlen. 

Für  die  Gemeinden  insbesondere  besorgt  die  Caisse  d'epargne  zahlreiche 
Cassegeschäfte.  So  zahlt  sie  an  dieselben  die  staatlichen  Unterstützungen, 
welche  ihnen  zur  Erbauung  von  Schulhäusern  und  Erhaltung  von  Schulen, 
für  hygienische  Zwecke,  Cultusangelegenheiten  u.  s.  w.  zukommen.  Diese 
Subsidien  werden  von  den  Gemeinden  erst  nach  Erfüllung  der  Gegenleistungen 
erworben.  In  der  Zwischenzeit  erfolgt  nun  bei  der  Staatssparcasse  die  Ver- 
zinsung. Behufs  Auszahlung  nach  erfolgter  Liquidierung  übergibt  letztere 
der  Gemeinde  Specialanweisungen. 

Auch  jene  Staatsbeiträge,  welche  den  Gemeinden  aus  dem  bei  Auf- 
hebung der  Stadtzölle  gegründeten  Fonds  zukommen,  werden  durch  Ver- 
mittlung der  Sparcasse  ausbezahlt.  Haben  die  Gemeinden  hiefür  keine 
unmittelbare  Verwendung,  so  können  sie  diese  Betiäge  gegen  Verzinsung 
hei  der  Caisse  d'epargne  belassen,  im  anderen  Falle  aber  mittels  Anweisung 
der  letzteren  bei  den  Steuereinnehmern  oder  bei  einer  Stelle  der  National- 
bank beheben.  Weiters  interveniert  die  Caisse  d'epargne  bei  Eückzahlung 
der  Anleihen,  welche  die  Gemeinden  durch  Vermittlung  der  Societe  du 
credit  communaU)  aufgenommen  oder  als  Staatsvorschüsse  zur  Erbauung 
von  Schulen  erhalten  haben.  Sie  belastet  die  schuldenden  Gemeinden 
mit  den  fälligen  Annuitäten,  übergibt  sie  der  Gesellschaft  und  stellt  alsdann 
die  getilgten  Obligationen  der  Gemeinde  zurück.  Aehnlich  ist  auch  der 
Vorgang  bei  Eückzahlung  der  Staatsvorschüsse  und  vollzieht  sich  die  Ab- 
wicklung durch  einfachen  buchmässigen  Ausgleich. 

Die  Verbindung  der  communalen  Casseverwaltungen  mit  der  Caisse 
generale  d'epargne  hat  sich  bewährt  und  trägt  zur  Verbesserung  der 
finanziellen  Gebarung  und  Erleichterung  der  Controle  über  die  Gemeinden 
bei.  Auch  verschafft  sie  letzteren  eine  wenn  auch  massige  Verzinsung. 
Anderseits  aber  mangelt  der  Organisation  die  leichte  und  bequeme  Kealisier- 
harkeit  der  Fonde,  und  es  ist  mit  dem  Verfahren  ein  oft  schwerwiegendes  Ver- 
säumnis an  Zeit  verbunden.     Es  kommt  vor,  dass  trotz  der  Instruction  für 

^)  Diese  Actiengesellschaft  ist  bestimmt,  den  Gemeinden  die  Aufnahme  von 
Anlehen  unter  äusserst  günstigen  Bedingungen  zu  ermöglichen.  Bei  einfachen  und  leichten 
Durchführungsbedingungen  bietet  sie  den  Gläubigern  grösstmögliche  Sicherheit. 
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die  Gemeindeämter,  welche  die  provisorische  Hinterlegung  aller  momentan 
disponiblen  Gelder  bei  der  Caisse  d'epargne  innerhalb  dreier  Tage  vorschreibt, 
doch  mit  der  Einlage  gezögert  wird  und,  abgesehen  von  der  Gefahr  des 
Verlustes  für  die  Communalverwaltungen,  auch  ein  Entgang  an  Zinsen 
erwächst.  Zur  Vermeidung  solclier  Consequenzen  wurde  die  Eeform  des 
Geldverkehrs  mit  den  Gemeinden  nach  dem  Muster  des  österreichischen 
Postcheckvvesens  in  Fachkreisen  angeregt.  (H.  Denis  in  seiner  Broschüre: 
Les  communes,  les  etablissements  publics  et  l'experimentation  du  service 
des  cheques  et  des  virements  de  contes  ä  la  Caisse  d'epargne.) 

Das  Guthaben  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  betrug  Ende 
1898  auf  7693  Conten  zum  Zinsfuss  von  3  bezw.  2  Proc.  11,355.111  Eres, 
in  Barem  und  3,058.500  Eres,  in  Renten,  zum  Zinsfuss  von  IVg  Proc. 
9,946.020  Eres,  in  Barem;  zusammen  21,301.131  Eres,  in  Barem  und 
und  3,058.500  Eres,  in  Renten. 

Nach  Verwaltungszwecken  vertheilen  sich  die  Bardepots  auf  solche  von 

Gemeinden  mit 13     Mill.  Eres. 

Wohlthätigkeitsanstalten  mit 1'8     „         „ 

Kirchenfabriken 1"9     „  „ 

Hospices 1"'^     )7         r, 

Verschiedene  Anstalten  und  Körperschaften  .  2*8  „  „ 
Als  Gesammtrevirement  ergaben  sich  82  Mill.  Eres. 
Das  Streben,  die  Wirkenssphäre  über  das  eigene  Staatsgebiet  auszu- 
dehnen und  mit  anderen  Postsparcassen  einen  Verkehr  anzubahnen,  gab  der 
Caisse  generale  Anlass  zur  Einführung  eines  internationalen  Dienstes  zwiscliden 
Belgien  einerseits  und  Erankreich  und  den  Niederlanden  anderseits.  Zufolge  des 
am  31.  Mai  1882  zwischen  Belgien  und  Erankreich  getroffenen,  unterm 
4.  März  1897  in  einzelnen  Punkten  modificierten  üebereinkommens  können 
Einleger  der  belgischen  Caisse  generale  d'epargne,  welche  ihren  Aufenthalt 
in  Erankreich  haben,  die  üebertragung  von  Guthabungen  in  die  französische 
Caisse  nationale  d'epargne  ansuchen.  Auch  ist  ihnen  die  Möglichkeit  geboten, 
falls  sie  nach  einiger  Zeit  wieder  in  ihre  Heimat  zurückkehren  wollen,  das 
ursprüngliche  Büchel  beizubehalten  und  während  ihres  Aufenthaltes  im  aus- 
wärtigen Staate  die  gänzliche  oder  theilweise  Rückzahlung  der  Ersparnisse 
durch  Vermittlung  der  dortigen  Postämter  zu  fordern.  Dieses  System  ist 
besonders  für  die  belgischen  Arbeiter  vortheilhaft,  die  alljährlich  in  beträchtlicher 
Zahl  nach  Erankreich  kommen,  um  dort  Erwerb  zu  finden.  Durch  dasselbe 
eröffnet  sich  für  sie  die  Gelegenheit,  sogleich  nach  Erhalt  ihres  Arbeits- 
lohnes den  ersparten  Theil  in  das  ihnen  nächstgelegene  Postamt  Erankreichs 
einzulegen  und  bei  Rückkehr  in  die  belgische  Heimat  um  die  üebertragung 
des  Guthabens  auf  irgend  eine  belgische  Postsparcassenstelle  bittlich  zu 
werden.  Eine  gleiche  Convention  besteht  seit  September  1883  zwischen  der 
belgischen  Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  und  der  niederländischen 
Postsparcasse. 

Die  für  den  internationalen  Dienst  geltenden  Durchführungsbestimmungen 
sind  folgende: 
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Alle  als  Ersparnis  eingelegten  Beträge  können  über  Verlangen  des 
Interessenten  gegenseitig  durch  Vermittlung  der  Postverwaltungen  von  der 
Postsparcasse  des  einen  in  die  des  anderen  Staates  kostenfrei  übertragen 
werden.  Gesuche  um  internationale  Uebertragungen  übernehmen  alle  Post- 
anstalten und  übermitteln  sie  an  die  Centralverwaltung  der  Postsparcasse, 
welche  bezüglich  der  zur  Uebertragung  bestimmten  Summe  ein  Einlagebuch 
ausfertigt  und  dem  Einleger  spätestens  am  zehnten  Tage  übergeben  lässt. 
Die  Rückzahlung  der  in  einem  der  beiden  Staaten  eingelegten  Sparbeträge 
kann  durch  Vermittlung  der  Postverwaltungen  beider  Staaten  bei  der  Post- 
sparcasse des  anderen  Staates  erfolgen.  Gesuche  sind  im  Wege  der  Post- 
stelle, an  deren  Ort  der  Interessent  sich  aufhält,  an  die  Centralsparcasse 
des  anderen  Staates  zu  richten.  Letztere  verificiert  das  Conto  des  Einlegers 
und  verfasst  zu  Gunsten  der  Sparcassenverwaltung  des  Staates,  in  welchem 
die  Rückzahlung  erfolgen  soll,  eine  Anweisung  für  die  an  den  Interessenten 
auszuzahlende  Summe,  auf  Grund  welcher  die  Auszahlung  an  den  letzteren 
unter  den  nöthigen  Cautelen  erfolgt.  Die  Verzinsung  der  übertragenen  Ein- 
lagen erfolgt  bis  Schluss  des  Monats,  in  welchem  das  bezügliche  Gesuch 
eingereicht  wurde,  aufReclmung  der  Postverwaltung,  von  welcher  die  Ueber- 
tragung zuerst  ausgegangen  ist,  hingegen  vom  ersten  Tage  des  nächst- 
folgenden Monats  zu  Gunsten  jener  Postverwaltung,  welche  die  Uebertragung 
acceptiert  hat.  Die  Ausgleichung  zwischen  den  beiden  Postsparcassen  erfolgt 
mittelst  eines  auf  Brüssel  oder  Amsterdam  bezw.  Paris  gezogenen  Wechsels 
oder  Checks. 

Im  internationalen  Postsparcassenverkehr  sind  im  Jahre  1897  die 
nachstehenden  Transactionen  vorgekommen: 

Uebertragungen  von  der  belgischen  in  die  französische  Postsparcasse 
47  Posten  in  der  Höhe  von  11.724  Pres.,  von  der  französischen  in  die 
belgische  Postsparcasse  53  Posten  in  der  Höhe  von  26.028  Pres.,  von  der 
belgischen  in  die  niederländische  Postsparcasse  24  Posten  in  der  Höhe  von 
12.550  Pres.,  von  der  niederländischen  in  die  belgische  Postsparcasse  48  Posten 
in  der  Höhe  von  18.901  Pres; 

Rückzahlungen  in  Frankreich  von  den  in  Belgien  bewirkten  Einlagen 
596  im  Betrage  von  276.440  Pres.,  in  Belgien  von  den  in  Prankreich 
bewirkten  Einlagen  437  Rückzahlungen  im  Betrage  von  136.151  Pres.,  in 
den  Niederlanden  von  den  in  Belgien  bewirkten  Einlagen  70  Rück- 
zahlungen im  Betrage  von  31.802  Pres.,  in  Belgien  von  den  in  den 
Niederlanden  bewirkten  Einlagen  128  Rückzahlungen  im  Betrage  von 
51.842  Pres. 

Beispielgebend  für  die  Ausgestaltung  der  Postsparcasseneinrichtungen 
wurde  endlich  auch  das  belgische  Institut  durch  die  den  Einlegern  ein- 
geräumte Facultät,  ihre  Barguthabnngen  zum  Ankaufe  von  Staatspapieren 
zu  verwenden  und  die  Titres  bei  demselben  zur  Verwaltung  in  Depot  zu 
belassen.  Wegen  der  Wichtigkeit  dieses  Geschäftszweiges  erörtern  wir  die 
bezüglichen  Einrichtungen  zugleich  mit  jenen  in  anderen  Ländern  an 
späterer  Stelle. 
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Desgleichen    wird    auch    das  Wirken   Belgiens    auf  dem    Gebiete    der 
Schulsparcassen  den  weiteren  Ausführungen  vorbehalten. 


Italien  kommt  in  zweifacher  Richtung  für  die  Ausgestaltung  der 
Postsparcasseagenden  in  Betracht:  in  Bezug  auf  die  Convertierung  der  Lotto- 
gewinste in  Postsparcasseguthabungen  und  bezüglich  der  Fruetificierung 
der  Depositengelder  durch  Vermittlung  der  Post. 

Nach  dem  Regulativ  für  den  Postsparcassedienst  können  Lottogewinste 
bis  zu  1000  Lire  in  Einlagen  convertiert  werden  und  zwar  auf  schon 
bestehende  oder  auf  zu  diesem  Zwecke  erst  auszugebende  Btichel.  Soll  ein 
Gewinst  in  eine  Einlage  umgewandelt  werden,  so  ist  der  Risconto  der 
LottocoUectur  oder  einem  Postamte  zu  übergeben.  Wird  er  bei  einer  Lotto- 
collectur  eingereicht,  so  Übermacht  diese,  falls  ihr  Cassestand  ausreicht  und 
keine  Zweifel  über  den  Gewinst  sich  ergeben,  den  liquidierten  Betrag  dem 
Postamte  behufs  Eintragung  in  das  von  der  Partei  beigegebene  Büchel 
oder  Ausfertigung  eines  neuen  Buches.  Im  anderen  Falle  werden  die 
Documente  der  LottocoUectur  vorgelegt. 

Die  Convertierung  der  Lottogewinste  in  Spareinlagen  weist  geringe 
Resultate  auf;  dies  ist  wohl  auf  den  Umstand  zurückzuführen,  dass  das 
ethische  Moment  der  Sparsamkeit  in  dem  von  Leidenschaft  durchwühlten 
Gemüthe  des  Spielers  nicht  zu  gedeihen  vermag.  Nur  wenige  der  vom  Glücke 
begünstigten  Spieler  entschliessen  sich,  den  unerhofften  Lottogewinst  als 
Ersparnis  der  Postsparcasse  zuzuführen  ;  jene  aber,  welche  dies  doch  thun, 
beheben  zumeist  die  Einlagen  sehr  bald  wieder. 

So  wurden  beispielsweise  1889  von  412  Einlagebücheln,  welche  zur 
Veranlagung  von  Lottogewinnsten  ausgegeben  worden  waren,  bereits  294 
noch  vor  Ablauf  eines  Monates  gekündigt  und  blieben  mit  Schluss  des 
Jahres  von  denselben  nur  30  Büchel  aufrecht.  Nach  dem  Jahresberichte 
1894  wurden  im  ganzen  866  Lottogewinste  per  166.6 i4  Lire  in  Sparein- 
lagen convertiert. 

Danach  sind  die  an  diese  Einrichtung  geknüpften  Erwartungen,  dass  es 
gelingen  werde,  die  Spieler  zu  Sparern  zu  machen,  leider  nicht  in  Erfüllung 
gegangen. 

Günstiger  gestalten  sich  die  Erfolge  bei  der  Gebarung  mit  den  Depo- 
sitengeldern. Das  italienische  Depositenwesen  war  bis  zum  Jahre  1883  derart 
geregelt,  dass  Depositengelder  ausser  bei  der  allgemeinen  Depositencasse 
auch  bei  den  Gassen  der  Gerichtsstellen,  bei  welchen  die  Rechtssache 
anhängig  war,  erlegt  werden  konnten.  Die  bezüglichen  Beträge  werden 
instructionsgemäss  von  den  Gerichtsbehörden  an  die  allgemeine  Depositen- 
casse unverweilt  abgeführt.  Nachdem  jedoch  derartige  Gelder  auch  zur 
Bestreitung  von  Gerichtskosten  und  anderen  Zwecken  verwendet  werden 
mussten  und  bei  der  geringen  Zahl  von  Filialen  der  Depositencasse  (circa  60) 
die  abgeführten  Depositen  nur  schwer  zu  realisieren  waren,  sammelten  sich 
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nach  und  nach  bei  den  Justitzbehörden    grosse  Beträge    an,    welche    trotz 
fortwährender  Fluctuation  einen  sehr  bedeutenden  Barrest  ergaben. 

Die  hieraus  erwachsenen  üebelstände  und  Gefahren,  sowie  die  Absicht 
einer  Fructificierung  dieser  Bestände  führten  dazu,  die  gerichtlichen  Depo- 
sitengelder den  Postsparcassen  anzuvertrauen.  Das  Gesetz  vom  29.  VI.  1882 
bestimmt,  dass  ab  1.  I.  1883  gerichtliche  Bardepositen  wie  bis  dahin  ent- 
weder bei  der  allgemeinen  Depositencasse  oder  bei  den  Gerichtsbehörden, 
oder  aber  auch  bei  den  als  Sammelstellen  der  Postsparcasse  functionierenden 
Postämtern  bewerkstelligt  werden  können.  Auch  haben  die  Gerichte  alle  in 
Empfang  genommenen  Einlagen  täglich  an  die  Postämter  abzuführen.^)  Da 
letztere  bedeutende  Capitalien  umsetzen,  können  die  bezüglichen  Einlagen 
zu  Zahlungen  und  Veranlagungen  verwendet  werden,  und  gelangte  ein  Capital 
von  vielen  Millionen,  welches  früher  dem  Verkehre  entzogen  in  den  Gassen 
der  Gerichtsstellen  lag,  zu  productiver  Verwendung. 

Die  an  die  Postsparcasse  überwiesenen  Depositenbeträge  werden  den 
Parteien  nicht  verzinst,  da  die  Kepartierung  der  Interessen  für  jede  einzelne 
Einlage  bei  den  bestehenden  Einrichtungen  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre.  Es  steht  jedoch  den  Parteien  frei,  ihre  Einlagen  zur  Verzinsung  zu 
bringen,  indem  sie  nachträglich  deren  üeberweisung  an  die  allgemeine 
Depositencasse  in  Barem  verlangen  oder  aber  ihre  Convertierung  in  eine  für 
eigene  Rechnung  bei  dieser   Gasse  zu   deponierende  Staatsrente   veranlassen. 

Depositen  in  Staats-  oder  überhaupt  Wertpapieren  dürfen  ausschliesslich 
nur  zu  Gericht,  sowie  bei  der  Depositen-  und  Darlehenscasse  erfolgen,  und 
ist  den  Postämtern  die  Annahme  solcher  Erläge  untersagt. 

Bei  Febernahme  von  gerichtlichen  Bardepositen  trägt  das  Postamt 
den  Erlag  in  das  Conto  corrente  ein  und  gibt  eine  Empfangsbestätigung 
über  die  ihm  anvertraute  Summe,  worauf  es  die  Generaldirection  der  Post- 
sparcasse von  der  Einzahlung  verständigt.  Diese  benachrichtigt  sodann  das 
betreffende  Gericht,  welches  durch  die  vom  Deponenten  vorzuweisende  post- 
ämtliche Empfangsbestätigung  die  Richtigkeit  der  Conto  corrente-Gebarung 
zu  prüfen  in  der  Lage  ist.  Seit  Beginn  dieses  Geschäftszweiges  zeigen  die 
an  die  Postsparcasse  übertragenen  gerichtlichen  Depositengelder  eine  stetige 
Zunahme.  1896  betrug  die  Zahl  der  Gerichtsbehörden,  welche  im  Conto 
corrente- Verkehr  stehen  2466, 


^)  Bei  Üeberweisung  der  Depositen  an  die  Postsparcasse  wird  folgender  Fürgang 
beobachtet.  Die  Gerichte  haben  noch  am  Tage  des  Erlages,  spätestens  am  darauffolgenden, 
die  gesammten  Depositen  an  das  nächstgelegene  Postamt  abzugeben.  Falls  gleichzeitig 
Erfolglassungen  zu  bewirken  sind,  ist  der  hiefür  nöthige  Betrag  zurückzubehalten  und 
nur  der  verbleibende  Rest  dem  Postamte  zu  überweisen.  Zur  Gebarung  wird  ein  Conto 
corrente  bei  jenem  Postamte  eröifnet  und  geführt,  welches  sich  mit  dem  Gerichte  im 
gleichen  Orte  befindet.  Nur  bei  diesem  Postamte  können  die  Depositengelder  eingezahlt 
Averden.  In  das  Conto  coiTente  sind  nicht  bloss  die  von  den  Parteien  postämtlich  ein- 
gezahlten, sondern  auch  die  bei  den  Gerichten  erlegten  und  von  diesen  an  das  Postamt 
abgeführten  Beträge  aufzunehmen.  Ohne  ausdrückliche  Anordnung  der  competenton 
Behörden  darf  nichts  erfolgt  werden. 


262 


Leth. 


die  Zahl 
der  Betrag 


der  Einlagen 


85.955 
47,600.857  Lire, 


die  Zahl      ]    .      ^:  ...  |  81.112 

,      ,.,  ,  der  Kiickzahlungen  .  :    ,^^^^^^^  ^. 

der  Betrag,  j  ^        |  48,998.982  Lire, 

der  Stand  der  Depositen  16,918.346  Lire. 
Der  Einfluss,    den  Italien   in    der  Frage  der  Schulsparcassen  dadurch 
genommen,    dass    es   letztere    dem  Bereiche  rein  administrativer  Verfügung 
entrückt  und  auf  gesetzliche  Basis  gestellt  hat,    findet  bei  Behandlung  der 
Schulsparcassen  Würdigung. 
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Für  die  Fortbildung  der  Postsparinstitution  wurde  auch  Frankreich 
von  Bedeutung.  Von  den  bei  der  Caisse  nationale  entstandenen  Einrichtungen 
ist  die  Organisation  des  Sparwesens  unter  den  Angehörigen  der  Kriegsmarine 
hervorzuheben,  in  welcher  Eichtung  dem  französischen  Institute  die  Priorität 
gebürt.  Allerdings  besteht  in  England  seit  1866  eine  Schiflfssparcasse  unter 
der  Leitung  der  britischen  Admiralität,  welche  es  den  Matrosen  und  Soldaten 
ermöglicht,  auch  ausserhalb  des  britischen  Staatsgebietes  ihre  Besoldungen 
fruchtbringend  anzulegen.  Doch  bildet  dieselbe  keine  Zweigstelle  der  englischen 
Postsparcasse.  Nach  dem  Vorbilde  der  englischen  Schiffssparcassen  und  im 
Hinblick  auf  deren  segensreiches  Wirken  entrieite  die  französische  Marine- 
verwaltung eine  ähnliche  Einrichtung  bald  nach  Einführung  der  Caisse 
nationale  d'epargne  und  unter  Anlehnung  an  letzte.  Dieselbe  trat  mit 
1.  Juli  1885  in  Geltung. 

An  Bord  jedes  dem  Staate  gehörigen  Schiffes,  sowie  bei  jeder  Marine- 
division auf  dem  Lande  befindet  sich  eine  Sammelstelle  der  Postsparcasse. 
Sie  wird  vom  Zahlmeister  oder  Capitän  bezw.  vom  Verwaltungsorgan  der 
Division  geführt.  Die  Abrechnung  und  der  schriftliche  Verkehr  erfolgt  mit  der 
Postsparcassedirection  in  Paris.  Der  mit  dem  Postsparcassendienste  betraute 
Schiffsfunctionär  ist  ermächtigt,  Sparcassebücher  neu  auszustellen.  Ein-  und 
Auszahlungen  zu  leisten.  Diese  Einrichtung  gilt  nicht  bloss  für  die  Mann- 
schaft, sondern  auch  für  die  Officiere.  Sie  können  die  Rückzahlungen  ihrer 
Guthaben  an  sich  selbst  verlangen  oder  dieselben  an  ihre  Familie  ins 
Heimatland  übersenden,  bezw.  durch  irgend  eine  Postsparcassenstelle  aus- 
zahlen lassen.  Anstatt  der  Barrückzahlungen  ist  den  Einlegern  gestattet,  für 
ihre  Rechnung  Rententitel  anzukaufen  oder  Einzahlungen  in  die  staatliche 
Altersversorgungscasse  zu  bewerkstelligen.  Auch  können  dritte  Personen  zu 
Gunsten  von  Marinesoldaten,  welche  Sparcassenbüchel  besitzen,  Einlagen  in 
beliebiger  Höhe  bewirken,  wodurch  Gelegenheit  geboten  ist,  dass  die  Schiffs- 
besatzungen Beträge  von  ihren  Angehörigen  aus  Frankreich  überwiesen 
erhalten. 

Nach  Ausschiffung  ist  es  für  die  Seeleute  möglich,  ihre  Ersparnisse 
durch  jede  Postanstalt  Frankreichs  an  sich  zu  ziehen.  Hiezu  ist  erforderlich, 
das  Schiftspostsparbuch  zuvor  der  Centralstelle  in  Paris  zu  übermitteln, 
welche    die    Summe    auf    ein    gewöhnliches    Postsparbuch    tiberträgt.     Im 
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fibrigen  finden  auch  auf  die  Schiffssparcassen  die  im  allgemeinen  geltenden 
Vorschriften  Anwendung,  insbesondere  auch  jene  über  die  Höhe  und  Zeit 
der  Verzinsung. 

Was  die  mit  den  Schiffspostsparcassen  in  Frankreich  erzielten  Erfolge 
anbelangt,  so  zeigt  sich  sowohl  in  der  Zahl  der  Transactionen  als  auch 
im  Betrage  der  eingezahlten  Summen  eine  Zunahme,  bei  verhältnismässig 
geringen  Kückzahlungen.  Im  Jahre  1897  haben  10.022  Einzahlungen  per 
603.910  Francs  stattgefunden;  die  Rückzahlungen  betrugen  ein  Drittel  der 
Einlagen. 

Auch  der  moralische  Einfluss  auf  die  Seeleute  war  ein  günstiger. 
Mit  Zurücklegung  jener  Beträge,  welche  ehedem  in  den  Hafenplätzen  ver- 
geudet wurden,  hat  sich  die  Haltung  und  sittliche  Führung  der  Schiffs- 
besatzungen wesentlich  gebessert. 


Die  Agenden,  nach  welchen  sich  die  Wirkungssphäre  der  Postspar- 
cassen  erweitert  hat,  lassen  sich  nach  den  bisherigen  Ausführungen  unter 
folgende  Gesichtspunkte  subsumieren,  u.  zw,  als 

«)  specielle  Einrichtungen  spartechnischer  Natur; 

6)  Ankauf  von  Wertpapieren  für  Rechnung  der  Einleger; 

c)  Activgeschäfte  behufs  Veranlagung  der  Postsparcassegelder; 

d)  Agenden,  die  mit  dem  Sparwesen  nicht  direct  zusammenhängen, 
doch  eine  wichtige  Ergänzung  desselben  in  Erfüllung  der  socialen  Aufgabe 
bilden. 

Dieser  Gliederung  folgend,  werden  nachstehend  die  wichtigeren  Ein- 
führungen in  systematischer  Darstellung  insoweit  erörtert,  als  dies  zur 
Beurtheilung  der  Postsparcassenfrage  für  die  gegenwärtige  Phase  der  Ent- 
wicklung von  Belang  ist. 

a)  Spar  technische  Einrichtungen   besonderer   Art. 
(Berufssparcassen    etc.) 

Die  Popularität,  welche  das  Postwesen  durch  das  weitverzweigte  Netz 
von  Amtsstellen  und  durch  deren  stetige  und  nahe  Fühlung  mit  allen 
Schichten  der  Bevölkerung  geniesst,  gab  erwähntermaassen  Anlass,  selbes 
für  die  Zwecke  des  Sparens  zu  benützen  und  mit  den  bezüglichen  Agenden 
zu  betrauen.  Die  durch  die  Postämter  in  so  reichlichem  Maasse  eröffnete 
Möglichkeit  zur  sicheren  und  fruchtbringenden  Aufbewahrung  erübrigter 
Gelder,  sowie  die  Einfachheit  in  der  Durchführung  bewirkte,  dass  das  Spar- 
wesen allerorts  in  Schichten  drang,  für  welche  sich  bislang  zur  Veranlagung 
ihrer    geringfügigen  Ersparnisse    kaum    oder    nur    wenig  Gelegenheit    bot. 

Zu  den  Interessenten,  für  welche  die  Postsparcassen  bestimmt  sind, 
zählen  in  erster  Linie  die  Kreise  der  Arbeiter.  Deren  Gewinnung  war  ja 
für  die  Gründung  der  Postsparcassen  in  allen  Ländern  mitbestimmend; 
sie  ist  beispielsweise  im  rumänischen  Postsparcassengesetze  ausdrücklich 
als  Zweck  der  Staatsanstalt  hingestellt.  Art.  2  besagt:  „Die  Sparcasse  bietet 
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unter   Staatsgarantie    das    Mittel    zum   Anlegen    und    Sparen    der   kleinsten 
Beträge  für  die  Arbeiterclassen." 

Ueber  die  Erfolge  der  Postsparcassen  in  Bezug  auf  die  Gewinnung 
der  Arbeiter  sind  die  Urtheile  verschieden.  Mehrfach  wurde  der  Meinung 
Raum  gegeben,  dass  die  localen  Privatsparcassen  den  Bedürfnissen  dieser 
Schichten  besser  zu  dienen  geeignet  sein,  als  die  Postsparcassen,  deren 
Bedeutung  in  der  Förderung  des  Sparsinnes  unter  anderen,  wiewohl  gleich- 
falls wenig  bemittelten  Classen  zu  suchen  sei.  Wenn  solche  Anschauungen 
platzgreifen,  so  mag  die  Ursache  zum  grossen  Theile  darin  liegen,  dass 
nur  bei  wenigen  Postsparcassen  (Belgien,  Frankreich,  Oesterreich,  Ungarn) 
eine  Statistik  über  den  Beruf  der  Einleger  regelmässig  geführt  wird.  Und 
auch  in  den  Nachweisungen  dieser  Institute  ist  das  Bild  dadurch  getrübt, 
dass  die  grosse  Anzahl  von  Kindern  separat  und  ohne  Angabe  der  socialen 
Schichtung  ihrer  Familie  ausgewiesen  erscheint,  daher  bei  der  Gliederung 
nach  Berufsarten  nicht  mitzählt.  Doch  lässt  die  ganze  Gebarung  darauf 
schliessen,  dass  die  Institution  der  Postsparcassen  auch  von  den  Kreisen 
der  Arbeiter  in  richtiger  Erkenntnis  der  gebotenen  Vortheile  weitgehend 
benützt  wird. 

Bemerkenswert  in  dieser  Richtung  ist  die  von  dem  Director  der 
Caisse  d'epargne  generale  in  Belgien  dem  Verfasser  freundlichst  mitgetheilte 
Thatsache,  dass  7:o  ^^^'  niinderj ährigen  Einleger  der  belgischen  Sparcasse 
der  arbeitenden  Classe  angehören. 

Für  die  intensive  Betheiligung  der  Arbeiter  spricht  auch  das  Ergebnis 
von  im  October  1898  in  Belgien  angestellten  Erhebungen  über  den  Beruf 
jener  Einleger,  welche  sich  während  dieses  Monates  an  den  Schaltern  der 
Caisse  generale  d'epargne  eingefunden  hatten.  Dieselben  führten  gleichwie 
ähnliche  Ermittlungen  in  früheren  Jahren  zu  dem  Resultate,  dass  die  Ein- 
leger des  belgischen  Institutes  der  überwiegenden  Mehrzahl  nach  Arbeiter  sind. 

Von  den  in  die  Zählung  einbezogenen  14.995  Personen  waren 
4461  Industriearbeiter, 

1305  Taglöhner  und  landwirtschaftliche  Arbeiter, 
zusammen  5766,  d.  i.  39  Proc.  Arbeiter; 
hiezu  kommt  noch  eine  grosse  Anzahl  von  dem  dienenden  Stande  angehörigen 
oder  demselben  gleichgestellten  Personen.    Unter  Einrechnung  der  letzteren 
erhöht  sich  der  obige  Percentsatz  auf  60  Proc. 

Aehnliche  Resultate  fördert  auch  die  Statistik  bei  der  Postsparcasse 
in  Frankreich  zutage. 

Daselbst  waren  von  den  im  Jahre  1896  hinzugekommenen  466.957  Ein- 
legern 

50.204  Taglöhner  und  landwirtschaftliche  Arbeiter, 
85.564  Fabriksarbeiter, 
63.'217  Dienstboten, 
zusammen   198.585,  d.  i.  43  Proc.   den  arbeitenden  und  dienenden  Classeii 
angehörig. 
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Ungeachtet  dieser  im  allgemeinen  günstigen  Erfolge  ist  in  Ansehung 
der  Förderung  der  Sparsamkeit  unter  der  Arbeiterschaft  die  Bedeutung  der 
speciellen  Einrichtungen  nicht  zu  verkennen,  welche  dahin  abzielten,  die 
Gelegenheit  zur  Rücklegung  von  Sparpfennigen  in  einer  den  besonderen- 
Verhältnissen  angepassten  Form  zu  vermehren  und  hiedurch,  sowie  durch 
stetige  Aufklärung  den  Spartrieb  des  Arbeiters  anzuregen.  Es  sind  dies  die 
Fabrikssparcassen,  deren  Zweck  es  ist,  die  kleinen  Beträge,  welche  der 
Arbeiter  erübrigen  kann,  der  so  häufig  eintretenden  Versuchung  einer  Ver- 
ausgabung für  entbehrliche  Genüsse  etc.  zu  entziehen  und  durch  deren 
Ansammlung  die  Bildung  wenigstens  kleiner  Capitalien  zu  ermöglichen. 
Dabei  handelt  es  sich  vornehmlich  darum,  dem  Arbeiter  die  Verbindung 
mit  der  Sparcasse  zu  erleichtern  und  für  die  in  den  Etablissements 
Beschäftigten  Zweigstellen  der  Postsparcasse  zu  schalfen,  welche  mit  dieser 
den  Verkehr  vermitteln  und  insbesondere  nach  Zahlung  der  Löhne  Einlagen 
entgegennehmen.  Hierin,  sowie  in  der  Anregung,  welcher  im  Beispiele  der 
sparenden  Berufsgenossen  liegt,  gipfelt  der  Hauptwert  der  Fabrikssparcassen. 

In  zahlreichen  Etablissements  sind  die  Fabrikssparcassen  derart  orga- 
nisiert, dass  die  Theilnahme  durch  die  Fabriksordnung  ausnahmslos  vor- 
geschrieben oder  aber  als  Bedingung  für  die  Benützung  sonstiger  Wohl- 
fahrtsinstitutionen, Erlangung  von  Prämien  etc.  hingestellt  ist.  Vielfach 
werden  von  den  Fabriksleitungen  auch  Zuschüsse  in  fixem  oder  percentuellem 
Verhältnisse  geleistet.  In  letzterem  Falle  bildet  zumeist  die  Höhe  der 
ersparten  Summen,  bei  einzelnen  Unternehmungen  auch  der  jeweils  erzielte 
Geschäftsgewinn  den  Maasstab  für  die  Ermittlung. 

Die  obligatorische  Angliederung  der  Arbeiter  an  die  Fabrikssparcassen 
führt  wohl  am  raschesten  zum  Ziele,  insofern  dieses  als  die  Zurücklegung 
eines  kleinen  Capitales  erscheint.  Auch  wird  sie  zweifellos  auf  die 
Charaktereigenschaften  der  Arbeiter  erziehlich  einwirken  und  diese  in 
der  Folge,  sobald  sie  die  volle  wirtschaftliche  Bedeutung  von  Ersparnissen 
erkennen,  zu  freiwilligen  Sparern  machen.  Doch  ist  hiebei  nicht  zu  über- 
sehen, dass  der  Zwang  nur  insolange  berechtigt  erscheint,  als  ohne  ihn  das 
gleiche  Resultat  sich  nicht  erreichen  lässt.  Auch  darf  selber  das  Bewusst- 
sein  des  Arbeiters  nicht  beeinträchtigen,  dass  er  die  Zurücklegung  des 
seine  Lage  verbessernden  Capitals  eigener  Willenskraft  und  Enthaltsamkeit 
verdankt.  Sonst  stellt  er  den  Lohn  entsprechend  höher  und  ersieht  in  den 
zu  seinen  Gunsten  gemachten  Sparabzügen  nur  ein  Plus,  auf  welches  er 
über  den  Lohn  hinaus  als  Gegenstand  der  pflichtgemässen  Obsorge  seitens 
des  Arbeitgebers  Anspruch  erheben  kann,  Damit  aber  würde  der  eigentlich 
beabsichtigte  Zweck  zunichte. 

Nicht  bloss  die  Rücksicht  auf  das  Wohl  der  Arbeiter  und  der  Gesichts- 
punkt socialer  Fürsorge  drängt  zur  Errichtung  solcher  Institutionen.  Auch 
die  Interessen  der  Unternehmer,  sowie  allgemein  wirtschaftliche  Momente 
lassen  sie  als  wünschenswert  erscheinen.  Denn  gleich  anderen  auf  die 
Förderung  der  Wohlfahrt  abzielenden  Bestrebungen  wirken  auch  Sparein- 
richtungen auf  die  Anschauungen  der  Arbeiterschaft   läuternd  ein,  festigen 
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das  Gefühl  der  Zugeliöngkeit  zu    dem  Unternehmen  und  schaifen  tüchtige, 
weil  zufriedene  Arbeiter. 

Insbesondere  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Depressionen  und  Krisen  hat 
sich  die  Bedeutung  der  Fabrikssparcassen  gezeigt.  Wo  solche  Institutionen 
bestehen,  fanden  die  Arbeiter,  deren  Erwerb  stockte,  in  ihren  Ersparnissen 
einen  wertvollen  Eückhalt  für  sich  und  ihre  Familien,  und  übertrafen  die 
Erfahrungen,  welche  man  in  dieser  Kichtung  beispielsweise  bei  der  belgischen 
Postsparcasse  gemacht  hat,  w^eit  die  Erwartungen. 

In  allen  Culturstaaten  finden  sich  bemerkenswerte  Anfänge  von  Fabriks- 
sparcassen,  u.  zw.  vielfach  auch  im  Anschlüsse  an  die  Einrichtungen  der 
Postsparcassen.  Doch  ist  es  bisher  nirgends  zu  fester  Organisation  und 
Ausgestaltung  gekommen.  Die  bezüglichen  Einrichtungen  beschränken  sich 
auf  einzelne  Etablissements,  und  ist  der  Geist,  welcher  in  diesen  herrscht, 
über  die  engen  Grenzen  der  Fabriksräume  nicht  hinausgedrungen.  So  auch 
in  Oesterreich.  Dort  bestehen  Fabrikssparcassen  leider  nur  in  geringer  Zahl; 
wo  solche  aber  eingeführt  sind,  -functionieren  sie  mustergiltig  und  haben 
schätzenswerte  Erfolge  nachzuweisen,  insbesondere  wenn  sie  mit  der  Post- 
sparcasse verbunden  sind. 

Als  Beispiel  und  bezeichnend  fiir  den  auf  solche  Weise  erzielbaren 
Erfolg  können  die  Maassnahmen  angeführt  werden,  welche  in  einem  auch 
wegen  der  sonstigen  Wohlfahrtsinstitutionen  bekannten  Fabriksetablissement ^) 
existieren.  In  diesem  Fabriks-Unternehmen ''^)  besteht  im  Einverständnisse  mit 
den  Arbeitern  die  Einrichtung,  dass  zur  Hebung  des  Sparsinnes  und  Zurück- 
legung eines  Nothpfenniges  jeder  neu  eintretende  Arbeiter  gratis  den  Betrag 
von  50  kr.  in  ein  auf  seinen  Namen  lautendes  Einlagebüchel  der  k.  k.  Post- 
sparcasse eingelegt  erhält.  Diese  Einlage  wird  jedoch  nur  einmal  geleistet, 
daher  solche  Arbeiter,  welche  bereits  früher  beschäftigt  Avaren  und  inner- 
halb eines  Jahres  neuerdings  aufgenommen  werden,  das  alte  Spareinlagebuch  mit 
der  vollen  Einlage  oder  ein  neues  gleichwertiges  Spareinlagebucli  zu  erlegen, 
nach  Ablauf  eines  Jahres  wieder  aufgenommene  Arbeiter  aber  mindestens 
die  erste  Einlage  per  50  kr.  aus  Eigenem  zu  leisten  haben.  Jeder  Arbeiter 
ist  verpflichtet,  wöchentlich  einen  von  ihm  selbst  zu  bestimmenden,  abge- 
rundeten Betrag,  der  aber  nicht  unter  10  kr.  sinken  darf,  zu  gleichem 
Zwecke  von  seinem  Verdienste  abziehen  zu  lassen.  Im  Krankheitsfalle  und 
in  nicht  vollen  Arbeitswochen  können  die  Einlagen  si stiert  werden.  Die 
Fabviksdirection,  welche  die  sämmtlichen  Einlagebüchel  unter  eigener  Haftung 
aufbewahrt,  lässt  die  Ersparnisse,  sobald  sie  den  Betrag  von  fl.  1* —  erreichen, 
für  jeden  Arbeiter  einlegen  und  besorgt  durch  die  Postsparcasse  den  Ankauf 
von  Staatspapieren,  sobald  es  der  zurückgelegte  Betrag  erlaubt.  In  der  Regel 
soll  der  Arbeiter  seinen  Sparpfennig  nicht  angreifen.  Bei  Vorhandensein 
triftiger  Gründe,  insbesondere  wenn  ein  Arbeiter  Grundeigenthum  erwirbt, 
einen  Hausbau  oder  grössere  Adaptierungen  vornimmt,  sich  einen  Hausstand 

1)  Berndorfer  Metallwarenfabrik  A.  Krupp. 

2)  ^^ir  verdanken  die  nachfolgenden  Daten  der  freundlichen  Mittheilung  des  Chefs 
der  Firma  Arth.  v.  Kru}ip. 
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gründet  oder  durch  Krankheiton  oder  andere  Familienfälle  in  Noth  geräth,  kann 
jedoch  die  Behebung  der  ganzen  Einlage  oder  eines  Theiles  derselben  jederzeit 
erfolgen.  Behebungen  für  andere  Zwecke  als  die  genannten  können  nur  an  den  dazu 
bestimmten  drei  Terminen,  d.  i.  am  15.  April,  15.  August  und  15.  December 
jeden  Jahres  gemacht  werden.  Jeder  Arbeiter  erhält  am  Schlüsse  eines  jeden 
Semesters  einen  genauen  Ausweis  seiner  Einlage  und  hat  das  Recht  der 
steten  Einsicht  in  sein  Einlagebüchel  und  Controle  der  Gebarung.  Im  Falle 
des  Austrittes  aus  der  Arbeit  wird  das  Sparbuch el  und  ebenfalls  der  noch 
nicht  eingelegte  Ueberschuss  sofort  ausgefolgt  und  wird  dem  Theilhaber  bei 
Kündigung,  Behebung  und  allen  Manipulationen  thunlichst  an  die  Hand 
gegangen.  Wer  vor  Ablauf  von  6  Monaten  aus  der  Arbeit  tritt,  hat  die 
Fabiikseinlage  von  50  kr.  zu  ersetzen.  Im  Todesfalle  wird  das  Einlagebuch 
sammt  etwa  nicht  eingelegten  üeberschüssen  den  gesetzlichen  Erben  aus- 
gefolgt. 

Was  die  Gebarung  der  Arbeiter-Postsparcassen  anbelangt,  so  betrug 
die  Zahl  der  Einleger  am  31.  December  1897  2963  mit  einer  Gesaramt- 
einlage  von  fl.  108.451-05.  Der  Vermögensstand  hat  sich  gegenüber  dem 
vom  31.  December  1896  per  fl.  92.938-41  während  des  Jahres  1897  um 
fl.  15.517-64  erhöht. 

Eingelegt  wurden  im  Jahre  1897 fl.  74.904-58 

hiezu  Zinsengutschrift  für  jene  Einleger,  Avelche  nicht  infolge 
Austrittes  oder  Entlassung  während  des  Jahres  ihr  Sparein- 

lagebüchel  ausgefolgt  erhielten „      2.060-59 

ergibt  eine  Gesammteinlage  von fl.  76.921-17 

für  das  Jahr  1898. 

Dieser  Einlage  stehen  Rückzahlungen  in  einer  Höhe  von  fl.  61.403.53 
gegenüber,  woraus  obiger  Vermögenszuwachs  von  .....  fl.  15.517*64 
resultiert. 

Einleger  mit  Rentenbüchern  w^aren  am  Schlüsse  des  Jahres  1897  18  vor- 
handen, und  betrug  die  Einlage  fl.  19.312-67. 

Die  Rückzahlungen  vertheilen  sich,  w^as  die  Zahl,  den  Grund  und  die 
Höhe  derselben  betrifft,  in  folgender  Weise: 

Anzahl  Grund  Höhe 

715     Austritt fl.  8.954-86 

215     Entlassung „  1.260-63 

68     Assentierung  und  Einrücken „  1.366-60 

6     Hausbau „  562  90 

21     Haus-,  Grund-  und  Viehankauf „  1.381-40 

117     Hausreparatur,  Zubau „  4.305-80 

72     Bezahlung  von  Satzposten „  2.957-70 

49     Capitalrückzahlung,    Schuldzinsen,    Miet-Pachtzinse, 

Steuern  etc „  1.151-04 

33     Einlagen  in  Los-  und  Sparvereine,  Ankäufe  von  Staats- 
papieren      „  3.523-91 

1296                                                           Fürtrag fl.  25.464-84 
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Anzahl  Grund 

1296  Ueb  ertrag 

67  Heirat 

508  Kleidungsanschaft'ung 

148  Einkauf  von  Lebensmitteln 

135  Wohnungseinrichtung,  Anschaffung  von  Bettzeug  und 

Wäsche 

235  Anschaffung  von  Brennmaterial,  Oefen 

108  Krankheit 

5  Pensionierung 

88  Entbindung,  Taufe,  Firmung 

11  Todesfall    .    .    ; 

52  Beerdigungskosten,  Grabsteine 

39  Keisegejder 

279  Ankauf  von  Nähmaschinen,  Werkzeug,  Musikinstru- 
menten, Unterstützung  der  Eltern  etc.     .    .    . 


2971 


Höhe 

,  fl. 

25.464-84 

J> 

3.410-12 

1) 

8.471-75 

J? 

3.409-60 

» 

3.557-— 

» 

4.028-55 

J7 

2.362-77 

n 

95-58 

?7 

1.293-80 

J) 

116-85 

n 

913-30 

T> 

498-40 

V) 

7.780-97 

fl. 

61:403-53 

Günstige  Kesultate  zeigen  sich  auch  in  anderen  Fabriksetablissements, 
in  welchen  die  Unternehmer  der  materiellen  Lage  ihrer  Arbeiter  entsprechende 
Fürsorge  zuwenden.  In  verschiedenen  Fällen  hat  die  anfangs  von  den 
Firmen  nur  bei  den  bestbezahlten  Arbeitern  angeregte  und  vermittelte  Anlage 
von  Ersparnissen  eine  überraschende  Ausdehnung  genommen.  Viele  jüngere 
Arbeiter  legen,  was  sie  nach  Deckung  der  Lebensbedürfnisse  erübrigen, 
zusammen  und  kaufen  sich  nothwendige  Gebrauchsgegenstände  oder  erwerben 
bei  Zunahme  der  Ersparnisse  ein  kleines  Grundstück,  Vieh  etc.  Die  fürsorg- 
liche Denkungsart,  welche  auf  solche  Weise  hervorgebracht  wird,  tritt  in 
Etablissements,  in  welchen  Fabrikssparcassen  bestehen,  schon  jetzt  deutlich 
zutage  und  führt  die  Arbeiterschaft  günstigeren  Lebensverhältnissen  zu. 

Die  diesbezüglichen  Resultate  entbehren  bisher  der  zusammenfassenden. 
Darstellung.  Bei  der  Wichtigkeit  der  Sache  und  bei  den  zahlreichen 
interessanten  Details  welche  eine  solche  Zusammenstellung  in  Bezug  auf  die 
Lebensführung  der  Arbeiterschaft  bieten  würde,  wäre  es  wohl  eine  dankens- 
werte Aufgabe,  wenn  im  Wege  statistischer  Erhebung  die  Grundlagen  für 
umfassendere  Untersuchungen  geschaffen  würden. 

Eine  weitere  Art  von  Berufssparcassen,  welche  im  Betriebe  der  Post- 
sparinstitute vorkommt,  ist  die  Einrichtung  der  Schiffspostsparcassen, 
durch  welche  der  auf  hoher  See  befindlichen  Schiffsmannschaft  Gelegenheit 
zur  Bewerkstelligung  von  Einlagen  eröffnet  wird.  In  Ansehung  derselben, 
beziehen  wir  uns  auf  die  oben  gebrachten,  bezüglichen  Ausführungen  über 
die  Caisse  nationale  d'epargne  in  Frankreich  und  bemerken,  dass  ähnliche 
Einrichtungen  in  Italien  bestehen.  Auch  in  Oesterreich  wurden  Schiffs- 
postsparcassen im  Anschlüsse  an  diePostsparcasse  eingeführt  und  functionieren 
seit  1.  October  1899.  Die  bezüglichen  Normen  unterscheiden  sich  dadurch 
vortheilhaft   von  jenen   in  Frankreich,    dass    die  Freizügigkeit    der  Büchel, 
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welche  auf  den  Schüfen  ausgegeben  sind,  ausgesprochen  ist.  Auch  auf  diese 
tonnen,  wie  auf  jedes  andere  Einlagebüchel,  ausser  an  Bord  auch  bei  jedem 
beliebigen  k.  k,  Postamte  Einlagen  gemacht  und  Kückzahlungeu  verlangt 
werden. 

Weittragende  Bedeutung  haben  jene  Vorkehrungen,  welche  auf  die 
Popularisierung  der  Sparsamkeit  unter  der  Jugend  gerichtet  sind.  So  ins- 
besondere die  Schulspar cassen.  Als  eine  der  wesentlichsten  Vor- 
bedingungen für  die  Erreichung  des  der  Postsparcasse  gesteckten  Zieles 
gilt  es  ja,  die  heranwachsende  Generation  in  ihren  Interessentenkreis  zu 
ziehen  und  unter  dieser  den  Sparsinn  zu  wecken  und  zu  fördern.  Möglich 
wird  dies  in  vollem  Maasse  nur  dann,  wenn  jene,  welchen  die  Führung  und 
Bildung  der  Kinder  obliegt,  bei  letzteren  die  Erkenntnis  wachrufen,  dass 
Wirtschaftlichkeit  und  zweckentsprechende  Verwendung  der  ersparten  Mittel 
die  Bedingung  für  künftigen  Wohlstand  sei. 

Allerdings  wären  in  dieser  Beziehung  die  Eltern  wohl  in  erster  Linie 
berufen,  auf  ihre  Nachkommenschaft  Einfluss  zu  nehmen.  Aber  gerade  von 
solcher  Seite  darf  man  sich  durchschlagenden  Erfolg  nicht  immer  versprechen. 
Nur  zu  oft  mangelt  es  an  dem  Verständnisse,  vielfach  sind  auch  die 
eigenen  Neigungen  nicht  dazu  angethan.  Deshalb  erscheint  es  nöthig,  dass 
die  Bildner  der  Jugend  auch  in  dieser  Beziehung  eingreifen.  Denn  dadurch 
erst  erfüllt  die  Schule  einen  ihrer  wichtigsten  Zwecke.  Sie  soll  ja  auch  für 
das  wirtschaftliche  Denken  und  Handeln  des  Einzelnen  den  Grund  legen. 
Beides  steht  mit  der  Bildung  und  ethischen  Entwicklung  im  engsten 
Zusiammenhange.  Nur  die  frühzeitige  Aufklärung  über  die  ökonomischen 
Principien  vermag  die  grosse  Masse  der  Individuen  auf  jene  Stufe  zu 
bringen,  welche  dieselbe  bisher  in  dem  Kampfe  ums  Dasein  nicht  zu 
erklimmen  vermochte.  Dazu  bedarf  es  aber  stetiger  Beeinflussung  der 
Jugend.  Es  genügt  nicht,  bloss  die  Vortheile  der  Sparsamkeit  zu  betonen ; 
dem  Kinde  muss  auch  der  Weg  gewiesen  werden,  wie  es  mit  Vermeidung 
überflüssiger  Ausgaben  nach  und  nach  zu  reellem  und  seine  wirtschaftliche 
Existenz  sicherndem  Besitze  gelangen  könne.  Folgerichtig  erscheint  uns  die 
Nothwendigkeit,  auch  auf  die  zweckmässige  Verwendung  der  Ersparnisse 
hinzuwirken.  Erst  dadurch  erhebt  sich  die  Schulsparcasse  von  der  banalen 
Oeldansammlung  zu  einem  wichtigen  Mittel  der  Erziehung.  Die  Vorstellung 
von  den  Vortheilen  des  Sparens  und  von  den  Folgen  leichtsinniger  Geld- 
vergeudung muss  in  dem  jungen  Gemüthe  haften  bleiben.  Alsdann  wird 
schon  durch  die  Begriffsassociation,  durch  den  Eindruck,  den  die  Ver- 
knüpfung der  Vorstellungen  von  Noth  und  eigenem  Verschulden  auf  die 
Willenskraft  des  Einzelnen  ausübt,  die  kommende  Generation  dazu  gebracht 
werden,  dem  wirtschaftlichen  Niedergange  durch  eigene  Fürsorge  zu  begegnen. 
Indem  wir  bezüglich  des  Standes  der  Schulsparcassen  im  allgemeinen  auf 
die  Broschüre:  „Histoire  et  manuel  de  l'institution  des  Caisses  d'epargne 
scolaires"  von  A.  de  Malarce  hinweisen,  beschränken  wir  die  nachfolgenden 
Ausführungen  auf  die  mit  der  Gebarung  staatlicher  Sparinstitute  in  Ver- 
bindung stehenden  Einrichtungen. 
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In  Belgien  war  unmittelbar  nach  Eröffnung  der  Caisse  generale  d'epargne 
(1865)  der  Gemeinderath  von  Gand  daran  gegangen,  in  den  Elementar-  und 
Fortbildungsschulen  Spareinrichtungen  im  Anschlüsse  an  die  genannte  Casse 
einzuführen.  Gleich  vom  Beginne  an  übertraf  das  Resultat  die  gehegten 
Erwartungen.  Bereits  im  zweiten  Jahre  des  Bestandes  gab  es  in  Gand  unter 
6458  Schülern  6270  Sparende,  welche  in  diesem  Jahre  mehr  als  40.000  Francs 
zurückgelegt  hatten.  Und  auch  die  Rückwirkung  auf  die  Familienmitglieder 
blieb  nicht  aus.  Bald  zeigte  sich  auch  bei  diesen  eine  gesteigerte  Spar- 
thätigkeit.  Solche  Erfolge  konnten  auf  andere  Schulbezirke  nicht  ohne 
Einfluss  bleiben.  Viele  Städte,  Brüssel  an  der  Spitze,  sowie  zahlreiche 
Landgemeinden  folgten  diesem  Beispiele  und  ergab  sich  von  da  ab  überall 
eine  lebhafte  Propaganda  zu  Gunsten  der  Schulsparcassen.  Subsidien  wurden 
an  solche  vom  Staate  und  von  Gemeinden  gewährt,  Schuldirectoren  und 
Bürgermeister  für  die  Institution  interessiert.  Selbst  Private  widmeten 
namhafte  Beträge  für  diesen  Zweck,  um  dürftige  Schüler  durch  erste  Ein- 
lagen und  Prämien  zu  weiterem  Sparen  anzuregen.  Unter  solchen  Umständen 
nahmen  die  Schulsparcassen  in  Belgien  raschen  Aufschwung.  Ende  1896 
besassen  von  den  9130  Elementarschulen  6090  Spareinrichtungen.  An  selben 
nahmen  291.496  Schüler  theil,  welche  Ersparnisse  von  6-3  Millionen  Francs 
erzielten.  Ueberdies  existierten  Ende  1896  auch  in  738  Mittel-  und  Fortbildunors- 
schulen  12.522  sparende  Zöglinge  mit  einem  Guthaben  von  412.000  Francs. 
Der  grössere  Theil  der  Ersparnisse  erliegt  in  Barem  bei  der  Caisse  d'epargne. 
Nur  geringe  Summen   wurden   zum  Ankaufe   von  Staatspapieren  verwendet. 

Das  britische  Reich  ist  erst  im  Jahre  1891  zu  einer  Organisation 
der  Schulsparcassen  gekommen,  in  welchem  Jahre  die  Aufhebung  des 
Schulgeldes  verfügt  wurde.  Diese  Gelegenheit  benützte  die  Regierung,  um 
auf  die  Einlage  der  hieduch  in  Wegfall  kommenden  Ausgaben  bei  der 
Postsparcasse  hinzuwirken  und  das  Verständnis  für  die  Vortheile  des  Sparens 
unter  der  Schuljugend  zu  fördern.  Als  vorzügliche  Mittel  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  bewährte  sich  die  Verwendung  eigener  Sparkarten,  deren 
Abgabe  die  Lehrer  gegen  Verrechnung  besorgten,  sowie  das  Abholen  der 
Einlagen  durch  postämtliche  Organe.  Wo  letzteres  nicht  geschah,  wurden 
die  Einlagen  der  Schüler  in  von  der  Post  office  savings  bank  beigestellten 
Couverts  portofrei  und  recommandiert  dem  nächstgelegenen  Hauptpostamte 
gesendet.  Diesen  Maassnahmen  ist  es  vornehmlich  zu  danken,  dass  bereits 
im  Jahre  1895  8668  Schulsparcassen  mit  namhaften  Guthabungen  bestanden. 

In  Italien  wurde  die  Gebarung  der  Schulsparcassen  auf  gesetzlichem 
Wege,  u.  zw.  durch  Art.  13  und  15  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1875 
geregelt.  Nach  diesen  Bestimmungen  können  Leiter  von  Schulen,  welche  die 
Ersparnisse  von  Schülern  zu  sammeln  beabsichtigen,  bei  den  Postämtern 
ein  Postsparcassebuch  erhalten,  in  welches  sie  cumulativ  die  eingesammelten 
Sparbeträge  einlegen.  Die  Guthabungen  solcher  Sammelbücher  werden  auch 
über  die  für  andere  Einlagen  festgesetzte  Maximalsumme  von  2000  Lire 
verzinst.  Die  Leiter  erhalten  die  erforderlichen  Drucksorten  für  die  Ein- 
tragungen und   sonstigen   auf  die  Ersparnisse  in  ihren  Schulen  bezüglichen 
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Manipulationen  unentgeltlich  (Art.  13).  Aus  dem  Gewinne  der  Gebarung 
mit  den  Spareinlagen  können  den  Schulleitern,  welche  sich  um  die  Ver- 
breitung des  Postsparwesens  mit  besonderem  Erfolge  bemüht  haben,  Geld- 
prämien zugewendet  werden,  i) 

Unter  dem  Einflüsse  dieser  Vorkehrungen  nahmen  die  Schulsparcassen 
in  Italien  eine  stetige  Entwicklung.  1894  betrug  die  Zahl  der  Einlagen 
entgegennehmenden  Lehrer  7493,  jene  der  sparenden  Schüler  106.158,  die 
Anzahl  der  Einzahlungen  383.714  und  der  Betrag  der  Einlagen  344.669  Lire. 

Eumänien  hat  in  Ansehung  der  Schulsparcassen  einen  in  solcher 
Schärfe  nirgends  zum  Ausdruck  gebrachten  Gedanken  verwirklicht.  Während 
in  den  übrigen  Staaten  die  Führung  solcher  Gassen  ausschliesslich  dem 
freiwilligen  Wirken  der  Schulorgane,  zumeist  über  Initiative  einzelner 
Anhänger  der  Sache  (Laurent  in  Belgien,  A.  de  Malarce  in  Frankreich, 
woselbst  die  Schulsparcassen  im  Anschluss  an  die  Privatsparinstitute 
organisiert  sind)  zu  danken  ist,  statuierte  man  in  Rumänien  die  Verpflichtung 
der  Lehrer  und  Schuldirectoren  zur  Uebernahme  der  Sparcasseagenden  bei 
Gründung  der  Postsparcasse  auf  gesetzlichem  Wege.  Die  Durchführungs- 
bestimmungen gehen  noch  weiter;  sie  verpflichten  die  Directoren  und 
Schulvorsteher,  täglich  früh  vor  dem  Unterrichte  in  jeder  Classe  die  Vor- 
theile  der  Sparcasse  zu  erläutern,  Einlagen  in  Empfang  zu  nehmen  und  in 
Gegenwart  der  Schüler  zu  verbuchen.^) 


^)  Das  in  Durchführung  des  Gesetzes  erlassene  Reglement  stellt  den  Verkehr  in 
folgender  Weise  fest.  Die  Schuldirectoren,  welche  sich  mit  den  Agenden  des  Postspar- 
cassendienstes  in  Gemässheit  des  Art.  13  cit.  leg.  befassen,  haben  zunäclist  die  General- 
direction  der  Postsparcasse  hievon  zu  verständigen  und  sich  beim  Localpostamte  dies- 
falls vorzustellen.  An  den  zur  Annahme  von  Ersparnissen  bestimmten  Tagen  sammeln  die 
Schuldirectoren  jene  Beträge,  welche  die  Schüler  —  im  Minimum  5  centesimi  —  ein- 
legen wollen  und  tragen  dieselben  in  ein  Empfangs-Journal  und  in  das  Conto  corrente- 
Journal  für  die  einzelnen  Schüler  ein.  Eine  Abschrift  des  letzteren  wird  den  Schülern 
zur  Vorweisung  an  ihre  Familien  ausgefolgt.  Für  die  hiezu  erforderlichen  Drucksorten 
wird  durch  die  Postsparcasse  vorgesorgt.  Unmittelbar  nach  der  Sammlung  aller  Spar- 
beträge werden  dieselben  in  der  Gesaramtsumme  an  das  Postamt  abgeführt,  und  in  das 
bei  der  ersten  Abfuhr  an  den  Director  verabfolgte  Collectivsparbuch  eingetragen.  Sobald 
der  Antheil  eines  Schülers  den  Betrag  von  1  Lire  erreicht^  wird  derselbe  über  Ersuchen 
des  Schuldirectors  von  dem  Saldo  des  Collectivbuches  abgezogen  und  in  ein  anderes 
auf  den  Namen  des  Schülers  ausgestelltes  Buch  übertragen.  Dasselbe  ist  vom  Eigen- 
thümer  zu  unterfertigen,  wobei  die  Unterschrift  vom  Schuldirector  bestätigt  wird.  Dieses 
Buch  bleibt  in  Verwahrung  des  Schuldirectors,  dient  zu  weiteren  Einlagen  und  wird  nur 
nach  jeder  neuen  Einlage  oder  Rückzahlung  an  den  Schüler  behufs  Vorweisung  an  die 
Kitern  gegen  alsbaldige  Rückstellung  ausgefolgt.  Eine  Barauszahlung  der  in  den  Collectiv- 
büchern  eingetragenen  Summen  darf  an  die  Schuldirectoren  nicht  erfolgen. 

2)  Die  wichtigsten  Vorschriften  über  die  rumänischen  Schulsparcassen  sind  folgende: 
Alle  Lehrer  und  Lehrerinnen  sind  Nebenagenten  der  Postsparcasse.  In  den  Schulen 
wird  in  jeder  Classe  ein  Prospect  affichiert,  welcher  die  Vortheile  der  Sparcasse,-  das 
Gesetz  und  die  Durchfiihrungsmodalitäten  enthält.  Die  Schüler  können  täglich  zu  Händen 
des  Directors  oder  Lehrers  einen  Betrag  nicht  über  5  Lei  hinterlegen.  Monatlich  werden 
die  Einlagen  vom  Lehrer  einem  Hauptagenten  der  Postsparcasse  abgeführt,  worauf  die 
Aufstellung  der  Büchel  für  die  Schüler  erfolgt.  Collectivbüchel,  wie  sie  in  Italien  einge- 
führt   sind,    dürfen    für    die   betreffende    Schule   nicht   aussfefertigt  werden   und  bleiben 
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In  Oester reich  fand  das  Schulsparcassenwesen  eine  normative 
Regelung  bisher  nur  in  den  Militär-Erziehungs-  und  Bildungsanstalten,  bei 
•welchen  seit  dem  Jahre  1883  Zöglings-Sparvereine  bestehen.  Als  Zweck 
derselben  wurde  hingestellt,  „den  Sparsinn  der  Zöglinge  zu  wecken  und  zu 
fördern",  insbesondere  aber  ein  kleines  Capital  zu  ersparen,  welches  als 
Behelf  zur  Equipierung  zu  dienen  hat.  Das  vorhandene  Capital  wird  bei 
der  Postsparcasse  oder  einem  anderen  soliden  Creditinstitute  fructificiert, 
u.  zw.  für  jeden  Zögling  auf  separatem  Einlagebuch. 

Die  Civilschulen  Oesterreichs  zeigen  bloss  vereinzelte  Anfänge  von 
~Schulsparcassen  und  entbehren  letztere  derzeit  noch  der  Organisation.  Doch 
melirt  sich  auch  hier  die  Zahl  der  Schulfunctionäre,  welche  sich  der  Auf- 
gabe unterziehen,  auf  die  Förderung  des  Sparsinnes  unter  der  heranwachsenden 
Generation  Einfluss  zu  nehmen  und  bei  Bewerkstelligung  von  Einlagen  und 
Kückzahlungen  zu  intervenieren. 

Mustergiltig  sind  in  dieser  Beziehung  die  Einrichtungen  in  einigen 
Wiener  fachlichen  Fortbildungsschulen.^)  Daselbst  erhält  jeder  Schüler  zu 
Beginn  des  Schuljahres  unentgeltlich  eine  mit  der  Schulstampiglie  versehene 
und  mit  dem  Namen  des  Schülers  beschriebene  Postsparkarte;  an  jedem 
Schultage,  sowohl  vor  als  auch  nach  dem  Unterrichte  und  in  den  Zwischen- 
pausen, werden  vom  Director  Einlagen  in  die  Postsparcasse  entgegen- 
genommen und  an  Schüler  neue  Postsparcassenbücher  aus  dem  der  Schule 
gegen  Verrechnung  überlassenen  Vorrathe  verabfolgt.  lieber  Wunsch  des 
Schülers  können  die  Einlagebücher  auch  in  der  Schulkanzlei  für  das  laufende 
Jahr  in  Aufbewahrung  belassen  werden.  Die  gesammelten  Gelder  werden 
mittels  Consignationen  an  die  Postsparcasse  abgeführt  und  daselbst  der 
Buchung  unterzogen.  Zum  Zwecke  der  Aneiferung  der  Schüler  ist  ins- 
l)esondere  im  November  und  December  Zweck  und  Einrichtung  des  Spar- 
verkehres der  Postsparcasse  unter  Benützung  von  Formularien  für  den 
Anschauungsunterricht  zu  erläutern  und  sind  den  Sparsinn  belebende  Lese- 
stücke und  Aufsätze  durchzuarbeiten.  Wenigstens  zweimal  im  Jahre  sind 
die  Schüler,  welche  sich  bis  dahin  kein  Sparcassebuch  gelöst  haben,  nach 
der  Ursache  dieses  Umstandes  und  nach  dem  Verbleib  der  gespendeten 
.Sparkarte  zu  befragen. 

Wie  einfach  diese  Einrichtungen  auch  sind,  wurden  durch  sie  doch 
überraschende  Erfolge  erzielt.  So  hat  sich  beispielsweise  im  letzten  Jahre 
an    einer    der    erwähnten  Schulen    die  Zahl   der    sparenden  Schüler  nahezu 


Monatsersparnisse  unter  1  Lei  beim  Schullehrer,  um  erst,  nachdem  sie  auf  1  Lei  ange- 
wachsen sind,  an  die  Postsparcasse  abgeführt  zu  werden.  Nicht  ohne  Interesse  sind  auch 
die  Bestimmungen  über  die  Vertheilung  etwaiger  Zuwendungen.  Nach  Art.  19  des  Gesetzes 
kann  der  Director  einer  jeden  Schule  Geschenke  für  den  Schulsparcassenfond  annehmen. 
Dieselben  werden  zur  Bildung  eines  Sparguthabens  benützt.  Letzteres  wird  in  44  Theile 
zerlegt  und  jede  solche  Quote  allwöchentlich  unter  die  Schüler  nach  ihren  Portgangs- 
olassen  aufgetheilt  bezw.  den  Guthabungen  bei  der  Postsparcasse  zugeschrieben. 

^)  Fortbildungsschule    der    Hoteliers,     der   Gastwirte,    der    Kaffeesieder,    Allinas 
Handelsschule. 
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verdoppelt,  und  betrug  das  Guthaben  der  473  Theilnehmer  an  der  Schul- 
sparcasse  rund  48.000  K. 

Auch  dort,  wo  einsichtige  Fabriksherren  für  das  Wohl  der  Arbeiter- 
kinder besorgt  sind,  war  die  Einwirkung  auf  den  Sparsinn  in  der  Volksschule 
von  günstigem  Resultate  begleitet.  Es  zeigte  sich  auch  bei  solchen  Be- 
strebungen, dass  die  Kinder  mit  der  zunehmenden  Gelegenheit  Freude  am 
Sparen  gewinnen  und  auch  nach  dem  Verlassen  der  Bildungsstätte  als 
Fabriksarbeiter  dasselbe  fortsetzen. 

Die  mit  den  Fabriks-  und  Schulsparcassen  in  verschiedenen  Staaten 
gemachten  günstigen  Erfahrungen  lassen  es  wünschenswert  erscheinen,  dass 
diesen  Einrichtungen  auch  in  Ländern,  wo  dies  noch  Aveniger  der  Fall  ist, 
eine  ihrer  Bedeutung  entsprechende  Verbreitung  zutheil  werde.  Hiebei  können 
die  Postsparcasse  ihrerseits  wohl  nur  wenig  directen  Einfluss  nehmen;  ihnen 
obliegt  es  ja  nur,  die  Bedingungen  für  eine  allgemeinere  und  intensivere 
Bethätigung  des  Sparsinnes  zu  schaffen.  Die  Benützung  seitens  der  Be- 
theiligten ist  ihrer  Ingerenz  entrückt.  Hier  müssen  die  geistig  führenden 
Kreise  die  Initiative  ergreifen  und  insbesondere  die  Arbeitgeber  und  Lehrer. 
So  lange  diese  nicht  die  Idee  aufnehmen  und  ihren  Einfluss  aufbieten,  um 
selbe  zu  verwirklichen,  wird  der  Erfolg  nur  ein  beschränkter  bleiben. 

Nicht  ohne  Interesse  ist  das  Problem  der  Prämienbetheilung  der 
Spareinleger,  da  diese  Einrichtung,  wie  in  der  Publicistik ' )  wiederholt  hervor- 
gehoben wurde,  vielleicht  berufen  ist,  in  der  Geschichte  des  Zahlenlottos 
eine  maasgebende  EoUe  zu  spielen.  Die  gegen  das  letztere  gerichtete  Be- 
wegung theilt  sich  bekanntlich  in  zwei  Strömungen,  von  welchen  die  eine 
unbedingte  Aufhebung  des  Lottos  anstrebt,  während  die  andere  an  dessen 
Stelle  eine  Institution  setzen  will,  welche  der  in  der  Volksseele  so  tief 
wurzelnden  Leidenschaft  für  das  Glücksspiel  Rechnung  trägt,  dabei  aber 
auch  den  Sparsinn  fördert.  Als  solche  werden  Prämiensparcassen  hingestellt, 
deren  Betrieb  dem  Postsparcasseninstitute  übertragen  werden  soll.  Dass  durch 
eine  derartige  Verbindung  des  Glücksspieles  mit  dem  Sparwesen  der  Ueber- 
gang  in  den  Gewohnheiten  der  Bevölkerung  erleichtert  und  auf  deren 
Anschauungen  in  Ansehung  des  Sparens  erziehlich  eingewirkt  würde,  bedarf 
wohl  keiner  besonderen  Betonung.  Doch  müsste  nach  unserem  Dafürhalten, 
soll  nicht  der  Zweck  solcher  Einrichtungen  —  die  Umwandlung  der  Spieler 
zu  Sparern  —  gefährdet  werden,  bei  Bemessung  der  Prämien  sowie  bei 
den  Durchführungsmodalitäten,  etwa  durch  die  Bedingung  einer  längeren 
Belassung  des  Guthabens,  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass  der 
Sparcharakter  nicht  in  den  Hintergrund  tritt  und  den  Einlegern  die  Er- 
langung der  Prämien  nicht  etwa  als  alleiniges  Ziel  vorschwebt. 

Eigentliche  Sparpräraien,  wie  sie  bei  einzelnen  privaten  Instituten 
vorkommen,  sind  bisher  bei  keiner  Postsparcasse  eingeführt.  Wohl  aber 
findet  sich  bei  letzteren,  u.  zw.  in  Belgien,  Italien,  Frankreich  und  Schweden 
der  Gedanke  verwirklicht,  den  Reingewinn,  bezw.  einen  Theil  desselben   an 

1)  Zuletzt  von  Dr.  Reitler  in  einem  in  der  „Zeit"  veröffentlichten  Artikel  „Prä- 
mien der  Postsparcasse". 
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die    während   längerer  Zeit    sparenden  Einleger    behufs  Erhöhung    der  Ver- 
iinsung  zu  vertheilen.^) 

Nach  den  Erfahrungen,  welche  mit  dieser  Form  der  Betheiligung  der 
Sparenden  am  Reingewinne  bisher  gemacht  wurden,  lässt  sich  nur  schwer 
ein  abschliessendes  Urtheil  fällen.  In  Italien  trägt  man  sich  mit  dem 
Gedanken,  sie  wieder  aufzugeben,  da  durch  selbe  besonderer  Einfluss  auf 
die  Förderung  des  Spartriebes  nicht  ausgeübt  wird,  dem  Institute  aber  eine 
grosse  Arbeitslast  erwächst  und  ihm  in  der  Totalsumme  sehr  bedeutende 
Beträge  entzogen  werden,  ohne  dem  Einzelnen  nennenswerte  Vortheile  zu 
bieten.  In  Belgien  hat  sich  diese  Einrichtung,  vom  spartechnischen  Gesichts- 
punkte aus  betrachtet,  bisher  zwar  bewährt  und  dazu  beigetragen,  die  Saldo- 
kündigungen zu  vermindern.  Dabei  Saldokündigungen  das  Recl)t  derRepartition 
an  dem  Gewinne  erlischt,  liegt  es  eben  im  Interesse  der  Einleger,  wenigstens 
das  Minimum  per  1  Frc.  auf  ihrem  Büchel  zu  belassen.  Dadurch  bleiben 
dieselben  mit  der  Postsparcasse  im  Contacte  und  beginnen  bei  sich  bessernder 
wirtschaftlicher  Lage  wieder  von  neuem  mit  den  Einlagen.  Doch  zwingt 
auch  in  Belgien  der  sinkende  Ertrag  aus  der  Veranlagung  der  Fonde  zu 
geringer  Bemessung  der  den  Einlegern  zugewiesenen  Summen.  So  wurden 
bei  der   I.  Vertheilung  (1870)  04  Mill.  Eres.,  d.  i.  30  Proc.  der  ojähr.  Interessen 
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vertheilt,  wodurch  sich  der  3 proc.  Zinsfuss  für  die  ständigen  Einlagen  auf 
3-9  Proc,  bezw.  3-4,  3-3  und  315  Proc.  erhöhte.  Seit  1890  ist  keine 
Vertheilung  aus  dem  Reservefond  mehr  erfolgt.-)  Bei  der  nur  geringen 
Höhe  der  letzten  Zuschüsse  (015 proc.  Erhöhung  der  Zinsen)  ergibt  sich 
auch  für  Belgien  die  Frage,  ob  dieselben  dem  Zwecke  einer  wirksamen 
Anregung  zum  Sparen  in  der  Zukunft  entsprechen  können. 


„  n. 

„ 

(1875)  1-3 

„  III. 

11 

(1880)  1-5 

„  IV. 

11 

(1885)  1-8 

„    V. 

11 

(1890)  1-6 

^)  Diesbezüglich  besagt  §  32  des  belgischen  Gesetzes  vom  Jahre  1865:  Die 
Eogierung  kann  nach  Anhörung  des  Generalrathes  bestimmen,  dass  nach  je  fünf  Jahren 
ein  Theil  des  Reservefonds  unter  jene  aufrechten  Einlagebüchel  vertheilt  werde,  welche 
mindestens  seit  einem  Jahre  existieren.  Diese  Zulage  erfolgt  nach  Maassgabe  der  Inter- 
essen während  der  letzten  5  Jahre.  Die  Gewinne  aus  den  Operationen  der  Caisse  kommen 
den  Einlegern  zugute;  Art.  15  des  italienischen  Gesetzes:  Nach  Ablauf  eines  jeden 
Quinquenniums  können  im  Maximum  ^J^q  des  verbleibenden  Reingewinnes  auf  jene  Spar- 
cassebücher,  welche  schon  seit  mehr  als  einem  Jahre  ausgestellt  sind,  und  zwar  im  Ver- 
hältnisse zu  den  auf  diese  Bücher  während  d'.'r  5-jährigen  Zeitperiode  angesammelten 
Zinsen  aufgetheilt  werden,  und  Art.  8,  al.  2  des  französischen  Gesetzes  vom  Jahre  1875: 
Jene  Einlagebüchel,  deren  Umsatz  in  Rückzahlungen  und  Einlagen  einschliesslich  des 
früheren  Guthabens  500  Francs  im  Laufe  cin;s  Jahres  nicht  übei steigt,  können  entweder 
durch  Zuwendung  systemisierter  Prämien  oder  durch  einen  erhöhten  Zinsfuss  begünstigt 
•worden.  Das  schwedische  Gesetz  endlich  bestimmt,  dass  die  über  die  Verwaltungskosten 
hinausgehenden  Reinerträgnisse  zu  Maassnahmen  behufs  Förderung  der  Sparsamkeit  unter 
den  weniger  bemittelten  Volkskreisen  verwendet  werden  können. 

2)  Die  Kosten  der  Ermittlung  bei  der  V.  Repartition  im  Jahre  1890  beliefen  sich 
auf  rund  40.000  Francs. 
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Von  den  übrigen  bei  ausländischen  Postsparcassen  vorkommenden 
Betriebseinrichtmigen  werden  jene,  welche  mehr  das  Zahlungswesen  betreffen, 
wie  beispielsweise  die  Gebarung  mit  den  Bardepositen,  mit  den  staatlichen 
Gleldern  etc.,  in  Ländern  mit  Postcheck  verfahren  besser  in  diesem  durch- 
zuführen sein,  andere  aber  als  derzeit  weniger  actuell  einem  späteren  Zeit- 
punkte vorbehalten  werden  können.  Letzteres  gilt  wohl  auch  für  die  am 
Lissaboner  Postcongress  vorgeschlagene  Verbindung  des  Postsparcassen- 
verkehrs  auf  internationaler  Basis.  Die  Anregung  zu  einer  solchen  gieng 
vom  Bevollmächtigten  Frankreichs  aus,  welcher  auf  die  Vortheile  hinwies, 
die  dem  Publicum  durch  einen  regelmässigen  von  den  Postanstalten  zu 
vermittelnden  Austausch  der  Sparcassenguthabungen  zwischen  den  einzelnen 
Staaten  zufliessen  könnten. 

Als  Grundlage  für  eine  erste  Berathung  wurden  folgende  Punkte  in 
Aussicht  genommen: 

1.  Jeder  Staat  wird  die  Verwaltung  der  Postsparcassengebarung  auch 
für  Kechnung  ausländischer  Einleger  ausschliesslich  nach  den  von  der 
einheimischen  Gesetzgebung  getroffenen  Bestimmungen  regeln; 

2.  der  Austausch  der  Sparguthaben  wird  ausschliesslich  von  Postanstalt 
zu  Postanstalt  durch  Vermittlung  der  Centralbehörden  auf  Antrag  der  Ein- 
leger und  mittelst  Uebertragungen  in  dos  Wortes  weitester  Bedeutung 
vollzogen,  das  ist  mit  der  Maassgabe,  dass  die  Guthaben  sowohl  ganz  wie 
theilweise,  sowohl  für  Rechnung  der  Vorzeiger  der  zu  übertragenden  Spar- 
bücher, wie  für  Rechnung  eines  von  diesem  bezeichneten  Dritten  ganz  nach 
dem  Willen  der  Betheiligten  übertragen  werden  können; 

3.  die  Uebertragung  selbst  würde  durch  einen  für  jeden  einzelnen 
Antrag  von  der  das  Sparguthaben  besitzenden  Postanstalt  auf  die  aus- 
zahlende Postanstalt  sofort  zu  ziehenden,  14  Tage  oder  einen  Monat  nach 
dem  Tage  der  Uebertragung  fälligen  Wechsel  zu  vollziehen  sein; 

4.  der  Ueberschuss,  der  sich  aus  dem  Austausche  dieser  Wechsel 
zwischen  den  Vertragsstaaten  ergibt,  wird  von  Zeit  zu  Zeit  unter  Berechnung 
von  Zinsen  zu  Gunsten  der  forderungsberechtigten  Postanstalt  bankmässig 
auszugleichen  sein; 

5.  die  Uebertragung  von  Guthaben  von  einem  Staate  zum  anderen 
geschieht  augenblicklich  als  Geldsendung,  welche  einer  Ueberweisungsgebür 
von  1  Proc.  unterworfen  sind. 

Nach  Befürwortung  dieses  Vorschlages  seitens  der  Bevollmächtigten 
Belgiens,  Italiens  und  Luxemburgs  beschloss  der  Congress  einstimmig,  das 
Berner  internationale  Bureau  mit  Aufstellung  eines  Entwurfes  zu  beauftragen, 
der  den  einzelnen  Verwaltungen  zugestellt  und  sobald  diese  es  für  geeignet 
halten  werden,  in  einer  besonderen  Conferenz  zu  erörtern  sein  solle. 

Ob  für  die  Einführung  eines  solchen  Wechselverkehrs  zwischen 
sämmtlichen  Postsparcassen  rücksichtlich  der  Spareinlagen  ein  allgemeines 
Bedürfnis  besteht,  ist  wohl  fraglich.  Die  Interessensphären  der  minder 
bemittelten  Volksclassen  greifen  nicht  in  allen  Staaten  im  selben  Maasse 
auf  die   Nachbarländer   über,    wie    dies    in   Belgien,   Frankreich    und   den 
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Niederlanden  der  Fall  ist;  und  auch  in  diesen  Staaten  ist  ja  der  zifter- 
mässige  Erfolg  nur  gering.  Für  Oesterreich  hätte  voraussichtlich  nur  der 
Wechselverkehr  mit  Italien  Bedeutung,  da  aus  letzterem  Staate  eine  grosse 
Zahl  von  Arbeitern  alljährlich  in  den  im  Eeichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  Verdienst  sucht  und  findet.  Doch  wäre  die  Bewegung 
voraussichtlich  nur  einseitig  zu  Gunsten  Italiens. 

Dagegen  könnte  aber  ein  gegenseitiger  üeberweisungsverkehr  im  Post 
checkverfahren  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  für  den  Ausgleich  der 
internationalen  Zahlungen  von  grösster  Bedeutung  werden.  Die  auswärts 
zutage  tretende  Strömung  zu  Gunsten  der  Einführung  eines  nach  öster- 
reichischem Muster  organisierten  Checkverkehres  eröffnet  die  Aussicht  auf 
Verwirklichung. 

Gleichwie  die  Einrichtungen  spartechnischer  Natur  wirken  auch  jene 
Eechtsgrundsätze  auf  das  Sparwesen  fördernd  ein,  welche  in  das  social- 
politische  Gebiet  übergreifend,  Exemptionen  von  den  bestehenden  allgemeinen 
Normen  zugunsten  der  Einleger  von  Postsparcassen  statuieren.  Hierunter 
fallen  insbesondere  die  Steuerfreiheit  der  Guthabungen  ^),  die  Stempel-  und 
Gebnrenfreiheit  der  auf  die  Postsparcassen  Bezug  habenden  Rechtsacte  und 
die  Befreiung  der  Postsparcassenbücher  von  der  Execution.  Diese  Begünsti- 
gungen sind  bei  den  meisten  Postsparcassen  auf  die  Person  des  Einlegers 
beschränkt.  Aehnliche  Gründe,  wie  sie  für  die  Festsetzung  solcher  Exemptionen 
überhaupt  maassgebeud  waren,  sprechen  aber  auch  für  deren  Ausdehnung 
über  die  Lebenszeit  des  Einlegers  hinaus.  Die  gebürenfreie  Uebertragung 
der  Guthaben  an  die  Erben,  deren  Schutz  gegen  eine  etwaige  schonungslose 
Verfolgung  der  Rechte  seitens  der  Gläubiger,  sowie  überhaupt  die  Nicht- 
einbeziehung  der  Beträge  in  die  Verlassenschaft  der  Einleger  würde  einem 
Bedürfnisse  entsprechen  und  wären  derartige  Beneficien  vom  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkte  höchst  wichtig.  Das  Ableben  des  Einlegers 
führt  ja  meistens  zur  Theilung  des  Nachlasses  und  liegt  kein  Grund  vor, 
warum  den  Erben  hinsichtlich  der  Postsparcassenguthaben  nicht  ähnliche 
Rechte  eingeräumt  werden  sollten,  wie  den  Verstorbenen.  Von  einfachen  Formen 
hei  Realisierung  hinterlassener  Sparbeträge  steht  die  Gewinnung  der  Rechts- 
nachfolger als  Einleger  zu  erwarten,  während  es  auf  den  Spartrieb  hemmend 


')  Das  österreichische  Postsparcassengesetz  vom  18.  Mai  1882  enthält  diesbezüglicli 
im  Art.  21  folgende  Bestimmung:  Das  Einkommen  der  Postsparcassen  ist  steuerfrei.  Die 
au  das  Postsparcassenamt,  die  Postbehörden  und  ihre  Organe  gerichteten  Eingaben  der 
Einleger,  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  oder  Bevollmächtigten  in  Angelegenheiten  des 
Postsparcassendienstes,  sowie  die  im  Art.  6  eiwähnten  Uebertragungsacte  (Cessionen  vor 
den  Postämtern)  sind  Stempel-  und  gebürenfrei;  ebenso  sind  die  Zinsen  von  Spareinlagen 
von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer  und  jeder  in  der  Folge  an  deren  Stelle 
tretenden  Steuer  befreit. 

Das  in  vorstehender  Weise  zum  Ausdrucke  kommende  Princip  der  Steuerexemption 
hat  aber  durch  die  neue  Steuergesetzgebung  (Gesetz  vom  25.  October  1896,  R.-G.-Bi. 
Nr.  220,  §§  125  u.  169)  eine  Aenderung  erfahren,  indem  die  Zinsen  aus  den  Spar- 
einlagen zwar  von  der  Rentensteuer  ausgenommen  sind,  jedoch  der  Personaleinkommen- 
steaer  unterliegen. 
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einwirkt,  wenn  bei  dem  Mangel  anderer  Verlassenschaftsgegenstände  lediglich 
aus  Anlass  der  Flüssigmachung  des  Guthabens  eine  gerichtliche  Intervention 
erforderlich  ist. 

Um  eine  rasche  und  kostenlose  Hinausgabe  der  Nachlassguthaben 
zu  sichern,  hat  die  englische  Postsparcassennovelle  weitgehende  Erleichte- 
rungen für  deren  Kealisierung  eingeführt,  wovon  bereits  Erwähnung  geschah 
(S.  250).  Aehnliche  Bestimmungen,  welche  der  Postsparcassenverwaltung  das 
Recht  zur  selbständigen  Hinausgabe  von  Guthaben  Verstorbener  ohne  Pflege 
einer  Verlassenschaftsabhandlung  einräumen,  würden  sich  auch  für  die 
Gebarung  anderer  Postsparcassen  empfehlen.  (Schluss  folgt.) 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


LXXXXIII.  bis  LXXXXVII.   Plenarversammlung. 

In  den  Monaten  Januar  und  Februar  widmete  die  Gesellschaft  österreichischer 
Völkswirte  4  Discussionsabende  der  Frage  eines  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses mit  Deutschland.  Die  ausserordentliche  Wichtigkeit  und  Tragweite 
dieses  Gegenstandes,  sowie  seine  grosse  Actualität  bewirkten  die  rege  Theilnahme 
der  industriellen  Kreise  an  diesen  Berathungen  und  die  grosse  Aufmerksamkeit, 
die  diesen  in  der  Oeffentlichkeit  entgegengebracht  wurde.  Mit  Recht  wies  der  Vor- 
sitzende Professor  v.  Philipp  ovich  in  seinen  einführenden  Worten  darauf 
hin,  dass  dieses  Thema  nicht  nur  die  unmittelbar  Interessierten  berühre,  sondern 
unsere  ganze  Volkswirtschaft,  unser  ganzes  staatliches  Leben  in  hohem  Grade  zu 
beeinflussen  geeignet  sei. 

Eingeleitet  wurde  die  Discussion  durch  ein  Referat  von  Dr.  J  o  s  e  f  G  r  u  n  z  e  1. 
Dieser  hält  zwar  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  eine  Zollunion  nicht  für 
durchführbar,  wohl  aber  glaubt  er,  dass  eine  Zwischenform  unseres  handelspoli- 
tischen Verhältnisses  zu  Deutschland  möglich  wäre,  welche  sich  mit  einigen  Vor- 
theilen  der  ijollunion  begnügt  und  dafür  alle  Gefahren  derselben  vermeidet.  Er 
beleuchtete  die  Entwicklung,  welche  die  Idee  einer  handelspolitischen  Einigung 
mit  Deutschland  seit  dem  Jahre  1849  genommen  hat,  die  wirtschaftlichen  Kräfte, 
welche  überall  in  neuerer  Zeit  auf  eine  Vergrösserung  der  einheitlichen  Zollgebiete 
hinwirken.  Er  wies  hin  auf  die  bekannten  Bestrebungen  in  Belgien,  Holland  und 
der  Schweiz,  auf  ähnliche  Tendenzen  in  Italien,  auf  die  imperialistische  Handels- 
politik Englands,  auf  die  Idee  eines  panamerikanischen  Bundes  u.  s.  w. 

Als  Hindernisse  einer  völligen  Zollunion  bezeichnete  er  die  Ungleichartigkeit 
der  Verbrauchssteuern,  des  Consums,  der  Währung,  vor  allem  aber  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung.  Schon  das  gegenwärtige  Vertragsverhältnis  mit  Deutschland 
bedeute  eine  specielle  Begünstigung  des  Handelsverkehres  mit  diesem  Staate.  Ein 
weiterer  Ausbau  des  Conventionaltarifes  mit  Deutschland  im  Sinne  einer  Annäherung 
an  die  Zollunion  sei  sehr  wohl  möglich,  indem  gerade  in  solchen  Positionen 
Ermässigungen  des  Zollsatzes  vorgenommen  werden,  welche  voi-wiegend  nur  für 
den  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich  in  Betracht  kommen.  Eine 
wichtige  Vorarbeit  bestünde  in   der  formellen  Annäherung  der  beiden  autonomen 
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Zolltarife.  Sodann  wäre  eine  eingehendere  Regelung  der  Tariffrage  erforderlich, 
ferner  eine  einheitliche  Organisation  der  Viehseuchencontrole,  die  Schaffung  eines 
unabhängigen  Schiedsrichtercollegiums  zur  Entscheidung  strittiger  Fragen  und 
zur  Anbahnung  eines  europäischen  Zollbundes.  Die  Vortheile  aus  einem  solchen 
Zoll-  und  Handelsbündnisse  wären  für  beide  Staaten  grosse,  die  internationale 
Arbeitstheilung  würde  befördert  werden. 

Herr  Julius  Reich  präcisierte  den  Standpunkt  der  Glasindustrie  zur 
Idee  der  Zollunion.  Die  Fabrikanten  von  Flaschenglas,  Spiegelglas,  gewöhnlichem 
Hohlglas  und  Pressglas  sind  entschiedene  Gegner  dieser  Idee,  sie  fürchten  von 
dem  Falle  der  Zollschranken  nicht  bloss  eine  schwere  Schädigung,  sondern  geradezu 
den  Ruin,  während  die  Erzeuger  feiner  Glaswaren  enthusiastische  Freunde  der 
Zollunion  sind,  wie  insbesondere  die  Gablonzer  Glas-Kurzwarenindustrie.  Die 
erstgenannte  Gruppe  repräsentiert  einen  Productionswert  von  16  Millionen,  die 
letztere  einen  solchen  von  33  Millionen  Gulden,  jene  beschäftigt  16.000,  diese 
40.000  Arbeiter. 

Herr  Reichsrathsabgeordneter  Dr.  Heinrich  Kolischer  bezweifelt  die 
Durchführbarkeit  einer  Zollunion  wegen  des  Widerstandes  der  deutschen  Agrarier. 
Unsere  Viehzucht  und  unsere  Forstwirtschaft  hätten  ein  grosses  Interesse  daran, 
den  deutschen  Markt  zu  gewinnen;  doch  sei  auch  hier  wieder  der  Widerstand 
der  agrarischen  Partei  zu  überwinden.  Dagegen  seien  vom  Standpunkte  der 
Industrie  grosse  Bedenken  gegen  die  Zollunion.  Herr  M  a  h  1  a  (Gablonz)  ist  vom 
Standpunkte  der  Gablonzer  Glaswarenerzeugung  für,  vom  Standpunkte  der  gesammten 
böhmischen  Industrie  gegen  die  Zollunion.  Die  wichtigste  staatliche  Aufgabe  sei 
die  Ausgestaltung  der  Verkehrswege. 

Herr  R.  Lederer  (Prag)  hält  die  Zollunion  mit  Deutschland  für  eine 
unbedingte  Nothwendigkeit,  soll  Oesterreich  nicht  in  20  Jahren  vor  einer  Kata- 
strophe stehen.  Des  weiteren  müsste  dann  eine  mitteleuropäische  Zollunion  gebildet 
werden.  Er.  verweist  auf  die  enormen,  bisher  noch  nicht  verwerteten  Wasserkräfte 
in    den  Alpen,   für  deren  Ausnützung  ein    grosses  Absatzgebiet  erforderlich  ist. 

Reichsrathsabgeordneter  Dr.  Menger  betont,  es  sei  in  erster  Linie  wichtig, 
sich  über  die  leitenden  Kräfte  klar  zu  werden,  die  bei  der  Frage  eines  engeren 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  mit  Deutschland  berücksichtigt  werden  müssen.  Vor 
allem  dränge  die  ungeheure  Verbesserung  und  Beschleunigung  sowohl  des  Waren- 
transportes als  auch  der  Nachrichtenvermittlung  zu  einer  Ausdehnung  der 
Wirtschaftsgebiete.  Auch  seien  die  politischen  Gegensätze  hinweggefallen,  die 
früher  einer  solchen  Idee  entgegenstanden.  Der  Plan  des  Referenten  werde  sogar 
durch  die  realen  politischen  Verhältnisse  unterstützt.  Die  geplanten  Bahnen  im 
Orient  seien  für  Oesterreich  ebenso  wichtig  wie  für  Deutschland.  Hinsichtlich  des 
Frachttarif-  und  des  Veterinärwesens,  sowie  hinsichtlich  der  Einsetzung  eines  Fach- 
männercoUegiums  unterstützt  M  e  n  g  e  r  die  Vorschläge  des  Referenten  durch 
Detailausführungen.  Die  segensreichen  Wirkungen  der  handelspolitischen  Annä- 
herung an  Deutschland  würden  nur,  so  fürchtet  er,  durch  die  herrschende 
Nationalitäten-  und  Rassenverhetzung  vermindert  werden. 

Herr  Julius  Singer  erörtert  den  Gegenstand  vom  Standpunkte  der 
Holzindustrie  und  kommt  dabei  zum  Schlüsse,  dass  die  Zollgemeinsamkeit  für  die 
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Producenten  und  Arbeiter  von  namhaftem  Vortheile  wäre.  Wenn  gleichwohl  wenige 
Mitglieder  der  Holzbranche  dafür  plaidieren,  so  sei  dies  durch  die  Eücksicht  auf 
jene  Industrien  verursacht,  die  mit  dem  Holz  zusammenhängen. 

In  Herrn  "Victor  Kuffler  (Baumwollspinnerei)  kam  ein  entschiedener 
Gegner  der  Handelsunion  zum  Worte.  Nicht  Export  auf  Kosten  des  Lebensfusses 
unserer  Arbeiter,  sondern  Steigerung  des  inneren  Consumes  der  heimischen  Be- 
völkerung müsse  die  Losung  sein.  Dies  gelte  insbesondere  für  die  Textilindustrie, 
da  der  Oesterreicher  nur  6  Pfund,  der  Deutsche  II  Pfund  Baumwolle  durch- 
schnittlich verbrauche.  Dagegen  betont  Herr  Ludwig  Stross  (Weberei)  die 
krisenausgleichende  Wirkung  der  Vergrösserung  des  Zollgebietes.  Er  weist  auch 
auf  bevorstehende  Beseitigung  des  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses hin. 

Herr  Max  Fränkel  theilt  mit,  dass  die  Haarhutindustriellen  von  der 
Zollunion  mit  Deutschland  nur  zu  gewinnen  und  gar  nichts  zu  b.efürchten  haben, 
während  sich  die  Wollhutiudustriellen  wie  alle  Producenten  von  Massenartikeln  ebenso 
entschieden  gegen  eine  solche  Zollunion  aussprechen  müssen.  Durch  diese  würde 
vor  allem  grössere  Specialisierung  in  der  Production  möglich  sein. 

Entschieden  bejaht  wird  die  Frage  der  Zollunion  von  Herrn  Leo  Fried 
vom  Standpunkte  der  Flachsgarnspinnerei,  da  diese  95  Proc.  ihrer  Ausfuhr 
und  36  Proc.  ihrer  Production  nach  Deutschland  exportiert.  Während  aber  die 
Spinner  der  Union  freundlich  sind,  herrscht  bei  den  Leinenwebern  Meinungs- 
verschiedenheit.   Die  Bleicherei  und  Appreturindustrie   sei  gegen   die    Zollunion. 

Herr  Siegmund  Mayer  (Herrenkleider-Confection)  erklärt  eine  Zollunion 
mit  Deutschland  für  entschieden  wünschenswert,  da  der  von  ihm  vertretene  Industrie- 
zweig die  Concurrenz  mit  der  ganzen  Welt  aufnehmen  könne  und  darum  die  Zoll- 
union herbeiwünsche,  indem  ihr  dadurch  die  deutsche  Capitalskraft  und  der  deutsche 
Unternehmungsgeist  zugute  kämen.  Allerdings  müsse  das  Zollrestitutionsverfahren 
doch  beibehalten  werden. 

Herr  Commerzialrath  Zucker  (Textilindustrie)  befürchtet  von  einer  Zoll- 
union die  Erdrückung  der  österreichischen  Industrie,  während  die  Landwirtschaft 
nur  wenig  Vortheil  davon  hätte.  Herr  Felix  K  o  h  n  (Bugholz-Möbelindustrie) 
berichtet  über  die  Verhältnisse  seiner  Industrie,  die  sich  der  Idee  eines  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  gegenüber  zustimmend  verhält. 

In  Herrn  Alfred  Simitsch  Eeichsfreiherr  v.  Hohenblum 
fand  der  Plan  einer  handelspolitischen  Annäherung  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich  einen  warmen  Vertreter,  der  insbesondere  die  Interessen  der  österrei- 
chischen Landwirtschaft  in  den  Vordergrund  stellte  und  einen  gemeinsamen 
Zollkampf  der  mitteleuropäischen  Staaten  gegen  die  amerikanische  Concurrenz 
lebhaft  befürwortete. 

Als  Gegner  der  Zollunion  für  die  Industrie  sprach  Herr  A.  G.  Eannig 
(Secretär  es  „Industriellen-Club").  Die  Aufhebung  der  Zollgrenze  würde  die 
Vernichtung  der  österreichischen  Industrie  bedeuten  und  auch  den  ungarischen 
Markt  in  Frage  stellen.  Selbst  eine  wesentliche  Herabsetzung  der  bisherigen 
Zölle  im  Rahmen  eines  Tarifvertrages  sei  für  die  Industrio  gefährlich.  Der  indu- 
strielle Aufschwung  Deutschlands   mache   einen   erhöhten  Zollschutz  nothwendig. 
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Unser  industrieller  Markt  liege  nicht  so  sehr  in  Deutschland  als  in  den  Balkan- 
staaten. Wichtiger  als  die  Zollunionspläne  wäre  die  Schaffung  eines  besseren  Tarifes. 

Herr  Eeichsrathsabgeordneter  v.  K  i  n  k  erwähnt,  dass  in  der  Papierindustrie 
Rohmaterial  und  Löhne  in  Oesterreich  zwar  billiger  seien  als  in  Deutschland, 
das  Product  aber  —  wegen  fehlender  Specialisiernng  und  Intensität  —  theuerer. 
Von  Bedeutung  sei  insbesondere  das  Fehlen  des  Verlagsgeschäftes  in  Oesterreich 
und  die  Zollfreiheit  der  Büchereinfuhr.  Bedrucktes  Papier  sei  deshalb  mit  dem 
nämlichen  Zollsatze  zu  belegen  als  unbedrucktes.  Im  übrigen  seien  nur  niedrige 
Zölle  nöthig,  welche  die  Verschiedenheiten  der  Productionsbedingungen  ausgleichen. 

Herr  Dr.  Rudolf  K  o  b  a  t  s  c  h,  Secretär  des  niederösterreichischen  Gewerbe- 
vereines, vertrat  folgende  Thesen:  1.  Keine  Zollunion  mit  Deutschland,  auch 
kein  differenzielles  Zollbündnis  im  strengen  Sinne  des  Wortes.  2.  Erneuerung  der 
Handelsverträge,  wobei  keine  nicht  unbedingt  nothwendige  Erhöhung  der  Zölle  statt- 
finden, eine  möglichste  Specialisiernng  der  Zölle  platzgreifen  und  auch  die  gegen- 
wärtige, häufig  unrichtige  Spannung  der  Zölle  zwischen  Rohproduct  und  Halb- 
fabrikat, Halbfabrikat  und  fertiger  Ware  corrigiert  werden  sollte.  3.  Schaffung 
aller  jener  nützlichen  Institutionen,  welche  den  internationalen  Rechtsverkehr  in 
handelspolitischen  Dingen  betreffen:  Schiedsgericht,  Ausbau  des  Eisenbahnpara- 
graphen, Abmachungen  in  Bezug  auf  indirecte  Steuern,  Handlungsreisende  u.  s.  w. 
4.  Möglichst  günstige  Verträge  mit  jenen  Staaten,  für  welche  sich  unsere  Indu- 
strie wesentlich  zu  interessieren  hat,  d.  i.  den  Balkan-  und  den  Orientstaaten  und 
mit  Russland.  Zur  Begründung  dieser  Thesen  führte  er  an:  die  grossen  abgeschlos- 
senen handelspelitischen  Gebiete  (Greater  Britain,  Panamerika,  Russland)  bestehen 
noch  nicht  und  die  centrifngalen  Kräfte  sind  stärker  als  die  centripetalen ;  letz- 
teres gelte  auch  für  die  mitteleuropäischen  Staaten;  die  behauptete  Gleichartigkeit 
der  Gesetze,  Institutionen  und  wirtschaftliche  Phänomene  in  Deutschland  und 
Oesterreich  bestehe  thatsächlich  nicht,  auch  nicht  eine  constante  Annäherung.  Die 
Ermässigung  des  Zolles  bedeute  durchaus  nicht  immer  eine  Ermässigung  des 
Preises  für  die  Consumenten.  Zudem  verhalten  sich  die  maassgebenden  Kreise 
Deutschlands  der  Idee  eines  Zollbündnisses  mit  Oesterreich  durchaus  ablehnend. 
Schon  wegen  der  Agrarzölle  und  wegen  der  zahlreichen  Meistbegünstigungsverträge 
Deutschlands. 

Nachdem  noch  Freiherr  v.  L  i  e  b  i  g  (Zuckerindustrie)  sich  lebhaft  für  die 
Zuckerprämien  und  die  dafür  nöthigen  Prohibitivzölle  eingesetzt,  und  darzuthun  ver- 
sucht hatte,  bei  Aufhebung  der  Zuckerprämien  würde  die  österreichische  Zucker- 
industrie durch  die  deutsche  vollständig  vernichtet  werden,  beleuchtete  Herr  Pro- 
fessor Eugen  V.  Philipp  o  vi  ch  die  Triebkräfte,  welche  das  in  neuerer  Zeit 
vielfach  hervortretende  Bedürfnis  nach  engerem  wirtschaftlichen  Anschluss  an 
Deutschland  hervorgerufen  haben.  Die  Entwicklung  Oesterreichs  zu  einem  Industrie- 
staate sei  es,  die  zur  Ausdehnung  des  Exportes,  zur  Beseitigung  der  internationalen 
Hindernisse  dränge.  Die  intensivste  Handelsentwicklung  gehe  nicht  von  den  indu- 
striell fortgeschrittenen  zu  den  wirtschaftlich  schwächeren  Staaten,  sondern  zeige 
eine  fortschreitende  Verflechtung  der  hochentwickelten  Wirtschaftsgebiete  unter- 
einander. So  werde  das  Schwergewicht  der  Handelsentwicklung  Oesterreichs  nicht 
im  Osten  und  Süden,  sondern  im  Westen  und  Norden  zu  suchen  sein.  Von  grösster 
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Bedeutung  hiefür  werde  der  Ausbau  der  Wasserstrasse,  insbesondere  die  Canal- 
verbindung  der  Donau  mit  der  Nord-  und  der  Ostsee  sein.  „Die  Handels-  und 
Wirtschaftspolitik  der  Länder,  welche  solche  Brücken  schlagen,  muss  eine  Einheit 
sein."  „Auf  diese  Entwicklung  wird  unsere  Industrie  sich  vorbereiten  müssen, 
und  die  durch  sie  etwa  erwachsende  Concurrenz  wird  sie  nicht  durch  erhöhte 
Schutzollforderungen  parieren  dürfen."  Das  Mittel  hiefür  sei  die  Specialisierung. 
Eine  Zollunion  sei  aber  heute  auch  aus  sachlichen  Gründen  unmöglich;  nur  eine 
successive  Annäherung  sei  denkbar,  u.  zw.  in  Verbindung  mit  einer  in  beiden 
Staaten  übereinstimmenden  Wirtschaftspolitik,  die  ja  schon  grossentheils  bestehe. 
Hinsichtlich  der  Möglichkeit  einer  gemeinsamen  Zollpolitik  nach  aussen  werde  die 
Stärke  Deutschlands  über-,  die  Bedeutung  Oesterreichs  unterschätzt,  insbesondere 
gegenüber  den  Vereinigten  Staaten,  wie  denn  auch  die  Stimmen  zu  Gunsten  eines 
solchen  Planes  sich  auch  in  Deutschland  mehren. 

Die  Durchführung  eines  engeren  Zoll-  und  Handelsbündnisses  könne  —  wegen 
der  Meistbegünstigungsverträge,  insbesondere  des  Artikels  11  des  Frankfurter 
Friedens  —  nicht  in  der  Form  eines  Handelsvertrages  erfolgen,  sondern  müsse 
die  Form  einer  Verwaltungsvereinigung  annehmen  mit  gemeinsamen  Organen  und 
mit  verfassungsmässiger  Festlegung  der  Grundsätze    der  Verbindung. 

Die  viertägige  Discussion  wurde  durch  ein  Schlussvvoit  des  Referenten  und 
durch  ein  Eesume  des  Vorsitzenden  Dr.  Ritter  v.  Dorn  beendigt. 


In  engster  Beziehung  mit  diesem  Verhandlungsgegenstande  stand  der  Vor- 
trag des  Herrn  Dr.  Karl  Alle  sin  a  v.  Schweitzer  in  der  97.  Plenar- 
versammlung  über  die  handelspolitischen  Interessen  der  öster- 
reichischen Landwirtschaft.  Er  selbst  fasst  die  Wünsche  und  Bedürf- 
nisse der  Landwirtschaft  in  folgende  Punkte  zusammen:  1.  Bindung  gewisser 
Auslandszölle  für  den  Export,  oder  besser  noch  ein  mitteleuropäisches  Zollbündnis; 

2.  Schutzzölle,  namentlich  gegen  die  überseeische  und  die  orientalische  Concurrenz; 

3.  Zollfreiheit     oder     Zollermässigung     für     Bedarfsartikel     der    Landwirtschaft; 

4.  Vereinbarungen    über    Börsenorganisations-    und    eventuell    Währungsfragen; 

5.  Veterinär-  und  Pflanzenschutz-Conventionen;  6.  Maassregeln,  eventuell  Verein- 
barungen gegen  Nahrungsmittel-Verfälschungen;  7.  Festlegung  niederer  Eisen- 
bahn- und  Wasserstrassentarife. 

Solange  Oesterreich-Ungarn  seinen  Getreidebedarf  selbst  zu  producieren 
vermag,  hält  Schweitzer  hohe  Getreidezölle  nicht  für  opportun,  weil  sie  in 
normalen  Jahren  zwecklos  sind,  erst  bei  einer  Fehlernte  in  Wirksamkeit  treten, 
dann  aber  die  ohnedies  schwierige  Getreideversorgung  des  Inlandes  durch  Preis- 
erhöhung noch  erschweren.  Gegenwärtig  sei  es  für  Oesterreich  viel  wichtiger,  freien 
Getreideexport  nach  Deutschland  und  nach  der  Schweiz  zu  haben,  während  ein 
massiger  Getreidezoll  gegenüber  Russland  und  dem  Balkan  gerechtfertigt  sei, 
um  unsere  Qualitätsware  vor  der  Verdrängung  durch  das  minderwertige  Getreide 
aus  jenen  Ländern  zu    schützen. 


HEßBERT  SPENCEß. 

GEBOKEN  AM   27.  APRIL   1820. 


VON 


DK.  FRITZ  HAWELKA. 


JJie  Gestalt  des  Krummen  in  Ibsens  „Peer  G)'nt"  ist  allen  Freunden  des 
nordischen  Dichters  wohl  vertraut.  Sie  ist  die  Verkörperung  der  zähen  Masse, 
die  allen  neuen  Ideen  den  passiven  Widerstand  entgegensetzt,  des  starren  con- 
servativen  Geistes,  welcher  in  ihnen  die  Urheber  einer  höchst  unbequemen  Störung 
sieht  und  sie  durch  consequente  Ignorierung  zu  erdrücken  sucht.  Träge  und 
schwerfällig  stemmt  er  sich  den  unliebsamen  Eindringlingen  entgegen,  sein 
einziges,  aber  sehr  wirksames  Mittel  besteht  in  einem  absoluten  Indifferentismus 
gegen  das  Neue.  Es  ist  der  ewige  Eingkampf,  den  jene  Ideen  mit  dem  Gesetze 
der  Trägheit  führen,  ein  Kampf,  der  in  der  Eegel  erst  dann  zu  Gunsten  der 
ersteren  endet,  wenn  ihr  Urheber  längst  aus  dem  Leben  geschieden  ist. 

Der  Krumme  ist  ein  unzerstörbares  Ferment  der  Culturgeschichte.  Er  er- 
scheint unter  den  verschiedensten  Namen,  immer  aber  ist  er  die  compacte 
Majorität,  die  sich  mit  der  ganzen  Wucht  ihrer  Masse  dem  Neuen  entgegen- 
schiebt. Eine  überzeugende  Kraft  muss  den  Ideen  innewohnen,  die  diese  Mauer 
durchbrechen  wollen,  sonst  zerschellen  sie  an  ihr  wie  die  Wellen  des  Meeres  an 
den  Klippen.  Den  Kampf  mit  einer  regelrechten  Opposition  haben  viele  glücklich 
bestanden,  den  passiven  Widerstand  aber  vermögen  nur  die  grössten  Geister  zu 
besiegen.  Ueber  diesem  Eingen  vergehen  jeweils  Jahre  und  Jahrzehnte,  mühsam 
und  Schritt  für  Schritt  muss  sich  die  neue  Erkenntnis  Bahn  brechen,  und  nur  dann, 
wenn  sie  dem  Zeitgeiste  Ausdruck    verleiht,    vermag    sie    festen  Fuss  zu  fassen. 

Umso  freudiger  huldigt  man  einem  Manne,  dem  es  vergönnt  ist,  sicli  von 
seinen  Zeitgenossen  in  vollem  Umfange  anerkannt  und  gewürdigt  zu  sehen. 
Herbert  Spencer,  der  „Philosoph",  wie  er  in  seinem  Vaterlande  schlecht- 
weg genannt  wird,  ist  auch  einer  von  den  grossen  Pionnieren  des  Culturfort- 
schrittes,  die  den  Kampf  gegen  den  Krummen  unverzagt  aufgenommen  und  siegreich 
zu  Ende  geführt  haben.  Seine  Ideen  waren  so  fruchtbringend  und  von  so  über- 
zeugender Gewalt,  so  sehr  im  Zeitgeiste  begründet  und  auf  exacte  Forschung 
gestützt,  dass  der  Widerstand,  auf  den  sie  stiessen,  verhältnismässig  bald  gebrochen 
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und  beseitigt  werden  konnte.  Diesen  Eigenschaften  der  Lehren  Spencers  ver- 
danken wir  es,  wenn  wir,  seine  Zeitgenossen,  sie  bereits  zum  bleibenden  Bestände 
unseres  geistigen  Besitzes  geschlagen  und  fast  unwillkürlich  mit  ihnen  operieren. 
Die  Wissenschaft  geht  allerdings  unaufhaltsam  vorwärts  und  fördert  bereits  Re- 
sultate zutage,  welche  jenseits  der  Theorien  liegen,  die  der  grosse  Philosoph  auf- 
gestellt hat.  Unbestreitbar  aber  bleibt  Spencers  Verdienst,  der  wissenschaftlichen 
Forschung  neue  Wege  und  grossartige  Ziele  gewiesen  zu  haben. 

Wer  Spencers  Grösse  mit  wenigen  Worten  charakterisieren  will,  muss 
ihn  in  eine  Linie  mit  Darwin  und  Haeckel  stellen.  Was  diese  beiden  Ge- 
lehrten für  die  Naturwissenschaft  bedeuten,  ist  Spencer  für  die  sogenannten 
Geisteswissenschaften.  Seine  unvergängliche  Bedeutung  beruht  darin,  dass  er  die 
allgemeine  Giltigkeit  des  Evolutionsprincipes,  welches  jene  für  das  Gebiet  der 
Naturwissenschaft  aufgestellt  hatten,  auf  die  übrigen  Wissenschaften  übertrug  und 
fast  überall  mit  erstaunlicher  Consoquenz  durchführte.  Er  war  gewiss  nicht  der 
erste,  der  seine  Allgemeingiltigkeit  erkannte,  wir  finden  seine  Andeutung  schon 
bei  Herder  in  den  Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte  der  Menschheit. 
Während  aber  Herder  und  die  Geschichtsphilosophen  nach  ihm  dieses  ein- 
heitliche Gesetz  nur  mehr  oder  weniger  unbestimmt  ahnten,  wird  es  bei  Spencer 
zum  bewussten  Mittelpunkte  seines  Systems  und  gelangt  hier  zu  einem  klaren, 
formvollendeten,  fast  künstlerischen  Ausdrucke.  Seit  jener  Zeit  ist  es  aus  der 
Wissenschaft  nicht  mehr  verschwunden ;  die  gesammte  Forschung  wird  durch  das 
Evolutionsprincip  beherrscht,  unter  dessen  Aegide  Spencers  Nachfolger  der  Er- 
gründung  der  Wahrheit  nachstreben,  jeder  auf  seinem  eigenen,  selbstgewählten 
Wege,  aber  alle  einig  darin,  dass  sie  die  natürliche  Entwicklung  als  allgemeines 
Gesetz  anerkennen,  dem  alle  Vorgänge  in  Natur  und  Menschenleben  unterliegen. 

Man  muss,  um  die  Bedeutung  der  Entwicklungstheorie  in  ihrem  vollen 
Umfange  zu  würdigen,  zunächst  daran  zurückdenken,  wie  die  Menschheit  sich 
seit  Jahrhunderten  vergeblich  bemüht  hatte,  die  Entstehung  der  Welt  zu  be- 
greifen. Die  Versuche  reichen,  soweit  uns  die  Geschichte  hierüber  Aufschluss 
gibt,  in  jene  Zeiten  zurück,  wo  der  Mensch,  von  mythischen  Vorstellungen  auf- 
steigend, daran  geht,  das  Welträthsel  auf  vernunftgemässe  Weise  zu  erfassen. 
Unklar  und  verschwommen  wirbeln  die  Ideen  durcheinander;  zu  einer  greifbaren 
Gestalt  gelangen  sie  erst  in  der  Epoche  der  griechischen  Naturphilosophie.  Von 
da  an  wendet  sich  die  Menschheit  mit  steigendem  Interesse  und  mit  steigendem 
Aufwände  an  Geisteskraft  der  Erforschung  des  Problemes  zu,  immer  mehr  und  mehr 
dem  Unbekannten,  das  hinter  den  Erscheinungen  verborgen  ist,  dem  Ding  an 
sich,  wie  es  Kant  nannte,  auf  den  Leib  rückend. 

Will  man  die  vielfältigen  Theorien,  von  denen  uns  die  Geschichte  der 
Philosophie  berichtet,  auf  gewisse  Grundformen  zurückführen,  so  kommt  man  zu 
dem  Ergebnisse,  dass  es  eigentlich  zwei  Typen  waren,  auf  denen  sich  die  ver- 
schiedenen Erklärungsversuche  seit  den  Tagen  des  E  m  p  e  d  o  k  1  e  s  bis  in  die  neueste 
Zeit  aufbauten.  Die  Wissenschaft  fasst  sie  zusammen  unter  der  Bezeichnung : 
Atomistische  und  theistisch-telelogische  Naturerklärung.  Die  erstere  sah  in  den 
Dingen  Aggregate  von  zufällig  zusammengefügten  Atomen,  die  Resultate  ato- 
mistischer  Verbindungen,    die   unabhängig  von  irgend  welcher    Zweckbestimmung 
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zustande  kommen,  die  letztere  hingegen  Producte  eines  mit  Intelligenz  begabten 
Wesens,  das  sie  planmässig  erzeugt,  zu  einander  in  Beziehung  setzt  und  erhält. 
Dieser  Gegensatz  zieht  sich  durch  die  ganze  Geschichte  der  Philosophie.  Die 
Atomistik,  oder,  wie  man  diese  Weltanschauung  auch  nennt,  die  mechanistische 
Naturauffassung,  beginnt  bei  Empedokles  und  findet  ihren  kühnsten  Ver- 
theidiger  in  S  p  i  n  o  z  a,  der  der  Erklärung  der  Welt  aus  Naturzwecken  jegliche 
Berechtigung  abspricht.  Die  teleologische  Naturansicht  wird  in  der  griechischen 
Philosophie  von  Anaxagoras  vertreten,  von  Plato  und  Aristoteles 
weitergebildet  und  erstreckt  ihre  letzten  Ausläufer  sogar  in  die  erste  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts,  nachdem  ihr  Leibnitz  mit  seiner  Theorie  von  der  besten 
aller  "Welten  das  breiteste  Fundament  gegeben  und  nachdem  sie  im  18.  Jahr- 
hundert infolge  der  Unfähigkeit  der  Naturwissenschaft,  die  Dinge  atomistisch  zu 
erklären,  noch  Triumphe  gefeiert. 

Beide  Theorien  kommen  darin  überein,  dass  sie  der  fortschreitenden  Natur- 
erkenntnis nicht  standzuhalten  vermögen.  Die  Gesetzmässigkeit  aller  Vorgänge 
im  Universum  ist  zu  einleuchtend,  als  dass  die  atomistische  Erklärung  von  der 
zufälligen  Verbindung  der  Atome  auf  die  Dauer  ernst  genommen  werden  kann, 
die  teleologische  laboriert  wieder  an  der  Unfähigkeit,  den  dominierenden  Einfluss 
des  ordnenden  Geistes  auf  die  Materie  begreiflich  zu  machen.  Hier  ist,  wie  Tren- 
delenburg in  seinen  logischen  Untersuchungen  sagt,  eine  Lücke  der  Erkenntnis, 
über  die  sich  alle  Teleologie  nicht  hinwegzusetzen  vermag. 

Wir  haben  soeben  bemerkt,  dass  die  steigende  Naturerkenntnis  die  beiden 
Theorien  unmöglich  gemacht  hat.  Sie  hat  aber  nicht  bloss  destruierend  gewirkt, 
sie  hat  vielmehr  an  ihre  Stelle  eine  neue  Erklärung  gesetzt,  die  auf  exacte  Forschung 
gegründet,  aus  langem  Kampfe  mit  überlebten  Ansichten  und  Vorurtheilen  als 
Siegerin  hervorgegangen  ist  und  nunmehr  die  Wissenschaft  beherrscht.  Wir  meinen 
damit  die  Entwicklungstheorie.  War  die  Wissenschaft  früher  geneigt,  die  W^elt 
als  einen  Complex  von  zufälligen  atomistischen  Verbindungen  zu  erklären  oder 
aber  als  das  Kesultat  eines  übernatürlichen  Willens,  der  die  Dinge  mit  Eücksicht 
auf  bestimmte  Zwecke  formt,  so  sah  sie  nunmehr,  gestützt  auf  die  grossartigen 
Entdeckungen  der  Biologie  und  der  Physik,  zunächst  in  der  organischen  Welt 
das  Product  eines  langwierigen  Bildungsprocesses,  in  welchem  sich  die  ursprünglich 
einfaclisten  Theile  auf  Grund  natürlicher  Gesetze  continuierlich  differenzieren  und 
umwandeln  und,  indem  sie  zu  einander  in  Beziehung  treten,  in  aufsteigender 
Entwicklung  ein  immer  complicierteres  Ganzes  zusammensetzen. 

Während  die  Giltigkeit  dieses  Principes  von  Darwin  für  das  Thier-  und 
Pflanzenreich  nachgewiesen  und  von  Hae  c  k  e  1  auf  das  Gebiet  der  ganzen  Natur 
übertragen  wurde,  so  dass  es  nunmehr  im  Bereiche  der  gesammten  Naturwissenschaft 
in  Anwendung  steht,  begann  es  sich  ungefähr  zur  gleichen  Zeit  im  Gebiete  jener 
Wissenschaften  einzubürgern,  welche  das  geistig-geschichtliche  Leben  zum  Gegen- 
stande haben.  Dieses  Uebergreifen  der  Evolutionstheorie  auf  ein  Terrain,  das 
ihr  ursprünglich  fremd  war,  ist  durchaus  erklärlich.  Zwischen  den  einzelnen 
Wissenschaften  findet  ebenso,  wie  zwischen  den  Naturkräften,  eine  constante 
Wechselwirkung  statt.  Für  die  Entstehung  der  belebten  und  unbelebten  Welt 
hatte  man  eine  Formel   gefunden,  die   wegen   ihrer  Zuverlässigkeit  eine   befriedi- 
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gende  Lösung  des  Problemes  bot.  Es  musste  sich  nunmehr  ganz  naturgeraäss  die 
Frage  erheben,  ob  sie  nicht  auch  im  Bereiche  anderer  Wissenschaften  möglich 
sei,  deren  Gegenstand  gleichfalls  die  Erklärung  von  der  Zeit  nacheinander  fol- 
genden Vorgängen  bildet.  Gelang  es,  für  die  Vorgänge  des  geistig-geschichtlichen 
Lebens  die  gleiche  Formel  zu  finden,  wie  für  jene  im  Bereiche  der  Natur,  so 
war  die  Einheit  des  Gesetzes  constatiert  und  damit  der  Boden  für  eine  neue 
Weltanschauung  geebnet. 

Herbert  Spencer  war  der  erste,  der  diesen  Weg  wandelte.  Die  grosse 
Idee,  der  er  sein  Leben  gewidmet,  bildet  das  Leitmotiv  seines  umfangreichen,  zehn- 
bändigen Werkes;  „System  der  synthetischen  Philosophie",  welches  er  im  Jahre  1862 
begann  und  1896  vollendete.  Ausgehend  von  dem  Grundsatze,  dass  wir  niemals 
eine  Erkenntnis  der  hinter  den  Erscheinungen  verborgenen  Realität,  des  Dinges 
an  sich,  gewinnen  können,  weil  die  Erklärung  einer  jeden  Tliatsache  nur  durch 
Zurückführung  auf  eine  allgemeinere  möglich  ist,  das  Absolute  aber  nicht  mehr 
auf  ein  Höheres  zurückgeführt  werden  kann,  gelangt  Spencer  zu  der  Ueber- 
zeugung,  dass  sich  alle  Wissenschaft  auf  das  Relative  beschränke,  wie  dies  schon 
Aug.  Comte  in  seiner  positiven  Philosophie  behauptet  hat.  Einzig  und  allein 
dasjenige,  was  die  Erfahrung  bietet,  kann  den  Gegenstand  wissenschaftlicher 
Forschung  abgeben. 

Die  universellste  Thatsache,   die  uns  die  Erfahrung  auf  allen  Gebieten  auf- 
weist,   ist     die    einer    continuierlichen    Wandlung    und  Veränderung   der    Dinge. 
Die     speculative     Erklärung,     die     der     alte     Heraklit    mit     seinem:     „Alles 
fliesst"    dem    Universum    gab,    ist    bei    Spencer    ein   Erfahrungssatz,    der   erst 
erklärt    werden    muss.    Diese    Erklärung    findet    Spencer    in    dem    Wechsel- 
spiel   zwischen    Stoff   und   Bewegung.    Ihm    erscheinen   die    Veränderungen    und 
Wandlungen    der    Dinge    als    ein    Product    von    Entwicklung    und     Auflösung, 
indem     sich     einmal    der    Stoff     unter     Abgabe     von     Bewegung     concentriert 
(Integration),    das    nächstemal    unter  Aufnahme   von  Bewegung  lockert    (Desinte- 
gration). Die  kleinsten  Stofftheilchen,  die  in    fortwährender  Wechselbeziehung  zu 
einander  stehen,  verbinden  sich  im  aufsteigenden  Processe  unter  stetiger  Differen- 
zierung zu  einem  mehr  oder  weniger  complicierten  Ganzen,  welches  sich,  nachdem 
es  den  Höhepunkt    erreicht,    im    rücklaufenden    Processe    wiederum    auflöst   und 
in  die  Stofftheilchen,    aus    welchen  es  sich    ursprünglich    gebildet,    zerfällt.  Hier 
finden    wir    das    grosse    Evolutionsprincip    wieder,    welches    in    der    Lamarck- 
Darwinistischen  Theorie  aus  der  ürzelle  den  complicierten  Organismus  des 
Pflanzen-  und  Thierleibes  entstehen  lässt.  Die  Nutzanwendung  bei  Spencer  ist 
aber  viel  ausgebreiteter;    sein  Evolutionsprincip    gilt    nicht    nur    für    die    Natur, 
sondern  ebenso  für  das  ganze  Gebiet  des  geistigen    und  geschichtlichen  Lebens. 
Die  soeben  geschilderte  Lehre  von  der  Integration  und  Desintegration  des 
Stoffes  bilden  den   Angelpunkt    des    ersten  allgemeinen  Theiles  von  Spencers 
synthetischer  Philosophie;    an  diesen    schliesst    sich  in  vier  grossen    Abschnitten 
der  specielle  Theil,  umfassend   die  Biologie,  die  Psychologie,    die  Sociologie  und 
endlich  die  Ethik.     Auch    hier  ist    das    Evolutionsprincip    das  Leitmotiv.  In  der 
Biologie    kehrt  es  wieder   als    das    bekannte    darwinistische    Entwicklungsprincip, 
modificiert  und  den  neueren    Ergebnissen  der  Forschung   angepasst,  im    wesent- 
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liehen  jedoch  seinem  Vorbilde  ähnlich,  in  der  Psychologie  wird  es  ihm  ein  Mittel, 
um  die  Ausgleichung  des  G-egensatzes  zwischen  der  englischen  und  deutschen 
Philosuphenschule  in  Betreff  der  ersten  Voraussetzungen  des  Bewusstseinlebens 
zu  versuchen,  indem  er  erklärte,  dass  die  fundamentalen  Voraussetzungen  des 
Bewusstseins,  zu  denen  wir  die  logischen  Grundgesetze,  die  Vorstellung  des 
Raumes  und  das  Causalitätsprincip  rechnen,  dem  Individuum  aprioristisch,  d,  h. 
ohne  Vermittlung  der  Erfahrung,  gewissermassen  angeboren  zukommen,  während 
sie  von  dem  Geschlechte  allerdings  a  posteriori,  d.  h.  durch  Anpassung  an  die 
Bedingungen,  unter  denen  es  lebte,  also  durch  die  Erfahrung  erworben  worden  seien. 

Die  weitestgehende  Nutzanwendung  aus  dem  Evolutionsprincipe  zog  aber 
Spencer  in  seiner  Sociologie.  Bei  diesem  Gegenstande  müssen  wir  etwas  länger 
verweilen,  weil  es  sich  um  eine  Wissenschaft  handelt,  welche  zur  Zeit,  als 
Spencer  seine  Sociologie  schrieb,  erst  im  Entstehen  begriffen  war  und  auch 
heute  noch  in  den  Kinderschuhen   steckt. 

Die  Sociologie  als  selbständige  Wissenschaft,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Ent- 
stehung, der  Structur  und  Veränderung  der  menschlichen  Gesellschaft,  ist  eine 
Schöpfung  Aug.  C  o  m  t  e  s.  Als  Theil  einer  anderen  Wissenschaft  ohne  eigenen 
Namen  bestand  sie  allerdings  schon  viel  früher,  wir  finden  ihre  ersten  Spuren 
schon  bei  Plato,  w^o  sie  einen  Bestandtheil  der  Politik  ausmacht.  Sie  bildet 
einen  Gegenstand  der  Untersuchung  bald  für  die  Geschichtsforscher,  bald  für 
Philosophen  und  bald  wieder  für  die  Staatsrechtslehrer,  immer  jedoch  im  Zusam- 
menhange mit  der  Hauptdisciplin,  die  sie  pflegen.  C  o  m  t  e  löst  sie  aus  dieser 
Verbindung  und  gibt  ihr  eine  selbständige  Stellung,  indem  er  sie  auf  die  oberste 
Stufe  seiner  Hierarchie  der  Wissenschaften  setzt,  von  ihm  rührt  auch  die  Be- 
zeichnung der  Gesellschaftswissenschaft  als  Sociologie  her. 

Von  den  beiden  Theilen  seiner  Sociologie,  der  Statik  und  der  Dynamik 
der  gesellschaftlichen  Phänomene,  interessiert  uns  in  diesem  Zusammenhange  ganz 
besonders  die  Dynamik,  weil  sich  hier  bereits  das  Entwicklungsprincip  in  seiner 
ursprünglichen  Gestalt  als  Princip  des  stufenweisen  Fortschrittes  zeigt.  Die  Ent- 
wicklung der  menschlichen  Gesellschaft  vollzieht  sich  nach  ihm  in  stetiger 
Steigerung  des  Intellectes  und  der  Sympathie,  in  der  üeberwindung  der  ani- 
malischen Triebe  durch  die  Kraft  des  Verstandes.  Mit  der  theologischen  An- 
schauungsweise beginnt  die  Verstandesthätigkeit,  sie  durchschreitet  sodann  das 
metaphysische  Stadium  und  endigt  bei  der  positiven  Weltansicht,  welche  aus- 
schliesslicli  durch  Beobachtung  und  Erfahrung  die  letzten  Gesetze  der  Erscheinungen 
zu  ergründen  sucht.  Parallel  mit  der  geistigen  Entwicklung  geht  die  sociale ;  hier 
findet  ein  stetiges  Fortschreiten  von  der  kriegerischen  Structur  der  Gesellschaft, 
welche  der  theologischen  Anschauungsweise  entspricht,  zum  industriellen  Typus 
statt,  während  das  Stadium  der  metaphysischen  Denkart  in  der  socialen  Ent- 
wicklung durch  die  Herrschaft  der  Rechtskundigen  repräsentiert  wird. 

Von  C  0  m  t  e  übernahm  Herbert  Spencer  den  Begriff  der  Sociologie. 
Sein  System  hingegen  weicht  wesentlich  von  demjenigen  Comtes  ab.  Bei 
Spencer  tritt  stark  und  deutlich  ein  biologischer  Grundzug  hervor,  eine  An- 
lehnung an  die  grossen  Entdeckungen  der  Biologie.  Für  unseren  Philosophen  ist 
die  Gesellschaft    ebenso  ein  Organismus  wie    das  Einzelwesen  in  der  Thier-  und 
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Pflanzenwelt.  Die  ürzelle  theilt  sich,  es  tritt  eine  Differencierung  der  Bestand- 
theile  nach  Functionen  ein,  aus  dem  vielgestaltigen  Complex  der  sich  verbinden- 
den Zellen  erwächst  der  nach  dem  Systeme  der  Arbeitstheilung  zusammengesetzte 
Organismus. 

Wir  müssen  uns  die  (irundzüge  dieser  Biologie,  wie  sie  durch  Schieide  ns 
und  Schwanns  Entdeckung  der  pflanzlichen  und  thierischen  Zelle  festgestellt 
worden  waren,  vergegenwärtigen,  um  die  Nutzanwendung  zu  verstehen,  die 
Spencer  aus  der  Biologie  auf  die  Sociologie  zog.  Die  Urform  des  Lebewesens 
ist  die  einfache  Zelle,  in  der  keine  Arbeitstheilung,  keine  Trennung  der  Func- 
tionen besteht.  Die  Zellen  vermehren  sich  und  bilden  einen  Zellklumpen,  in 
welchem  zunächst  jede  Zelle  ohne  weitere  Beziehung  zu  den  anderen  verharrt. 
In  fortlaufender  Entwicklung  tritt  die  Arbeitstheilung  ein,  indem  sich  einzelne 
Zellen  gegen  die  Mitte  dieses  Klumpens  becherartig  einsenken  und  einzig  und 
allein  die  Nahrungsaufnahme  übernehmen,  während  die  übrigen  sich  verdichten, 
den  Zellklumpen  nach  aussen  hin  fest  abschliessen  und  von  nun  an  die  Ver- 
mittlung der  äusseren  Einflüsse,  sowie  die  Abwehr  feindlicher  Angriffe  besorgen. 
So  entsteht  das  Urdarmthier,  die  Gasträa,  ausgerüstet  mit  einem  Magen  und 
einem  Munde  und  bekleidet  von  einer  schützenden  Haut. 

Als  drittes  entsteht  im  aufsteigenden  Entwicklungsprocesse  zwischen  den 
beiden  erwähnten  Zellschichten  das  Mesoderm,  das  Blutgefässystem,  dem  die 
Aufgabe  zufällt,  den  Nährstoff  der  von  der  inneren  Zellschichte  aufgenommenen 
und  verarbeiteten  Nahrung  zu  vertheilen.  Nunmehr  erscheint  der  Organismus  in 
seinen  Grundzügen  festgestellt;  die  Differencierung  und  Arbeitstheilung  schreitet 
zwar  unaufhörlich  vorwärts  und  führt  zur  Entstehung  der  compliciertesten  orga- 
nischen Gebilde,  die  Structur  des  Organismus  bleibt  jedoch  der  Hauptsache  nach 
unverändert  und  beruht  in  letzter  Linie  auf  der  Combination  der  genannten 
drei  Zellschichten. 

Die  geschilderte  physiologische  Entwicklung  bietet  Herbert  Spencer 
die  Handhabe  zur  Erklärung  der  socialen  Entwicklung.  Die  ungetheilte  ürzelle 
ist  hier  die  ohne  Arbeitstheilung  lebende  Horde.  Im  vorgeschrittenen  Stadium 
theilt  sie  sich,  wie  die  Ürzelle,  nach  zwei  Richtungen;  es  entsteht,  analog  der 
inneren  Zellschichte,  eine  Gesellschaftsciasse,  die,  ursprünglich  von  Frauen  und 
Sclaven  gebildet,  durch  Arbeit  für  die  Nahrung  sorgt,  und,  entsprechend  der 
äusseren  Zellschichte,  eine  andere,  die  kriegerische,  welcher  die  Aufgabe  zufällt, 
die  von  aussen  eingreifenden  störenden  Einflüsse  abzuwehren.  Als  Mesoderm 
endlich,  als  vertheilendes  Organ,  schiebt  sich  zwischen  diese  beiden  socialen 
Schichten  der  Handelsstand  ein.  Die  Structur  des  gesellschaftlichen  Organismus  ist 
nun  gleichfalls  abgeschlossen  ;  es  finden  allerdings  noch  Veränderungen  in  der 
Richtung  eines  allmählichen  UeberMäegens  des  industriellen  Typus  über  die  anderen 
statt,  die  Organe  jedoch,  die  weiterhin  noch  entstehen,  sind  bloss  Producte  und 
Differenzierungen  jener  elementaren  Organe. 

Wir  stehen  hier  vor  einem  überraschend  grossartigen  Systeme  der  Gesell- 
schaftslehre. Unter  analoger  Anwendung  des  Evolutionsprincipes  hat  es  Spencer 
versucht,  eine  natürliche  Erklärung  der  socialen  Entwicklung  zu  geben,  deren 
Grösse  die  Bewunderung  jedes  objectiv  Denkenden  erwecken  muss.  Auf  die  An- 
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griffe,  die  Spencer  deshalb  von  unberufener  Seite  erdulden  musste,  können 
wir  an  dieser  Stelle  ebensowenig  eingehen,  wie  auf  die  berechtigten  Einwände, 
die  die  Wissenschaft,  abgesehen  von  mancherlei  Inconsequenzen  des  Systemes 
insbesondere  deshalb  gegen  die  S  p  e  n  c  o  r's  c  h  e  Sociologie  erhob,  weil  sie  nur 
die  Naturepochen  der  Gesellschaft  berücksichtige,  das  Wirken  des  Geistes  auf 
das  sociale  Geschehen  aber  ignoriere.  Wir  verweisen  in  dieser  Beziehung  auf 
Paul  Barths  Kritik  der  Grundanschauungen  der  Sociologie  Herbert  Spen- 
cers in  der  Vierteljahrsschrift  für  wissenschaftliche  Philosophie,  Bd.  XVII, 
S.  178 — 199  und  auf  desselben  Verfassers  „Philosophie  der  Geschichte  als 
Sociologie",  Leipzig  1897.  Die  Wissenschaft  ist  über  HerbertSpencer  hinaus- 
gegangen und  hat  neue  Systeme  und  Erklärungsversuche  zutage  gefördert,  unbe- 
stritten aber  bleibt  Herbert  Spencers  Verdienst,  die  Sociologie  als  Wissenschaft 
von  der  natürlichen  Entwicklung  der  Gesellschaft  begründet  zu  haben. 

Einen  breiten  Raum  in  Spencers  Sociologie  beansprucht  die  Erörterung 
seiner  politischen  Ansichten  ;  wir  scheiden  sie  aus  dem  Kahmen  der  Wissenschaft 
aus  und  behandeln  sie  selbständig,  weil  die  Politik  als  die  Lehre  von  den  ge- 
sellschaftlichen und  staatlichen  Zuständen,  wie  sie  nach  den  Wünschen  jedes 
Politikers  sein  sollen,  nicht  unter  die  Kategorie  der  Wissenschaften  gehört,  welche 
es  nur  mit  der  Erforschung  des  Bestehenden  zu  thun  haben.  Wenn  wir  Spencers 
Politik  kurz  charakterisieren  wollen,  so.  müssen  wir  sagen,  dass  sie  die  Vertreterin 
des  extremsten  Individualismus  ist.  Seine  Ansichten  stehen  hier  in  einem  merk- 
würdigen Gegensatze  zu  seiner  Auffassung  der  Gesellschaft  als  eines  Organismus. 
Will  man  das  letzere  Princip  so  consequent  durchführen,  wie  es  Spencer  im 
Auge  hatte,  so  muss  man  zur  schrankenlosen  Unterwerfung  des  Einzelnen  unter 
die  Allgemeinheit  gelangen.  Spencer  hat  aber  im  Gegentheil  eine  sehr  weit- 
gehende Freiheit  für  das  Individuum  gefordert  und  die  Aufgabe  des  Staates,  ganz 
der  germanischen  Staatsaufifassung  entsprechend,  dahin  umschrieben,  dass  ihm 
lediglich  zukomme,  Unrecht  zu  verhindern.  Solange  jemand  durch  den  Gebrauch 
seiner  Freiheit  in  die  ßechtssphäre  eines  anderen  nicht  eingreife,  sei  für  den 
Staat  durchaus  keine  Veranlassung,  irgend  eine  Thätigkeit  zu  entwickeln;  erst 
in  dem  Moment,  wo  diese  Grenze  überschritten  werde,  trete  die  Competenz  des 
Staates  ein. 

Die  Erklärung  dieses  Gegensatzes  zwischen  Spencers  sociologischen  An- 
sichten und  seiner  Politik  findet  sich  im  letzten  Abschnitte  seiner  synthetischen 
Philosophie,  in  jenem  Abschnitte,  dessen  Gegenstand  die  Ethik  bildet.  Man  muss 
seine  Moralphilosophie  kennen,  um  seine  politischen  Anschauungen  begreifen 
zu  können. 

Die  S  p  e  n  c  e  r's  c  h  e  Ethik  wird  beherrscht  von  dem  Grundgedanken  einer 
Versöhnung  des  Altruismus  und  Egoismus.  Je  niedriger  die  Culturstufe  ist,  auf 
der  sich  die  Menschheit  befindet,  umso  stärker  sind  die  Aeusserungen  der  ani- 
malischen Triebe.  Im  kriegerischen  Typus  der  Gesellschaft  ist  der  Egoismus  am 
mächtigsten  wirksam.  Je  mehr  dieser  Typus  zurücktritt,  umso  lebhafter  werden 
die  altruistischen  Regungen.  Sie  erreichen  ihren  Höhepunkt  in  jener  Aera,  in 
welcher  der  industrielle  Typus  zur  Herrschaft  gelangt  und  der  gewaltthätige 
Kampf  ums  Dasein,  welcher  für  die   kriegerische  Epoche  passt,    einer  friedlichen 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitilt  und  Verwaltung.   IX.  Band.  19 


290  Hawelka. 

Cooperation  der  Menschen  gewichen  ist.  Von  dieser  Stelle  aus  eröffnet  sich 
Spencer  ein  freudiger  Ausblick  in  die  Zukunft;  er  ist  überzeugt,  „dass  die 
Fürsorge  für  das  Glück  Anderer  zum  täglichen  Bedürfnis  werden  wird,  und  dass 
die  niedrigen  egoistischen  Genüsse  beständig  diesem  höheren  egoistischen  Genuss 
untergeordnet  werden." 

Spencers  Politik  ist  somit  durch  die  Grundsätze  seiner  Moralphilosophie 
gerettet.  Der  Rest  jedoch,  der  in  dieser  Rechnung  übrig  bleibt,  liegt  in  dem 
unlösbaren  Widerspruche  der  Ethik  mit  der  Sociologie.  Wer  mit  dem  Evolutions- 
principe  operiert,  muss  auch  den  Kampf  ums  Dasein  bestehenlassen;  der  Kampf 
ums  Dasein  wird  aber  immer  ein  mächtiger  Förderer  der  niedrigen  egoistischen 
Triebe  bleiben.  Die  Formen,  in  denen  er  sich  vollzieht,  mögen  milder  werden, 
die  Wirksamkeit  jener  egoistischen  Antriebe  wird  sich  jedoch  niemals  ausschalten 
lassen.  So  lange  der  Mensch  dafür  besorgt  sein  wird,  sein  Leben  zu  erhalten 
und  sich  gegenüber  seinen  Mitmenschen  zu  behaupten,  —  und  dieses  Streben 
wird  in  der  industriellen  Aera  in  nicht  geringerem  Maasse  vorhanden  sein  als 
in  der  kriegerischen  —  wird  er  darauf  bedacht  sein,  die  Mittel  und  Wege  zu  finden, 
welche  ihm  die  Erreichung  dieses  wichtigsten  aller  seiner  Ziele  ermöglichen,  wenn 
auch  unter  Umständen  durch  ihre  Anwendung  seine  Mitmenschen  Schaden  nehmen. 
Die  Natur  des  Menschen  müsste  gänzlich  umgewandelt  werden,  wenn  der  Altruismus 
in  jener  Form,  wie  ihn  Spencer  schildert,  zur  Herrschaft  kommen  sollte,  und 
an  einer  solchen  Umwandlung  dürfen  wir  mit  allem  Rechte  zweifeln. 

Wer  diese  nioralphilosophischen  Theorien  Herbert  Spencers  verfolgt, 
dem  drängt  sich  unwillkürlich  das  Bild  Friedrich  Nietzsches  auf.  Die  ethischen 
Grundsätze  beider  Philosophen  stehen  diesseits  und  jenseits  einer  Kluft,  über 
welche  eine  Brücke  ausgeschlossen  erscheint.  Der  Kampf  der  Weltanschauungen, 
die  sie  repräsentieren,  ist  heute  heftiger  denn  je,  die  Anhänger  mehren  sich 
hüben  und  drüben,  jeder  nach  seiner  Weise  ausgerüstet,  alle  einig  in  der  Ueber- 
zeugung,  dass  die  gegentheilige  Ansicht  der  Vernunft  und  der  wirklichen  Aus- 
gestaltung des  Lebens  direct  zuwiderlaufe  und  dass  daher  eine  Aussöhnung  mit 
ihr  unmöglich  sei. 

Die  Unversöbnlichkeit  mag  für  die  Theorie  bestehen.  Es  bleibt  jedoch 
immerhin  die  Frage  offen,  ob  nicht  das  Leben  selbst  eine  Ausgleichung  des 
Gegensatzes  anbahnen  wird.  So  viel  ist  sicher,  dass  jede  neue  Idee,  wann  immer  sie 
propagiert  w^urde,  einen  Kern  von  Wahrheit  enthielt,  und  dass  von  jeder  neuen 
Erkenntnis  auf  dem  Boden  des  gesammten  geistigen  Lebens  ein  Niederschlag 
übrig  bleibt,  welcher  seiner  Ertragfähigkeit  zugute  kommt  und  neue  Keime  fördert. 

In  dieser  Bedeutung  müssen  wir  auch  Spencers  Zukunftsbild  von  einer 
altruistisch  fühlenden  und  handelnden  Menschheit  erfassen.  Es  ist  ein  Ideal, 
ebenso  gut,  wie  das  Uebermenschenthum  Friedrich  Nietzsches,  und  be- 
sitzt daher  den  unvergänglichen  Wert  eines  jeden  Ideales:  Ein  belebendes  Element 
zu  bilden  im  Fortschritte  der  Cultur. 


DIE  EINFÜfißUNG  DEB  GRUNDBÜCHER 

UND  DIE 

REFORM  DES  BÄUERLICHEN  AGRARRECHTES 

IN 

TIROL  UND  VORARLBERG. ') 

VON 

DR-  WALTER  SCHIFF. 


Die  Landtage  der  meisten  österreichischen  Kronländer 'haben  sich  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  mit  Bestrebungen,  Projecten,  Gesetzentwürfen  beschäftigt, 
welche  eine  Reform  des  materiellen  oder  formellen  Grundbesitzrechtes  zum  Ziele 
haben.  Greifbare  Resultate  haben  die  diesbezüglichen  Landtags  Verhandlungen 
jedoch  nur  in  Tirol  und  Vorarlberg  gehabt.  In  diesen  beiden  Ländern  ist  sowohl 
die  Einführung  der  Grundbücher,  als  auch  die  Aenderung  des  für  den  Grund- 
besitzverkehr geltenden  bäuerlichen  Agrarrechtes  beschlossen  worden.  Doch  haben 
bisher  bloss  die  Grundbuchsgesetze  der  beiden  Kronländer  Geltung  erlangt. 

1.   Die    Einführung  der  Grundbücher. 

Tn  fast  allen  Kronländern  Oesterreichs  besteht  bereits  seit  langer  Zeit  das 
Rechtsinstitut  der  Grundbücher.  Die  Bemühungen  der  Regierung,  das  in  Tirol 
und  Vorarlberg  herrschende  Verfachbuchsystem  durch  das  in  den  anderen  Ländern 
geltende  Grundbuchssystem  zu  ersetzen,  reichen  bis  in  das  18.  Jahrhundert  zurück. 
Aber  erst  in  den  Jahren  1897  und  1900  haben  diese  Bestrebungen  zum  Ziele 
geführt,  und  binnen  weniger  Jahre  wird  somit  das  allgemeine  Grundbuchsgesetz 
vom  25.  Juli  1871,  Nr.  95,  in  ganz  Oesterreich  in  Kraft  stehen. 

Diese  Reform  besitzt  nebst  ihrer  juristischen  eine  ausserordentliche  öko- 
nomische und  agrarpolitische  Wichtigkeit.  Erst  durch  die  Grundbücher  wird  Ordnung 
und  Sicherheit  in  den  Immobiliarverkehr  kommen.  Denn  das  Verfachbuch  stellt  nur 
eine  chronologisch  geordnete  Sammlung  der  auf  dingliche  Rechte  von  Realitäten  sich 
beziehenden  Urkunden    des   betreffenden  Gerichtes    dar.    Ohne  Rücksicht   auf   die 


1)  Reichsgesetze  vom  17.  Mävz  1897,  Nr.  77,  RGBL  und  vom  I.März  1900,  womit 
für  den  Fall  der  Einführung  der  Grundbücher  in  Tirol  und  Vorarlberg  einige  grund- 
buchsrechtliche Sonderbestimmungen  und  erleichternde  Gebürenvorschriften  erlassen  werden 
und  Landesgesetze  von  dem  nämlichen  Datum,  Tirol  1897,  Vorarlberg  1900,  betreffend 
■die  Anlegung  von  Grundbüchern  und  die  innere  Einrichtung  derselben. 
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Liegenschaft,  um  die  es  sich  handelt,  werden  die  Urkunden,  welche  Eigenthum 
übertragen,  Dienstbarkeiten,  Hypotheken  bestellen  oder  beseitigen,  nach  der 
Reihenfolge  ihres  Einlangens  beim  Gerichte  „verfacht",  lieber  die  hinterlegten 
Urkunden  wird  zwar  ein  alphabetisches  Nachschlageregister  geführt,  das  aber 
nur  die  Namen  der  an  der  Verfachung  interessierten  Personen  enthält.  Wer  sich 
über  die  rechtliche  Situation  einer  Realität  orientieren  will,  muss  mit  Hilfe  des 
ganz  unzulänglichen  Personal-Registers  alle  Jahrgänge  des  Verfachbuches  durch- 
gehen und  alle  auf  fragliche  Grundstücke  betreffenden  Urkunden  durchsehen  — 
eine  langwierige  und  kostspielige  Arbeit,  deren  Resultat  überdies  nur  selten  in 
der  Erfassung  der  wirklichen  Rechtslage  besteht,  da  die  Identificierung  der  in 
den  einzelnen  Urkunden  genannten  Personen  und  Realitäten  vielfach  auf  geradezu 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  stösst,  und  da  überdies  viele  rechtserzeugenden, 
modificierenden  und  rechtsaufhebenden  Urkunden  überhaupt  nicht  verfacht  sind. 
So  ist  in  Tirol  und  in  Vorarlberg  die  heilloseste  Verwirrung  in  den  Rechtsverhält- 
nissen am  Grundbesitz  entstanden;  es  fehlt  dort  jede  Sicherheit  im  Grundstück- 
verkehre und  damit  die  wesentlichste  Voraussetzung  für  einen  rationellen  Agrar- 
credit.  Vergebens  suchte  man  durch  Revisionen  der  Verfachbücher,  Hypotheken- 
erneuerungen, dem  Uebel  zu  steuern ;  kaum  waren  durch  solche  Massregeln  die 
Verfachbücher  mit  •  den  thatsächlichen  Rechtsverhältnissen  halbwegs  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht,  begann  infolge  des  stark  gesteigerten  Grandstücksver- 
kehres die  Unordnung  von  neuem.  Ein  noch  grösserer  dem  Verfachbuchsysteme 
inhärenter  Mangel  ist  das  Fehlen  der  publica  fides.  Ueber  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit der  eingelegten  Urkunden,  über  deren  juristische  Folgen,  über  den  Bestand 
oder  Nichtbestand  der  durch  die  Urkunden  stipulierten  dinglichen  Rechte  herrscht 
nothwendiger  Weise  völlige  Unklarheit,  weil  keinerlei  richterliche  Cognition  darüber 
stattfindet,  ehe  es  etwa  zum  Rechtsstreite  kommt.  Dass  diesem  immer  uner- 
träglicher werdenden  Zustande  nunmehr  durch  Einführung  der  Grundbücher,  durch 
das  System  der  Realfolien  und  durch  das  Princip  der  publica  fides  ein  Ende 
gemacht  werden  wird,  ist  grossentheils  dem  energischen  Eingreifen  des  Abgeordneten 
Dr.  V.  Grabmayr  zu  danken.  Für  einen  rationellen  Realcredit  durch  Pfand- 
briefanstalten wird  erst  durch  die  Grundbücher  die  Voraussetzung  geschaffen ;  erst 
sie  werden  es  ermöglichen,  dass  die  für  die  Landwirtschaft  so  vortheilhaften 
Landeshypothekenanstalten,  wie  in  den  anderen  Kronländern,  so  auch  in  Tirol 
und  Vorarlberg  mit  Erfolg  betrieben  werden. 

Der  Sieg  über  das  Verfachbuch  wäre  indessen  nicht  zu  erringen  gewesen, 
wenn  die  Reichsgesetzgebung  nicht  den  Wünschen  und  Bedürfnissen  der  länd- 
lichen Bevölkerung  dieser  beiden  Kronländer  in  gewissem  Umfange  Rechnung 
getragen  hätte. 

Vor  allem  musste  der  sehr  heftige  und  sehr  begreifliche  Widerstand  der 
Bauern  gegen  den  durch  die  Grundbuchsordnung  statuierten  Legalisierungszwang 
berücksichtigt  werden.  In  den  anderen  Kronländern,  wo  im  Jahre  1871  bereits 
Grundbücher  bestanden  hatten,  war  die  Vorschrift  über  die  Nothwendigkeit  der 
gerichtlichen  oder  notariellen  Beglaubigung  der  Unterschriften  sofort  für  jede  Ein- 
verleibung in  Kraft  getreten ;  die  gegen  diese  ausserordentliche  Erschwerung  gerichtete 
Bewegung  konnte  hier  nur  den  Erlass  des  Gesetzes  vom  Jahre   1890    erreichen, 
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worin  der  Legalisierungszwang  für  „geringfügige"  Grundbuchssachen  aufgehoben 
wurde.  Das  Verfachbuch  kennt  dagegen  einen  Legalisierungszwang  nicht;  gerade 
die  mit  dieser  Einrichtung  verbundenen  Unbequemlichkeiten  und  Kosten  waren 
stets  als  Hauptargument  gegen  das  Grundbuchssystem  ins  Feld  geführt  worden. 
Für  Tirol  und  Vorarlberg  musste  sich  deshalb  die  Eeichsgesetzgebung,  wollte  sie 
die  Einführung  der  Grundbücher  durchsetzen,  zu  weitergehenden  Concessionen 
entschliessen.  Dies  geschah  dadurch,  dass  der  Kreis  der  Personen,  die  zur  Be- 
glaubigung der  Unterschriften  berufen  sind,  erweitert  wurde.  Indem  eigene  be- 
eidete ,, Legalisatoren",  und  zwar  in  der  Kegel  in  jeder  Gemeinde,  ernannt  werden, 
ist  für  alle  Parteien  die  Möglichkeit  geschaifen,  die  Legalisierung  ihrer  Unter- 
schriften im  Wohnorte  selbst  vornehmen  zu  lassen. 

Dem  bisherigen  Eechtszustande  und  der  Bequemlichkeit  der  ärmeren  ländlichen 
Bevölkerung  ist  die  Reichsgesetzgebung  auch  dadurch  entgegengekommen,  dass 
sie,  einem  alten  Herkommen  entsprechend,  die  Grundbuchsgerichte  in  Tirol  und 
in  Vorarlberg  verpflichtet,  Verträge  und  Erklärungen  über  dingliche  Rechte  an 
Liegenschaften  auf  mündliches  Ansuchen  der  Parteien  in  Protokollsform  unent- 
geltlich aufzunehmen. 

Bemerkenswert  ist  ferner  eine  Reihe  weiterer  formeller  Abweichungen  von 
den  in  den  anderen  Kronländern  geltenden  Rechtssätzen.  So  sind  in  Tirol  und 
in  Vorarlberg  Grundbuchseinlagen  auch  für  das  öffentliche  Gut  anzufertigen ;  eine 
Bestimmung,  die  als  sehr  zweckmässig  bezeichnet  werden  kann,  weil  erst  dadurch 
das  Grundbuch  wirklich  den  gesammten  Grundbesitz  enthält,  und  weil  auch  an 
öffentlichem  Gute  vielfach  Privatrechte  haften.  Sodann  ist  angeordnet,  dass  hin- 
sichtlich solcher  Häuser,  bei  welchen  eine  physische  Theilung  besteht,  für  jeden 
Hausantheil  ein  eigenes  Eigenthums-  und  Lastenblatt  zu  eröffnen  ist;  eine 
nothwendige  Folge  davon,  dass  solche  Theilungen,  u,  zw.  sowohl  horizontale  nach 
Stockwerken,  als  vertikale  nach  Zimmern,  ja  selbst  physische  Theilungen  von  einzelnen 
Stuben,  in  italienisch  Südtirol  sehr  allgemein  üblich  sind,  aber  auch  in  Nord- 
tirol und  Vorarlberg  vorkommen.  Das  in  den  anderen  Kronländern  geltende  Verbot 
neuer  Theilungen  dieser  Art  ist  deshalb  auch  mit  Recht  auf  Deutsch-Tirol  be- 
schränkt worden;  in  Welschtirol  hätte  es  sich  doch  als  unausführbar  erwiesen. 
Ausführliche  Bestimmungen  regeln  auch  das  für  Welschtirol  eigenthümliche  Rechts- 
verhältnis, wonach  an  einzelnen  Bäumen  ein  von  dem  Eigenthum  am  Boden  abge- 
sondertes, eigenthumsähnliches,  frei  veräusserliches  und  vererbliches  Nutzrecht 
besteht.  Abweichend  von  den  anderen  Kronländern  ist  es  ferner,  dass  in  Tirol  und 
in  Vorarlberg  auch  die  Culturgattung  jeder  Liegenschaft  in  das  Gutsbestandsblatt 
einzutragen  ist,  und  dass  das  Realregister  auch  über  das  Flächenmass  und  über  den 
Reinertrag  der  Liegenschaften  Aufschluss  zu  geben  hat.  Erst  durch  diese  Vor- 
kehrungen wird  es  möglich,  sich  aus  dem  Grundbuche  über  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Grundbuchsobjectes  eine  gewisse  Orientierung  zu  verschaffen. 

Sodann  bringen  es  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  in  Tirol  mit  sich,  dass 
man  hinsichtlich  der  als  Felddienstbarkeiten  sich  darstellenden  Wege-  und 
Wasserleitungsservituten,  insoferne  sie  sich  auf  Ersitzung  gründen,  von  der 
Nothwendigkeit  der  grundbücherlichen  Eintragung  absehen  musste.  Infolge  der 
Lage  des  Grundbesitzes,  der  Terrainverhältnisse    und  der  starken  Zertheilung  des 
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Grund  und  Bodens  besteht  hier  nämlich  vielfach  ein  sehr  compliciertes  wechsel- 
seitiges Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  den  Grundstücken  verschiedener  Eigen- 
thümer.  Oft  steht  in  einer  Gemeinde  hunderten  Grundbesitzern  das  Eecht  zu,  über 
fremden  Grund  zu  fahren  oder  Vieh  durchzutreiben,  während  andererseits  einzelne 
Grundbesitzer  hunderte  von  fremden  Parcellen  befahren  müssen,  um  zu  der 
ihrigen  zu  gelangen ;  bezüglich  einer  einzigen  Wegverbindung  wären  mitunter 
vielleicht  tausende  Eintragungen  im  Grundbuch  erforderlich  gewesen.  Dazu  kommt, 
dass  diese  Wegservituten  in  der  Kegel  als  etwas  ganz  Selbstverständliches  an- 
gesehen, ausgeübt  und  geduldet  werden,  dass  sie  sich  zumeist  auf  Ersitzung 
ohne  einen  urkundlich  nachweisbaren  Rechtstitel  gründen,  so  dass  die  strenge 
Durchführung  des  Princips  der  publica  fides  des  Grundbuches  hier  geradezu  zu 
Streitigkeit  und,  bei  Versäumung  der  Fristen,  zu  Eechtsverlusten  hätte  führen 
müssen. 


Wir  gelangen  nun  zu  den  eigenthümlichsten  und  agrarpolitisch  wichtigsten 
Sonderbestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Gesetzgebung.  Sie  betreffen  in  Tirol 
die  geschlossenen  Höfe,  in  beiden  Ländern  die  agrarischen  Gemeinschaften. 

In  Tirol  sind  bekanntlich  für  die  Geschlossenheit  der  Bauerngüter  und 
für  die  bäuerliche  Erbfolge  noch  die  alten  Vorschriften  in  Kraft.  Das  Patent 
vom  11.  August  1770  dehnte  das  ältere  Verbot  der  Theilung  grundzinsbarer 
Güter  auch  auf  Lehen-  und  AUodialgüter  aus,  so  dass  seither  überhaupt  kein 
Hof  oder  Besitz  durch  Verkauf  oder  freiwillige  Veräusserung  getheilt  werden 
darf,  ausgenommen,  wenn  er  so  ansehnlich  ist,  dass  zwei  Besitzer  darauf  leichthin 
hausen,  somit  sich  und  ihre  Familie  erhalten  können.  Einfache  Häuser,  dann 
einzelne  (walzende)  Grundstücke  unter  2  Joch,  2  Tagbau  oder  2  Tagmahd  zu 
theilen,  blieb  in  Hinkunft  durchaus  verboten.  Das  Patent  vom  9.  October  1795 
ordnete  die  gesetzliche  Erbfolge  ,,in  die  Bauerngüter  in  Tirol  und  Vorarlberg". 
Das  Bauerngut  ist  in  der  Regel  nur  einem  unter  mehreren  Miterben  u.  zw.  dem 
ältesten  Sohne  zuzutheilen;  dabei  ist  der  „Wert  mit  Rücksicht  auf  alle  Umstände 
so  zu  bestimmen,  dass  der  eintretende  Besitzer  auf  dem  Gute  wohl  bestehen 
könne."  Diese  mehrfach  republicierten  Gesetze  wurden  in  Vorarlberg  aufge- 
hoben, für  Tirol  sind  sie  dagegen  grösstentheils  noch  geltendes  Recht,  stehen 
aber  durchaus  nicht  im  ganzen  Lande  in  praktischer  Geltung.  In  Welschtirol 
dürfte  die  Freitheilbarkeit  nachträglich  eingeführt  worden  sein  ;  thatsächlich  be- 
steht sie  auch  in  manchen  Theilen  Nordtirols,  z.B.  im  Oberinnthal,  im  Bezirk  Reutte. 
Das  Anerbenrecht  gilt  gesetzlich  zwar  in  ganz  Tirol,  findet  aber  auch  nur  in 
gewissen  Landestheilen  Anwendung.  Die  Handhabung  der  in  Rede  stehenden  Gesetze 
ist  aber  auch  in  den  anderen  Landestheilen  dadurch  ausserordentlich  erschwert, 
dass  in  allen  übrigen  Beziehungen  die  Bauerngüter  den  sonstigen  Grundstücken 
rechtlich  gleichgestellt  sind;  insbesondere  giebt  jetzt  der  Grundsteuerkataster  nicht 
mehr,  wie  früher  der  Steuerkataster  von  1787,  darüber  Aufschluss,  welche  Grund- 
stücke einen  geschlossenen  Bauernhof  bilden.  Dazu  kommt,  dass  weder  die  pfand- 
rechtliche Belastung  einzelner  zu  einem  geschlossenen  Hofe  gehörenden  Liegen- 
schaften, noch  auch  die  Consolidierung  mehrerer  verschieden  belasteter  Realitäten 
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zu  einem  Anwesen  verboten  ist,  so  dass  die  rechtliclie  Möglichkeit  für'  die 
Gläubiger  besteht,  den  Hofverband  durch  Execution  zu  sprengen. 

Bei  dieser  Sachlage  war  es,  falls  man  an  den  materiellen  Eechtssätzen 
nichts  ändern  wollte,  sicherlich  ein  richtiger  Gedanke,  die  Einführung  der  Grund- 
bücher dazu  zu  benützen,  um  die  in  dieser  Beziehung  herrschende  Verwirrung 
dadurch  zu  beseitigen,  dass  concret  festgestellt  wird,  welches  die  Objecte  der 
Vorschriften  über  Untheilbarkeit  und  Anerbenrecht  sind.  Dies  soll  auf  folgende 
Weise  erreicht  werden :  Das  Hauptbuch  theilt  sich  in  zwei  Abtheilungen,  von 
denen  die  eine,  die  Einlagen  der  den  gesetzlichen  Theilungsbeschränkungon  unter- 
liegenden (geschlossenen)  Höfe,  die  andere  die  Einlagen  aller  übrigen  Reali- 
täten umfasst.  Jeder  geschlossene  Hof  erhält  eine  Einlage  und  bildet  ohne 
Rücksicht  auf  die  Belastung  nur  einen  Grundbuchskörper.  Als  Bestandtheile  eines 
geschlossenen  Hofes  sind  sämmtliche  dem  Eigenthümer  des  Hofes  gehörenden 
landwirtschaftlichen  Liegenschaften  oder Miteigenthumsantheile  anzusehen,  abweiche 
im  Steuerkataster  von  1787  dem  betreffenden  .Wohnhause  zukatastriert  waren, 
h)  welche  später  mit  dem  Hofe  consolidiert  wurden,  c)  welche  vom  Eigenthümer 
des  Gutes  oder  dessen  Vorbesitzer  an  Stelle  der  unter  b)  genannten  Liegenschaften 
erworben  wurden,  und  dj  deren  Vereinigung  mit  dem  geschlossenen  Hofe  der 
Eigenthümer  beantragt.  Dazu  kommen  ferner  die  mit  dem  Besitze  des  Gutes  ver- 
bundenen Gewerbe-  und  Nutzungsrechte,  insbesondere  Weide-,  Holzungs-  und 
Wasserrechte  an  Gemeindegrundstücken  oder  an  anderen,  fremden  oder  gemein- 
schaftlichen, Grundstücken.  Ueberdies  sind  als  geschlossene  Höfe  ohne  Unterschied 
der  Grösse  alle  jene  behausten  landwirtschaftlichen  Besitzungen  einzutragen,  deren 
Eigenthümer  die  Anerkennung  ihrer  Besitzungen  als  geschlossene  Höfe  verlangen. 

Diese  Bestimmungen  wären  an  sich  nicht  unzweckmässig,  wenn  darin  das 
Wichtigste  nicht  fehlen  würde.  Es  ist  nämlich  in  diesen  Vorschriften  zwar  erklärt, 
welche  Liegenschaften  und  Rechte  als  Bestandtheile  eines  geschlossenen  Hofes 
zu  behandeln  seien;  die  weit  wichtigere  primäre  Frage  aber,  was  denn  ein 
geschlossener  Hof  ist,  bleibt  ganz  unentschieden.  Für  die  Beant- 
wortung dieser  Frage  fehlt  es  aber  an  jedem  gesetzlichen  Kriterium ; 
weder  das  Patent  vom  Jahre  1770,  noch  jenes  vom  Jahre  1795  gibt  an, 
durch  welche  Momente  eine  Liegenschaft  charakterisiert  sein  müsse,  damit 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  darauf  Anwendung  finden.  Man  darf  zwar  wohl 
annehmen,  dass  es  sich  dabei  stets  nur  um  behauste  landwirtschaftliche  Besitzungen 
handeln  könne,  ebenso  sicher  dürfte  aber  sein,  dass  sich  diese  beiden  Begriffe 
nicht  decken,  dass  ein  Theil  der  behausten  landwirtschaftlichen  Besitzungen  nicht 
als  untheilbare,  dem  Anerbenrechte  unterworfene  Höfe  zu  betrachten  ist,  wie 
insbesondere  die  kleinen  Taglöhnergüter,  die  mit  Gastwirtschaften  verbundenen 
Anwesen  u.  dgl. 

Es  ist  auch  nicht  möglich,  zur  Ausfüllung  der  gesetzlichen  Lücke  das  Reichs- 
gesetz vom  1,  April  1889  über  die  Erbtheilungsvorschriften  für  „landwirtschaftliche 
Besitzungen  mittlerer  Grösse"  heranzuziehen,  da  hier  die  Festsetzung,  welche 
Höfe  als  ,,Höfe  mittlerer  Grösse"  anzusehen  sind,  der  Landesgesetzgebung  über- 
tragen ist.  Die  im  Tiroler  Landtage  im  Jahre  1892  eingebrachte  Regierungs- 
vorlage betreffend  die  Einführung  von  Höfebüchern  wollte  die  nähere  Präcisierung 
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des  in  Eede  stehenden  Begriffes  dahin  vornehmen,  dass  der  Durchschnittsertrag 
der  Besitzung  zur  angemessenen  Erhaltung  von  mindestens  einer,  höchstens  vier 
Familien  zu  5  Köpfen  ausreicht.  Es  ist  aber  dagegen  mit  Recht  eingewendet 
worden,  dass  damit  den  besonderen  Verhältnissen  Tirols  nur  wenig  Rechnung 
getragen  würde;  es  gebe  hier  eine  grosse  Anzahl  kleiner  Höfe,  auf  denen  sich  eine 
Bauernfamilie  nur  mit  Hilfe  von  Nebenverdiensten  erhalte,  und  die  herkömmlich  als 
Bauernhöfe  bezeichnet  und  behandelt  werden,  und  gleiches  gelte  von  grösseren 
Höfen,  welche  die  angegebene  Grenze  überschreiten.  Diese  Unklarheit  des  Hof- 
begriffes bewog  den  Landtag,  sich  auf  eine  Definition  überhaupt  nicht  einzu- 
lassen, während  sie  es  doch  offenbar  doppelt  nothwendig  machte,  den  ausführenden 
Behörden  Klarheit  darüber  zu  verschaffen,  welche  Besitzungen  in  das  Höfebuch 
einzutragen  sind.  Wenigstens  wäre  ein  Hinweis  auf  die  bisherige  nachweisbare 
Uebung  erforderlich  gewesen. 

Etwas  gemildert  wird  der  besprochene  Uebelstand  durch  den  Umstand,  dass 
bei  der  Entscheidung  aller  Fragen,  die  sich  auf  den  Bestand  und  die  Zusam- 
mensetzung der  untheilbaren  Höfe  beziehen,  autonome  Organe  —  der  Gemeinde- 
vorsteher und  ein  Vertreter  der  Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte  oder  des 
Gemeindeausschusses  —  mitwirken. 

Eine  im  Jahre  1899  vom  Landtage  beschlossene  Novelle  zum  Grund- 
buchsgesetze will  hier  einigermaassen  Abhilfe  schaffen.  Sie  enthält  nämlich 
die  Bestimmung,  dass  eine  landwirtschaftliche  Besitzung,  welche  nicht  behaust 
ist,  oder  eine  landwirtschaftliche  Besitzung,  auf  welcher  selbst  eine  kleine 
Familie  ihren  Unterhalt  durch  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  nicht  zu  finden 
vermag,  auch  dann  nicht  als  geschlossener  Hof  zu  behandeln  sei,  wenn  sie  in 
dem  Steuerkataster  vom  Jahre  1787  als  Hof  vorkommt.  Dadurch  wäre  wenigstens 
eine  gewisse  negative  Begrenzung  gegeben.  Eine  positive  Norm  enthält  jene  noch 
nicht  sanctionierte  Novelle  nur  für  den  Fall,  dass  eine  landwirtschaftliche  Be- 
sitzung, welcher  bisher  die  Hofqualität  nicht  zugekommen  ist,  über  Antrag  des 
Eigenthümers  in  einen  geschlossenen  Hof  umgewandelt  werden  soll;  als  Be- 
dingungen dafür  werden  aufgestellt,  dass  die  Realität  behaust  sei,  und  dass  der 
Durchschnittsertrag  zur  angemessenen  Erhaltung  einer  Familie  von  5  Köpfen 
ausreiche  und  das  Vierfache  eines  solchen  Ertrages  nicht  überschreite. 

Noch  musste  für  den  Fall  gesetzliche  Vorsorge  getroffen  werden,  dass  ein 
geschlossener  Hof  aus  Liegenschaften  besteht,  die  verschiedene  Belastungen  auf- 
weisen. In  dieser  Hinsicht  bestimmt  das  Gesetz,  dass  10  Jahre  lang  jeder  Hy- 
pothekargläubiger, dessen  Pfandrecht  sich  nur  auf  einzelne  Theile  des  geschlossenen 
Hofes  erstreckt,  die  Zwangsversteigerung  des  Pfandobjectes  ohne  Rücksicht  auf 
den  Hofverband  erwirken  kann.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  nur  noch  der  Hof 
als  Ganzes  exequiert  werden. 


Der  zweite  Punkt,  der  erhöhtes  agrarpolitisches  Interesse  erweckt,  ist  die 
eigenthümliche  grundbücherliche  Behandlung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Nutzungsgemeinschaften.  Dem  österreichischen  Civilrechte  fehlt  im  allgemeinen 
die  Möglichkeit  einer   sachgemässen  rechtlichen   Behandlung   der    meisten  solchen 
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Gemeinschaften.  Als  jaristische  Personen  können  diese  nicht  betrachtet  werden, 
falls  sie  nicht  eine  specielle  Organisation  besitzen;  und  die  Sätze  des  ein- 
fachen civilrechtlichen  Miteigenthumes  —  freie  Theilbarkeit  des  gemeinsamen 
Grundstückes,  freie  Veräusserlichkeit  des  ideellen  Antheiles  —  widersprechen 
ebenso  der  allgemeinen  Sitte  und  Rechtsüberzeugung  unter  den  Interessenten, 
wie  der  wirtschaftlichen  Function  der  agrarischen  Gemeinschaften.  Die  Grund- 
buchsgerichte haben  sich  auf  die  verschiedenste  Weise  bemüht,  durch  besondere 
tabulare  Eintragungen  jene  Consequenzen  des  Miteigenthumsrechtes  auszuschliessen. 
Doch  konnten  sie  dies  nicht  thun,  ohne  gegen  die  Grundsätze  unseres  Civil- 
und  Tabularrechtes  zu  Verstössen.  Erst  die  neuen  Grundbuchsgesetze  für  Tirol 
und  Vorarlberg  beheben  diese  Uebelstände  theilweise. 

In  Tirol  ist  der  Trennung  des  Antheilrechtes  an  einer  agrarischen  Gemeinschaft 
von  dem  Besitze  des  Hofes,  zu  dem  dieses  Antheilsrecht  wirtschaftlich  gehört, 
dadurch  vorgebeugt,  dass  in  solchem  Falle  als  Miteigenthümer  an  der  gemeinsamen 
Eealität  nicht  der  momentane,  sondern  der  jeweilige  Eigenthümer  des  be- 
treffenden Hofes^  zu  dem  das  Nutzungsrecht  gehört,  eingetragen  wird.  Diese  Art 
der  Eigenthumseintragung  bringt  das  Antheilsrecht  am  gemeinsamen  Walde,  an 
der  gemeinsamen  Weide  oder  Alpe  in  untrennbare  Verbindung  mit  dem  Eigen- 
thume  an  der  Stammwirtschaft,  der  das  Antheilsrecht  dienen  soll,  entspricht  daher 
vollkommen  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse,  das  dem  ganzen  Rechtsverhältnisse 
zu  Grunde  liegt.  Auch  in  anderen  Kronländern  sind  die  Grundbuchsbehörden 
vielfach  mit  derartigen  Eintragungen  vorgegangen,  ohne  dass  sie  dafür  eine 
gesetzliche  Basis  hatten  ;  ja  sie  verletzten  damit  die  zu  Recht  bestehende  Frei- 
theilbarkeit des  Grund  und  Bodens.  In  ganz  correcter  Weise  hat  denn  auch 
das  Grundbuchsgesetz  für  Tirol  die  in  Rede  stehende  Bestimmung  ausschliesslich 
für  jene  Antheilsrechte  getroffen,  welche  Bestandtheile  eines  geschlossenen  Hofes 
sind,  für  den  die  gesetzliche  Un theilbarkeit  besteht.  Dagegen  hat  das  Gesetz 
das  Recht  jedes  Interessenten,  die  Theilung  der  gemeinsamen  Realität  zu  verlangen, 
nicht  beschränkt. 

Dies  ist  hingegen  in  Vorarlberg  geschehen.  „In  Ansehung  von  Gemein- 
schaftsalpen und  Weiden  findet  die  Bestimmung  des  §  830  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Befugnis  jedes  Theilhabers,  die  Aufhebung 
der  Gemeinschaft  zu  verlangen,  keine  Anwendung,  soferne  das  Gegentheil  nicht 
in  den  Statuten  oder  Verträgen  der  Gemeinschaft  ausdrücklich  bestimmt  ist." 
(Artikel  IX  des  Reichsgesetzes).  Damit  ist  einer  jahrhundertlanger  Rechts- 
übung Rechnung  getragen.  Ganz  allgemein  werden  diese  Gemeinschaften  nicht 
als  ein  den  allgemeinen  Civilrechtsregeln  unterworfenes  Miteigenthum  aufgefasst ; 
zwar  kann  hier  jeder  Antheilsbesitzer  seinen  ideellen  Antheil  frei  veräussern,  doch 
muss  er  sich  hinsichtlich  der  Theilung  den  Mehrheitsbeschlüssen  unterwerfen. 
Es  sollen  „seit  undenklicher  Zeit  im  ganzen  Lande  nur  vereinzelte  Fälle  vorge- 
kommen sein,  dass  ein  Betheiligter  eine  gegentheilige  Anschauung  zur  Geltung 
gebracht  hat."  Da  nun  bei  manchen  Gemeinschaften  die  Zahl  der  Genossen  eine 
ausserordentlich  grosse  ist  —  100,  500,  ja  bis  1000  Antheile  kommen  vor  — 
so  war  die  Aufnahme  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  Vorschrift  sehr  zweck- 
mässig. 
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Es  wäre  nur  conseqiient  gewesen,  wenn  auch  sonst  das  Eecht  der  Mehrheit 
der  Genossen,  die  Rechtsverhältnisse  an  der  gemeinsamen  Sache  zu  regeln,  vom 
Gesetzgeber  anerkannt  worden  -wäre.  Ein  diesbezüglicher  Antrag  des':  Landes- 
ausschusses stiess  jedoch  auf  den  Widerstand  der  Regierung;  nur  noch  in  der  einen 
Richtung  ist  ein  Beschlussrecht  der  Miteigenthümer  mit  Stimmenmehrheit  statuiert 
worden  :  um  die  selbständige  Belastung  der  einzelnen  Miteigenthumsantheile  für 
unzulässig  zu  erklären.  Dies  ist  in  der  That  die  nothwendige  Ergänzung  des  an- 
geführten Theilungs Verbotes,  da  sonst  jeder  Antlieilnehmer  durch  Einräumung 
von  Pfandrechten  auf  seinen  Antheil  die  getrennte  Execution  und  damit  die 
Theilung  erzwingen  könnte. 

In  mehrfacher  Richtung  sind  also  die  neuen  Grundbuchsgesetze  für  Tirol 
und  Vorarlberg  als  eine  juristisch  und  wirtschaftlich  bedeutsame  Reform  anzu- 
sehen, die  einen  wesentlichen  Fortschritt  gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  zur 
Folge  haben  dürfte. 

2.    Die   Reform   des   bäuerlichen   Agrarrechtes. 

Auch  in  Vorarlberg  gilt,  was  vielfach  nicht  bekannt  ist,  keineswegs 
unbeschränkte  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes;  das  Landesgeüetz  vom  15.  Oc- 
tober  1868,  Nr.  46  L.-G.-Bl.,  welches  die  frühere  Untheilbarkeit  der  Gründe  be- 
seitigte, hat  doch  eine  Schranke  stehen  gelassen:  zu  jeder  Theilung  eines  im 
Steuerkataster  unter  einer  besonderen  Nummer  vorkommenden  Grundstückes  ist 
die  Zustimmung  des  Ausschusses  jener  Gemeinde,  in  welcher  das  Grundstück 
gelegen  ist,  im  Falle  der  Verweigerung  dieser  Zustimmung  aber  die  Zustimmung 
des  Landesausschusses  erforderlich.  Durch  das  neue  Grundbuchsgesetz  wird  diese 
Theilungsboschränkung  für  jede  selbständige  Grundparcelle  des  Grundsteuer- 
katasters aufrecht  erhalten. 

Wichtiger  ist  es,  dass  in  Tirol  nach  vieljährigen  Bcrathungen  endlich 
ein  Landesgesetz,  betreffend  die  besonderen  Rechtsverhält- 
nisse geschlossener  Höfe  beschlossen  worden  ist,  das  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  auch  die  Sanction  des  Kaisers  erlangen  wird.  Dieses  Gesetz 
stellt  sich  theils  als  eine  Codification  des  gegenwärtig  geltenden  Rechtszustandes 
dar,  theils  als  eine  Weiterbildung  desselben.  Die  darin  enthaltenen  Normen  sollen 
mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Grundbuches  in  Wirksamkeit  treten  und  für 
alle  jene  mit  einem  Wohnhause  versehenen  Besitzungen  Geltung  haben,  deren 
Einlagen  sich  in  der  Höfeabth eilung  des  Grundbuches  befinden  (s.  o.).  Es  ist 
schon  oben  der  bisher  geltende  Rechtszustand  hinsichtlich  der  Theilung  und  der 
Vererbung  von  Bauerngütern  kurz  skizziert  worden.  Der  Gesetzentw^urf  hält  an 
diesen  Principien  im  allgemeinen  fest.  Geschlossene  Höfe  dürfen  ohne  Bewilli- 
gung nicht  getheilt,  verkleinert  oder  vergrössert  w^erden;  letzteres  ist  jedoch  zu 
gestatten,  wenn  der  Gesammtertrag  dadurch  nicht  grösser  wird,  als  zur  Erhal- 
tung von  20  Personen  erforderlich  ist.  Ebenso  sollen  Abtrennungen  bewilligt 
werden,  wenn  dadurch  der  Ertrag  nicht  unter  das  zur  Einhaltung  einer  Familie 
von  5  Köpfen  nöthige  Minimum  sinkt  und  keine  erheblichen  wirtschaftlichen 
oder  landesculturellen  Bedenken  entgegenstehen.  Die  Theilung  walzender  Grund- 
stücke   bedarf    der    behördlichen    Bewilligung,    w^enn     dadurch     ,,neue    walzende 
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Parcellen  entstehen  sollen;"   zu  versagen  ist  die  Bewilligung  insbesondere,  wenn 
diese  neuen  Theile   „von  culturwidrig  kleinem  Ausmaasse"  sein  würden. 

Auch  das  bisherige  Anerbenrecht  ist  in  seinen  Grundzügen  unverändert 
gelassen;  aber  es  soll  nunmehr  nicht  nur  für  erbende  Kinder,  sondern  stets 
gelten,  wenn  zur  gesetzlichen  Erbfolge  mehrere  Personen  berufen  sind.  Damit 
ist  sicherlich  nur  die  richtige  Consequenz  des  dem  Anerbenrechte  zugrunde 
liegenden  Gedankens  gezogen,  die  Bauerngüter  bei  der  Vererbung  ungetheilt  zu 
lassen  und  vor  üeberlastung  mit  Erbschulden  zu  bewahren.  Neu  ist  es  ferner, 
dass,  einer  in  Tirol  weit  verbreiteten  Sitte  Rechnung  tragend,  bestimmt  wird,  dass 
sich  mehrere  erbende  Geschwister  auch  dahin  einigen  können,  dass  sie  den  Hof 
gemeinsam  übernehmen;  die  Auseinandersetzung  ( Erbtheilung)  wird  dann  aufge- 
schoben, bis  der  Anerbe  sein  Anerbenrecht  geltend  macht. 

Die  erwähnte  Ausdehnung  des  Anerbenrechtes  macht  es  nothwendig,  eine 
genaue  Successionsordnung  für  die  Nachfolge  in  den  Hof  gesetzlich  festzulegen. 
Dem  stellen  sich  aber  grosse  Schwierigkeiten  entgegen,  da  diesbezüglich  in  den 
einzelnen  Landestheilen  sehr  verschiedene  Sitten  und  Rechtsüberzeugungen  ver- 
breitet sind.  Ihnen  allen  kann  aber  das  Gesetz  natürlich  nicht  Rechnung 
tragen. 

Die  Begünstigung  des  Anerben  gegenüber  den  anderen  Miterben  ist  nach 
dem  neuen  Gesetz  keine  wesentlich  andere,  als  nach  dem  alten.  Die  Wert- 
bestimmung des  Hofes  hat  auch  fernerhin  so  zu  erfolgen,  „dass  der  Ueber- 
nehmer  wohl  bestehen  kann."  Neu  ist  nur  der  Zusatz,  dass  bei  der  Schätzung 
„auf  den  Ertragswert  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen  ist";  eine  Bestimmung 
von  geringer  praktischer  Tragweite. 

Wichtiger  ist  es,  dass  für  die  Auszahlung  der  Erbschulden  eine  dreijährige 
Frist  vorgesehen  ist.  Grabmayr  hatte  statt  dessen  die  Umwandlung  der 
Capitalsforderungen  in  zeitlich  begrenzte,  amortisable  Abfindungsrenten  vorge- 
schlagen, konnte  aber  mit  seiner  Idee  nicht  durchdringen;  in  der  That  könnte 
diese  an  sich  sehr  zweckmässige  und  wünschenswerte  Reform  nur  dann  ohne 
Schädigung  der  Miterben  erfolgen,  wenn  die  letzteren  —  etwa  durch  Vermittlung 
einer  Landeshypothekenanstalt  —  in  die  Lage  versetzt  werden,  die  Abfindungs- 
renten in  Capital  zu  verwandeln. 

Ein.  nothwendiges  Gegenstück  zur  Begünstigung  des  Anerben  ist  es,  dass 
jetzt  für  den  Fall  Vorsorge  getroffen  wird,  dass  der  Anerbe  den  Hof  veräussert 
und  dadurch  einen  Gewinn  auf  Kosten  der  weichenden  Erben  zu  erzielen  sucht. 
Geschieht  dies  innerhalb  6  Jahren,  so  soll  er  verpflichtet  sein,  jenen  Betrag  zur 
Nachtragsertheilung  herauszugeben,  um  den  der  erzielte  Veräusserungspreis  den 
Uebernahmswert  übersteigt. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  das  bäuerliche  Besitz-  und  Intestaterbrecht,  wie 
es  binnen  kurzem  wohl  in  Tirol  Geltung  erlangen  dürfte.  Zu  einem  abschliessenden 
Urtheile  über  die  Zweckmässigkeit  dieser  Regelung  zu  gelangen,  ist  nicht  leicht. 
Man  müsste  ja  vorerst  die  Vorfrage  beantworten,  ob  überhaupt  Theilbarkeits- 
beschränkungen  und  Anerbenrecht  für  den  tiroler  Grundbesitz  wünschenswert 
seien  und  wie  diese  Rechtsinstitute  bisher  in  Tirol  gewirkt  haben.  Für  letzteres  fehlt 
es  aber  durchaus  an  sicheren  Kriterien.  Zwar  scheint  es  einerseits,    dass    bisher 
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weder  die  Güterzerstückelung  noch  die  Grundverschuldung  durch  die  fraglichen 
Gesetze  verhindert  worden  ist,  und  dass  Tirol  diesbezüglich  hinter  den  anderen 
Ländern,  in  denen  freie  Theilbarkeit  und  gleiches  Erbrecht  gilt,  nicht  zurück- 
geblieben ist;  behauptet  doch  gerade  der  Verfechter  der  tiroler  Agrarreform, 
Grabmayr,  Tirol  sei  hinsichtlich  der  Hypothekarverschuldung  schlimmer  daran, 
als  alle  anderen  Kronländer.  Andererseits  aber  ist  bisher  weder  das  alte  Grund- 
zerstückelungspatent als  eine  störende  Schranke  des  Immobilarverkehres  noch  auch 
das  Erbfolgepatent  als  ungerechte  Benachtheiligung  der  weichenden  Geschwister 
empfunden  worden.  Insoferne  lag  kein  Bedürfnis  zur  Beseitigung  des  bäuerlichen 
Agrarrechtes  vor.  Allerdings  dürfte  diese  Erscheinung  zum  Theile  gerade  darauf 
zurückzuführen  sein,  dass  in  der  Praxis  die  gesetzlichen  Vorschriften  überall 
dort  nicht  beobachtet  wurden,  wo  diese  den  localen  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
nicht  entsprachen.  Dieser  Zustand  soll  nun  durch  die  neue  Gesetzgebung  beseitigt 
werden.  Sicherlich  werden  damit  an  die  Stelle  von  Rechtsunsicherheit  und  von 
bureaukratischer  Willkür  klare  Eechtssätze  treten.  Ein  objectives  Kriterium  —  die 
Eintragung  in  die  Höfeabtheilung  des  Grundbuches  — ,  nicht  mehr  das  Gut- 
dünken der  Behörden  wird  für  die  Anwendung  des  Höferechtes  entscheidend 
sein.  Auch  darf  man  es  als  einen  Fortschritt  begrüssen,  dass  fortan  nicht  mehr 
die  in  der  Regel  sachunkundigen  politischen  Behörden  über  Theilungsgesuche 
entscheiden,  sondern  eigene  „Höfebehörden  ;*  als  erste  Instanz  ist  für  jede  Orts- 
gemeinde eine  Höfecommission  zu  bilden  aus  je  einem  Vertreter  der  politischen 
Behörde,  der  Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte  und  der  Gemeinde;  als  zweite 
Instanz  fungiert  eine  Landeshöfcommission,  bestehend  aus  je  einem  Vertreter  der 
Statthalter  ei,  des  Landesausschusses  und  des  Landesculturrathes.  Die  Delegierten 
autonomer  Organe  werden  also  in  diesen  Commissionen  überwiegen. 

Dennoch  kann  die  neue  Gesetzgebung,  praktisch  genommen,  die  Anwen- 
dung der  Theilbarkeitsbeschränkungen  und  des  Anerbenrechtes  auf  Gebiete  zur 
Folge  haben,  in  denen  bisher  die  alten  Patente  nicht  gehandhabt  worden  waren, 
und  wo  auch  ein  Bedürfnis  danach  nicht  besteht.  Es  hängt  dies  mit  der  oben 
berührten  Frage  zusammen,  welche  landwirtschaftlichen  Anwesen  als  geschlossene 
Höfe  in  die  Höfeabtheilung  der  Grundbücher  eingetragen  werden  sollen.  Wieder- 
holt haben  die  Bauern  aus  Gegenden  mit  thatsächlicher  Freitheilbarkeit  im  Land- 
tage der  Besorgnis  Ausdruck  gegeben,  die  neue  Rechtsordnung  könne  dazu  ver- 
wendet werden,  auch  bei  ihnen  die  Gebundenheit  des  Grundbesitzes,  wider  den 
Willen  der  Bevölkerung,  einzuführen.  Die  Ausfüllung  der  in  den  Gesetzen 
vorhandenen  Lücke  —  etwa  dadurch,  dass  den  Höfecoinmissionen  die  Entscheidung 
darüber,  welche  Anwesen  als  geschlossene  Höfe  zu  behandeln  seien,  übertragen 
wird  —  wäre  aus  diesem  Grunde  sehr  wünschenswert. 
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JNachdem  die  bisherigen  Ausgleichsgesetze  durch  die  kaiserlichen  Ver- 
ordnungen vom  17.  Juli,  21.  September  und  29.  December  1899  wesentliche 
Aenderungen  erfahren  haben,  welche  bereits  in  Kraft  getreten  sind,  glaubte  die 
ßedaction  trotz  der  noch  ausständigen  parlamentarischen  Erledigung  dieser  Gesetze 
mit  der  wenigstens  auszugsweisen  Mittheilung  der  hauptsächlichen  Bestimmungen 
nicht  länger  zögern  zu  können,  behält  sich  aber  vor,  auf  die  einzelnen  Materien 
noch  näher  einzugehen. 

1.  Kaiserliche  Terordnung  vom  17.  Juli  1899  wegen  Abänderung  der  Gesetze, 

betreffend  die  mit  der  industriellen  Production  in  enger  Verbindung  stehenden 

indirecten  Abgaben,  dann  des  österreichisch-ungarischen  Zolltarifes. 

I.    T  h  e  i  1 :    B  i  e  r  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g. 

§   1. 

Bierwürze  ....  unterliegt  bei  der  Erzeugung  einer  Steuer  von  34  li  von 
jedem  Hektoliter  und  jedem  Grade  Extract  nach  dem  hunderttheiligen  Saccharo- 
meter  (Hektolitergrade  Extract). 

Brauereien,  welche  innerhalb  einer  Betriebsperiode,  das  ist  während  der 
Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August  des  nächstfolgenden  Jahres 
nicht  mehr  als  15.000  Hektoliter  Bierwürze  erzeugen,  wird  für  die  betreffende 
Betriebsperiode  ein  Steuernachlass  gewährt,  welcher  bei  einer  Erzeugung  von 
nicht  mehr  als  2000  Hektoliter  fünfzehn  Proc,  bei  einer  Erzeugung  von  nicht 
mehr  als  5000  Hektoliter  zehn  Proc.  und  bei  einer  Erzeugung  von  nicht  mehr 
als   15.000  Hektoliter  fünf  Proc.  der  entfallenden  Verzehrungssteuer  beträgt. 

Eine  Ueberschreitung  dieser  Maximalmengen  ist  nur  gegen  vorherige  Kück- 
zahlung  des  bezogenen  Nachlasses,  beziehungsweise  der  Nachlassdifferenz  zulässig. 
Vor  der  vollständigen  Berichtigung  der  Kückzahlung  werden  Anmeldungen  von 
Biergebräuen  nicht  angenommen. 

§  2. 

Zur  Entrichtung  der  Biersteuer  ist  der  Brauereiunternehmer  und  im  Falle 
einer  Gefällsverkürzung  der  Betriebsleiter  unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unter- 
nehmers verpflichtet. 

§  3. 

Weder  über  die  Frage,  ob  die  Biersteuer  zu  entrichten  ist,  noch  über  das 
Ausmaass  derselben  findet  ein  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Gerichten  statt. 
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§  4. 
Unberichtigte  Biersteuerbeträge  sind  auf  die  zur  Einbringung  rückständiger 
öffentlicher  Steuern  vorgeschriebene  Art  einzubringen 

§  8. 

Wer  Bier  (Bierwürze)  zu  erzeugen  beabsichtigt,  ist  verpflichtet,  spätestens 
vier  Wochen  vor  Beginn  des  Betriebes  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  den 
Standort,  und  die  Conscriptionsnummer  der  Braustätte  anzuzeigen  und  eine  genaue 
Beschreibung  der  zum  Betriebe  gehörigen  Localitäten,  sowie  eine  Uebersicht  aller 
in  der  Erzeugungsstätte  befindlichen  zum  Betriebe  dienenden  Werksvorrichtungen, 
Flüssigkeitsleitungen  und  Gefässe  in  doppelter  Ausfertigung  einzubringen. 

Der  Unternehmer  hat  überdies  von  den  Bienstleuten  diejenige  Person, 
welche  die  Aufsicht  über  die  übrigen  führt,  sowie  jene  Person  zu  bezeichnen, 
welche  fortwährend  oder  in  Abwesenheit  des  Brauereiunternehmers  den  Brauerei- 
betrieb leitet  und  welche  diese  ihre  Stellung  durch  ihre  Namensfertigung  zu 
bestätigen  hat 

Die  erwähnte  Beschreibung  und  Uebersicht  haben  insolange  zu  gelten,  als 
eine  Aenderung  nicht  beabsichtigt  wird. 

Wird  eine  Aenderung  der  Brauereieinrichtung  beabsichtigt,  so  ist  dieselbe 
spätestens  14  Tage  vor  der  beabsichtigten  Vornahme  derselben  bei  der  Finanz- 
behörde  erster  Instanz  anzuzeigen.  Aenderungen  im  Stande  des  Aufsichtspersonales 
oder  in  der  Person  des  Betriebsleiters  hat  der  Brauereiunternehmer  binnen 
24  Stunden  dem  mit  der  Ueberwachung  der  Unternehmung  betrauten  Finanz- 
organe anzuzeigen. 

§  9. 

Auf  Grund  der  überreichten  Beschreibung  und  Uebersicht  (§  8)  verfügt  die 
Finanzbehörde  erster  Instanz  die  amtliche  Untersuchung  und  Bezeichnung  der 
Localitäten,  Werksvorrichtungen,  Flüssigkeitsleitungen  und  Gefässe,  sowie  die 
Erhebung  des  Eauminhaltes  der  Gefässe  und  Werksvorrichtungen,  soweit  dieselbe 
für  die  Controle  erforderlich  ist 

Nach  genommenem  Augenscheine  und  richtig  gestelltem  Befunde  werden 
die  Localitäten,  Werksvorrichtungen  und  Verwahrungsgefässe  mit  amtlichen  Zeichen 
und  Nummern  versehen.  Der  Unternehmer  ist  von  diesem  Augenblicke  an  ver- 
pflichtet, an  dem  äusseren  Theile  des  Locales  den  Gewerbsbetrieb  durch  ein 
kennbares  Zeichen  anzudeuten. 

Ueber  das  Ergebnis  der  amtlichen  Untersuchung  wird  ein  Protokoll  aufge- 
nommen, welches  zur  Grundlage  der  gefällsamtlichen  Controle  zu  dienen  hat, 
daher  auch  von  der  steuerpflichtigen  Partei  mit  ihrer  Unterschrift  zu  versehen  ist. 

Dieses  Protokoll  hat  insolange  zu  gelten,  als  eine  Aenderung  in  der  Ein- 
richtung der  Unternehmung  nicht  beabsichtigt  wird 

Wird  die  Unternehmung  gänzlich  aufgelassen,  so  hat  der  Unternehmer  dem 
mit  der  gefällsamtlichen  Ueberwachung  der  Brauerei  betrauten  Finanzorgane  die 
schriftliche  Anzeige  hievon  zu  machen,  und  erst  mittels  der  hierüber  erhaltenen 
amtlichen  Bestätigung  wird  er  von  der  Verantwortlichkeit  für  die  Erhaltung  der 
amtlichen  Bezeichnungen  an  den  Localitäten,  Werksvorrichtungen  und  Gefässen 
enthoben 
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§  11. 
In  der  Brauerei  müssen  folgende  Instrumente  in  vollkommen  brauchbarem 
Zustande  vorhanden  sein  und  dem  zur  Ucberwachung  der  Brauerei  bestimmten 
Finanzorgane  auf  Verlangen  jederzeit  zur  Verfügung  gestellt  werden.  1.  Saccharo- 
meter  von  der  im  Vollzugswege  vorzuzeichnenden  Einrichtung,  2.  Thermometer 
nach  Reaumur. 

§  12. 

Solange  der  Betrieb  der  Unternehmung  stillsteht,  werden  die  Werksvorrich- 
tungen durch  amtliche  Versiegelung  oder  auf  andere  geeignete  Art  (durch  amt- 
lichen Verschluss)  ausser  Gebrauch  gesetzt 

Innerhalb  der  Betriebszeit  ist  der  Betriebsleiter,  ausser  der  Betriebszeit  der 
Unternehmer,  ....  für  die  unversehrte  Erhaltung  des  amtlichen  Verschlusses 
verantwortlich 

Sollte  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  angemeldete  Benützung  einer 
unter  amtlichem  Verschlusse  befindlichen  Werksvorrichtung  (Gefäss)  beginnen 
darf,  zur  Abnahme  desselben  kein  Finanzorgan  erscheinen,  so  ist  der  Unter- 
nehmer berechtigt,  den  amtlichen  Verschluss  selbst  abzunehmen. 

§  13. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Biererzeugung  beginnt  mit  der  Unterzündung 
des  Braukessels,  bei  Dampfbrauereien  mit  dem  Einlassen  des  Dampfes  in  den 
Maischbottich  und  in  anderen  Fällen  mit  jenen  Vorkehrungen,  welche  unmittelbar 
zur  Erzeugung  von  Bierwürze  führen. 

Folgt  in  einer  Brauerei  ein  Gebräu  ohne  Unterbrechung  auf  das  andere, 
so  dass  keine  neuerliche  Unterzündung  des  Braukessels  stattfindet,  so  wird  die 
Einbringung  des  Malzes  oder  eines  anderen  stärke-  oder  zuckerhaltigen  Stoffes 
in  den  Maischbottich  oder  Braukessel  als  Beginn  des  steuerbaren  Verfahrens 
angesehen. 

§  14. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Biererzeugung  ist  rücksichtlich  jedes  Gebräues 
spätestens  24  Stunden  vor  Beginn  desselben  bei  jenem  Perceptionsamte  schriftlich 
anzumelden,  welchem  die  Brauerei  zugewiesen  ist 

Ueber  die  geschehene  Anmeldung  wird  nach  deren  Prüfung  dem  Unter- 
nehmer aus  amtlichem  Register  eine  Steuerbollette  ausgefolgt  (§  21)  und  darin 
die  geleistete  Zahlung  der  entfallenden  Steuer,  oder  .  .  .  .  die  Steuervorschreibung 
bestätigt.  Erst  wenn  diese  BoUette  sich  in  der  Erzeugungsstätte  und  in  den 
Händen  des  Unternehmers  ....  befindet,  ....  darf  das  steuerbare  Verfahren 
der  Biererzeugung  zu  der  angemeldeten  Zeit  begonnen  werden. 

,  Das  steuerbare  Verfahren  der  Biererzeugung  muss  genau  so,  wie  es  ange- 
meldet wurde  und  in  der  hierüber  ausgefertigten  Bollette  vorgezeichnet  ist,  voll- 
zogen werden. 

Namentlich  ist  es  untersagt,  sich  zum  steuerbaren  Verfahren  der  Bier- 
erzeugung solcher  Gefässe  und  Vorrichtungen  zu  bedienen,  welche  nicht  mit  der 
vorgeschriebenen  gefällsamtlichen  Bezeichnung  versehen  sind. 
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Ausser  dem  angemeldeten  darf  kein  wie  immer  geartetes  Nebengetränk 
erzengt  werden. 

Jede  willkürliche  Abweichung  zieht  die  Anwendung  der  bezüglichen  Straf- 
bestimmungen nach  sich. 

§  15. 

Die  Hauptgährung  wird  als  vollendet  angesehen,  wenn  der  Hefeaus- 
stoss  beendigt  und  das  Bier  in  die  ruhige  Gährung  (Nachgährungj  überge- 
gangen ist. 

Bierwürze  oder  Bier,  das  die  Hauptgährung  noch  nicht  überstanden  hat, 
darf  nicht  aus  den  Gährlocalitäten  weggebracht  werden. 

Es  ist  jedermann  untersagt,  Bierwürze  oder  Bier,  das  die  Hauptgährung 
noch  nicht  überstanden  hat,  ausserhalb  der  Gährlocalitäten  der  Brauerei  auf- 
zubewahren, an  einen  anderen  abzusetzen  oder  an  sich  zu  bringen. 

Von  diesen  Verboten  können  über  besonders  begründetes  Ansuchen  Aus- 
nahmen seitens  der  Finanzbehörden  bewilligt  werden. 

Eine  Verdünnung  der  angemeldeten  und  erzeugten  Bierwürze  ist  nicht 
gestattet. 

§  16. 

I.  In  Bierbrauereien,  deren  Erzeugung  in  der  jeweilig  vorangegangenen 
Betriebsperiode  20.000  Hektoliter  Bierwürze  überstiegen  hat,  hat  der  Betriebs- 
leiter ....  ein  amtlich  vorbereitetes  Register  zu  führen 

Das  Register  ist  monatlich  abzuschli essen  und  einzuziehen. 
Die  unterlassene  rechtzeitige  Eintragung  der  ....  Daten,    sowie  jede   un- 
richtige Eintragung  wird  nach  dem  Strafgesetze  über  Gefällsübertretungen  geahndet. 

II.  lieber  die  Vorräthe  an  Bierwürze  und  Bier  im  Gährkeller  hat  der 
Betriebsleiter  ....  Aufschreibungen  zu  führen 

§  17. 

Der  Betrieb  der  Biererzeugung  ist  unter  amtliche  Aufsicht  gestellt. 

Den  zur  Ausübung  dieser  Aufsicht  berufenen  Finanzorganen  ist  daher  der 
Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  .  .  .  sowie  das  zum  Vollzuge  ihrer  Amtshandlungen 
erforderliche  Verweilen  in  derselben  bei  Tag  und  während  der  angemeldeten 
Betriebszeit  auch  bei  Nacht  unverweigerlich  zu  gestatten  und  ihnen  bei  ihren 
Amtshandlungen  in  der  Erzeugungsstätte  von  dem  Unternehmer  persönlich  oder 
durch  dessen  Dienstpersonal  auf  Verlangen  die  nöthige  Hilfsarbeit  zu  leisten. 

Auch  ausser  den  bemerkten  Fällen  ist  diesen  Organen,  wenn  sie  unter 
Assistenz  eines  Mitgliedes  des  Gemeindevorstandes  oder  unter  anderer  behördlicher 
Assistenz  erscheinen,  der  Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  der  Unternehmung  und 
die  Vornahme  ihrer  Amtshandlungen  daselbst  unverweigerlich  zu  gestatten. 

Bei  gefällsamtlichen  Untersuchungen  obliegt  dem  Unternehmer,  ....  die 
Versteuerung  der  in  den  Gewerbsräumen  befindlichen  Bierwürze  und  Biervorräthe 
durch  Bolletten  nachzuweisen,  sowie  überhaupt  die  Bolletten,  Register  und 
sonstigen  Urkunden,  deren  Aufbewahrung  angeordnet  ist,  ungesäumt  vorzu- 
weisen und  nöthigenfalls  gegen  Empfangsbestätigung  dem  Finanzorgane  einzu- 
händigen. ... 
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§  18. 

Wird  durch  ein  unvorhergesehenes  Ereignis  der  Betrieb  der  Brauerei 
behindert,  gehemmt  oder  unterbrochen,  so  dass  das  Yerfahren  nicht  der  An- 
meldung gemäss  vollzogen  werden  kann,  so  hat  der  Betriebsleiter  das  Hindernis 
sogleich  dem  mit  der  Ueberwachung  der  Brauerei  betrauten  Finanzorgane  schrift- 
lich ....  anzuzeigen  und  die  Anzeige  ....  über  die  ganze  Breitseite  des 
Kegisters  einzutragen. 

Betriebshindernisse,  welche  nicht  in  solcher  Weise  eingetragen  werden, 
werden  als  nicht  angezeigt  behandelt. 

Wird  durch  ein  solches  Ereignis  der  Fortgang  des  Brauprocesses  nur  .  .  . 
vorübergehend  gehemmt,  so  kann  das  Verfahren,  wenn  die  obige  Anzeige  recht- 
zeitig erstattet  wurde,  nach  Behebung  des  Hindernisses  auch  über  die  angemeldete 
Betriebszeit,  jedoch  nur  solange  fortgesetzt  werden,  als  das  Hindernis  nachweislich 
gedauert  hat. 

Kann  dagegen  das  Verfahren  ....  zur  angemeldeten  Stunde  überhaupt 
nicht  begonnen  werden  oder  wird  ....  die  Fortsetzung  des  bereits  begonnenen 
Oebräues  unmöglich  gemacht,  oder  misslingt  das  Gebräue  noch  vor  der  Beendi- 
gung desselben,  so  wird  die  Steuerrückvergütung,  beziehungsweise  Abschreibung 
....  dann  gewährt,  wenn  die  Anzeige  über  das  unvorhergesehene  Hindernis 
sofort  erstattet  und  amtlich  constatiert  worden  ist,  dass  ein  Gebräu  nicht  statt- 
gefunden hat,  beziehungsweise  im  Falle  der  Hemmung  des  Gebräues  Bierwürze 
oder  ein  wie  immer  geartetes  Nebengetränk  nicht  erzeugt  worden  ist  oder  das 
misslungene  Erzeugnis  zum  menschlichen  Genüsse  untauglich  gemacht  wurde. 

Auf  Grund  der  für  das  unterbliebene,  gehemmte  oder  misslungene  Gebräu 
gelösten  Bollette  darf  jedoch  ein  späteres  Gebräu  nicht  vorgenommen  werden. 

§  19. 

Die  erzeugte  Bierwürze  wird  nach  Menge  und  Extractgehalt  für  die  Tem- 
peratur von  -|-  14  Grad  Reaumur  amtlich  erhoben.  Die  Ermittlung  der  Menge 
erfolgt  noch  vor  Beimischung  des  Gährmittels,  und  zwar  nach  Anordnung  der 
Finanzverwaltung  entweder  auf  dem  Kühlstocke  oder  mittels  eines  vom  Finanz- 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  königl.  ung.  Finanzminister  hiezu  bestimmten 
€ontrol-Messapparates. 

Welchen  Anforderungen  der  Kühlstock  hinsichtlich  seiner  Einrichtung  und 
Beschaffenheit  zu  entsprechen  hat,  wird  im  Vollzugswege  bestimmt. 

Die  Control-Messapparate  werden  den  Brauereien  das  erstemal  loco  nächste 
Eisenbahnstation  unentgeltlich  seitens  der  Finanzverwaltung  zur  Verfügung  gestellt. 

Die  Kosten  des  weiteren  Transportes  und  der  Aufstellung,  sowie  etwaiger 
Reparaturen  oder  späterer  Nachschaffungen  hat  die  Partei  zu  tragen. 

Zum  Behufe  der  Ermittlung  der  Bierwürzemenge  ist  die  gesammte  erzeugte 
Bierwürze  auf  die  Messvorrichtung  zu  bringen  und  darf  kein  Theil  derselben  in 
den  übrigen  Werksvorrichtungen  zurückbehalten  werden. 

Bei  Verwendung  eines  Kühlstockes  hat  die  Erhebung  der  Menge  in  der 
Eegel  dann  stattzufinden,  wenn  die  Bierwürze  auf  dem  Kühlstock  beiläufig  auf 
die  Normaltemperatur  abgekühlt  ist. 
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Wird  die  Bierwürze  jedoch  schon  bei  einer  höheren  Temperatur  vom 
KühLstocke  abgelassen,  so  ist  bei  der  amtlichen  Erhebung  die  Volumen differenz 
zu  berücksichtigen,  welche  dem  Unterschiede  zwischen  der  Temperatur,  bei  der 
die  Erhebung  geschieht,  und  der  Nörmaltemperatur  entspricht. 

Die  Erhebung  des  Extractgehaltes  erfolgt  unter  Anwendung  des  amtlichen 
Saccharometers  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die  Erhebung  der  Menge. 

§  20. 

Eine  nachträgliche  Versteuerung  des  Mehrerzeugnisses  findet  nicht  statt, 
wenn  bei  der  amtlichen  Erhebung  ....  eine  Ueberschreitung  der  angemeldeten 
Hektolitergrade  Extract  ....  vorgefunden  wird,  welche  nicht  mehr  als  fünf 
Proc.  der  angemeldeten  Hektolitergrade  Extract  beträgt,  bei  einer  Ueberschreitung 
von  mehr  als  fünf  Proc hat  der  Bierbrauer  den  Betrag,  welcher  an  Verzehrungs- 
steuer für  die  fünf  Proc.  überschreitende  Mehrerzeugung  an  Bierwürze  entfällt, 
nachträglich  spätestens  binnen  acht  Tagen  ....  bar  zu  entrichten.  Uebersteigt  die 
Mehrerzeugung  zehn  Proc.  der  angemeldeten  Hektolitergrade  Extract,  so  hat  überdies 
das  Strafverfahren  einzutreten,  wobei  der  Berechnung  der  Geldstrafe  der  Unter- 
schied zwischen  den  angemeldeten  und  den  erhobenen  Hektolitergraden,  .... 
nach  Abschlag  von  fünf  Proc.  der  angemeldeten  Hektolitergrade  Extract,  zugrunde 
gelegt  wird 

Wenn  die  erzeugte  Bierwürze  die  angemeldeten  Hektoiitergrade  Extract 
nicht  erreicht,  so  findet  eine  Rückerstattung  der  entrichteten,  beziehungsweise 
eine  Abschreibung  der  geborgten  Steuer  nicht  statt. 

§  21. 

Die  Verzehrungssteuer  von  Bier  ist  in  "dem  Momente  fällig,  in  welchem  die 
vorschriftsmässige  Anmeldung  überreicht  wird  und  ist,  den  Fall  der  Borgung 
ausgenommen,  aucn  sogleich  im  vollen  Betrage  gegen  Empfang  einer  Bollette 
zu  berichtigen. 

§  22. 

Biererzeugern,  welche  die  Biererzeugung  in  einem  solchen  Umfange  betreiben, 
dass  die  davon  im  Laufe  einer  jährlichen  Betriebsperiode  entfallende  Verzehrungs- 
steuer mindestens  den  Betrag  von  zwölfhundert  Kronen  erreicht,  wird  über  An- 
suchen für  die  innerhalb  einer  Betriebsperiode  fallende  Steuervorschreibung  gegen 
genügende  Sicherstellung  die  Borgung  der  Verzehrungssteuer,  und  zwar  bei  Bier- 
würzen unter  elf  Saccharometergraden  auf  drei  Monate  und  bei  Bierwürzen  von 
mindestens  elf  Saccharometergraden  auf  sechs  Monate  gewährt 

Die  Vorschriften,  wodurch  den  Bierbrauern  in  Oberösterreich  und  Salzburg 
für  die  Erzeugung  von  Unterzeugbier  zur  Entrichtung  der  Verzehrungssteuer  eine 
Erweiterung  der  Zahlungsfrist  zugestanden  wurde,  werden  durch  die  ...  .  Be- 
stimmungen über  die  Borgung  nicht  berührt  und  bleiben  auch  fortan  ungeändert 
in  Kraft. 

§  23. 

Unter  den  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  erforderlichen  Bedingungen  und 
Vorsichten  wird  für  das  über  die  ZoUinie   ausgeführte  Bier,  wenn   es   geniessbar 
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ist  und  entkohlensäuert  mindestens  2^4  Saccharometergrade  zeigt,  die  Verzehrungs- 
steuer rückvergütet,  und  zwar: 

1.  An  jedermann,  der  solches  Bier  exportiert,  ohne  Berücksichtigung  des 
Extractgehaltes  der  Stammwürze  (das  ist  der  Bierwürze,  aus  welcher  das  Bier 
stammt)  für  jedes  Hektoliter  Bier  mit  3  iC  40  h, 

2.  an  die  Biererzeugor,  entweder 

a)  nach  dem  durchschnittlich  auf  ein  Hektoliter  fallenden  Extractgehalte 
der  in  den  letzten  sechs  Monaten  vor  der  Ausfuhr  erzeugten  Bierwürzen,  für 
jedes  Hektoliter  und  jeden  Saccharometergrad  des  durchschnittlichen  Extract- 
gehaltes mit  34:  h 

h)  Nach  dem  vollen  versteuerten  und  durch  die  amtliche  Untersuchung  des 
Bieres  nachgewiesenen  ursprünglichen  Extractgehalte  der  Stammwürze,  für  jedes 
Hektoliter  Bier  und  jeden  Saccharometergrad  dieses  Extractgehaltes  mit  34  h. . . . 


IL  Th^il:  Abänderung  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  II 
E.-G.-Bl.  Nr.  95,  betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten,  die  Besteuerung  des  Brantweines  und  der 
mit  der  Brantweinerzeugung  verbundenen  Presshefeer- 
zeugung. 

Die  §§  1,  43,  74  und  82  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1888,  E.-Cx.-Bl. 
Nr.  95,  betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  die  Be- 
steuerung des  Brantweines  und  der  mit  der  Brantweinerzeugung  verbundenen 
Presshefeerzeugung,  werden  aufgehoben 

Abgeändert  sind  die  folgenden  Paragraphe^): 

§  3. 

1.  Die  Alkoholmenge,  welche  in  den  unter  die  Consumabgabe  fallenden 
Brennereien  zu  dem  niedrigeren  Satz  dieser  Abgabe  in  der  jährlichen  Betriebs- 
periode, das  ist  in  der  Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August  des 
unmittelbar  folgenden  Jahres,  erzeugt  werden  darf,  bleibt  bis  Ende  August  1908 

mit      1,878.000  Hektoliter 

für  das  gesammte  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  festgesetzt.  Hievon  entfalleri 
auf  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  1,017.000  Hektoliter 
auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone 853.000        „ 

und  auf  die  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  an- 

gehörigen  Länder  Bosnien  und  Hercegowina 8.000        „ 

2.  Als  landwirtschaftliche  wird  eine  Brennerei  behandelt,  bei  welcher  fol- 
gende Bedingungen  vereint  vorhanden  sind:  .... 

c)  Die  in  einer  jährlichen  Betriebsperiode  erzeugte  Gesammtalkoholmenge 
darf  1680  Hektoliter  Alkohol  nicht  überschreiten 

§  21. 
Wer  Brantwein    erzeugen    oder    mittels  Destillation    reinigen    oder  alkohol- 
haltige Getränke  mittels  Destillation  bereiten  will,  ist  verpflichtet,  die  Besehreibung 

*)  Es  werden  im  Folgenden  stets  nur  die  wichtigeren  abgeänderten  Bestimmungen 
angeführt. 

20* 
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der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  WerksvorricMungen,  beziehungsweise  die 
Betriebsanzeige  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  (§§  44  und  53)  einzubringen. 
Diese  Bestimmung,  sowie  die  Bestimmungen  der  §§  23,  24,  Z.  1,  26 
und  30  finden,  abgesehen  von  Bierbrauereien,  auch  auf  Unternehmungen  sinn- 
gemä-sse  Anwendung,  in  welchen  aus  mehligen  Stoffen,  Stärkemehl,  Cellulose, 
Topinambur,  Kuben,  Melasse,  Sirup  oder  andere  Flüssigkeiten  von  höherem 
Zuckergehalte  Maische  bereitet  und  der  Gährung  unterzogen,  aber  Brantwein  nicht 
erzeugt  wird, 

§  22. 

Auch  ausser  den  Fällen  des  §  21  ist  der  Besitz  von  Destillierapparaten 
einschliesslich  der  Kühlapparate  von  dem  Besitzer  dem  im  Orte  oder  in  dessen 
Nähe  aufgestellten  Finanzorgane  schriftlich  oder  mündlich  gegen  die  von  diesem 
hierüber  zu  ertheilende  Bescheinigung  anzuzeigen,  und  zwar,  wenn  ein  solcher 
Apparat  beigeschafft  wird,  binnen  48  Stunden  nach  der  Beischaffung 

Auf  jedem  Destillierapparate  muss  künftighin  der  Name  und  Standort  des 
Verfertigers  in  geeigneter  Weise  ersichtlich  gemacht  werden. 

Die  Besitzer  solcher  Apparate  dürfen  dieselben  weder  ganz  noch  theilweise 
aus  ihren  Händen  geben,  bevor  sie  dem  im  Orte  oder  in  dessen  Nähe  aufge- 
stellten Finanzorgane  unter  genauer  Bezeichnung  des  Apparates  oder  des  Theiles 
desselben  den  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers  angezeigt  und  die  Beschei- 
nigung hierüber  erhalten  haben 

§  31. 

Die  Alkoholmenge  wird  je  nach  Verschiedenheit  der  Erzeugungsstoffe,  der 
Brennvorrichtung  und  der  Grösse  des  Gährraumes  ermittelt: 

I.  Im  Wege  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung. 

II.  Auf  Grund  eines  freiwilligen  Uebereinkommens  mit  dem  Brennerei- 
unternehmer (Abfindung)  nach  der  wahrscheinlichen  Grösse  des  Erzeugnisses  an 
Alkohol. 

III.  Auf  Grund  der  Anzeigen  eines  Controlmessapparates  oder  mittels  eines 
Sammelgefässes  nach  dem  Avirklichen  Erzeugnisse. 

§  32. 
Zu  diesem  Zwecke  (§  31)  werden  die  Brennereien  eingetheilt: 
I.  In  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe   (Erdäpfel,   Getreidearten,  Hülsen- 
früchte) mit  Ausnahme  von  Stärkemehl    verarbeiten,  wenn    folgende  Bedingungen 
vereint  vorhanden  sind: 

a)  Die  Unternehmer  müssen  Landwirte  sein,  welche  die  Brantweinerzeugung 
nur  aus  selbsterzeugten  Stoffen  jährlich  nur  innerhalb  eines  im  September, 
October  oder  November  beginnenden  sechsmonatlichen  Zeitraumes  und  nur 
deshalb  betreiben,  um  zur  Erhaltung  ihres  Viehstandes  Schlempe,  und  zwar 
nur  in  der  diesem  Viehstande  entsprechenden  Menge  zu  gewinnen  oder, 
abgesehen  davon,  wenn  der  Erzeugungsstoff  Getreide  ist,  bloss  nicht  reif 
gewordenes  oder  verdorbenes  Getreide  der  eigenen  Fechsung  zur  Brantwein- 
erzeugung verwenden ; 
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h)  dieselben  dürfen  in  einem  und  demselben  Orte  nur  eine  Brennerei  besitzen 

oder  betreiben; 
c)  es  darf  nur  eine  Brennvorriclitung  mit  unmittelbarer  Feuerung  benützt 
werden,  welche  keine  anderen  Bestandtheile  als  eine  einzige  Brennblase, 
Eührwerk,  Blasenlielm,  Kühlflaschen,  Kühlschlange  oder  nicht  mehr  als 
zwei  gerade  Kühlrohre  und  Verbindungsrohr  zwischen  Blasenhelm  und 
Kühlvorrichtung  hat,  und  deren  Brennblase  einen  Rauminhalt  von  nicht 
mehr  als  zwei  Hektoliter  besitzt  und  überdies  nur  durch  Abnahme  ihres 
Helmes  gefüllt  werden  kann. 

Die  Heizfläche  der  Brennblase  darf  im  Verbältnisse  zu  deren  Tiefe  das 
Maass  nicht  überschreiten,  welches  der  Finanzminister  einvernehmlich  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  im  Vollzugswege  feststellen  wird. 

IL  In  andere  als  die  unter  I  fallenden  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe 
verarbeiten. 

III.  In  Brennereien,  welche  Cellulose,  Stärkemehl,  Topinambur,  Rüben  oder 
Melasse,  welcher  auch  Abfälle  der  Zuckerfabrication :  Sirup  und  andere  Flüssig- 
keiten von  höherem  Zuckergehalte  gleichgestellt  werden,  verarbeiten. 

IV.  In  Brennereien,  welche  Weintreber,  Weinabfälle  verarbeiten  und  zu- 
gleich mit  Brantwein  weinsaure  Salze  erzeugen. 

V.  In  Brennereien,  welche  andere  als  die  in  I,  II  und  III  bezeichneten 
Stoffe,  wie  Obst,  Treber,  Wein,  Weinlager,  Beerenfrüchte,  Wurzeln,  Honigwasser  etc. 
verarbeiten  und  Brennvorrichtungen  besitzen,  die  mit  Dampf  zu  heizen  sind,  oder 
bei  welchen  die  in  24  Stunden  zu  verarbeitende  Maischmenge  nach  den  im  §  38 
festgesetzten  Maasstäben  16  Hektoliter  übersteigt. 

VI.  In  andere  Brennereien,  welche  Stoffe  der  sub  V  bezeichneten  Art 
verarbeiten. 

§  33. 
Unter  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
fallen  die  im  §  32  unter  I  und  VI  bezeichneten  Brennereien  mit  Ausnahme  der 
in  den  §§  34  und  35,  Absatz  2  bezeichneten  Fälle 

§  34. 

Die  im  §  31   unter  II  bezeichnete  Abfindung  kann  eintreten:  .... 

2.  bei  anderen  unter  §  32,  VI  fallenden  Brennereien,  welche  nicht  mehr 
als  zwei  Brennvorrichtungen  benützen,  die  nur  aus  den  im  §  32,  I  bezeichneten 
Theilen  bestehen  und  deren  Brennblasen  znsimmen  keinen  grösseren  Rauminhalt 
als  4  Hektoliter  haben,  wenn  Grundbesitzer  die  Brennereiunternehmer  sind  und 
selbsterzeugtes  Obst,  Weintreber  oder  Weinhefe  aus  der  eigenen  Weinernte, 
Beerenfrüchte,    Wurzeln    oder    andere    wild    wachsende  Früchte     zur    Brantwein- 

erzeugung  verwenden 

oo. 

Unter  die  Ermittlung  der  Alkoholmenge  nach  dem  wirklichen  Erzeugnisse 
auf  Grund  der  Anzeigen  eines  Controlmessapparates  oder  mittels  eines  Sammel- 
gefässes  fallen  die  im  §  32   unter  II,  III,  IV  und  V  bezeichneten  Brennereien. 

Diese  Ermittlungsart  kann  auch  Brennereien,  die  im  §  32,  VI  bezeichnet 
sind,  für  je  eine  ganze  Betriebsperiode  zugestanden  werden. 
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An  der  nach  dem  wirklichen  Erzeugnissß  ermittelten  Alkoholmenge  wird 
den  im  §  32  sub  V,  beziehungsweise  VI  bezeichneten  Brennereien  ein  Nachlass 
von  15  Proc.  bewilligt. 

§  36. 

Wenn  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorricbtung 
oder  die  Abfindung  stattfindet,  wird  die  Abgabe  bei  der  Erzeugung  eingehoben. 

Das  Gleiche  geschieht  in  den  im  §  32,  IV  und  V  bezeichneten  Brennereien, 
sowie  in  den  im  §  32,  VI  bezeichneten  Brennereien,  in  welchen  die  Alkohol- 
menge nach  dem  wirklichen  Erzeugnisse  ermittelt  wird. 

Dagegen  wird  für  Brantwein,  welcher  in  den  im  §  32,  11  und  III  bezeich- 
neten Brennereien  erzeugt  wird,  die  Abgabe  bei  dessen  üebergang  aus  der 
amtlichen  Controle  in  den  freien  Verkehr  eingehoben 

§  40. 
Die  Alkoholausbeute    wird   für  jedes  Hektoliter  Maische   mit  Rücksicht  auf 
die    verschiedenen    in    Verwendung  kommenden    Gattungen    der    Erzeugungsstoffe 
festgesetzt,  wie  folgt:  .... 

b)  bei    Verarbeitung    von    Steinobst    (mit    Ausnahme     der    Schlehen),    Wein, 
Weinlager,    Wein-    oder    Obstmost,    dann    Trauben    und    Honigwasser    mit 

4  Graden 

§  51. 

Ob  in  einer  Brennerei  die  Ermittlung  der  erzeugten  Alkoholmenge  auf  Grund 
der  Anzeigen  eines  Controlmessapparates  oder  mittels  eines  Sammelgefässes 
geschehen  soll,  bestimmt  das  Finanzministerium 

§  52. 
Jede  in  der  Brennerei  vorliandene,  mit  einem  eigenen  Kühlapparate  ausge- 
stattete Brennvorrichtung    muss    mit    einem  ....  Controlmessapparate  ....  be- 
ziehungsweise mit  einem  vorschriftsmässigen  Sammelgefässe  versehen   sein 

§  61. 

Sollte  eine  Störung  des  regelmässigen  Ganges  eines  ....  Controlmessappa- 
rates wahrgenommen  werden,  so  ist  der  Betriebsleiter  verpflichtet,  liievon  sogleich 
....  die  Anzeige  ....  zu  erstatten. 

Die  gleiche  Anzeige  ist  zu  erstatten,  wenn  in  der  Beschaffenheit,  Einrichtung 
oder  Versicherung  des  Sammelgefässes  oder  in  der  Verbindung  desselben  mit 
der  Kühlvorrichtung  Aenderungen  wahrgenommen  werden,  welche  die  bezweckte 
Ansammlung  des  Erzeugnisses  in  diesem  Gefässe  stören 

§   62. 

Während  der  Störung  in  der  Verwendung  eines  Sammelgefässes  (§  61)  darf 
das  Brennverfahren  nur  durch  längstens  zehn  Tage,  vom  Eintritte  der  Störung  an 
gerechnet,  fortgesetzt  werden.  Während  dieser  Zeit  wird  die  erzeugte  Alkoholmenge 
im  Wegeder  amtlichen  üeberwachung    durch    unmittelbare   Erhebung    festgestellt. 

Sollten  in  einer  Brennerei  Störungen  in  der  regelmässigen  Verwendung 
des  Sammelgefässes    im    Laufe    einer   Erzeugungsperiode    öfter    als    dreimal   vor- 
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kommen,    so    kann   die   obige   zehntägige   Frist  herabgesetzt,   eventuell  ganz   ent- 
zogen werden 

§  64. 
....  Im  Falle  der  Anwendung  eines  Sammelgefässes  hat  die  Ermittlung 
der  Menge  und  des  Alkoholgehaltes  des  Erzeugnisses  so  oft  zu  geschehen,  als  es 
der  Fassungsraum  dieses  Gefässes  mit  Eücksicht  auf  den  Betriebsumfang  der 
Brennerei  fordert,  jedenfalls  aber  immer  am  Schlüsse  der  monatlichen  Anmeldungs- 
periode und,  falls  vor  Ablauf  derselben  der  Brennereibetrieb  auf  längere  Zeit 
unterbrochen  wird,  sogleich  nach  der  Betriebseinstellung 

§   69. 

Wenn  Brantwein,  welcher  unter  dem  Bande  der  Consumabgabe  aus  einer 
Brennerei  oder  einem  Brantweinfreilager  im  Wege  der  amtlichen  Anweisung 
versendet  wurde,  nicht  innerhalb  der  angemeldeten,  den  Umständen  entsprechend 
bemessenen  Frist  im  Bestimmungsorte  eintrifft,  beziehungsweise  zur  Ausfuhr  gelangt, 
so  ist  die  auf  demselben  haftende  Consumabgabe  von  dem  Unternehmer  der 
Brennerei  beziehungsweise  des  Freilagers,  falls  aber  der  Käufer  als  Versender  ein- 
getreten ist,  von  diesem  zu  entrichten. 

Diese  Zahlungsverpflichtung  tritt  auch  hinsichtlich  derjenigen  Alkoholmenge 
ein,  welche  bei  der  angewiesenen  Sendung  fehlt  und  und  von  welcher  nicht 
nachgewiesen  wird,   dass  sie   auf  dem    Transporte   zugrunde  gegangen  ist 

IIITheil:  Individuelle  Vertheilung  derinderBetriebsperiode 
1899/1 900  zum  niedrigeren  Satze  der  Consumabgabe  zu  erzeu- 
genden Alkoholmenge. 

Von  der  Alkoholmenge,  welche  ....  zum  niedrigeren  Satze  der  Consum- 
abgabe erzeugt  werden  darf,  wird  für  die  Betriebsperiode  1899/1900  jeder 
Brennerei,  welche  bei  der  auf  Grund  ....  des  Gesetzes  vom  4.  August  1891,  .... 
vorgenommenen  zweiten  Vertheilung  berücksichtigt  worden  ist,  die  bei  dieser 
Vertheilung  zugewiesene  Alkoholmenge  belassen.  Die  hiernach  von  dem  Gesammt- 
contigente  per  1,017.000  Hektoliter  Alkohol  .  .  .  erübrigende  Alkoholmenge  wird 
jenen  bisher  mit  einem  definitiven  Contingente  nicht  betheilten  landwirtschaft- 
lichen Brennereien,  welche  vor  dem  1.  Jänner  1899  in  Betrieb  gesetzt  worden 
sind,  zu  gleichen  Theilen  zugewiesen. 

Hinsichtlich  der  Zuweisung  der  im  Laufe  der  Betriebsperiode  1899/1900 
etwa  verfügbar  werdenden  Alkoholmengen  bleiben  die  Anordnungen  des  §  7  des 
bezogenen  Gesetzes  vom  4.  August  1891,  ....  in  Wirksamkeit. 

IV.  Theil:  Abänderung  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1888,  R.-G.-Bl. 
Nr.  97,  betreffend  die  Zuckerbesteuerung. 

Artikel   I. 
Die  §§  46,  57  und  58  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1888,  R.-G.-B.  Nr.  97, 
betreffend   die   Zuckerbesteuerung,   werden   aufgehoben,   die   §§    1,  2,  3,  30,  40, 
42,  52  und  54  dieses  Gesetzes  aber  abgeändert,  wie  folgt: 
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§   1. 
Zucker    jeder    Art,    welcher    aus    Rohstoffen    oder    aus    Rückständen    einer 
früheren  Zuckererzeugung  erzeugt  wird,  unterliegt  nach  Maassgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  einer  Verbrauchsabgabe,  und  zwar: 

1.  Rübenzucker  und  aller  Zucker  von  gleicher  Art  (Rohrzucker)  in  jedem 
Zustande  der  Reinheit  mit  alleiniger  Ausnahme  von  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  geeignetem  Sirup  für  100  Kilogramm  netto  30  K. 

2.  Zucker  anderer  Art  für  100  Kilogramm  netto  6  K. 

§  2. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  der  im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art  über  die 
Zollinie  wird  eine  Ausfuhrbonification  gewährt,  welclie 

a)   für  100  Kilogramm  netto    ausgeführten  Zucker  unter  99*3   bis  mindestens 

90  Proc.  Polarisation ^  K  20  h 

h)    für  100  Kilogramm  netto  ausgeführten  Zucker  von  mindestens  99"3  Proc. 

Polarisation 4  jST  60  /i 

beträgt. 

Unter  den  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  erforderlichen  Bedingungen  und 
Vorsichten  kann  die  Ausfuhrbonification  auch  für  jenen  Zucker  gewährt  werden, 
welcher  in  zuckerhaltigen  Waren,  zu  deren  Herstellung  derselbe  abgabefrei  ver- 
wendet wurde,  ausgeführt  wird 

Der  Finanzminister  ist  ferner  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  künigl. 
ungarischen  Finanzminister  die  Ausfuhrbonificationen  vorübergehend  oder  dauernd 
zu  ermässigen  oder  die  Bestimmung  über  die  Gewährung  von  Ausfuhrbonificationen 
vollständig  ausser  Kraft  zu  setzen,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Ländern,  welche  gegenwärtig  für  die  Zuckererzeugung  oder  Zuckerausfuhr  eine 
Prämie  gewähren,  diese  ermässigt  oder  beseitigt  wird.  Die  bezügliche  Verfügung 
ist  den  beiden  Häusern  des  Reichsrathes,  sofern  derselbe  versammelt  ist,  sofort, 
andernfalls  bei  dem  nächsten  Zusammentritte  vorzulegen. 

§  3. 
Sollte  die  Ausfuhrbonification  (§  2)  für  sämmtlichen,  während  einer  Betriebs- 
periode, das  ist  während  der  Zeit  vom  1.  August  des  einen  bis  letzen  Juli  des 
nächstfolgenden  Jahres  aus  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  über  die 
Zollinie  ausgeführten  Zucker  den  Betrag  von  achtzehn  Millionen  Kronen  über- 
steigen, so  ist  der  die  achtzehn  Millionen  Kronen  übersteigende  Betrag  von 
sämmtlichen  Unternehmern  der  Zuckererzeugungsstätten  für  Zucker  der  im  §  1, 
Z.  1  bezeichneten  Art  zu  ersetzen. 

Um  der  in  einer  Betriebsperiode  von  der  Gesammtheit  der  Unternehmer 
der  Zuckererzeugungsstätten 

a)   in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 

h)    in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone, 

c)  in  den  Ländern  Bosnien  und  Hercegowina 
zu  leistenden  Bonificationsrückersatz   zu  ermitteln,   wird  in  folgender  Weise  vor- 
gegangen: .... 
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3.  Mittels  der  berechneten  Quote  "wird  für  die  Gesammtheit  der  Zucker- 
erzeugungsstätten jedes  einzelnen  Ländergebietes  der  von  derselben  auf  Grund 
des  nach  Punkt  1  berechneten  Ergebnisses  zu  leistende  Ersatz  ermittelt. 

Die  Regelung  der  individuellen  Auftheilung  des  von  den  Unternehmern  der 
Zuckererzeugungsstätten  zu  leistenden  Ersatzes  wird  jedes  Ländergebiet  selbständig 
im  Gesetzgebungswege  vornehmen 

VI.  Theil:  Abänderung  des  Zolltarife  s  für  das  österreichisch- 
ungarische  Zollgebiet  vom  25.  Mai  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  47. 
Der  ....  allgemeine  Zolltarif  für   das   österreichisch-ungarische   Zollgebiet 
wird  in  folgenden  Punkten  abgeändert:  .... 

T.  Nr.  17.  Rohzucker: 

pro  100  Jcg 

a)  unter  der  holländischen  Standard  Nr.  19 6  fl. 

h)  von  der  holländischen  Standard  Nr.   19  und  darüber  .    .       11» 

T.  Nr.  18.  Raffinierter  Zucker 11    „ 

T.  Nr.  19.  Zuckerlösungen,  welche  Rohrzucker  oder  Invertzucker  enthalten : 

a)  zum  menschlichen  Genüsse  geeignete 8   ., 

h)  zum  menschlichen  Genüsse  nicht  geeignete,  Melasse     .    .         6  „ 

T.  Nr.  20.  Stärkezucker  (Traubenzucker,    Glykose   u.   dgl.),    Maltose  und 

Fruchtzucker  (Lävulose) 11    » 

T.  Nr.  75,  Bier: 

a)  in  Fässern 2  fl- 

h)  in  Flaschen  und  Krügen 7    ,, 

T.  Nr.  70.  Gebrannte  geistige  Flüssigkeiten: 

d)  Liqueure,   Punschessenzen   und    andere    mit   Zucker    oder 

anderen  Stoffen  versetzte  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten, 

Arrack,  Rum,  Franzbrantwein,  Cognac 60  fl. 

h)   andere  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten 44  fl. 

XXI.  Mineralöle,  dann  Braunkohlen-  und  Schiefertheer. 

pro  100  Tcg 
T.  Nr.  119.  Roh,  mit  Ausnahme  der  in  Nr.  120   genannten,  oder  zu 

Beleuchtungszwecken  ohne  vorausgegangene  mit  Destil- 
lation verbundene  Raffinierung  (Reinigung)  nicht  ver- 
wendbar  3  fl.  50  kr. 

netto. 
T.  Nr.  120.  Roh,    zu    Beleuchtungszwecken    ohne    vorausgegangene 

mit    Destillation    verbundene    Raffinierung    (Reinigung) 

verwendbar 4  fl.  60  kr. 

T.  Nr.   121.  Raffiniert  oder  halbraffiniert: 

a)  schwere,  deren  Dichte  880  Grade  übersteigt,  dunkle, 
auch  Rückstände   von   der    Mineralöldestillation    oder 

Reinigung 3  fl.   —  kr. 

h)  schwere,    deren   Dichte  880    Grade   übersteigt,    gelbe 
und  röthlichgelbe,  dann  Schmieröle,  auch  gemengt  mit 
animalischen  oder  vegetabilischen  Oelen  oder  Fetten  .  5  fl.  —  kr. 
c)  leichte,  von  und  unter  der  Dichte  von  880  Graden  4  fl.  60  kr. 
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VIII.  T heil.  Verkehr  mit  versteuertem  Zucker  zwischen  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  Ländern  Bosnien 
und  Hercegovina,  sowie  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1894,  ß.-G.-Bl.  Nr.  121,  betreffend 
die  Vergütung  der  Brantweinabgabe  für  die  Alkoholmengen, 
welche  im  Verkehre  zwischen  diesen  Ländergebieten  ausser 
dem  Abgabebande  vorkommen. 

Artikel   1. 

Für  jene  Mengen  von  versteuertem  Zucker  der  im  §  1,  Z.  1,  des  Zuckersteuer- 
gesetzes bezeichneten  Art,  welche  ....  aus  einem  der  drei  Ländergebiete  in  ein 
anderes  übergehen,  sind  von  dem  abgebenden  Ländergebiete  an  das  empfan- 
gende für  je  100  Kilogramm  netto  12  K  zu  vergüten.  Doch  bleiben  Sendungen 
von  nicht  mehr  als  2  Kilogramm  unberücksichtigt. 

Auch  grössere  Sendungen  werden  nur  so  weit  in  Rechnung  gezogen, 
als  ...  .  die  Versendung  im  W«ge  der  amtlichen  Anweisung  erfolgt  ist  und 
das  Einlangen  im  Bestimmungsgebiete  die  amtliche  Bestätigung  erlangt  hat 

Artikel  2. 
Die  Leistung  der  Vergütung  (Artikel  1)  erfolgt  auf  Grund  einer  je  eine 
jährliche  Betriebsperiode  umfassenden  Abrechnung  im  vierten  Monate  nach 
Ablauf  der  Betriebsperiode,  und  zwar  für  den  Fall,  dass  bis  dahin  die  Abrechnung 
noch  nicht  endgiltig  abgeschlossen  werden  könnte,  unter  Vorbehalt  der  nach- 
träglichen Richtigstellung. 

Artikel  3. 

Jeder,    der  ....  Zucker    in   Mengen    von    mehr   als   zwei   Kilogramm    aus 

einem  der  drei  Ländergebiete  in  ein  anderes  versenden  will,   ist  verpflichtet,   die 

Sendung    vorher    bei    dem    hiezu    bestimmten    Finanzorgane    (Versendungsamte) 

anzumelden 

Artikel  14. 

§  2. 

Die  Abgabevergütung  (§  1)  wird  für  je  ein  Hektoliter  Alkohol  nach  dem 
Betrage  bemessen,  welcher  in  dem  Ländergebiete,  das  dieselbe  zu  leisten  hat, 
auf  je  ein  Hektoliter  der  daselbst  in  der  betreffenden  jährlichen  Betriebsperiode 
zur  Versteuerung  gelangten  Alkoholmenge  von  der  für  dieselbe  vorgeschriebenen 
Gesammtsumme    nach    den   gemeinsam   vereinbarten   Sätzen    der  Brantweinabgabe 

durchschnittlich  entfällt 

§  3. 

Zum  Zwecke  der  Abrechnung  (§  2)  ist  ...  .  jeder,  der  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  in  einer  Menge  von  mehr  als  ein  Liter  ausser  dem  Abgabebande  aus 
einem  der  drei  Ländergebiete  in  ein  anderes  versenden  will,  verpflichtet,  die 
Sendung  vorher  bei  dem  hiezu  bestimmten  Finanzorgane  (Versendungsamte) 
anzumelden (Schluss  folgt.) 
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Handwörterbuch  der  Staatswisseuschafteu,  herausgegeben  von  Conrad,  Elster, 
Lexis  Löning.  2.  Auflage,  3.  Band.  Jena.  Gustav  Fischer  1900.  1290  S. 

Bei  der  Durchsicht  des  dritten,  die  Buchstaben  C  bis  F  umfassenden  Bandes  des 
Handwörterbuches  haben  sich  dem  Keferenten  insbesondere  zwei  allgemeine  Bemerkungen 
aufgedrängt:  Zunächst  der  stark  juristische  Charakter  bei  vielen  Artikeln,  der  in  weit 
höherem  Maasse  vorherrscht,  als  dies  in  der  ersten  Auflage  der  Fall  war;  dabei  ist 
ausschliesslich  das  Civilrecht  berücksichtigt,  nicht  auch  das  Verwaltungsrecht,  das  doch 
viel  eher  unter  die  „Staatswissenschaften"  zu  rechnen  ist.  So  sind  in  der  2.  Auflage 
folgende  Artikel  neu  hinzugekommen:  ,,Eheliches  Güterrecht"  von  Crome  (20  S.)» 
„Eigenthum  und  Besitz"  von  Stammler  (17  S.),  „Eisenbahnfrachtrecht"  von 
Rosenthal  (9  S.),  „Erbreclit  als  Rechtsinstitut"  von  Bernhöft  (27  S.), 
„Familiengüterrecht"  von  Crome  (12  S.).  Mehrere  andere  Artikel,  wie  „Ent- 
wässerung und  Entwässerungsrecht"  (Anschütz,  früher  Frank),  besassen  schon 
früher  streng  juristischen  Charakter.  Dabei  werden  die  meisten  der  genannten  Schlag- 
wörter ausschliesslich  vom  Standpunkte  der  lex  lata,  insbesondere  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  behandelt,  ohne  irgendwelche  ökonomischen  oder  socialen  Gesichtspunkte, 
so  dass  sie  eher  in  ein  Rechtslexikon  als  in  dieses  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften passen  würden.  Sodann  fällt  es  auf,  dass  kein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen 
dieser  2.  Auflage  und  den  beiden  in  den  Jahren  1895  und  1897  erschienenen  Supp- 
lementbänden zur  ersten  Auflage  consequent  festgehalten  wird.  Die  Verlagsbuchhandlung 
hatte  angekündigt,  diese  zwei  Bände  würden  auch  neben  der  2.  Auflage  ihre  Bedeutung 
behalten.  Weshalb  sind  aber  dann  einzelne  Artikel  aus  den  Supplementbänden  in  der 
2.  Auflage  wörtlich  wieder  abgedruckt?  z.  B.  „Einwanderung"  (Sartorius  von 
Walterhausen),  „Griechische  Finanzen"  (Meyer),  „Römische  Finanzen" 
(Dessau).  Andere  Artikel  (z.  B.  „Central-Darlehenscasse",  „Chinesenfrage"), 
sind  in  etwas  gekürzter  Form  herübergenommen,  während  manche  Fragen  (z.  B.  Ein- 
kommensteuer in  Frankreich)  lediglich  in  den  Suppleinentbänden  behandelt  sind.  Durch 
diese  Inconsequenz  der  Anordnung  leidet  die  Uebersichtlichkeit  sehr. 

Die  Schlagworte  des  Buchstabens  C  zeigen  keine  bedeutenden  Veränderungen 
gegenüber  der  ersten  Auflage.  Am  bemerkenswertesten  ist  diesbezüglich  ein  neuer  Artikel 
über  Colbert  von  Gustav  Cohn;  dieser  vertritt  eine  von  der  herrschenden  Lehre 
stark  abweichende  Meinung,  wonach  der  Mercantilismus  und  speciell  Colbert  den 
Lehren  von  Friedrich  List  viel  näher  stünden,  als  gewöhnlich  angenommen  wird,  so  dass 
das  Urtheil  über  diese  Epoche  der  Wirtschaftspolitik  viel  günstiger  ausfallen  müsste. 
Neu  ist  ferner  ein  kurzer  Artikel  von  Brentano  über  Chartismus.  In  dem  Artikel 
„Check"  (Cohn)  sind  jetzt  das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  und  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  berücksichtigt.  Gänzlich  weggefallen  ist  dagegen  das 
Schlagwort  „Collegia"  der  ersten  Auflage. 

Von  den  wichtigeren  unter  D  behandelten  Schlagworten  sind  die  Artikel  „Dar  leb  eus- 
cassenvereine"  (Marchet)  und  „Deichwesen"  (früher  Frank,  jetzt  Anschütz) 
bedeutend  erweitert.  In  dem  letzteren  ist  auch  die  Lückenhaftigkeit  des  österreichischen 
Wasserrechts,   das    keinerlei  Verpflichtung   der   Anrainer  zum  Uferschutz    (Deichbaulast) 
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kennt,  hervorgehoben;  dagegen  sind  die  Ansichten  darüber,  „inwieweit  dieser  wasser- 
rechtliche Voluntarismus  zu  praktisch  zufriedenstellenden  Ergebnissen  geführt  hat",  durchaus 
nicht  „getheilt",  sondern  es  herrscht  Einstimmigkeit  darüber,  dass  in  dieser  Beziehung 
eine  Eeform  unseres  Wasserrechtes  dringend  geboten  wäre.  Lotz  bekämpft  jetzt  in  seiner 
Abhandlung  über  Disconto  und  Discontopolitik  mit  Energie  die  Goldprämienpolitik 
der  französischen  Notenbank.  In  der  Darstellung  der  hinsichtlich  des  Domänen- 
wesens geltenden  Rechtssätze  sind  zwar  alle  deutschen  Kleinstaaten  behandelt,  es 
fehlt  aber  jeder  Hinweis  auf  die  österreichischen  Verhältnisse.  Sehr  interresant  ist,  was 
hier  Rimpler  über  die  neueren  Erfolge  und  Misserfolge  bei  der  Zerschlagung  der  preus- 
sischen  Domänen  und  der  Verpachtung  der  Stellen  sagt  (S.  204  f),  ebenso  die  allseits 
abwägende  Würdigung  der  Frage,  ob  Domänen  beizubehalten  seien  oder  nicht.  Ein 
neuer  Abschnitt  stellt  nunmehr  die  Bedingungen  der  Domänenverpachtung  und  den 
Schutz  gegen  Raubbau  dar. 

Lexis  (Artikel  „Doppelwährung")  nimmt  in  der  2.  Auflage  weit  entschiedener, 
als  in  der  ersten,  gegen  die  Realisierbarkeit  der  bimetallistischen  Pläne  Stellung;  die 
grosse  Zunahme  der  Goldproduction  in  der  neuesten  Zeit  habe  dem  Bimetallismus  den 
letzten  und  entscheidenden  Stoss  versetzt. 

Ein  neu  hinzugekommener  langer  Artikel  „Eheliches  Güterrecht"  (Cromo, 
20  S.)  ist  streng  civilrechtlichen  Inhaltes  ohne  irgendwelche  ökonomische  und  sociale 
Gesichtspunkte,  gehört  also  gar  nicht  in  dieses  Handwörterbuch.  Ueber  „Eigentlium" 
enthält  die  2.  Auflage  zwei  Abhandlungen;  zu  der  schon  in  der  ersten  enthaltenen  von 
Scheel,  welche  insbesondere  die  volkswirtschaftlichen  und  socialen  Beziehungen 
aufdeken  will,  ist  ein  zweiter  von  Stammler  („Eigenthum  und  Besitz")  getreten. 
Manche  Wiederholungen  und  Widersprüche  sind  die  natürliche  Folge  dieser  neuen 
Anordnung. 

Hinsichtlich  der  Einigungsämter  (Stieda)  ist  die  neuere  ausserordentlich 
günstige  Entwicklung  in  England  (Gesetz  vom  Jahre  1896)  bemerkenswert,  während  die 
Betrauung  der  Gewerbegerichte  mit  den  Functionen  eines  Einigungsamtes  sich  in  Deutsch- 
land nicht  bewährt  zu  haben  scheint;  ebensowenig  das  französische  Gesetz  vom  Jahre  1892. 
In  Oestcneich  ist  es  bekanntlich  nur  zu  Gesetzentwürfen  und  zu  einer  parlamentarischen 
Enquöte  gekommen. 

Der  bedeutende  Artikel  „Einkommen"  von  Robert  Meyer  weist  in  der  neuen 
Auflage  eine  Reihe  von  Ergänzungen  und  Verbesserungen  auf.  So  ist  ein  Abschnitt 
„Einkommen,  Ertrag,  Vermögen,  Capital"  eingefügt;  die  Statistik  des  Einkommens  ist 
bis  zur  Gegenwart  fortgeführt,  und  es  sind  dabei  insbesondere  auch  die  Resultate  der 
österreichischen  Personal-Einkommensteuer  verwertet.  Hinsichtlich  der  behaupteten  Ein- 
kommens-Vertheilungstendenzeu  in  der  Gegenwart  lehnt  Meyer  sowohl  die  unbedingt 
optimistischen  als  auch  die  unbedingt  pessimistischen  Darstellungen  ab  und  setzt  sich  auch 
mit  den  Behauptungen  von  J.  Wolf  in  sachlich  zutreffender  Weise  auseinander,  ohne 
den  berechtigten  Kern  zu  übersehen,  der  in  Wolfs  Auffassung  gelegen  ist.  Energisch 
weist  er  jene  zurück,  welche  hinsichtlich  der  wünschenswerten  Gestaltung  des  Ein- 
kommens „gleichsam  zum  Schaden  noch  den  Spott  fügend  lehren,  dass  die  Besitzenden 
im  allgemeinen  auch  die  besseren  und  tüchtigeren  seien  und  deshalb  im  allgemeinen 
Interesse  die  reichlichere  Bedarfsbefriedigung  verdienen."  Unklar  ist  dem  Unterzeichneten 
Meyers  Definition  des  Volkseinkommens  geblieben;  als  solches  werden  nämlich  „die  in 
der  Volkswirtschaft  zur  Production  und  Einfuhr  gelangenden  Genussgüter"  bezeichnet; 
müssten  davon  nicht  die  zur  Ausfuhr  gelangenden  Genussgüter  in  Abzug  gebracht  werden? 

Das  Schlagwort  Einkommensteuer  bestand  früher  nur  aus  einer  Reihe  von 
Specialabhandlungen  über  die  Einkommensteuer  in  den  einzelnen  Staaten;  ihm  ist  jetzt 
eine  kurze  Einleitung  („Allgemeines")  von  Conrad  beigegeben.  Dies  ist  sehr  zu 
begrüssen,  wenn  auch  infolge  der  Dürftigkeit  der  Behandlung  die  sehr  empfindliche 
Lücke,  nämlich  das  Fehlen  der  Darstellung  der  allgemeinen  Fragen,  keineswegs  ausgefüllt 
ist.  Sind  doch  nicht  einmal  die  grundlegenden  Begriffe  wie  z.  B.  Degression  und  Progres- 
sion erklärt! 
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Hinsichtlich  der  Einkommensteuer  in  Deutschland  (Gerlach)  haben  seit 
der  ersten  Auflage  bedeutende  Veränderungen  stattgefunden.  In  Preussen  ist  seither  die 
Einkommensteuer  mit  der  Ergänzungssteuer  die  einzige  zur  P^rhebung  gelangende  Staats- 
fiteuer  geworden.  In  Sachsen  wurde  (i.  J.  1894)  die  Untergrenze  von  200  auf  400  Mark 
erhöht,  die  Degressionsgrenze  ist  von  5400  auf  8800  Mark  verschoben,  für  Einkommen 
über  25.000  Mark  eine  Progression  eingeführt;  auch  wurden  die  Steuersätze  für  Einkommen 
von  1100  —  8800  Mark  ermässigt;  eine  umfassendere  Reform,  welche  die  sächsische 
Regierung  geplant  hatte,  ist  gescheitert.  In  Baden,  wo  gleichfalls  eine  allgemeine  Reform 
des  Steuersystemes  im  Sinne  einer  Ersetzung  der  Ertragssteuem  durch  Vermögens- 
steuern geplant  wird,  hat  bis  jetzt  nur  eine  Herabsetzung  der  Degression  von  20.000  auf 
30.000  Mark  und  die  Einführung  einer  Progression  von  25.000  bis  200.000  stattgelundou. 
Die  österreichische  Einkommenssteuer  (Lesigang)  musste  natürlich  ganz  neu 
■dargestellt  werden,  lieber  die  Einkommensteuer  in  Grossbritannien  und  Irland  Lericlitet 
nun  mehr  Inkülsen  an  Stelle  von  EUiott.  Seit  1894  sind  die  Einkommen  zwischen 
100  und  160  Pf.  Sterl.  steuerfrei,  seit  1898  dürfen  Einkommen  zwischen  160  und  400  Pf. 
Sterl.  um  160  Pf.  Sterl.,  zwischen  400  und  500  Pf.  Sterl.  um  150  Pf.  Sterl.,  zwischen 
500  und  600  Pf.  Sterl.  um  120  Pf.  Sterl.  gekürzt  werden  u.  s.  w.  Ausführlicher  als 
früher  (Elster)  wird  jetzt  (Reichesberg)  die  cantonale  Einkommensbesteuerung 
in  der  Schweiz  behandelt.  Neu  ist  der  Artikel  „Einkommensteuer  in  den  Ver- 
einigten Staaten  (Seligmann),  enthaltend  die  Geschichte  des  Unionsgesetzes  vom 
Jahre  1894  und  die  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes,  dass  dieses  Gesetz  verfassungs- 
widrig sei.  Eine  Darstellung  der  französischen,  auf  Einführung  einer  Einkommensteuer 
gerichteten  Bestrebungen  findet  sich  nur  im  2.  Supplementbande. 

Die  sehr  sorgfältig  gearbeitete  Statistik  des  Eisens  und  der  Eisenindustrie 
(Juraschek)  ist  bis  auf  die  neueste  Zeit  ergänyt.  Dem  Artikel  „Eisenbahnen"  ist 
■ein  neuer  Abschnitt  „Eisenbahnfrachtrecht"  (Rosenthalj  eingegliedert,  worin  das 
internationale  Ucbereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  October  1890 
besprochen  ist,  das  auf  den  Priucipien  des  Trausportzwanges  und  der  Transportgemeinschaft 
aufgebaut  ist,  und  das  überdies  einheitliche  Bestimmungen  über  die  Abschluss,  den 
Inhalt,  die  Ausführung  und  die  Erfüllung  des  Frachtvertrages  sowie  über  die  Schaden- 
ersatzpflicht aufstellt;  auch  wurde  ein  gemeinsames  Centralamt  für  den  internationalen 
Eisenbahntransport  in  Bern  errichtet. 

Der  Abschnitt  „Eisenbahnrecht"  (Fritscli)  ist  ausschliesslich  juristisclien  Inhaltes 
und  gibt  einen  Abriss  des  im  Deutsclien  Reiche  und  in  Preussen  geltenden  Eisenbahn- 
rechtes unter  fortlaufender  Berücksichtigung  des  österreichischen,  schweizerischen  und 
französischen  Rechtes.  Auf  30  Seiten  stellt  sodann  v.  d.  Leyen  die  Eisenbahn- 
politik dar,  Wobei  jetzt  auch  die  Länder  dos  Orientes  berücksichtigt  sind.  Ganz 
Timgearbeitet  ist  der  die  Schweiz  betreffende  Abschnitt.  Sehr  bezeichnend  für  den  seit 
8  Jahren  geschehenen  Fortschritt  ist  es,  dass  jetzt  auch  von  einer  Eisenbahnpolitik  in 
Asien  und  Afrika  gesprochen  werden  kann.  In  dem  Artikel  „Eisenbahntarifwesen" 
(Karl  von  Neumann)  ist  jetzt  zwar  mehr  als  in  der  ersten  Auflage,  aber,  wie 
dem  Unterzeichneten  scheint,  nocli  nicht  in  genügendem  Maasse  die  eminent  wirtschaftliche 
und  wirtschaftspolitische  Seite  des  Gegenstandes  hervorgehoben.  Auch  erfährt  man  nichts 
über  die  Schäden  und  Missbräuche,  die  mit  dem  Refactiewesen  häufig  und  besonders 
in  Oesterreich  verbunden  sind.  Neu  sind  in  der  2.  Auflage  die  Bemerkungen  über  den 
österreichischen  und  ungarischen  Zonentarif,  welch  letzterer  beim  Verfasser  nur  massige 
Anerkennung  findet.  Eine  Würdigung  der  neueren  Bestrebungen  nach  Einfülirung  eines 
Personenportos  wäre  wohl  am  Platze  gewesen.  Der  Artikel  „Eisen  bahnstatistik"  hat 
den  Verfasser  gewechselt  (Wiedenfeld  statt  Franckl)  und  dadurch  sowohl  an  Um- 
fang als  an  Vollständigkeit  und  Gute  gewonnen.  Auch  die  neuesten  grossartigen  Balm- 
bauten  in  Asien  und  Afrika  sind  daselbst  schon  angeführt.  Ein  interessanter  Beitrag  zu 
den  gerade  jetzt  heftig  erhobenen  Klagen  über  Waggonmangel  in  Oesterreich  ist  die 
Tabelle  auf  S.  587,  die  einen  Vergleich  der  Ausgestaltung  mit  Fahrbetriebsmitteln  in  den 
■einzelnen  Staaten  ermöglicht  und  zeigt,  wie  schlecht  es  damit  in  Oesterreich  bestellt  ist, 
und  wie  begründet  jene  Klagen  sind. 
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In  dem  Artikel  „Emissionsgeschäft"  (Lotz)  ist  auch  in  der  2.  Auflage  der 
schiefe  Vergleich  des  Emissionsgeschäftes  mit  dem  Verlagsgesehäfte  beibehalten ;  hinzugefügt 
ist  ein  Abschnitt  „Einfluss  des  Börsengesetzes  auf  das  Emissionsgeschäft",  sowie  eine 
wesentlich  verbesserte  Statistik.  Zu  eng  hat,  wie  dem  Referenten  scheint,  Stieda  den 
Begriff  der  Enquete  gefasst.  Für  diesen  dürfte  weder  erforderlich  sein,  dass  sie  „zur 
Vorbereitung  concreter  gesetzlichen  Maassnahmen  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete"  unter- 
nommen, noch,  dass  sie  von  Behörden  oder  Parlamentsausschüssen  durchgeführt  werden  — 
man  denke  an  die  Erhebungen  des  Vereines  für  Socialpolitik!  — ,  noch  auch  wider- 
spricht es  ihrem  Wesen,  dass  sie  in  längeren  Zwischenräumen  wiederholt  werden; 
endlich  verstösst  gerade  die  vom  Verfasser  befürwortete  Befragung  der  Interessenten  nach 
ihrer  Meinung  über  die  Zweckmässigkeit  einer  geplanten  Reformmaassregel  gegen  den 
Grundsatz,  dass  nur  Thatsachen,  wenn  auch  in  subjectiver  Färbung,  Gegenstand  der  enquete- 
artigen Erhebungen  sein  sollen,  nicht  aber  Urtheile. 

Der  Artikel  Entwässerung  und  Enwässerungsrecht  von  Frank  ist  von 
Anschütz  theilweise  umgearbeitet  und  ergänzt  worden.  Immer  noch  ist  hiebei  die  juri- 
stische Seite  ausschliesslich  berücksichtigt,  der  ökonomischen  dagegen  gar  keine  Beachtung 
geschenkt;  darüber  ob,  in  welchem  Umfange  und  mit  welchen  Erfolgen  Entwässerungen 
vorgenommen  werden,  erfährt  man  aus  diesem  Artikel  ebensowenig,  als  über  die  Einfluss- 
nahme  des  Staates  und  der  sonstigen  öffentlichen  Gewalten  auf  die  Beförderung  von 
Entwässerungen  (Entwässerungspolitik). 

Ueber  das  Erbrecht  enthielt  die  erste  Auflage  nur  einen  zwar  kurzen,  aber  gehalt- 
vollen rechts-  und  socialphilosophischen  Abriss  von  Scheel;  die  2.  Auflage  bringt 
überdies  eine  ausführliche,  rein  juristische  Darstellung  des  Erbrechtes  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  von  Bernhöft  (127  S.). 

Völlig  umgearbeitet  und  bedeutend  erweitert  hat  Schanz  seinen  Artikel  über 
Erbschaftssteuer.  Insbesondere  ist  jetzt  die  Begründung  der  Erbschaftssteuer  eine 
ganz  andere  als  früher.  Der  in  der  2.  Auflage  stark  vergrösserte  Artikel  „Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften"  von  Crüger  spiegelt  die  entschiedene  Parteinahme 
dieses  Autors  für  Schulze- Delitzsch  und  gegen  Raiffeisen  wieder;  Crüger  verwirft  die 
Errichtung  der  Centraldarlehenscasse  in  Preusen  als  staatssocialistisch  und  befürchtet  bei  der 
„Hochflut  von  landwirtschaftlichen  Genossenschaften"  eine  verhängnisvolle  Krise.  Sicherlich 
berechtigt  sind  seine  Einwendungen  gegen  die  in  neuester  Zeit  beginnende  Bekämpfung 
der  Consumvereine  durch  die  deutsche  und  österreichische  Gesetzgebung.  Im  übrigen 
finden  sich  in  dem  Artikel  mehrfache  Missverständnisse  und  Unrichtigkeiten  so,  wenn 
die  von  den  englischen  Consumvereinen  und  Grosseinkaufsgeiiossenschaften  errichteten 
Fabriken  als  Productivgenossenschaften,  wenn  die  Contributionsfondscassen  in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien  als  „eine  besondere  Genossenschaftsart"  bezeichnet  werden.  Die 
hinsichtlich  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  bestehenden  allgemeinen  Fragen 
—  beschränkte  oder  unbeschränkte  Haftung,  Grösse  des  Genossenschaftssprengeis,  Art  der 
Organisation,  Staatshilfe  u.  dgl.  —  werden  von  Crüger  höchstens  gelegentlich  gestreift. 

Umfangreicher  ist  auch  der  Artikel  „Existenzminimum  und  seine  Steuer- 
freiheit" (Schanz)  geworden.  An  dieser  Stelle  hätte  wohl  auch  ein  Schlagwort  „Das 
Existenzminimum  und  seine  Executionsfreiheit"  Platz  finden  können.  Als  Begründung  für 
die  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  führt  jetzt  Schanz  mit  Recht  auch  die  Compen- 
sation  der  antisocial  wirkenden  Verbrauchssteuern  sowie  das  steuertechnische  Moment 
der  relativ  höheren  Eintreibungskosten  bei  kleinen  Einkommen  an.  Wenn  aber  Schanz 
als  Consequenz  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  eine  Minderung  der  politischen 
Rechte  für  die  von  der  Steuer  Befreiten  statuiren,  ihnen  das  Recht  „mitzuthaten"  nehmen 
will,  so  übersieht  er,  dass  diese  angeblich  „steuerfreie  Masse  ohne  jede  Verpflichtung" 
die  schwer  lastenden  indirecten  Steuern  mit  aufbringt,  u.  zw.  zum  überwiegenden  Theile, 
ferner,  dass  sie  dem  Staate  die  Blutsteuer  leistet,  endlich,  dass  sie  doch  mit  ihrer  Arbeit 
den  Staat  erhält,  dass  sie  doch  den  Gesetzen  unterworfen  ist,  auf  deren  Inhalt  sie  keinen 
Einfluss  haben  soll.  Ungleich  vollständiger,  als  in  der  1.  Auflage  ist  jezt  die  auslän- 
dische Gesetzgebung  berücksichtigt. 
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In  seinem  Artikel  „Familie'*  hat  Gothein  nunmehr  einen  kurzen  aber  treff- 
lichen Ueberblick  über  die  wissenschaftliche  Entvvickelung  seit  Bachofen  und  Morgan 
eingefügt.  Auch  sonst  sind  die  einzelnen  Abschnitte  weiter  ausgebaut,  ohne  dass  der 
Verfasser  seinen  allgemeinen  Standpunkt  geändert  hat.  Neu  ist  ein  12  Seiten  langer 
Artikel  „Familiengüterrecht"  (Crome)  juristischen  Inhaltes. 

Gierke  hält  auch  in  der  neuen  Auflage  sowohl  an  seinem  günstigen  Urtheile  über 
die  Zukunft  der  Fideicomraisse,  als  auch  daran  fest,  dass  das  Familienfideicommiss, 
wenn  es  schon  nicht  germanischen  Ursprunges  ist,  so  doch  wenigstens  „germanischen 
Rechtsgedanken  verkörpert.  "Nun  hält  aber  auch  Conrad  an  seiner  ungünstigen  Beurtheilung 
der  Farailienfideicommisse  fest;  so  vereinigt  dieser  Artikel  auch  in  der  zweiten  Auflage 
zwei  einander  diametral  entgegengesetzte  Ansichten  in  sich. 

Wesentliche  Abweichungen  weist  die  neue  Auflage  in  den  das  Finanzwesen  betref- 
fenden Schlagworten  auf.  Früher  war  das  Schlagwort  „Finanzen"  ganz  von  Eheberg 
bearbeitet  worden  und  hatte  insbesondere  auch  eine  einheitliche  Geschichte  des  Finanz- 
wesens enthalten.  Jetzt  ist  dagegen  ein  eigener  Artikel  „Geschichte  des  Finanz- 
wesens" gebildet  worden,  bestehend  aus  den  wörtlich  wieder  abgedruckten  Darstellungen 
der  Finanzen  Griechenlands  (Meyer)  und  Eoms  (Dessau)  des  2.  Supplementbandes  und 
aus  einem  Artikel  über  das  Mittelalter  (Eheberg);  dagegen  ist  die  Entwicklung  des 
Finanzwesens  der  neueren  Zeit  in  der  Abtheilung  Finanzen  und  Finanzwirtschaft 
(Eheberg)  enthalten.  Diese  Gliederung  des  Stoffes  ist  unklar  und  unübersichtlich.  Sehr 
zu  begrüssen  ist  es  hingegen,  dass  die  Geschichte  des  Finanzwesens  jetzt  ungleich 
eingehender  und  vollständiger  behandelt  ist,  als  in  der  ersten  Auflage  des  Werkes.  Der 
Artikel  „Finanzstatistik"  von  Heckel  ist  aus  dem  2.  Supplementbande  in  erweiterter 
Form  herübergenommen.  Derselbe  Autor  hat  auch  das  Schlagwort  .Finanzverwaltung" 
neu  bearbeitet  (früher  Vocke). 

Bereichert  ist  ferner  die  2.  Auflage  durch  einen  neuen  Artikel  „Flaggenrecht" 
(Stoerk),  worin  insbesondere  das  wichtige  deutsche  Reichsgesetz  betreffend  das  Flasrgen- 
recht  der  Kauffahrteischiffe  vom  Jahre  1899  besprochen  wird.  Der  Artikel  „Forstwirt- 
schaft" (Enders)  hat  durch  Eingliederung  eines  Abschnittes  über  die  Grundlagen  der 
Betriebsordnung  und  der  Massenproduction  eine  sehr  nothwendige  Vervollständigung 
erfahren,  und  es  ist  die  Darstellung  der  einzelnen  Wirtschaftssysteme  ausführlicher 
gehalten.  Insbesondere  sind  die  beiden  Arten  der  Wirtschaftsführung,  die  Waldreinertrags- 
und die  Bodenreinertragswirtschaft  jetzt  viel  klarer  und  fasslicher  dargestellt  als  früher. 
Verfasser  verficht  die  Bodenreinertragswirtschaft  noch  entschiedener  als  früher.  Dagegen 
sind  die  Forstservituten  in  dem  Schlagworte  „Forstpolitik"  (Enders)  immer  noch  sehr 
mangelhaft  behandelt. 

Dass  der  Artikel  „Frauenarbeit  und  Frauenfrage"  (Pierstorff)  von  20  S.  in 
der  ersten  auf  50  S.  in  der  zweiten  Auflage  angewachsen  ist,  dürfte  niemanden  in 
Erstaunen  setzen.  Vor  allem  wird  jetzt  eine  eingehende  Statistik  der  Frauenarbeit 
geboten.  Auch  ist  die  neuere  Entwicklung  der  Frauenbewegung  berücksichtigt.  Die  ganze 
Frage  ist  hier  vorurtheilslos  und  vielseitig  betrachtet.  Schiff. 

T.  R.  Jfalthus;  Versuch  über  das  Bevölkerungsgesetz,  nach  der  7.  Auf- 
lage des  englischen  Originals,  2.  Auflage  der  üebersetzung,  Bibliothek  der  Volkswirt- 
schaftslehre und  Gesellschaftswissenschaft,  begründet  von  F.  Stöpel,  fortgesetzt  von 
Robert  Prager,  863  S.,  Preis  10  M.,  geb.  11  M.  25  Pf.  Berlin,  R.  L.  Prager  1900. 
Es  ist  erfreulich,  dass  eine  zweite  Auflage  der  vorliegenden  Uebersetzung  sich 
als  nothwendig  erwiesen,  und  es  ist  dankeswert,  dass  sich  Präger  der  Mühe  unterzogen 
hat,  die  erste  Auflage  durchzusehen  und  zu  verbessern.  Der  Gegenstand  des  Malthus'schen 
Werkes  wird  immer  actuell  bleiben,  es  wird  daher  das  Werk  selbst  nie  an  Wert  und 
Interesse  verlieren;  leider  wird  es  äusserst  schwer  sein,  zu  verhindern,  dass  gerade 
die  Malthus'sche  Lehre  nur  oberflächlich  aufgefasst  und  dass  dann  daraus  ganz  falsche 
Schlüsse  gezogen  werden,  für  die  Malthus  als  Autorität  gelten  muss.  Das  einzige  Mittel 
hiegegen  liegt  wohl  darin,  dass  das  Lesen  des  Originaltextes  möglichst  erleichtert  werde, 


320  Literaturbericht. 

und  das  geschieht  durch  Herausgabe   billiger  und  flüssig   geschriebener  Uebersetzungen. 

In  diesem  Sinne  möge  das  vorliegende  Buch  erfolgreich  wirken.  n 

Carl  Prinz  Eadziwill:  Entwicklung  des  fürstlich  Stolbergischen 
Grundbesitzes  seit  dem  XIII.  Jahrhundert  mit  besonderer  Beachtung  der 
Grafschaft  Wernigerode,  Jena,  Fischer  1899,  Conrads  Sammlung  nationalökono- 
mischer und  statistischer  Abhandlungen  XXIII.  Bd.,  168  S. 

Immer  mehr  erkennt  man,  dass  alle  Maassregeln  der  Volkswirtschaftspolitik  zeitlich 
und  örtlich  relativen  Charakter  haben,  dass  es  also  verfehlt  ist,  rein  nur  auf  Grund  einer 
doctrinären  politischen  Anschauung  in  das  ökonomische  und  sociale  Leben  einzu- 
greifen. Mit  dieser  Erkenntnis  ist  die  Wertschätzung  für  die  historische  Forschung 
gestiegen  und  das  Bewusstsein  davon  lebendig  geworden,  dass  die  genaue  Ermittlung 
des  gegebenen  Zustandes  und  seiner  Entstehung  die  Voraussetzung  einer  jeden  Maass- 
regel ist,  die  eine  Aenderung  und  Besserung  desselben  herbeiführen  soll.  So  sind  dann 
auch  unter  andern  die  Probleme  der  Agrarpolitik  neu  aufgetaucht^  da  man  erkannte, 
dass  die  einfache  Beseitigung  von  Einschränkungen  der  Freiheit  des  Bodeneigenthums 
die  bestehenden  Uebel  nicht  heile,  und  dass  für  verschiedene  Verhältnisse  auch  ver- 
schiedene Maassregeln  nothwendig  seien.  Das  ist  die  Ursaclie  davon,  dass  auch  die  Frage 
nach  der  Berechtigung,  nach  der  socialen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Familien- 
fideicommisse,  die  ja  längst  erledigt  schien,  wieder  lebendig  wurde,  freilich  mit  einem 
gegen  früher  etwas  verschiedenen  Inhalt^".  Die  Frage  ist  also  actuell^  und  jeder  inductiv 
gewonnene  Beitrag  zu  ihrer  Lösung  ist  nnt  Freude  zu  begrüssen,  so  aucli  das  vor- 
liegende Werk. 

Der  Verfasser  vermeidet  es,  aus  seiner  Untersuchung  eine  Nutzanwendung  auf  das 
bezeichnete  Problem  zu  ziehen;  er  begnügt  sich  damit,  uns  Tliatsachen  vor  Augen  zu  führen, 
die  uns  das  allmähliche  Werden  des  Gedankens  vor  Augen  führen,  geschlossene  Guts- 
besitze zu  schaffen  und  dieselben  den  Familien  ihrer  Besitzer  für  alle  Zeiten  zu  sichern; 
auch  die  allmähliche  Entwicklung  des  Besitzes  selbst  wird  dargestellt  mit  all'  den 
Wandlungen,  die  dieser  im  Laufe  der  Zeiten  erfahren. 

Der  gedrängten  Darstellung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Stolbergischen 
Grafschaften  im  ersten  Theile  folgt  im  zweiten  die  Geschichte  der  Besitzungen  selbst, 
die  bereits  seit  dem  13.  Jahrhunderte  das  Bestreben  zutage  treten  lässt,  „den  Grund 
und  Boden  möglichst  den  männlichen  Nachkommen  bezw.  dem  Hause  zu  erhalten  und 
die  Erbordnung  demgemäss  einzurichten".  Bald  schon  trat  die  Tendenz  immer  schärfer 
zutage,  weibliche  Faniilienglieder  von  der  Nachfolge  in  die  liegenden  Güter  des  Hauses 
möglichst  auszuschliessen  und  die  Untheilbarkeit  der  letztern  in  ziemlich  weitgehendem 
Maasse,  sei  es  dadurch,  dass  nur  ein  Glied  der  Familie  sie  übernahm  oder  dadurch,  dass 
ein  Besitz  zur  gesammten  Hand  eingerichtet  wurde,  zu  sichern.  Die  Veimehrung  des 
Hausgutes  wurde  schon  früh  durch  Erbverträge,  seine  möglichste  Abrundung  durch 
Tauschacte  gefördert.  Trotzdem  wird  erst  im  Jahre  1548  zwischen  den  Brüdern  Stolberg 
ein  Vertrag  geschlossen,  der  auch  formell  eine  gewisse  Geschlossenheit  der  Stammgüter 
feststellt.  Mit  demselben  wurde  zwar  noch  immer  nicht  die  Primogeniturerbfolge  durch- 
geführt, aber  es  wurde  die  Unveräusserlichkeit  der  Güter  ausgesprochen,  und  es  wurden 
die  Frauen,  wenigstens  so  lange  männliche  Familienglieder  vorhanden  waren,  von  dem 
Besitze  der  Stammgüter  ausgeschlossen.  Uebrigens  enthält  diese  Brüdereinigung  auch 
eine  Gütertheilung,  wie  sich  solche  später  dann  auch  wiederholt  haben. 

Der  Gedanke,  die  Primogeniturerbfolge  einzuführen,  sickert  nun  immer  mehr  und 
mehr  in  den  Bestand  der  Hausgesetze  ein  und  wird  im  18.  Jahrhunderte  herrschend 
(1714);  so  ist  man  auf  langem  Wege,  immer  dasselbe  Ziel  und  zwar  immer  bestimmter 
verfolgend,  schliesslich  zum  Fideicommiss  gelangt.  Im  dritten  Tlieile  behandelt  der  Ver- 
fasser „die  Geschichte  der  Besitzverhältnisse  der  einzelnen,  jetzt  zum  Fideicommiss 
gehörigen,  in  der  Grafschaft  Wernigerode  liegenden  Güter." 

In  einem  Anhange  finden  wir  eine  Anzahl  wichtiger  Urkunden  abgedruckt;  auch 
liegen  Karten  Stolbergischer  Besitzungen  bei;   eine  Stammtafel  der  Familie,  die  das 
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Verständnis  des  Buches  wesentlich  erleichtert  hätte,  habe  ich  nicht  vorgefunden,  obwohl 
sie  in  der  Inhaltsangabe  aufgelührt  wird. 

Ist  der  Gegenstand  des  Werkes  an  sich  und  zwar  aus  den  Eingangs  genannten 
Gründen  wissenschaftlich  interessant  und  lehrreich,  so  zeichnet  sich  seine  Bearbeitung 
dadurch  besonders  aus,  dass  es  der  Verfasser  verstanden  hat,  das  wissenschaftlich  Wichtige 
stets  scharf  hervorzuheben  und  Nebensächliches  zu  übergehen.  Die  Durchforschung  der 
Archive  des  Hauses  Stolberg  scheint  eine  sehr  sorgfältige  gewesen  zu  sein. 

V.  Schullern. 

F.  Hecht.  Der  europäische  Bodencredit.  1.  Band:  Die  Entschuldung 
des  ländlichen  Grundbesitzes.  Die  Entwicklungsgeschichte  der  staatlichen 
und  provinziellen  Bodencreditinstitute  in  Deutschland  seit  1890.  Leipzig 
Duncker  &  Humblot  1900.  XX  und  452  S. 

Der  Verfasser  sieht  es  als  ein  Bedürfnis  an,  „dass  ein  Centralorgan  des  europäischen 
Bodencredites  entstehe";  darin  soll  „die  bisher  noch  nicht  oder  mangelhaft  bekannte 
Entwicklungsgeschichte  des  Bodencredits  in  jedem  einzelnen  Staate  gegeben"  werden, 
um  dann  die  Weiterentwicklung  fortlaufend  zu  verfolgen;  auch  soll  darin  nicht  nur 
der  Verschuldung,  sondern  auch  der  Entschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  das 
Augenmerk  zugewendet  werden.  Der  vorliegende  Band  will  offenbar  als  der  Beginn  eines 
solchen  Centralorganes  angesehen  werden.  Dem  Unterzeichneten  scheint  es,  dass  zur 
EiTeichung  des  angestrebten  Zweckes,  nämlich  zu  einer  übersichtlichen  Orientierung  weiterer 
Interessentenkreise  über  alles  Wissenswerte  auf  dem  Gebiete  des  Bodencredits,  der- 
artige dickbändige,  in  mehrjährigen  Pausen  erscheinende  Werke,  die  zum  grössten  Theile 
aus  dem  wörtlichen  Abdruck  von  Statuten,  Rechenschaftsberichten,  Geschäftsabschlüssen, 
Landtagsverliandlungen  u.  dgl.  bestehen,  ein  durchaus  ungeeignetes  Mittel  sind. 
Infolge  dieser  übermässig  breiten  Darstellungsweise  hat  der  Verfasser  allein  für  die 
staatlichen  und  provinziellen  Bodencreditinstitute  u.  zw.  nur  in  Deutschland  2  Bände,  im 
Jahre  1891  erschienen,  und  die  Hälfte  des  vorliegenden  Bandes,  zusammen  über  1300  Seiten 
gebraucht!  Sollen  in  dem  gleichen  Stile  die  Landschaften,  die  Ritterschaften,  die 
Hypothekenbanken  Deutschlands  und  etwa  auch  die  Bodencreditinstitute  des  Auslands 
behandelt  und  überdies  alle  Veränderuugen  in  extenso  wiedergegeben  werden,  —  und 
dieser  Plan  scheint  zu  bestehen,  —  so  muss  das  eine  Bibliothek  von  unabsehbaren 
Dimensionen  werden,  deren  praktischer  Wert  doch  nur  ein  beschränkter  sein  kann.  Ein 
grösseres  Publicum  interessiert  sich  doch  bloss  für  das  Wesentliche,  das  aus  der  erdrückenden 
Fülle  nebensächlicher  Details  schwer  herauszuschälen  ist;  und  die  Bodencredite  selbst 
können  sich  durch  gegenseitigen  Austausch  ihrer  Publicationen  rascher  und  wohlfeiler 
orientieren.  Endlich  macht  jede  neueiutretende  Statutenänderung  einen  TheU  des  Werkes 
unbrauchbar,  so  dass  ein  aus  losen  Heften  bestehender  Kataster  der  Anstaltsstatuten  und 
-berichte  als  weit  zweckmässiger  erscheint.  Dem  durch  jenes  „Centralorgan"  ange- 
strebten Zwecke  würde,  nach  Ansicht  des  Referenten,  viel  besser  durch  die  Herausgabe 
einer  periodischen  Zeitschrift  gedient  sein,  die  sich  die  Darstellung  der  Entwicklung  des 
Bodencredites  durch  zusammenfassende  Aufsätze,  durch  kurze  Auszüge  aus  den  Statuten 
und  Berichten  zur  Aufgabe  setzte. 

Der  vorliegende  Band  enthält  zwei  Arbeiten,  deren  Zusammenhang  in  einer  ein- 
heitlichen Publication  nicht  recht  begründet  erscheint,  da  sie  von  einander  ganz  unab- 
hängig sind,  ja  kaum  gemeinsame  Berührungspunkte  besitzen.  Der  erste  Theil  behandelt 
das  assecuranztechnische  Problem  der  Hypothekenlilgungsversicherung,  der  zweite  die 
Entwicklungsgeschichte  der  staatlichen  und  provinziellen  Bodencreditinstitute  in  Deutsch- 
land seit  1890. 

Ueber  diesen  zweiten,  längeren  Theil  ist  nicht  viel  zu  bemerken;  für  ihn  vor  allem 
gilt  das  oben  Gesagte.  Er  ist  nichts  weiter,  als  eine  Fortsetzimg  des  angeführten  Werkes 
von  Hecht  aus  dem  .Jahre  1891;  schon  aus  diesem  Grunde  hätte  sich  die  Zerlegung  des 
Buches  in  zwei  selbständige  Brochüren  empfohlen.  Zu  den  schon  im  Jahre  1890  vorhandenen 
12  staatlichen  und  provinciellen  Bodencreditinstituten  Deutschlands  sind  inzwischen  3  neue 
gekommen:  Die  Landescreditcasse  in  Darmstadt    und    die    aus  Provinzialhil  scassen  ent- 
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standenen  Landesbanken  l'iir  Rheinland  und  für  Westphalen.  Wesentliche  organische 
Aenderungen  haben  bei  den  12  anderen  Instituten  nicht  stattgefunden. 

Eingehender  soll  dagegen  von  dem  ersten  Abschnitte  gesprochen  werden.  Er  bietet 
im  "Wesentlichen  eine  Wiederholung  und  nähere  Ausführung  dessen,  was  der  Verfasser 
bereits  früher  in  einer  Reihe  von  Vorträgen  vertreten  hatte :  die  Nothwendigkeit 
einer  Entschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  durch  die  Verbindung  der  Amortisation 
mit  einer  Lebensversicherung  (sogenannte  Hypotliekentilgungs-Versicherung).  Die  Idee, 
die  Lebensversicherung  dazu  zu  benützen,  um  dem  durcli  die  wiederkelireude  Erbtheilung 
bewirkten  Anwachsen  der  Hypothekenschulden  Einhalt  zu  gebieten,  ist  nicht  neu.  Schon 
Engel  hatte  1862  Aehnliches  vorgesclilagen,  Müller  hat  den  Gedanken  später  wieder 
aufgenommen  (1887),  die  Bayrische  Hypotheken-  und  Wecliselbank  hat  im  Jahre  1896 
einen  praktischen  Versuch  in  dieser  Richtung  unternommen.  Neu  aber  und  sehr  interessant 
ist  die  Art  und  Weise,  wie  Hecht  diese  Idee  zu  verwirklichen  strebt,  und  wie  er  seinen 
Vorschlag  begründet.  Durch  den  Vergleich  einer  Sterbetafel  mit  den  üblichen  Amortisatious- 
plänen  zeigt  er,  dass  in  der  Regel  durch  Vererbung  ein  neuer  Verschuldungsfall  eintritt, 
lange  bevor  die  Amortisation  der  früheren  Schuld  beendigt  ist.  Demgegenüber  stellt  er 
das  Postulat  auf,  dass  jede  Generation  die  von  ihr  aufgenommenen  Schulden  auch  tilgen 
solle.  Dies  geschieht,  wenn  jeder  Schuldner  bei  einer  Gesellschaft  denjenigen  Capitals- 
betrag  versichert,  den  er  nach  seinem  Tode  noch  schuldig  sein  wird.  Zwei  Formen 
sind  hier  möglich:  wenn  die  Hypothek  auf  einmal  rückzahlbar  ist,  muss  die  Versicherung 
auf  die  ganze  Schuldsumme  in  ihrer  ursprünglichen  Höhe  erfolgen;  liegt  dagegen  ein 
Amortisationseredit  vor,  so  braucht  blos  der  jeweilige,  stetig  sich  mindernde  Capitals- 
rest  versichert  zu  sein.  Hecht  weist  überzeugend  nach,  dass  nur  die  letztere  Form 
rationell  und  dass  sie  wohlfeiler  ist,  als  die  erstere.  Dies  kommt  vor  allem  daher,  dass 
die  Versicherungsanstalten  ihren  Zinsenberechnungen  ganz  allgemein  einen  geringeren 
Zinsfuss  (3'/2  oJ^r  3  Proc.)  zu  Grunde  legen,  als  die  Bodencreditinstitute  (4  Proc),  so 
dass  es  für  den  Schuldner  von  Vortheil  ist,  wenn  ein  möglichst  grosser  Theil  seiner  jähr- 
lichen Zahlungen  an  die  Hypothekenanstalt  zur  Abtragung  der  Schuld  erfolgt,  ein  mög- 
lichst kleiner  Theil  als  Prämie  zur  Bildung  von  Prämienreserven  dient.  Bei  der  Com- 
bination  eines  Amortisationsdarlehens  mit  der  Versicherung  des  jeweiligen  Capitalsrestes, 
ist  die  Prämie  in  der  Regel  um  mehr  als  die  Amortisationsquote  niedriger,  als  die 
Prämie  für  eine  einfache  Lebensversicherung  auf  das  ursprüngliche  Capital.  Durch  Eingehen 
einer  solchen  Versicherung  ist  naturgemäss  die  absolute  Höhe  der  vom  Schuldner 
jährlich  zu  leistenden  Zahlungen  grösser,  als  bei  einfacher  Amortisation;  aber  es  mindert 
sich  die  Dauer  dieser  Zahlungspflicht,  die  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Jahren,  spätestens  aber  beim  Tode  des  Schuldners  erlischt. 

Der  Verfasser  rechnet  eine  Reihe  von  Tarifen  für  diese  Hypothekentilgungs-Ver- 
sicherung  aus,  u.  zw.  auf  Grundlage  eines  Satzes  von  3*/2  Proc.  für  die  Anlage  der 
Prämienreserve  und  eines  Zuschlages  von  10  Proc.  der  Nettoprämien  und  von  2  Proniill  des 
Versicherungscapitales.  Nehmen  wir  von  all  den  ausgerechneten  Combinationen  diejenige 
mit  der  niedrigsten  Versicherungsprämie:  Alter  20  Jahre,  Hypothekenzins  3^/^  Proc, 
Aroortisationsquote  1  Proc.  Die  Tilgung  des  Capitales  durch  Amortisation  Avürde  bei 
dekursiver  Verzinsung  in  4270  Jahren,  bei  anticipativer  in  etwa  45  Jahren  erfolgen. 
Schliesst  der  Schuldner  eine  Hypothekentilgungs-Versiclierung  auf  Ableben  oder  Erleben 
mit  einer  Dauer  von  40  Jahren,  so  hat  er  dafür  eine  jährliche  Brutto-Prämie  von 
1'15  Proc.  des  Anfangscapitales  zu  zahlen.  Dafür  hat  er  aber  die  Sicherheit,  dass,  wann 
immer  er  sterben  sollte,  spätestens  aber  nach  40  Jahren  ein  Versicherungscapital  fällig 
wird  in  der  Höhe  des  jeweilig  nach  dem  Amortisationsplane  noch  nicht  getilgten 
Hypothekenrestes.  Die  Prämie  für  die  Zwanzigjährigen  steigt  bei  einer  Versicherungs- 
dauer von  30  Jahren  auf  r84,  bei  einer  solchen  von  10  Jahren  auf  3"45  Proc;  sie 
beträgt  bei  einer  Versicherungsdauer  von  40  Jahren  für  einen  Dreissigj ährigen  1'45,  für 
einen  Vierzigjährigen  2*17,  für  einen  Fünfzigjährigen  3-5  Proc.  Bei  3  proc.  Verzinsung, 
V2  proc.  Amortisation,  bei  einem  Alter  von  20  Jahren  und  bei  einer  Versicherungsdauer 
von  65  Jahren    stellt    sich    die  jährliche  Gesammtleistung  des  Schuldners   auf  4'9  Proc. 
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Diese  Sätze  würden  bei  GegenseitigkeitsgeseDschaften  infolge  der  Dividenden  wesentlich 
verringert  werden. 

Wie  bei  jeder  Versicherung  kann  für  den  Einzelnen^  je  nach  der  thatsächlichen 
Lebensdauer,  die  Versicherung  ein  pekuniärer  Vortheil  oder  auch  ein  Nachtheil  sein; 
voraussehen  lässt  sich  dies  nutürlich  nicht.  Für  die  Gesammtheit  der  Versicherten  würden 
sich  die  Eisken  ausgleichen,  so  dass,  von  den  geringfügigen  Verwaltungskosten  abgesehen, 
sämmtliche  Schuldner  nicht  mehr  zu  leisten  hätten,  als  bei  gewöhnlichen, 
unversicherten  Arno  rtisationscrediten.  Jeder  Versicherte  erkauft  sich  dabei  die 
Gewissheit,  seinen  Nachkommen  keine  Schulden  zu  hinterlassen,  mit  einer  Erhöhung 
seiner  Jahresleistungen  bei  voraussichtlicher  oder  sicherer  Verringerung  der  Zahlungsdauer. 

Die  versicherungstechnischen  Berechnungen  des  Verfassers  nachzuprüfen,  ist  der 
Referent  nicht  in  der  Lage;  insbesondere  muss  es  dahin  gestellt  bleiben,  ob  thatsächlich 
die  Schwierigkeiten  beseitigt  sind,  die  sich  zumeist  bei  derartigen  Versicherungen 
fallender  Capitalien  durch  gleichbleibende  (ausgeglicbene)  Prämien  ergeben,  und  die 
durch  die  Gefahr  des  Entstehens  „negativer  Prämienreserven"  verursacht  sind.  Sollte 
dies  der  Fall  sein,  so  glaubt  auch  der  Unterzeichnete,  dass  Hecht  das  Problem,  die 
Schuldentilgung  innerhalb  einer  Generation  zu  sichern,  technisch  gelöst  hat. 

Ueber  die  wirtschaftliche  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Einführung  der 
Hypothekentügung  auf  dem  geschilderten  Wege  ist  damit  noch  nicht  entschieden.  An 
einen  Versichernngsz wang  wagt  selbst  Hecht  kaum  zu  denken,  und  ob  sich  die  Land- 
wirte freiwillig  zu  dieser  Form  der  Zwangscassa  entschliessen  werden,  ist  doch  sehr 
fraglich.  Es  ist  gewiss  richtig,  wenn  der  Verfasser  sagt,  dass  durch  diese  Versicherung  auf 
fallende  Capitalien  „die  Leistungen  der  Landwirte  auf  ein  überraschendes  Miniraum  her- 
abgedrückt werden."  Ob  aber  die  Landwirte  auch  nur  dieses  Minimum  von  jährlich 
1  bis  3  Proc.  des  Schuldcapitals  dauernd  auf  sich  uelimen  können  und  wollen?  Es  mag 
zutreffen,  dass  auch  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  vielfach  mehr  gespart  werden  könnte; 
dennoch  unterschätzt  nach  meiner  Meinung  der  Verfasser  die  Schwierigkeiten,  die  der 
praktischen  Einführung  der  in  Eede  stehenden  Tilgungsversicherung  entgegenstehen.  Bei 
den  Grossgrundbesitzern  mag  es  relativ  leicht  sein,  Verständnis  und  Geneigtheit  dafür 
zu  erwecken,  nicht  aber  beim  Bauernstand.  Für  diesen  dürften  die  momentanen  materiellen 
Opfer,  die  das  Hypothekentilgungssjstem  verlangt,  vielfach  unerschwinglich  sein.  Ueber- 
dies  fehlen  beim  Bauernstand  grossentheils  die  psychologischen  Bedingungen  für  so 
weitblickende  ökonomische  Entschlüsse.  Hat  sich  doch  heute,  nach  so  langer  Zeit,  selbst 
das  Princip  des  Amortisationscredites  beim  Bauernstande  noch  nicht  allgemein  durchzusetzen 
verstanden!  Immerhin  kann  man  über  diesen  Punkt  verschiedener  Meinung  sein;  und 
jedenfalls  liegt  hierin  kein  principieller  Einwand  gegen  die  Vorschläge  des  Verfassers, 
sondern  es  handelt  sich  einerseits  um  eine  local  sicherlich  verschieden  zu  beantwortende 
Frage  der  pekuniären  Leistungsfähigkeit,  andererseits  um  eine  Frage  der  wirtschaltlichen 
Erziehung  und  der  Bildung  des  Bauernstandes.  Namentlich  in  der  letzteren  Beziehung 
ist  eine  bewusste  Einwirkung,  seitens  staatlicher  und  autonomer  Organe  nicht  nur 
möglich,  sondern  gar  sehr  wünschenswert.  Schiff. 

Mannheim  und  die  Entwicklung  des  sttdwestdeutschen  Getreidehandels  von 
Dr.  Walter  Borgius.  Verlag  von  J.  C.  Mohr  (Paul  Lieb  eck)  1899,  2  Bände. 

Der  erste  Band  bringt  die  Entwicklung,  der  zweite  den  gegenwärtigen  Zustand 
des  Getreidehandels  auf  einem  begrenzten  örtlichen  Gebiete  zur  Darstellung.  Hiebei 
specialisiert  der  Verfasser  seine  Aufgabe  noch  insoferne,  als  er  die  sich  darbietenden 
Erscheinungen  vorwiegend  in  ihrer  concreten  Ausgestaltung  auf  einem  durch  die  jeweiligen 
Verhältnisse  wesentlich  beeinflussten  Handelscentrum  (Mannheim)  veranschaulicht.  Durch 
diese  Methode  gewinnt  die  Darstellung  an  Plastik;  die  Fülle  der  nicht  immer  leicht  zu 
überblickenden  Phänomene  wird  durch  ihr  gleichzeitiges  Zusammentreffen  auf  einem 
bestimmten  Punkte  zu  einem  einheitlichen  Gesammtbilde  wirksam  vereinigt.  Andererseits 
ist  der  Verfasser  bestrebt,  die  Erscheinungen  nicht  bloss  an  sich,  sondern  als  Folge 
allgemeiner,  meist  ausserhalb  des  behandelten  Wirtschaftsgebietes  gelegener  Ursachen 
vorzuführen,   und  darüber  Eechenschaft  zu  geben,   ob  die  bekanntgegebenen  Thatsachen 
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bloss  locale  Bedeutung  besitzen  oder  das  Interesse  typischer  Erscheinungen  eines  unter 
gleichen  wirtschaftlichen  Einflüssen  stehenden  grösseren  Gebietscomplexes  beanspruchen 
dürfen. 

Der  Getreidehandel  hat  durch  die  kolossalen  Fortschritte  des  Güter-  und  Nachrichteu- 
verkehres,  sowie  der  Technik  überhaupt  seit  Beginn  des  zweiten  Drittels  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  eine  so  ausserordentliche  Veränderung  erlitten,  dass  die  Erscheinungen 
früherer  Wirtschaftsperioden  nur  selten  zur  Erklärung  der  heutigen  Verhältnisse  auf 
diesem  Gebiete  herangezogen  werden  können.  Darum  mögen  jene  Abschnitte  des  vorlie- 
genden Werkes,  welche  dem  Capitel  „Umgestaltung  der  verkehrstechnischen  Verhältnisse" 
(1.  Band,  S.  100)  vorangehen,  wohl  als  eine  interessante  Gegenüberstellung  zu  den 
heutigen  Verhältnissen,  nicht  aber  als  eine  Erläuterung  derselben  betrachtet  werden. 

Der  geschichtliche  Theil  beginnt  mit  den  letzten  Decennien  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts. Das  Gebiet  des  Oberrheines  in  jener  vormercantilistischen,  vom  Verfasser 
als  „agrarischen"  benannten  Periode  wird  uns  als  ein  „landwirtschaftliches  Exportgebiet" 
geschildert,  welches  den  Ueberschuss  seiner  Producte  theils  in  die  Niederlande,  theils 
in  die  Schweiz  absetzte.  Der  Localumsatz  im  Lande  selbst  bewegte  sich  damals  meist 
in  den  primitiven  Formen  der  Naturalwirtschaft,  indem  der  Bauer  seine  Fechsung  nicht 
nur  zur  Tilgung  öffentlicher  Lasten  verwendete,  sondern  damit  •  auch  sein  Gesinde, 
den  Handwerker  und  den  Viehverkäufer  bezahlte.  Müllerei  und  Bäckerei  standen  auf 
tiefer  Stufe;  sie  waren  Lohngewerbe,  deren  sich  der  Besitzer  von  Eohgetreide  bediente, 
um  dieses  erst  zu  Mehl,  dann  zu  Brot  verarbeiten  zu  lassen.  Die  damaligen  Wochen- 
märkte waren  wegen  des  schlechten  Zustandes  der  Strassen  und  der  höchst  unzuverlässigen 
Währungsverhältnisse  nur  wenigen  grosaen  Bauern  und  Grundbesitzern  zugänglich.  Den 
Vertrieb  des  Getreides  ins  Ausland  vermittelten  gewerbsmässige  Fruchtmakler,  welche 
den  Bauer  beim  Abhandeln  seiner  Producte  durch  mancherlei,  zum  Theile  höchst  unsaubere 
Praktiken  verkürzten.  Der  Bauernstand  lag  darnieder,  und  manche  wirtschaftspolitische 
Maassnahmen  der  öffentlichen  Gewalt  („Marktrecht"  und  „Sperren")  trugen  das  ihrige  zur 
Verschlechterung  der  ohnehin  precären  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  bei. 

Die  zweite  bis  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  reichende  „Periode  des  mercan- 
tilistisch-stadtwirtschaftlichen  Regimes"  weist  unter  vielen  charakteristischen  Zügen  auch 
die  zielbewusste  Förderung  der  Städte  durch  das  Territorialfürstenthum  auf,  dessen 
bürgerliche  Classenpolitik  auf  die  rechtliche  Monopolisierung  von  Handel  und  Gewerbe 
für  die  Städte  bedacht  war.  Die  Wirtschaftspolitik  dieser  Epoche,  —  in  welcher  auch 
Mannheim  zu  blühen  beginnt,  —  gelangte  besonders  prägnant  auf  dem  Gebiete  des 
Getreidehandels  zum  Ausdrucke.  Um  eine  dauernde  und  regelmässige  Versorgung  der 
Städte  mit  Brotfrüchten  zu  sichern,  wurde  —  freilich  nicht  auf  einmal,  vielmehr  schritt- 
weise und  unter  heftigem  Widerstände  der  bäuerlichen  Opposition  —  der  gesammte  Handel 
mit  Getreide  in  die  Städte  verwiesen,  jeglicher  Verkauf  von  Cerealien  auf  dem  flachen 
Lande  stricte  untersagt  und  der  landwirtschaftliche  Producent  gezwungen,  seine  Boden- 
erzeugnitise  auf  den  städtischen  Fruchtmarkt  zu  bringen,  woselbst  der  gesammte  Umsatz 
sich  in  streng  geregelten  Formen,  nach  Vorschriften,  welche  alles  bis  ins  minutiöseste 
Detail  festsetzten,  abspielte.  (Reglementierung  des  Getreidehandels.)  Diese  Fruchtmärkte 
zeitigten  schon  Institutionen,  die  auch  dem  heutigen  Getreidehandel  eigenthümlich  sind, 
nämlich  regelmässige  Preisnotierungen,  Courszettel  und  Lagerhausanstalten. 

Weitreichend  aber  waren  die  Wirkungen  dieses  ganzen  Wirtschaftssystems  auf  die 
Gestaltung  der  ökonomischen  Verhältnisse  überhaupt.  Sie  zeigten  sich  in  einer  Hebung 
des  gesammten  wirtschaftlichen  Niveaus  des  Landes,  insbesondere  im  Zunehmen  von 
Wohlstand  und  Bevölkerungszahl  in  den  Fruchtmarktorten,  zu  welchen  auch  Mannheim 
mit  seinem  1789  erlassenen  P'ruchtmarktpatent  gehörte;  Müllerei  und  Bäckerei  concen- 
trierten  sich  allmählich  in  die  Städte  und  wurden  aus  kleinen  Lohngewerben  allmählich 
capitalistische  Unternehmungen,  welche  auf  Vorrath  zu  producieren  begannen.  Die 
Nothwendigkeit,  das  Getreide  zum  Fruchtmarkte  zu  schaiFen,  führte  zum  Ausbau  grosser 
binnenländischer  Verkehrsstrassen,  und  schliesslich  hatte  der  Marktzwang  eine  Verschiebung 
in  den  Anbauverhältnissen  zur  Folge,  indem  kleine  und  mittlere  Bauernwirtschaften,  für 
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welche  sich  der  Verkauf  des  Getreides  auf  dem  Fruchtmarkte  wegen  der  damit  verbundenen 
Transportspesen  und  sonstigen  Kosten  nicht  lohnte,  zum  Anbaue  der  vom  Marktzwange 
freien  Handelsgewächse  (Tabak,  Krapp  und  Raps)  übergiengen. 

Die  neue  Epoche,  welche  mit  der  französischen  Eevolution  auch  in  der  Wirtschafts- 
politik anbrach,  beseitigte  die  Fesseln,  mit  denen  das  mercantilistische  Sjstem  den 
Getreidehandel  in  künstliche  Formen  gebannt  hatte.  Speciell  in  Baden  schafften  Verord- 
nungen vom  Jahre  1799  und  1807  jegliches  Verbot,  mit  Getreide  ausserhalb  des  Frucht- 
marktes Verkehr  zu  treiben,  ab  und  gaben  den  Getreidehandel  für  das  ganze  Land  frei. 
Die  Wirtschaftspolitik  dieser  „physiokratisch-territorialstaatlichen"  Periode  wendete  sich 
neuen  Aufgaben  zu,  Mass-,  Münz-  und  Gerichtswesen  wurden  reformiert;  die  Zollgesetz- 
gebung beseitigte  die  zahlreichen  Binnen-  und  Zwischenzölle  und  fand  ihren  Abschluss 
in  der  Gründung  des  deutschen  Zollvereines,  dem  1835  auch  Baden  beitrat;  die  grossen 
Wasserstrassen  wurden  von  den  verkehrshindernden  Stapelrechten,  Umschlagspri^ilegien 
und  Stromgebüren  befreit,  die  bevorrechteten  Schiffergilden  aufgelöst  und  die  auf  dem 
alten  Zunftwesen  beruhenden  Rangschiffahrten  abgeschafft.  Die  Folge  dieser  Maassnahmen, 
welche  durch  die  gleichzeitigen  ungeahnten  Fortschritte  der  Transportmittel  (Dampf- 
schiffe, Eisenbahnen)  verstärkt  wurden,  war  ein  kolossales  Anschwellen  des  Verkehres  und 
eine  gänzliche  Aenderung  des  Gesammtbildes  der  Volkswirtschaft.  In  dieser  Zeit  begann 
auch  die  Productenbilanz  des  oberrheinischen  Wirtschaftsgebietes  sich  wesentlich  zu  ändern 
Aus  einem  Getreideexportlande  wurde  es  allmählich  zu  einem  Getreide  importierenden 
Gebiete,  Innerhalb  desselben  etablierte  sich  ein  gewerbsmässiger  Zwischenhandel,  welcher 
das  Getreide  theils  in  der  Provinz  aufkaufte,  theils  aus  dem  Auslande  durch  Vermittlung 
Hollands  bezog  und  den  Consumenten,  —  als  welche  sich  nunmehr  die  grossen  Mühlen 
und  Brauereien  präsentieren,  —  zuführte.  Aus  den  früher  erwähnten  Fruchtmaklern 
wurden  Einkaufscommissionäre  der  Consumenten,  aus  diesen  wieder  Verkaufscommissionäre 
der  ausländischen  Exporteure  und  schliesslich  importierende  Eigenhändler.  Es  entwickelte 
sich  ferner  ein  reger  Transithand'el,  welcher  einen  Theil  des  importierten  Getreides  in  die 
Schweiz  und  zum  Theile  auch  nach  Frankreich  absetzte.  Zu  einem  Centrum  dieses 
intensiven  Handels  hatte  sich  Mannheim  herausgebildet,  welches  seit  dem  Beginne  der 
sechziger  Jahre  als  einer  der  ersten  westdeutschen  Getreidemärkte  zu  bezeichnen  ist.  Die 
Verhältnisse  drängten  zur  Gründung  einer  Mannheimer  Börse,  welche  am  1.  März  1863 
eröffnet  wurde.  Damit  war  „Mannheim  in  das  Getriebe  des  modernen  Getreidehandels 
eingeflochten"  und  beginnt  seine  noch  heute  bestehende  Function  „als  Knotenpunkt  des 
Getreideweltmarktes"  auszuüben.  Soweit  der  historische  Theil, 

Der  zweite  Band  bespricht  zunächst  die  technischen  Voraussetzungen  und  Behelfe 
des  modernen  Getreidegrosshandels,  hiebei,  wie  in  den  folgenden  Abschnitten,  stets  auf 
die  concreten  Verhältnisse  Mannheims  Bezug  nehmend. 

Insbesondere  werden  die  Hafen-  und  Wasseranlagen  und  die  Organisation  des 
Lagerhauswesens  eingehend  besprochen.  Unter  dem  Gesichtspunkte  einer  technischen 
Voraussetzung  des  modernen  Getreidegrosshandels  wird  auch  der  Typenhandel  und  in 
Kürze  auch  das  Getreidetermingeschäft  erörtert. 

In  den  weiteren  Abschnitten  gibt  der  Verfasser  ein  anschauliches  Bild  der 
commerziellen  Abwicklung  des  heutigen  Mannheimer  Getreidehandels.  Zunächst  werden 
die  Verhältnisse  des  Einkaufes  (Importes),  und  zwar  die  Kategorien  der  sich  damit 
befassenden  Firmen,  die  usuellen  Formen  des  Contractsabschlusses,  die  wirtschaftlichen 
und  juristischen  Verhältnisse  des  Transportes  und  der  Lagerung  der  Ware  dargestellt, 
hierauf  in  analoger  Weise  die  einzelnen  Phasen  des  Absatzes  der  Ware  erörtert. 

Der  letzte  Theil  des  Werkes  ist  einer  schwieligen  und  vielumstrittenen  Materie, 
nämlich  den  deutschen  Zollverhältnissen  und  ihrer  Wirkung  auf  den  Getreidehandel, 
gewidmet.  Bekanntlich  sind  im  Deutschen  Reiche,  insoweit  die  Getreideproduction  in 
Frage  kommt,  zwei  Wirtschaftsgebiete  mit  widerstreitenden  Interessen,  der  exportie- 
rende Norden  und  der  importbedürftige  Süden,  zu  einem  einheitlichen  Zollgebiete  vereinigt. 
Auf  diese  besonderen  Verhältnisse  nahm  die  seit  1879  inaugurierte  SchutzzoUgesetz- 
gebuiig    keine    gebürende    Rücksicht    und    erzeugte    daher    mancherlei     wirtschaftliche 
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Nachtheile.  Infolge  der  durch  die  Getreidezölle  herbeigeführten  künstlichen  Erhöhung 
der  Getreidepreise  suchte  nämlich  das  norddeutsche  Getreide,  welches  bis  dahin  mit 
russischem  Getreide  vermengt  (veredelt)  ins  Ausland  abgeflossen  war,  die  süddeutschen 
Gebiete  auf,  drückte  dort  auf  die  Preise  und  schädigte  den  im  Laufe  der  Zeiten  ent- 
standenen und  in  bestimmten  Formen  entwickelten  Importhandel.  Diesen  üebelständen 
wurde  durch  eine  legislative  Maassnahme  von  bedeutender  Tragweite,  nämlich  durch  die 
sogenannte  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide  abgeholfen.  Danach  wird 
dem  Exporteur  eines  mindestens  500  Kilogramm  betragenden  Getreidequantums  das  Eecht 
eingeräumt,  ein  dem  exportierten  gleichkommendes  Quantum  derselben  Getreide- 
gattung zollfrei  einzuführen.  Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  erhält  der  Exporteiir  einen 
Einfuhrscheia,  welcher  durch  Indossament  frei  übertragbar  ist  und  innerhalb  einer  gewissen 
Frist  seit  der  Ausstellung  des  Scheines  dem  jeweiligen  Inhaber  die  Befugnis  zur  zoll- 
freien Einfuhr  des  betreffenden  Getreidequantums  gewährt. 

Diese  Massregel  in  Verbindung  mit  der  gleichzeitigen  Aufhebung  der  Staffeltarife 
veranlasste  den  norddeutschen  Getreidehandel,  die  üeberschüsse  seines  Productiousgebietes 
wieder  zu  exportieren,  da  er  es  in  der  Hand  hatte,  sich  die  Vortheile  des  Schutzzolles  statt 
durch  Verkauf  des  Getreides  im  Inlande  durch  Veräusserung  der  Importscheine  an  das 
importbedürftige  Süddeutschland  nutzbar  zu  machen.  Ob,  wie  der  Verfasser  behauptet, 
die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  für  Getreide  auch  auf  die  Absatzverhältnisse 
der  norddeutschen  Grossmühlen  einen  Einfluss  ausgeübt  habe,  indem  dieselben  ihre  Fabri- 
kate nicht  mehr  im  selben  Maasse  wie  vorher  in  die  süddeutschen  Gegenden  sendeten, 
sondern  einen  namhaften  Theil  im  Auslande  placierten,  mag  dahin  gestellt  bleiben. 
Wenigstens  findet  diese  Behauptung  in  dem  vom  Verfasser  zur  Erhärtung  derselben 
vorgelegten  statistischen  Material  (Seite  106)  ihre  Bestätigung  nicht.  Jedenfalls  hat  der 
Verfasser  auch  diese  ziemlich  complicierten  Verhältnisse  mit  anerkennenswerter  Gründ- 
lichkeit erörtert,  wie  denn  überhaupt  das  vorliegende,  von  Sachkenntnis  und  ausser- 
ordentlichem Pleisse  zeugende,  mit  interessantem  Quellen-  und  Acteumaterial  reich  ausge- 
stattete Werk  nicht  bloss  das  Interesse  des  Nationalökonomen  überhaupt,  sondern  auch 
des  Fachmannes  auf  dem  engeren  Gebiete  des  Getreidehandels  in  hohem  Maasse  bean- 
spruchen darf.  Dr.  Otto  Neu  mann. 

Die  Lage  der  Deutschen  Mühleiiindustrie  unter  dem  £iiiflusse  der  Handels- 
politik 1879—1897  von  Ludwig  Holländer.  Stuttgart  1898.  (29.  Stück  der 
„Münchener  volkswirtschaftlichen  Studien",  herausgegeben  von  Lujo  Brentano  und 
Walter  Lotz.) 

Unter  den  wirtschaftspolitischen  Factoren,  welche  auf  die  Lage  der  Mühlenindustrie 
einen  bestimmenden  Einfluss  ausüben,  spielen  die  Zollschutzgesetzgebung  für  Getreide 
und  Mühlenlabrikate,  sowie  die  Tarifverhältnisse  eine  wichtige  Eolle.  Wie  bei  allen  Pro- 
ductionsgewerben,  so  hängt  nämlich  auch  bei  der  Mühlenindustrie  der  ökonomische  Erfolg 
zunächst  von  der  möglichst  billigen  Beschaffung  des  Piohproductes  —  in  diesem  Falle 
des  Getreides  —  ab.  Der  Preis  des  letzteren  wird  aber  wieder  von  den  bestehenden 
Getreidezöllen  direct  und  wesentlich  beeinflusst.  Allerdings  vermag  die  Mühlenindustrie 
ungeachtet  hoher  Getreideimportzölle  bei  vorausgesetzter  Stabilität  derselben  ihre 
Producte  im  I  n  1  an  d  e  mit  Gewinn  anzusetzen,  da  der  auf  dem  Fabrikate  haftende 
Importzoll  des  Eohproductes  auf  den  Consumenten  abwälzbar  ist.  Dies  setzt  aber  weiters 
voraus,  dass  auch  das  Fabrikat  selbst  gegenüber  der  ausländischen  Concurrenz  durch 
entsprechende  Einfuhrzölle  geschützt  ist.  „Die  Annahme  eines  richtigen  Vei'hältnisses 
zwischen  Mehl-  und  Getreidezoll  bedingt  die  Absatzfähigkeit  der  Mühlenproducte  im 
Inlande".  Hingegen  können  inländische  Getreideschutzzölle  die  Absatzfähigkeit  der 
Mühlenproducte  im  Auslande  gänzlich  in  Frage  stellen,  wofern  nicht  durch  Zoll- 
restitutionen für  die  Concurrenzfähigkeit  der  inländischen  mit  der  ausländischen  Mühlen- 
industrie entsprechend  Vorsorge  getroffen  wird. 

Aber  auch  die  Eisenbahntarife  sind  mitbestimmend  für  die  Höhe  der  Gestehungs- 
kosten des  Eohproductes,  zudem  auch  maassgebend  für  die  Höhe  der  Eealisierungsspesen 
beim  Absätze  des    Fabrikates   ausserhalb    des  Erzeugungsortes;  auch  sie   sind  daher  für 


Literaturbericht.  327 

die  Lage  der  Mühlenindustrie  von  grosser  Wichtigkeit.  Und  ebenso  wie  die  Frage  der 
richtigen  Relation  zwischen  Getreide-  und  Mehlzöllen  vitale  Interessen  der  Mühlen- 
industrie berührt,  so  existiert  auch  auf  dem  Gebiete  der  Tarife  das  analoge,  allerdings 
nicht  gelöste  Problem  der  gleichen  oder  diiferenzierenden  Tarifierung  von  Getreide  und 
MehL  Da  nämlich  Mehl  specifisch  bedeutend  wertvoller  als  Getreide  ist,  so  leuchtet  es 
ein,  dass  bei  gleicher  Tarifierung,  d.  h.  bei  gleichem  Frachtsatze  für  dasselbe  Gewichts- 
quantum von  Mehl  und  Getreide  ausserhalb  eines  Getreideproductionsgebietes  liegende 
Mühlen  unter  der  Concurrenz  der  im  Getreideproductionsgebiete  gelegenen  schwer  zu 
leiden  haben.  Denn  da  die  ersteren  auf  den  Bezug  des  Eohgetreides  aus  dem 
Productionsgebiete  angewiesen  sind,  so  ist  ihr  Fabrikat  mit  einem  verhältnismässig  viel 
höheren  Frachtsatze  belastet,  als  jenes  der  im  Productionsgebiete  gelegenen  Mühlen, 
welche,  an  Ort  und  Stelle  mit  Rohmaterial  versehen,  das  fertige  Product  in  Versandt 
bringen  und  mit  demselben  die  Standorte  der  auf  den  Getreidebezug  angewiesenen  Mühlen 
und  deren  Umgebung  aufsuchen  können.  Die  Forderung  nach  einem  höheren  Tarife  für 
Mehl  taucht  daher  in  allen  Ländern,  in  welchen  sich  Mühlen  innerhalb  und  ausserhalb 
von  Getreideproductionsgebieten  befinden  auf,  und  wurde  ebensowohl  in  unserer  Monarchie 
als  in  Deutschland  erhoben. 

Die  bisher  angeführten  Fragen  gehören  zu  den  Avichtigsten,  mit  denen  sich  der 
Verfasser  im  Rahmen  der  von  ihm  gezogenen  Grenzen  (Deutsche  Mühlenindustrie  von 
1879  bis  1897)  zu  beschäftigen  hatte;  er  zieht  jedoch  noch  andere,  gleichfalls  belang- 
reiche Probleme  in  den  Bereich  seiner  Betrachtung,  wie  z.  B.  die  Aufhebung  des  Iden- 
titätsnachweises für  Getreide,  die  Staffeltarife,  die  Bedeutung  der  Wasserstrassen  für  die 
Mühlenindustrie  u.  s.  w.  Auch  erörtert  der  Verfasser,  und  zwar  im  ersten  Abschnitte 
des  Werkes  die  Technik  der  Müllerei,  indem  er  sich  über  die  Arten  der  in  Verwendung 
stehenden  Motoren,  den  Mahlprocess,  die  verschiedenen  Formen  des  Mahlverfahrens  (Flach- 
müllerei, Halbhoch-  und  Hochmüllerei),  sowie  deren  wirtschaftliche  AuAvendbarkeit  in 
ziemlich  eingehender,  wenngleich  für  den  Laien  nicht  immer  verständlicher  Weise  ver- 
breitet. Den  Mittelpunkt  der  Arbeit  bildet  eine  geschichtliche  Darstellung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  Deutschen  Mühlenindustrie  in  den  Jahren  1879  bis  1897,  woran 
sich  als  abschliessendes  Capitel  eine  statistische  Skizze  anreiht,  in  welcher  die  hervor- 
hebenswerten  Daten  über  das  Deutsche  Mühlengewerbe  auf  Grund  der  berufsstatistischen 
Aufnahmen  der  Jahre  1875,  1882  und  1895  bekanntgegeben  und  kritisch  erörtert  werden. 
Die  vorliegende  Schrift  ist  als  anregend  und  verdienstlich  zu  bezeichnen^  wenngleich 
die  leichte  Behandlung  des  Stoffes  stellenweise  ein  tieferes  Plingehen  auf  die  in  Er- 
örterung gezogenen  Fragen  vermissen  lässt. 

Das  Mtthleng^ewerbe  im  rechtrheiiiisclien  Baiern  von  Robert  Kustermann, 
Doctor  der  Staatswissenschaft,  Stuttgart  1899.  (30.  Stück  der  „Münchener  volkswirtschafl- 
lichen  Studien"  herausgegeben  von    Lujo  Brentano    und   Walter  Lotz.) 

In  seinem  Vorwort  bezeichnet  der  Verfasser  es  als  Hauptzweck  dieser  Studie,  „im 
Anschluss  an  die  (vorbesprochene)  Arbeit  des  Herrn  Dr.  Holländer  über  die  Lage  der 
Deutschen  Mühlenindustrie  den  Zustand  der  Müllerei  speciell  in  Baiern  zu  beleuchten."  Dieser 
Aufgabe  ist  die  iu  Besprechung  stehende  Schrift  vollkommen  gerecht  geworden,  indem  sie  ein 
anschauliches  Bild  der  bairischen  Mühlenindustrie  auf  dem  rechtsseitigen  Rheinufer  entrollt 
und  die  die  Schicksale  dieser  Industrie  beeinflussenden  Verhältnisse  deutlich  hervorhebt. 
Nach  einer  kurzen  historischen  Skizze  theilt  der  Verfasser  im  ersten  Abschnitte  des 
Büchleins  die  wichtigsten  statistischen  Daten  über  den  derzeitigen  Stand  der  bairischen 
Müllerei  mit  und  gelangt  auf  Grund  derselben  zum  Ergebnisse,  „dass  es  sich  im  bairischen 
Mühlengewerbe  zum  überwiegenden  Theile  um  kleine  und  kleinste  Betriebe  handelt." 
„Ein  ganz  grosser  Mühlenbetrieb  findet  sich  im  rechtsrheinischen  Baiern  überhaupt  nicht," 
Aus  den  Darlegungen  des  zweiten  Abschnittes  („Die  Lebensfragen  der  Deutschen  Müllerei"), 
welche  sich  mit  der  Zollpolitik  und  der  Transportkostenfrage  beschäftigen,  geht  hervor, 
dass  sich  die  bairische  Mühlenindustrie  in  einem  schweren  Existenzkampfe  mit  den 
Mühlenbetrieben  Norddeutschlands,  des  Rheines  (Mannheim,  Ludwigshafen)  und  der 
Donauländer  befindet.  Eine  der  interessantesten  Etappen  dieses  Kampfes  bildet  die  vor- 


328  Literatuibericht. 

übergehende  Einführung  der  (seit  1894  aufgehobenen)  Staffeltarife,  denen  eine  längere 
Betrachtung  gewidmet  ist.  —  Sehr  interessant  ist  das  letzte  Capitel  über  die  Geschäfts- 
gebarang  der  bairischen  Mühlenbetriebe.  Es  legt  die  zahlreichen  Misstände  dar,  welche 
der  Geschäftsthätigkeit  des  bairischen  Mühlengewerbes  anhaften  und  die  Concurrenz- 
fähigkeit  desselben  gegenüber  den  Grossbetrieben  ausserbairischer  Gebiete  beeinträchtigen. 
Die  erforderliche  Remedur  hat  nach  Anschauung  des  Verfassers  in  der  allmählichen  Heran- 
bildung des  bairischen  Mühlengewerbes  zur  Grossindustrie  zu  bestehen,  da  nur  „grössere, 
technisch  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehende,  kaufmännisch  rationell  geleitete  Betriebe"  der 
„durch  natürliche  Bedingungen  stark  begünstigten  Concurrenz  Nord-  und  Westdeutsch- 
lands gewachsen  sein  können".  Dr.  Otto  Neumann. 

W.  Kulcniaim:  Die  Gewerkschaftsbewegung,  Darstellung  der  gewerk- 
schaftlichen Organisation  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  aller  Länder, 
Jena,  G.  Fischer  1900,  730  S.,  Preis  10  M. 

Der  Verfasser  hat  die  ungeheuere  Bedeutung  der  Gewerkschaftsbewegung  erkannt 
und  widmet  ihr  daher  eine  zusammenhängende  Darstellung  ohne  Beschränkung  auf 
einzelne  Länder  und  einzelne  ihrer  Formen.  Bei  seiner  Arbeit  konnte  er  nur  zum  Theile 
aus  vorhandenen  Werken  schöpfen  und  sich  an  diese  anlehnen;  für  die  Mehrzahl  der 
Länder  war  er  darauf  angewiesen,  entweder  über  alle  oder  doch  über  einzelne  Formen 
das  gesammte  Materiale  erst  zu  sammeln.  Sogar  für  Deutschland  fand  er  Organisationen, 
die  noch  nicht  bearbeitet  waren,  so  z.  B.  die  rasch  aufblühenden  christlichen  Gewerk- 
vereine und  andere  Verbindungen,  in  denen  zwar  der  gewerkschaftliche  Charakter 
nicht  vollständig  ausgebildet,  wohl  aber  embryonal  vorhanden  ist.  Vor  allem  aber  fehlte 
über  die  internationale  Organisation  der  Gewerkschaftsbewegung  jede  Vorarbeit;  nur  mit 
grosser  Mühe  ist  es  Kulemann  gelungen,  internationale  Bezieiiungen  in  den  einzelnen 
Industriezweigen  nachzuweisen,  in  denen  die  internationale  Organisation  allmählich  sich 
vorbereitet.  Da  der  Verfasser  mit  seinem  Buche  beweisen  wollte,  „dass  der  einzige  Weg, 
um  zu  einer  durchgreifenden  und  dauernden  Gesundung  unserer  wirtschaftlichen  und 
socialen  V^erhältnisse  zu  gelangen,  in  der  Organisation  der  Arbeit,  d.  h.  der  beiden  an 
ihr  betheiligten  Factoren,  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer,  zu  sehen  sei,"  musste  er 
auch  die  Unternehmerverbände,  wenn  auch  nicht  so  ausführlich  behandeln,  letztere  nur 
insoweit,  als  sie  sich  auf  die  Production  beziehen,  und  insoweit  sie  infolge  dessen  für 
die  Arbeiter  als  solche  von  Bedeutung  sind;  aber  gerade  diese,  und  zwar  „die  Kampf- 
organisationen der  Unternehmer  gegenüber  den  Arbeitern"  waren  bisher  literarisch  noch 
gar  nicht  erforscht;  sie  haben  auch  im  vorliegenden  Werke  keine  erschöpfende  Darstellung 
finden  können,  weil  das  zugängliche  Materiale  sich  als  lückenhaft  erwies. 

Ein  dritter  Theil  des  Werkes  befasst  sich  mit  der  gemeinsamen  Organisation  von 
Arbeitern  und  Unternehmern. 

Die  principielle  Seite  der  Organisationen,  ihre  wirtschaftliche  und  sociale  Bedeutung 
will  der  Verfasser  in  einem  späteren  Werke,  auf  das  man  gespannt  sein  darf,  untersuchen; 
im  vorliegenden  Bande  sollte  im  wesentlichen  eine  kritische  Darstellung  der  vorliegenden 
Thatsachen  geboten  werden. 

Der  in  den  obigen  Zeilen  dargelegte  Zweck  und  Plan  des  Werkes  ist  in  demselben 
getreulich  und  mit  erstaunlicher  Vollständigkeit  durchgeführt  worden.  In  dem  ersten 
Theile:  „Arbeiterverbände"  behandelt  der  Verfasser  zunächst  die  nationalen  Vereinigungen 
nach  Staaten,  dann  die  internationalen  Beziehungen;  in  Betreff  der  nationalen  Ver- 
einigungen stellt  er  für  Deutschland  speciell  dar:  1.  Die  Hirsch-Duncker'schen  Gewerk- 
vereine, 2.  die  socialistischen  Gewerkschaften,  3.  den  deutschen  Buchdruckerverband, 
4.  die  Organisationen  der  Bergarbeiter,  5.  jene  der  Postbeamten,  6.  die  der  Eisenbahn- 
bediensteten, 7.  die  deutschen  Privatbeamten  vereine,  8.  den  deutschen  Werkmeister- 
verband, 9.  die  kaufmännischen  Vereinigungen,  10.  die  confessionellen  Arbeitervereine 
Auf  den  Abschnitt  über  die  internationalen  Beziehungen  sei  besonders  verwiesen,  da  er 
deren  Bedeutung  in  das  richtige  Licht  stellt  und  gewisse  stehende  Phrasen  der  Unter- 
nehmer auch  gegenüber  bescheidenen   Forderungen    der   Arbeiterschaft    auf  ihre  wahre 
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Berechtigung  zurückführt.  Höchst  lehrreich  und  übersichtlich  ist  die  kurze  Besprechung 
der  allgemeinen  Arbeitercongresse  (S.  416 — 439);  leider  kann  hier  nicht  weiter  darauf 
eingegangen  werden;  es  sei  nur  bemerkt,  dass  der  Verfasser  in  diesen  Ansätzen  zu  einer 
internationalen  Organisation  zwar  einen  wesentlichen  Fortschritt  erkennt,  er  aber  doch 
ihre  Ergebnisse  für  vorerst  ziemlich  wenig  erheblich  erklärt;  die  Hauptschuld  an  dieser 
geringen  Fruchtbarkeit  schreibt  er  der  stets  festgehaltenen  „Verknüpfung  der  gewerk- 
schaftlichen mit  der  politischen  Bewegung"  zu.  —  Die  nationalen  Arbeiterverbände 
Oesterreichs  schildert  Kulemann  auf  den  S.  85 — 108;  die  Verschiedenheit  in  der  Lebens- 
haltung der  einzelnen  Nationalitäten,  die  grosse  Zahl  der  in  Oesterreich  gebrauchten 
Sprachen  und  „die  noch  verhältnismässig  niedrige  Stufe  der  industriellen  Entwicklung" 
des  Staates  bedeuten  wichtige  Erschwerungen  für  ein  Aufblühen  der  Gewerkschaften;  in 
der  gesetzlichen  Zwangsorganisation  der  Handwerker  liegt  dagegen  ein  günstiges  und 
förderndes  Moment;  ob  bei  dieser  Annahme  des  Verfassers  die  Bedeutung  der  gewerb- 
lichen Zwangsgenossenschaften  in  ihrer  heutigen,  mangelhaften,  ja  verfehlten  und  ein- 
seitigen Organisation  nicht  doch  etwas  überschätzt  wird,  möchte  ich  dahingestellt  sein 
lassen;  es  mag  ja  sein,  dass  sie  zu  Zwecken  der  Propaganda  vorzüglich  dienen  (s.  auch 
S.  693  und  694).  Auch  hier  können  wir  auf  Einzelheiten  nicht  eingehen  und  müssen  uns 
darauf  beschränken,  auf,  die  gebotenen,  statistischen  Daten  noch  besonders  aufmerksam 
zu  machen. 

Der  zweite  Theil:  „Arbeitgeberverbände"  behandelt  insbesondere  Deutschland  (auf 
circa  80  S.),  dann  Oesterreich,  England  und  Frankreich;  die  übrigen  Staaten  haben 
wenige  Untersuchungsobjecte  zu  bieten  vermocht;  Belgien,  Dänemark,  Eussland  und 
Japan  sind  übrigens  erwähnt.  Was  speciell  Oesterreich  angeht,  so  ist  das  Materiale  vor- 
wiegend von  den  Herrn  Eaunig  und  Dr.  Grunzel  beigestellt  worden  und  hat  vor 
allem  das  Schriftchen  Eaunigs:  „Die  Organisation  der  Industrie  in  Oesterreich"  das 
Wertvollste  geboten.  Für  Deutschland  sind  zunächst  die  allgemeinen  Schutzverbände  der 
Unternehmer,  die  wohl  durchaus  ein  nur  locales  Thätigkeitsfeld  haben  dürften,  besprochen ; 
besonders  sei  übrigens  auf  die  Strikeversicherungsgesellschaft  „Industria"  verwiesen,  die 
für  ganz  Deutschland  bestimmt  war,  aber  schon  am  7.  Juli  1898,  wohl  weil  sie  vielen 
Unternehmern  zu  arbeiterfreundlich  schien,  aufgelöst  worden  ist.  —  An  Vereinigungen 
einzelner  Berufszweige  weiss  uns  Kulemann  eine  Fülle  vorzuführen,  wobei  er  Bergbau, 
Metallindustrie,  Brauerei,  Textil-,  Tabakindustrie,  Baugewerke,  Hutfabrication,  Tapeten- 
fabrication,  Handwerk  und  Landwirtschaft  unterscheidet;  in  einem  Schlusscapitel  bespricht 
er  ausführlich  den  deutschen  Buchdruckerverein. 

Der  dritte  Theil:  „Gemeinsame  Organisationen"  unterscheidet  freiwillige  und 
gesetzliche;  die  letzteren  hängen  entweder  mit  der  Arbeiterversicherung  zusammen  oder 
sie  beruhen  auf  der  Gewerbeordnung;  beide  Formen  sind  besonders  in  Deutschland  und 
Oesterreich  entwickelt.  In  Bezug  auf  die  österreichischen  Verhältnisse  wird  besonders  die 
Bedeutung  der  Gehilfenversammlung  hervorgehoben;  auch  auf  die  einschlägigen  Gesetz- 
entwürfe, die  im  österreichischen  Parlamente  noch  immer  keine  Erledigung  gefunden 
haben,  geht  der  Verfasser  mit  freundlichen  Worten  ein.  Durch  eine  Keihe  von  Nach- 
trägen sucht  Kulemann,  seine  Darstellung,  soweit  irgend  möglich,  auf  den  neuesten 
Stand  zu  bringen. 

Sehr  dankeswert  ist  das  eingehende  Sachregister. 

Am  Schlüsse  unserer  vorliegenden  Anzeige  sei  es  gestattet,  zu  bemerken,  dass 
das  Werk  sich  durchaus  einer  grossen  Objectivität  befleissigt,  dass  die  darin  geübte 
Kritik  nirgends  mehr  hervortritt,  als  unumgänglich  nothwendig  ist,  und  dass  die  Dar- 
stellungsweise stets  durchaus  klar  und  prägnant  bleibt.  Es  dürfte  vollauf  berechtigt 
sein,  in  Kulemanns  Werk  eine  wirkliche  Bereicherung  der  deutschen  Literatur  zu 
erkennen,  mit  der  einem  thatsäclilichen  Bedürfnisse  entsprochen  wird.  Wir  sehen  mit 
grossem  Interesse  dem  Erscheinen  des  zweiten  Bandes  entgegen.  Scliullern. 

Robert  Liefinann:  „Ueber  Wesen  und  Formen  des  Verlages  (der 
Hausindustrie).  Ein  Beitrag  zur  Kenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Organisations- 
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formen.  Freiburg  i.  B.  1899.  132  S.  Verlag  von  J.  C.  B.  M  o  h  r  (Paul  Sieb  eck) 
(Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  Badischen  Hochschulen,  III.  Bd.,  1.  Heft.) 

Der  Verfasser  selbst  bezeichnet  die  vorliegende  Arbeit  in  der  Vorrede  als  ein  Bruch- 
stück, dessen  Fertigstellung  durch  äussere  Momente,  insbesondere  durch  die  Rücksicht  auf  die 
Tagung  des  Vereines  für  Socialpolitik,  verhindert  worden  sei.  Man  muss  dies  umsomehr 
bedauern,  als  man  bei  dem  Scharfsinne  des  Verfassers  auch  von  den  zwei  weiteren 
geplanten  Capiteln  reichliche  Anregung  erwarten  durfte. 

Begriff'  und  Wesen  des  Verlages  (Hausindustrie)  sind  bekanntlich  ausserordentlich 
strittig,  ihre  Abgrenzung  von  verwandten  Unternehmungsformen  ist  unsicher ;  bald  wird 
dieses,  bald  jenes  Kriterium  als  entscheidend  angesehen,  vielfach  begnügt  man  sich  mit  einer 
Beschreibung  der  äusserlichen  Symptome.  Verfasser  vertritt  gegenüber  allen  bisherigen  Auf- 
fassungen eine  zum  Theil  neue.  Hienach  ist  Verlagsproduction  „diejenige  gewerbliche  Thätig- 
keit,  bei  welcher  ein  selbständiges  Wirtschaftssubject  eine  Arbeit  leistet  oder  durch  seine 
von  ihm  angestellten  unselbständigen  Arbeiter  leiten  lässt,  u.  zw.  für  einen  Besteller,  der 
das  Product  desselben  verkaufen  will",  oder  der  seinerseits  wieder  einen  Werkverdingungs- 
vertrag  mit  einem  solchen  Arbeitgeber  geschlossen  hat.  Der  Hausindustrielle  ist  hienach 
ein  selbständiger  Producent,  der  aber  nicht  das  Product,  sondern  die  Arbeit  bezahlt 
erhält;  sein  Vertrag  mit  dem  Verleger  ist  nicht  Dienstmiete  sondern  Werkverdingung. 
Irrelevant  seien  dagegen  die  Art  und  der  Umfang  der  Thätigkeit  des  Verlegers  und 
seines  Capitalsbesitzes,  irrelevant  sei  es,  ob  die  Arbeit  im  Hause  stattfinde  oder  an  einem 
dritten  Orte  oder  sogar  in  einem  gemeinsamen  Arbeitsraume.  Ist  dagegen  der  Besteller  der 
Arbeit  der  Consument,  so  liege  die  bekannte  Form  des  Lohnwerkes  vor;  die  „Selbständigkeit" 
des  Arbeiters  unterscheide  den  Verlagsproducenten  von  dem  Fabriksarbeiter;  dadurch  dass 
Gegenstand  des  Vertrages  nicht  das  Arbeits  p  r  o  d  u  c  t,  sondern  die  Arbeitsleistung 
sei,  falle  der  Verlag  nicht  unter  die  Kategorie  der  Preisgewerbe,  sondern  unter 
die  der  Lohngewerbe.  Die  Thätigkeit  des  Verlegers  brauche  keine  Production  zu 
sein;  sie  müsse  deshalb  als  eine  besondere  Art  des  Handels  —  auf  Grundlage  des  Lohn- 
sjstemes  im  Gegensatz  zum  gewöhnlichen  Handel  auf  Grundlage  des  Kaufsystemes  — 
angesehen  werden.  Andererseits  sei  für  das  Verlagsverhältnis  längere  Dauer  oder  berufs- 
mässige Ausführung  der  Arbeit  nicht  erforderlich,  sondern  es  gehöre  dahin  auch  die  bloss 
gelegentliche  ökonomische  Beziehung  zwischen  zwei  Wirtschaftssubjecteu.  Consequenter- 
weise  erblickt  Lief  mann  in  dem  Verlage  keinen  einheitlichen  Betrieb,  sondern  ein 
tauschwirtschaftliches  Verhältnis,  das  sowohl  bei  den  grossen  Lohnindustrieen  (Wäscherei, 
Färberei  u.  dgl.),  als  auch  bei  den  kleinsten  Hausindustrien  vorliege.  Erstere  sind  viel- 
mehr die  Grossbetriebe  der  Verlagsproduction,  letztere  deren  Kleinbetriebe.  Doch  könne 
die  Verlagsproduction  auch  ganz  ohne  Betrieb  oder  in  einem  fremden  Betriebe  statt- 
finden, zu  welch  letzterer  Kategorie  insbesondere  die  sogenannten  Sitzgesellen  gehören. 
Gerade  diese  bisher  wenig  beachteten  Arten  der  Verlagsproduction  untersucht  der  Verfasser 
mit  grosser  Gründlichkeit  wegen  ihrer  eigenthümlichen  Structur  und  wegen  des  all- 
mählichen Ueberganges  aus  dieser  Form  der  selbständigen  Verlagsarbeit  zur  unselbständigen 
Arbeit  und  zum  Preisgewerbe.  Die  ausserordentlich  zahlreichen  und  vielgestaltigen  Formen, 
welche  der  Verlag  in  dem  skizzierten  Sinne  anzunehmen  vermag,  gliedert  Liefmann 
folgendermaassen:  Je  nach  der  Stellung  des  Verlegers  ist  zu  unterscheiden,  ob  dieser  dem 
Producenten  den  Rohstoff  zur  Bearbeitung  übergibt  oder  ihm  den  Bezug  des  Rohstoffes 
ganz  überlässt  oder  ihn  zwingt,  den  Rohstoff  vom  Verleger  zu  kaufen;  femer  ob  der  Verleger 
dem  Verlagsarbeiter  die  Werkzeuge  stellt,  oder  ob  diese  dem  Producenten  selbst  gehören ; 
sodann,  ob  der  Verleger  selbst  produciert  oder  ob  er  nur  verlagsmässig  arbeiten  lässt, 
also  ausschliesslich  Kaufmann  ist.  Das  Verlagsverhältnis  ist  ferner  verschieden,  je  nachdem, 
ob  sich  zwischen  Verleger  und  Arbeiter  nach  Mittelspersonen,  z.  B.  Factoren,  Zwischen- 
meister, einschieben  oder  nicht.  Als  solche  „Arbeitsvermittler"  bezeichnet  der  Verfasser 
den  blossen  Boten  ohne  ökonomische  Machtbefugnis,  den  Aufseher,  der  die  Production 
überwacht,  den  Factor,  der  die  Aufträge  des  Verlegers  nach  freiem  Ermessen  unter  die 
Verlagsproducenten  vertheilt,  und  den  Zwischenverleger,  der  den  Producenten  gegenüber 
als   Verleger,    dem  wirklichen  Verleger    gegenüber    aber    als    Verlagsproducent    auftritt. 
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.Hinsichtlich  der  Verlagsproducenten  stellt  Liefmaiin  folgende  Kategorien  auf:  die 
Verlagsindustrien,  d.  h.  verlagsmässig  producierende  Grossbetriebe,  das  Verlagsliandwerk, 
d.  h.  kleingewerbliche  oder  handwerksmässige  Verlagsbetriebe,  die  betriebslose  Ver- 
lagsproduction  in  der  eigenen  Wohnung  (Typus  der  armen  Nähterin),  endlich  Verlags- 
production  in  fremden  Betrieben;  letzterenfalls  kann  die  Arbeit  stattfinden  im  Betriebe 
eines  an  der  Industrie  unbetheilten  Dritten,  im  Betriebe  eines  anderen  Verlagsproducenten, 
eines  Factors  oder  sogar  des  Verlegers  selbst. 

All  das  ist  vom  Verfasser  in  sehr  scharfsinniger  und  logischer  Weise  ausgeführt. 
Gegen  die  Möglichkeit  vieler  seiner  Begriffsbestimmungen  und  Unterscheidungen  dürfte 
man  an  sich  nicht  viel  einwenden.  Indessen  sind  dafür,  welche  Gruppe  verwandter 
Erscheinungen  unter  einen  einheitlichen  Begriff  und  Namen  zusammen gefasst  werden  sollen 
oder  —  wie  man  das  zumeist  auszudrücken  pflegt  —  welches  das  entscheidende  Kriterium 
für  einen  Begriff  ist,  nicht  irgend  welche  logische  Gründe  maassgebend,  sondern  nur  Gründe 
der  praktischen  oder  wissenschaftlichen  Fruchtbarkeit  und  Zweckmässigkeit.  Ob  eine 
Begriffsbestimmung  „richtig"  ist,  hängt  daher  nur  davon  ab,  ob  sie  sich  zur  Ableitung 
von  wissenschaftlichen  Erkenntnissen,  zur  Gruppierung  der  empirisch  gefundenen 
relevanten  Thatsachen  geeignet  erweist.  Gerade  diesen  Beweis  ist  uns  Lief  mann  hin- 
sichtlich seines  neuartigen  Verlagsbegriflfes  schuldig  geblieben,  ja,  er  hat  ihn  überhaupt 
nicht  versucht.  Es  dürfte  schwerlich  gelingen,  irgend  einen  wissenschaftlichen  Satz,  eine 
concrete  Beobachtung,  ein  Postulat  der  praktischen  Wirtschaftspolitik  zu  nennen,  das  auf 
all  die  heterogenen  von  Liefmann  unter  den  Begriff  des  Verlages  zusammengefassten 
Betriebsformen,  auf  die  „arme  Nähterin".,  auf  die  Confectionsindustrie  mit  Schwitz- 
sytern  und  die  fabriksmässigen  Färbereien,  Wäschereien  u.  dgl.  anwendbar  wäre.  Wenn 
dies  aber  zutrifft,  dann  ist  die  neue  Begriffsbestimmung,  so  sehr  sie  sich  durch  juristische 
und  logische  Schärfe  auszeichnen  mag,  wissenschaftlich  und  praktisch  bedeutungslos. 
Immerhin  ist  darüber  ein  abschliessendes  Urtheil  nicht  möglich,  solange  Liefmann  das 
leider  in  der  Feder  gebliebene  Capitel  nicht  vorlegt.  Nur  einem  Bedenken  sei  hier  Aus- 
druck gegeben.  L  i  e  f  m  a  n  n  erblickt  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen  dem  Verlags- 
verhältnisse und  der  gewöhnlichen  industriellen  Unternehmung  darin,  dass  bei  der  letzteren 
die  Producenten  (Arbeiter)  nicht  nur  ökonomisch  abhängig,  sondern  auch  „unselbständig" 
sind.  Dies  ist  sicherlich  eine  feine  Beobachtung,  ein  origineller  Gedanke.  Ob  damit  aber 
ein  hinreichend  scharfes  Kriterium  für  begriffliche  Unterscheidungen  gegeben  ist?  Es 
gibt  zahllose  1  Abstufungen  der  „Selbständigkeit",  einen  ununterbrochenen  Uebergang  von 
der  Selbständigkeit  zur  Unselbständigkeit,  und  gerade  bezüglich  der  Uebergangsformen 
muss  sich  die  Genauigkeit  der  Begriffsformulierung  erweisen. 

Ein  anderer  Vorwurf,  dein  Liefmanns  Untersuchung  ausgesetzt  ist,  geht  dahin, 
dass  sie  allzu  individualistisch  ist;  bloss  das  einzelne  wirtschaftliche  und  rechtliche 
Verhältnis  zwischen  einem  Verleger  und  einem  Verlagsproducenten  wird  ins  Auge  gefasst, 
die  Zusammenfassung  all  dieser  Einzelverhältnisse  zu  einer  einheitlichen  Productions- 
wirtschaft  durch  den  Verleger,  die  damit  gegebene  Leitung  der  Production  durch  diesen, 
kurz  die  v  o  1  k  s  wirtschaftliche  Function  des  Verlagssystemes  bleibt  dabei  fast  ganz 
unberücksichtigt.  Jedenfalls  ist  es  aber  mit  Freude  zu  begrüssen,  dass  in  der  besprochenen 
Schrift  der  Versuch  einer  theoretischen  Analyse  des  Verlagssystemes  unternommen  ist; 
wenn  auch  der  Verfasser  dabei  vielleicht  etwas  zu  sehr  juristisch  und  logisch  zu  Werke 
geht,  so  hat  er  doch  recht,  wenn  er  für  zahlreiche  descriptive  Arbeiten  auf  dem  Gebiete 
der  Hausindustrie  etwas  mehr  theoretische  Gesichtspunkte,  ein  genaueres  Eindringen  in 
das  Wesen  der  dem  Verlag  zu  Grunde  liegenden  Kechtsverhältnisse  wünscht.     Schiff. 

W.  Lotz:  Verkehrsentwickelung  in  Deutschland  1800—1900.  Sechs  volks- 
thümliche  Vorträge  über  Deutschlands  Eisenbahnen  und  Binnenwasserstrassen,  ihre  Ent- 
wickelung  und  Verwaltung,  sowie  ihre  Bedeutung  für  die  heutige  Volkswirtschaft.  Leipzig. 
B.  G.  Teubner.  1900.  („Aus  Natur  und  Geisteswelt",  15.  Bändchen.)  142  S. 

In  äusserst  anspruchsloser  und  bescheidener  —  fast  zu  bescheidener  —  Form 
bietet  hier  Lotz  einem  weiteren  Publicum  eine  äusserst  anschauliche  und  fesselnde 
Darstellung  der  Entwickelung  eines   der    wichtigsten    volkswirtschaftlichen    Factore,    der 
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mit  am  meisten  zu  der  ungeheueren  ökonomischen  Umwälzung  heigetragen  hat,  welche  das 
19.  Jahrhundert  charakterisiert.  Dass  dem  Fachmanne  damit  nichts  Neues  gegeben  wird, 
wie  der  Verfasser  eingangs  hervorhebt,  ist  sicherlich  richtig;  gewiss  ist  aber  auch,  dass 
ein  grosses  Bedürfnis  nach  derartigen  unparteiischen  und  gemeinverständlichen  Zu- 
sammenfassungen dessen  besteht,  was  als  Resultat  der  wissenschaftlichen  Forschungen 
auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie  anzusehen  ist.  Es  wäre  ausserordentlich 
wünschenswert,  wenn  das  gute  Beispiel,  das  Lotz  hier  gegeben  hat,  bald  von  berufener 
Seite  hinsichtlich    anderer  Zweige    volkswirtschaftlicher  Forschung   nachgeahmt   würde. 

H.  Jastrow:  Das  Recht  der  Frau  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch. 
Dargestellt  für  Frauen.  Berlin.  1897.  Otto  Liebmann.  213  S. 

Das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  die  rechtliche  Stellung  der  Mädchen 
und  Frauen  in  Deutschland  ausserordentlich  verbessert;  auf  dem  Gebiete  des  Civilrechtes 
sind  hiermit  die  Frauen  den  Männern  fast  in  jeder  Beziehung  gleichgestellt.  Dennoch 
hat  das  neue  Gesetzbuch  bei  den  Führerinnen  der  deutschen  Frauenbewegung  lebhafte 
Anfeindungen  erfahren.  Diese  erklären  sich  indessen  grösstentheils  aus  einer  merk- 
würdigen Unkenntnis  der  gesetzlichen  Bestimmungen.  Es  ist  deshalb  sehr  dankenswert, 
dass  Jastrow  es  unternommen  hat,  die  Frauen  in  geschmackvoller  populärer  Form 
darüber  zu  belehren,  was  ihnen  das  bürgerliche  Gesetzbuch  an  Rechten  gewährt,  an 
Pflichten  auferlegt. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Rechtspflege  und  Verwaltung.  Heraus- 
geber Dr.  Heinrich  Hirsch,  Olraütz.  I.  Jahrgang  1899. 

Diese  14tägig  erscheinende  Zeitschrift,  die  nunmehr  das  erste  Jahr  ihres  Bestandes 
vollendet  hat,  will  insbesondere  ein  „Organ  der  Colonialpolitik  und  Socialpolitik"  sein. 
Sie  setzt  sich  mit  Entschiedenheit  für  eine  active  Colonialpolitik  Oesterreich-Ungarns 
ein;  eine  solche  sei  nöthig,  soll  Oesterreich  im  Wettbewerb  der  Grosstaaten  nicht  zurück- 
stehen. Die  Fragen  der  Socialpolitik  werden  in  dem  Blatte  dagegen  nur  wenig  behandelt. 


Erklärung. 

Die  im  VI.  Helte  des  Jahrganges  1899  Ihrer  geschätzten  Zeitschrift  enthaltene 
Besprechung  meiner  Schrift  über  die  Volkszählung  in  Oesterreich  enthält  mehrere 
kritisierende  Stellen,  welche  theilweise  einer  Grundlage  in  dem  Inhalte  des  Buches 
entbehren,  theilweise  nur  auf  einer  missverständlichen  Auffassung  des  Inhaltes  beruhen 
können. 

Am  Schlüsse  des  zweiten  Absatzes  auf  S.  632  heisst  es: 

„Uebrigens  übersieht  der  Verfasser  bei  dieser  Frage,  dass  das  kritische  Moment 
in  erster  Linie  als  Schlusspunkt  des  Stichtages  erscheint.  Hätte  er  dies  im  Auge  be- 
halten, so  würde  er  kaum  im  Zweifel  gewesen  sein,  wo  und  wie  die  lustigen  Zecher  der 
Sylvesternacht  zu  zählen  sind,  die  im  Gasthaus  oder  an  einem  Laternenpfahl  der  Strasse 
das  Neujahr  1891  begrüssten." 

Ueber  die  Lösung  dieser  Frage  habe  ich,  wie  die  Seiten  85  und  86  meiner  Schrift 
bezeugen,  nicht  den  leisesten  Zweifel  geäussert.  Ich  habe  die  Lösung  vielmehr  als 
eine  ganz  selbstverständliche  hingestellt  und  die  erwähnten  Beispiele  bei  Besprechung 
der  Vorschriften  über  die  Kennzeichnung  der  Merkmale  des  zeitweiligen  Aufenthaltes  nur 
angeführt,  um  zu  zeigen,  dass  das  Moment  der  factischen  Anwesenheit  in  einer  Wohnung 
zur  kritischen  Zeit  nicht  nothwendig  sein  könne,  um  für  diese  Wohnung  als  anwesend 
gezählt  zu  werden.  Man  vergleiche  hiezu  die  Sätze  auf  den  Seiten  85  und  86: 

„Personen  der  erwähnten  Kategorie  müssen  also"  bis  „verzeichnet  werden." 
„Diesem  Standpunkte"  bis  „gegeben  hat,"  „Die  Praxis  traf  also  gewiss  das  Richtige" 
bis  „verzeichnen  Hess." 

Auf  Seite  682,  Absatz  3,  sagt  der  Kritiker: 

„Verfehlt  scheint  auch,  was  der  Verfasser  sagt  über  die  Eintragung  in  die  Spalten 
für  den  Beruf  und  die  Stellung  im  B  ^rufe  nach  dem  Grundsatze,  dass  sich  diese  zweierlei 
Angaben  wie  das  Genus  zur  Species  zu  verhalten  haben." 
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Den  Grundsatz  oder  die  Ansicht^  dass  sich  diese  Angaben  derartig  zueinander  „zu  ver- 
halten haben"  —  also  verhalten  sollen  —  habe  ich  keineswegs  aufgestellt.  Ich  habe  auf 
S.  115  nur  gesagt,  dass  man  sich  bei  der  obligatorisch  gewesenen  Ausfüllung  beider  Spalten 
im  Gegensatze  zur  officiellen  Instruction  oft  „gedrängt  fühlte",  für  die  Eintragung 
unter  der  Berufsspalte  ein  Genus  und  für  die  Ausfüllung  der  Sparte  für  die  Berufs- 
stellung eine  Species  zu  suchen,  um  überhaupt  beide  Spalten  ausfüllen  zu  können.  Diese 
Art  der  Unterscheidung  habe  ich  aber  gewiss  nicht  empfohlen,  sondern,  um  diesen  even- 
tuellen Nothbehelf  zu  vermeiden,  habe  ich  mich  gegen  den  Zwang  zur  abgesonderten 
Ausfüllung  beider  Spalten  für  jene  Fälle  ausgesprochen,  in  welchen  eine  logische  Unter- 
scheidung zwischen  selbständiger  und  nicht  selbständiger  Berufsausübung  unmöglich  ist. 
Zum  Beweise  dessen  verweise  ich  auf  die  Stellen  ;,Wir  sind  weit  davon  entfernt, 
auf  Grund  obiger  Beispiele  die  im  Principe  gewiss  nothwendige  Unter- 
scheidung zwischen  Beruf  und  Berufsstellung  zu  bekämpfen",  bis  „eventuell 
auch  nur  Einer  Rubrik"  (S.  115  und  116). 

Der  an  diesen  Stellen  vertretene  Standpunkt  kommt  jenem  des  Kritikeis  sehr  nahe, 
welcher  es  gewiss  mit  Recht  für  vollkommen  gleichgiltig  erklärt,  ob  beispielsweise  die 
Eintragung  lautet:  „Aerztlicher  Beruf" „Universitätsstudent"  oder  „Universitäts- 
student" ....  „Mediciner".  Eben  weil  dies  gleichgiltig  ist,  sollten  nach  meiner  Ansicht 
die  nicht  immer  geistreichen  Zählungscommissäre  in  solchen  Fällen  nicht  in  die  Noth- 
wendigkeit  versetzt  werden,  unterschiedlicie  Angaben  für  Beruf  und  Berufsstellung  zu 
suchen.  Das  Moment  der  Selbständigkeit  oder  Nichtselbständigkeit  von  Dienern  wird 
nicht  nur  aus  der  einfachen  Berufsbezeichnung  —  bei  „selbständigen  Dienern"  z.  B.  als 
„Dienstmann"  oder  „Kochfrau"  —  hervorgegangen  sein,  sondern  in  den  allermeisten 
Fällen  auch  schon  aus  der  Ausfüllung  der  Spalte  über  das  Verhältnis  zum  Wohnungs- 
inhaber,  unter  welcher  bei  den  im  Privatdienste  befindlichen  Personen  das  Dienstverhältnis 
eingetragen  werden  musste. 

In  dem  Schlussatze  des  zweiten  Absatzes  auf  Seite  684  wird  mir  eine  Ansicht 
zugemuthet,  welche  allerdings  einen  groben  Fehler  involviert  hätte,  während  ich  gerade 
das  Entgegengesetzte  vertreten  habe.  Dort  heisst  es: 

„Die  Angliederung  einer  Betriebszählung  an  die  Volkszählung  ist  also  nicht 
so  wunderlich  (S.  118).  Und  wollte  Oesterreich  das  Beispiel  Deutschlands  nachahmen, 
so  müsste  es  zwei  Volkszählungen  im  Jahre  1900  vornehmen  und  sich  nicht,  wie  der 
Verfasser  zu  wünschen  scheint,  mit  den  Berichten  der  Gewerbe-  und  Handelskammern 
„dieser  einzig  (!)  verlässlichen  Erhebungsquelle"  begnügen.  S.  120." 

Aus  dem  Wortlaute  und  Sinne  der  Sätze  auf  den  Seiten  120  und  121  meiner 
Schrift  von  „Die  Statistik,  welche  uns  hierüber  in  Oesterreich  zur  Verfügung  steht"  bis 
„der  Gemeinden  projectierte"  geht  mit  vollster  Deutlichkeit  hervor,  dass  sich  die 
attributive  Bezeichnung  „dieser  einzig  verlässlichen  Erhebungsquelle"  auf 
die  letztvorhergegangenen  Worte  „Aufnahme  der  Betriebe"  bezieht  und 
nicht  auf  die  Berichte  der  Handels-  und  Gewerbekammern.  Ich  habe  somit 
nicht  diese  Berichte,  sondern  die  Aufnahme  der  Betriebe  als  die  einzig  verlässliche  Er- 
hebungsquelle bezeichnet.  In  Consequenz  dessen  habe  ich  ferner  auf  der  S.  126  (Z.  1 — 4) 
der  1.  und  2.  Aufl.  und  auf  S.  194  (Z.  5 — 22)  der  2.  Aufl.  die  Nothwendigkeit  abge- 
sonderter Industriezählungen  betont.  Die  Annahme  des  Kritikers,  dass  ich  eine  dies- 
bezügliche Reformforderung  abwies,  ist  daher  nicht  richtig.  Aus  der  in  der  Kritik  be- 
zogenen Seite  120  ist  nur  zu  entnehmen,  dass  ich  mich  aus  verwaltungstechnischen 
Gründen,  deren  Beurtheilung  meinem  Horizonte  als  Verwaltungspraktiker  zugänglich  ist, 
gegen  eine  „Vereinigung"  unserer  allgemeinen  Volkszählungen  (hinsichtlich  der  Zeit 
und  der  Organe)  mit  den  Betriebszählungen  ausgesprochen  habe.  Mit  keinem  Worte  bin 
ich  aber  gegen  eine  „Angliederung",  einen  „Anschluss"  dieser  letzteren  Zählungen  an 
unsere  Volkszählungen  oder  gegen  die  Schaffung  eines  Substrates  durch  diese  für  spätere 
Betriebsaufnahmen  aufgetreten.  Behufs  deutlicher  Hervorhebung  des  Unterschiedes,  den 
ich  zwischen  „Verbindung"  oder  „Vereinigung"  einerseits  und  „Angliederung"  oder  „An- 
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schluss"  anderseits  gemacht  habe,    sind    diese  Worte  auf   den  Seiten  121,    195  und  196 
der  2.  Auflage  mit  durchschossenen  Lettern  gedruckt. 

In  dem  Hinweise  auf  die  reichsdeutschen  Berufs-  und  Betriebszählungen  kann  ich 
keinen  Widerspruch  zu  meinem,  den  späteren  Anträgen  der  k.  k.  statistischen  Oentral- 
commission  gar  nicht  widersprechenden  Standpunkte  finden,  weil  eben  auch  in  Deutsch- 
land die  Betriebszählungen  mit  den  regelmässigen  allgemeinen  Volkszählungen  nicht 
„vereinigt",  sondern  von  denselben  getrennt  vorgenommen  wurden,  wobei  die  mitlaufenden 
Volkszählungen  nur  ein  Mittel  zum  Zweck  bildeten. 
Auf  Seite  635  der  Kritik  heisst  es: 

„Interessant  ist,  dass  auch  der  Verfasser  in  dem  Zählungsgesetz  vom  Jahre  1869 
ein  Hindernis  für  die  Durchführung  mancher  seiner  einfachsten  Verbesserungsvorschläge 
findet  und  von  einer  Aenderung  desselben  ausdrücklich  spricht  (S.  125)." 

Die  an  diesen  Satz  anschliessenden  Bemerkungen,  welche  davon  ausgehen,  dass 
unser  Volkszählungsgesetz  wegen  seiner  Specialisierung  bezüglich  des  Verfahrens  un- 
tauglich sei,  und  dass  man  daher  nur  ein  neues  Gesetz  verlangen  könne,  stimmen  voll- 
kommen mit  dem  überein,  was  ich  auf  S.  3  der  ersten  und  auf  S.  4  der  zweiten 
Auflage  von  „In  letzter  Beziehung  sei  vorausgeschickt,"  bis  „legislative  Normen 
treten  sollen"  sagte.  (Vergl.  Mischlers  Abhandlung  im  Oesterr.  Staatswörterbuch.) 
Im  Einklänge  hiemit  spreche  ich  auf  Seite  4  der  1.  Auflage  von  der  „Erlassung 
eines  neuen  Volkszählungsgesetzes,"  Wenn  ich  daher  auf  Seite  125  hinsichtlich 
der  Viehzählung  von  einer  „Aenderung"  spreche,  welche  „Anlass  zu  einer  Keform 
des  Gesetzes  überhaupt  geben"  müsste,  so  kann  dieser  Ausdrucksweise  nur  die  in 
der  Vorrede  hervorgehobene  Bedeutung  beigemessen  werden.  Ich  verstand  somit  darunter 
eine  Aenderung  im  weiteren  Sinne  —  als  welche  sich  bezüglich  jeder  Gesetzesmaterie 
auch  eine  Aufhebung  und  Neuerlassung  eines  Gesetzes  darstellt  —  keineswegs  aber  einen 
Act  der  uovellarischen  Gesetzgebung. 

Den  Schluss  der  Besprechung  bildet  die  Bemerkung,  „dass  es  auffalle,  dass  der 
Verfasser  nicht  dem  Gedanken  einer  Fragestellung  an  die  Individuen  nach  der  über  die 
Umgangssprache  hinausreichenden  Kenntnis  anderer  in  Oesterreich  gesprochenen  Sprachen 
näher  tritt.  Durch  die  Erhebung  der  Doppelsprachigkeit,  resp.  Mehrsprachigkeit  der 
Individuen  würde  doch  der  Verwaltung  besonders  in  Grenzgebieten  ein  grosser  Dienst 
erwiesen  werden  können." 

Dem  gegenüber  erlaube  ich  mir  auf  die  Stellen  der  1.  und  2.  Auflage  meiner 
Schrift  S.  109  „Bei  unseren  Volkszählungen"  bis  „Kenntnis  anderer  landesüblichen  Sprachen 
erhoben  wird"  (p.  8—25)  und  S,  110  ,,Die  einfache  Erhebung  einer  Umgangssprache" 
bis  „Landessprachen  schreiten  müssen"  (p.  10 — 14)  hinzuweisen,  welche  dem  Kritiker 
entgangen  zu  sein  scheinen. 

Graz,  18.  Februar  1900.  Dr.  Heinrich  Mayrhofer  v.  Grünbühel. 

Hiezu  bemerkt  der  Eecensent,  Herr  Hofrath  v.  Juraschek: 

Obschon  ich  obenstehende  Erklärung  mit  Befriedigung  las,  denn  leider  studiert 
nicht  jeder  Verfasser  so  eingehend  die  Besprechungen  seiner  Arbeiten,  so  kann  ich  doch 
nicht  umhin  ihr  einige  Bemerkungen  anzufügen,  da  auch  meine  Kritik  theilweise  miss- 
verständlich aufgefasst  wurde. 

Wenn  z.  B.  der  Verfasser  betont,  er  habe  keinen  Zweifel  über  die  Art  und  Weise 
der  Zählung  der  in  der  Sj Ivesternacht  vom  Hause  Abwesenden  geäussert,  so  ist  hinzu- 
zusetzen, dass  ich  den  Grund  zu  meiner  Bemerkung  und  wohl  mit  Recht  darin  fand, 
dass  der  Verfasser  auf  S.  85  ff.  von  den  sich  ergebenden  vielen  Zweifeln,  von  einer  nicht 
vollkommen  gelösten  Frage  spricht,  während  ich  meine,  dass  es  solche  Zweifel  nicht  gibt 
und  die  Frage  völlig  gelöst  ist,  wenn  man  nur  daran  festhält,  dass  der  Stichtag  ent- 
scheidend, und  das  kritische  Moment  nur  der  Schlusspunkt  desselben  ist.  Wenn  ferner 
der  Verfasser  sagt,  er  habe  nicht  den  von  mir  gerügten  Grundsatz  hinsichtlich  der 
Benifsangaben  aufgestellt,  so  ist  zu  sagen,  dass  ich  überhaupt  das  an  der  citierten  Stelle 
Gesagte  für  verfehlt  halte,  nämlich:  dass  man,  wenn  auch  nur  ausnahmsweise,  den  Zwang 
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zur  Ausfüllung  der  beiden  für  den  Beruf  und  die  Berufs  Stellung  eröffneten  Spalten  auf- 
heben möge,  und  dass  es  unter  Umständen  nothwendig  sei,  Eintragungen  zu  machen, 
die  sich  wie  das  Genus  zur  Species  verhalten. 

Ob  man  das  Wort  „Erhebungsquelle"  auf  S.  120  auf  den  Passus  „Aufnahme  der 
Betriebe"  oder,  wie  ich  es  that,  auf  die  Handels-  und  Gewerbekammern,  resp.  deren 
Berichte  zu  beziehen  hat,  mag  ja  zweifelhaft  sein;  mir  genügt  es  jedoch  vollkommen, 
dass  der  Verfasser  die  directe  Betiiebsaufnahme  als  die  einzig  verlässliche  Quelle  für 
die  Erhebung  erklärt.  Damit  ist  ja  die  Nothwendigkeit  der  Angliederung  der  Betriebs- 
zählung an  die  Volkszählung  so  ziemlich  schon  zugestanden.  Dagegen  verstehe  ich  nicht, 
wie  der  Verfasser  glauben  kann,  er  gerathe  nicht  mit  sich  in  Widerspruch,  wenn  er 
nach  seinen  vorangehenden  Ausführungen  den  Vorgang  bei  den  Betriebszählungen 
in  Deutschland  für  seine  Anschauung  heranzieht,  denn  dass  bei  den  deutschen 
Betriebszäblungen  „die  mitlaufenden  Volkszählungen  nur  ein  Mittel  zum  Zweck  bildeten", 
ist  ein  sehr  schwacher  Versuch  sich  jenes  Vorwurfs  zu  erwehren.  Thatsache  ist,  dass  eine 
gute  Betriebszählung  eine  Volkszählung  voraussetzt  und  ich  wage  die  Behauptung  ohne 
Furcht  widerlegt  zu  werden,  dass,  Avenn  man  in  Deutschland,  ja  auch  in  üesterreich  die 
hergebrachten  Volkszählungen  im  Erühjahr  oder  Sommer  regelmässig  vorgenommen 
hätte,  so  würde  da  wie  dort  die  Betriebszählung  unmittelbar  an  die  hergebrachte  Volks- 
zählung angeschlossen  worden  sein.  Dass  die  Volkszählung  die  Voraussetzung  jeder 
Betriebszählung  ist,  das  ist  es  aber  wofür  ich,  und  wie  es  scheint,  nicht  erfolglos  stritt. 

Ebenso  begreife  ich  nicht,  wie  der  Verfasser  meinen  kann,  ich  liätte  seine  Aus- 
führungen auf  S.  109  und  110  übersehen;  denn  der  von  mir  gebrauchte  Ausdruck,  dass 
der  Verfasser  „dem  Gedanken  nicht  näher  tritt",  zeigt  ja,  dass  ich  wusste  der  Verfasser 
habe  den  Gedanken  ergriffen,  und  dass  ich  nur  bedaure,  dass  er  ihn  nicht  näher,  ein- 
gehender behandelt.  Ich  hätte  eben  gerne  gehört,  wie  der  erfahrene  Praktiker  sich  die 
Fragestellung  und  die  statistische  Aufarbeitung  in  diesem  Punkte  denkt,  ich  hätte  gerne 
gesehen,  dass  er  die  Verwaltungsorgane  auf  die  Bedeutung  und  Wichtigkdt  dieser  Erhe- 
bung der  Doppelsprachigkeit  aufmerksam  mache  u.  s.  w. 

Wenn  endlich  der  Verfasser  auch  damit  nicht  einverstanden  ist,  dass  ich  ihn  als  Treu- 
zeugen für  die  Nothwendigkeit  der  Reform  unseres  Zählungsgesetzes  citierte,  so  möchte 
ich  dem  hinzufügen,  dass  ich  ihn  selbstverständlich  noch  lieber  als  Zeugen  für  die  Noth- 
wendigkeit des  Erlasses  eines  ganz  neuen  Zählungsgesetzes  eitlere,  und  dass  ich  jene 
Wendung  in  meiner  Kritik  „nicht  die  Abänderung,  sondern  die  Auihebung  des  69er 
Gesetzes  ist  zu  verlangen",  mehr  zu  dem  Zwecke  gebrauchte,  um  meine  Gedanken  schärfer 
auszudrücken  als  um  seine  Stellungnahme  zu  bezeichnen.  Dagegen  hat  freilich  der  Ver- 
fasser (S.  125)  die  Schwierigkeiten  betont,  die  einer  solchen  Aenderung  entgegenstehen, 
und  ich  habe  bestritten,  dass  gar  so  grosse  Schwierigkeiten  —  abgesehen  von  den  zur 
Zeit  herrschenden  politischen  Zuständen"  —  bestehen,  weshalb  ich  den  Erlass  eines  neuen 
Zählungsgesetzes  nicht  bloss  für  nothwendig,  sondern  auch  für  wünschenswert  und 
möglich  halte. 

Damit  glaube  ich  Abschied  nehmen  zu  können  von  May  erho  fers  Buch,  das 
in  der  von  mir  angedeuteten  Begrenzung  in  der  That  ein  gutes  Buch  ist,  wenn  es  sich 
auch  manchesmal  einen  Mindererfolg  holte  auf  Gebieten,  wo  nur  ein  sehr  weitgesteckter 
Horizont,  ein  die  künftige  Entwicklung  des  Volks-  und  Wirtschaftslebens  vorausschauender 
Blick  den  vollen  Erfolg  garantiert. 

Wien,  23.  Mai  1900.  v.  J  u  r  a  s  c  h  e  k. 
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DAS  POSTSPARCASSENWBSEN  UND  SEINE 
ENTWICKLUNG. 


VON 
DR.  KARL  LETH. 

(SCHIiUSS.) 
II. 


h)  Staatspapiergeschäft. 
In  engster  Beziehung  zum  Sparverkehr  stehen  die  Agenden  des  Staats- 
papiergeschäftes, durch  welches  den  Einlegern  die  Möglichkeit  eröffnet 
wird^  ihre  Ersparnisse  zum  Ankauf  von  Staatstitres  zu  verwenden.  Indem 
die  Postsparcassen  diesen  Geschäftszweig  pflegen,  fungieren  sie  als  Ver- 
mittlungsglieder zwischen  ihrer  eigenen  Clientel  und  dem  Staate  als 
Schuldner  aus  den  Anlehen.  Die  Bedeutung  einer  solchen  Intervention  für 
den  Staatscredit  liegt  klar  zu  Tage.  Unbestreitbar  ist  es  ja  für  letzteren 
von  grösstem  Werte,  dass  die  öffentlichen  Fonde  so  viel  als  möglich  in 
breitere  Schichten  des  Volkes  eindringen.  Sobald  sich  in  dieser  zahlreiche 
Abnehmer  für  die  Staatstitres  finden,  erlangen  die  Course  derselben  grössere 
Stabilität  und  wird  bei  neuen  Anlehen  die  Begebung  unter  günstigeren 
Bedingungen  möglich.  Hiezu  kommt  noch,  dass  die  Besitzer  von  Staats- 
effecten  naturgemäss  im  eigenen  Interesse  zu  den  Vertheidigern  der  staat- 
lichen Ordnung  zählen.  Es  ist  sohin  staatsfinanziell  und  socialökonomisch 
von  Wichtigkeit,  dass  durch  die  Postsparcassen  für  weitere  Kreise,  vor- 
nehmlich aber  auch  für  solche  Personen,  welche  fern  von  den  Verkehrs- 
centren wohnen,  Gelegenheit  geboten  werde,  ohne  Weitwendigkeiten  und 
Kosten  ihre  Ersparnisse  in  Staatswerten  anzulegen.  Auch  vom  spartechnischen 
Standpunkte  ist  dies  von  Bedeutung  und  insbesondere  für  jene  Postspar- 
cassen, bei  welchen  für  die  Einlagen  eine  Maximalgrenze  ^)  besteht,   da  das 


*)  Maximalgrenzen  für  die  Postsparcasseneinlagen  bestehen, 
England  100  Pf.  Sterl.  für  das  Guthaben  (50  Pf.  Sterl.    für  die  einzelnen  Einlagen) 

Frankreich    1500  Frcs.  „      „  „  (Jurist.  Personen  5000  Frcs.) 

Oeaterreich  2000  K  «      „  „ 

Ungarn         4000  K  „      „  „  (Jurist.  Personen  8000  K) 

Euinänien     3000  Frcs.  n      «  » 

In  Belgien,  Italien,  Schweden,  Niederlande,  Japan  ist  die  Höhe  der  Guthaben 
unbeschränkt,  doch  wird  in  Belgien  für  Betrcäge  über  3000  Frcs.  eine  geringere  Ver- 
zinsung (2  Proc.  statt  3  Proc.)  gewährt  und  hört  in  Schweden  die  Verzinsung  bei 
Erreichung  eines  Guthabensbetrages  von  1000  K  aufwärts  vollkommen  auf. 
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Staatspapiei'geschäft  in  diesem  Falle  das  Mittel  ist,  um  auch  über  letzteren 
hinaus  das  Sparen  unter  Vermittlung  der  Postsparcasse,  in  geänderter  Form 
fortzusetzen. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Postsparcassen  den  Ankauf  voll- 
ziehen, tragen  dazu  bei,  dass  auch  die  weniger  bemittelten  Bevölkerungs- 
classen  in  den  Kreis  der  Abnehmer  von  Staatstitres  eintreten.  Der  Ankauf 
erfolgt  entweder  ohne  alle  Nebenspesen  (so  in  Frankreich,  Kumänien,  Schweden, 
Ungarn)  oder  doch  nur  gegen  geringfügige  Vergütungen.  Auch  werden  die 
für  Spareinleger  angekauften  Titres  mit  Ausnahme  von  England,  Schweden 
und  Italien  von  allen  Postsparcassen  in  Verwahrung  genommen  und  ohne 
Anrechnung  weiterer  Gebüren  verwaltet. 

Der  Gedanke,  die  Sparcassen  mit  dem  Staatspapiergeschüfte  zu  betrauen, 
wurde  zuerst  in  Frankreich,  u.zw.  bei  den  Privatinstituten  verwirklicht. 
Lange  vor  Gründung  der  Postsparcassen,  seit  Anfang  unseres  Jahrhundertes, 
galt  daselbst  die  Bestimmung,  dass  sobald  Einlagen  und  Zinsen  eines  Ein- 
legers einen  bestimmten  (im  Laufe  der  Zeit  wiederholt  geänderten)  Betrag 
übersteigen,  die  Privatsparcasse  den  Betreffenden  zu  benachrichtigen  habe. 
Nahm  selber  binnen  drei  Monaten  den  Mehrbetrag  nicht  zurück,  so  wurden 
ihm  für  denselben  20  Frcs.-Kenten  durch  die  Sparcasse  gekauft.  Jeder  Ein- 
leger hatte  auch  ohne  solche  Aufforderung  nach  Maassgabe  seines  ver- 
fügbaren Guthabens,  das  Kecht,  den  Ankauf  von  Staatspapieren  durch  Ver- 
mittlung der  Sparcasse  zu  verlangen.  Letztere  unterzog  sich  über  Wunsch 
des  Einlegers  auch  der  Deponierung  der  Kenten,  sowie  der  Zinsenbehebung. 
Bis  zur  Gründung  der  französischen  Postsparcasse  wurden  auf  diese  Weise 
mehr  als  20  Millionen  Francs  Kente  mit  einem  Capitalswerte  von  rund 
500  Millionen  Francs  durch  die  Privatsparcassen  für  Kechnung  ihrer  Ein- 
leger gekauft.  Als  die  französische  Postsparcasse  1882  ins  Leben  trat,  nahm 
sie  den  in  Rede  stehenden  Geschäftszweig  unter  analogen  Bestimmungen, 
wie  die  Privatsparcassen  auf.  Gegenwärtig  sind  für  das  Wirken  der  Post- 
und  Privatsparcassen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1895 
maassgebend,  welches  im  Art.  2  folgende  Bestimmungen  enthält: 

Jeder  Einleger,  dessen  Guthaben  zum  Erwerbe  einer  Rente  von 
mindestens  10  Frcs.  genügt,  kann  den  Ankauf  von  auf  den  Namen  lautenden 
Titres  kostenfrei  von  der  Sparcasse  besorgen  lassen.  Die  Rente  kann  ihm 
auch  zum  Durchschnittscourse  des  Tages  der  Effectuierung  aus  dem  Porte- 
feuille des  Institutes  überlassen  werden.  Im  Falle  sich  der  Einleger  die 
für  seine  Rechnung  angekauften  Rententitres  nicht  zusenden  lässt,  werden 
sie  von  dem  Institute  in  Aufbewahrung  genommen  und  die  Zinsen  und 
Amortisationsbeträge  zu  Gunsten  des  Eigenthümers  eincassiert.  lieber  Ver- 
langen besorgt  selbe  auch  den  Verkauf  der  Rente.  Das  davon  herrührende 
Capital  wird  nach  Abzug  der  Spesen  auf  separatem  Conto  des  Einlegers 
gebucht  und  nicht  verzinst. 

Nach  dem  Vorbilde  der  bei  den  französischen  Privatsparcassen  ent- 
standenen Einrichtungen  wurde  in  Belgien  den  Einlegern  der  Caisse  generale 
d'epargne    sofort   bei  Gründung   der   letzteren    durch  Art.  25  des  Gesetzes 
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vom  Jahre  1865  das  Eecht  einräumt,  ihre  Guthaben  in  belgische  öffentliche 
Fonds  umwandeln  zu  lassen.  Selbe  erhalten  nach  Wahl  entweder  Titres  auf 
den  Ueberbringer  oder  eine  Einschreibung  in  den  „Grand  livre",  lautend 
auf  ihren  Namen,  oder  aber  ein  „Gamet  de  rente"  (Rentenbüchel)  der  Caisse 
d'epargne,  welche  solche  Büchel  nach  Maassgabe  der  in  ihrem  Besitze 
befindlichen  Einschreibungen  auf  die  öffentliche  Schuld  auszugeben  berechtigt 
ist.  Auf  Wunsch  des  Berechtigten  können  diese  Büchel  durch  Vermittlung 
der  Caisse  zu  jeder  Zeit  in  auf  Namen  lautenden  Inscriptionen  im  „Grand 
livre"  oder  aber  in  Titres  auf  Ueberbringer  umgewandelt  werden.  Des- 
gleichen befasst  sich  die  Casse  auch  mit  dem  Verkaufe  der  auf  Renten- 
büchel erliegenden  Titres.  Bei  Ausfertigung  eines  Rentenbüchels  geschieht 
der  einfache  Uebertrag  in  den  Aufschreibungen  der  Caisse  d'epargne.  Die 
Büchel  haben  gleichen  Wert,  wie  die  auf  Namen  lautenden  Titel,  welche  von 
der  Staatsschuldenverwaltung  ausgegeben  werden.  Die  Realisierung  der  Renten- 
depots erfolgt  gleichfalls  durch  Uebertragung  der  Bücher  der  Sparcasse. 

Verhältnismässig  spät  wurde  das  Staatspapiergeschäft  in  England  ein- 
geführt. Nahezu  20  Jahre  bestand  bereits  die  Post  office  savings  bank  bis 
bei  derselben  der  Ankauf  von  Staatspapieren  für  Rechnung  der  Einleger 
begonnen  wurde.  Zunächst  erfolgte  derselbe  für  Beträge  von  10  und 
100  Pfd.  Sterl.  gegen  eine  Provision  von  9  Pence  bis  2  Shill.  3  Pence. 
Die  Zinsen  wurden  spesenfrei  eincassiert.  Der  Maximalbetrag,  welcher  für 
einen  Einleger  in  Staatspapieren  verlangt  werden  durfte,  belief  sich  auf 
300  Pfd.  Sterl.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1887  setzte  das  Minimum  des 
anzukaufenden  Betrages  auf  1  Pfd.  Sterl.  herab  und  stellte  dem  Käufer  frei, 
die  Papiere  auf  seinen  Namen  bei  der  Bank  von  England  deponieren  zu  lassen. 
Endlich  wurde  im  Jahre  1893  der  Maximalbetrag  der  zur  Veranlagung  in 
Staatswerten  zulässigen  Summen  auf  500  Pfd.  Sterl.  per  Jahr  erhöht  und 
die  Post  Office  savings  bank  ermächtigt  bei  Ueberschreitungen  der  für 
Barguthaben  festgesetzten  Grenze  per  100  Pfd.  Sterl.  den  diese  Summe 
übersteigenden  Betrag  in  Staatspapieren  zu  verlangen,  sofern  der  Einleger 
keine  andere  Verfügung  trifft. 

Bei  den  übrigen  ausländischen  Postsparcassen  bestehen  ähnliche  nur 
in  den  Details  abweichende  Einrichtungen,  auf  welche  näher  einzugehen 
wohl  den  Rahmen  unserer  Abhandlung  überschreiten  würde. 

Das  österreichische  Postsparcassenamt  hat  dem  Staatspapier- 
geschäfte seit  Gründung  intensive  Pflege  zu  Theil  werden  lassen.  Dabei  finden 
folgende  Normen  Anwendung:  Nach  Maassgabe  des  beim  Postsparcassenamte 
verfügbaren  Guthabens  können  sowohl  Spareinleger  als  Contoinhaher  im 
Checkverkehr  jederzeit  um  den  Ankauf  von  Staatspapieren  für  ihre  Rechnung 
mittels  eines  bei  jedem  Postamte  erhältlichen  Ankaufsgesuches  einschreiten. 
So  weit  thunlich  erfolgt  der  Ankauf  zu  dem  im  amtlichen  Coursblatte  der 
Wiener  Börse  notierten  Warencourse  des  Tages,  an  welchem  das  Kaufs- 
gesuch beim  Postsparcassenamt  einlangt,  unter  Zuschlag  einer  Provision 
von  2  pro  mille  (mindestens  40  h).  Auf  Verlangen  des  Einlegers  werden  die 
angekauften  Staatspapiere    entweder   auf  seine  Kosten   und  Gefahr   an    die 

22* 


340  Leth. 

im  Kaufsgesuche  angegebene  Adresse  versendet  oder  von  amtswegen  kosten- 
frei und  unter  Garantie  für  Gattung,  Stückzahl,  Couponsausstand  und 
eventuell  auch  Nunimern  bei  verlosbaren  Papieren  aufbewahrt,  in  letzterem 
Falle  erhält  der  Einleger  über  die  deponierten  Titres  ein  Rentenbüchel,  Die 
Coupons  werden  alsdann  in  der  Regel  bei  Fälligkeit  durch  das  Postspar- 
cassenamt  eingelöst  und  der  Gegenwert  den  Rentenbüchelbesitzern  auf  ihr 
Bareinlagenconto  gutgeschrieben.  Die  Eintragung  in  das  Einlagebüchel 
geschieht  auf  Grund  von  Couponsanweisungen,  welche  an  die  Parteien  mit 
zweimonatlicher  Giltigkeitsdauer  hinausgegeben  werden.  Für  das  Incasso 
der  Coupons  oder  der  verlosten  Stücke  beim  Postsparcassenamte  deponierter 
Effecten  wird  eine  Provision  von  1  pro  mille  berechnet.  Selbe  entfällt 
jedoch  bei  den  Coupons,  wenn  der  Einlösungswert  derselben  zur  Gutschrift 
auf  dem  Conto  des  Einlegers  verwendet  wird.  Unter  gleichen  Bedingungen 
wie  der  Ankauf  wird  auch  der  Verkauf  der  deponierten  Staatspapiere  vom 
Postsparcassenamte  über  Verlangen  des  Rentenbüchelbesitzers  besorgt.  Ueber 
Wunsch  des  Letzteren  kann  auch  die  Zusendung  der  Titres  in  natura 
jederzeit  erfolgen. 

Ausser  dem  Kaufe  und  Verkaufe  von  Staatspapieren  und  den  mit  der 
Verwaltung  deponierter  Titres  verbundenen  Agenden  übernimmt  das  Post- 
sparcassenamt  das  Incasso  von  Coupons,  Rechnungen,  Wechseln  für  die 
ausserhalb  Wiens  domicilierenden  Einlegerund  anderen  Forderungsdocumenten, 
welche  in  Wien  zahlbar  sind,  und  vermittelt  die  Umwechslung  von  Gold- 
und  Silbermünzen,  sowie  ausländischen  Noten  unter  der  Bedingung,  dass 
die  Valuta  in  dem  Einlagebüchel  der  betreffenden  Person  gutgeschrieben 
werde. 

Ungeachtet  der  Vortheile,  welche  das  Staatspapiergeschäft  gewährt, 
ist  bei  den  meisten  ausländischen  Postsparcassen  der  Erfolg  in  diesem 
Gebarungszweige  kein  solcher  gewesen,  wie  bei  den  anderen  Agenden.  Dies 
mag  zum  Theile  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der 
Postsparcasseneinleger  Guthaben  hat,  welche  zur  Convertierung  in  Staats- 
titres  unzureichend  sind.  Zweifelsohne  trägt  hiezu  aber  auch  der  Umstand 
bei,  dass  in  jenen  Kreisen,  welche  die  Clientel  der  Postsparcasse  bilden, 
ein  jederzeit  und  unabhängig  vom  Coursstande  im  vollen  Betrage  realisierbares 
Barguthaben  einer  wenn  auch  höher  verzinslichen  Anlage  in,  Cours- 
schwankungen unterliegenden  Effecten  vorgezogen  wird.  In  Frankreich, 
dem  Ursprungslande  des  Staatspapiergeschäftes,  wo  letzteres  bei  den  Privat- 
instituten prosperiert,  ist  der  Erfolg  der  Postsparcasse  auf  diesem  Gebiete 
nur  massig.  Der  Gesammtbetrag  der  angekauften  Papiere  betrug  daselbst 
bisher  bloss  67  Millionen  Frcs.,  die  Zahl  der  Rentenbüchelbesitzer  1732. 
Wohl  günstiger,  doch  gleichfalls  hinter  den  übrigen  Gebarungsresultaten 
zurückbleibend,  sind  die  Ergebnisse  in  England,  welches  69.113  Renten- 
büchelbesitzer, mit  7  Millionen  Pfd.  Sterl.  Rentendepots  zählt.  Relativ  am 
besten  sind  noch  die  Erfolg'e  der  belgischen  Caisse  generale  d'epargne, 
—  30.701  Rentenbüchelbesitzer  mit  139  Millionen  Frcs.  Effecten  —  wozu 
gewiss  auch  der  Umstand  beigetragen  haben  mag,  daäs  durch  das  Lombard- 
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geschäft  die  wenn  auch  nur  theilweise  Flüssigmachung  von  Geldern  im 
Falle  des  Bedarfes  erleichtert  wird. 

In  Oesterreich  wurden  vom  Postsparcassenamte  bis  Ende  1898  144  Mil- 
lionen Kronen  Nominale  Effecten  für  Kechnung  der  Einleger  angekauft,  wovon 
68  Millionen  Kronen  im  Depot  verblieben. 

Für  die  Weiterausgestaltung  des  Staatspapiergeschäftes  geben  die 
Einrichtungen  bei  verschiedenen  Postsparcassen  bemerkenswerte  Anregungen. 
Von  denselben  kommen  für  die  nächste  Entwicklungsphase  hauptsächlich 
folgende  in  Betracht:  Benützung  der  Institution  zur  Veranlagung  von 
Mündel-  und  Curandengeldern,^)  welche  in  Oesterreich  in  Aussicht  steht, 
Heranziehung  der  Postämter  als  Zeichnungsstellen  bei  Begebung  von  Staats- 
anleihen, welche  in  Belgien  wiederholt  und  in  Oesterreich  bei  der  letzten 
Kentenemission  stattgefunden  hat  und  Pflege  des  Lombardgeschäftes,  wie 
dies  insbesondere  bei  der  belgischen  Caisse  generale  d'epargne  der  Fall  ist. 

c)  Die  Veranlagung  der  Guthabensbestände. 

Rücksichten  auf  die  Entwicklung  der  Gesammtwirtschaft  waren  es, 
welche  zur  Gründung  von  Postsparcassen  führten.  Im  Einklänge  mit  dieser 
Tendenz  wurde  auch  bei  Festsetzung  der  Normen  über  die  Veranlagung  der 
Guthabensbestände  dem  gemeinwirtschaftlichen  Momente  weitgehend  Rechnung 
getragen  und  die  Elocierung  der  disponiblen  Mittel  durch  Ankauf  von 
Staatswerten  zum  obersten  Principe  erhoben.  Damit  trat  der  staatsfinanzielle 
Charakter  der  Fondsgebarung  in  den  Vordergrund.  Doch  dieser  allein  konnte 
für  den  Betrieb  der  Postsparinstitute  nicht  maassgebend  sein.  Indem  der 
Staat,  wenngleich  in  Absicht  der  Förderung  der  Gesammtinteressen,  die 
Agenden  eines  Geldinstitutes  versieht,  übernimmt  er  ja  in  seinem  Ver- 
hältnisse zu  den  Parteien  die  Veiantwortung  für  Erfüllung  der  von  ihm 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  und  ist  dessen  Geschäftsführung  den  füi* 
Unternehmungen  im  allgemeinen  geltenden  Principien  unterworfen.  Dies  gab 
Anlass,  mit  der  zunehmenden  Höhe  der  Guthabensbestände  bei  der  Elocierung 
der  Gelder  das  betriebsdienstliche  Moment  hervorzukehren. 

Je  nach  der  Bedeutung,  welche  dem  einen  oder  anderen  der  ange- 
führten Momente  beigemessen  wird,  differiert  auch  die  Veranlagung  bei  den 
Postsparcassen  der  verschiedenen  Staaten. 


*)  Die  Grundzüge  des  im  Herrenhause  bereits  angenommenen  Gesetzentwurfes  sind 
folgende:  Mündel-  und  Curandengelder  können  beim  Postsparcassenamte  bis  zum  Betrage 
von  2000  K  in  Barem,  darüber  hinaus  in  Staatspapieren  auf  Eentenbüchel  erlegt  werden. 
Auf  den  Namen  jedes  einzelnen  Pflegebefohlenen  ist  ein  besonderes  Einlagebüchel  zu 
nehmen.  Der  gesetzliche  Vertreter  des  Pflegebefohlenen  hat  als  Erleger  zu  fungieren  und  seine 
Unterschrift  im  Büchel  abzugeben.  Das  P^inlagebuch  ist  durch  den  Erleger  dem  Pfleg- 
schaftsgerichte vorzuweisen,  welches  an  das  Postsparcassenamt  die  Anordnung  zu  erlassen 
hat,  dass  die  Kückzahlung  oder  anderweitige  Verwendung  des  Guthabens  nur  nach 
Maassgabe  pflegschaftsbehürdlicher  Bewilligung  erfolgen  dürfe.  Die  Einlage  kann  auch 
durch  Vermittlung  des  Pflegschaftsgerichtes  bewerkstelligt  werden,  in  welchem  Falle  das 
Gericht  als  Erleger  fungiert.  Von  der  gerichtlichen  Hinterlegung  des  Einlagebuches  und 
des  Kcnteiibuchcs  ist  in  der  Regel  Umgang  zu  nehmen. 
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In  England,  dem  Ursprungslande  des  Postsparcassenwesens,  liegt 
der  Elocierung  der  Guthabensbestände  noch  der  staatsfinanzielle  Gesichts- 
punkt zugrunde.  Dort  ist  die  ausschliessliche  Verwendung  der  disponiblen 
Fonde  zum  Ankaufe  von  Staatspapieren  normiert.  In  dieser  Richtung  bestimmt 
das  Postsparcassengesetz  vom  17.  Mai  1861:  ,Die  Einlagen  werden  vom 
Generalpostmeister  der  Staatsschuldencommission  überwiesen.  Alle  der 
letzteren  zufliessenden  Gelder  sollen  in  jenen  Fonds  angelegt  werden,  welche 
Sparcassen  in  Gemässheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  kaufen  dürfen." 
Für  diese  aber  war  die  Investierung  der  Guthabungen  bloss  in  Staats- 
papieren noiTiiert.  Die  Erfahrungen,  welche  man  in  England  mit  solcher 
Art  der  Veranlagung  machte,  Hessen  sie  bis  in  die  jüngste  Zeit  als  zweck- 
entsprechend erscheinen.  Der  Cours  der  englischen  Staatswerte  wurde  durch 
deren  Ankauf  seitens  der  Post  office  savings  bank  zweifellos  gefördert; 
auch  ergaben  sich  bei  dem  Umstände,  als  die  Postsparcassenbestände  seit 
37  Jahren  noch  niemals  einen  Rückgang  gezeigt  haben,  vom  Standpunkte 
der  Liquiderhaltung  keinerlei  Bedenken  gegen  eine  solche  Veranlagung. 
Doch  traten  in  den  letzten  Jahren  zufolge  der  ausserordentlichen  Steigerung 
der  Guthabungen  andere  Schattenseiten  hervor.  Dadurch,  dass  man  seit 
Gründung  der  Post  office  savings  bank  den  ganzen  Saldo  in  Staatspapieren 
placierte,  wuchs  die  Schuld  des  Staates  bei  der  Postsparcasse  allmählich 
auf  die  Höhe  von  123  Millionen  Pf.  Sterl.  Damit  machte  sich  aber  die 
Rückwirkung  einer  solchen  Aufsaugung  der  Staatswerte,  welche  bei  geringeren 
Beständen  staatsfinanziell  sich  als  wünschenswert  erwies,  in  ungünstiger 
Weise  geltend.  Marktgängige  Consols  wurden  immer  seltener,  die  Nachfrage 
nach  solchen  immer  grösser.  Von  dem  Gesammtbetrage  der  Nationalschuld 
im  Jahre  1897  per  640  Millionen  Pf.  Sterl.  war  mehr  als  der  sechste  Theil 
im  Besitze  der  Postsparcasse  und  werden  alljährlich  mit  den  neu  eingehenden 
Einlagen  ungefähr  10  Millionen  Pf.  Sterl.  für  Rechnung  des  Staatsinstitutes 
angekauft.  Durch  solche  Verhältnisse  begünstigt,  erhoben  sich  Consols 
zeitweise  bis  zum  Course  von  über  114.  Es  ergab  sich  sohin  für  die  Post 
Office  savings  bank  aus  der  Elocierung  der  von  ihr  gesammelten  Gelder 
ein  Erträgnis,  welches  die  an  die  Einleger  bezahlten  Activzinsen  nicht 
mehr  deckt.  So  war  denn  in  den  letztausgewiesenen  Gebarungsperioden 
trotz  weitgehender  Einschränkung  der  Verwaltungskosten  das  finanzielle 
Ergebnis  ein  passives  und  erlitt  die  Postsparcasse  einen  Verlust  von 
40.000  Pf  Sterl.  im  Jahre  1896,  9231  Pf.  Sterl.  im  Jahre  1897  und  von 
7019  Pf.  Sterl.  im  Jahre  1898.  Damit  ist  in  England  die  Frage  einer 
Veranlagung  der  Fonde  in  höher  verzinslicher  Weise  in  voller  Schärfe 
zutage  getreten. 

Wie  in  England  werden  auch  in  Finnland  die  Postsparcassengelder 
ausschliesslich  in  Staatspapieren  veranlagt.  Nach  den  daselbst  geltenden 
Vorschriften  müssen  die  für  die  laufenden  Operationen  nicht  benöthigten 
Beträge  bei  der  Bank  von  England  zur  Fructificierung  deponiert  werden. 
Die  entbehrlichen  Summen  sind  zum  Ankaufe  von  Titres  der  Staatsrente 
bestimmt. 
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Desgleichen  ist  auch  bei  der  österreichischen  Postsparcasse 
das  englische  Princip  der  Veranlagung  noch  in  Uebung.  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  28.  Mai  1882  besagt:  „Alle  die  laufenden  Erfordernisse  übersteigenden 
Spareinlagen  hat  das  Postsparcassenamt  fruchtbringend  anzulegen.  Die 
Fructificierung  der  Spareinlagen  findet  durch  Ankauf  von  verzinslichen 
österreichischen  Staatsschuldverschreibungen  statt." 

Nicht  ohne  Widerspruch  erfolgte  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung 
in  das  Gesetz.  Im  Parlament  wurde  gegen  die  Elocierung  der  Postspar- 
cassengelder  ausschliesslich  in  Staatspapieren  Bedenken  erhoben.  Der  Bericht 
der  volkswirtschaftlichen  Commission  des  Herrenhauses  äusserte  sich  in 
dieser  Eichtung  folgendermaassen: 

„An  und  für  sich  liegt  es  allerdings  nahe,  dem  Staate,  welcher  für 
in  Empfang  genommene  Spareinlagen  haftet,  die  Fructificierung  dieser 
Einlagen  durch  Ankauf  seiner  eigenen  Effecten  zu  gestatten,  sowie  es  sich 
im  Interesse  der  schon  bestehenden  Privatsparcassen  auch  empfehlen  mag, 
für  derlei  Spareinlagen  einen  niedrigeren  Zinsfuss  festzustellen  als  bei 
Privatinstituten  üblich  ist.  In  letzterer  Eichtung  glaubte  die  Commission 
der  Verzinsung  solcher  Einlagen  mit  3  Proc.  unbedenklich  beistimmen  zu 
können. 

Bedenklicher  erschien  hingegen  die  Fructificierung  von  Postspar- 
einlagen durch  Ankauf  österreichischer  Staatspapiere  mit  Ausschluss  aller 
anderen  zinstragenden  Effecten,  indem  sodann  die  Postsparcasse  im  Falle 
einer  durch  innere  oder  äussere  Krisen  hervorgerufenen  Massenbeunruhigung 
plötzlich  genöthigt  werden  könnte,  die  in  ihren  Händen  befindlichen  Staats- 
papiere mit  schweren  Verlusten  zu  veräussern.  Hier  stand  die  Commission 
vor  der  Frage,  ob  es  nicht  vorsichtig  wäre,  mindestens  einen  Theil  jener 
Einlagen  auch  durch  Ankauf  anderer  pupillarsicherer  Werte,  namentlich 
aber  durch  Ankauf  von  Pfandbriefen  fruchtbringend  zu  machen,  welche  die 
Garantie  des  Landes  geniessen. 

Da  jedoch  grosse  Krisen  erfahrungsgemäss  die  Course  aller  Effecten 
—  pupillarsichere  Werte  und  Pfandbriefe  jeder  Art  nicht  ausgenommen  — 
mit  elementarer  Gewalt  herabdrücken,  eine  Massenbeunruhigung  und  eine 
in  deren  Folge  eintretende  Kündigung  von  Spareinlagen  in  grossem  Umfange 
aber  bei  Einlegern,  die  über  das  ganze  Staatsgebiet  verbreitet  sind,  gewiss 
weit  weniger  zu  besorgen  ist,  als.  bei  den  Bewohnern  einer  Stadt  oder  eines 
Bezirkes  und  diese  Vorlage  in  den  Art.  18  und  19  noch  überdies  für  derlei 
im  ganzen  doch  nur  selten  eintretende  Katastrophen  durch  Bildung  eines 
Eeservefondes  Vorsorge  zu  treffen  sucht,  so  entschied  sich  die  Commission 
endlich  für  die  unveränderte  Annahme  des  Art.  3." 

Dem  Bedenken  der  schweren  Eealisierbarkeit  der  Eente  wurde  übrigens 
in  den  Ausführungsbestimmungen  durch  Zulassung  von  Salinenscheinen  und 
Anlage  eines  Theiles  der  Guthabensbestände  (derzeit  rund  4  Millionen  Kronen) 
in  diesen  Staatswerten  Eechnung  getragen. 

Um  die  eventuellen  Consequejizen  einer  bloss  in  Staatspapieren 
beAvirkten  Veranlagung   zu   vermeiden,    haben    die    übrigen  Postsparcassen 
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eine  Erweiterung  des  Anlagegebietes  eintreten  lassen.  Dieselbe  erfolgte  in 
einer  Keihe  von  Staaten  (Italien,  Schweden,  Ungarn  und  neuestens  ancli 
in  Frankreich)  dadurch,  dass  ausser  Staatspapieren  auch  noch  andere  Effecten 
zur  Fructificierung  der  Postsparcassenbestände  zugelassen  oder  die  directe 
Gewährung  von  Darlehen  an  öffentliche  Körperschaften  gestattet  wurde. 
Von  den  genannten  Staaten  war  es  Italien  zuerst,  welches  eine  bezügliche 
Bestinnimung  in  sein  Postsparcassengesetz  aufnahm.  Nach  §  2  sind  die 
verfügbaren  Gelder  an  die  Depositen-  und  Darlehenscasse^)  abzuführen, 
welche  sämmtliche  für  den  courrenten  Dienst  nicht  benöthigten  Summen  zu 
Darlehen  au  Provinzen,  Gemeinden,  Provinz-  oder  Gemeindeverbände,  zum 
Ankaufe  von  Hypothekarpapieren  und  ähnlichen  Anlagen  zu  verwenden  hat 
(§  16).  Darlehen  an  Landgemeinden  sind  vorzugsweise  zur  obligatorischen 
Herstellung  von  Gemeindestrassen  zu  ertheilen,  in  welchem  Falle  die  Kück- 
zahlungsfrist  für  die  bezüglichen  Obligationen  auf  30  Jahre  erstreckt 
werden  kann. 

Bei  der  ungarischen  Postsparcasse  geschieht  die  Veranlagung 
durch  Ankauf  der  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
minister bestimmten  Wertpapieren.  Als  solche  sind  derzeit  inländische 
Staatstitres  zugelassen. 

Die  schwedische  Postsparcasse  elociert  ihren  Saldo  in  Titres  der 
einheimischen  Staatsschuld  oder  der  General- Hypothekenbank,  eventuell  in 
Obligationen  von  Darlehen,  welche  von  Communen  unter  Autorisation  der 
Regierung  aufgenommen  wurden. 

Aehnliche  Principien  sind  seit  1895  für  die  Veranlagung  der  Post- 
sparcassengelder  auch  in  Frankreich  in  Geltung.  Bis  dahin  war  die 
Verwendung  der  sämmtlichen  Fonde  zum  Ankaufe  von  Staatstitres  vor- 
geschrieben. Diese  Bestimmung  stand  mit  den  Vorschriften  für  die  in 
Frankreich  v/irkenden  Privatsparcassen  im  Zusammenhange,  welche  seit 
mehr  als  einem  Jahrhundert,  abgesehen  vom  Staatspapiergeschäfte,  auch 
durch  Veranlagung  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  in  Staatsrente  auf  die 
feste  Unterbringung  der  Staatsschuld  Einfluss  genomnaen  haben. 

Die  Bestimmung,  Sparcassengelder  in  Staatswerten  anzulegen,  hatte 
jedoch  —  wie  in  England  —  auch  in  Frankreich  bei  der  ausserordentlichen 
Zunahme  der  Guthabungen  die  Concentrierung  eines  namhaften  Theiles  der 


*)  Die  administrativen,  manipulativcn  und  rcchnungsmässigen  Agenden  werden 
von  der  Generaldirection  der  Posten  besorgt.  Die  Beziehungen  zwischen  ihr  und  der  cassa 
dei  depositi  sind  folgen dermaassen  geregelt:  Nach  Zusammenstellung  der  Eingänge  und 
Rückzahlungen,  welche  in  Zwischenräumen  von  14  Tagen  erfolgt,  hat  die  Generalpost- 
direction  ein  Exemplar  dieses  Tableau  der  Depositencassa  mitzutheilen.  Auf  Grund  des- 
selben wird  das  Conto  corrente  zwischen  den  beiden  Verwaltungea  geführt.  Die  General- 
direction der  Posten  liefert  zeitweise  die  verfügbaren  Summen  an  die  Staatsdepositen- 
und  Darlehenscasse  ab  und  verlangt  nach  Bedarf  Vorschüsse  von  derselben.  Bei  Beginn 
eines  jeden  Jahres  übergibt  sie  der  letzteren  das  mit  einer  Abschrift  der  Zusammen- 
stellungen belegte  Rcchnungsoperat  des  Vorjahres.  Auf  Grund  desselben  wird  der  Post- 
verwaltung jener  Betrag  gutgeschrieben,  welcher  zugunsten  der  Einleger  aus  den  Inter- 
essen erwachsen.  Ebenso  ist  der  Vorgang  bei  sonstigen  Ersätzen  an  die  Post. 
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Staatsschuld  in  den  Gassen  der  Sparinstitute  zur  Folge.  Die  bedeutende 
Höhe  der  Capitalien  (Ende  1893:  3144  Mill.  Frcs.,  angelegt  in  Rente  und 
Schatzscheinen,  bei  den  Privatsparcassen  und  610  Mill.  Frcs.  bei  der  Post- 
sparcasse)  involvierte  bei  der  wiederholt  zutage  getretenen  Fluctuation  in 
den  Sparcassenbeständen  eine  nicht  unbedeutende  Gefahr,  zumal  der  Staats- 
credit  kein  so  gefestigter  war  wie  im  aussercontinentalen  England.  Hatte 
ja  beispielsweise  das  Jahr  1893  den  Sparcassen  einen  Rückgang  an  Netto- 
einlagen per  84  Mill.  Frcs.  und  der  Postsparcasse  einen  solchen  von 
6  Mill.  Frcs.  gebracht. 

Die  Rücksicht  auf  die  leichte  Realisierung  der  veranlagten  Gelder 
Hess  die  Aenderung  der  oberwähnten  Bestimmungen  unabweislich  erscheinen. 
Diese  erfolgte  im  Sinne  einer  Erweiterung  des  Anlagegebietes  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Juli  1895,  welches  in  seinen  hauptsächlichsten  Be- 
stimmungen sowohl  auf  die  Privatsparcassen  als  auch  für  die  Caisse  nationale 
d'epargne  Anwendung  findet.  Demzufolge  sind  nach  wie  vor  sämmtliche 
von  den  Einlegern  erhaltenen  Beträge  von  den  Sparcassen  gegen  Verzinsung 
an  die  Caisse  des  depöts  et  consignations  abzuführen.  Diese  hat  dieselben 
unter  Bedachtnahme  auf  eine  zur  Bestreitung  der  Rückzahlungen  hinreichende 
Reserve  zu  veranlagen: 

1.  In  Staatspapieren  oder  vom  Staate  garantierten  Schuldver- 
schreibungen; 

2.  in  marktfähigen,  voll  eingezahlten  Schuldverschreibungen  der 
Departements,  der  Gemeinden,  der  Handelskammern,  in  Pfandbriefen  und 
Communal-Schuldverschreibungen  des  Credit  foncier. 

Für  die  auf  solche  Weise  nicht  veranlagten  Summen  ist  für  die 
Postsparcasse  eine  Grenze  von  50  Mill.  Frcs.  und  hinsichtlich  der  Privat- 
sparcassen eine  Grenze  von  10  Proc.  des  Einlagenstandes  —  im  Maximum 
100  Millionen  —  gegeben.  Derlei  Beträge  sind  entweder  im  Conto  corrente 
beim  Schatzamte  unter  denselben  Bedingungen  wie  andere  Arten  der  ver- 
zinslichen schwebenden  Schuld  oder  als  Depot  bei  der  Bank  von  Frankreich 
zu  erlegen. 

Die  neuen  Bestimmungen,  wenngleich  bereits  in  Gesetzeskraft,  hatten 
Ende  1898  noch  keine  Aenderung  in  der  Elocierung  der  Postsparcassegelder 
zur  Folge.  In  diesem  Zeitpunkte  waren  diese  noch  ausschliesslich  in  Staats- 
papieren angelegt  und  ist  der  Ankauf  anderer  Werte  erst  allmählich  nach 
Maassgabe  der  einfliessenden  Gelder  zu  gewärtigen. 

In  einer  anderen  Gruppe  von  Staaten  wurde  die  Ausdehnung  des 
Anlagegebietes  in  der  Weise  durchgeführt,  dass  ausser  dem  Ankaufe  von 
Effecten  (Staats-  und  anderen  Wertpapieren)  verschiedene  Zweige  mit  mehr 
bankmässigem  Charakter  auf  ausgesprochen  socialpolitischer  Unterlage  in 
den  Wirkungskreis  der  Postsparcasse  einbezogen  wurden. 

Belgien,  Rumänien  und  die  Niederlande  cultivieren  auch  solche  Arten 
der  Veranlagung.  Am  weitesten  geht  in  dieser  Richtung  die  belgische 
Postsparcasse,  bei  welcher  die  Elocierung  der  Gelder  zu  einem  förmlichen 
System  ausgebildet  ist,  durch  welches  den  Anforderungen  des  Handels,  der 
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Industrie  und  der  Landwirtschaft  in  ausgedehntem  Maasse  Rechnung  getragen 
wird.  Daselbst  werden  unterschieden: 

a)  definitive, 

b)  provisorische  Veranlagungen. 

ad  a).  Zur  definitiven  Elocierung  der  Einlagen  dient  der  Ankauf  von 
belgischen  Staatspapieren  oder  anderen  staatlich  garantierten  Werten,  von 
Provinzial-  oder  Communalobligationen,  Schuldverschreibungen  von  belgischen 
Gesellschaften,  welche  durch  mindestens  fünf  Jahre  allen  eingegangenen 
Verpflichtungen  mit  ihren  ordentlichen  Einnahmen  nachgekommen  sind; 
weiters  die  Gewährung  von  Darlehen  an  Genossenschaften  zur  Erwerbung 
von  Arbeiterhäusern,  von  landwirtschaftlichen  Crediten  und  von  Vorschüssen 
an  die  ländlichen  Creditgenossenschaften.  Die  zu  dauernder  Anlage  bestimmten 
Fonds  werden  von  der  Nationalbank  in  Brüssel  für  Eechnung  der  Sparcasse 
an  die  Caisse  des  depots  et  consignations  abgeliefert,  welche  den  Kauf  der 
Werte  besorgt.  Die  Caisse  des  depots  ist  auch  beauftragt,  die  Realisierung 
der  dem  Sparinstitute  gehörenden  Papiere  durchzuführen.  Sie  übergibt  der 
Nationalbank,  u.  zw.  zugunsten  der  Sparcasse,  sowohl  die  Gelder  aus  den 
Verkäufen  als  auch  die  für  die  Papiere  erhobenen  Zinsen. 

ad  b).  Die  provisorische  Veranlagung  erfolgt  durch  Escompte  von 
Wechseln  und  Anweisungen,  Vorschüssen  auf  Handelspapiere,  Vorschüsse 
auf  Warrants,  Vorschüsse  auf  belgische  oder  auswärtige  Staatspapiere, 
Communal-  oder  Provincialwerte,  Actien  oder  Obligationen  belgischer  Gesell- 
schaften. Veranlagung  und  Realisierung  wird  seitens  der  Nationalbank  bei 
gesondeter  Rechnung  und  getrenntem  Portefeuille  entweder  unmittelbar 
durch  sie  selbst  oder  durch  ihre  Agenten  und  auswärtigen  Correspondenten 
vorgenommen.  In  letzterem  Falle  erfolgen  die  Operationen  für  Rechnung 
der  Caisse  generale,  doch  unter  alleiniger  Verantwortung  und  Haftung  der 
Agenten,  bezw.  Correspondenten.  Für  Rechnung  der  Caisse  gekaufte  und 
escomptierte  Effecten  indossiert  die  Nationalbank  für  Rechnung  der  Caisse 
generale.  Die  Darlehensverträge  werden  namens  der  Nationalbank  für  die  Caisse 
generale  geschlossen.  Zur  Verfallszeit  geschieht  die  Realisierung  über  Er- 
suchen des  Generaldirectors  der  Caisse  d'epargne.  Weitere  Details  bezüglich 
der  Veranlagung  wurden  bereits  gelegentlich  der  Fortbildung  der  Sparcasse- 
einrichtungen  in  Belgien  erwähnt. 

Der  weitaus  grössere  Theil  der  Guthabensbestände  ist  der  definitiven 
Veranlagung  zugeführt.  In  dieser  Weise  sind  von  500  Mill.  Frcs.,  welche 
Ende  1898  den  Einlagensaldo  des  belgischen  Caisse  d'epargne  bilden, 
432-3  Mill.  Frcs.,  d.  i.  73  Proc.  elociert,  u.  zw.: 

in  Staatspapieren 188*5  Mill.  Frcs.,  d.  i.  32     Proc. 

in  Obligationen  von  staatlich  garantierten 

Gesellschaften 342       „         „         ,       6         „ 

Obligationen  von  Provinzen,  Städten  und 

Gemeinden 76  „         „         «13         „ 

Obligationen  belgischer  Gesellschaften  .  102"2       „         „         ,17         „ 
Hypothekardarlehen 2*1       ,         „         ,       0"4      , 
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Vorschüssen  für  Arbeiterhäuser  ....    24*7  Mill.  Frcs.,  d.  i.     4*2     Proc. 
Landwirtschaftlichen  Darlehen    ....      4*5     „         ^         „        076      „ 

Provisorisch  veranlagt  waren  Ende  des  Jahres  1898  152'9  Mill.  Frcs., 
d.  i.  27  Proc.  aller  Guthabungen  der  Einleger.  Hievon  entfielen  auf: 

Vorschüsse  gegen  Verpfändung  ....    42-9  Mill.  Frcs.,  d.  i.     7'4    Proc. 
Escompte  von  belgischen  Papieren    . 
„  „    auswärtigen  Papieren  . 

Vorschüsse  für  Arbeiterhäuser   .    .    . 

Rumänien  fructificiert  die  Postsparcassengelder  durch  Ankauf  von 
Schatzscheinen  oder  anderen  Staatspapieren,  von  Stadt-  oder  Landes- 
obligationen und  durch  Lombardierung  der  erwähnten  Effecten  bis  zum 
dritten  Theil  des  Wertes.  Die  Darlehen  laufen  längstens  auf  drei  Monate, 
können  jedoch  prolongiert  werden.  Die  Zinsen  sind  im  vorhinein  am  Tage 
der  Verpfändung  zu  bezahlen.  Den  Zinsfuss  bestimmt  allmonatlich  die 
Administrationscommission  für  die  nächste  Periode.  Ausser  den  Zinsen 
kommt  eine  Provision  von  Y^  Proc.  für  je  drei  Monate  zur  Anrechnung, 
welche  zur  Deckung  der  Administrationskosten  dient.  Die  Gasse  ist  berechtigt, 
die  verpfändeten  Effecten  ohne  Mahnung  des  Schuldners  und  ohne  gerichtliche 
Dazwischenkunft  acht  Tage  nach  Fälligkeit  zum  Tagescourse  zu  veräussern. 
Der  Betrag  des  Darlehens  darf  nicht  mehr  als  1000  Lei  sein. 

Bei  der  Niederländischen  Postsparcasse  können  die  Fonde  in 
einem  die  Hälfte  nicht  übersteigenden  Betmge  zu  Vorschüssen  auf 
Handelseffecten,  welche  von  der  Niederländischen  Bank  zugelassen  sind, 
elociert  werden.  Die  Dauer  der  Darlehen  ist  auch  hier  auf  drei  Monate 
beschränkt. 

Für  die  in  Erörterung  stehende  Frage  bemerkenswert  sind  auch  die 
Bestimmungen,  welche  der  im  Jahre  1885  dem  deutschen  Reichstage 
vorgelegte  jedoch  nicht  angenommene  Entwurf  eines  Postsparcassengesetzes 
enthält.  Derselbe  lehnte  sich  vielfach  an  die  Principien  an,  welche  für  die 
Elocierung  der  Gelder  bei  den  Privätsparcassen  gelten  und  suchte  vor  allem 
dem  Creditbedürfnisse  der  Grundbesitzer  entgegenzukommen.  Zu  diesem 
Behufe  wurden  —  abgesehen  vom  Ankaufe  von  Staatswerten  und  Obli- 
gationen öffentlicher  Institute  —  die  Ausleihe  gegen  Hypothek,  der  Ankauf 
von  Pfandbiiefen  landschaftlicher  und  communaler  Bodencreditanstalten 
Deutschlands,  die  Ausleihung  an  inländische  communale  Verbände  zu 
gemeinnützigen  Verwendungen,  insbesondere  zur  Förderung  allgemeiner 
Zwecke  der  Landescultur,  die  Anlage  in  Rentenbriefen  der  zur  Förderung  der 
Landescultur  bestehenden  deutschen  Rentenbanken  und  Schuldverschreibungen 
der  Meliorations-  und  Deichgenossenschaften  etc.  in  Aussicht  genommen. 
Auch  war,  um  die  Sparcassen  im  Falle  eines  durch  die  Postsparcasse  etwa 
verursachten  Rückganges  der  Einlagen  unter  allen  Umständen  vor  der  Noth- 
wendigkeit  einer  Einschränkung  des  dem  kleinen  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
stand gewährten  Credites  zu  schützen,  die  Gewährung  von  Darlehen  an  die 
Sparcassen  inländischer  Communalverbände,  welche  unter  staatlicher  Regelung 
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und  Aufsicht  stehen,   sowie  der  Ankauf  von  Schuldverschreibungen  solcher 
Sparcassen  vorgesehen. 

Kesumiert  man  die  bisherigen  Ausführungen,  so  ergibt  sich  für  die 
Veranlagung  des  Einlagensaldos  bei  den  bestehenden  Postsparcassen  als 
Grundform  die  Fructificierung  durch  Ankauf  von  Staatspapieren.  Sie  findet 
sich  bei  allen  Postsparcassen  und  ist  der  weitaus  grössere  Theil  der  Gut- 
habungen in  solcher  Weise  elociert.  Die  Bedeutung  dieser  Anlageart  für 
die  Nationalisierung  und  Stabilisierung  der  Staatsschuld  sowie  in  weiterer 
Folge  für  die  Mässigung  ihres  Zinsfusses  liegt  klar  zutage. 

Dieser  folgt  erfahrungsgemäss  nur  dort,  wo  die  Staatspapiere  vor- 
wiegend der  Speculation  dienen,  den  Schwankungen,  welchen  der  Discontsatz 
unterworfen  ist.  Je  mehr  die  Staatsschuld  zu  dauernder  Capitalsanlage  in  feste 
Hände  gelangt,  desto  unabhängiger  wird  ihr  Cours  und  Zinsfuss  von  der 
momentanen  Marktlage  und  umso  fester  behaupten  sich  beide  selbst  in 
wirtschaftlichen  Krisen  sowie  bei  vorübergehend  steigendem  Preise  des 
Geldes. 

Gleich  günstig  ist  der  Einfluss  einer  solchen  Verwendung  der  Post- 
sparcassengelder  auf  die  allgemein  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Die  Ver- 
billigung  des  Leihcapitals  ist  ihre  weitere  Folge.  In  dieser  Kichtung 
wirkt  auch  der  Umstand  ein,  dass  die  bei  Elocierung  der  Postsparcassen- 
gelder  frei  werdenden  Capitalien  dem  Wirtschaftsleben  zufliessen  und 
dasselbe  befruchten.  Und  solche  werden  disponibel.  Denn  bei  den  Einlagen 
der  Postsparcassen  handelt  es  sich  nicht  etwa  um  eine  andere  Form  oder 
Verschiebung  in  der  Veranlagung  des  Volkscapitales,  sondern  um  die  Con- 
centrierung  und  Fruchtbarmachung  von  früher  zerstreut  und  zinslos  liegenden 
Geldern.  Diese,  erst  durch  ihre  Vereinigung  für  die  Wirtschaft  von  Bedeutung, 
müssen,  falls  sie  in  Staatswerten  Anlage  finden,  auch  auf  die  Verwendung 
der  übrigen  Capitalien  und  auf  andere  Anlagegebiete  Einfluss  nehmen.  Die 
Höhe  der  Gelder,  welche  in  staatlichen  Creditpapieren  investiert  werden 
kann,  ist  ja  durch  den  gesetzlich  fixierten  Betrag  der  zu  emittierenden 
Titres  begrenzt.  Alles  Capital,  welches  in  letzteren  keine  Anlage  mehr 
findet,  muss  anderen  Gebieten  zuströmen.  Entstehen  nun,  wie  es  durch  die 
Postsparcasse  geschieht,  neue  Capitalswerte  und  werden  diese  in  Staats- 
papieren elociert,  so  gelangen  die  anderen  Falles  in  solcher  Weise  angelegten 
Summen  des  privaten  Capitales  zu  anderweitiger  Verwendung  und  zwar 
auf  jenen  Gebieten  productiven  Schaffens,  auf  welchen  Bedarf  und  Nachfrage 
nach  Leihcapital  ist. 

Gegentiber  den  angeführten  zugunsten  der  Veranlagung  in  Staats- 
papieren sprechenden  Momenten,  wird  von  verschiedenen  Seiten  darauf 
hingewiesen,  dass  für  die  Postsparcassen  aus  einer  derartigen  Elocierung 
insbesondere  bei  grösseren  Guthabensbeständen  zufolge  der  Schwierigkeit 
der  Eealisierung  während  wirtschaftlicher  oder  politischer  Krisen  Compli- 
cationen  entstehen  könnten.  Dieses  Bedenken  wurde,  wie  erwähnt,  auch  in 
dem  obcitierten  Berichte  der  volkswirtschaftlichen  Comniission  des  öster- 
reichischen Herrenhauses    geäussert   und   war   beispielsweise  in  Frankreich 
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für  eine  Erweiterung  des  Anlagegebietes  ausschlaggebend.  Wohl  muss  in 
bewegten  Zeiten,  wenn  der  Credit  grösseren  Schwankungen  unterworfen  ist, 
mit  den  Folgen  eventueller  Coursrückgänge  gerechnet  werden,  doch  scheint  es 
nach  den  Erfahrungen,  welche  im  Betriebe  der  Postsparcassen  in  solcher 
Kichtung  gemacht  wurden,  dass  die  praktische  Bedeutung  dieses  Umstandes 
für  die  Gebarung  der  Postsparcassen  in  seiner  Tragweite  vielfach  über- 
schätzt wird. 

Selbst  im  Privatsparcassenbetriebe  ist  bei  intactem  Vertrauen  die 
Gefahr  der  momentanen  Kückforderung  namhafterer  Posten  keine  grosse. 

Mehr  als  bei  den  Privatsparcassen  lässt  sich  aber  bei  den  Post- 
sparcassen zufolge  ihrer  territorialen  Ausdehnung  und  bei  dem  Umstände, 
als  es  sich  bei  den  Beständen  derselben  um  eine  grosse  Zahl  kleiner  Gut- 
habungen handelt,  voraussetzen,  dass  sich  derartige  Einflüsse  nur  vorüber- 
gehend geltend  machen,  dass  den  Postsparcassen  vielmehr  bald  wieder  neue 
Ersparnisse  zufliessen  würden.  Natur  und  Wesen  des  Saldos  bringen  es  mit 
sich  und  haben  es  auch  die  Ereignisse  im  Verlaufe  der  Zeit  bestätigt,  dass 
die  Postsparcasseguthabungen  nur  wenig  Schwankungen  unterworfen  sind. 
Fälle,  dass  die  Jahresdepots  hinter  den  Abhebungen  zurückbleiben,  sind 
bisher  nur  bei  drei  Postsparcassen  vorgekommen,  und  zwar  bei  der  belgischen 
Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  im  Jahre  1882,  bei  der  französischen 
Caisse  nationale  d'epargne  im  Jahre  1893  und  bei  der  italienischen  Post- 
sparcasse  1896. 

Der  Rückgang  der  Einlagen  bei  der  belgischen  Sparcasse  (1882)  war 
durch  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  für  grössere  Spareinlagen  (für  den 
12.000  Pres,  übersteigenden  Theil  der  Guthaben  von  3  auf  2  Proc.)  hervor- 
gerufen und  betraf  auch  nur  zum  geringen  Theile  (0-4  Mill.  Frcs.)  die 
eigentlichen  Sparguthabungen.  Die  weitaus  grösste  Summe  (2'6  Mill.  Frcs.) 
entfiel  auf  die  rückverlangten  Depots  der  communalen  und  öffentlichen  Fonde. 
Diese  Saldoverminderung  kommt  daher  für  die  erörterte  Frage  nicht  weiter 
in  Betracht.  Auf  ähnliche  Ursachen  ist  auch  die  Verringerung  der  Netto- 
einlagen bei  der  italienischen  Postsparcasse  im  Jahre  1896  zurückzuführen. 
Von  letzterer  wurde  ab  September  1895  der  Zinsfuss  für  die  Spareinlagen 
von  3*25  auf  3  Proc.  erniedrigt.  Folge  davon  war,  dass  der  Stand  der 
Guthabungen  in  den  Monaten  September  bis  December  1895  um  Beträge 
von  je  1-2 — 2*7  Millionen  per  Monat,  im  Februar  1896  um  eine  Summe 
von  6*1  Millionen  und  im  März  desselben  Jahres  um  eine  solche  von 
1672  Mill-  I^ii'6  sich  verminderte.  Schon  von  Mai  an  waren  die  Ergebnisse 
wieder  normale.  Die  einjährige  Gebarungsperiode  nach  der  Zinsfussreduction 
schloss  mit  einem  Passivsaldo  von  nur  8  Millionen  Lire.  Dagegen  war  der 
Abfall  des  Saldos  bei  der  französischen  Postsparcasse  im  Jahre  1893  aller- 
dings die  Folge  einer  ganz  unerklärlichen  Beunruhigung  der  Einleger.  Weder 
die  wirtschaftlichen,  noch  die  finanziellen  Verhältnisse  boten  zu  einer  solchen 
Anlass;  lediglich  nur  Agitationen  gegen  die  Sparcassen  hatten  sie  verursacht, 
und  gewann  denn  die  Besonnenheit  bald  wieder  die  Oberhand.  Immerhin 
zeigte  sich  aber  der  Einfluss  der  Krise  in  einem  nicht  unbedeutenden  Rück- 
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gange  der  Nettoeinlagen.  Selber  betrug  6  Millionen  Frcs.,  d.  i.  1  Proc.  der 
Gesammtguthaben.  Auch  bei  dieser  Gelegenheit  war  übrigens  zu  erkennen, 
um  wie  viel  geringer  bei  den  Postsparcassen  die  Wahrscheinlichkeit  der 
plötzlichen  Rückzahlung  höherer  Posten  in  bewegten  Zeiten  ist  als  bei  den 
Privatsparcassen.  Letztere  hatten  zur  selben  Zeit  einen  Einlagenriickgang 
von  89  Millionen  Pres.,  d.  i.  3  Proc.  des  Giithabensstandes.  Andere  Krisen 
haben  auf  die  Postsparcasseeinlagen  keinen  ungünstigen  Einfluss  zu  nehmen 
vermocht.  So  hat  beispielsweise  die  belgische  Caisse  generale  selbst  die 
finanziellen  Krisen,  welche  unmittelbar  nach  ihrer  Gründung  1866  und  in 
den  darauffolgenden  Jahren  Belgien  bedrohten,  ohne  Verminderung  des  Saldos 
überdauert. 

Weit  mehr  als  die  Rücksicht  auf  die  Mobilmachung  der  Postsparcassen- 
bestände  —  diese  sind  nach  dem  Gesagten  stabil  —  war  es  die  sinkende 
Rentabilität  der  Staatspapiere,  welche  bei  verschiedenen  Postsparcassen  zu 
einer  Aenderung  der  in  Rede  stehenden  Anlageweise  geführt  hat.  Durch 
das  geringe  Erträgnis  der  Staatstitres  werde  eine  dem  Passiszinsfusse  ent- 
sprechende Verwertung  der  Fonde  unmöglich.  Wie  sehr  die  Gebarung  der 
Postsparcassen  hiedurch  influenziert  werden  kann,  zeigen  die  Betriebsergebnisse 
des  englischen  Institutes  während  der  drei  letzten  Jahre.  Docli  auch  bei 
anderen  Postsparcassen  macht  sich  dieser  Einfluss  mehr  und  mehr  fühlbar. 

Falls  die  Ertragsfähigkeit  der  Staatswerte  noch  weiter  abnimmt,  gewinnt 
in  der  Gebarung  der  Postsparcassen  das  Princip  der  gemischten  Veranlagung 
erhöhte  Bedeutung.  Wollte  man  sich  zu  letzterer  nicht  verstehen,  so  bliebe 
nur  die  Erniedrigung  des  Zinsfusses  für  die  Spareinlagen.  Diese  Eventualität 
ist  aber  wohl  nur  als  äusserstes  Mittel  anzusehen.  Auch  hängt  selbe  ja 
von  mannigfachen,  der  Einflussnahme  der  Postsparcassen  entzogenen  Momenten 
ab  und  wäre  sie,  wenn  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  nicht  begründet, 
dem  Sparzwecke  keineswegs  förderlich.  Zudem  muss  es  dahingestellt  bleiben, 
ob  durch  eine  Zinsfussermässigung  das  Ziel,  die  Veranlagung  ausschliesslich 
in  Staatswerten  beibehalten  zu  können,  auch  wirklich  zu  erreichen  ist.  Selbst 
bei  dem  geringeren  Procentsatze  würden  Ersparnisse,  wenn  auch  in  ver- 
mindertem Ausmaasse,  den  Postsparcassen  zufliessen,  und  müsste  doch  wieder 
ein  Zeitpunkt  eintreten,  in  welchem  das  Erträgnis  der  alsdann  vertheuerten 
Staatstitres  unter  den  niedrigeren  Passivzinsfuss  der  Postsparcassen  herab- 
geht. Es  bliebe  sohin  behufs  Erzielung  eines  entsprechenden  Erträgnisses 
und  zur  Sicherung  gegen  Betriebsdeficite  schliesslich  doch  nur  die  Zulassung 
anderer  Anlagearten. 

Als  solche  sind,  wie  oben  gezeigt,  bei  den  meisten  Postsparcassen  der 
Ankauf  von  Obligationen  öffentlicher  Verwaltungskörper  und  von  anderen 
vollkommen  sicheren  Effecten,  die  Gewährung  von  Communaldarlehen  etc. 
schon  jetzt  normiert. 

Die  fernere  Entwicklung  scheint  ausserdem,  wie  dies  in  Belgien,  Rumänien 
und  in  den  Niederlanden  bereits  geschehen  ist,  zur  Erweiterung  des  Anlage- 
gebietes durch  Entrierung  des  Lombard-  und  des  Escomptegeschäftes  zu 
führen. 
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In  der  Gebarung  des  belgischen  Institutes  treten  bei  Anlage  der  Spar- 
cassengelder  nebst  dem  finanziellen  und  betriebsdienstlichen  Momente  aber 
auch  socialpolitische  Gesichtspunkte  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund. 
Die  Verwendung  der  Bestände  für  Zwecke  der  Landwirtschaft  eröffnet  daselbst 
schon  jetzt  ein  weites  Feld  für  das  Wirken  der  Caisse  d'epargne.  Auch 
drängt  die  Entwicklung  dieses  Institutes  auf  ein  am  Continente  bisher  noch 
wenig  gepflegtes  Gebiet,  welches  ein  bedeutungsvolles  Glied  in  der  Kette 
socialpolitischer  Reformen  bildet  und  in  der  Folge  dazu  beitragen  könnte, 
auch  die  ausschliesslich  von  der  Hände  Arbeit  lebenden  Schichten  allmählich 
in  den  Kreis  der  besitzenden  Classen  überzuleiten :  zur  Gewährung  von 
Darleihen  an  die  Arbeiterschaft  für  innerhalb  ihrer  Wirtschaftssphäre  gelegene 
Zwecke. 

Als  deren  wichtigsten  einer  gilt  wohl  bei  der  heutigen  socialen  Stellung 
der  Arbeiterclassen  die  Erwerbung  von  Heimstätten,  in  welcher  Richtung 
die  belgische  Postsparcasse,  wie  an  früheren  Stellen  wiederholt  erwähnt,  mit 
beachtenswertem  Erfolge  einzugreifen  versucht  hat. 

In  ähnlicher  Weise  wollte  man  auch  in  Frankreich  mit  den  Post- 
sparcassengeldern  das  Wirken  von  Baugenossenschaften  fördern.  Daselbst 
wurde  1893  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  welcher  folgende  Bestimmungen 
enthält:  „Um  die  Erbauung  gesunder  und  billiger  Wohnungen  zu  begünstigen, 
sollen  in  jedem  Departement  Comites  zum  Bau  von  Wohnungen  zu  billigem 

Preise    gebildet   werden"    (Art.  1);    „die  postalische  Sparcasse  wird 

ermächtigt,  einen  Theil  ihrer  disponiblen  Gelder,  u.  zw.  Yio  der  Bestände 
in  Hypotheken  für  Häuserbauten  zu  billigem  Preise  anzulegen"  (Art.  7). 
Der  Entwurf  erlangte  jedoch  in  dieser  Form  nicht  Gesetzeskraft  und  wurde 
mit  dem  oberwähnten  Gesetze  vom  20.  Juli  1895,  Art.  10,  nur  den  Privat- 
sparcassen  eine  derartige  Veranlagung,  u.  zw.  beschränkt  auf  das  Erträgnis 
des  eigenen  Vermögens  und  den  fünften  Theil  dieses  Vermögens,  gestattet.*) 

Anderwärts  sind  die  Postsparcassen  dem  Probleme  einer  Förderung 
von  Genossenschaften  zum  Baue  billiger  Häuser  bisher  noch  nicht  näher 
getreten.  Die  socialpolitische  Bedeutung  derselben  dürfte  aber  wohl  in  der 
Folge  auch  in  anderen  Staaten  dazu  führen,  die  Entstehung  und  Entwicklung 
der  in  Rede  stehenden  Vereinigungen  durch  Gewährung  von  Darlehen  aus 
den  Postsparcassengeldern  zu  begünstigen.  Für  die  Zulässigkeit  einer 
Verwendung  der  Postsparcassemittel  zu  dem  gedachten  Zwecke  spricht  ausser 
der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  zunächst  der  Umstand,  dass  hiedurch 
ein  der  Natur  des  Postsparcassenwesens  angepasstes  Analogon  zu  dem 
von  den  Privatsparcassen  betriebenen  Hypothekencreditgeschäfte  geschaffen 
würde;   dann   aber   auch   die   zweifellose   Sicherheit   einer    derartigen  Ver- 


^)  Art.  10  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1895  lautet:  Die  Sparcassen  können  ausser- 
dem das  ganze  Erträgnis  des  eigenen  Vermögens  und  den  fünften  Theil  dieses  Vermögens 
veranlagen  ....  in  Ankauf  und  Bau  von  Häusern  mit  billigen  Wohnungen;  in  Hypo- 
thekardarlehen an  Gesellschaften,  welche  den  Bau  solcher  Wohnhäuser  zum  Zwecke 
haben  oder  an  Creditgesellschaften,  welche  zwar  nicht  selbst  bauen,  aber  den  Ankauf 
und  Bau  von  Häusern  mit  billigen  Wohnungen  fördern. 
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anlagung.  Die  Securitäten,  welche  diesbezüglich  bei  der  belgischen  Caisse 
d'epargne  bestehen,  verbürgen  den  Eingang  der  Gelder,  die  übrigens  auf 
geringe  Summen  beschränkt  sind. 

d)  Mit  dem  Spar  zw  ecke  nur  mittelbar  zusammenhängende 

Agenden. 

Zwei  Momente  sind  es  beim  Sparcassenwesen,  von  denen  die  that- 
sächliche  Besserung  der  wirtschaftlichen  Zustände  abhängt.  Einerseits  muss 
der  Einleger  durch  eine  geraume  Zeit,  insoferne  lohnender  Erwerb  zu  finden, 
einen  Theil  des  Verdienstes  zurücklegen.  Ist  dies  der  Fall,  so  darf  er  der 
moralischen  Kraft  nicht  entrathen,  die  Ersparnisse  unangetastet  zu  lassen. 
Anderseits  muss  aber  der  Sparende  von  allen  die  Arbeitskraft  gefährdenden 
Zufällen  verschont  bleiben.  So  mancher,  welcher  die  ernste  Absicht  zu 
sparen  hat,  büsst  vorzeitig  infolge  von  Krankheit  oder  anderen  Umständen 
die  Fähigkeit  zu  fortdauerndem  Erwerbe  ein.  Damit  ist  ihm  die  Möglichkeit 
zu  weiteren  Ersparnissen  benommen.  In  ersterer  Kichtung  hat  die  Ent- 
wicklung des  Sparcassenwesens  erwähntermaassen  dazu  geführt,  durch  ver- 
schiedene Vorkehrungen  (Abholen  der  Sparbeträge  etc.  etc.)  eine  gewisse 
Eegelmässigkeit  im  Sparen  zu  bewirken  und  anderseits  jede  Verwendung  zu 
anderen  als  den  von  vornherein  bestimmten  Zwecken  zu  vermeiden  (Zweck- 
sparcassen).^)  Doch  sind  die  bezüglichen  Einrichtungen  wenigstens  derzeit 
noch  zu  wenig  verbreitet,  als  dass  sich  ihnen  in  Ansehung  des  Resultates 
grössere  Bedeutung  beimessen  Hesse.  In  der  zweiterwähnten  Hinsicht  aber 
—  bezüglich  der  Abwelir  der  Folgen  von  Ereignissen,  welche  die  Arbeits- 
kraft bedrohen  —  ist  das  Sparwesen  überhaupt  wirkungslos  und  muss  in 
dieser  Richtung  in  anderer  Weise  Abhilfe  geschaffen  werden. 

Insoferne  nun  einzelne  Zweige  der  Personalversicherung  die  Vortheile 
des  Sparens  mit  einem  von  vornherein  fixierten  Sparziele  und  jene  des 
Schutzes  gegen  die  Folgen  der  Erwerbsunfähigkeit  in  sicli  vereinen,  werden 
sie  den  beiden  berührten  Gesichtspunkten  gerecht  und  bilden  eine  wichtige 
Ergänzung  des  Sparwesens. 

Wohl  wird  vielfach  die  Ansicht  laut,  dass  Versicherung  und  Sparwesen 
einander  widerstreiten.  Doch  Erfahrung  lehrt  das  Gegentheil,  Beide  Formen 
wirtschaftlicher  Fürsorge  befruchten  sich  wecliselseitig ;  sie  sind  nothwendige 
Elemente  der  Organisation  des  Wirtschaftslebens.  Selbst  bei  noch  so  weit- 
gehender  Versicherung   kann    das    Sparwesen    sich    ausbreiten.     Zahlreiche 


*)  Dieselben  kommen  insbesondere  in  Deutschland  bei  Privatsparcassen  vor.  Ihrem 
Wesen  nach  bestehen  sie  darin,  dass  sich  der  Einleger  des  Rechtes,  die  Einlagen  nach 
Belieben  zurückzuziehen,  freiwillig  begibt,  wogegen  die  Sparcasse  nur  bei  dem  Eintritte 
eines  bestimmten  Ereignisses  die  Rückzahlung  leistet.  Die  Erfolge  in  Deutschland  weisen 
darauf  hin,  dasshiedurch  dem  praktischen  Bedürfnisse  der  Arbeiterkreise  gedient  wird. 
Diese  Art  des  Sparens  regt  mächtig  an  und  insbesondere  in  jenen  Fällen,  in  welchen, 
wie  es  zumeist  geschieht,  Begünstigungen  hinsichtlich  der  Verzinsung  zugestanden  werden. 
Eine  der  wichtigsten  Formen  solcher  Zwecksparcassen  sind  die  Alterssparcassen,  welche 
seit  1888  in  Deutschland  und  seit  1889  auch  in  Oesterroich  bei  einzelnen  Privatinstrtnten 
bestehen. 
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Sparbeträge  dienen  Zwecken,  welche  im  Wege  der  Versicherung  sich  über- 
haupt nicht  erreichen  lassen.  So  werden  beispielsweise  Suramen,  welche 
für  nicht  vorhersehbare  Bedürfnisse  des  täglichen  Lebens  bestimmt  sind, 
den  Sparinstituten  stets  zufliessen.  Auch  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  viele 
Personen,  welche  zwischen  Sparen  und  Versichern  zu  wählen  haben,  aus 
mancherlei  nicht  näher  zu  erörternden  Gründen  ersterem  den  Vorzug  geben. 
So  haben  denn  die  wirtschaftlichen  Functionen  des  Spar-  und  Versicherungs- 
wesens mannigfache  Berührungspunkte  und  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
es  vom  gesammtwirtschaftlichen  Standpunkte  gleich  ist,  wie  das  die  Existenz 
verbessernde  Capital  aufgebracht  wird;  ob  dies  im  Wege  der  allmähliclien 
Zurücklegung  von  Beträgen  bei  Sparinstituten  oder  aber  durch  Einzahlung 
von  Prämien  bei  Versiclierungsanstalten  geschieht,  bedeutet  wirtschaftlich 
keinen  Unterschied. 

Solche  Gesichtspunkte  sind  es,  welche  in  England  sowie  in  Belgien 
Anlass  boten,  den  staatlichen  Sparinstituten  auch  Abtheilungen  für  einzelne 
Zweige  der  Lebens-  und  Altersversicherung  anzugliedern. 

In  England  reichen  die  Anfänge  des  staatlichen  Versicherungswesens 
bis  in  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhundertes,  also  in  eine  Zeit  zurück,  in 
welcher  die  Idee  des  Postsparcassenwesens  noch  nicht  Verwirklichung 
gefunden  hatte.  Die  bezüglichen  Agenden  wurden  im  Jahre  1865,  und  zwar 
zunächst  noch  ohne  Anlehnung  an  die  Post  office  savings  bank,  mit  der 
Postanstalt  in  Verbindung  gebracht.  Nach  den  für  die  Versicherungsanstalt 
geltenden  Bestimmungen  konnte  das  Leben  von  Personen  im  Alter  zwischen 
16  und  20  Jahren  auf  Beträge  von  20  bis  100  Pf.  Sterl.  versichert  werden. 
Auch  war  es  gestattet,  Leibrenten  im  Betrage  von  4  bis  50  Pf  Sterl.  (sofort 
oder  von  einem  bestimmten  Termine  an  zahlbar)  für  Personen  von  10  Jahren 
aufwärts  zu  erwerben.  Fiir  die  Einzahlungen  waren  fixe  Termine  festgesetzt. 
Diese  Bestimmungen  blieben  bis  1884  unverändert  in  Kraft.  Während  der 
Zeit,  in  welcher  die  Versicherungsagenden  von  der  Postanstalt  ohne  Ver- 
bindung mit  dem  Postsparcassenwesen  betrieben  wurden,  d.  i.  vom  Jahre  1865 
bis  1884,  sind  im  ganzen  7064  Lebensversicherungspolizzen  im  durch- 
schnittlichen Betrage  von  79  Pf.  Sterl.  ausgefertigt  worden. 

Die  Zahl  der  Versicherungsverträge  für  sofort  zalilbare  Leibrenten  belief 
sich  in  der  gleichen  Zeitperiode  auf  13.402  im  Gesammtbetrage  von 
187.117  Pf.  Sterl.,  jene  der  Abschlüsse  für  später  zahlbare  Kenten  auf  978 
mit  19.938  Pf.  Sterl. 

Erst  im  Jahre  1884  wurde  die  Lebens-  und  Rentenversicherung  mit 
der  Postsparcasse  verbunden  und  können  von  da  ab  Versicherungsprämien 
durch  Einlagen  in  die  Postsparcasse  erfolgen.  Um  fällige  Einzahlungen  zu 
leisten,  ist  es  nicht  nothwendig,  selbst  auf  das  Postamt  zu  gehen;  es  genügt, 
wenn  ein  Einleger  ansucht,  dass  ein  gewisser  Betrag  —  selbst  bloss  1  Benny 
per  Woche  —  zur  Zahlung  der  Prämie  für  die  Lebensversicherungspolizze 
oder  zum  Ankauf  einer  Leibrente  von  dem  Guthaben  seines  Postsparcassen- 
buchels    verwendet   werde.     Die   Postsparcasse   führt   diesen    Auftrag   ohne 
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weitere  jedesmalige  Ingerenz  seitens  des  Einlegers  insolange  ans,  als  noch 
genügendes  Guthaben  vorlianden  ist. 

Gelegentlicli  der  Angliederung  der  Versicherung  an  die  Postsparcasse 
wurde  bestimmt,  dass  für  Personen  zwisclien  dem  14.  und  55.  Jabre  Beträge 
von  5  bis  100  Pf.  Sterl.  versichert  werden  l(önnen,  fällig  bei  einem  Alter 
von  60  Jahren  oder  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  nach 
Vertragsabschluss.  Für  Leibrenten  wurde  das  Minimum  auf  1  Pf.  Sterl. 
ermässigt,  das  Maximum  auf  100  Pf.  Sterl.  erhöht. 

Der  Erfolg  i;ri  Lebensversicherungs-  und  Rentengeschäfte  war  auch 
nach  dessen  Angliederung  an  die  Postsparcasse  nur  gering,  obwohl  die 
berechneten  Prämien  kleiner  sind  als  jene  bei  anderen  Versicherungsanstalten. 
1898  betrug  die  Zahl  der  aufrecliten  Rentenversicherungen  21.158  mit  einem 
Betrage  von  508.324  Pf.  Sterl.,  der  Zuwachs  während  dieses  Jahres  2229 
Verträge  mit  59.379  Pf.  Sterl.  Die  Zahl  der  Lebensversicherungen  erreichte 
die  Höhe  von  11.473  Posten  per  699.568  Pf.  Sterl.  Lnmerhin  aber  bezeichnet 
die  PHege  der  Versicherungsagenden  seitens  der  Post  office  savings  bank 
einen  nicht  zu  unterschätzenden  Fortschritt  in  der  Ausgestaltung  der  socialen 
Fürsorge,  da  hiedurch  auch  den  ärmeren  Bevölkerungskreisen  die  Möglichkeit 
eröffnet  wurde,  ihr  Leben  zu  versichern  oder  Altersrenten  zu  erwerben. 

Wie  in  England  besteht  auch  in  Belgien  ein  staatliches  Versicherungs- 
institut (Caisse  de  retraite).  Dasselbe  wurde  1850  unter  staatlicher  Garantie 
zu  dem  Zwecke  gegründet,  um  den  minder  bemittelten  Kreisen  der  Bevölkerung, 
insbesondere  den  Arbeitern,  Gelegenheit  zur  Sicherung  von  Rentenansprüchen 
für  den  Fall  der  zufolge  Alters  schwindenden  Erwerbsfähigkeit  zu  bieten. 
Auch  dieses  Institut  wurde  ähnlich  wie  in  England  nachträglich  (1865)  der 
Postsparcasse  angegliedert. 

Nach  den  bezüglichen  Normen  können  für  jede  mindestens  6  Jahre 
alte  Person  Einzahlungen  in  die  Altersrentencasse  bewerkstelligt  werden. 
Zur  Entgegennahme  derselben  sind  ausser  der  Centrale  und  den  Filialen 
auch  die  Stellen  der  Nationalbank,  die  Steuereinnehmer  und  die  Zollämter 
befugt. 

Das  Minimum  einer  Einzahlung  ist  mit  1  Frc.  fixiert;  Summen,  welche 
zur  Erwerbung  einer  Rente  unter  den  festgesetzten  Bedingungen  nicht 
genügen,  werden  inzwischen  in  der  Sparcassenabtheilung  deponiert.  Das 
Maximum  der  Rente  beträgt  1200  Frcs.  Bei  höheren  Einzahlungen  werden 
die  Beträge  ohne  Zinsen  zurückerstattet.  Die  Rentenansprüche  sind  unüber- 
tragbar und  unterliegen  keiner  Beschlagnahme.  Die  Versicherung  erfolgt 
mit  oder  ohne  Vorbehalt  des  Capitals.  In  ersterem  Falle  werden  die  ein- 
gezahlten Summen  den  Erben  des  Versicherten  reserviert  und  nur  die  hieraus 
resultierenden  Zinsen  (mit  3  Proc.  berechnet)  zur  Altersrente  verwendet. 
Letztere  Art  der  Versicherung  steht  im  wirtschaftlichen  Effecte  dem  Spar- 
wesen am  nächsten.  Oekonomisch  unterscheidet  sie  sich  von  letzterem  nur 
insoferne,  als  bei  ihr  die  Zinsen  für  den  Altersversicherungszweck  aufgezehrt 
werden  und  die  Fälligkeit  des  eingezahlten  Capitals  an  den  Tod  des  Ver- 
sicherten gebunden  ist.  Doch  die  Gesammtsumiiie  der  geleisteten  Zahlungen 
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kommt,  wie  bei  den  Spareinvichtungen,  der  Wirtschaftssphäre  des  Versicherten 
als  Capitalswert  zugute.  Diese  enge  Verwandtschaft  zwischen  der  in  Rede 
stehenden  Form  der  Versicherung  und  dem  Sparen  macht  es  erklärlich,  dass 
die  Altersrenten  unter  Vorbehalt  des  Capitals  insbesondere  in  den  minder 
bemittelten  Kreisen  mehr  Anklang  finden,  als  jene  unter  Verlust  desselben. 
So  haben  im  Jahre  1898  von  332.029  Einzahlungen  285.119,  d.  i.  86  Proc, 
unter  Vorbehalt  des  Capitals  stattgefunden. 

Die  Betheiligung  der  besitzlosen  Volksschichten  an  der  Versicherungs- 
abtheilung der  belgischen  Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  hat  sich 
in  den  letzten  Jahren  zufolge  des  zielbewussten  Vorgehens  der  Leitung  und 
ihrer  Bemühungen  um  die  Popularisierung  des  Versicherungsgedankens 
ausserordentlich  gesteigert.  Insbesondere  unter  der  Arbeiterschaft  sind  die 
Erfolge  günstig,  seitdem  es  der  Caisse  de  retraite  gelungen  ist,  die  Besitzer 
der  industriellen  Etablissements  für  die  Sache  zu  interessieren  und  deren 
Mitwirkung  bei  Propagierung  der  Versicherung  unter  den  Arbeitern  und  bei 
Sammlung  der  Einzahlungen  zu  gewinnen. 

Im  Jahre  1897  wurden  35  Mill.  Frcs.  an  Prämien  in  332.029  Posten 
eingezahlt;  hierunter  313.558  Posten  (94  Proc.)  durch  Vermittlung  von 
Vereinen,  Arbeitgebern  etc.  Die  Zahl  der  aufrechten  Versicherungsverträge 
bezog  sich  Ende  1898  auf  43.873  Personen,  von  welchen  14.081  auf  Arbeiter 
und  24.416  auf  Minderjährige  entfielen.  Im  Rentenbezug  standen  zu  dieser 
Zeit  3332  Personen,  welche  jährlich  1,239.585  Frcs.  als  Altersrenten  erhalten. 
Nach  der  Höhe  gliedern  sich  die  Renten  folgendermaassen : 

76  Renten  unter  12  Pres. 
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Bezüglich  weiterer  Details  über  das  Wirken  der  Caisse  d'epargne  et 
de  retraite  auf  dem  Gebiete  der  Altersversicherung  verweisen  wir  auf  die 
im  4.  Heft  des  VI.  Bandes  dieser  Zeitschrift  publicierte  Studie  „Zur  Frage 
der  facultativen  Altersversicherung"  und  erwähnen  an  dieser  Stelle  nur  eine 
seit  Publication  derselben  eingeführte  wichtige  Neuerung.  Dieselbe  ist  den 
Schulsparcassen  nachgebildet  und  besteht  in  dem  Versuche,  auch  schon  in 
den  Elementarschulen  für  die  Popularisierung  der  Idee  der  Altersversicherung 
einzutreten.  Zu  diesem  Behufe  wurde  mit  Gesetz  vom  9.  August  1897  das 
Alter  für  den  Beitritt  zur  Caisse  de  retraite  vom  10.  auf  das  6.  Lebensjahr, 
mit  welchem  der  Schulbesuch  beginnt,  herabgesetzt.  Weiters  empfahl  die 
Unterrichtsverwaltung  den  Schulinspectoren,  die  Lehrkörper  auf  die  Vortheile 
der  Altersversicherung  aufmerksam  zu  machen  und  sie  für  die  Propagierung 
derselben  zu  gewinnen.  Auch  wurde  mit  der  Gründung  von  Schulvereinen 
(Societes  scolaires  de  retraite),  welche  sich  die  Vermittlung  der  Versicherungs- 
agenden als  Aufgabe  stellen,  unter  der  Form  von  Hilfscassen  begonnen  und 
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selben  von  Staatswegen  Siibsidien  gewährt.  Der  Erfolg  war  günstig.  Ende 
1897,  also  nach  kaum  drehnonatlichem  Bestände,  waren  bereits  51  solcher 
Schillvereine  in  Wiiksainkeit  und  zahlreiche  Societäten  in  Bildnnj]f  begriffen. 
Die  Zahl  der  Versicherungsverträge   für  Kinder  bis  10  Jahre  betrug  7247. 

Die  Idee,  welche  der  Sparcasseleitung  bei  der  geschilderten  Einführung 
vorschwebte,  verdient  volle  Beachtung.  Indem  sie  frühzeitig  die  Kinder  der 
arbeitenden  Classen  durch  Aufklärung  und  staatliche  Unterstützungen  zur 
Fürsorge  für  das  Alter  anregt,  schafft  sie  die  Grundlage  für  dieBethätigung  der 
gleichen  Vorsorge  auch  im  Mannesalter.  Es  steht  zu  erwarten,  dass  die 
unter  solchen  Verhältnissen  Aufgewachsenen  bei  ihrem  Eintritte  in  die  Fabrik 
von  den  daselbst  bestehenden  Einrichtungen  zur  Altersversorgung  häufig  und 
gern  Gebrauch  machen.  Durch  die  sich  aneinanderreihende  Einwirkung  in 
den  Schulen  und  Fabriks-  (Industrie-)  Etablissements  hofft  die  Leitung  mit 
Recht,  für  künftige  Generationen  auch  ohne  gesetzlichen  Zwang  der  Lösung 
dieses  social  so  wichtigen  Problemes,  welches  derzeit  alle  Culturstaaten 
beschäftigt,  näher  zu  kommen. 

Ausser  der  Altersversicherung  pflegt  die  belgische  Caisse  generale 
d'epargne  auch  die  Ablebensversicherung.  Anlass  zu  deren  Einführung  ergab 
sich  zufolge  der  Gewährung  von  Crediten  für  Arbeiterhäuser,  wodurch  es 
nothwendig  wurde,  Vorsorge  zu  treffen,  dass  den  Erwerbern  solcher  Häuser 
die  Tilgung  der  Schuld  bis  zu  einem  gewissen  Termine  oder  für  den  Fall 
des  früheren  Ablebens  auch  vor  dem  fixierten  Zeitpunkte  ermöglicht  wird. 
So  war  denn  im  Jahre  1891  neben  den  beiden  Gassen  für  Ersparnisse  und 
Altersversicherung  auch  eine  für  Lebensversicherung  gegründet.  Das  Wesen 
der  von  ihr  gepflegten  Versicherungsform  fand  bereits  bei  Betrachtung  der 
von  der  belgischen  Postsparcasse  ins  Leben  gerufenen  Agenden  Erörterung. 

Der  erwähnte  Geschäftszweig  nimmt  an  Ausdehnung  stetig  zu.  Es 
betrug  die  Zahl  der  aufrecht  bestehenden  Versicherungsverträge : 

1892  521  mit  einer  Versicherungssumme  von     r377  Mill.  Frcs. 

1893  1520  ,  ,  „  „  3-823  , 

1894  2538  ,  „  „  ,  6-280  ,  , 

1895  3719  „  ,  ,  ,  9-024  ,  , 

1896  5771  ,  ,  ,  ,  12-135  ,  , 

1897  6873  ,  ,  „  ,  16-031  ,  , 

1898  8936  „  ,  ,  „  20-891  „ 

Von  den  Ende  1898  aufrechten  8936  Polizzen  lauten 

998  auf  Beträge  unter  1000  Frcs. 
2620     ,  ,        bis      2000      , 

2381     ,  ,  ,        3000      , 

1785     ,  „  ,        4000      , 

1152     „  ,        über    4000      , 

Die  Versicherten  sind  ausschliesslich  Arbeiter;  hierunter  5170  aus 
Fabriken  und  1435  Tatrlöhncr  und  landwirtschaftliche  Arbeiter. 
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Zu  der  mit  der  Creditgewährung  für  Arbeiterhäuser  verbundenen  Lebens- 
versicherung kam  zufolge  Gesetzes  vom  Jahre  1894  eine  allen  Bevölkerungs- 
kreisen zugängliche  Lebensversicherung,  beschränkt  auf  Beträge  bis  zu 
5000  Frcs.  per  Person.  Selbe  kann  entweder  bloss  für  den  Fall  des  Ablebens 
oder  aber  in  der  Weise  eingegangen  werden,  dass  das  Capital  an  einem 
bestimmten  Tage,  bei  früherem  Tode  aber  sofort  fällig  wird  (assurance  mixte). 
Die  jährliche  Prämie  beträgt  im  Minimum  10  Frcs.  Eine  solche  gewährt 
Anspruch  auf  folgende  Capitalsbeträge  in  Francs: 

Einfache  Ablebens- 
Assurance  mixte  Versicherung  bei  Prämien- 

Beitrittsalter  Anfallsalter  Zahlung  bis 

55  J.  60  J.  65  J.  55  J.  60  J.  65  J. 

21  Jahr  ....   402  455  499  498  525  545 

25  „   ....   346  399  444  437  467  489 

35  „   ....   217  269  315  289  327  355 

45  „   ....   102  155  199  146  195  232 

55  „   ....   —  —  96  —  —  118 

Ausser  der  jährlichen  Prämie  kann  der  Versicherte  zur  Erhöhung  des 
versicherten  Capitals  noch  einen  einmaligen  Betrag  verwenden,  welcher  das 
Dreifache  der  jährlichen  Prämie  nicht  übersteigen  darf.  Durch  die  einmalige 
Zahlung  von  10  Frcs.  erwirbt  man  ein  Capital  von  Francs: 

Assurance  mixte 
Beitrittsalter  Anfallsalter  Einfache  Ablebens- 

55  J.      60  J.       65  J.  Versicherung 

21  Jahr 21  23  24  27 

30      „  18  19  21  23 

40      „  14  15  17  19 

51      „  11  12  14  16 

64      „  —  —  —  13 

Der  allgemeine  Versicherungsdienst  (in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom 
21.  Juni  1894)  wurde  im  Juli  1896  bei  sämmtlichen  mit  dem  Sparverkehr 
betrauten  Stellen  eröffnet.  Das  Jahr  1898  schliesst  mit  403  Versicherungs- 
verträgen und  einer  Versicherungssumme  von  1*5  Mill.  Frcs.  Die  Versicherungs- 
abtheilung der  belgischen  Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  ist  von 
der  Sparabtheilung  in  der  Verrechnung  vollständig  getrennt.  Doch  findet 
zwischen  beiden  insoferne  ein  Verkehr  statt,  als  die  Spareinleger  ihr  Gut- 
haben auch  zum  Ankaufe  von  Renten  bei  der  Caisse  de  retraite  verwenden 
können. 

Auch  in  Frankreich  vermittelt  die  Staatssparcasse,  wenngleich  sie  mit 
der  Altersversicherungsanstalt  in  keiner  organischen  Verbindung  steht,  den 
Verkehr  zwischen  der  letzteren  und  den  Einlegern.  In  diesem  Staate  wirkt 
bekanntlich  eine  von  der  Caisse  nationale  d'epargne  unabhängige,  in  ihrer 
Organisation  selbständige  staatliche  Caisse  de  retraite.  Letztere  ist  mit  der 
französischen  Staatssparcasse  insofern  in  Relation,  als  sie  für  jene  Einleger, 
welche  an  der  Altersversorgungscasse  theilnehmen,  über  Verlangen  die  Ent- 
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riclitung  der  Piäniien  besorgt.  Dabei  haben  die  Einleger  eine  gewöhnliche 
mit  dem  entsprechenden  Begehren  versehene  Kündigung  auszufertigen,  auf 
Grund  derer  sodann  die  Ueberweisung  des  Betrages  an  die  Caisse  de  retraite 
erfolgt.  Auch  interveniert  die  Staatssparcasse  bei  Liquidierung  der  Kenten- 
ansprüche,  so  beispielsweise  durch  Zustellung  der  bezüglichen  Documente 
an  die  Caisse  de  retraite  etc.  etc. 

In  anderen  Sta;iten  wurde  die  Pflege  der  Personalversicherung  durch  ein 
staatliches  Institut,  ähnlich  wie  in  England,  Belgien  und  Frankreich,  ange- 
regt und  auch  im  Parlamente  beantragt.  Doch  ist  es  daselbst  zu  solchen 
Gründungen  nicht  gekommen.  Wohl  aber  wurden  in  Oesterreich  für  Zwecke  des 
socialen  Versicherungswesens  —  aufgebaut  auf  selbständigen,  zum  Theile 
durch  Lnndesverwaltungen  betriebenen  Organismen  —  die  Einrichtungen  des 
Post- Checkverkehrs  dienstbar  gemacht.  Als  typisch  in  dieser  Kichtung  kann 
die  Art  und  Weise  hingestellt  werden,  wie  das  Checkverfahren  im  Verkehre 
der  Arbeiter-Ünfallversicherungs-Anstalten  benützt  wird.  Die  gesammte  Bar- 
geldbewegung der  letzteren  bei  Einsammlung  der  Beiträge  und  Auszahlung 
der  Renten  vollzieht  sich  im  Wege  des  Checkverfahrens,  und  besorgen  die 
Anstalten  vorwiegend  administrative  und  versicherungstechnische  Agenden. 
Bei  Verallgemeinung  des  hierin  zum  Ausdruck  kommenden  Princips  würde 
die  Entwicklung  im  Betriebe  des  socialen  Versicherungswesens  dahin  gehen, 
die  gesammte  Cassegebarung,  die  Eincassierung  von  Prämien  und  Auszahlung 
versicherter  Beträge,  unter  Lostrennung  von  der  übrigen  Geschäftsführung 
durch  das  Postcheckinstitut  vollziehen  zu  lassen.  Hierauf  zurückzukommen, 
wird  eine  in  dieser  Zeitschrift  erscheinende  Studie  über  das  Postcheckwesen 
Oesterreichs  Gelegenheit  bieten. 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREIGHLSCHER  VOLKSWIRTE. 
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Im  Anschlüsse  an  die  vorhergegangenen  handelspolitischen  Debatten  hielt 
Herr  Dr.  Alexander  Ritter  v.  Dorn  am  3.  April  1900  einen  Vortrag  über 
Panamerika  und  skizzierte  darin  die  nahezu  achtzigjährige  Geschichte  des  panamerika- 
nischen Gedankens.  Schon  im  Jahre  1826  trat  der  erste  Congress  zur  Berathung 
dieser  Ideen  in  Panama  zusammen,  beschickt  von  Peru,  Mexico,  Centralaraerika 
und  Columbia,  der  nur  bis  zum  15.  Juli  dauerte.  Die  Repräsentanten  der 
Vereinigten  Staaten  waren  jedoch  zu  diesem  Congresse  nicht  erschienen,  weil 
ihre  Ernennung  durch  die  Parlamentsverhandlungen  zu  lange  verzögert  worden  war. 
Die  dort  beschlossenen  Präliminarverträge  wurden  von  den  betreffenden  Regierungen 
niemals  ratificiert  —  und  so  war  der  erste  Versuch  eines  Panamerika  gescheitert. 
Diese  Versuche  wuiden  öfter  wiederholt,  ohne  jedoch  zu  dem  gewünschten  Resultate 
zu  führen;    meist  kamen  sie  nicht  einmal  über   die  Form  der  Einladung  hinaus. 

Erst  der  im  Jani  1888  tagende  südamerikanische  Congress  in  Montevideo 
hatte  ein  gewisses  Resultat:  Argentinien,  Bolivia,  Brasilien,  Chile,  Paraguay, 
Peru  und  Uruguay  vereinbarten  Verträge:  1.  über  internationales  Civilrecht; 
2.  über  Handelsrecht;  3.  über  Strafrecht;  4.  über  Processordnung;  5.  über 
literarisches  und  artistisches  Eigenthum ;  6.  über  Markenschutz;  7.  über  Patentschutz; 
8.  eine  Convention  über  die  Ausübung  liberaler  Berufe;  9.  ein  Protokoll  in  Betreff 
der  Durchführung  der  genannten  Verträge.  Mehrere  von  diesen  Verträgen  sind 
ratificiert  worden  und  stehen  auch  heute  noch  in  Kraft.  Das  war  also  der  erste 
thatsächliche  Zusammenschluss  einiger  Republiken,  allerdings  nur  von  Südamerika, 
um    eine    gemeinsame    Grundlage    für    eine     legislative    Thätigkeit  festzustellen. 

Die  einzige  wirklich  panamerikanische  Conferenz  trat  am  2.  October  1889 
zusammen.  Die  Verhandlungen  führten  zu  einer  Reihe  von  Beschlüssen,  theils 
politischen,  theils  volkswirtschaftlichen  Inhaltes.  Die  politischen  Beschlüsse, 
betrafen  ein  internationales  Schiedsgericht,  dann  internationales  Privatrecht  und 
Verbrecher-  Auslieferungsverträge.  Die  auf  wirtschaftliche  Gegenstände  bezüglichen 
Beschlüsse  betrafen:  Reciprocitätsvcrträge,  die  internationale  Eisenbahn,  Dampfer-, 
Post-  und  Telegraphen-Verbindungen,  Sanitätsweson,  Zollreglements,  einheitliche 
Silbermünzen,  Patent-  und  Schutzmarkenwesen,  Maasse  und  Gewichte,  Hafengebüren 
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und  eine  internationale  Bank.  Doch  sind  sie  durchaus  theoretische  Wünsche 
geblieben,  und  dass  in  vielen  von  diesen  Dingen,  wo  man  leichter  eine  praktische 
Einigung  hätte  zustande  bringen  können,  ist  nichts  geschehen.  In  dieser  Hinsicht 
haben   sich   also    die   Hoffnungen  des  Staatssecrettärs  Blaine    gar    nicht    bewährt. 

Hinsichtlich  der  Zollvereinigung  wurde  folgende  Kesolution  beschlossen:  es 
wird  den  Regierungen,  welche  in  der  Conferenz  vertreten  und  dem  Abschlüsse 
einer  theilweisen  Reciprocität  geneigt  sind,  der  Abschluss  von  Handelsverträgen 
empfohlen,  u.  zw.  von  Handelsverträgen  zwischen  solchen  amerikanischen  Ländern, 
zu  deren  Interesse  sie  gereichen,  auf  einer  Basis,  welche  in  jedem  einzelnen  Falle 
in  Anbetracht  der  besonderen  Lage,  der  Umstände  und  Interessen  jedes  Landes 
und  mit  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  annehmbar  ist. 

Von  diesem  panamerikanischen  Congress  ist  eine  einzige  allerdings  recht 
schöne  Frucht  übrig  geblieben,  die  aber  eines  so  grossen  Apparates  nicht 
bedurft  hätte:  das  sogenante  „Bureau  of  American  ßepublics".  Am  29.  März 
1890  wurde  nämlich  von  der  Conferenz  eine  Resolution  angenommen,  wonach 
die  auf  der  Conferenz  vertretenen  Regierungen  die  Gründung  eines  internationalen 
amerikanischen  Amtes  vornehmen  zum  Zwecke  der  Sammlung,  Verzeichnung  und 
in  englischer,  spanischer  und  portugiesischer  Sprache  erfolgenden  Publication  von 
Daten  über  die  Zollgcsetze  und  Maassregeln  ihrer  Länder;  dieses  Amt  tagt  in 
einem  der  Länder  zum  Nutzen  und  auf  Kosten  aller  und  soll  alle  vertretenen 
Länder  mit  statistischen  und  aiideren  wertvollen  Nachrichten,  welche  von  irgend 
einer  amerikanischen  Republik  mitgetheilt  werden,  versorgen. 

Das  Bureau  wurde  im  August  1890  activiret.  Der  Vereinigung  sind  nach 
und  nach  alle  amerikanischen  Staaten  beigetreten,  und  ihr  weiterer  Bestand  ist» 
gesichert.  Präsident  Mac  Kinley  machte  in  seiner  letzten  Botschaft  an  den  Congress 
vom  5.  December  1899  die  Mittheilung,  dass  keine  Regierung  gekündigt  habe, 
und  dass  daher  das  Bureau  vertragsmässig  weitere  10  Jahre  von  den  Regierungen 
erhalten  worden  müsse. 

Im  Jahre  1897  fand  anlässlich  der  feierlichen  Inaugurierung  des  Handels- 
museums in  Philadelphia  eine  schwache  Wiederholung  jenes  panamerikanischen 
Congresses  statt;  doch  verhielten  sich  die  süd-  und  mittelamerikanischen  Staaten 
durchaus  ablehnend  oder  passiv. 

Ferner  wurden  auf  dem  im  Jahre  1899  zu  Philadelphia  abgehaltenen 
internationalen  Handelscongresse  drei  Tage  der  Discussion  der  panamerikanischen 
Idee  gewidmet,  aber  auch  hier  war  kein  Entgegenkommen  seitens  der  Südstaaten 
zu  finden. 

Sicher  ist  es,  dass  für  die  nordamerikanische  Union  ein  grosses  Interresse 
vorliegt,  sich  den  Eingang  seiner  Waren  nach  den  südlichen  Staaten  zu  erleichtern; 
trotzdem  scheint  es,  dass  die  Sache  noch  weite  Wege  hat.  „Immer  hat  man 
zwar  freundliche  Worte,  immer  kommt  man  den  Südstaaten  entgegen,  immer  spricht 
man  von  der  Nothwendigkeit  der  Anbahnung  engerer  Beziehungen.  In  seiner 
letzten  Botschaft  bemerkte  erst  der  Präsident  Mac  Kinley,  an  die  Mittheilung 
anknüpfend,  dass  das  Unionsbureau  auf  weitere  10  Jahre  gesichert  sei,  wieder: 
Es  sei  wünschenswert,  nächstens  wieder  eine  panamerikanische  Conferenz  ein- 
zuberufen, und  zwar  nach  der  Hauptstadt  einer  südlichen  Republik.   Thatsächlich 
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ist  seither  von  Seite  der  Unions-Regierung  eine  schriftliche  Einladung  in  diesem 
Sinne  an  die  anderen  amerikanischen  Eegierungen  ergangen,  und  sind  auch  schon 
einige  zustimmende  Antworten  eingelangt.  Andererseits  ist  für  das  Jahr  1901 
eine  panamerikanische  Ausstellung  in  Buffalo  in  Aussicht  genommen,  wo  auch 
wieder  Gelegenheit  zum  Austausch  von  Wünschen  und  Höflichkeiten  gegeben 
sein  wird.  In  Wirklichkeit  aber  stehen  einer  wesentlichen  Annäherung  noch  sehr 
grosse  Hindernisse  entgegen."  Der  Glaube  an  einen  wirklichen  Zollverein  dürfte 
heute  in  Nordamerika  selbst  gänzlich  geschwunden  sein.  Abgesehen  davon,  dass 
es  sich  hier  um  so  riesige  Territorien  und  um  colossale  Bevölkerungszahlen 
handelt,  ist  auch  die  innere  Verschiedenheit  der  spanisch-  portugiesischen  und 
der  angelsächsischen  Race  zu  gross,  um  eine  übereinstimmende  Denkweise  über 
eine  so  wichtige  Frage  zuzulassen.  Rechnet  man  dazu  noch  den  starren  Egoismus 
der  nordamerikanischen  Zollpolitik,  die  häufig  auch  dazu  verwendet  wird,  ein- 
flussreiche Politiker  durch  die  Erhöhung  von  Zöllen  auf  die  von  ihnen  gerade 
producierten  Artikel  zu  bereichern,  so  ergibt  sich  aus  alldem  die  geringe  Wahr- 
scheinlichkeit einer  in  absehbarer  Zeit  zu  erzielenden  Zolleinigung. 


In  der  99.  Plenarversammlung  hielt  Herr  Prof.  Dr.  v.  Philippovich 
einen  Vortrag  über  „Die  Entwicklung  des  Boden  wertes  in  Wien 
und  städtische  Bodenpolitik". 

Er  verwies  zunächst  auf  die  in  Deutschland  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
wesens und  des  städtischen  Bauwesens  betriebenen  umfangreichen  Untersuchungen. 
Er  habe  versucht,  ein  möglichst  umfangreiches  und  einheitliches  Bild  von  der 
Bewegung  des  Bodenwertes  und  von  dem  Einfluss  dieser  Entwicklung  des  Boden- 
wertes auf  das  Bau-  und  Wohnungswesen  in  Wien  zu  gewinnen.  Das  Material  hiezu 
sei  ihm  von  Herrn  Dr.  Paul  Schwarz,  Vorstand  der  Hypothekar- Abtheilung  der 
Ersten  österreichischen  Sparcasse  geliefert  worden,  der  aus  den  Schätzungsproto- 
kollen der  Sparcasse  Tabellen  zusammenstellte,  welche  die  Entwickelung  der  Boden- 
werte in  den  einzelnen  Bezirken  Wiens  in  den  Jahren  1860  bis  1899  dar- 
stellen. Das  ganze  Materiale  wird  in  einem  von  dem  Specialcomite  der  Pariser 
Weltausstellung  für  Socialökonomie,  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen  heraus- 
gegebenen Werke  „Sociale  Verwaltung  in  Oesterreich"  zur  Veröffentlichung  gelangen. 

Einige  Grundzüge  der  Entwicklung  treten  deutlich  hervor,  vor  allem  die 
Concentration  des  Wertes  im  Innern  der  Stadt.  Hier  ist  der  Mindestwert  450  fl. 
für  die  Quadratklafter.  Dieser  Mindestpreis  schliesst  sich  an  die  höchsten  Werte 
in  den  Vorstädten  an.  So  sind  die  Maximalwerte  im  XI.  Bezirk  400  bis  500  fl., 
im  Vn.  Bezirk  500;  der  VII.  und  VI.  Bezirk  zeigen  scheinbare  Ausnahmen, 
ebenso  der  II.  Bezirk,  die  sogleich  erläutert  werden.  Die  anderen  weisen  bedeutend 
geringere  Werte  auf  als  die  Mindestwerte  in  der  Inneren  Stadt  sind,  und  die 
Mittelwerte  der  Inneren  Stadt  reichen  natürlich  noch  sehr  weit   darüber  hinaus. 

Die  Kerne  der  Städte  sind  infolge  der  historischen  Entwicklung  die 
Centren  des  geschäftlichen  Verkehrs.  Diese  Entwicklung  hat  schon  die  deutschen 
Städtostatistiker  veranlasst,  eine  Untersuchung  in  den  einzelnen  deutschen  Städten 
anzuregen,    um   festzustellen,    in   welchem  Maasse    die    concentrische  Entwicklung 
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des  Bodenwertes  vor  sich  geht.  Eine  1892  vom  statistischem  Departement  der 
Stadt  Wien  durchgeführte  Erhebung  dieser  Art  hat  gezeigt,  dass  dieses  Zunehmen 
des  Wertes  in  der  Richtung  zum  Centrum  von  Kilometer  zu  Kilometer  sich  ganz 
deutlich  verfolgen  lässt. 

Maximal-  und   Minimalbodenwente  in   Gulden   pro  Quadratklaften: 


pq 


Im     Jahre 


1899 


1890 


1866/60 


pq 


Im     Jahre 


1899 


1890 


1866/60 


I. 

II. 
III. 
IV. 

V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X. 


3500 
450 

600—800 
120—160 

300—400 
60—70 

600-800 
150-200 

250—300 
80—100 

1000 
50-100 

1000 
150-200 

500 
150-180 

400-500 
120-160 

200-250 
30—40 


2600 
375 

400 
80—100 

220-300 

20 

300 
110—130 

150—180 
40 

550 
70—100 

550 
100—140 

350 
90—110 

300—360 
70—100 

120 
15 


1200 
250 

200 
45 

100-130 
1-2 

200 
50—70 

80 
1-3 

200 
40 

200 
60 

150 
30 

150 

30 

25 
1—5 


XI. 
XL 

xin. 

XIV. 
XV. 
XVI. 
XVII. 
XVIII 
XIX. 


50-80 
5-10 

70-90 
10—15 

80—130 
10-15 

150—200 
40-50 

300-400 

75-85 

130-170 
5-10 

150—200 
20 

150-200 
5—10 

100-120 
10—15 


40 
3 

40 
5—10 

50 

8 

80—100 
10-20 

150-180 
40 

55—70 
2-5 

100-120 
9 

80—100 
5 

60 

8 


10 
05—1 

20 
2-4 

25 
3 

30 
1-3 

50 
5 

30 
1-2 

40 
3 

25 
1—3 

25 
1—3 


Diese  Concentrations-Tendenz  wird  aber  ausser  der  centralen  Lage  auch 
noch  durch  andere  Momente  boeinflusst,  zunächst  durch  den  Verkehr.  Die  grosse 
Bedeutung  der  Verkehrslinie  für  den  Bodenwert  zeigt  sich  deutlich  in  der  Bildung 
der  Höchstwerte.  In  jedem  einzelnen  Bezirke  zeigen  sich  die  grossen  Verkehrslinien 
als  besonders  wertvoll  gegenüber  den  umliegenden  Gebieten. 

In  die  Augen  springend  ist  hiebei  zugleich  die  Verschiedenheit  des  blossen 
Wohnbodens  gegenüber  dem  Geschäftsboden.  Der  III.  Bezirk  z.  B.  ist  fast  aus- 
schliesslich ein  Wohnviertel,  u.  zw.  für  einen  Theil  der  vornehmsten  und  wohl- 
habendsten Classen  der  Bevölkerung.  Trotzdem  umfassen  hier  die  beiden  ersten 
Bodenkategorien  nur  Werte  von  200  bis  400  fl.,  während  im  VI.  und  VII.  Bezirk, 
den  Vereinigungspunkten  eines  regen  Geschäftsverkehrs,  die  unterste  Kategorie 
nicht  unter  100  bej^.   150  fl.  sinkt,  die  oberste   aber  bis    auf  800    fl.  ansteigt. 

Ausser  diesen  allgemeinen  Grundzügen:  centrale  Lage,  starker  Verkehr, 
Geschäftsleben,  gibt  es  noch  einzelne  specielle  Momente,  welche  für  die  Ent- 
wicklung des  Bodenwertes  von   ganz  ausschlaggebender  Bedeutung  sind.    In  aller- 


LXXXXVIII.  und  IC    Plenarversannnlung.  363 

erster  Linie  ist  hier  der  Uebergong  von  Ackerboden  in  Wohnboden 
hervorzuheben.  Unter  allen  Wertsteigerungen  des  Bodens  gibt  es  keine,  die  so 
kolossal,  so  auffällig  und  so  lotterieartig  ist  wie  diese.  So  erlebte  z.  B.  ein 
grosser  Theil  des  V.  Bezirkes  in  5  Jahren,  1875  bis  1880,  eine  Steigerung  von 
1000  Procent,  von  da  auf  1890  eine  solche  von  70  Procent,  bis  1899  eine 
weitere  um  100  Procent.  Von  1875  bis  1899  sind  sie  um  3625  Procent  ihres 
ursprünglichen  Wertes  gestiegen. 

Zu  dieser  allgemein  beobachteten  Tendenz  treten  in  speciellen  Fällen 
besondere  Thatsachen  der  Verwaltung,  welche  die  Richtung  des  Verkehres  oder 
seine  Stärke  beeinflussen  oder  auch  direct  auf  die  Wertschätzung  gerichtet  sind. 
Zu  den  ersteren  gehören  die  S  t  r  a  s  s  e  n  r  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g  e  n,  die  Ordnung  der 
Verkehrsmittel,  die  Bauvorschriften,  zu  den  letzteren  die  Steuer- 
befreiungen. In  Heiligenstadt  z.  B.  haben  Gründe  in  der  Nähe  des  1899 
der  Benützung  übergebenen  Stadtbahnhofes,  die  noch  im  Jahre  1890  als  Gemüse- 
gärten einen  Wert  von  1  bis  2  fl.  hatten,  nach  erfolgter  Durchführung  von 
Strass'en  Preise  von  40  bis  50  fl.  erzielt.  Die  Baugründe  im  sogenannten  Cottage- 
Viertel  sind  um  40  bis  50  Procent  niedriger  bewertet,  als  in  den  unmittelbar 
anstossenden  Strassen,  weil  dort  eine  beschränkte  Verbauungsart  vorgeschrieben 
ist,  welche  eine  vollkommene  Ausnützung  des  Bodens  für  zinstragende  Objecto 
ausschliesst. 

Die  im  Interesse  der  Bauförderung  für  Neubauten  gewährte  Befreiung 
von  der  staatlichen  Hauszinssteuer  muss  den  Bodenwert  erhöhen.  Der  Vortheil, 
den  der  Gesetzgeber  dem  Hauseigenthümcr  durch  den  Verzicht  auf  die  Steuer 
vom  Mietsertrage  zuwendet,  wird  den  Bodenbesitzer  veranlassen,  von  dem,  der 
auf  seinem  Grunde  bauen  will,  einen  höheren  Bodenpreis  zu  verlangen.  Daraus 
ergeben  sich  Consequenzen  von  sehr  grosser  Tragweite,  welche  das  in  Oesterreich 
übliche  System,  Bodenpolitik  durch  Steuerbefreiung  treiben,  die  Stadterweiterung 
durch  Steuerbefreiungen  begünstigen   zu  wollen,  verurtheilen. 

Wie  hat  sich  nun  unter  dem  Zustande  des  naiven  Gehenlassens  der  Dinge 
bei  uns  der  Bodenwert  im  allgemeinen  entwickelt?  Vermöge  der  Unterschiede 
im  Bodenwerte  innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  ist  es  schwierig,  sich  ein  Bild 
vom  Gesammtworte  des  Bodens  zu  machen.  Der  Vortragende  kommt  diesbezüglich 
zu  folgendem  Resultat:  Der  heute  verbaute  B^den  in  ganz  Wien  besass  im  Jahre 
1860/66  einen  Wert  von  317  Millionen  Gulden,  im  Jahre  1890  einen  solchen 
von  737,  im  Jahre  1899  von  1113  Millionen  Gulden,  so  dass  er  vom  Jahre 
1860/66  bis  heute   etwa  um   800  Millionen  Gulden   an  Wert  zugenommen  hat. 

In  den  Bezirken  I  bis  X  betrug  der  Wert  des  heute  verbauten  Bodens: 
im  Jahre  1860/66  300,  im  Jahre  1890  682,  im  Jahre  1899  1006  Millionen 
Gulden.  Die  Steigerung  beträgt  hier  also  700  Millionen  Gulden.  In  den  Bezirken 
XI  bis  XIX  ist  eine  Steigerung  von  17  auf  106*7  Millionen  Gulden  eingetreten. 
Absolut  genommen,  ist  die  Steigerung  in  den  Vororten  natürlich  eine  geringere; 
relativ  betrachtet,  ist  sie  unendlich  viel  grösser.  In  Procenten  des  ursprünglichen 
Wertes  ausgedrückt,  betrug  die  Steigerung  des  Bodenwertes  in  der  Zeit  vom 
Jahre  1860/66  bis  1899  in  den  alten  Bezirken  235,  in  den  Vororten  aber 
523  Procent. 
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Der  Vortragende  erörtert  sodann  die  Frage,  ob  diese  Steigerung  der  Boden- 
werte stets  eine  gleichmässige  gewesen  sei,  und  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass 
bis  zum  Jahre  1873/74  ein  starkes  Ansteigen  des  Bodenwertes  in  Wien  zu  beo- 
bachten sei.  Dann  folgt  ein  Sinken  des  Wertes,  welches  erst  Anfangs  der  SOiger 
Jahre  wieder  ausgeglichen  erscheint.  Wo  der  Verkehr  ein  sehr  intensiver  ist, 
wird  der  Boden  zum  Objecte  der  Speculation,  die  in  einer  Zeit  sehr  gesteigerter 
Speculationsinteressen  natürlich  unter  Umständen  auch  zum  Unheil  des  Specu- 
lanten    ausfallen  kann. 

Wie  hat  nun  die  Steigerung  des  Bödenwertes  auf  den  Mietzins  eingewirkt? 
Im  Jahre  1856  war  das  Mietzinserträgnis  der  Bezirke  I  bis  X  19  Millionen 
Gulden.  Im  Jahre  1866  war  es  auf  32,  also  um  13  Millionen  gestiegen.  Elf 
Jahre  später,  1877,  ergibt  sich  der  Höhepunkt  in  der  Entwicklung  der  nächsten 
Zeit  mit  58  Millionen.  Dann  sinkt  das  Erträgnis  so  tief,  dass  der  Zeitraum  von 
1877  bis  1885  verstreichen  muss,  bis  der  Gesammtmietzins  wieder  jene  Höhe 
erreicht,  die  er  1877  gehabt  hat.  Von  da  ab  beginnt  eine  continuierliche  Stei- 
gerung bis  zur  Gegenwart.  Im  Jahre  1887  beträgt  der  Gesammtmietzins  62 
Millionen,  1897    76  Millionen,  1899   bereits   81  Millionen. 

Der  Vortragende  wendet  sich  nun  der  Frage  zu,  ob  das  Wohnen  in  Wien 
wirklich  thouerer  geworden  sei.  Im  Jahre  1856  entfielen  an  Mietzins  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  fl.  417,  im  Jahre  1869  fl.  53,  im  Jahre  1880  fl.  76, 
im  Jahre  1890  fl.,  84.  Für  das  Jahr  1899  ergibt  sich  ein  Sinken  dieses  Durch- 
schnittsbetrages auf  fl.  81. 

Per  Wohnung  berechnet,  ist  die  Steigerung  nicht  so  gross.  Im  Jahre  1856 
war  der  Durchschnittspreis  einer  Wohnung  in  Wien  fl.  221.  Im  Jahre  1890  war 
er  fl.  352;  die  Steigerung  macht  also  etwa  60  Percent  aus.  Die  Wohnungen 
können  während  dieser  Zeit  kleiner  und  dadurch  relativ  billiger  geworden  sein. 
Darüber  lässt  sich  Genaues  allerdings   nicht  sagen. 

Die  hier  besprochenen  Erscheinungen  sind  natürlich  keineswegs  für  Wien 
allein  eigenthümlich,  sondern  sie  sind  genereller  Art.  Niemand  ist  im  Zweifel, 
dass  der  Bodenwert  für  alle  Städte  wächst. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  welche  Folgerungen  die  Bodenpolitik  aus  dieser 
Thatsache  ziehen  könnte.  Einmal  eiklärt  man,  man  müsse  durch  wirtschafts- 
politischo  Maassregeln  trachten,  einen  Druck  auf  den  Bodenwert  auszuüben,  mit 
Kücksicht  auf  die  schädlichen  Folgen  dos  ansteigenden  Bodenwertes  für  das 
Wohnen,  Eine  zweite  Theorie  sagt,  der  unverdiente  Wertzuwachs,  der  dem  Ein- 
zelnen zugute  kommt,  soll  der  Gosammtheit  zugute  kommen.  Sowohl  für  den  einen 
wie  für  den  anderen  Fall  hat  man  an  zwei  Mittel  gedacht,  um  die  beabsichtigte 
Wirkung  herbeizuführen;  entweder  soll  der  Boden  in  das  öffentliche  Eigonthum, 
vor  allem  in  das  Eigenthum  der  Gemeinde,  übergehen,  oder  es  soll  durch  eine 
Steuer  in  der  einen  oder  anderen  Weise  ein  Druck  auf  den  Bodenwert  zu  Gunsten 
der  Gesammtheit  veranlasst  werden.  Endlich  wurde  noch  hervorgehoben :  Es  kann 
die  Baupolitik,  die  Baupolizei  auf  die  Bildung  des  Bodenwertes  einen  grossen 
Einfluss  ausüben,  indem  sie  durch  ein  Verbot  die  Errichtung  sehr  hoher  Häuser 
und  anderes  die  Erhöhung  der  Eente  des  Bodens  verhindert. 


LXXXXVIII.  und  IC.  Ple.iavversammlung.  365 

Der  Standpunkt  des  Vortragenden  ist  der,  dass  das  Bestreben,  eine  Wert- 
minderung des  Bodens  in  den  Städten  herbeizuführen,  das  Wachsthum  der  Städte 
noch  beschleunigen  würde.  Je  billiger  man  in  den  Städten  wohnen  wird,  desto 
mehr  Menschen  werden  in  die  Städte  ziehen.  Ebenso  möchte  er  den  Gedanken 
einer  Communalisierung  des  Bodens  zurücktreten  lassen;  man  dürfe  heute  nicht 
grundsätzlich  den  Gedanken  vertreten:  der  Stadtboden  müsse  Communalboden 
w-erden.  Manche  Probleme  der  Demokratie  sind  zu  lösen,  bevor  man  mit  gutem 
Gewissen  sagen  kann:  Es  ist  zv/eckmässig,  so  wichtige  und  schwerwiegende  Ein- 
flüsse, wie  sie  aus  einem  communalen  Bodenbesitz  hervorgehen  können,  in  die 
Hände  der  Gemeindeverwaltung  übergehen  zu  lassen. 

Wohl  aber  wird  man  sich  die  Frage  stellen  müssen,  ob  nicht  irgend  welche 
Formen  der  Besteuerung  eingeführt,  beziehungsweise  bestehende  Formen  ausgenützt 
werden  können,  um  dieses  kolossale  Wachsthum  des  Bodenwertes  der  Gesammtheit 
zuzuführen.  Hier  sind  mehrere  Formen  möglich:  Die  Besteuerung  des  Bodens  an 
und  für  sich,  insbesondere  des  unbebauten  Grundes,  also  eine  Bauplatzsteuer, 
ferner  eine  Umsatzsteuer,  weiters  die  specielle  Belastung  specieller  Bodenbesitzer, 
welche  mit  der  Oeifentlichkeit  in  irgend  eine  näbere  Berührung  kommen,  das 
sogenannte  Betterment,  wie  es  in  England  und  Amerika  ausgeführt  und  auch 
in  preussisclien  Städten  vielfach  zur  Grundlage  positiver  Vorschriften  gemacht 
worden  ist. 

Am  meisten  gerechtfertigt  erscheint  die  Form  des  sogenannten  Betterment. 
Folgendes  ist  im  wesentlichen  der  Grundzug  dieser  Abgabe:  AVenn  ein  Grund- 
stück durch  eine  besondere  Anlage,  einen  Strassendurchbrucb,  eine  Canalisierung, 
eine  Parkanlage  u.  s.  w.  an  Wert  zugenommen  hat,  so  soll  dieser  Wertzuwachs, 
der  auf  diese  specielle  öffentliche  Einrichtung  zurückzuführen  ist,  für  die 
Gesammtheit  ausgenützt  werden. 

In  Phigland  hat  man  in  den  letzten  Jahren  Gesetze  beschlossen,  welche 
die  Hälfte  des  Wortzuwachses  für  die  Oeffentlichkeit  in  Anspruch  nehmen.  In 
Amerika  scheint  man  damit  in  der  That  grosse  Erfolge  erzielt  zu  haben.  Aus 
Boston  zum  Beispiel  wird  berichtet,  dass  die  Kosten  eines  Parkes,  die  sich  auf 
etwa  400.000  Dollars  beliefen,  bis  auf  30.000  Dollars  durch  die  Betterment- 
abgabe  gedeckt  wurden,  welche  die  Besitzer  der  umliegenden  Häuser  zahlen 
mussten. 

Wir  haben  in  Oesterreich  eine  Bestimmung,  welche  auch  uns  gestattet, 
diesen  Grundsatz  theilweise  wenigstens  einzuführen.  Im  §  9  der  Bauordnung  für 
Wien  vom  Jahre  1893  wird  nämlich  bestimmt,  dass,  wenn  Strassengrund  an  die 
Gemeinde  abzutreten  ist  und  die  Frage  der  Entschädigung  des  Grundbesitzes 
auftaucht,  sobald  aus  der  Zurückrückung  der  Baulinie  für  den  übrigbleibenden 
Grundstücksrest  eine  Veränderung  seines  Wertes  unmittelbar  erwächst^  diese 
Wertveränderung  bei  der  Festsetzung  des  Betrages  der  Schadloshaltung  mit  in 
Betracht  zu  ziehen  ist.  Nach  den  Mittheilungen  von  Bau  verständigen  wird  diese 
Bestimmung  wohl  gehandhabt,  aber  immer  nur  nach  der  einen  Eichtung,  wenn 
nämlich  der  verbleibende  Eest  an  Wert  verliert,  weil  er  nicht  mehr  verbauungs- 
fähig  ist  oder  ungünstiger  verbaut  werden  muss.  Dann  wird  die  Entschädigung 
hölier   bemessen.    Ist   aber   durch   diese   Maassregel    der   Wert    des    verbleibenden 
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Grundtheiles   gestiegen,    so   bleibt   das  Wertwachsthum    unberücksichtigt,    und    es 
wird  einfach  die  normale  Entschädigung  bezahlt. 

Im  Anschlüsse  an  den  Vortrag  gab  Herr  Sectionschef  Dr.  v.  I  n  a  m  a- 
Stern  egg  einen  kurzen  üeberblick  über  die  ersten  Bestrebungen  einer  städtischen 
Bodenpolitik  in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters.  Die  Territorialpolitik  habe 
sich  zunächst  an  den  Mustern  der  grosstädtischen  Politik  gebildet;  schon  vom 
13.  Jahrhundert  an  treten  uns  unzweideutige  Beispiele  einer  ganz  zielbewussten 
städtischen  Bodenpolitik  entgegen,  zuletzt  in  der  Art,  dass  die  jungen  Stadtge- 
meinden alles  daran  setzten,  um  von  dem  alten  Herrn  des  Gebietes,  auf  dessen 
Boden  sie  entstanden  sind,  wenigstens  dasjenige  in  gesicherter  Weise  zu  erlangen, 
was  sie  als  erste  Voraussetzung  ihres  Bestandes  gebraucht  haben,  den  Boden  für 
ihre  Märkte,  ihre  Strassen  u.  s.  w.  Sie  haben  ferner  stets  dafür  gesorgt,  dass 
die  Verkehrsstätten  wie  die  Verkaufsstätten,  insbesondere  die  Buden,  Schrägen 
u.  s.  w.,  im  städtischen  Besitze  waren.  Die  deutschen  Städte  haben  auch  sehr 
wohl  verstanden,  dass  die  städtischen  Eealitäten,  sowohl  juristisch  als  volkswirt- 
schaftlich, etwas  ganz  anderes  sind  als  die  ländlichen  und  haben  auf  diesem 
Stadtboden  ein  eigenes  Stadtgfiterrecht  geschaffen,  eine  städtische  Leihe  von  ganz 
eigenartigem  Charakter.  Redner  schildert  sodann  noch  verschiedene  Maassnahraen, 
die  von  den  deutschen  Städten  im  Mittelalter  ergriffen  wurden,  um  einen  Theil 
der  Wertsteigerung  des  Bodens  in  die  städtischen  Gassen  zu  leiten,  und  verweist 
schliesslich  auf  das  Aufhören  dieser  Bodenpolitik  mit  dem  Verfall  des  deutschen 
Städtewesens. 


DIE  ERSTE  VERANLAGUNG 

DER 

ALLGEMEINEN  ERWERBSTEUER  IN  ÖSTERREICH. 


vo^J 
DK-  JOSEF  V.  FRIEDENFELS, 

K.  K.  FINANZRATH. 


Die  Grund/iige  des  neuen  Personalsteuergesetzes  haben,  ihre  kritische 
Darlegung,  wie  die  Ergebnisse  der  Personaleinkommensteuer  im  ersten  Jahre  der 
Wirksamkeit  ihre  Erläuterung,  in  diesen  Blättern  gefunden,  ^)  nunmehr  soll  die 
hier  vorliegende  Ausführung  den  Ergebnissen  der  allgemeinen  Erwerbsteuer  im 
ersten  Veranlagungsjahro  gelten. 

Von  dreierlei  Art  sind  die  Quellen,  die  sich  der  Benüt7.ung  darbieten. 
Einmal  sind  es  die  Ausweise,  die  im  Finanzministerium  nach  allgemein  vor- 
geschriebenen Berichten  der  Steuerbehörden  gewonnen  sind,  dann  jene,  die 
davon  unabhängig  aus  Abschriften  der  Erwerbsteuer-Fiemessungsprotokolle  hervor- 
giengen^)  und  endlich  in  gewissem  Sinne  auch  die  durch  das  arbeitsstatistische 
Amt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  denselben  Zeitpunkt  veranlasste  Gewerbe- 
zählung. ^) 

Auf  diese  Weise  stehen  sich  dreierlei  Betriebs-  und  zweierlei  Steuerzififern 
gegenüber.    (Siehe  Tabelle  S.  368.) 

Während  somit  die  beiden  Zahlenreihen  nach  den  zwei  vom  Finanz- 
ministerium angeordneten  Bearbeitungen  nur  unbedeutende  Abweichungen  ent- 
halten und  es  daher  ohne  weiteres  zulässig  erscheint,  die  nach  den  Abschriften 
der  Bemessungsprotokolle  gewonnenen,  für  verschiedene  Einzelheiten  allein  ver- 
wendbaren Ziffern  zu  gebrauchen,  muss  die  äusserlich  so  weitgehende  Differenz 
zwischen  den  Zahlen  des  Finanzministeriums  einerseits  und  des  Handelsministeriums 
andererseits  näher  untersucht  werden. 


')  Dr.  Rieh.  Reisch:  Die   Reform   der  directen  Personalsteuern  in   Oesterreich, 
Bd.  VI,  S.  177  ff.,  337  f!.,  497  ff. 

Dr.  Rob.  Meyer:  Die  ersten  Ergebnisse  der  Personaleinkommensteuer  in  Oester- 
reich, Bd.  VIII,  S.  23  ff. 

^)  Zum  Theile  veröffentlicht  in   den   Mittheilungen  des  k.  k.  Finanzministeriums, 
V.  Jahrg.,  4.  Heft. 

*)  Ergebnisse  der  in  Oesterreicli  vorgenommenen  Gewerbezählung  nach  dem  Stande 

.  Juni  1897. 
Handelsniinistoi  iuni. 
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Zahl  der  Betriebe 


nach  den 

Ausw.'isen  der 

Steuer- 

beliörden 


nach  den 

Abschriften  der 

Bemessungs- 

prutokoUe 


nach  der 

Gewerbe- 

ziihlung    des 

arbeits- 

statistischon 

Amtes 


Steuerbeträge 


nach  den 

nach  den 

Ausweisen  der 

Abschriften  der 

S'ener- 

Bemessungs- 

behörden 

protokolle 

Niedeiösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg  . 

Tirol      .    . 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnten     . 

Erain     .    . 

Küstenland') 

Dalmatien 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Zusammen 


148.151 
38.267 

9.598 
32.520 

8.830 
43.857 
14.172 
15.102 
18.095 

9.076 
244.761 
81.078 
19.645 
97.506 
11.613 


148.011 
38.067 

9.608 
32.578 

8.823 
43  830 
14.176 
15.107 
18.135 

9.075 
244.989 
81.003 
19.637 
97.448 
11.586 


169  311 
40.242 
10.031 
39.623 
10.458 
47.725 
15.159 
17.325 
20.461 
7.778 

271.534 
90.802 
22.088 

109.067 
11.622 


792.266 


792.073 


883.226 


6,122.177 
496.526 
158.621 
344.681 
116.962 
673.754 
223.907 
200.240 
437.878 
70.619 

4,547.506 

1,653.523 
468.756 

1,179.072 
145.559 


16,839.781 


6,119.720 
496.654 
158.670 
344.188 
116.597 
673.218 
223.911 
200.280 
438.163 
70.597 

4,546.919 

1,651.866 
468.850 

1,179.145 
145.556 


16,834.334 


Zunächst  ist  zu  beachten,  dass  von  der  Gewerbezählung  Betriebe  gezählt 
sind,  die  der  allgemeinen  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen,  wie  die  der  Zahl  nach 
unbekannten  Betriebe  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unter- 
nehmungen, dann  die  rund  19.000  Hausiergewerbe,  die  in  den  Ausweisen  nach 
den  Erwerbsteuer-Bemessungsprotokollen  nicht  mitgerechnet  sind.  Ferner  sind  die 
zahlreichen  Betriebe,  die  zwischen  Stichtag  und  Bemessungstag  gelöscht  wurden 
(30 — 40.000),  durch  die  Gewerbezählung  einbezogen,  nicht  aber  durch  die 
Zählung  nach  den  Bemessungsprotokollen;  in  gleicher  Weise  sind  die  von  der 
allgemeinen  Erwerbsteuer  befreiten,  ihr  aber  principiell  unterliegenden  Betriebe 
dort  mitgezählt,  hier  nicht.  Weiter  dürften  aus  den  Erwerbsteuerregistern  viele  am 
Stichtage  nicht  mehr  bestandene  Betriebe  in  den  neuen  Cataster  der  Handels- 
und Gewerbekammern  übergegangen  sein,  auch  wurden  durch  die  Gewerbebehörden 
wohl  viele  Unternehmungen  gezählt,  die  zwar  bei  ihnen  angemeldet,  aber  noch 
nicht  der  Besteuerung  unterzogen  waren.  Ebenso  sind  nach  der  Gewerbezählung 
zahlreiche  gemischte  Betriebe  mehrfach,  nach  der  Erwerbsteuer  aber  nur  einmal 
gezählt. 

Andere  Ursachen  der  Abweichungen  in  den  Ergebnissen  treten  durch  Auf- 
lösung der  Betriebs-Gesammtzahlen  in  die  Theilzahlen  nach  Betriebsclassen  deut- 
licher hervor: 


')  Bildet  zusammen  einen  VeranlagungsLezirk  I.  Erwerbsteucrclasse. 
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Nummer  und  Bezeichnung 
der  Betriebsciasse 


Classifl- 
cations- 
Nummer 


Zahl  der  Betriebe 


1.  nach  der 
Gewerbe- 
Zählung  de 
k.  k.  Han- 
dels-Mini- 
steriums 


2.  naoh  den 
Abschriften 
der  Erwerb- 
steuer-Be- 
messungs- 
protokoUe 


1  gegen  2 
grosser  (4) 
kleiner  ( — ) 


I. 

IL 
III. 
IV. 
V. 
VI. 

VII. 

VIII. 
IX. 
X. 
XI. 

XII. 
XIII. 

XIV. 

XV. 

XVI. 
XVII. 
XVIII. 

XIX. 
XX. 

XXI. 
XXII. 
XXIII. 

XXIV, 
XXV. 
XXVI. 


ürproduction 

Hüttenbetrieb 

Industrie  in  Steinen  u.  s.  w.    .    . 

Metallverarbeitung 

Erzeugung  von  Maschinen  u.  s.  w. 

Industrie   in  Holz-  und  Schnitz- 
waren     

Erzeugung  von  Waren  aus  Kaut- 
schuk u.  s.  w 

Industrie  in  Leder,  Häuten  u.  s.  w. 

Textil-Industrie 

Tapezierergewerbe 

Bekleidnngs-      und     Putzwaren- 
Industrie  ,    .    .    . 

Papierindustrie 

Industrie  in  Nahrungs-  und  Genuss- 
mitteln       

Gast-  und  Schankgewerbe    .    .    . 

Chemische  Industrie 

Baugewerbe      

Graphische  Gewerbe 

Centralanlagen  für  Kraftlieferung 
u.  s.  w 

Gewerbebetriebe  im  Umherziehen 

Warenhandel  mit  fester  Betriebs- 
stätte      

Warenhandel  im  Umherziehen     . 

Hilfsgewerbe  des  Warenhandels  . 

Geld-,  Credit-  und  Versicherungs- 
wesen     

Verkehrsgewerbe 

Sonstige  Gewerbe 

Liberale  Berufe 

Zusammen  .    .    . 


1—10 
11  —  13 
14—39 
40-73 
74—91 

92-112 

113  u.  114 
115—126 
127-167 
168  u.  169 

170-186 
187—194 

195-224 
225—228 
229—254 
255-273 
274—279 

280-282 

283—285 

286—330 
331—335 
336—338 

339-345 
346—359 
360-363 
364-367 


1.713 

47 
16.417 

48.276 
20.766 

53.792 

86 

10.429 

17.591 

2.409 

134.183 
3.636 

92.334 

125.587 

4.906 

29.053 

3.436 

82 
2.383 

261.628 

22.367 

7.374 

2.259 

19.834 

2.638 


883.226 


10.941 
18 
14.528 
43.793 
18.794 

49.510 

86 

9.390 

15.850 

1.740 

121.412 
3.062 

80.032 
104.399 

6.056 
24.632 

3.045 

.70 
54 


—  9.228 

-f  29 

4-  1.889 

+  4.483 

-f  1.972 

-f  4.282 


-f  1.039 
-f-  1.741 
+   669 

+  12.771 
+   574 

+  12.302 
+  21.188 
—  1.150 
+  4.421 
+   391 

+  12 
+  2.329 


229.218     +32.410 
+  22.367 


5.753 

3.130 
18.953 

6.673 
20.933 


792.0731) 


+    1.621 

—  871 
+       881 

—  4.035 

—  20.933 


+  91.153 


1)  Davon  1  Losverein. 
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370  Friedenfels. 

Bei  den  Betriebsclasseii,  die  nach  den  Abschriften  der  Bemessungsprotokolle 
zahlreicher  besetzt  sind  als  nach  der  Gewerbezählung,  müssen,  weil  der  Gewerbe- 
ordnung nicht  unterliegend,  aus  der  grösseren  der  verglichenen  Ziffern  aus- 
geschieden werden  : 

bei  der  ü  r  p  r  o  d  u  c  t  i  o  n  die  Bergwerke,  die  Gewinnung  von  Erdöl  u.  s.  w., 
dann  die  landwirtschaftlichen  Pachtungen  (Classifications-Nr.  1 — 3)  mit  zusammen 
7976  Betrieben,  wodurch  sich  die  in  der  Tabelle  ausgewiesene  Differenz  auf  1252 
herabmindert; 

bei  der  chemischen  Industrie  jener  Thoil  der  Apotheken  (Classi- 
fications-Nr. 231,  nach  Abschrift  der  Bemessungsprotokolle  1868  Betriebe),  der 
weder  Gift-,  Parfumeriehandel  u.  s.  w.,  noch  die  Erzeugung  von  Sodawasser, 
künstlichen  Mineralwässern  u.  dgl.  betreibt,  wodurch  sich  erklärt,  dass  die  Ziffer 
nach  der  Gewerbezählung  um  eine  geringere  Zahl  kleiner  ist,  als  die  Zahl 
der  Apotheken  überhaupt  beträgt; 

bei  Geld-,  Credit-  und  Versicherungswesen  die  Versicherungs- 
anstalten (Classifications-Nr.  344)  mit  11  und  Versicherungs-Agenten  und 
Cassiere  (Classifications-Nr,  345)  mit  1338  Betrieben,  so  dass  die  Ziffer  für 
diese  Betriebsciasse  nach  den  Bemcssungsprotokollen  thatsächlich  nur  um  478 
geringer,  nicht  um  871  grösser  anzusehen  ist,  als  die  Ziffer  nach  der  Gewerbe- 
zählung; 

bei  den  „sonstigen  Gewerben"  die  Gewerbe  für  Unterricht  (Classi- 
fications-Nr. 360)  mit  1824  Betrieben,  die  Maut-  und  Verzehrungssteuer- 
Pächter  u.  s.  w.  (Classifications-Nr.  363)  mit  1976  Betrieben,  so  dass  bei  der 
Zählung  nach  den  Erwerbsteuer-Bemessungsprotokollen  sich  nur  235  Betriebe 
mehr  ergeben,  als  nach  der  Gewerbezählung  des  Handelsministeriums; 

endlich  entfallen  die  liberalen  Berufe  mit  ihrer  ganzen  Ziffer 
(20.933). 

Nach  Abrechnung  dieser  (zusammen  ungefähr  36.000)  Betriebe,  die  der 
Gewerbeordnung  nicht  unterliegen,^)  verbleiben  für  die  Vergleichung  mit  der  Zahl 
nach  der  Gewerbezählung  noch  rund  755.000  Betriebe. 

Dagegen  hat  bei  jenen  Betriebsclassen,  die  nach  der  Gewerbezählung 
zahlreicher  besetzt  erscheinen,  als  nach  den  Bemessungsprotokollen,  bei  der 
Industrie  in  Nahrungs-  und  Genussmitteln  die  Tabakfabrication 
(Classifications-Nr.  224)  mit  20  Betrieben  ausser  Betracht  zu  bleiben,  da  sie  der 
Gewerbeordnung  nicht  unterliegt. 

In  runder  Zahl  überwiegt  somit  die  Ziffer  des  Handelsministeriums  um 
ungefähr  70.000  Betriebe,  die  zwar  nicht  nach  einem  bestimmten  Maasstabe 
zergliedert  werden  können,  durch  die  Ausführungen  auf  Seite  367  jedoch 
soweit  erklärt  sind,    dass    die    beiden  Ergebnisse  neben   einander  bestehen,  weil 


^)  Die  Tabaktrafiken  (Classißc.-Nr.  326  des  Warenbandels  mit  fester  Betriebsstätte) 
unterliegen  zwar  als  solclie  der  Gewerbeordnung  nicht,  wohl  aber  jene,  die  mit  Papier-, 
Galanteriewaren-Handel  u.  s.  w.  verbunden  sind,  daher  durch  die  Gewerbe  zähhing  mit- 
gerechnet sind,  ohne  dass  ihre  Zahl  nachgewiesen  werden  kann. 
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sie  ans  ganz  verschiedene  Gesiclitspunkte  verfolgenden  Aufnahmen  hervor- 
gegangen sind.^) 

Nach  dieser  Beleuchtung  der  Unterschiede  in  den  Erhebungen  des  Finanz- 
und  des  Handelsministeriums  sei  nun  vor  allem  das  für  die  Steuerträger  selbst 
wichtigste  Moment  der  Erwerbsteuer-Eeform  berührt,  das  in  einer  wesentlichen 
Entlastung  eines  grossen  Theilcs  der  Contribuenten  gelegen  ist.  Ohne  in  Details 
des  sehr  verwickelten  Vorganges  der  Contingentsberechnung  einzugehen,  sei 
darauf  verwiesen,  dass  die  Contingentsumme  für  die  erste  Veranlagungsperiode 
um  mehr  als  4*1  Mill.  Gulden  unter  der  Erwerbsteuer-Hauptsumme  des  Jahres 
1897  (sammt  Einkommensteuer  I.  oder  IL  Classe  von  den  der  allgemeinen 
Erwerbsteuer  grundsätzlich  unterliegenden  Unternehmungen  und  Beschäftigungen) 
bleibt.  Hauptsächlich  ist  dies  auf  die  nach  §  48,  Abs.  6  des  Personalsteuer- 
Gesetzes  bei  der  Berechnung  des  Steuercontingentes  zu  berücksichtigenden  Nach- 
lässe von  14,  21  und  28  Proc,  der  früheren  Steuersumme  in  den  drei  unteren 
Steuerclassen  zurückzuführen. 

Durch  die  Erwerbsteuercommissionen  war  jedoch  nicht  dieser  vorläufig 
berechnete  Betrag  der  Contingentsumme  von  17,556.500  fl.  zu  bemessen,  sondern 
die  Summe  von  16,862.538  fl.,  da  693,962  fl.  auf  jene  Betriebe  entfielen,  die 
nach  dem  Stichtage  gelöscht,  auch  nicht  mehr  zur  Bemessung  kamen.  In  Wirk- 
lichkeit sind  dann  16,839.781  fl.  durch  die  Commissionen  bemessen  worden, 
weil  26.400  fl.  an  alter  Steuer  für  einzelne  Betriebe  angerechnet  wurden,  deren 
Steuerbemessung  die  Commissionen  wegen  nicht  zum  Abschlüsse  gebrachter  Vor- 
erhebungen u.  dgl.  unterliessen,  3643  fl.  aber  durch  die  Abrundung  der  Zu-  und 
Abschläge  (§  51  Personalsteuergesetz)  auf  ganze  Procente  bei  der  Ausgleichung 
der  Suramen  der  bemessenen  Steuersätze  mit  den  Gesellschaftscontingenten 
hinzukamen. 

In  der  folgenden  Tabelle  (s.  S.  372)  wird  ersichtlich,  wie  viel  von  den 
anzuführenden  Summen  auf  jede  einzelne  Classe  der  nach  der  Höhe  ihrer  Steuer- 
leistung (über  1000,  über  150  bis  1000,  über  30  bis  150,  bis  30  fl.)  im  Ver- 
anlagungsbezirke I.  Steuerclasse  gegliederten  Steuerträger  entfällt. 

Es  vertheilt  sich  also  die  19'65  Proc.  erreichende  gesammte  Herab- 
minderung in  einer  gerade  für  die  kleinen  Betriebe  günstigen  Weise,  die  eine 
effective  Entlastung  bedeutet,  weil  ja  die  Unternehmer  der  steuerschwächsten 
Betriebe  wegen  Geringfügigkeit  ihres  Einkommens  der  Personaleinkommensteuer 
nicht  unterliegen. 

Als  weiterer,  sehr  deutlicher  Beleg  für  die  Entlastung  der  kleinsten  Betriebe 
sei  angeführt,  dass  im  Jahre  1897  von  je  hundert  der  zur  IV.  Erwerbsteuer- 
classe  zu  rechnenden  Betriebe  42  mit  Steuerbeträgen  bis  zu  5  fl.,  34  mit 
Beträgen  von  über  5  bis  10  fl.,  17  mit  Steuern  von  über  10  bis  20,  und  7 
mit  solchen  über  20  fl.  belegt  waren,  während   sich  für  1898   dieses  Verhältnis 


^)  So  wurde  im  Gegensatze  zur  Gewerbezählung  der  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen (Classific.-Nr.  283—285)  nach  Vorschrift  der  Durchführungsbestimmungen  zur 
allgemeinen  Erwerbsteuer  so  weit  als  möglich  unter  entsprechende  andere  Betriebsarten 
eingereiht  und  es  blieben  in  den  Ausweisen  nach  den  Bemessungsprotokollen  nur  die 
(54)  erwerbsteuerpflichtigen  Viehschneider  bei  Classific.-Nr.  285  stehen. 
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auf  63,  22,  12  und  3  stellt.  Worden  jene  städtischen  Veranlagungsbezirke,  in 
welchen  früher  der  Mindestsatz  der  Erworbsteuer  den  Betrag  von  5  fl.  überstieg, 
von  den  übrigen  Veranlagungsbezirken  geschieden,  so  erhellt  eine  für  die  Steuer- 
träger niedrigster  Stufe  in  den  grösseren  Städten  besonders  günstige  Verschiebung, 
weil  die  Erwerbsteuercommissionen  auch  hier  an  keinen  Mindestsatz  gebunden 
sind,  früher  aber  nur  die  allein  mit  Einkommensteuer  (I.  oder  II.  Classe)  belegten 
Betriebe  und  Beschäftigungen  in  den  für  sich  dargestellten  Städten  Steuerbeträgo 
unter  5  fl.  aufzuweisen  hatten.  (Siehe  Tabelle  S.  374.) 

Die  oben  angegebene  Summe  von  16,839,781  fl.  ist  schon  wesentlich 
geringer,  als  die  im  Gesetze  angenommene  Erwerbsteuer-Hauptsumme  von 
17,732.000  fl.  Doch  gelangte  selbst  diese  geringere  Summe  nicht  zur  Einhebung, 
da  nach  §§  2  und  3  des  Gesetzes  Befreiungen  von  der  allgemeinen  Erwerbsteuer 
und  die  Steuerfreiheit  nach  §  5  des  Gesetzes  einen  Ausfall  von  38.386  fl. 
brachten,  die  Ergebnisse  der  Berufungen  eine  Herabsetzung  um  rund  1  Proc.  herbei- 
führten, während  die  Erwerbstouer-Coutingentcommission  von  dem  ihr  zur  Ver- 
fügung stehenden  sogenannten  Dispositionsfonde  weitere  Ermässigungen  der 
bemessenen  Beträge  fiir  die  III.  und  IV.  Erwerbssteuerclasse,  in  Oberösterreich 
und  im  Vcranlagungsbezirke  Lembcrg-Brody  von  Galizien  wegen  besonderer 
Gründe  auch  in  der  I.  Erwerbssteuerclasse  eintreten  Hess. 

Dieser  Dispositionsfond,  d.  h.  die  Summe,  um  welche  die  Contingent- 
Commission  einzelne  Gesellschaftscontingente  herabsetzen  konnte,  ohne  andere 
erhöhen  zu  müssen,  belief  sich  für  1897  und  1898  auf  300.197  fl.  75  kr. 

Werden  nämlich  der  Summe  der  für  das  Jahr  1898  ursprünglich  ermittelten 
Contingente  von 17,556.499  fl.  86       kr. 

die  bisherige  Erwerb-  und  Einkommensteuer  der  im 
Jahre  1897  vor  dem  Stichtage  (1.  Juni)  neu  ange- 
meldeten,   bis    dahin   der  Bemessung  aber   noch  nicht 

unterzogenen  Unternehmungen^)  mit 325.599  fl.  OIV2  kr. 

zugerechnet,  so  ergibt  sich  ein  Betrag  von     ....    17,882.098  fl.  8772  '^''• 

der    die    Erwerbsteuerhauptsumme   von 17,732.000  fl.  —       kr. 

in  jedem  der  beiden  Jahre  der  ersten  Veranlagungs- 
periode um 150.098  fl.  87V2  kr. 

übersteigt. 

Um  das  Verhältnis  der  Höhe  der  Steuersätze,  welche  die  durch 
die  Erwerbsteuercommissionen  bemessene  Steuersummc  bilden,  kennen  zu  lernen, 
müssen  die  bemessenen  Steuersätze  unter  Berücksichtigung  der  Repartitions-Zu- 
und  Abschläge  herangezogen  werden.  Die  Summe  der  bemessenen  Steuersätze 
und  das  Gesellschaftscontingent  giengen  nämlich  oft  weit  auseinander,  so  dass 
die    zur  Ausgleichung    dieser   Beträge    nöthigen    Zu-   und   Abschläge    (vgl.  §  51 


1)  Die  Berücksichtigung  dieser  Summe  zu  Gunsten  der  Steuergesellscliaften  war 
im  Gesetze  nicht  vorgesehen,  sondern  entsprang  der  Erwägung,  dass  es  nicht  billig  sei, 
die  Mitglieder  der  Steuergesellschaften  für  Steuerheträge  aufkommen  zu  lassen,  deren 
Vorschreibung   sich   nur   infolge  von  Ueberbürdung  der  Steuerbehörden  verzögert  hatte. 


374 


Fiiedonfels. 


.  S  . 

■e  a  s «~ 

a)  »5  3  K 

.'S  :=«  =  w 

g  i:  a  K 

(1)  O    i 

»  Ä  »^  "Ö 

—  fe  n  o 

^  a  r^ ._: 


ä3 


CO  oa  CO 


oa   !M  i-H  oa  i-H  CO 


OJ    C<l    05    c^ 


1— 1 

^ 

c^ 

00 

QO 

o 

00 

05    00 

C^ 

o 

O 

T-H 

- 

t- 

c- 

o 

<M 

T— ( 

1— ( 

T— 1 

(N 

r-H 

(N    .-1 

(M 

05 

7-H 

05 

00 

CO 

I-H 

CO 

l-H 

o 

03 

CO 

«3 

CO 

CO 

CO 

00  lo 
«o  c- 

O 
00 

05 
CO 

CO 

CD 

CD 

OS 

CO 

00 
IT- 

00 

I> 

00 

CO 

Oi 

•* 

iO 

-* 

«5 

■>* 

CO 

T^      ^ 

c6 

•^ 

-* 

CD 

JO 

•<*< 

■>** 

iC 

CO 

CO 

CD 

t-H 

o 

1— 1 

T-H       I— 1 

o 

T-H 

CO 
l-H 

05 

00 

»-H 

c- 

CS 

l-H 

l-H 

(M 

1— 1 

(M 

co 

00 

I— 1 

0  -jO 

01  (N 

l-H 

OS 

IM 

CO 

CD 
CO 

o 

_2     6C 


W 


O    Ö 

;h 

o 

-M     O 

^- 

Cd  h^ 
!0  << 

Ol 

tu 

o 

'S 

1^ 

o 

M 

H 

o 


o 


bc  ^  bß 


■^  .2i 


O 


-M  P-i 


i.2      s 

►3    a)      «l-H 


.bcizi  fq 


(U 

^^ 

o 

^     "TS 

bf) 

bß  a  bji 

3 

c8 

r5 

o 

CJ 

. 

t-i  ^HH    (3p 
P-t       --D 

eö 

Ph 

n-f 

.Sfö 

<v 

h-; 

es 

Ol  -K    <U 

a 

11 

;-■ 

^ 

C    CO  Ä 

JS 

lU 

c 

r^^ 

rS       P       " 

o 

C 

Ä 

C 

o  ««5  <u 

c 

'S 

o 

c 

OJ 

S-" 

a 

^3 

es 

i«-s 

a 

I-. 

^ 

'S     O    0 

•  0        • 
eä 

•  >-'     ^ 

.  w  .■§ 

f3      P      ^ 

"SO 


o 


OJ 


OJ 


O     ^  :cS      t<     •+J     O      (33     :o 


c  £ 

O      (T) 


S  -1^  ^ 

-5  =  0 

=  2  c 

<U  csi  O 

s  ^  -^ 

CQ  o  m 


<«  S  S  " 
^  g  gö 

«j    M  g  JH 

"e  3  a  K 

«  J3  ^  'S 


00 

<u 

j=o 

K3 

2'" 

n 

S® 

lO 

h 

« 

Ol 

^O 

53 

O^ 

^3 

in 

coioos»o->*t-co-»*<ooc- 


-<+i      CD      CD      "*      CO 


i0<ft40'0t-i0l>>0l>l>- 
GMi-H<N(Mi— it-Ht-HCvlrHi-H 


t>      CO      00      CO      CO 


CQl-HC*ai-HrHl-Hl-Hl-Hl-HTH 


05      ^      CO     CO      OS 


Oi-Hi-H(MO(N':<lt--'^(M 


O      O      03     O      C- 


O 


^    a 


^     c3     Ja    ^    .s    -^     *-■ 
M    O    W    i-q 


bbö 
'S  <» 

Cd  j3 
Ö    ü 

CO     ^ 
CO  CQ  pD 


M 


H     fL,    O    Ph 


M 


P5    H    h^    O 


Die  erste  Veianlagung  der  allgenieiiicii  Erwerbsteuer  in  Oesterreich. 


375 


P.-St.-G.)  bei  den  bemessenen  Steuersätzen  auch  bedeutende  waren  und  deshalb 
nur  die  durch  die  Eepartition  geänderten  Sätze  vergleichbare  Ziffern  bieten. 
Der  Vorgang  der  Erwerbsteuer-Commissionen  war  eben  ein  ganz  verschieden- 
artiger. Einige  derselben  hielten  die  Bemessung  so  niedrig,  dass  zur  Aufbringung 
der  betreffenden  Gesellschaftscontingente  Zuschläge  angewendet  werden  mussten, 
von  anderen  Commissionen  wurden  sowohl  Zu-  als  Abschläge  vermieden,  in  der 
Melirzahl  der  Bezirke  aber  waren  die  Steuersätze  so  bemessen,  dass  grössere 
oder  kleinere  Abschlagsprocente  erforderlich  wurden.  Es  werden  dafür  wohl  ver- 
schiedene Bestrebungen  maassgebend  gewesen  sein,  auch  war  gewiss  der  Umstand 
von  Bedeutung,  ob  die  kleinsten  Betriebe,  von  denen  die  Commissionen  bei 
ihrem  Bemessungsgeschäfte  auszugehen  hatten,  sehr  unbedeutende  waren,  oder 
nicht,  weil  sich  die  fortschreitende  Bemessung  im  relativen  Verhältnisse  zu  diesen 
ersten  Fällen  vollzog,  ohne  Zweifel  ist  aber  als  Folge  anzusehen,  dass  bei  dem 
Ueberwiegen  von  Abschlagsprocenten  ein  grosser  Theil  der  Betriebe  schwächer 
belastet  ist,  als  von  den  Bemessungs-Commissionen  ins  Auge  gefasst  war. 

Das  ganze  Ergebnis  ist,  dass  in  31  Veranlagungsbezirken  Zuschläge,  und 
zwar  bis  zu  26  Proc,  in  23  Veranlagungsbezirken  weder  Zu-  noch  Abschläge, 
dagegen  in  801  Veranlagungsbczirken  Abschläge  bis  zu  47  Proc.  nöthig  wurden, 
wovon  in  480  Veranlagungsbezirken  solche  zwischen  1  und  15  Proc.  In  Nieder- 
österreich, Vorarlberg,  Krain  und  Dalmatien  gab  es  keine  Zuschläge,  in  Salzburg, 
Tirol,  im  Küstenlande  und  in  Mähren  sowohl  Zu-  als  Abschläge,  in  Kärnten  und 
Schlesien  nur  Abschläge,  in  den  übrigen  Lündern  waren  alle  drei  Möglichkeiten 
vertreten,  doch  überwiegt  das  Vorkommen  von  Abschlägen  zwischen  1  und 
15  Proc.  fast  überall. 

Durch  die  Berücksichtigung  der  Kepartitionsprocente  trat  eine  Verschiebung 
in  den  Stouerstufen  ein,  die  auch  bei  den  für  die  Classenzugehörigkeit  maass- 
gebenden  Hauptstufen  zutage  tritt: 


Steuersätze  bis  30  ti 

„  über  30  bis  150  fl.  . 

über  150  bis  1000  fl. 
über  1000  fl.    .    .    . 
Zusainnien  . 


Zahl  der  bemessenen  Steuersätze 


mit 


ohne 


Berücksichtigung 
der  Kepartitionsprocente 


711.823 

67.080 

11.714 

1.456 


792.078 


699.180 

76.973 

14.426 

1.494 


792.073 


"  Das  Ueberwiegen  der  Kepartitionsabschläge   bringt   eine  Verminderung   der 
höheren  und  eine  Vermehrung  der  niedrigen  Steuersätze  mit  sich. 
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Die  Besetzung  der  Steuerstufen,  welche  nach  den  gesetzlichen  Normen  die 
Zugehörigkeit  zu  den  einzelnen  Steuerclassen  bestimmen,  den  Ziffern  gegenüber, 
welche  sich  nach  der  wirklichen  Zogehörigkeit  zu  jeder  der  vier  Steuerclassen 
durch  die  Vereinigung  mehrerer  in  demselben  Veranlagungsbezirke  I.  Steuerclasse 
liegenden  Betriebe  in  der  Hand  eines  Steuerträgers  ergeben,  zeigt  das  Hinüber- 
reichen jeder  Steuerclasse  in  das  Gebiet  der  anderen  Classen : 


Erwerb- 

steuerclas^e 


Zahl  der  Betriebe  mit  einer  Steuer 


bis  30 


von  über 
30  bis  150 


von  über 
150  bis  1000 


von  über  1000 


Gulden  unter  Berücksichtigung  des  Repartitionsprocentes 


Zahl 

der  Betriebe 

zusammen 


I. 
II. 
III. 
IV. 

I.-IV. 


711.823 


1.213 

984 

4.211 

7.075 

50.007 

56.163 

656.392 

2,858 

67.080 


1.139 

9.901 

640 

34 


1.389 

66 

1 


4.725 

21.253 

106.811 

659.284 


11.714 


1.456 


792.073 


Danach  fallen  in  die  I.  Erwerbsteuerclasse  0*42,  in  die  II.  1*42,  in  die 
III.  6"31  Proc.  aller  Betriebe,  die  unter  der  an  sich  bestimmten  Classengrenze 
liegen,  dagegen  in  die  11.  Erwerbsteuerclasse  0"01,  in  die  III.  0*08,  in  die  IV. 
0'37  Proc.  aller  Betriebe,  die  über  die  eigentliche  Classengrenze  hinausreichen, 
so  dass  in  der  I.  Erwerbsteuerclasse  0"18,  in  der  II.  1*25,  in  der  III.  7*09 
und  in  der  IV.  82"87  Proc.  der  Betriebe,  zusammen  also  91"39  Proc.  derselben 
innerhalb  der  für  die  Classenbildung  maassgebenden  Steuerstufen  liegen,  während 
sich  die  Procentanthoile  der  in  die  einzelne  Classe  gehörigen  Betriebe  auf 
0-60,  2-G8,  13-48  und  83-24  Proc.  belaufen. 

Die  durchschnittliche  Stouerleistung  eines  Betriebes  ist  für  die  I.  Steuer- 
classe mit.  1062  fl.  26  kr.,  in  der  IL  mit  179  fl.  82  kr.,  in  der  III.  mit 
39  fl.  14  kr.,  in  der  IV.  mit  5  fl.  78  kr.,  in  der  Summe  mit  21  fl.  25  kr. 
beziffert,  reicht  also  in  der  I.  bis  III.  Ciasso  nur  wenig  über  die  Minimalgrenze 
und  bleibt  in  der  IV.  weit  hinter  dem  Maximalsatze  der  Classe  zurück. 

Im  ganzen  Staate  drückt  sich  das  Verhältnis  der  vier  hauptsächlichen 
Steuerstufen  in  den  Procentantheilen  0-18,  1-48,  8"47,  89-87  aus.  lieber  diesem 
Durchschnitte  stehen  hinsichtlich  der  höchsten  Stufe  Niederösterreich,  dann 
Schlesien,  Mähren  und  Böhmen,  bei  der  zweiton  und  dritten  Stufe  nur  Nieder- 
österreich und  das  Küstenland,  die  bei  der  untersten  Stufe  auch  allein  unter  den 
Staatsdurchschnitt  fallen,  während  Dalmatien  in  der  untersten  Gruppe  am  höchsten 
über  dem  Staatsdurchschnitte,  in  den  beiden  anderen  hier  noch  vorhandenen 
Stufen  am  tiefsten  unter  diesem  Durchschnitte  steht : 
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Königreich  oder  Land 


Zahl  der  Betriebe  mit  Steuerbeträsren 


bis  30 


von  über 
30  bis  150 


von  über 
150  bis  1000 


von   über 
1000 


Gulden  österr.  Währung 


in  Procenten  der  Gesammtzahl  der  Betriebe  innerhalb 
des  Landes  (Staates) 


Niederösterreich 
Oberösterreich  . 
Salzburg     .    .    . 

Tirol 

Vorarlberg  .  . 
Steiermark  .  . 
Kärnten  .    .    .    . 

Krain 

Küstenland  .  . 
Daliaatien  .  .  . 
Böhmen  .  .  .  . 
Mähren  .  .  .  . 
Schlesien  .  .  . 
Galizien  .  .  .  . 
Bukowina  .    .    . 

Staat  


79-99 
94-44 
90-94 
94-36 
94-71 
9203 
91-61 
92-69 
85-75 
9610 
92-06 
90-26 
91-26 
93-20 
9211 

89-87 


15-99 
4-87 
7-67 
4-94 
4-54 
6-84 
7-15 
6-32 

11-41 
3-72 
6-76 
8-2S 
7-38 
6-07 
7-00 

8-47 


3-65 
0-64 
1-34 
0-65 
0  57 
104 
1-13 
0-92 
2-67 
0-18 
0-99 
1-26 
112 
0-67 
0-83 

1-48 


0-37 
0-05 
005 
0  05 
0-18 
009 
0-11 
0-07 
017 

0-19 
0-20 
0-24 
0-06 
006 

018 


Somit  ergeben  sich  als  Rangordnung  der  einzelnen  Länder  und  des  Staates 
rücksichtlich  der  Besetzung  dieser  vier  Steuerstufen  die  Reihen: 


Niederösterreich 
Oberösterreich  . 
Salzburg     .    .    . 

Tirol 

Vorarlberg  .  . 
Steiermark  .  . 
Kärnten  .    .    .    . 

Krain 

Küstenland  .  . 
Dalmatien  .  .  . 
Böhmen  .  ,  .  . 
Mähren  .  .  .  . 
Schlesien  .  .  . 
Galizien  .  .  .  . 
Bukowina   .    .    . 

Staat  


S 

t    e    u    e 

r     8     t    u    f 

e 

bis  30 

über 
30  bis  150 

über 
150  bis  1000 

über  1000 

Gulden 

16 
3 

12 
4 
2 
9 

10 
6 

15 
1 
8 

13 

11 
5 
7 

14 


1 

14 
5 

13 

15 
9 
7 

11 
2 

16 

10 
4 
6 

12 


1 

14 

4 

13 

15 

8 

6 

10 

2 

16 

9 

5 

7 

12 

11 


1 

13 
15 

14 
6 
9 
8 

10 
7 
(16) 
4 
3 
2 

12 

11 
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Bei  Borücksichtigung  dos  Anthoiles  der  Botriobo  innerhalb  des  Landes  an 
der  Gcsammtzahl  der  Betriebe  lässt  sich  in  den  Aufbau  der  Staatsziffer,  wie  sie 
sich  aus  den  einzelnen  Landesziffern  ergibt,  ein  tieferer  Einblick  gewinnen: 


Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenlrind 

Dalmatien 

Böhmen 

Mähreu 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Zusammeü  .    .    . 
davon    I.  Erwerbsteuerclasse 

r,     n. 

»  III- 

„      IV. 


Zahl  der  Betriebe  mit  bemessenen  Steuerbeträgen 


^S 


Gulden  österr.  Währ. 


in  Proc.  dsr  Gesammtzahl  der  steuerpflichtigen  Betriebe 


14-95 
4-54 
MO 
3-88 
105 
5  09 
1-64 
1-77 
1-96 
MO 

•28-47 
9-23 
2-26 

11-47 
1-35 


89-87 
0-15 
0-53 
6-31 

82-87 


299 
0-23 
0-09 
0-20 
0-05 
0-38 
0-13 
0-12 
0-26 
0-04 
209 
0  85 
018 
0-75 
0-10 


8-47 
0-12 
0-89 
709 
0-36 


0-68 
0-03 
002 
003 
001 
0-06 
0-02 
0-02 
0-06 
000 
0-31 
013 
0  03 
008 
0  01 


1-48 
0-14 
1-25 

0-08 
0-00 


004 
0  00 
000 
000 
0-00 
0-00 
000 
000 
0  00 


003 
001 
0-00 
0-00 
0-00 


0-11 
0-10 
001 
0-00 


0-02 
0-00 

0-00 
000 
0-00 
0  00 
000 
000 


002 
0-01 
000 
0  00 
000 


0  06 
0-06 
000 


0-00 
0-OÜ 
0-00 
0-00 

0-00 


000 


0-00 
0-00 
0-00 


0  01 
0-01 


0-00 
000 


0  00 
000 


000 
0-00 
0  00 
0  00 


000 
000 


0  00 
0  00 


0-00 


0  00 

0  00 
000 


000 
0  00 


000 


000 


000 


0-00 
0-00 


18  69 
4-81 
1-21 
411 

111 

5-53 

1-79 

191 

2-29 

1-15 

30-93 

10-23 

2-48 

12-30 

1-46 


100  00 

060 

2-68 

13-48 

83-24 


Durch  die  hier  vorgenommene  Theilung  der  höchsten  Stcuerbeträge  wird 
ersichtlich,  in  welclien  Ländern  die  grössten  Betriebe,  die  der  allgemeinen 
Erwerbsteuer  unterworfen  sind,  liegen. 

Wird  die  Stufe  der  Steuerbeträge  bis  zu  30  fl.  und  jene  zwischen  30  und 
150  fl.  in  von  5  zu  5  fl.  aufsteigende  Beträge  zerlegt,  die  Stufe  von  über  150 
bis  1000  fl.  in  solche,  die  von  50  zu  50  fl.  steigen,  endlich  die  Stufe  von 
über  1000  fl.  in  Unterstufen  von  je  200  fl.  Zunahme  und  die  Summe  der 
Betriebe  innerhalb  des  Staates  für  jede  der  vier  Hauptstufen  —  aufsteigend 
geordnet  711.823,  67.080,  11.714,  1456  Betriebe  —  gleich  100  gesetzt,  so 
kommt  man  bezüglich  der  relativen  Höhe  der  Besetzung  der  Theilstufen  zu 
folgenden  Hauptergebnissen:  ■ 

In  der  Stufe  bis  zu  30  fl.  liegt  bei  Niederösterreich  der  Schwerpunkt  in 
den  Betrieben  mit  Steuern  von  über  5  bis  10  fl.  (6-14  Proc),  bei  den  übrigen 
Ländern,  wie,  im  Staatsdurchschnitte  (59*28  Proc.)    in   den  Betrieben    mit    einer 
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Steuer  bis  zu  5  fi.,    die    in    den    einzelnen  Ländern    mit  19"58   Proc.  (Böhmen) 
bis  0*71  Proc.  (Salzburg)  der  Betriebe  dieser  Hauptstufe  besetzt  sind. 

In  der  zunächst  sich  anreihenden  Stufe  weist  der  Satz  von  über  35  bis  40  fl. 
im  Küstenlande  (0*46  Proc.)  und  in  der  Bukowina  (0*20  Proc),  im  Staatsdurch- 
schnitte (17*87  Proc.)  und  in  den  noch  übrigen  Ländern  dagegen  der  Satz  bis 
zu  35  fl.  den  höchsten  Antheil  innerhalb  dieser  Hauptstufe  auf,  der  sich  zwischen 
5*78  Proc.  (Niedorösterrcich)   und  0*12  Proc.  (Vorarlberg  und  Dalmatien)  bewegt. 

Bei  der  Hauptstufe  bis  zu  1000  fl.  ruht  der  Schwerpunkt  der  Betriebe 
bei  Dalmatien  in  der  Stufe  von  über  200  bis  250  fl.  und  von  über  300  bis 
350  fl.  (je  0*03  Proc),  bei  Oberösterreich  (0-56  Proc),  Vorarlberg  (0*12  Proc.) 
und  Schlesien  (0*42  Proc.)  in  der  Stufe  von  200  bis  250  fl.,  bei  den  übrigen 
Ländern  mit  11*56  Proc.  (Niederösterreich)  bis  0*34  Proc.  (Bukowina),  wie  im 
Staatsdurchschnitte  (29*59  Proc.)  in  der  Stufe  von  über  150  bis  200  fl. 

Von  der  höchsten  Hauptstufe  ist  die  Stufe  von  über  1000  bis  1200  fl.  im 
Staatsdurchschnitte  (18*27  Proc),  wie  in  den  meisten  Ländern,  hier  mit  zwischen 
7*42  Proc.  (Niederösterreich)  und  0*27  Proc.  (Krain)  am  stärksten  besetzt;  bei 
Salzburg  dagegen  vertheilt  sich  die  Summe  gleichmässig  mit  je  1  Fall  auf  die 
Stufen  bis  1200,  1400,  1600,  5800,  7800  fl.,  bei  Vorarlberg  mit  je  3  Fällen  auf 
die  Stufen  bis  1600  und  1800  fl.;  bei  Steiermark  ist  die  Stufe  bis  1600  fl. 
(0*62  Proc),  bei  Kärnten  jene  bis  1200  und  1400  fl.  mit  je  4  Fällen,  bei  Galizien 
und  in  der  Bukowina  die  Stufe  bis  1400  fl.  mit  11  und  3  Fällen  am  stärksten  besetzt. 

Zur  Vergleich ung  der  Bevölkerungs-  und  Betriebszahl 
der  einzelnen  Länder  und  ihrer  Leistung  an  allgemeiner 
Erwerbsteuer  sind  in  der  folgenden  Uebersicht  die  Procentantheile  an  den 
Staatsziffern  nebeneinander  gestellt. 


Niederösterreich  .... 
Oberösterreich     .... 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg    ..... 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland 

Dalmatien    ..... 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina     

Zusammen 


Antheil 

an  der  für  Knde  1897 

bf  rechneten 

gesammten  Civil- 

bevölkerung 


Antheil 
an  der  Gesammt- 
summe  der  Steuer 


Antheil 

an  der  Gesanimtzahl 

der  Betriebe 


in    Procenten 


11-55 
323 

0-72 
321 
0-49 
5-26 
1-45 
2-00 
2-84 
2-24 

2402 
9-39 
2-55 

28-26 
279 


100  00 


36-35 
2-95 
0-94 
2-05 
069 
400 
1-33 
1-19 
2-60 
0-42 

2701 
9-81 
2-78 
701 
0-87 


100-00 


18-69 
4-81 
121 
411 
1-11 
5-53 
1-79 
1-91 
2-29 
1-15 

30-93 

1023 
2-48 

12-30 
1-46 


10000 
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Somit  ist  der  Stcueranthoil  in  Niedorösterreich  mehr  als  dreimal  so  gross, 
als  der  Antheil  an  der  Bevölkerung,  beinahe  doppelt  so  gross,  als  der  Antheil 
an  der  Betriebszahl,  in  Schlesien  der  Antheil  der  Steuer  grösser,  als  jener  an 
Bevölkerung  und  Betriebszahl,  in  Salzburg,  Vorarlberg,  Böhmen  und  Mähren  der 
Steuerantheil  grösser,  als  der  Antheil  an  der  Bevölkerung,  im  Küstenlande  grösser, 
als  der  Antheil  an  der  Zahl  der  Betriebe,  in  den  übrigen  Ländern  aber  der  Steuer- 
antheil mehr  oder  weniger  unter  dem  Antheile  an  Bevölkerung  und  Betriebszahl. 

Aus  der  Ungleichheit  dieser  Verhältniszahlen  von  Land  zu  Land  darf 
natürlich  nicht  auf  ungerechte  Besteuerung  geschlossen  werden.  Einzelne  mit 
sehr  hohen  Steuern  belegte  grosse  Unternehmungen  tragen  einerseits  zu  diesen 
Ergebnissen  bei,  wie  es  andererseits  von  wesentlichem  Gewichte  ist,  ob  grosse 
Betriebe  Einzelpersonen  gehören  oder  ob  sie  von  den  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen  geführt  werden,  deren  Erwerbsteuer  nach 
dem  ir.  Hauptstücke  dos  Personalsteuergesetzes  zu  bemessen  ist  und  hier  bei 
der  allgemeinen  p]rwerbsteuer  nicht  zur  Darstellung  kommt. 

Um  auf  die  S  t  e  u  e  r  1  o  i  s  t  u  n  g  nach  B  e  t  r  i  e  b  s  g  a  1 1  u  n  g  e  n  über- 
zugehen, seien  die  Hauptzweige  der  der  allgemeinen  Erwerbstouer  unterliegenden 
Erwerbsthätigkeit  vorangestellt. 

Es  entfallen  in  Procenten  der  Gesammtzahl  der  Betriebe  und  der  Gesammt- 
steuer,  dann  an  Steuerdurch schnitten  : 


an  Betrieben 

an  Steuer 

an  durcbscbnittl. 

Steuer  für  einen 

Betrieb 

Gulden 

1-38 

2-76 

42-40 

000 

003 

27450 

62-68 

60-36 

20-47 

33-30 

33-18 

21-18 

2-64 

3-67 

29-51 

10000 

10000 

21-25 

bei  der  Urprodiictioii ')  .  . 
beim  Hüttenbetrieb  ^)  .  . 
bei  Gewerbe  und  Industrie 
bei  Handel  und  Verkehr  . 
bei  liberalen  Berufen  .  . 
zusammen  .    . 


Die  grossen  Unternehmungen  des  Hüttenbetriebes,  der  Urproduction  — 
namentlich  Bergwerke  und  Naphthagewinnung  —  einzelne  im  allgemeinen  höher 
besteuerte  Arten  der  liberalen  Berufe,  wie  Advocaten,  Notare,  Aerzte,  heben  den 
Durchschnitt  der  betreffenden  Berufshauptclassen  über  den  gesammtcn  Durchschnitt. 

Die  Bctriebsclassen  von  Industrie  und  Handel  (Betriebsciasse  III — XXV) 
stellt  nachfolgende  Reihe  von  Procentzahlen  näher  dar : 


')  Hieher  gehören:  Bergwerke;  Gewinnung  von  Erdöl,  Naplitlia,  Mineralwässern 
u.  dgl.;  landwirtschaftliche  Pachtungen;  Kunst-,  Zier-  und  Handelsgärtnerei,  Baum- 
schulen, Samengewinnung,  Sammeln  von  Pflanzen  und  Pflanzenproducten;  gewerbsmässige 
Thierzucht  und  Mästung  (mit  Ausnahme  der  landwirtschaftlichen  Betriebe);  Fischerei; 
Sammeln  von  Thieren  und  Producten  des  Thierreiches;  Torfgewinnung  und  Verarbeitung; 
Salzgewinnung. 

2)  Dazu  gehören:  Gewinnung  von  Roheisen  und  Hochofenguss;  sonstiger  Hütten- 
betrieb; Gold-  und  Silberkrätzmühlen  und  Scheideanstalten.  —  Da  viele  Hiittenbetriebe 
mit  Bergwerken- verbunden  und  in  diesem  Falle  mit  letzteren  zusammen  ausgewiesen 
sind,  erklärt  sich  die  geringe  für  sich  nachgewiesene  Ziffer  der  Hüttenbetriebe. 
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Nummer  und  Bezeichnung  der  Betriebsciasse 


Classifi- 
cations- 
Nummer 


Betriebe       Steuer 


in  Proc.  der  Summe 


I 
II 
III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIH 

IX 

X 

XI 

XII 

XIII 

XIV 

XV 

XVI 

XVII 

XVIII 

XIX 

XX 

XXII 

XXIII 

XXIV 

XXV 

XXVI 


Urproduction 

Hüttenbetrieb 

Industrie  in  Sieinen  u.  s.  w 

Metallverarbeitung      

Erzeugung  von  Maschinen  u.  s.  w.  .    .    . 

Industrie  in  Holz-  und  Schnitzwaren     . 

Erzeugung   von    Waren    aus   Kautschuk 
u.  s.  w 

Industrie  in  Leder,  Häuten  u.  s.  w.    .    . 

Textilindustrie 

Tapezierergewerbe 

Bekleidungs-  und  Putzwareniiidustrie     . 

Papierindustrie 

Industrie  in  Nahrungs-  und  Genussraitteln 

Gast-  und  Schankgewerbe 

Chemische  Industrie 

Baiigewerbe      

Graphische  Gewerbe 

Centralanlagen  für  Kraftlieferung  u.  s.  w. 

Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  .    .    . 

Warenhandel  mit  fester  Betriebsstätte  . 

Hilfi-gewerbe  des  Warenhandels  .... 

Geld-,  Credit-  und  Versicherungswesen  . 

Verkehrsgewerbe 

Sonstige  Gewerbe 

Liberale  Berufe 

Zusammen 


1-10 
11—13 
14—39 
40-73 
74-91 
92-112 

113  u.  114 
115-126 
127-167 
168  u.  169 
170-186 
187—194 
195—224 
225—228 
229—254 
255—273 
274-279 
280-282 

235 
286-330 
336—338 
339—345 
346-359 
360-363 
364—367 


1-38 
000 
1-84 
5-53 
2-37 
6-25 

0-01 
119 
2-00 
0-22 

15-.S3 
039 

1011 

1318 
0-76 
3-11 
0-38 
0-01 
000 

28-94 
0-73 
0-40 
2-39 
0-84 
2-64 


100-00 


2-76 
0  03 
2-79 
4-78 
2-14 
3-06 

0-07 
1-08 
6-92 
0-15 
5-36 
114 

18-09 
8-81 
2-72 
2-55 
0-67 
0-03 
000 

25-60 
1-94 
3-22 
1-73 
0-G9 
3-67 


100-00 


Unter  diesen  Betriebsclassen  tragen  die  nachstehenden  über  1  Proc.  der 
gesammten  Staatssteuer  innerhalb  einzelner  Länder,  und  zwar  in  einem  Lande 
oder    in    mehreren    der  Länder   Niederösterreich,   Böhmen,  Mähren  und  Galizien: 
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Von  den  zwölf  hier  vertretenen  Classen  sind  also  der  Warenhandel  mit 
fester  Betriebsstätte  und  die  Industrie  in  Nahrungs-  und  Genussmitteln  in  allen 
vier  genannten  Ländern,  die  Textilindustrie  in  Böhmen  und  Mähren,  das  Gast- 
und  Schankgewerbe,  dann  die  Bekleidungsindustrie  in  Niederösterreich  und 
Böhmen,  die  Industrie  in  Steinen  in  Böhmen,  die  übrigen  nur  in  Niederösterreich 
durch  eine  Steuerleistung  von  mehr  als  1  Proc.  der  Staatssumme  besonders 
hervorzuheben.  Dabei  ist  die  Summe  der  Steuerleistung  der  in  der  Tabelle  aus- 
drücklich angeführten  Betriebsclassen  nur  in  Galizien  kleiner,  als  die  Steuer- 
leistung aller  übrigen  Betriebe  zusammengenommen,  und  zwar  überragt  erstere 
Summe  die  Summe  der  nicht  speciell  ausgewiesenen  Betriebsclassen  besonders 
in  Niederösterreich.  Aus  den  vier  letzten  Spalten  der  Tabelle  wird  zugleich 
ersichtlich,  wie  sich  der  procentuelle  Antheil  der  ausdrücklich  angeführten  Betriebs- 
classen in  den  Ländern  mit  einer  auf  diese  Betriebsclassen  fallenden  Steuer  unter 
1  Proc.  und  dann  in  der  Gesammtheit  der  Länder  gestaltet. 

Für  den  Warenhandel,  das  Gast-  und  Schankgewerbe,  wie  für  die  Putz- 
warenindustrie wird  die  hervorragende  Stellung  dieser  Betriebsclassen  durch 
Grösse  der  Bevölkerungszahl  und  Bedeutung  der  Städte  bedingt,  bei  der  Industrie 
in  Nahrungs-  und  Genussmitteln  tritt  zu  diesen  Momenten  die  Verbreitung  der 
Bierbrauerei,  bei  den  übrigen  die  besondere  p]ntwicklung  gewisser  Industrie-  und 
Erwerbszweige  —  Textilindustrie  in  Böhmen  und  Mähren,  Metall-  und  Maschinen- 
industrie, Baugewerbe,  Banken,  Verkehrsgewerbe  und  liberale  Berufe  in  Wien  — 
aus  localen  Ursachen,  die  zum  Tlieile  wieder  mit  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
zusammenhängen. 

Die  relative  Vertheilung  der  Steuerleistung  auf  die  Betriebsgruppen  lehrt 
die  Bedeutung  derselben  innerhalb  der  Betriebsciasse  kennen: 


Classifications-Nummer 
und  Bezeichnung:  der  Betriebsart 


Betriebe    Steuer 


in  Proc.  der 
Summe 


Nummer  und 

Bezeichnung  der 

Betriebsciasse 


Betriebe    Steuer 


in  Proc.  der 
iSumme 


315-322 
309-314 

289-292 
300—304 

293—299 
323-325 


Handel  mit  Fleisch 
Victualien  .    .    .    . 


und 


Handel  mit  Spinnstoffen, 
Garnen,  Geweben  und 
Confectionsartikeln  .    . 

Handel  mit  Kohproducten 

Handel  mit  Holz-,  Leder- 
und  Papierwaren  .    .    . 

Handel  mit  Steinwaren 
u.  s.  w.,  Metallen,  Ma- 
schinen u.  8.  w.     .    .    . 


Handel    mit     Getränken, 
Essig  und  Eis  .    .    .    . 

Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      


1683 

9-88 

XX 

2-47 

4-49 

2-86 

315 

1-41 

1-95 

1-02 

1-83 

081 

MO 

24-90 

22-40 

404 

3-20 

Warenhandel  mit 
fester  Betriebs- 
stätte .    .    . 


28-94 


25-60 
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Classifications-Nummer 
und  Bezeichnung  der  Betriebsart 


Betriebe    Steuer 


in  Proc. 
der  Summe 


Nummer  und 

Bezeichnung  der 

Betriebsciasse 


Betriebe 

Steuer 

in  Proc. 
der  Sujmue 

1011 

18-09 

13-18 

8-81 

5-53 

4-78 

2-64 

3-67 

2-00 

6-92 

15-33 

5-36 

0-40 

3-22 

213U.214 
207U.211 

195U.196 

200 

197U.198 
215—218 


225- 

-228 

40- 

-52 

53- 

-64 

364—367 
143-147 

135—142 


171  u.  172 
173 


339—343 


Brauerei  und  Mälzerei     . 

Fleischhauerei  und  Sel- 
cherei   

Erzeugung  von  Mahl- 
producten    

Erzeugung  von  rohem  und 
raffiniertem  Zucker  .    . 

Bäckerei 

Erzeugung  von  Brantwein, 
Presshefe  und  Essig    . 

Zusammen  .    .    , 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      

Gast-  und  Schankgewerbe 

Verarbeitung  von  Eisen 
und  Stahl 

Industrie  verschiedener 
unedler  Metalle     .    .    . 

Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betriebsarton  der 
Classe 

Liberale  Berufe     .... 

Baumwollspinnerei  und 
Weberei 

Spinnerei  und  Weberei 
in  Wolle  u.  s.  w.,  Filz- 
fabrication      

Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      

Kleidermacherei     .    .    .    . 

Schuhmacherei 

Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      

Geld-  und  Creditwesen    . 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe 


0-23 

3-30 

2-96 

002 
2-33 

0  42 


9-26 

0-85 
13-18 

4-21 

0-98 


5-19 

0-34 
264 

016 
0-15 


0-31 

1-69 

5-59 
7-02 


12-61 

2-72 
0-22 

0-18 


6-47 

2-72 

2-44 

2-42 
1-63 

1-31 


16-99 

MO 

8-81 

2  67 
1-67 


434 

0-44 
3-67 

2-15 
1-38 


3-53 

3-39 

1-96 
1-47 


3-48 

1-93 
305 

0-17 


XIII 


XIV 


IV 


XXVI 
IX 


xr 


XXIII 


Industrie  in  Nah- 
rungs-  und  Ge- 
nussmitteln    . 


Gast-  u.  Schank- 
gewerbe .    .    . 

Metallverarbei- 
tüvs    .    .    .    . 


Liberale  Berufe 
Textilindustrie 


Bekleidungs-  und 
Putzwaaren- 
industrie     .    . 


Geld-,  Credit-  u. 
Versicherungs- 
wesen .    .    .    . 
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Classifications-Numnier 
und  Bezeichnuncr   der  Betriebsart 


Betriebe    Steuer 


in  Proc. 
der  Summe 


Nummer  und 

Bezeichnung  der 

Betriebsciasse 


Betriebe    Steuer 


in  Proc. 
der  Summe 


99—104 
92-96 


255—258 


263-270 


336—338 


28—34 


229—231 


346-348 


Tischlerei  und  verwandte 
Gewerbe 

Holzzurichtung  und  Con- 
servierung 

Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betiiebsarten  der 
Classe      

Bauunternehmung  und 
-Leitung,  baatechiiische 
Bureaux 

Ausführung  von  Bauten  . 
Zusammen  .    .    . 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      

Hilfsgewerbe  des  Warcn- 
handels 

Thonwarenindustrie  .    .    . 

Uebrige  Betriebswirten  der 
Classe      

Erzeugung  chemischer  Pro- 
ducte  für  technische  und 
pharmaceutische  Zwecke 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Ciasso      

Bergwerke 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      

Landtransport 

Uebrige  Betriebsarten  der 
Classe      


3-56 
M3 


4-69 
1-56 


0-B2 
2-33 


2-65 
046 

0-73 

0-98 
086 


.1-45 
1  02 


2-47 
0  59 

110 
110 


2-20 
0-35 

1-94 
1-47 
1-32 


0-28 

1-36 

0-48 

1-36 

0  02 

1-26 

1-36 

1-50 

1-65 

1-02 

0-74 

0-71 

VI 


XVI 


XXII 


HI 


XV 


XXIV 


Industrie  in  Holz- 
und  Schnitz- 
waren .    .    .    . 


Baugewerbe 


Hilfsgewerbe  des 
Warenhandels 


Industrie  in  Stei- 
nen u.  s.  w.  . 


Chemische  In- 
dustrie   .    . 


Urproduction 


Verkehrsgewerbe 


6-25 


3  11 


0-73 


1-84 


0-76 


1-38 


2-39 


3-06 


2  55 


1-94 


2-79 


2-72 


2-76 


1-73 


Nahrungsmittel-Handel  und  Gewerbe,  liberale  Berufe  und  Bekleidangs- 
gewerbe  erlangen  ihre  Wichtigkeit  für  die  gesammte  Steuerleistung  durch  ihre 
zahlreiche  Verbreitung,  bei  den  grosse  Capitalskraft  erfordernden  Betrieben  dagegen 
fällt  die  Steuer   in  bedeutenden  Beträgen  auf  einzelne  Unternchmurgen. 
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So  zeigt  sich  schon  bei  Heraushebung  jener  nicht  zaMreichen  Betriebs- 
gruppen, welche  wenigstens  innerhalb  einer  Steuerclasse  über  1  Proc.  der  Staats- 
steuer tragen,  dass  Brauerei,  Geld-  und  Creditwesen,  Verarbeitung  von  Eisen 
und  Stahl,  Zackerindustrie,  Baumwollspinnerei  und  Weberei,  die  Bergwerke  den 
Haupttheil  ihrer  Steucrleistung  in  der  I.  Steuerclasse  finden,  welcher  zugleich 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  in  den  kleinen  Handwerksbetrieb  herabreichenden 
Verarbeitung  von  Eisen  und  Stahl  die  Summe  der  Steuerleistung  in  den  übrigen 
Steuerclassen  mehr  oder  weniger  bedeutend  übersteigt. 

In  der  IE.  Erwerbsteuer classe  leistet  nur  der  Handel  mit  Spinnstoffen 
u.  s.  w.  den  überwiegenden  Theil  seiner  Steuer,  der  aber  doch  weit  hinter  der 
Summe  der  Steuer  in  den  übrigen  Steuerclassen  zurückbleibt. 

Liberale     Berufe,     dann     die     Fleischhauerei     und     Selcherei     haben  das 

Schwergewicht    ihrer    Steuerleistung   in    der    III.  Steuerclasse,  aber   nur   bei  den 

erstoren  Berufen    überwiegt   die  Steuerleistung  in    dieser  Classe    die  Summe  der 
übrigen. 

Bei  den  durch  ihre  Steuerantheile  überhaupt  voranstehenden  Betriebs- 
gruppen des  Handels  mit  Fleisch  und  Victualien,  dann  der  Gast-  und  Schank- 
gewerbe  überwiegt  wie  bei  Kleidermacherei  und  Schuhmacherei  die  Steuer  der 
IV.  Erwerbsteuerclasse ;  bei  den  beiden  letzteren  Betriebsgruppen  ist  zugleich 
diese  Steuerleistung  grösser,  als  in  den  übrigen  Steuerclassen  zusammen- 
genommen. 

Zur  Vergleichung  des  bei  den  eben  angeführten  Betriebsgruppen  herrschen- 
den Verhältnisses  zwischen  Betriebszahl  und  Steuerbetrag  in  einzelnen  Erwerb- 
steuerclassen  mit  den  gegenseitigen  Verhältniszahlen  in  den  einzelnen  Steuer- 
classen zusammen,  sind  den  Kelativzahlen  für  die  herausgehobenen  Betriebs- 
gruppen die  Verhältniszahlcn  für  die  vier  Steuerclassen  überhaupt  voraus- 
geschickt : 


I.     Erwerbsteuerclasse 

n. 
III. 

IV. 
I.-1V. 


Betriebe 


Steuer 


in  Procenten 


der  Gesammt- 
zahl  der  Betriebe 


060 

268 

1349 

8;?23 


100  00 


der  Qesammt- 
Steuer 


•29-82 
2'2-69 
24-84 
22-65 


100-00 
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Bei  der  Vergleichung  der  innerhalb  der  einzelnen  Länder  durch  grösser« 
Steuerantheile  wichtigen  Betriebsgruppen  zeigt  sich,  dass  nur  der  Handel  mit 
Fleisch  und  Yictualien,  dann  das  Gast-  und  Schankgewerbe  überall  eine  min- 
destens über  5  Proc.  der  Landessurame  betragende  Steuer  leisten,  während 
andere  Betriebsgruppen  bloss  in  einem  Theile  der  Länder  eine  hervorragendere 
Eolle  spielen,  wie  der  nachstehenden  Uebersicht  zu  entnehmen  ist: 


Classifications-Nummer 

über  20 

über  15 

über  10 

über  5 

und  Bezeichnung 
der  Betriebsgruppe 

Procente  der  Staats-,  bezw.  Landessteuersumme  tragend 

315—322 

Handel  mit  Fleisch 

und  Victualien  . 

in  Dalmatien 

in  Oberösterr. 

in  Tirol 

in  Steiermark 

in  Kärnten 

in  Krain 

im  Küstenlande 

in  Mähren 

in  Galizien 

in  d.  Bukowina 

im  Staate 
in  Niederösterr. 

in  Salzburg 

in  Vorarlberg 

in  Böhmen 

in  Schlesien 

225-228 

Gast-  und  Schank- 

gewerbe  .... 

— 

in  Salzburg 

in  Oberösterr. 

im  Staate 

in  Tirol 

in  Steiermark 

in  Niederösterr. 

in  Krain 

in  Kärnten 

in  Dalmatien 

in  Galizien 

in  d.  Bukowina 

in  Vorarlberg 

im  Küstenlande 

in  Böhmen 

in  Mähren 

in  Schlesien 

213u  214 

Brauerei  und  Mäl- 

zerei     

in  Salzburg 

in  Böhmen 

im  Staate 

in  Oberösterr. 

in  Vorarlberg 

in  Steiermark 

in  Kärnten 

in  Mähren 

309-314 

Handel  mit  Spinn- 
stoffen,   Garnen, 
Geweben,     Con- 

fectionsartikeln  . 

— 

— 

— 

in  Niederösterr. 
in  Dalmatien 

364—367 

Liberale  Berufe     . 

" 

in  Steiermark 

in  Dalmatien 

in  Galizien 

in  d.  Bukowina 

839—343 

Geld-  und  Credit- 

. 

wesen 

— 

— 

— 

in  Niederösterr. 

40-52 

Verarbeitung     von 

Eisen  und  Stahl 

in  Kärnten 

in  Steiermark 
in  Schlesien 
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Classifications-Nummer 

und  Bezeichnung 

der  Betriebsgruppe 


über  20 


über  15 


über  10 


über  5 


Procente  der  Staats-,  bezw.  Landessteuersumme  tragend 


195  u.  196 
200 

143-147 
336-338 
135-142 

229—231 

1 

92—96 

164-167 


154  u.  155 


161-163 


Erzeugung  v.  Mahl- 
producten  .    .    . 


Erzeugung  v.  rohem 
und  raffiniertem 
Zucker    .    .    .    . 


Baumwollspinnerei 
und  -Weberei    . 

Hilfsgewerbe  des 
Warenhandels    . 

Spinnerei  und  We- 
berei in  Wolle 
u.  s.  w.,  Filz- 
fabrication      .    . 

PJrzeugung  chemi- 
scher Products 
für  technische  u. 
pharraaceutische 
Zwecke    .... 

Bergwerke  .... 

Holzzurichtuug  und 
Conservierung    . 

Zurichtung  u.  Ver- 
edlung von  Ge- 
spinsten und  Ge- 
weben    .    .    . 

Gewinnungy.  Erdöl, 
Naphtha  u.  s.  w. 

Spinnerei  und  We- 
berei verschiede- 
ner Stoffe   .    .    . 

Landwirtschaftliche 
Pachtung    .    .    . 

Erzeugung  v.Wirk-, 
Strick-  u.  Häkel- 
waren, Spitzen  u. 
Stickereien     .    . 


im  Küstenlande 


in  Vorarlbersj 


in  Schlesien 


in  Krain 
in  Galizien 


in  Böhmen 
in  Mähren 


in  Böhmen 


in  Vorarlbersr 


in  Schlesien 

in  Oberösterr, 

in  d.  Bukowina 

in  Vorarlberg 
in  Galizien 


in  d.  Bukowina 


Im  ganzen  ergibt  die  Summe  der  mehr  als  5  und  der  mehr  als  1  Proc. 
der  betreffenden  Landessteuersummen  und  der  Staatssteuersumme  tragenden 
Betriebsarten  folgende  Zahlenreihen: 
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Summe  der  Betriebs- 
arten,     die      über 
5  Proc.  der  Staats-, 
bezw.  Landessteuer- 
summe tragen    .    . 

Summe  der  Betriebs- 
arten,     die      über 
1  Proc.  der  Staats-, 
bezw.  Landessteuer- 
summe tragen     .    . 

Die  erste  Veranlagung  der  allgemeinen  Erwerbsteuer  in  Oesterreich.  39 1 

Wie  schon  die  frühere  Zusammenstellung  darthut,  sind  sehr  hohe  Procent- 
antheile  einzelner  Betriebsgruppen  nur  in  kleineren  Ländern  ohne  grosse  Viel- 
fältigkeit gewerblicher  Entwicklung  zu  finden,  in  der  Gesamratheit  der  relativ 
wichtigsten  Betriebsgruppen  aber  erscheint  der  Unterschied  von  Land  zu  Land 
schon  bei  den  5  Procent  tragenden  Betriebsgruppen  gering  und  fast  ganz 
ausgeglichen  bei  den  Betriebsgruppen  mit  über  1  Proc.  der  Staats-  oder 
Landessteuer. 

Um  auch  auf  die  durch  die  Höhe  einzelner  Stouerbeträge  wichtigen  Betriebs- 
arten einzugehen,  seien  die  Fälle  mit  einer  Steuerleistung  von  über  10.000  fl. 
betrachtet.  Ihre  Bedeutung  ist  nicht  zu  verkennen,  denn  gegen  8  Proc.  der 
ganzen  Staatssteuer  werden  von  derartigen  Betrieben  getragen,  und  zwar  davon 
gegen  4  Proc.  in  Niederösterreich,  gegen  2  Proc.  in  Böhmen.  Von  der  Landes- 
summe fallen  auf  sie  z.  B.  in  Schlesien  gegen  21  Proc,  in  Niederösterreich 
über  10  Proc. 

Am  höchsten  innerhalb  dos  Landes  steigt  ihr  Steuerantheil  bei  den  Berg- 
werken in  Schlesien,  bei  der  Verarbeituiig  von  Schmiedeisen  und  Stahl  in  Kärnten 
und  Schlesien,  bei  der  chemischen  Grossindustrie  in  Oberösterreich  und  Schlesien, 
bei  der  Gewinnung  von  Erdöl  und  Naphtha  in  Galizien,  bei  den  Bierbrauereien 
in  Steiermark,  Böhmen  und  Niederösterreich,  bei  den  Banquiers  in  Niederösterreich, 
bei  der  Zuckerindustrie  in  Mähren.  Im  Verhältnis  zur  Staatssumme  ist  der 
Antheil  derartiger  Betriebe  am  höchsten  bei  Bierbrauereien  (über  2  Proc.)  und 
Banken  (über  1  Proc).  Bei  der  Erzeugung  von  Eisenbahnwagen  ist  hiermit  die 
ganze  Steuer  der  Betriebsart  erschöpft,  bei  fast  allen  vertretenen  Betriebsarten 
ein  bedeutender  Tiieil  —  oft  mehr  als  die  Hälfte  —  der  auf  letztere  fallenden 
Steuer  aufgebracht,  wie  die  betreffenden  Kelativzahlen  ersehen  lassen.  (Siehe 
Tabelle  S.  392.) 

Die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Veranlagungsbezirken  selbst  lassen  sich 
hier  nur  ganz  summarisch  darstellen.  Die  Zusammenfassung  der  3656  Fälle,  in 
welchen  einzelne  Betriebsarten  innerhalb  der  Veranlagungsbezirke  5  Proc.  und 
mehr  der  Steuer  des  Bezirkes  leisten,  zeigt  derartig  hervorragende  Betriebsarten 
der  Urproduction  nur  in  129  Fällen,  Betriebsarten  von  Gewerbe  und  Industrie 
in  2027,  von  Handel  und  Verkehr  in   1211,  liberale  Berufe  in  289  Fällen. 

Nach  Betriebsclassen  und  mit  grösseren  Ziffern  vertretenen  Betriebsarten 
ergeben  sich  unter  besonderer  Hervorhebung  der  Fälle  mit  10  Proc.  und  mehr 
der  Steuer  des  Veranlagungsbezirkes    die   auf  Seite  393  folgenden  Zahlen. 

Bei  Trennung  der  Länder  gewährt  diese  Darstellung  der  durch  ihre 
besondere  Stellung  im  Veranlagungsbezirke  wichtigsten  Betriebsarten  weiteren 
Einblick  in  die  wirtschaftliche  Structur  des  einzelnen  Landes.  (Siehe  Tabelle 
S.  394.) 

Durch  die  5  Proc  und  mehr  der  Steuer  innerhalb  der  einzelnen  Ver- 
aulagungsbezirke  tragenden  Erwerbsunternehmen  wird  ein  bedeutender  Theil  der 
gesammten  Steuer  der  Bezirke  aufgebracht. 

Am  höchsten  hinauf  reicht  dieses  Verhältnis  in  der  I.  und  III.  Steuerclasse 
infolge  der  geringeren  Gliederung  der  Betriebe;  die  Bezirke  mit  mindestens 
10  Proc.  der  Steuer  leistenden  Betriebsarten  sind  in  der  IV.  Classe  am  stärksten 
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Betriebsciasse  und  Betriebsarten 


5  Procent 
und  mehr 


davon  10  Pro- 
cent und  mehr 


der  Steuer  der  einzelnen  Ver- 
anlagungsbezirke tragende 
Betriebsarten  in  Fällen 


Urproduction 

Landwirtschaftliche  Pachtungen 

Industrie  in  Steinen,  Erde,  Thon  und  Glas  .    .    .    . 

Metallverarbeitung 

Erzeugung  von  Maschinen,  Apparaten,  Instrumen- 
ten u.  s.  w 

Industrie  in  Holz-  und  Schnitzwaren 

Sägewerk  und  Holzhauerei 

Industrie  in  Leder,  Häuten,  Borsten,  Haaren,  Fe- 
dern u.  s.  w 

Textilindustrie 

BeklBidungs-  und  Putzwarenindustrie 

Schuhmacherei 

Papierindustrie 

Industrie  in  Nahrungs-  und  G  enussniitteln     .    .    . 

Müllerei 

Bäckerei 

Fleischhauerei 

Bierbrauerei 

Erzeugung  von  Brantwein,  Presshefe  und  Essig  .    .    .    . 

Gast-  und  Schankgewerbe '.    .    . 

Gasthöfe,  Pensionen,  Gastwirtschaften  und  Kostgeber, 
Wein-  und  Bierschänker 

Chemische  Industrie 

Baugewerbe  

Warenhandel  mit  fester  Betriebsstätte      

Handel  mit  Getreide,  Futterstoifen  und  anderen  vegeta- 
bilischen und  animalischen  Rohproducten 

Handel  mit  Brennmaterial,  Bau-  und  Werkholz  .    .    .    . 

Handel  mit  Schnittwaren  und  Geweben  aller  Art  .    .    . 

Specerei  und  Colonialwarenhandel,  sonstiger  Handel  mit 
Victualien,  auch  in  Verbindung  mit  anderen  Waren  . 

Hilfsgewerbe  des  Warenhandels 

Geld-,  Credit-  und  Versicherungswesen 

Verkehrsgewerbe 

Sonstige  Gewerbe 

Liberale  Berufe 

Advocaten 

Notare 

Zusammen  .    .    . 

Davon-  in  der     I.  Erwerbsteuerclasse 

„        „     .      11-  .  

„        „     „     111.  „  

IV 


129 
97 
49 
46 

5 

85 
70 

21 

76 
190 
159 

11 
712 
293 

67 
187 

64 

76 
773 

769 

50 

9 

1.132 

56 

56 

102 

764 

26 

19 

30 

4 

289 

189 

74 


3.656 

90 

95 

2.006 

1.465 


46 
36 

18 
6 


24 

22 

7 

23 

3 

1 

1 

181 

84 

3 

20 

31 

36 

619 

619 
6 

2 
680 

6 
10 
13 

625 

9 

3 

4 

1 

69 

54 

12 


1.702 

48 
28 

874 
752 


^)  In   zwei  Veranlagungsbezirken    Gewerbe   für  Gesundheitspflege   und   Körper- 
reinigung, in  zwei  Bezirken  Umlagenpächter. 
2)  Gewerbe  für  Gesundheitspflege, 
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vertreten,  weil  gewisse,  überall  vorhandene  Gewerbe  in  vielen  Fällen  zugleich 
die  steuerkräftigeren  in  dieser  Classe  sind,  wie  der  Gemischtwarenhandel,  das 
Gast-  und  Fleischhauergewerbe: 


5  Proc.  und  mehr   der  Steuer  leistende  Betriebe 
tragen  zusammen 


über  5—  10 

„  10—  15 

„  15—  20 

„  20—  25 

„  25—  30 

„  30—  35 

„  35-  40 

„  40-  45 

„  45—  50 

„  50—  55 

„  55—  60 

„  60—  65 

„  65—  70 

„  70-  75 

„  75—  80 

„  80—  85 

„  85—  90 

„  90—  95 

„  95—100 


Procent  der  Steuer  des 

Veranlagungsbezirkes  in 

Veranlagungsb  e  zirken 


Summe  der  Veranlagungsbezirke  mit  5  Proc.  oder 
mehr  der  Steuer  leistenden  einzelnen  Betriebs- 
arten    

Davon  Veranlagungsbezirke  mit  10  Proc.  und  mehr 
der  Steuer  leistenden  einzelnen  Betriebsarten 

Davon  Veranlagungsbezirke  mit  mindestens  10  Proc. 
der  Steuer  leistenden  einzelnen  Betriebsarten 


Erwerbsteuerclasse 


20 

20 

1 


II 


III 


IV 


1)  26 

21 

2 


1 
1 
2 
5 

10 
13 
18 
25 
39 
38 
51 
42 
41 
50 
19 
15 
17 
10 
5 


2)402 

388 

19 


20 

29 

48 

91 

80 

59 

27 

18 

13 

2 

3 

1 


404 

391 

56 


>)  1  Veranlagungsbezirk  ohne  solche  Betriebsarten. 
2)  2  Veranlagungsbezirke  ohne  solche  Betriebsarten. 


I— IV 


2 
3 
7 

16 

36 

47 

70 

117 

120 

101 

79 

63 

56 

56 

26 

18 

18 

12 

5 


852 
820 

78 
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Im  Vergleiche  der  einzelnen  Länder  treten  die  Gebiete  mit  reicher  Betriebs- 
gliederung dadurch  hervor,  dass  hohe  Procentziffern  verhältnismässig  seltener  sind: 


Königreich  oder  Land 
(Verwaltungsgebiet) 


5  Proc.  und  mehr  der  Steutr 

leistende  Belriebsarten  tragen 

zusammen 


über 


10     20     30      50      75 


bis 


10     20     30     50     75     100 


Procente  der  Steuer  des 

Veranlagungsbezirkes   in  Veran- 

lagnngsbezirken 


Summe  der  Veranlagiings- 
bezirke  mit  5  Proc.  oder  mehr  der 
Steuer  leistenden  Betriebsarten,  und 

zwar  Veranlagungsbezirke 


mit  5  Proc. 


davon  auch 
mit  10  Proc. 


davon  nur 
mii  10  Proi'. 


und  mehr  der  Steuer  des 

Veranlagungsbezirkes  leistenden 

Betriebsarten 


Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Tirol    .    . 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnten  . 

Krain  .    .    , 

Küstenland 

Dalmatien 

Böhmen  . 

Mähren  . 

Schlesien 

Galizien  . 

Bukowina 

Summe 


10 


14 
1 
1 
2 

2 
2 
2 
1 

14 

2 
2 


52 


39 
13 

4 
17 

5 
17 

4 

1 
12 

3 

120 

41 

13 

58 

7 


354 


18 
13 

8 
24 

2 
26 
11 
19 
10 
14 
84 
38 

5 

73 
10 


355 


3 
1 
7 
1 
4 
1 
4 
7 

10 
3 
3 

31 

4 


79 


1)  78 
30 
14 

2)  51 

8 
50 
18 
26 
30 
27 

224 
84 
20 

170 
22 


3)    852 


66 
29 
14 

50 
8 
49 
18 
26 
26 
27 

216 
82 
20 

167 
22 


820 


2 
2 

7 
1 
2 

6 
2 
3 

17 
5 
1 

27 
3 


78 


Soll  auch  die  Frage  nach  den  Veränderungen  in  der  Steuer- 
belastung der  einzelnen  Classen,  Gruppen  und  Arten  der 
Betriebe  in  den  Jahren  1898  und  1897  erörtert  werden,  so  ist  voraus- 
zuschicken, dass  die  für  eine  solche  Vergleichung  der  Ergebnisse  von  1898  und 
1897  allein  benutzbaren  Ziffern  aus  den  Abschriften  der  Bemessungsprotokolle 
rücksichtlich  des  Jahres  1897  eine  minder  sichere  Grundlage  abgeben,  als  sie 
für  1898  bieten.  Nach  den  früheren  Grundsätzen  der  Besteuerung  waren  weniger 
Anhaltspunkte  zur  Ermittlung  von  Unrichtigkeiten  in  den  Abschriften  ermöglicht, 
weshalb  die  aus  den  Abschriften  der  Protokolle  gewonnene  Summe  von  der 
v/irklichen  Steuerziffer  des  Jahres  1897  in  höherem  Grade  abweicht,  als  dies  für 
das  Jahr  1898  (S.  368)  festzustellen  war.  Angaben  in  Kelativzahlen  ohne  Decimal- 
stellen  dürften  jedoch  die  Bedeutung  vorhandener  Unrichtigkeiten  aufheben. 


*)  2  Veranlagungsbezirke  ohne  solche  Betriebsarten. 

2)  1  Veranlagungsbezirk  ohne  solche  Betriebsarten. 

3)  3  Veranlagungsbezirke  ohne  solche  Betriebsarten. 
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Eine  völlig  gleichmässige  Herabminderung  der  Steuerbeträge  für  jede  ein- 
zelne Betriebsart  war  von  vornherein  nicht  zu  erwarten,  denn  nach  der  gesetz- 
lichen Bestimmung  über  die  verschiedene  Höhe  der  Nachlässe  in  den  Steuer- 
classen  II  bis  IV  und  durch  den  Ausschluss  eines  Nachlasses  in  der  1.  Steuer- 
classe  musste  von  Einfluss  sein,  wie  sich  die  Steuerziffer  der  Betriebsart  u.  s.  w. 
nach  Steuerclassen  aufbaut. 

In  der  folgenden  Tabelle  werden  nun  die  sich  im  Jahre  1898  gegen  1897 
ergebenden  Herabsetzungen  und  Erhöhungen  der  Steuerlast  nach  den  ßetriebs- 
Hauptclassen  und  zugleich  nach  den  Summen  für  die  Länder  und  den  Staat 
angeführt : 


Betriebs-Hauptclasse 


JS 

2 

T 

u 

a 

"o 

U 

hl 
S 

c 
n 

.2 

a 

a 

0 

.2 

a 

CS 

o 

S 

Classifi- 

=2 

:0 

M 

H 

f^ 

:S 

h 

Ui 

2 

S 

JS 
!0 

m 

Si 

'S 

c 

cations- 

15 

X> 

t/J 

o 

> 

M 

a 

n 

i^ 

m 

O 

a 
W 

Nummer 

g 

O 

Steuer  1898  gegen  1897  weniger  oder  mehr  in 

Procenten 

der  Summen 

Urproduction  .... 
Hüttenbetrieb  .... 
Gewerbe  und  Industrie 
Handel  und  Verkehr  . 
Liberale  Berufe  .  .  . 
Zusammen  . 


1—  10 
11—  13 

14—285 
286—363 
364—367 


1—367 


17 


29 


19 


22 


19 


20 


17 


22 


221 

17 

20 
10 


18 


17 


17 


15 


22 


23 


20») 


Die  A^eränderungen  in  den  Landessummen  und  in  der  Staatssumuie  sind, 
abgesehen  von  den  minder  wichtigen  Löschungen  von  Betrieben  zwischen  Stichtag 
und  dem  Beginne  der  Steuerbemessungen  durch  die  Commissionen,^)  nur  durch 
das  Verhältnis  beeinflusst,  in  welchem  die  Steuerleistung  der  einzelnen  Steuer- 
classen zu  einander  steht. 

In  allen  Ländern  mit  einer  der  Staatsziffer  gegenüber  relativ  grösseren 
Steuerermässigung  (Oberösterreich,  Tirol,  Steiewnark,  Krain,  Dalmatien,  Galizien, 
Bukowina)  liegt  die  verhältnismässige  Steuerleistung  der  I.  Erwerbsteuerclasse 
unter  der  für  den  Staat  sich  ergebenden  Eelativziffer,  dagegen  ist  in  den  Ländern 
mit  geringeren  Steuerermässigungen  (Niederösterreich,  Salzburg,  Vorarlberg, 
Kärnten,  Küstenland,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien),  die  I.,  IL  oder  wenigstens 
die  III.  Steuerclasse  verhältnismässig  stärker  an  der  Steuer  betheiligt,  als  im 
ganzen  Staate. 

Bei  den  nach  Betriebsclassen  und  Arten  verfolgten  Aenderungen  tritt  die 
Einwirkung  des  Verhältnisses  der  Steuerleistung  in  den  einzelnen  Steuerclassen 
nicht   mehr    als    einzige  Veranlassung    der  Unterschiede    neben    die  Löschungen. 


^)  Berechnet  nach  den  vollkommen  richtigen  Ziffern. 

2)  Die  Steuerleistnng  der  betreffenden   Betriebe  ist  in   die  Steuer  von   1897  ein- 
bezogen, für  1898  wurde  aber  keine  Steuer  für  diese  Betriebe  bemessen. 


398  Friedenfels. 

Schon  die  von  früheren  Bestimmungen  abweichenden  Anordnungen  des 
Gesetzes  über  die  Besteuerung  der  Berg-  und  Hüttenwerke,  der  landwirtschaft- 
lichen Pachtungen,  der  liberalen  Berufe  u.  s.  w.  machen  sich  geltend.  Dies 
erhellt  allerdings  nicht  ohne  Ausnahme  durch  das  Verhältnis  der  betreffenden 
Ziffern.  Es  muss  eben  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  es  sich  bei  der 
Urproduction,  wie  beim  Hüttenbetriebe  und  bei  liberalen  Berufen  um  SteTier- 
beträge  und  Betriebszahlen  handelt,  die  wenigstens  im  Verhältnisse  zur  Steuer- 
leistung und  zur  Betriebszahl  von  Gewerbe  und  Handel  weit  zurückstehen.  Ver- 
änderungen in  der  Besteuerung  einzelner  Betriebe,  wie  der  Bergwerke  in  Steier- 
mark und  Schlesien,  der  Fischerei  im  Küstenlande,  der  Bergwerke  und  landwirt- 
schaftlichen Pachtungen  in  Böhmen  und  Mähren  drücken  sich  hier   stärker   aus. 

Der  Einfluss  der  grossen  Unternehmungen  I.  Steuerclasse,  die  im  allge- 
meinen bei  Gewerbe  und  Industrie  häufiger  sind,  als  im  Handels-  und  Verkehrs- 
wesen, ist  in  der  verhältnismässig  geringeren  Steuerherabsetzung  bei  den 
Gewerbebetrieben  der  Industrieländer  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  ausgeprägt. 

Die  angedeuteten  Verhältnisse  wirken  innerhalb  der  enger  gefassten 
Betriebsclassen  ebenso  auf  die  verschiedene  Gestaltung  der  neuen  Steuer  gegen- 
über dem  Vorjahre.  (Siehe  Tabelle  S.  399.) 

Abweichungen  von  der  Landes-  und  Staatsziffer  treten  in  Steuererhöhungen 
bei  Betriebsclassen  hervor,  für  welche  ganz  neue  Steuergrundsätze  gelten,  sowie 
bei  Classen  mit  wenig  zahlreichen  Betrieben;  in  besonders  bedeutenden  Steuer- 
ermässigungen bei  Betriebsclassen,  die  in  den  unteren  Steuerclassen  den  über- 
wiegenden Theil  ihrer  Steuer  leisten.  Geringere  Steuerermässigungen  zeigen  sich 
dort,  wo  grosse,  in  die  I.  Steuerclasse  gehörige  Unternehmungen  besondere 
Wichtigkeit  haben. 

Eine  nicht  schon  an  sich  gegebene  Ursache  der  Verschiebung  sind  aber 
die  durch  die  Erwerbsteuer-Commissionen  absichtlich  herbeigeführten  Aenderungen. 
In  ihrem  Vorgehen  vollkommen  unabhängig  von  der  bisherigen  Besteuerung, 
konnten  sie  nach  freiem  Ermessen  die  eine  oder  andere  Art  oder  Gruppe  von 
Betrieben  gegen  bisherige  Verhältnisse  stärker  oder  schwächer  zur  Steuerleistung 
heranziehen.  Ist  diese  Veranlassung  von  Aenderungen  auch  in  der  zuerst 
folgenden  Tabelle  nur  wenig  merkbar,  so  wird  sie  deutlicher  bei  dem  Eingehen 
auf  Betriebsgruppen  und  Betriebsarten,  wie  es  die  weiteren  Ausweise  für 
bedeutendere  Gruppen  und  Arten  ermöglichen.   (Siehe  Tabelle  S.  400  und  401.) 

Im  allgemeinen  finden  sich  auch  hier  geringere  Steuerermässigungen  bei 
Betriebsgruppen  und  Betriebsarten  mit  einer  in  den  obersten  Steuerclassen  vor- 
wiegenden Steuerleistung,  bedeutendere  Herabsetzungen  bei  jenen  Betriebsgruppen 
und  Betriebsarten,  die  ihre  Steuer  zum  grösseren  Theile  von  Betrieben  der  unteren 
Steuerclassen  tragen.  Die  Steuererhöhungen  der  Bergwerke  und  landwirtschaftlichen 
Pachtungen,  bei  den  Aerzten,  sind  hauptsächlich  als  Folge  geänderter  gesetzlicher 
Bestimmungen  anzusehen. 

Die  Steuererhöhung  bei  den  Bergwerken  und  Pachtungen  ist  durch  die 
stärkere  Belastung  derselben  in  den  oben  angeführten  Ländern  bewirkt,  die 
Steuererhöhung  der  Zuckerfabrication  eine  Folge  der  namentlich  im  Handels- 
kammerbezirke Reichenberg  im  Gegensatze  zu  den  Ermässigungen  in  anderen 
Veranlagungsbezirken  vorgenommenen  Erhöhung. 
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Friedenfels. 


Betriebsgruppen  mit  einer 
Steuerleistung  von  über  100.000  fl. 


Classifi- 
cations- 
Nummer 


1898  gegen  1897 

u 

:0    P 

;G0 

Steuerermässigung 

M 

3"" 
t* 

5  5 

fr* 

Ol   m 

«5 

SS 

über  25 
bis   30 

über  30 

Procent 

in  Procenten 

Bergwerke 

Gewinnung  von  Erdöl,  Naphtha  u.  s.  w.    .    .    . 

Landwirtscliaftliche  Pachtungen 

Thonwarenindustrie 

Verarbeitung  von  Eisen  und  Stahl 

Industrie  verschiedener  unedler  Metalle    .    .    . 

Maschinenfabrication 

Holzzurichtung  und  Conservierung 

TischJerei  und  verwandte  Gewerbe 

Erzeugung  und  Zurichtung  von  Leder  .... 

Spinnerei  und  Weberei  in  Wolle  u.  s.  w.,  Filz- 
fabrication 

Baumwollspinnerei  und  -Weberei 

Industrie  in  Flachs,  Hanf  u.  s.  w 

Spinnerei  und  Weberei  verschiedener  Stoffe     . 

Zurichtung  und  Veredlung  von  Gespinsten  und 
Geweben 

Kleidermacherei 

Schuhmacherei 

Erzeugung  von  Kopfbedeckungen  u.  Kürschner- 
waren     

Erzeugung  von  Papierstoff,  Pappe  und  Papier 

Erzeugung  von  Mahlproducten 

Bäckerei 

Erzeugung  von  rohem  und  raffiniertem  Zucker 

Erzeugung  von  Zuckerwaren  und  Conserven     . 

Fleischhauerei  und  Selcherei 

Brauerei  und  Mälzerei 

Erzeugung  von  Brantwein,  Presshefe  und  Essig 

Erzeugung  chemischer  Producte  für  technische 
und  pharmaceutische  Zwecke 

Bauunternehmung  und  Leitung  bautechnischer 
Bureaux 

Ausführung  von  Bauten 

Mechanische  Vervielfältigung  von  Druckwerken 

Handel  mit  lebenden  Thieren 

Handel  mit  Rohproducten 

Handel  mit  Steinwaren  u.  s.  w.,  Metallen,  Ma- 
schinen u.  s.  w 

Handel  mit  Holz-,  Leder-  und  Papierwaren     . 

Buch-,  Kunst-  und  Musikalienhandel     .    .    .    . 

Handel  mit  Spinnstoffen,  Garnen,  Geweben  und 
Confections-Artikeln 

Handel  mit  Fleisch  und  Victualien 

Handel  mit  Getränken,  Essig  und  Eis  ...    . 
Handel  mit  Materialwaren,  Droguen  u.  s.  w.    . 


1 

2 

3 

28-  34 

40—  52 

53—  64 

74  u.  75 

92-  96 

99-104 

115—119 

135—142 
143-147 
148—152 
154  u.  155 

164—167 

171U.172 

173 

178—182 
187—189 
195U.196 
197U.198 

200 
201—206 
207-211 
213U.214 
215—218 

229—231 

255—258 
263—270 

274—276 
286—288 
289—292 

293-299 
800-304 
805—308 

309—314 

315-322 

323—325 

327 


13 


15 


20 


22 


10 


13 


16 


16 


16 


12 


16 


27 


24 


21 


24 


26 


35 


22  — 
25 


29 


16 
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Betriebsgruppen,  dann  Betriebsarten  mit  einer 
Steuerleistung  von  über  100.000  fl. 


Classifi- 
cations- 
Nummer 


1898  gegen  1897 


■ä  9, 


Steuerermässigung 


^olSinliSo  I 

^■ri  P'lN  P"« 
U         \  U         I  kl         I 

-o  'S  I  -^  'S  -ö  •;: 


Procent  in  Procenten 


Handel    mit    verschiedenen   und    unbenannten 

Waren 

Geld-  und  Creditwesen 

Landtransport 

Verleihungsanstalten,  Geschäftsvermittl.  u,  s.  w. 

Betriebsarten: 

Ziegelbrennerei 

Verarbeitung  von  Schmiedeisen  und  Stahl    .    . 
Huf-,  Wagen-,  Messer-  und  Zeugschmiede    .    . 

Schlosserei   

Gelbgiesserei 

Erzeugung  von  Dampfkesseln,  Maschinen  u.  s.  w. 

Sägen  und  Holzhauerei 

Bau-  und  Möbeltischlerei 

Nicht  besonders  benannte  Tuchmacherei   .    .    . 

Baumwollspinnerei  und  Zwirnerei 

Baumwollweberei 

Nicht  besonders  benannte  Bleicherei,  Färberei 

und  Appretur 

Männer-  und  Knabenkleidermacherei     .... 
Frauen-  und  Mädchenkleidermacherei    .... 

Müllerei 

Bäckerei 

Fleischhauerei 

Fleischselcherei 

Brauerei 

Fremdenbeherbergung,  Gastwirte  und  Kostgeber 

Kaffee-,  Milch-  und  Theeschänken 

Apotheken    

Handel  mit  Schlacht-,  Stech  und  Nutzvieh  .  . 
Handel  mit  Getreide  und  Futterstoffen     .    .    . 

Handel  mit  Holz,  Kohlen  u.  s.  w 

Handel  mit  unedlen  Metallen  und  Metallwaren 

Handel  mit  Leder  u.  s.  w 

Handel  mit  Kurz-  und  Galanteriewaren  .  .  . 
Handel  mit  Schnittwaren  und  Geweben  .  .  . 
Handel    mit    unbenannten   und    verschiedenen 

Waren 

Handel  mit  Marktware  (Butter,  Obst  u.  s.  w.)  . 
Handel  mit  Vermischtwaren,  Victualien  u.  s.  w. 

Handel  mit  Bier,  Wein,  Obst  u.  s.  w 

Spedition  und  Commission 

Warenagenten  und  Sensale 

Banquiers 

Advocaten 

Aerzte 


330 
339—343 
346—348 
357—359 

28 

41 
43  u.  45 

49 

61 

74 

93 
102U.103 

141 

144 

146 

166 
171 
172 
195 
197 
207 
210 
214 
225  U.226 
227 
231 
287 
290 
291 
295 
302 
303 
310 

314 
317 
321U.322 
323 
336 
337 
339 

364  a 

365  a 


10 


12 


19 


20 


21 


22 


12 


12 


18 


32 


32 


24 


16 


20 


16 


24 


29 


34 


21 
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402  Friedenfels. 

Von  besonderen  Ermässigungen  solcher  Betriebsgrnppen  und  Betriebsarten, 
die  hauptsächlich  der  I.  Steuerclasse  angehören,  ist  jene  der  Industrie  in  Flachs. 
Hanf  u.  s.  w.,  die  im  Handelskammerbezirke  Keichenberg  bedeutend  ist,  dann 
jene  der  Gewinnung  von  Erdöl,  Naphtha  u.  s.  w.,  die  hauptsächlich  im  Ver- 
anlagungsbezirke I.  Steuerclasse  Leraberg — Brody  vorkommt,  zu  nennen.  Dagegen 
ist  die  bedeutendere  Steuerermässigung  der  Erzeugung  von  Mahlproducten  durch 
Steuerherabsetzung  der  Müllerei  eingetreten,  die  in  allen  Ländern  eine  solche 
;ind  zum  überwiegenden  Theile  auch  in  der  I.  Steuerclasse  erfahren  hat. 

In  einer,  hier  zu  weit  führenden  Untersuchung  der  einschlägigen  Verhält- 
nisse für  die  einzelnen  Veranlagungsbezirke  würden  sich  noch  weitere  Unter- 
schiede in  dem  Vorgehen  der  Commissionen  ergeben,  da  in  den  Staatsziffern 
gegeneinander  wirkende  Kräfte  ihren  Einfluss  verschleiern  oder  jeder  Wahrnehmung 
entziehen. 

Nach  diesen  Einzelheiten  der  Veranlagungsergebnisse  sei  noch  ein  Blick 
auf  die  Berufungen  geworfen.  Obgleich  sie  hier  noch  nicht  in  abgeschlossener 
Weise  vorliegend,  umfassen  sie  doch  41.598  Fälle,  die  sich  in  nachstehender 
Art  auf  die  Berufungen  gegen  den  Steuersatz,  die  Steuerclassen,  Länder  und 
Erledigungen  vertheilen.  (Siehe  Tabelle  S.  403.) 

Eine  Berufung  überhaupt  trifft  auf  je  18  Steuerträger,  in  der  I.  Steuer- 
classe aber  auf  je  2,  in  der  II.  auf  je  4,  in  der  III.  auf  je  8  und  in  der 
Classe  mit  den  niedrigsten  Steuersätzen  erst  auf  je  25  Steuerträger.  Die  Berufungen 
gegen  den  Steuersatz  stehen  im  Gesammtdurchschnitte  mit  91  Proc.  an  der 
Spitze,  in  der  II.  und  III.  Classe  ist  dieser  Antheil  noch  höher  (94  und  96  Proc), 
in  der  IV.  Classe  etwas  geringer  (88  Proc).  Fast  durchwegs  verschwinden  die 
Berufungen  der  Vorsitzenden  gegenüber  der  Zahl  der  von  den  Parteien  einge- 
brachten Rechtsmittel. 

Durch  die  Berufungen  gegen  den  Steuersatz  trat  die  schon  oben  (S.  373) 
berührte  Gesammtermässiguiig  der  bemessenen  Steuerbeträge  um  rund  1*2  Proc. 
ein,  die  in  der  I.  und  IL  Steuerclasse  höher,  in  den  anderen  Classen  gering'  r 
ist,  von  Land  zu  Land  etwas  grösseren  Schwankungen  unterliegt. 

Noch  ist  ausdrücklich  zu  bemerken,  dass  gerade  in  einer  der  wichtigsten 
Beziehungen  das  verfügbare  Material  wesentliche  Lücken  und  Mängel  aufweist, 
die  erst  in  späteren  Veranlagungspeiioden  vermieden  werden  können.  Die  genaue 
Erhebung  der  besonderen  Betriebsmerkmale  ist  als  wertvollster  Behelf  für  eine 
xutreifende  Steuerbemessung  von  der  Vollzugsvorschrift  besonders  eindringlich 
verfügt,  wenn  auch  keinerlei  Tarif  das  freie  Ermessen  der  Commissionen 
beschränkt.  Es  war  jedoch  den  Steuerbehörden  im  Drange  der  Geschäfte  für  die 
«rste  Veranlagung  nicht  möglich,  dieser  Erhebung  die  gerade  hier  so  nöthige 
Beachtung  und  Prüfung  zuzuwenden.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  das  statistische 
Material  in  dieser  Hinsicht  so  unzuverlässig  geblieben,  dass  von  einer  Benützung 
abgesehen  werden  musste,  die  Untersuchung  der  Beziehungen  zwischen  Betriebs- 
merkmalen und  Steuerhöhe  also  einer  späteren  Veranlagungsperiode  vorbehalten 
bleibt. 


^)  Das   seither   endgiltig  festgestellte  Ergebnis   zeigt  nur   wenige   Abweichungen. 
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DER  NEUE  AUSGLEICH  MIT  UNGARN. 


(SCHLUSS.) 


2.  Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  betreffend  das  wirtschaftliche 
Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  die  gänzliche  Einlösung  der 
Staatsnoten,  die  Einführung  der  Kronenwährung  als  Landeswährung,  die 
Verlängerung  des  Privilegiums  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  und  die 
Ordnung  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden. 

Erster    Theil:   Wirtschaftliches   Verhältnis   zu   den   Ländern 
der  ungarischen  Krone. 

Erstes  Capitel:  Eegelung  der  Zoll-  und  Handels  Verhältnisse. 

Artikel  I. 
Das  ....  wirtschaftliche  Verhältnis  zwischen  den  im  ßeichsrathe  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  wird, 
unter  der  Voraussetzung  der  Geltung  übereinstimmender  Anordnungen  in  den  letzt- 
genannten Ländern  —  soferne  bis  zum  Jahre  1903  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis 
im  Wege  der  Vereinbarung  nicht  zustande  kommt  —  bis  Ende  des  Jahres  1907 

aufrecht  erhalten 

Für  die  oben  angegebene  Zeitdauer  bleibt  es  in  Bezug  auf  die  Verwendung 
der  Einnahmen  des  Zollgefälles  bei  der  im  §  1  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887, 
E.-G.-Bl.  Nr.  47,  getroffenen  Bestimmung. 

Artikel  H. 
Zum  Behufe  des  Abschlusses   eines  Zoll-   und  Handelsbündnisses   mit    den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  sind  die  Verhandlungen  spätestens  im  Jahre  1901 
aufzunehmen. 

Der  autonome  Zolltarif  ist  vor  Beginn  der  Verhandlungen  über  den  Abschluss 
der  neuen  Handelsverträge  mit  dem  Auslande  durch  einen  neuen  Zolltarif  zu 
ersetzen,  welcher  die  agricolen  und  industriellen  Interressen  beider  Staaten  gleich- 
massig  sichert. 

,  Artikel  IIL 

Wenn  während  der  Zeit  bis  Ende  des  Jahres  1907  Vereinbarungen  zwischen 
den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  über  die  in  diesem  Capitel  behandelten  Angelegenheiten  in 
Wirksamkeit  treten,  verlieren  die  auf  diese  Angelegenheiten  bezüglichen  Anord- 
nungen ihre  Geltung.  In  dem  Falle,  wenn  hinsichtlich  dieser  Angelegenheiten  in 
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den  Ländern  der  ungarischen  Krone  der  den  hierseits  getroffenen  Verfügungen 
entsprechende  Zustand  (Reciprocität)  nicht  unverändert  aufrecht  erhalten  wird, 
bleiben  der  diesseitigen  Reichshälfte  die  zur  Wahrung  und  Geltendmachung  der 
wirtschaftlichen  und  finanziellen  Interessen  erforderlichen  Verfügungen  vorbe- 
halten. 

Artikel   IV. 
S'teuerrestitutionen  und  Ausfuhrbonificationen. 

Von  den  Steurrestitutionen,  beziehungsweise  Ausfuhrbonificationen  für  Steuer- 
gegenstände, welche  über  die  Zollinie  ausgeführt  werden,  haben  die  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  vom  1.  Jänner  1900  an  nur  jenen 
Antheil  zu  tragen,  welcher  auf  ihre  Ausfuhr  dieser  Art  entfällt. 

An  den  Zuckerausfuhr-Bonificationsbeträgen,  welche  von  den  Zuckererzeugungs- 
stätten im  Sinne  des  §  3  der  Bestimmungen  über  die  Zuckersteuer  eventuell  rück- 
erstattet werden,  participieren  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
in  demselben  Verhältnisse,  in  welchen  diese  Länder  im  Sinne  des  vorstehenden 
Absatzes  die  Ausfuhrbonificationen  in  der  betreffenden  Betriebsperiode  zu  tragen 
hatten,  so  dass  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  von  dem 
Maximalbetrage  der  Zuckerausfuhrbonificationen  nur  soviel  zu  tragen  haben,  als 
im  Verhältnisse  ihrer  eigenen  Zuckerausfuhr   auf  diese  Länder  entfällt. 

Für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  1900  bis  Ende  Juli  desselben  Jahres  werden 
sieben  Zwölftel  (V12)  ^^^  ^^^^  ^^^  Betriebsperiode  1899/1900  entfallenden  Bonifi- 
cationsrückersätze  angerechnet  werden. 

Die  analogen  Bestimmungen  gelten  auch  bezüglich  Bosniens  und  der  Herze- 
govina. 

Artikel  V. 
Patentschutz. 

Auf  allen  Gebieten  der  Industrie  werden  neue  Erfindungen,  welche  gewerblich 
verwendbar  sind,  in  beiden  Staatsgebieten  vollen  gesetzlichen  Schutz  (Patentschutz) 
geniessen,  insoferne  nicht  durch  die  gegenwärtig  bestehenden  Gesetze  Ausnahmen 
gemacht  sind. 

Die  Angehörigen  des  einen  Staatsgebietes,  sowie  Personen,  welche  in  diesem 
Staatsgebiete  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Niederlassung  haben,  werden  in  dem 
andern  Staatsgebiete  in  allem,  was  den  Schutz  der  Erfindungen  betrifft,  dieselben 
Rechte  wie  die   eigenen  Angehörigen  geniessen. 

Wird  eine  in  dem  einen  Staatsgebiete  angemeldete  Erfindung  binnen 
90  Tagen  nach  dem  Tage  der  Ertheilung  des  Patentes  auch  in  dem  anderen  Staats- 
gebiete als  Erfindung  angemeldet,  so  soll  diese  spätere  Anmeldung  nach  jeder 
Richtung  dieselbe  Wirkung  haben,  als  wenn  sie  im  Zeitpunkte  der  ersten  Anmel- 
dung geschehen  wäre. 

Der  Schutz  einer  in  dem  einen  Staatsgebiete  im  Sinne  des  vorhergehenden 
Absatzes  angemeldeten  Erfindung  kann  in  diesem  Staatsgebiete  keinen  ausgedehn- 
teren Umfang  oder  eine  längere  Dauer  besitzen  als  in  jenem  [Staatsgebiete,  wo 
die  Erfindung  zuerst  angemeldet  wurde. 
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Die  Einfuhr  einer  in  dem  einen  Staatsgebiete  hergestellten  Ware  in  das 
andere  Staatsgebiet  soll  in  dem  letzten  nachtheilige  Folgen  für  das  der  Erfindung 
gewährte  Schutzrecht  nicht  nach  sich  ziehen. 

Die  von  den  Patentbehörden  des  einen  Staatsgebietes  herausgegebenen  Aus- 
fertigungen und  Publicationen  bedürfen,  wenn  sie  bei  den  Patentbehörden  des 
anderen  Staatsgebietes  zur  Verwendung  gelangen,   keiner  Beglaubigung. 

Die  bisher  in  gemeinsamem  Einvernehmen  ertheilten  Privilegien  behalten, 
solange  sie  keiner  Umwandlung  im  Sinne  neuer  gesetzlicher  Bestimmungen  unter- 
zogen wurden,  während  ihrer  Dauer  auch  fernerhin  in  beiden  Staatsgebieten 
unverändert  Geltung. 

Die  Verlängerung,  sowie  die  gänzliche  oder  theilweise  Ungiltigkeitserklärung 
solcher  Privilegien  erfolgt  im  gegenseitigen  Einvernehmen  der  Handelsministerien 
der  beiden  Staatsgebiete. 

Versagt  das  Handelsministerium  des  einen  Staatsgebietes  die  Zustimmung  zu 
der  Verlängerung,  so  tritt  das  Privilegium  für  dieses  Staatsgebiet  ausser  Wirksamkeit. 

Wird  die  Zustimmung  zu  der  in  dem  einen  Staatsgebiete  ausgesprochenen 
Ungiltigkeitserklärung  verweigert  oder  binnen  drei  Monaten  nach  Zustellung  des 
Antrages  nicht  ertheilt,  so  tritt  das  Privilegium  nach  Maassgabe  des  Antrages  für 
jenes  Staatsgebiet  ausser  Kraft,  in  welchem  die  Ungiltigkeit  ausgesprochen  wurde. 

Alle  übrigen,  ein  solches  Privilegium  berührenden  Angelegenheiten  werden 
sich  die  Handelsministerien  der  beiden  Staatsgebiete  gegenseitig  mittheilen.  Für 
die  Erwirkung  der  Verlängerung  eines  solchen  Privilegiums  in  dem  anderen  Staats- 
gebiete gebürt  demselben  eine  Eegistrierungsgebür  im  Betrage  von  25  Procent 
der  bisherigen  Privilegientaxe. 

Artikel  VI. 
Marken-  und  Musterschutz. 

Handels-  und  Fabriksmarken,  Muster  und  Modelle,  sowie  die  im  Handel 
und  Verkehre  benützten  Namen,  Firmen,  Wappen  und  Benennungen  von  Eta- 
blissements werden  in  beiden  Staatsgebieten  vollen  gesetzlichen  Schutz  geniessen. 

Die  in  beiden  Staatsgebieten  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zum 
Schutze  von  Marken,  Mustern  und  Modellen  können  nur  im  Einverständnisse  beider 
Theile  abgeändert   werden. 

Mit  der  Hinterlegung  und  Eegistrierung  einer  Marke,  eines  Musters  oder 
Modelies  bei  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  oder  bei  einer  mit  der  Registrie- 
rung künftig  etwa  zu  betrauenden  Behörde  im  Bereiche  eines  der  beiden  Staats- 
gebiete wird  für  Angehörige  eines  der  beiden  Staatsgebiete,  sowie  für  Personen, 
welche  in  diesem  Staatsgebiete  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Niederlassung  besitzen, 
der  gesetzliche  Schutz  im  Umfange  beider  Staatsgebiete  erworben. 

Für  alle  Verfügungen  und  Entscheidungen,  welche  eine  Marke,  ein  Muster 
oder  ein  Modell  eines  Staatsangehörigen  oder  einer  Person  betreffen,  welche  im 
Inlande  wohnt  oder  ihre  Niederlassung  besitzt,  ist  jenes  Staatsgebiet  ausschliesslich 
zuständig,  welchem  der  Besitzer  der  Marke,  des  Musters  oder  Modelles  vermöge 
seiner  Staatsbürgerschaft  angehört  oder  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  oder  seine 
Niederlassung  besitzt. 
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Für  alle  Verfügungen  und  Entscheidungen,  welche  eine  Marke,  ein  Muster 
oder  ein  Modell  eines  Ausländers  oder  einer  Person  betreffen,  welche  im  Inlande 
weder  ihren  Wohnsitz,  noch  eine  Niederlassung  besitzt,  sind  die  Behörden  jenes 
Staatsgebietes  ausschliesslich  zuständig,  in  welchem  die  Eegistrierung  zuerst  ange- 
meldet wurde, 

Angesichts  der  Bestimmungen  der  internationalen  Staatsverträge,  wonach 
Ausländer  ein  Recht  auf  den  Marken-,  Muster-  oder  Modellschutz  nur  durch  die 
erfolgte  Registrierung  bei  den  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Wien  und  Buda- 
pest erlangen,  ist  für  die  Priorität  eines  Marken-,  Muster-  oder  Modellrechtes  eines 
Ausländers  oder  einer  Person,  welche  im  Inlande  weder  ihren  Wohnsitz,  noch  ihre 
Niederlassung  besitzt,  der  Zeitpunkt  der  Hinterlegung  in  jenem  Staatsgebiete  maass- 
gebend,  in  welchem  die  Marke,  das  Muster  oder  das  Modell  zuerst  angemeldet 
wurde;  die  Dauer  dieser  Rechte  ist  von  dem  Zeitpunkte  der  auf  die  Registrierung 
in  dem  einen  Staatsgebiete  nachfolgenden  Registrierung  in  dem  anderen  Staats- 
gebiete  zuberechnen. 

I)ie  in  dem  einen  Staatsgebiete  zuständigermaassen  vorgenommenen  Registrie- 
rungen, getroffene  Verfügungen  und  Entscheidungen  werden  sich  die  beiden  Handels- 
ministerien allmonatlich  behufs  der  Ersichtlichmachung  in  den  daselbst  geführten 
Registern  mittheiien. 

Artikel  VIT. 
Viehverkehr. 

Die  aus  einem  Staate  herstammenden  Thiere,  thierischen  Rohproducte  und 
giftfangenden  Gegenstände  werden  in  dem  anderen  Staate  im  allgemeinen  grund- 
sätzlich nicht  anders  behandelt  werden,  als  die  gleichartigen  Transporte  des 
eigenen  Staates. 

Es  können  demgemäss  Transporte,  die  aus  seuchenfreien  Gegenden  stammen 
und  am  Bestimmungsorte  gesund  anlangen,  in  den  freien  Verkehr  des  anderen 
Staates  treten. 

Im  Falle  der  Feststellung  einer  ansteckenden  Thierkrankheit  bei  einem  ein- 
gebrachten Transporte  kann  dessen  Rücksendung  erfolgen;  im  Falle  der  Einstel- 
lung einer  solchen  Krankheit  oder  bei  deren  Bestände,  insbesondere  in  einem 
Grenzbezirke,  kann  die  Einfuhr  der  empfänglichen  Thiergattung  beschränkt  oder 
verboten  werden. 

Diese  Verfügungen  sind  nach  Maassgabe  der  von  den  beiden  Regierungen 
auf  die  Dauer  der  Giltigkeit  der  vorstehenden  Bestimmungen  über  den  Viehverkehr 
vereinbarten  Durchführungsmodalitäten  zu  treffen  und  werden,  soweit  es  sich 
nicht  um  die  Rücksendung  verseuchter  Transporte  oder  um  die  im  Verkehre  der 
Grenzbezirke  zunächst  den  dortigen  Behörden  obliegenden  Vorkehrungen  handelt, 
von  den   zuständigen  Ressortministern  veranlasst. 

Artikel    VIII. 
Versicherungsgesellschaften. 

Der  §  8  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  63,  wird  in 
seiner  dermaligen  Fassung  ausser  Kraft  gesetzt  und  hat  in  Hinkunft  zu  lauten: 
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Die  Versicherungsgesellschaften  des  einen  Staatsgebietes  sind  im  Falle  der 
Ausdehnung  ihrer  Thätigkeit  auf  das  andere  Staatsgebiet  durch  Errichtung  einer 
Zweigniederlassung  (§  1)  bezüglich  des  Betriebes  der  Geschäfte  in  dem  anderen 
Staatsgebiete  jenen  Vorschriften  unterworfen,  welche  die  dortigen  Gesetze  und 
Verordnungen   den  einheimischen  Versicherungsunternehmungen  vorschreiben. 

Dieselben  sind  verpflichtet,  den  Geschäftsbetrieb  der  Zweigniederlassung 
entsprechend  den  im  dortigen  Staatsgebiete  für  die  einheimischen  Versicherungs- 
gesellschaften bestehenden  Vorschriften  einzurichten  und  den  diesbezüglich  in 
Handhabung  der  Staatsaufsicht  seitens  der  competenten  Behörden  ertheilten 
Weisungen  nachzukommen.  Binnen  drei  Tagen  nach  erwirkter  handelsgerichtlicher 
Eintragung  der  Zweigniederlassung  hat  die  Gesellschaft  hierüber  der  zur  Ausübung 
der  Staatsaufsicht  über  Versicherungsgesellschaften  competenten  Behörde  unter 
Vorlage  des  Eegisterauszuges  die  Anzeige  zu  erstatten.  Derselben  sind  ausserdem 
die  von  ihr  verlangten  weiteren  Belege   vorzulegen. 

In  gleicher  Weise  ist  seitens  der  Gesellschaft  im  Falle  einer  im  Heimat- 
lande rechtsgiltig  erfolgten  und  gemäss  §  4  im  anderen  Staatsgebiete  zur  beson- 
deren Eintragung  gelangten  Ergänzung  oder  Aenderung  ihrer  Statuten  vorzugehen. 

Das  Aufhören  der  Gesellschaft  ist  gleichzeitig  mit  der  gemäss  §  4  bei  dem 
Gerichtshofe  erfolgenden  Anmeldung  seitens  der  Gesellschaft  der  competenten  Auf- 
sichtsbehörde zur  Anzeige  zu  bringen. 

Im  Falle  der  Nichtbefolgung  dieser  Bestimmungen  kann  von  der  Aufsichts- 
behörde nach  vorheriger  Verwarnung  in  Gemässheit  des  §  6  die  Löschung  der 
Zweigniederlassung  veranlasst  werden. 

Zweites  Capitel:  Statistik  des  Warenverkehres  zwischen  den  im  Eeichs- 

rathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  übrigen  Theilen 

des  österreichisch-ungarischen   Zollgebietes. 

§  1. 
Der 

a)  durch  Eisenbahnen, 

b)  durch  Dampfschiffahrtsunternehmungen   auf  Binnengewässern, 

c)  zur  See,  und 

d)  durch  die  Post 

bewerkstelligte  Warenverkehr  zwischen  den  im  Eeichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  und  den  übrigen  Theilen  des  österreichisch-ungarischen  Zoll- 
gebietes ist  nach  Maassgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen  statistisch  zu 
erheben. 

A.  Warenverkehr  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

§  2. 

Für  die  Zwecke  der  Statistik  sind  allen  in  der  im  §  1  bezeichneten  Weise 
verfrachteten  Warensendungen,  die  aus  dem  Gebiete  der  im  Eeichsrathe  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  in  das  Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
übergehen,   statistische  Erklärungen  beizugeben. 
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Die  Erhebung  rücksichtlich  der  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
eintreffenden  Sendungen  erfolgt  in  der  Eegel  (§  3)  auf  Grund  der  diese  Sendungen 
begleitenden  Warenerklärungsduplicate. 

Welche  Sendungen  von  der  Einbeziehung  in  die  statistische  Erhebung  befreit 
sind,  wird  im  Verordnungswege  bestimmt. 

§  3. 

Zur  Ausstellung  der  statistischen  Warenerklärungen  sind  bei  Versendungen 
aus  dem  hierländischen   Staatsgebiete  ....  die  Absender  vorpflichtet. 

Beim  Eintreffen  von  Sendungen  sind  die  Adressaten  verpflichtet,  die  etwa 
geforderte  Ueberprüfung  der  Warenerklärungsduplicate  vorzunehmen  oder  beim 
Fehlen  von  solchen  eine  statistische  Erklärung   abzugeben. 

Die  Aussteller,  beziehungsweise  die  Adressaten  sind  für  die  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  der  von  ihnen  ausgestellten,  beziehungsweise  überprüften  sta- 
tistischen Erklärungen    verantwortlich   (§   13). 

§  4. 

Die  statistischen  Warenerklärungen  bei  der  Aufgabe  von  Sendungen  dürfen 
nur  den  Inhalt  je  eines  Frachtdocumentes  zum  Gegenstande  haben. 

Diesselben  sind  in  der  Eegel  (§  5,  zweiter  Absatz)  in  zweifacher  Ausfer- 
tigung auszustellen;  das  eine  Exemplar  ist  hierlands  einzuziehen,  das  zweite  (das 
Duplicat)  hat  die  in  die  Länder  der  ungarischen  Krone  übergehenden  Sendungen 
dahin  zu  begleiten. 

§  5. 

Die  statistischen  Erklärungen  haben  jedenfalls  die  Gattung,  Menge  und  mit 
Ausnahme  jener  über  Postsendungen  auch  das  Herkunftsland  der  Waren  zu  ent- 
halten. 

Die  Feststellung  der  für  die  Zwecke  der  Statistik  zu  benützenden  Formu- 
lare, sowie  von  etwaigen  Ausnahmen  von  der  im  §  4,  zweiter  Absatz  enthaltenen 
Eegel,  ferner  die  Erlassung  der  näheren  Vorschriften  über  Inhalt  und  Abgabe 
der  statistischen  Erklärungen,  sowie  über  den  bei  Durchführung  der  Ueberprüfung 
der  Erklärungsduplicate  (§  3,  zweiter  Absatz)  zu  beobachtenden  Vorgang  wird 
durch  die  Regierung  im  Verordnungswege   erfolgen 

§  8. 

Jenen  Unternehmungen,  die  sich  gewerbsmässig  mit  dem  Paketsammeidienste 
befassen,  kann  gegen  jederzeitigen  Widerruf  und  unter  Vorbehalt  entsprechender 
Controlvorkehrungen  gestattet  werden,  an  Stelle  der  Beibringung  der  statistischen 
Warenerklärungen  bei  der  Aufgabe  jeder  einzelnen  erklärungspflichtigen,  zum 
Paketsammeidienste  gehörigen  Sendung  die  erforderlichen  statistischen  Waren- 
erkläiungen  an  das  mit  der  Aufarbeitung  der  Warenvei'kehi'sstatistik  betraute 
statistische  Amt  direct  vorzulegen. 

§  9. 

Im  Falle  eines  Zweifels  bezüglich  der  Richtigkeit  der  Warenerklärungeii 
oder  der  die  Sendungen  begleitenden  Warenerklärungsduplicate  sind  die  Eisenbahn- 
und   Schiffahrtsunternehmungen    berechtigt,   die  Angaben  der  Warenerklärungen, 
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beziehungsweise  Duplicate  durch  Vergleichung  mit  dem  Inhalte  der  Sendungen  in 
Gegenwart  des  Aufgebers,  beziehungsweise  Empfängers  oder  der  Bevollmächtigten 
derselben  und  in  Ermanglung  solcher  in  Gegenwart  von  wenigstens  zwei  Zeugen 
zu  prüfen  und  zu  berichtigen. 

Die  Postanstalt  ist  hingegen  in  solchen  Zweifelfällen  berechtigt,  die  Ver- 
gleichung des  Inhaltes  der  Sendungen  mit  den  Angaben  der  Warenerklärungen, 
beziehungsweise  der  Duplicate  mit  Zustimmung  der  Parteien  vorzunehmen  oder 
bei  Nichtertheilung  dieser  Zustimmung  die  Beförderung,  beziehungsweise  Ausfol- 
gung der  Sendungen  zu   verweigern. 

§  10. 
Den  amtlichen  Organen,  welche  mit  der  Controlierung  der  bei  den  Transport- 
anstalten zur  Durchführung  der  ihnen  hinsichtlich  der  Warenverkehrsstatistik 
obliegenden  Verpflichtungen  getroffenen  Einrichtungen  betraut  werden,  sind  die 
erforderlichen  Auskünfte  zu  ertheilen,  welche  lediglich  zu  statistischen  Zwecken 
zu  dienen  haben.  Auch  ist  diesen  Organen  über  Verlangen  Einsicht  in  die  ein- 
schlägigen Vormerkungen  zu   gewähren. 

§   11. 

Die  Warenerklärungen  und  die  Duplicate  derselben,  welche  die  Sendungen 
begleiten,  sind  von  den  Transportanstalten  und  deren  Angestellten  als  streng 
vertraulich  zu  behandeln. 

§    12. 

Zur  Bedeckung  der  Kosten  dieser  amtlichen  Warenverkehrsstatistik  ist  eine 
statistische  Gebür  von  den  Ausstellern  statistischer  Warenerklärungen,  beziehungs- 
weise von  den  Empfängern  der  in  diese  Statistik  einbezogenen  Sendungen  (§  2. 
zvveiter  Absatz)  zu  entrichten. 

Der  Postverkehr  bleibt  jedoch  von  der  Einhebung  einer  statistischen  Gebür 
ausgenommen. 

Die  statistische  Gebür  ist  in  der  Eegel  mittels  amtlicher  Marken,  und  zwar 
für  jede  Warenerklärung,  beziehungsweise  für  jedes  aus  den  Ländern  der  unga- 
rischen Krone  einlangende  Warenerklärungsduplicat  nach  einem  Einheitssatze  zu 
entrichten,  welcher  nicht  mehr  als  zehn  Heller,  bei  Erklärung  von  ganzen  Waggon- 
oder Schiffsladungen  nicht  mehr  als  das  Dreifache  dieses  Einheitssatzes  betragen  darf. 

Die  Höhe  der  innerhalb  dieser  Maximalgrenzen  jeweilig  zu  entrichtenden 
Gebüren  wird  nach  Bedarf  der  Kosten  der  amtlichen  Warenverkehrsstatistik 
durch  die  Eegierung  im  Verodnungswege  bestimmt,  desgleichen  welche  Sendungen 
von  der  Gebür  befreit  sind,  oder  unter  welchen  Voraussetzungen  von  der  fall- 
weisen Entrichtung  der  statistischen  Gebür  Umgang  genommen  werden  kann 

B.  Warenverkehr  mit  Bosnien  und    der  Hercegovina. 

§  16. 
Die  Durchführung  der  statistischen  Erfassung  des  Warenverkehres  zwischen 
den  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  einerseits  und  Bosnien 
und   der  Hercegovina    anderseits    kann    durch   die    Eegierung   unter   sinngemässer 
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Anwendung  der  in  den  §§  2  bis  15  getroffenen  Bestimmungen  im  Verordnungs- 
wege verfügt   werden 

Zweiter  Th  eil:  Gänzliche  Einlösung  derStaatsnotenunddamit 
im  Zusammenhange    stehende  Verfügungen. 

Erstes  Capitel:    Gränzliche  Einlösung  der  gemeinsamen  schwebenden 
Schuld   in  Staatsnoten. 
Das  Ministerium    der   im   Eeichsrathe   vertretenen   Königreiche   und   Länder 
wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  folgendes 
Uebereinkommen   abzuschliessen . 

Artikel  L 
Auf  Grund  des  Artikels  XIX  des  Münz-  und  Währungsvertrages  vom  11. 
August  1892  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  festgesetzt,  dass  von  der 
gemeinsamen  schwebenden  Schuld  von  ursprünglich  312  Mill.  Gulden  ö.  W.  in 
Staatsnoten  nunmehr  auch  der  Restbetrag  von  112  Mill.  Gulden  ö.  W.  einzu- 
lösen ist. 

Artikel  IL 

Die  ....  bestehende  Verbindung  der  Partialhypothekaranweisungen  mit 
dem  Umlauf  der  Staatsnoten  ist  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  gegenwärtige 
Uebereinkommen  abgeschlossen  wird,  aufgehoben. 

Von  diesem  Tage  angefangen  dürfen  daher  die  Partialhypotekaranweisungen 
nicht  mehr  durch  Staatsnoten  in  der  Circulation  ersetzt  werden,  ohne  dass  im  übrigen 
die  von  der  österreichischen  Gesetzgebung  festgestellte  Ordnung  dieser  schwebenden 
Schuld  hiedurch  alteriert  wird. 

Insoweit  an  diesem  Tage  Partialhypothekaranweisungen  durch  Staatsnoten 
in  der  Circulation  ersetzt  sind,  wird  das  k.  k.  Finanzministerium  diese  Staats- 
noten ausschliesslich  auf  Kosten  der  k.  k,  Finanzverwaltung  aus  der  Circulation 
ziehen  und  dieselben  einlösen. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  sonach  Staatsnoten  in  jenem  Betrage 
einzulösen,  in  welchem  der  an  dem  Tage,  an  dem  dieses  Uebereinkommen  abge- 
schlossen wird,  ausgewiesene  Umlauf  der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  zu 
fünfzig  Gulden  zusammen  den  Betrag  von  112  Mill.  Gulden  ö.  W.  übersteigt. 

Diese  Einlösung  wird  vom  k.  k.  Finanzministerium,  ohne  besondere  Ein- 
berufung, gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  unter  Ausschluss  von  Staats- 
noten, vorgenommen  und  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Abschlüsse  dieses  Ueber- 
einkommens  an  gerechnet,  durchgeführt  werden. 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  die  k.  k.  Finanzverwaltung  die  Partialhypo- 
thekaranweisungen in  der  Circulation  ersetzenden  Staatsnoten  vollständig  ein- 
gelöst haben  wird,  geht  die  Gebarung  der  schwebenden  Schuld  in  Partialhypothekar- 
anweisungen von  dem  k.  und  k.  Eeichsfinanzministerium  an  das  k.  k.  Finanz- 
ministerium über. 

Auch  hört  von  diesem  Tage  angefangen  jede  Mitcontrole  der  ungarischen 
Controlcommission  bezüglich  dieser  schwebenden  Schuld  auf. 
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Artikel  III. 

Die  ....  Einlösung  des  Restbetrages  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W. 
der  auf  gemeinsame  Kosten  einzulösenden  Staatsnoten  hat  durch  die  Einberufung 
und  Einlösung  der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  ö.  W und  der  Staats- 
noten zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  zu  erfolgen. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Uebereinkommen  abgeschlossen  wird,  ist 
die  weitere  Hinausgabe  von  Staatsnoten  durch  die  k.  und  k.  Reichscentralcasse 
eingestellt  und  der  Umlauf  der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  beziehungsweise 
zu  fünfzig  Gulden  auf  jenen  Betrag  beschränkt,  in  welchem  jede  dieser  Noten- 
kategorien an  diesem  Tage  in  Ausgabe  sein   wird. 

Die  k.  und  k.  Reichscentralcasse  hat  aber  die  Verwechslung  von  für  den 
Verkehr  unbrauchbar  gewordenen  Staatsnoten  zu  fünf  und  zu  fünfzig  Gulden 
gegen  neue  Staatsnoten  dieser  beiden  Kategorien,  nach  Maassgabe  des  für  jeden 
derselben  zulässigen  Ausgabecontingentes,  noch  weiterhin,  und  zwar  insolange 
fortzusetzen,  bis  diese  Verwechslung  ....  im  Verordnungswege  untersagt  wird. 
Die  Staatsnoten  haben,  auch  nach  dem  Zeitpunkte  der  allgemein  obligatorischen 
Einführung  der  Kronenwährung,  bis  zu  ihrer  Einlösung  auf  österreichische  Währung 
zu   lauten 

Die  Einberufung  und  Einlösung  der  ....  Staatsnoten  wird  ....  im 
Verordnungswege  angeordnet  werden,  sobald  die  ....  an  Stelle  der  einzulösenden 
Staatsnoten  in  den  Verkehr  zu  setzenden  Circulationsmittel  hergestellt  sein  werden. 

In  derselben  Verordnung  ist  zugleich  festzusetzen,  in  welchem  Zeitpunkte 
die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme  dieser  Staatsnoten  an 
Zahlungsstatt  erlischt  und  bis  zu  welchem  Zeitpunkte  diese  Staatsnoten  noch  bei 
den  sämmtlichen  beiderseitigen  Staatscassen  und  Aemtern,  sowie  bei  den  k.  und  k. 
gemeinsamen  Gassen  und  Aemtern  als  Zahlung  angenommen  werden. 

In  derselben  Verordnung  sind  ferner  diejenigen  Gassen  anzugeben,  welche 
zur  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  in  Verwechslung  gegen  andere 
gesetzliche  Zahlungsmittel  berufen  sind. 

Der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur 
Annahme  dieser  Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  erlischt,  muss  auf  ein  und  einhalb 
Jahre,  der  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  diese  Staatsnoten  bei  den  sämmtlichen 
beiderseitigen  Staatscassen  und  Aemtern  und  bei  den  k.  und  k.  gemeinsamen 
Gassen  und  Aemtern  als  Zahlung  anzunehmen  sind,  auf  zwei  Jahre  nach  dem 
Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  festgesetzt  werden 

Artikel  V. 

Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  zu  fünfzig 
Gulden  ö.  W.  findet  gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  jedoch  unter  Aus- 
schluss von  Staatsnoten,  statt.  An  Stelle  der  eingelösten  Staatsnoten  sind  keine 
Staatsnoten  mehr  auszugeben, 

Zum  Ersätze  der  im  Restbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.  auf 
gemeinsame  Kosten  einzulösenden  Staatsnoten  in  der  Circulation  werden  die  k.  k. 


•    Der  neue  Ausgleich  mit  Ungarn.  413 

Kegierung  und  die  königlich  ungarische  Eegierung  für  64  Millionen  Kronen  gleich 
32  Millionen  Gulden  ö.  W.  Silbermünzen  der  Kronenwährung  zu  fünf  Kronen 
ausgeben  und  mit  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ein  Uebereinkommen 
wegen  Ausgabe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen  im  Betrage  von  160  Millionen 
Kronen  gleich  80  Millionen  Gulden  ö.  W.  abschliessen 

Artikel  VI. 

Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  zu  fünf  und  zu  fünfzig  Gulden 
wird  von  dem  k.  k.  und  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  an  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  übertragen  werden. 

Im  Zusammenhange  damit  wird  auch  die  Hinausgabe  der  Silbermünzen  zu 
fünf  Kronen  durch  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  vorgenommen  werden. 

Artikel  VII. 
Die  ....  eingelösten  und  unbrauchbar  gemachten  Staatsnoten   sind  unter 
Intervention  des  k.  nnd  k.  Eeichsfinanzministeriums  zu   vernichten 

Artikel   IX. 

lieber  die  Kosten  der  Einlösung  der  auf  gemeinsame  Kosten  einzulösenden 
Staatsnoten  im  Eestbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.,  welche  von  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  mit  70  Proc,  von  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  mit  30  Proc.  getragen  werden  ....  wird  zwischen  den 
beiden  Finanzministerien  ....  abgerechnet  werden. 

Sollte  sich  nach  Ablauf  des  letzten  Einlösungstermines  der  ....  Staatsnoten 
herausstellen,  dass  ein  Theil  der  ausgegebenen  Staatsnoten  zur  Einlösung  nicht 
gebracht  wurde,  so  wird  die  ...  .  erwachsende  Ersparnis  mit  70  Proc.  den  im 
Eeichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  mit  30  Proc.  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  zukommen. 

Artikel    XL 

Die  Controle  über  die  ...  .  Durchführung  der  gänzlichen  Einlösung  der 
Staatsnoten  wird  von  der  zur  Controle  der  Gebarung  der  gemeinsamen  schwebenden 
Schuld  ....  eingesetzten  Controlcommission  gemäss  dieser  gesetzlichen  Bestim- 
mungen geübt. 

Artikel   Xn. 

In  Ausführung  des  Artikels  XIX  des  Münz-  und  Währungsvertrages  wird 
vereinbart,  dass,  sobald  ....  die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur  An- 
nahme der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  an  Zahlungs- 
statt erloschen  sein  wird,  von  jedem  der  beiden  Ministerien  eine  besondere 
Schlussfassung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen  über  die  Frage  der  gesetzlich 
auszusprechenden  Aufnahme  der  Barzahlungen  veranlasst  werden  wird. 

Drittes  Capitel:  Additio  naivertrag  zum  Münz-  und 
Währungsvertrage    in    Betreff    der    Ausprägung    von     Fünf- 
Kronenstücken. 

Das  Ministerium  der  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  folgenden 
Addition  alvertrag  zum  Münz-  und  Währungsvertrage  abzuschliessen: 
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Artikel  I. 

Ausser  den  im  Artikel  VIII  des  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  be- 
stehenden Münz-  und  Währungsvertrages  ....  vom  Jahre  1892  genannten  Münzen 
der  Kronenwährung  werden  an  Silbermünzen  auch  Fünf-Kronenstücke  ausgeprägt. 

Die  Fünf-Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von  ^"Viooo  Silber 
und  ^''Viooo  Kupfer  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramme  Mönzsilber  werden  4P/3  Fünf-Kronenstücke  ausge- 
bracht. Es  wird  demnach  das  Fünf- Kronen  stück  das  Gewicht  von  24  Gramm 
haben. 

Bei  der  Ausprägung  derselben  muss  das  Normalgewicht  und  der  Normal- 
gehalt eingehalten  werden.  Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei  den  einzelnen 
Stücken  nicht  eingehalten  werden  kann,  wird  eine  Abweichung  in  Mehr  oder 
Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte  Viooo  ^^^  i™  Gewichte  "/looo  "icht 
übersteigen  darf. 

Der  Durchmesser  der  Fünf-Kronenstücke  wird  36  Millimeter  betragen. 

Artikel  II. 

Die  Ausprägung  der  Fünf-Kronenstücke  findet  in  beiden  Staatsgebieten  nur 
für  Rechnung  des  betreffenden  Staates  statt. 

Von  den  in  beiden  Staatsgebieten  zunächst  insgesammt  zu  prägenden 
64  Millionen  Kronen  dieser  Münze  werden  in  den  im  Eeichsrathe  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  44,800.000  Kronen,  und  in  den  Ländern  der  unga- 
rischen Krone   19,200.000  Kronen  ausgeprägt. 

Die  Ausprägung  der  vorbezeichneten  Contingente  ....  muss  beiderseits 
spätestens  innerhalb  eines  Jahres  zu  Ende  geführt  sein 

Artikel   IIL 

Zum  Zwecke  der  Ausprägung  der  vorbezeichneten  Contingente  von  Fünf- 
Kronenstücken  wird  von  beiden  Finanzministern  ein  Betrag  von  zusammen 
32  Millionen  Gulden  ö.  W.  in  Silberguldenstücken  von  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  gegen  Einzahlung  des  gesetzlichen  Gegenwertes  in  Zwanzig- 
Kronenstücken  ....  übernommen. 

Die  von  den  beiden  Finanzministerien  übernommenen  Einguldenstücke  werden 
von  denselben  sofort  den  betreffenden  Münzämtern  als  Münzgut  überwiesen. 

Artikel    IV. 

Die  in  dem  Artikel  XI  des  Münz-  und  Währungsvertrages  ....  vom 
Jahre  1892  bezüglich  der  Ein-Kronenstücke  getroffenen  Bßstimmungen  haben 
bezüglich  der  Fünf-Kronenstücke  mit  der  Abänderung  zu  gelten,  dass  hinsichtlich 
des  Privatverkehres  festgesetzt  wird,  dass  niemand  verpflichtet  ist,  von  den  in 
beiden  Staatsgebieten  ausgegebenen  Fünf-Kronenstücken  mehr  als  zweihundertund- 
fünfzig Kronen  in  Zahlung  zu  nehmen 

Ebenso  können  ....  alle  Zahlungen  bei  .  .  .  .öffentlichen  Gassen  und  im 
Privatverkehre,  welche  gesetzlich  in  österreichischer  Währung  ....  zu  leisten 
sind,  in  beiden  Staatsgebieten  nach  Wahl  des  Schuldners  und  nach  Maassgabe 
-der    den   Fünf-Kronenstücken    eingeräumten   Zahlkraft    auch  in  diesen,  und  zwar 
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dergestalt  geleistet  werden,  dass  das  Fünf-Kronenstück  zum  Werte  \'on  2  fl.  50  kr. 
ö.  W.  gerechnet  wird. 

Viertes    Capitel:    Ausgabe    von    Banknoten    zu    zehn    Kronen 
durch  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank. 
Das   Ministerium    der   im   Eeichsrathe   vertretenen  Königreiche   und  Länder 
wird  ermächtigt,  .mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  folgendes' 
Uebereinkommen  abzuschliessen : 

Artikel  L 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  wird  von  den  beiden  Regierungen .... 
verpflichtet  werden,  ausser  den  nach  den  Artikeln  82  und  111  der  abgeänderten 
Bankstatuten  auszugebenden  Banknoten  auch  auf  zehn  Kronen  lautende  Banknoten 
....  auszugeben. 

Diese  Banknoten    sind  von  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ....  an 

der   Stelle    der   einberufenen    Staatsnoten   zu   5   fl.   und   zu   50   fl.    ö.    W.   in    die 

Circulation  zu  geben. 

Artikel  IL 

Dieser  Verpflichtung  kann  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  über,  mit 
Genehmigung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen,  abgeschlossenes  Uebereinkommen 
der  beiden  Eegierungen  ....  jederzeit  gänzlich  oder  theilweise  enthoben  werden. 

Artikel  IIL 

....1.  Das  k.  k.  Finanzministerium  und  das  königlich  ungarische  Finanz- 
ministerium erlegen  ....  bei  der  betreffenden  Hauptanstalt  der  Oesterreichisch- 
ungariöctien  Bank  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  zusammen  im  Betrage 
von   160  Millionen  Kronen 

Hievon  wird  das  k.  k.  Finanzministerium  112  Millionen  Kronen  ....  und 
das   königlich   ungarische   Finanzministerium   '18  Millionen  Kronen  ....  erlegen. 

2.  Die  erlegten  Landesgoldmünzen  dienen  zur  speciellen  Deckung  der  .... 
Banknoten  zu  zehn  Kronen,  und  können  ....  nur  ....  unter  Erfüllung  der  im 
Punkte  7  .  .  .  .  festgesetzten  Verpflichtung  wieder  zurückgezogen  werden. 

3.  Die  Ausgabe  der  Banknoten  zu  zehn  Kronen  ist  mit  Ausnahme  des  im 
Punkte  G  vorgesehenen  Falles,  ....  auf  160  Millionen  Kronen,  gleich  SO  Mil- 
lionen  Gulden  ö.  W.  beschränkt. 

Mit  der  Ausgabe  der  Banknoten  zu  zehn  Kronen  darf  von  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  erst  begonnen  werden,  wenn  die  ....  Erläge  von  den  beiden 
Finanzministerien  im  vollen  Betra;je  geleistet  sein  werden  und  die  ...  .  Einlösung 
der  Staatsnoten  zu  5  fl.  und  zu  50  fl.  ö.   W angeordnet  sein  wird. 

4.  Die  erlegten  Landesgoldmünzen  werden  in  den  Metallschatz  der  Oester- 
reichisch-ungarischen Bank  eingerechnet.  Sie  dürfen  von  der  Bank  nur  zur  Be- 
deckung der  genannten  Banknoten  verwendet  werden,  ohne  dass  die  Bank 
berechtigt  ist,  durch  die  Einrechnung  dieser  Erläge  in  den  Barvorrath  den 
Gesammtbetrag  des  zulässigen  Banknotenumlaufos  ....  zu  erhöhen. 

Die  Bank  ist  jedoch  berechtigt,  die  in  ihren  Gassen  befindlichen  Banknoten 
7,u    zehn   Kronen  ....  bei    der   Feststellung    der    metallischen    und  bankmässigen 
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Bedeckung  des  Banknotenumlaufes  ....  sowie  bei  der  Berechnung  der  von  der 
Bank  nach  Artikel  84  ....  zu  entrichtenden  Steuer  von  dem  Gesammtbetrage  der 
in  Umlauf  befindlichen  Banknoten  in  Abzug  zu  bringen 

5.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  hat  die  Einlösung  der  auf  gemein- 
same Kosten  beider  Staatsgebiete  einzulösenden  Staatsnoten  zu  5  fl.  und  zu  50  fl. 
ö.  W.  im  Kestbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.  .  .  .  unter  Verausgabung 
der  Banknoten  zu  zehn  Kronen  und  der  ihr  ...  .  übergebenen  Silbermünzen  zu 
fünf  Kronen  ....  vorzunehmen. 

Die  Hinausgabe  der  Banknoten  zu  zehn  Kronen  und  der  Silbermünzen  zu 
fünf  Kronen  hat  mit  der  Einziehung  eines  entsprechenden  Betrages  der  einbe- 
rufenen Staatsnoten  thunlichst  gleichmässig  zu  erfolgen. 

6.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  wird  bis  auf  weiteres  angewiesen, 
je  nach  Bedarf  Banknoten  zu  zehn  Kronen  über  den  im  Punkte  3  angegebenen 
Betrag  gegen  Zurückhaltung  des  gleichen  Betrages  in  Silbermünzen  zu  fünf 
Kronen  behufs  Einlösung  von  Staatsnoten  auszugeben.  Diese  Ausgabe  von  Bank- 
noten zu  zehn  Kronen  ist  jedoch  auf  den  Betrag  von  20  Millionen  Kronen  .... 
beschränkt,  so  dass  die  gesammte  Ausgabe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen  in 
keinem  Falle  den  Betrag  von  180  Millionen  Kronen  .  .  .  .  ö.  W.  übersteigen 
darf 

Diese  Anweisung  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  kann  ....  jederzeit 
gänzlich  oder  theilweise  zurückgenommen  werden. 

7.  Die  gänzliche  oder  theilweise  Einziehung  der  Banknoten  zu  zehn  Kronen 
muss  über  von  den  beiden  Regierungen  ....  gestelltes  Verlangen  von  derselben 
jederzeit  verfügt  werden. 

Die  beiden  Eegierungen  haben  jedoch  die  zur  Einlösung  der  Banknoten  zu 
zehn  Kronen  erforderlichen  Mittel  ....  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
zuzuweisen. 

Hiezu  können  zur  speciellen  Deckung  dieser  Noten  erlegte  Landesgold- 
münzen ....  an  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  überwiesen  oder  es  kann 
der  erforderte  Betrag  von  den  beiden  Kegierungen  in  anderen  gesetzlichen  Zahlungs- 
mitteln bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  erlegt  werden.  Im  letzteren  Falle 
ist  den  beiden  Finanzministerien  ein  dem  Nennwerte  nach  gleicher  Betrag  der 
....  erlegten  Landesgoldmünzen  ....  gleichzeitig  zurückzustellen 

Die  zur  Einlösung  erforderlichen  Mittel  werden  von  den  beiden  Finanz- 
ministerien unter  sich  in  demselben  Verhältnisse  aufgebracht,  in  welchem  .... 
die  Erläge  von  Landesgoldmünzen  seitens  der  beiden  Finanzministerien  stattzu- 
finden haben.  Auch  sind  ihnen,  soferne  erlegte  Landesgoldmünzen  oder  Silber- 
münzen zu  fünf  Kronen  von  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zurückzustellen 
sind,  dieselben  in  eben  diesem  Verhältnisse  zurückzustellen 

9.  Der  Betrag  der  ....  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten 
Banknoten  zu  zehn  Kronen  ....  verjährt  zu  Gunsten  der  beiden  Staatsverwaltungen, 
und  zwar  in  dieser  Weise,  dass  davon  70  Proc.  der  k.  k.  österreichischen  und 
30  Proc.  der  königlich  ungarischen  Staatsverwaltung  zugute  kommen 

10.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Bestimmungen  der  abgeänderten  Statuten 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ....  betreffend   die   Einlösung  ihrer  Noten 
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gegen  gesetzliches  Metallgeld  ....  in  Kraft  gesetzt  werden,  wird  von  dem 
k.  k.  Finanzministerium  und  von  dem  königlich  ungarischen  Finanzministerium 
ein  Betrag  der  ....  erlegten  Landesgoldmünzen  in  das  definitive  Eigenthum  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  überwiesen  werden,  welcher  der  in  diesem  Zeit- 
punkte gestatteten  Maximalhöhe  des  Umlaufes  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen 
....  gleichkommt. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  und  das  königlich  ungarische  Finanzministerium 
werden  diesen  Betrag  von  Landesgoldmünzen  in  das  definitive  Eigenthum  der 
Bank  in  demselben  Verhältnisse  überweisen,  in  welchem  dieselben  die  Landes- 
goldmünzen nach  Punkt   1   erlegt  haben 

Dagegen  hat  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  fortan  für  die  Einziehung 
der  Banknoten  zu  zehn  Kronen  aus  ihren  eigenen  Mitteln  aufzukommen. 

Von  diesem  Tage  angefangen  entfallen  die  im  Punkte  2  bezüglich  der 
speciellen  Verwendung  dieser  Landesgoldmünzen,  dann  die  im  Punkte  4  bezüglich 
der  Beschränkung  der  Einrechnung  derselben  in  den  Barvorrath  der  Bank  und 
bezüglich  der  Anrechnung  der  in  den  Gassen  der  Bank  befindlichen  Banknoten 
zu  zehn  Kronen  getroff"enen  Bestimmungen. 

Endlich  erlischt  an  diesem  Tage  von  selbst  die  der  Oesterreichisch-unga- 
rischen Bank  im  Punkte  6  ertheilte  Anweisung. 

11.  Falls  das  bis  Ende  des  Jahres  1910  verlängerte  Privilegium  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ....  erlöschen  sollte,  bevor  die  Bestimmungen 
der  Statuten  ....  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metall- 
geld ....  in  Kraft  gesetzt  werden,  oder  falls  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank 
vor  diesem  Zeitpunkte  in  Liquidation  treten  sollte  ....  so  ist  die  Einziehung  der 
dann  noch  ausgegebenen  Banknoten  zu  zehn  Kronen  zu  verfügen  ....  und  die 
Abrechnung  über  die  Einziehung  ....  vorzunehmen 

Artikel  V. 
Falls  die  Staatsverwaltungen  der  beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie  von 
dem  ....  Rechte,  das  gesammte,  den  Gegenstand  des  Privilegiums  bildende 
Bankgeschäft,  unter  Trennung  der  Hypothekarcreditabtheilung,  ....  zu  über- 
nehmen, Gebrauch  machen  sollten,  bevor  die  Bestimmungen  der  Statuten  .... 
betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld  ....  in  Kraft 
gesetzt  worden  sind,  so  sind  jeder  Staatsverwaltung  auf  deren  Verlangen  aus  dem 
in  jenem  Zeitpunkte  bilanzmässig  vorhandenen  Goldvorrathe  der  Bank,  die  ...  . 
erlegten  Landesgoldmünzen,  insoferne  dieselben  nicht  ....  an  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  überwiesen  oder  aus  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zurück- 
gezogen worden  sind,  gegen  Silbercourantgeld  oder  Banknoten  zurückzustellen. 

Fünftes     Capitel:     Erlag     von     Landesgoldmünzen     bei     der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank. 
Das  Ministerium    der   im  Reichsrathe    vertretenen    Königreiche   und   Länder 
wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  folgendes 
Uebereinkommen  abzuschliessen :  '- *  • 
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Artikel  I. 
Das  k.  k.  Finanzministerium  und  das  königlich  ungarische  Finanzministerium 
werden  ....  anlässlich    der  Verlängerung    des  Privilegiums    der  Oesterreichisch- 
ungarischen   Bank    mit    derselben   Uebereinkommen    abschliessen,  welche    die    im 
Artikel  II  angeführten  Bestimmungen  zu  enthalten  haben. 

Artikel  IL 

....  1.  Das  k.  k.  Finanzministerium,  beziehungsweise  das  königlich  ungarische 
Finanzministerium  erlegt  ....  noch  22,400.000  Gulden  ö.  W..  beziehungsweise 
9,600.000  Gulden  ö.  W.  in  Zwanzig-Kronenstücken  bei  der  betreffenden  Haupt- 
anstalt der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank. 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  stellt  dem  erlegenden  Finanzministerium 
in  dem  Ausmaasse  des  stattgefundenen  Erlages  den  gesetzlichen  Gegenwert .... 
in  Silberguldenstücken  bei  der  betreffenden  Hauptanstalt  zur  Verfügung. 

2.  Diese  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke  werden  ....  in  den  Metallschatz 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  eingerechnet. 

Insoweit  der  Gegenwert  für  die  ...  .  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke  von 
der  Bank  an  das  erlegende  Finanzministerium  in  Silbercourantgeld  geleistet  ist. 
ist  die  Bank  berechtigt,  diese  Erläge  auch  in  den  Barvorrath  zur  Bedeckung  des 
Gesammtbetrages  der  umlaufenden  Banknoten  einzurechnen. 

Insoweit  dagegen  der  Gegenwert  für  die  nach  dem  Uebereinkommen  vom 
24.  Juli  1894  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke  von  der  Bank  nicht  in  Silber- 
courantgeld, sondern  in  Banknoten  geleistet  wurde,  dürfen  die  erlegten  Zwanzig- 
Kronenstücke  ....  von  der  Bank  auch  weiterhin  nur  zur  Bedeckung  eben  dieser 
Banknoten  verwendet  werden,  ohne  dass  die  Bank  berechtigt  ist,  durch  die  Ein- 
rechnung  dieser  Erläge  in  den  Barvorrath  den  Gesammtbetrag  des  zulässigen 
Banknotenumlaufes  ....  zu  erhöhen 

3.  Die  ....  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke  gehen  in  dem  Maasse,  in  welchem 
die  Bank  den  bedungenen  gesetzlichen  Gegenwert  an  das  erlegende  Finanzmini- 
sterium geleistet  hat,  von  dem  Tage  angefangen,  an  welchem  die  Bestimmungen 
....  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld  .... 
in  Kraft  gesetzt  werden  ....  in  das  Eigenthum  der  Bank  über.  Von  diesem 
Tage  angefangen  entfallen  die  ...  .  bezüglich  der  Einrechnung  der  Erläge  in 
den  Barvorrath  der  Bank  gemachten  Beschränkungen. 

Indes  wird  das  k.  k.  Finanzministerium,  sowie  das  königlich  ungarische 
Finanzministerium  auch  nach  diesem  Zeitpunkte  berechtigt  sein,  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  anderen  Finanzministerium  im  Verwechslungswege  Zwanzig-Kronen- 
stücke gegen  Erlag  des  Nennwertes  in  Silbercourantgeld  nach  Maassgabe  des 
stattgehabten  Erlages  und  des  Vorrathes  der  Bank  bei  der  betreffenden  Haupt- 
anstalt der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ohne  Abzug  und  kostenfrei  zu 
beanspruchen, 

4.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  falls  ihr  verlängertes 
Privilegium  ....  erlöschen    sollte,   bevor   die  Bestimmungen    der  Statuten  .... 
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betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld  ....  in  Kraft 
gesetzt  werden,  oder  falls  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  vor  diesem  Zeit- 
punkte in  Liquidation  treten  sollte,  die  ...  .  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke  dem 
erlegenden  Finanzministerium  auf  dessen  Verlangen  gegen  Silbercourantgeld  oder 
Banknoten  wieder  zurückzustellen. 

Ausserdem  können  die  ...  .  erlegten  Zwanzig-Kronenstücke,  insolange  die 
Bestimmungen  der  Statuten  ....  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen 
gesetzliches  Metallgeld  ....  nicht  in  Kraft  gesetzt  sind,  über  ....  Ueberein- 
kommen  der  beiden  Kegierungen  gegen  Zurückstellung  des  gleichen  Betrages  in 
Silbercourantgeld  oder  Banknoten  zurückverlangt  werden. 

5.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  ferner  verpflichtet,  falls  ihr 
verlängertes  Privilegium  ....  erlöschen  sollte,  bevor  die  Bestimmungen  der 
Statuten,  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld,  .... 
in  Kraft  gesetzt  werden,  oder  falls  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  vor  diesem 
Zeitpunkte  in  Liquidation  treten  sollte,  die  gemäss  der  ....  in  Betreff  der  Schuld 
von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  ö.  W.  an  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  abzuschliessenden  neuen  Vereinbarungen,  ....  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung gezahlten  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  im  Betrage  von  60  Mil- 
lionen Kronen  =  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  dem  k.  k.  Finanzministerium  auf 
dessen  Verlangen  nach  Maassgabe  des  Vorrathes  der  Bank  gegen  Erlag  des 
gleichen  Betrages  in  Silbercourantgeld  oder  Banknoten  wieder  zurückzustellen. 

6.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  nach  Maassgabe 
ihres  Vorrathes,  dem  k.  k.  Finanzministerium,  beziehungsweise  dem  königlich 
ungarischen  Finanzministerium  über  im  Einverständnisse  mit  der  anderen  Finanz- 
verwaltung gestelltes  Verlangen  jeden  beliebigen  Betrag  von  Silbercourantgeld 
gegen  Banknoten  ohne  Abzug  und  kostenfrei  bei  der  betreffenden  Hauptanstalt 
zur  Verfügung  zu  stellen 

Artikel   IIL 

Falls  die  Staatsverwaltungen  der  beiden  Staatsgebiete  der  Monarchie  von 
dem  ....  Eechte,  das  gesammte,  den  Gegenstand  des  Privilegiums  bildende 
Bankgeschäft,  unter  Trennung  der  Hypothekare! editabtheilung,  ....  im  bilanz- 
mässigen  Stande  und  nach  dem  bilanzmässigen  Werte  zu  übernehmen,  Gebrauch 
machen  sollten,  bevor  die  Bestimmungen  der  Statuten,  ....  betreffend  die  Ein- 
lösung ihrer  Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld  ....  in  Kraft  gesetzt  worden 
sind,  so  sind  jeder  derselben  aus  dem  in  jenem  Zeitpunkte  bilanzmässig  vor- 
handenen Goldvorrathe  der  Bank  die  ...  .  erlegten  und  ....  bis  dahin  nicht 
....  zurückgestellten  Zwanzig-Kronenstücke  auf  deren  Verlangen  gegen  Silber- 
courantgeld oder  Banknoten  zurückzustellen. 

Ebenso  sind  dem  k.  k.  Finanzministerium  in  diesem  Falle  auf  dessen  Ver- 
langen und  nach  Maassgabe  des  vorhandenen  bilanzmässigen  Goldvorrathes  der 
Bank  die  gemäss  des  im  Punkte  5  .  .  .  .  bezeichneten  Uebereinkommens  gezahlten 
Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  im  Betrage  von  60  Millionen  Kronen  = 
30  Millionen  Gulden  ö.  W.  gegen  Erlag  des  gleichen  Betrages  in  Silbercourant- 
geld oder  Banknoten  zurückzustellen 
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Sechstes    Capitel:    Anweisung    der    nach    Artikel    III    des    Ge- 
setzes   vom    2.    August    1892,    K.-G.-Bl.    Nr.    130,    in   Verwahrung 
erlegten  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung. 

Artikel  I. 
Dem  Finanzminister   werden  .  .  .  .  die  nach  Artikel  III  des  Gesetzes   vom 
2.    August    1892   ....  in    Verwahrung    erliegenden    noch    nicht    angewiesenen 
Landesgoldmünzen    der   Kronenwährung  im  Betrage  von    118,318.940  K  .... 
angewiesen. 

Artikel   IL 

Der  Finanzminister  hat  den  angewiesenen  Betrag  von  Landesgoldmünzen 
zu  den  folgenden  Zwecken  zu  verwenden: 

1.  Zur  Beschaffung  von  22*4  Millionen  Gulden  ....  in  Silberguldenstücken 
bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 

2.  Zum  Erläge  von  112  Millionen  Kronen  ....  bei  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank 

Insoweit  der  angewiesene  Betrag  von  Landesgoldmünzen  zu  den  vorge- 
nannten Zwecken  nicht  ausreicht,  hat  der  Finanzminister  bei  der  k.  k.  Staats- 
centralcasse  ii^t^^passemässigem  Vorrathe  befindliche  Landesgoldmünzen  zur  Ergänzung 

des  abgängigen  Betrages  mitzuverwenden 

.Ebenso  ist  jener  Betrag  der  ....  Landesgoldmünzen,  welcher  mit  Ablauf 
des  31.  December  1899,  als  zur  Einlösung  der  Staatsnoten  zu  1  fl.  nicht 
erforderlich,  erübrigen  wird,  mit  1.  Jänner  1900  den  Cassebeständen  der 
k.  k.  Staatscentralcasse  zuzurechnen 


% 


Dritter   Theil:    Einführung    der  Kronenwährung   als   Landes- 
währung. 

A.  Die  Einführung  der  allgemein  obligatorischen  Rechnung 
in  der  Kronenwährung. 

§  1. 

Die  mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  126,  festgestellte 
Kronenwährung  tritt  vom  1.  Jänner  1900  angefangen  als  ausschliessliche  gesetzliche 
Landeswährung  an  die  Stelle  der  bisherigen  österreichischen  Währung. 

§  2. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  ist  der  Staatshaushalt,  soweit  jeder  andere  öffent- 
liche Haushalt  in  der  Kronenwährung  zu  führen,  und  es  hat  die  gesammte  Ver- 
rechnung der  Staats-  und  der  übrigen  öffentlichen  Gassen  und  Aemter  in  der 
Kronenwährung  zu  erfolgen. 

Die  für  die  Zollbemessung  und  Zollzahlung  bestehenden  Vorschriften  bleiben 
von  dieser  Anordnung  unberührt;  die  Verrechnung  im  Zollgefälle  ist  jedoch  in 
der  Kronenwährung  vorzunehmen. 

§  3. 

Vom  selben  Tage  an  sind  alle  Bücher  und  Rechnungen  der  unter  besonderer 
öffentlicher  Aufsicht  stehenden  oder  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 
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oder  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Körperschaften,  Fonde,  Vereine  und  Anstalten, 
namentlich  der  Banken,  Geld-  und  Creditanstalten,  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
unternehmungen u.  d.  gl.  in  der  Kronenwährung  zu  führen. 

§  4. 

Für  die  Durchführung  der  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  haben  die  vor- 
gesetzten Behörden  durch  die  gesetzlich  zulässigen  Verwaltungsmaassregeln  zu 
sorgen. 

Zu  diesem  Behufe  ist  die  Kegierung  insbesondere  ermächtigt,  die  Verfügung 
zu  treffen,  dass  die  statutarischen  Bestimmungen  von  Körperschaften,  Fonden, 
Vereinen  und  Anstalten  (§  3)  mit  der  allgemein  obligatorischen  Eechnung  in  der 
Kronenwährung  in  Einklang  gebracht  werden. 

Für  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  sind  die  nöthigen  Anordnungen 
im  ersten  Capitel  des  IV.  Theiles  dieser  kaiserlichen  Verordnung  getroffen. 

§  5. 

Die  in  bestehenden  Gesetzen  oder  Vorschriften  enthaltenen,  auf  österreichische 
Währung  sich  beziehenden  Bestimmungen  sind  vom  1.  Jänner  1900  an  nach 
dem  ....  Wertverhältnisse,  nach  welchem  ein  Gulden  österreichischer  Währung 
gleich  zwei  Kronen  und  ein  Kreuzer  österreichischer  Währung  gleich  zwei  Hellern 
zu  rechnen  ist,  in  der  Kronenwährung  zu  verstehen. 

Die  in  bestehenden  Gesetzen  oder  Vorschriften  enthaltenen,  auf  Conventions- 
münze oder  eine  andere  Währung,  deren  Verhältnis  zur  österreichischen  Währung 
gesetzlich  festgestellt  ist,  sich  beziehenden  Bestimmungen  sind  von  dem  ange- 
gebenen Zeitpunkte  an  in  der  Kronenwährung  nach  dem  Wertverhältnisse  zu 
verstehen,  welches  sich  aus  den  §§  5  und  9  des  kaiserlichen  Patentes  vom 
27.  April  1858,  E.-G.-Bl.  Nr.  63,  beziehungsweise  dem  dritten  Absätze  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  April  1858,  E.-G.-Bl.  Nr.  64,  in  Verbindung 
mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  E.-G.-Bl.  Nr.  126,  ergibt. 

§  6. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  sind  Geldbeträge  in  Gesetzen,  in  Verordnungen 
und  öffentlichen  Bekanntmachungen,  in  Verfügungen  und  Aufträgen  von  Staats- 
oder anderen  öffentlichen  Behörden  und  Aemtern,  sowie  in  Beschlüssen  öffentlicher 
Körperschaften  nur  in  der  Kronenwährung  festzusetzen. 

Diese  Bestimmung  hat  dann  keine  Anwendung  zu  finden,  wenn  es  sich  um 
einen  Geldbetrag  handelt,  welcher  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  in  einer  bestimmten 
Münzsorte  oder  in  einer  anderen  als  der  Landeswähning  zu  leisten  ist. 

Andere  Ausnahmen  von  der  im  ersten  Absätze  getroffenen  Bestimmung 
sind  nur  aus  besonderen  Gründen  zulässig  und  bedürfen,  soweit  es  sich  nicht  um 
Gesetze  handelt,  der  Genehmigung  der  Eegierung. 

§  7. 
In    allen    gerichtlich    oder    notariell    aufgenommenen,    sowie    in    sonstigen 
öffentlichen  Urkunden  civilrechtlichen  Inhaltes,  welche  über  Geldbeträge  ausgestellt 
werden,  sowie  in  allen  zu  Geldbeträgen  verurtheil enden  Erkenntnissen,  auch  wenn 
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das  betreffende  Klagebegehren  oder  Gesuch  vor  dem  1.  Jänner  1900  angebracht 
worden  ist,  sind  die  Geldbeträge  vom  1.  Jänner  1900  an  in  der  Kronenwährung 
auszudrücken. 

Die  ursprünglich  in  einer  anderen  Währung  oder  in  einer  bestimmten 
Münzsorte  angegebenen  Geldbeträge  oder  begründeten  Verbindlichkeiten  sind 
jedoch  nach  den  in  §  5  angeführten  Wertverhältnissen  in  der  Kronenwährung 
und  zugleich  in  der  betreffenden  Währung,  beziehungsweise  Münzsorte  auszudrücken, 
wenn  das  Verhältnis  der  betreffenden  Währung,  beziehungsweise  Münzsorte  zur 
Kronenwährung  gesetzlich  festgestellt  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  finden  keine  Anwendung  hinsichtlich 
derjenigen  Geldbeträge  und  Verbindlichkeiten,  welche  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
in  einer  anderen,  als  der  Landeswährung  oder  in  einer  bestimmten  Münzsorte  zu 
leisten  sind,  ferner  hinsichtlich  aller  Geldbeträge  und  Verbindlichkeiten,  welche 
auf  eine  Münzsorte  oder  Währung  lauten,  wofür  ein  gesetzliches  Verhältnis  zur 
Kronenwährung  nicht  festgestellt  ist. 

B.  Die  Ordnung  des  allgemeinen  Münz  Verkehres. 

§  8. 
Die  Münzen  der  Kronenwährung  sind  nach  Maassgabe  der  denselben  durch 
das  Gesetz  eingeräumten  Zahlkraft  bei  allen  Zahlungen,  welche  in  Landeswährung 
erfolgen,  anzunehmen. 

§  9. 
An  Stelle   der  Münzen   der  Kronenwährung   sind  die  Ein- Guldenstücke  der 
österreichischen    Währung,   insolange    dieselben    nicht    gesetzlich    ausser  Verkehr 
gesetzt   werden,   bei    allen   Zahlungen    unbeschränkt   anzunehmen;  hiebei  ist  das 
Ein-Guldenstück  gleich  zwei  Kronen  zu  rechnen 

§  10. 
Die  Bestimmungen  der  §§  8  und  9  haben  ....  für  die  Münzen  ungarischen 
Gepräges  Anwendung  zu  finden. 

§  11. 
Den  als  Handelsmünze  ausgeprägten  Ducaten,  sowie  den  ....  Goldmünzen 
zu    acht   und    zu    vier  Gulden   und   den  ....  sogenannten  Levantiner    Thalern 
kommt  gesetzliche  Zahlkraft  an  Stelle  der  Münzen    der  Kronenwährung  nicht  zu. 

§  12. 

Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Handels- 
minister und  dem  Eisenbahnminister  allgemein  oder  für  bestimmte  Gebietstheile 
zu  untersagen,  dass  ausländische  Münzen  oder  sonstige  ausländische  Zahlungs- 
mittel in  Zahlung  oder  an  Zahlungsstatt  gegeben  oder  genommen  werden. 

Ein  solches  Verbot,  sowie  dessen  Aufhebung  muss  im  Keichsgesetzbiatte 
kundgemacht  werden.  Das  Verbot  darf  nicht  vor  Ablauf  von  vier  Wochen  nach 
seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  treten. 

Die  gewohnheitsmässige  oder  gewerbsmässige  Uebertretung  eines  solchen 
Verbotes  wird  von  den  Gerichten  als  Uebertretung  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
200  Kronen  oder  mit  Arrest  bis  zu  einem  Monate  bestraft. 
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§  13. 

Der  rinanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Handels- 
rainister  und  dem  Eisenbahnminister,  an  Stelle  der  Münzen  der  Kronenwährung 
auch  andere  Münzen  inländischen  Gepräges  oder  Münzen  ausländischen  Gepräges, 
sowie  andere  Zahlungsmittel  bei  allen  oder  bei  besonders  zu  benennenden  Staats- 
und öffentlichen  Gassen  zur  Zahlung  zuzulassen.  Eine  solche  Zulassung  muss  im 
Eeichsgesetzblatte  kundgemacht  und  in  der  Kundmachung  zugleich  der  Wert 
angegeben  werden,  zu  welchem  diese  Münzen  oder  Zahlungsmittel  an  Stelle  der 
Münzen  der  Kronenwährung  von  den  Gassen  anzunehmen  sind. 

C.  Bestimmungen    über    die   Anwendung    der   K  r  o  n  e  n  w  ä  h  r  u  n  g 
auf  die   Rechtsverhältnisse. 
§  14. 
Rechtsgeschäfte,  welche  vom  1.  Jänner  1900  an  geschlossen  Averden,  sind, 
wenn  keine  bestimmte  Währung  benannt  ist,  in  der  Kronenwährung  zu  verstehen, 
soferne    nicht    die  Absicht,    sich    einer   anderen   Währung  zu   bedienen,  nachge- 
wiesen wird. 

§  15. 

Alle  vor  dem  1.  Jänner  1900  rechtlich  begründeten  und  in  österreichischer 
Währung  erfüllbaren  Verbindlichkeiten  sind  von  dem  bezeichneten  Tage  an  in 
der  Kronenwährung  zahlbar,  und  zwar  dergestalt,  dass  ein  Gulden  österreichischer 
Währung  gleich  zwei  Kronen  und  ein  Kreuzer  österreichischer  Währung  gleich 
zwei  Hellern  gerechnet  wird. 

Beruhen  solche  Verbindlichkeiten  auf  einem  vor  dem  1.  November  1858 
begründeten  Rechtstitel  und  beziehen  sie  sich  auf  eine  Währung,  deren  Verhältnis 
zur  österreichischen  Währung  gesetzlich  festgestellt  ist,  so  sind  dieselben  nach 
den  Bestimmungen  der  §§  5  und  9  des  kaiserlichen  Patentes  vom  27.  April  1858, 
R.-G  -Bl.  Nr,  63,  beziehungsweise  des  dritten  Absatzes  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  27.  April  1858,  R.-G.-Bl.  Nr.  64,  in  der  österreichischen  Währung  zu 
berechnen  und  sohin  nach  dem  obigen  Maasstabe  in  der  Kronenwährung  zahlbar. 

Verbindlichkeiten,  welche  infolge  gesetzlicher  Bestimmung,  vertragsmässiger 
Verpflichtung  oder  sonstiger  Privatwillenserklärung  in  klingender  Münze  oder  in 
einer  bestimmten  Sorte  der  ....  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  österreichischer 
Währung  in  Geltung  gestandenen  Silbermünzen  zu  leisten  waren,  sind  auch  fortan 
in  klingender  Münze,  und  zwar  unter  Zugrundelegung  des  im  ersten  Absätze 
dieses  Paragraphen  angegebenen  Umrechnungsmaasstabes  zahlbar. 

§  16. 
Vom  1.  Jänner  1900  an  begründete,  auf  österreichische  Währung  lautende 
Verbindlichkeiten  unterliegen  gleich   den   vor   dem    1.  Jänner  1900  begründeten 
Verbindlichkeiten   in   Rücksicht  ihrer  Umrechnung  und  Zahlbarkeit  den   Bestim- 
mungen des  §  15,  Absatz  1  und  3. 

§  17. 
Die  vor  dem  1.  Jänner  1900  begründeten,  in  einer  bestimmten,  im  dritten 
Absätze  des  §  15  nicht  benannten  Mtinzsorte  oder  in  einer  ausländischen  Währung, 
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und  zwar  eifectiv    zu  leistenden  Verbindlichkeiten  werden  durch  diese  kaiserliche 
Verordnung  nicht  berührt. 

§  18. 
Vom    1.    Jänner    1900    an    begründete,    in    einer    bestimmten,   im    dritten 
Absätze    des    §    15    nicht    benannten    Münzsorte    oder    in    einer    ausländischen 
Währung,  und  zwar  effectiv,  zu  leistende  Verbindlichkeiten  sind  in  der  bestimmten 
Münzsorte,  beziehungsweise  ausländischen  Währung  effectiv  zu  erfüllen. 

§  19. 

Die  auf  eine  bestimmte,  im  dritten  Absätze  des  §  15  nicht  benannte 
Münzsorte  oder  auf  eine  ausländische  Währung  lautenden,  nach  den  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  jedoch  nicht  in  dieser  Münzsorte,  beziehungsweise 
Währung  effectiv  zu  leistenden  Verbindlichkeiten  sind  ....  in  Gemässheit  der 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  unter  Zugrundelegung  des  im  ersten 
Absätze  des  §  15  angegebenen  Umrechnungsmaasstabes,  zu  erfüllen. 

Insoferne  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Bewertung 
einer  auf  Silbermünzen  lautenden  Verbindlichkeit  nach  dem  inneren  Werte  (Metall- 
werte) dieser  Silbermünzen  stattzufinden  hat,  ist  der  Wertberechnung  in  der 
Kronenwährung  der  Marktpreis  des  Silbers  in  dem  für  die  Bewertung  maass- 
gebenden  Zeitpunkte  zu  Grunde  zu  legen  und  die  Verbindlichkeit  nach  dem 
berechneten  Werte  in  der  Kronenwähning  zahlbar. 

§  20. 

Bei  der  Umrechnung  in  die  Kronenwährung  und  bei  Berechnungen  in  der 
Kronenwährung  sind  Bruchtheile  zu  einem  Heller  zu  berechnen,  wenn  sie  einen 
halben  Heller  oder  mehr  betragen;  Bruchtheile  unter  einem  halben  Heller  sind 
nicht  zu  rechnen. 

§  21. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen  Verordnung  haben  auch 
auf  die  Zahlungen  der  Staats-,  sowie  anderer  öffentlicher  Behörden  und  Aemter 
und  auf  die  Zahlungen  an  dieselben  Anwendung  zu  finden,  insolange  die  Erfüllung 
der  betreffenden  Verbindlichkeiten  oder  Leistungen  nicht  neu  geregelt  wird. 

Die  über  die  Art  der  Entrichtung  der  Zölle  und  Nebengebüren  bestehenden 
Vorschriften  werden  hiedurch  nicht  berührt  (§  2). 

Ferner  sind  diese  Bestimmungen  hinsichtlich  aller  einer  physischen  oder 
juristischen  Person  gebürenden  oder  von  ihr  zu  leistenden  Zahlungen  anzuwenden, 
bei  welchen  der  Verpflichtungsgrund  auf  einem  Gesetze  oder  einer  Verordnung  beruht. 

Vierter    Theil:    Verlängerung    des    Privilegiums    der    Oester- 

r eichisch -ungarischen    Bank    und    Ordnung    der    Schuld    von 

ursprünglich  80  Millionen  Gulden. 

Erstes  Capitel:    Verlängerung   des   Privilegiums   der  Oester- 
reichisch-un garischen  Bank. 

Artikel  I. 
Indem  von  dem  den  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  zustehenden  und 
gegenseitig  anerkannten  Kßchte,  selbständige  Zettelbanken  zu  errichten,  abermals. 
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und  zwar  bis  zum  Ende  des  Jahres  1910,  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  wird 
das  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ....  verliehene  ....  Privilegium  für 
die  Zeit  vom  1.  Jänner  1900  bis  31.  December  1910  neuerdings  verlängert, 

Artikel  II. 

Gleichzeitig  wird  die  ...  .  Ermächtigung,  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
ausgestellte  Lagerpfandscheine  (Warrants)  zu  escomptieren,  für  die  Zeit  vom 
1.  Jänner  1900  bis  31.  December  1910  mit  der  Abänderung  verlängert,  dass 
solche  Lagerpfandscheine  (Warrants)  auf  die  Kronenwährung  zu  lauten  haben. 

Auch  wird  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ermächtigt,  den  Bestim- 
mungen des  abgeänderten  Gesetzes  entsprechende  Lagerpfandscheine  (Warrants) 
....  im  Girogeschäfte  zu  übernehmen. 

Artikel  IIL 
Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  gemeinschaftlich  mit  dem  k.  ungarischen 
Finanzminister  die  zwei  beifolgenden  ....  Uebereinkommen  ....  abzuschliessen, 
sowie  die  Wirksamkeit  des  ....  in  Betreff  der  Ausdehnung  des  Privilegiums 
und  der  Thätigkeit  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  auf  die  occupierten  Länder 
Bosnien  und  Hercegovina  abgeschlossenen  ....  Uebereinkommen s  für  die  Zeit 
vom  1.  Jänner  1900  bis  31.  December  1910  zu  verlängern. 

Artikel  IV. 
Die    Oesterreichisch-ungarische    Bank   hat    vom    1.  Jänner   1900   an    ihre 
Bücher  und  Eechnungen  in  der  Kronenwährung  zu  führen 

Artikel  VL 

Das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  .... 
ist  in  den  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  bezüglich  der  von  dem  Hypothekar- 
creditgeschäfte  entfallenden  Quote  nach  dem  Verhältnisse  der  am  31.  December 
des  Steuerjahres  in  dem  einen  und  dem  anderen  Staatsgebiete  ausständigen 
Hypothekarcapitalsforderungen  der  Bank,  bezüglich  des  übrigen  steuerpflichtigen 
Betrages  hingegen  nach  dem  reinen  Erträgnisse  der  in  dem  einen  und  dem 
anderen  Staatsgebiete  bestehenden  Bankanstalten  gemäss  den  in  dem  betreffenden 
Staatsgebiete  geltenden  Steuergesetzen  zu  besteuern. 

Die  ....  an  die  k.  k.  Finanzverwaltung  zu  entrichtende  Steuer  beträgt 
....  10  Proc 

An  Stelle  des  Abzuges  der  ....  Rentensteuer  von  den  Zinsen  der  Pfandbriefe 
hat  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank,  insolange  eine  gleiche  Besteuerung  der 
Zinsen  der  Pfandbriefe  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  nicht  eingeführt 
ist,  an  die  k.  k,  Finanzverwaltung  ein  Rentensteuerpauschale  von  2  Proc.  des- 
jenigen Betrages  zu  entrichten,  der  von  den  gesammten  alljährlich  zur  Auszahlung 
gelangenden  Pfandbrief zinsen  auf  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  entfällt  .... 

Das  Erträgnis  des  unbeweglichen  Vermögens  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  wird  in  jenem  Staatsgebiete  der  Besteuerung  unterzogen,  in  welchem  sich 
die  betreffenden  Realitäten  befinden. 
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Artikel  VII. 
Die  Effectenumsatzsteuerpflicht  der  Geschäfte,  welche  von  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank    als   Contrahenten    abgeschlossen    werden,  ist  ...  .  nach    den 
Bestimmungen   des  §  22   des  Gesetzes  vom   9.  März   1897,  E.-G.-Bl.  Nr.   195, 
zu  beurtheilen. 

Artikel  VIII. 

Wer  unbefugt  Banknoten  oder  andere  auf  den  Inhaber  lautende  unver- 
zinsliche Schuldverschreibungen,  welche  im  Verkehre  als  Geldzeichen  verwendet 
werden  könnten,  ausgibt,  macht  sich,  sofern  darin  nicht  eine  im  allgemeinen 
Strafgesetze  mit  strengerer  Strafe  bedrohte  Handlung  gelegen  ist,  eines  Vergehens 
schuldig  und  wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  welche  dem  Zehnfachen  der  von 
ihm  ausgegebenen  Wertzeichen  gleichkommt,  mindestens  aber  4000  Kronen  beträgt. 

Zum  Verfahren  und  zur  Urtheilsfällung  über  dieses  Vergehen  ist  in  den 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ausschliesslich  das  Landes- 
gericht in  Strafsachen  in  Wien  berufen. 

Die  Verfolgung  findet  nur  statt,  wenn  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank 
um  dieselbe  ansucht. 

Im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  ist  die  Geldstrafe  in  Arrest  umzuwandeln, 
dessen  Dauer  jedoch  ein  Jahr  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  IX. 

Sollten  die  im  ersten  Capitel  des  I.  Theiles  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
getroffenen  Verfügungen  mit  31.  December  1907  ausser  Kraft  treten,  ohne  dass 
die  Gemeinschaftlichkeit  in  Zollangelegenheiten  durch  die  Gesetzgebungen  beider 
Staatsgebiete  der  Monarchie  über  diesen  Termin  hinaus,  wenigstens  bis  31.  De- 
cember 1910,  verfügt  worden  wäre,  so  erlischt  das  im  vorstehenden  Artikel  I 
bis  31.  December  1910  verlängerte  Privilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  von  selbst  mit  dem  31.  December  1907. 

In  diesem  Falle  haben  die  in  den  abgeänderten  Statuten  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  in  Betreff  des  Ablaufes  des  Privilegiums  (Artikel  105)  oder 
der  Auflösung  der  Bankgesellschaft  (Artikel  106)  getroffenen  Bestimmungen 
unverändert  in  Geltung  zu  treten 

Beilage  I  zum   ersten  Capitel:  Abänderung   der  Bankstatuten.  ^) 

Artikel  1. 
Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  eine  Actiengesellschaft,  welche  ihre 
statutenmässige   Thätigkeit  in   den   im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  und  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ausübt. 

Bei  Ausübung  ihrer  statutenmässigen  Thätigkeit  liegt  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  gleicherweise  ob,  für 
die  Regelung  des  Geldumlaufes,  die  Erleichterung  der  Zahlungsausgleichungen  und 
die    Befriedigung    der    commerciellen,    industriellen,    gewerblichen    und    landwirt- 
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angeführt.  Unbedeutende,  insbesondere  rein  stilistische  Aenderungen  sind  unberücksichtigt 
geblieben.  ' 
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schaftlichen  Creditbedürfnisse  zu  sorgen,  vor  allem  jedoch  die  Aufrechterhaltung 
der  Barzahlungen  nach  erfolgter  gesetzlicher  Verfügung  der  Aufnahme  derselben 
(Artikel  111)  zu  sichern. 

Die  Firma  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  lautet  in  deutscher  Sprache : 
„Oesterreichisch-ungarische  Bank'',  in  ungarischer  Sprache:  „Oszträk-magyar 
bank".  Sie  führt  in  ihrem  Siegel  den  kaiserlich  österreichischen  Adler  und  das 
Wappen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ohne  Verbindung  nebeneinander, 
sowie  die  Firma  in  deutscher  und  ungarischer  Sprache  als  Umschrift. 

Artikel  2. 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Für  alle  von  der  Bank  betriebenen  Geschäftszweige  (mit  Ausnahme  des 
Hypothekarcredit-  und  Pfandbriefgeschäftes,  Artikel  56)  haben  in  Wien  und  in 
Budapest  Hauptanstalten  zu  bestehen 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  infolge  des  von  dem  österreichischen  oder  dem 
ungarischen  Gesammtministerium  im  Einverständnisse  mit  dem  Generalrathe  der 
Bank  erkannten  Erfordernisses  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  Filialen  für  das 
Escompte-,  Darlehens-  und  Giro-Geschäft,  und  zwar  binnen  sechs  Monaten  vom 
Tage  des  bezüglichen  Beschlusses,  zu  errichten. 

Bestehende  Filialen  können  vor  Ablauf  des  Bankprivilegiums  nur  mit  Zu- 
stimmung des  betreffenden  Finanzministers  aufgelöst  werden. 

Für  das   Hypothekarcredit-    und    Pfandbriefgeschäft    wird   in  Budapest  eine 
Vertretung  der  Hypothekarcreditabtheilang  errichtet. 

Artikel  4, 
Das  Actiencapital  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  besteht  in  210  Mil- 
lionen Kronen,  welche  mit  je  1400  Kronen  auf  150.000  Actien  eingezahlt  sind. 
Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Actiencapitals  kann  nur  mit  Zustimmung 
der  Generalversammlung  und  Genehmigung  der  Gesetzgebungen  beider  Staatsgebiete 
der  Monarchie  stattfinden. 

Artikel  13. 

Die  Sitzungen  der  Generalversammlung  werden  vom  Generalrath  einberufen 

und  in  Wien  oder  in  Budapest  abgehalten,  je  nachdem  die  Mehrheit  der  Mitglieder 
der  Generalversammlung  (Artikel  14)  aus  österreichischen  oder  ungarischen  Staats- 
angehörigen besteht 

Artikel  23. 

Die  Generalrathe  werden  von  der  Generalversammlung  unmittelbar  gewählt. 

Die  Wahl  ist  in  der  Weise  vorzunehmen,  dass  von  den  zwölf  Generalräthen 

(Artikel  26)  sechs  österreichische  und  sechs  ungarische  Staatsangehörige  sind 

Artikel  24. 
Die  Wahl  der  Generalrathe  erfolgt  nach  absoluter,  jene  der  Eechnungs- 
revisoren  und  deren  Ersatzmänner  nach  relativer  Stimmenmehrheit.  Bei  der  Wahl 
der  Kechnungsrevisoren  und  deren  Ersatzmänner  ist  darauf  Kücksicht  zu  nehmen, 
dass  sich  unter  denselben  Angehörige  beider  Staatsgebiete  der  Monarchie  be- 
finden  
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Artikel  25. 

Der  Generalrath  vertritt  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  nach  aussen 
gerichtlich  und  aussergerichtlich.  Er  ist  nach  Maassgahe  der  Statuten  zu  allen 
Verfügungen  berechtigt,  welche  nicht  der  Greneralversammlung  oder  den  Directionen 
ausschliesslich  vorbehalten  sind 

Die  Bestimmungen  für  sämmtliche  Geschäftszweige  gelten  gleichlautend  für 
die  österreichischen  und  die  ungarischen  Bankplätze. 

Der  Generalrath  setzt  nach  freiem  Ermessen  den  einheitlichen  Zinsfuss  im 
Escomptegeschäfte  sowie  im  Darlehensgeschäfte  fest.  Von  Seite  der  beiden 
Eegierungen  wird  durch  die  betreffenden  Commissäre  (Artikel  52  und  53)  nur 
überwacht,  ob  die  diesfälligen  Beschlüsse  des  Generalrathes  formell  den  Statuten 
(Artikel  37)  entsprechen. 

Der  Generalrath  wählt  aus  seiner  Mitte  für  die  Dauer  eines  jeden  Geschäfts- 
jahres ein  Executivcomite  (Artikel  39).  In  das  Executivcomite,  sowie  in  die  nach 
der  festgesetzten  Geschäftsordnung  für  die  einzelnen  Hauptzweige  der  Geschäfte 
zu  wählenden  Comites  ist  je  eine  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern  österreichischer 
und  ungarischer  Staatsangehörigkeit  zu  wählen 

Der  Generalrath  berichtet  der  Generalversammlung  über  die  Angelegenheiten 
der  Bank.  Diese  Berichte  unterliegen  weder  der  dem  Gouverneur  vorbehaltenen 
Approbation  (Artikel  27),  noch  einer  Einsprache  der  beiden  Eegierungscommissäre 
aus  dem  Grunde  des  Staatsinteresses  (Artikel  52). 

Artikel  26. 
Der   Generalrath  besteht   aus   dem   Gouverneur,    dem    österreichischen    und 
dem    ungarischen  Vicegouvorneur,    den  Stellvertretern    der    Vicegouverneure    und 
aus  zwölf  (Artikel  23)  Generalräthen. 

Artikel  27. 

....  Die  Dauer  der  Function  des  Gouverneurs  läuft  mit  dem  Tage  der 
Abhaltung  der  auf  seine  Ernennung  folgenden  fünften  regelmässigen  Jahressitzung  der 
Generalversammlung  (Artikel  13)  ab. 

Der  abtretende  Gouverneur  kann  zur  Ernennung  wieder  vorgeschlagen  werden. 

Er  bezieht  aus  den  Mitteln  der  Bank  einen  Jahresgehalt  von  40.000  Kronen 
und  hat  Anspruch  auf  eine  freie  Wohnung  im  Bankgebäude  in  Wien 

Die  Beschlüsse  des  Generalrathes,  des  Executivcomites  und  der  sonstigen 
ständigen  Comites  des  Generalrathes  bedürfen  zu  ihrer  Ausführung  der  Appro- 
bation des  Gouverneurs  (Artikel  25).  Als  approbiert  gelten  alle  Beschlüsse,  welchen 
der  Gouverneur  nicht  vor  Schluss  der  Sitzung,  in  der  sie  zustande  gekommen 
sind,  ausdrücklich  die  Approbation  versagt  hat 

Artikel  28. 
■  Der    Vicegouverneur,    welcher    zugleich    den    Vorsitz    in    der    Direction    in 
Wien   führt,    sowie   dessen   Stellvertreter  werden   auf  Vorschlag   des   k.  k.   öster- 
reichischen Finanzministers,  der  Vicegouverneur,  welcher  zugleich  den  Vorsitz  in 
der  Direction  in  Budapest  führt,  sowie  dessen  Stellvertreter  werden  auf  Vorschlag 
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des  königlich  ungarischen  Finanzministers  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen 
Majestät  ernannt. 

Die  Dauer  der  Function  der  Vicegonverneure,  sowie  der  Stellvertreter  der 
Vicegouverneure  läuft  mit  dem  Tage  der  Abhaltung  der  auf  ihre  Ernennung 
folgenden  fünften  regelmässigen  Jahressitzung  der  Generalversammlung  (Artikel  13)  ab. 

Die  abtretenden  Vicegouverneure,  sowie  deren  Stellvertreter  können  zur 
Ernennung  wieder  vorgeschlagen  werden. 

Die  Vicegouverneure  beziehen  aus  den  Mitteln  der  Bank  je  einen  Jahres- 
gehalt von  20.000  Kronen. 

Die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure  versehen  ihr  Amt  unentgeltlich. 

Artikel  29. 

Zur  Ausübung  der  dem  Wirkungskreise  des  Gouverneurs  vorbehaltenen 
Amtshandlungen  sind  im  Falle  der  Verhinderung  des  Gouverneurs  zunächst  die 
Vicegouverneure,  dann  die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure  nach  der  von  dem 
Gouverneur  zu  bestimmenden  Reihenfolge  berufen. 

Die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure  werden  in  der  Eigenschaft  als 
Stellvertreter  des  Gouverneurs  nöthigenfalls  durch  ein  von  dem  Generalrathe 
bezeichnetes  Mitglied  des  Generalrathes  vertreten.,  .... 

^f-J^ftikel  34. 

Der  Gouverneur,  die  Vicegouverneure,  die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure 
und  die  Generalrathe  der  Oesterreichisch-ungkrischen  Bank  leisten  bei  dem  Antritt 
ihres  Amtes  die  feierliche  Angelobung,  die  Statuten  der  Bank  genau  zu  befolgen, 
die  Erfüllung  der  Aufgaben,  welche  der  Bank  gemäss  Artikel  1  in  beiden  Staats- 
gebieten gleicherweise  obliegen,  und  das  Wohl  der  Bank  nach  Kräften  zu  fördern, 
sich  eine  redliche,  eifrige  und  aufmerksame  Verwaltung  der  Geschäfte  der  Bank 
und  des  Vermögens  derselben  bestens  angelegen  sein  zu  lassen  und  über  die 
Verhandlungen  der  Bank  Verschwiegenheit  zu  beobachten. 

Der  Gouverneur  leistet  diese  Angelobung  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen 
Majestät,  die  Vicegouverneure  und  die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure  leisten 
selbe  dem  betreffenden  Pinanzminister,  die  Generalrathe  leisten  selbe  dem  Gou- 
verneur,   bekräftigen    sie    mit    ihrem    Handschlag    und    fertigen    hierüber    eine 

Urkunde  aus. 

Artikel  35. 

Der  Gouverneur,  die  Vicegouverneure,  die  Stellvertreter  der  Vicegouverneure 
und  die  Generalrathe  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank  sind  für  die 
Beschlüsse,  zu  denen  sie  die  Zustimmung  gegeben  haben,  und  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise für  eine  redliche,  aufmerksame  und  den  Statuten  entsprechende  Geschäfts- 
führung verantwortlich. 

Artikel  36. 

Der  Generalrath,  das  Executivcomite  und  die  sonstigen  Comites  des  General- 
rathes werden  durch  den  Gouverneur  einberufen 

Die  Sitzungen  des  Generalrathes,  des  Executivcomites  und  der  sonstigen 
Comites  des  Generalrathes  werden  nach  Bestimmung  des  Gouverneurs  in  Wien 
oder  Budapest,  und  zwar  nach  Thunlichheit  abwechselnd,  abgehalten. 
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Zu  den  Sitzungen  des  Generalrathes,  des  Executivcomites  und  der  sonstigen 
ständigen  Comites  sind  ausser  sämmtlichen  Mitgliedern  auch  beide  Eegierungs- 
commissäre  einzuladen. 

Artikel  37. 

....  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Generalrathes  ist  die  Anwesenheit  von 
wenigstens  sieben  Mitgliedern  desselben,  den  Vorsitzenden  mitgerechnet,  erfor- 
derlich  

Artikel  38. 

....  Zur  Giltigkeit  der  Firmierung  ist  die  Unterschrift  des  Gouverneurs 
oder  an  dessen  Stelle  eines  Vicegouverneurs  oder  des  Stellvertreters  eines  Vicegou- 
verneurs,  eines  Generalrathes  und  die  Mitfertigung  des  Generalsecretärs  oder 
seines  Stellvertreters  erforderlich 

Artikel  39. 
....  Jeder  Regierungscommissär  (Artikel  51)  kann  die  Einberufung  einer 

Sitzung  des  Executivcomites  veranlassen 

Ist  wegen  besonderer  Dringlichkeit  und  Unaufschiebbarkeit  des  Falles 
die  forgängige  Einberufung  einer  Sitzung  des  Executivcomites  nicht  möglich,  so 
trifft  der  Gouverneur  die  erforderlichen  unaufschiebbaren  Verfügungen  und  bringt 
dieselben  dem  Generalrathe  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten  motiviert  zur 
Kenntnis. 

Die  beiden  Eegierungscommissäre  sind  von  solchen  Verfügungen  ohne  Verzug 
in  Kenntnis  zu  setzen. 

Artikel  40. 

Die  Direction  in  Wien  und  die  Direction  in  Budapest  sind  zu  allen 
Verfügungen  berechtigt,  welche  sich  aus  dem  ihnen  statutenmässig  eingeräumten 
Wirkungskreise  unmittelbar  ergeben. 

Den  Directionen  steht  das  ausschliessliche  Recht  zu,  den  Bankcredit  im 
Escompte-  und  Darlehens-Geschäfte  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  zu  bemessen. 
Sie  setzen  zu  diesem  Behufe  die  Grenze  fest,  bis  zu  welcher  der  Bankcredit  in 
jedem  dieser  beiden  Geschäfte  von  einzelnen  Firmen  und  Personen  benützt 
werden  kann. 

Die  Directionen  überwachen  auch  die  Benützung  dieses  Credites  in  jeder 
Richtung,  verfügen  das  diesfalls  Erforderliche  und  treffen  in  den  Fällen  des 
Artikels  63  die  ihnen  vorbehaltene  Entscheidung. 

Sie  sind  ferner  berechtigt,  an  den  ihnen  hiezu  geeignet  erscheinenden 
Plätzen  des  betreffenden  Staatsgebietes  Banknebenstellen  für  das  Escomtpegeschäft 
zu  errichten  und  aufzulösen,  sowie  an  Firmen  und  Personen  das  Zugeständnis 
zu  ertheilen,  den  Bankcredit  auch  im  Correspondenzwege  benützen  zu  dürfen. 

Sie  bestimmen  die  Zahl  der  Censoren  nach  dem  Bedarf  und  den  Verhält- 
nissen der  verschiedenen  Plätze  und  ernennen  die  Censoren  bei  den  Bank- 
anstalten in  dem  betreffenden  Staatsgebiete. 

Die  an  die  Bankanstalten  eines  oder  beider  Staatsgebiete  schriftlich  ergehenden 
Verfügungen  des  Generalrathes  sind  den  betreffenden  Directionen  behufs  Mitthei- 
lung an  die  ihnen  unterstehenden  Bankanstalten  zn  übermitteln  (Artikel  46).  An 
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Bankanstalten     wegen    Dringlichkeit    unmittelbar     ergehende    Verfügungen    sind 
unverzüglich  der  betreffenden  Direction  mitzutheilen. 

Die  Directionen  haben  dem  Generalrathe  die  von  demselben  abverlangten 
Berichte  zu  erstatten,  sind  aber  auch  berechtigt,  innerhalb  und  ausserhalb  ihres 
Wirkungskreises  liegende  Anträge  jederzeit  an  den  Generalrath  zu  stellen. 

Artikel  41. 

Jede  Direction  besteht  aus  dem  betreffenden  Vicegouverneur,  dessen  Stell- 
vertreter und  aus  den  sechs  Generalräthen  der  betreffenden  Staatsangehörigkeit 
(Artikel  23). 

Der  Vicegouverneur  führt  in  den  Sitzungen  der  Direction  den  Vorsitz  und 
ist  der  ständige  Repräsentant  der  Direction. 

Er  übt  im  Namen  der  Direction  unbeschadet  des  vom  Gouverneur  im 
Namen  des  Generalrathes  auszuübenden  Eechtes  (Artikel  27)  die  permanente 
Ueberwachung  der  Creditbenützung  bei  den  unterstehenden  Bankanstalten. 

In  diesem  Wirkungskreise  ist  der  Vicegouverneur  berechtigt,  in  Fällen 
dringender  Nothwendigkeit  die  erforderlichen  unaufschiebbaren  Verfügungen  zu 
treffen,  und  bringt  letztere  dem  Gouverneur  unverzüglich  und  der  Direction  bei 
deren  nächstem  Zusammentreten  motiviert  zur  Kenntnis. 

Seiner  Approbation  oder  seinem  Visum  unterliegen  alle  Anträge,  Berichte 
und  Correspondenzen  des  Referenten  der  Direction  (Artikel  45),  in  Budapest  auch 
jene  der  Vertretung  der  Hypothekarcreditsabtheilung  (Artikel  2). 

Artikel  44. 

Jede  Direction  versammelt  sich  in  der  Regel  wöchentlich  an  einem  von  dem 
Vorsitzenden  zu  bestimmenden  Tage  zur  Erledigung  der  in  ihren  Wirkungskreis 
gehörenden  Geschäfte. 

Ausserordentliche  Versammlungen  werden  nach  J]rfordernis  auf  Veran- 
lassung des  Vorsitzenden,  des  Gouverneurs  oder  des  betreffenden  Regierungs- 
commissärs  einberufen. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Direction  ist  die  Anwesenheit  von  vier  Mit- 
gliedern derselben,  einschliesslich  des  Vorsitzenden,  erforderlich 

Die  Beschlüsse  der  Direction  bedürfen  zu  ihrer  Ausführung  der  Approbation 
des  Vorsitzenden.  Als  approbiert  gelten  alle  Beschlüsse,  welche  der  Vorsitzende 
nicht  vor  Schluss  der  Sitzung,  in  der  sie  zustandegekommen  sind,  ausdrücklich 
die  Approbation  versagt  hat. 

Die  dem  Vicegouverneur  vorbehaltenen  Amtshandlungen  (Artikel  41)  werden 
im  Falle  der  Verhinderung  desselben  von  seinem  Stellvertreter  versehen. 

Falls  sowohl  der  Vicegouverneur,  als  dessen  Stellvertreter  verhindert  sind, 
bestellt  der  Vicegouverneur  interimistisch  einen  der  betreffenden  Direction  ange- 
hörenden Generalrath  zu  seinem  Stellvertreter. 

Artikel  45. 
Jeder    Direction    wird    vom    Generalrathe    im  Einvernehmen    mit    derselben 
ein  Mitglied  der  Geschäftsleitung  als  Centralinspector  in  dem  betreffenden  Staats- 
gebiete,   sowie    das    erforderliche   Beamten-   und   Dienstpersonale   zugetheilt.    Der 
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Centralinspector  fungiert  als  Eeferent  der  Direction  und  ist  das  Organ,  welches 
die  Beschlüsse  und  Verfügungen  derselben  unter  Aufsicht  des  Vicegouverneurs 
auszuführen  hat. 

Ausserhalb  seines  Wirkungskreises  als  Executivorgan  der  Direction  übt  der 
Centralinspector  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  der  Geschäftsleitung  auf 
Grrund  der  vom  Generalrathe  zu  erlassenden  Instruction  die  Aufsicht  über  die 
Bankanstalten  des  betreffenden  Staatsgebietes  aus. 

Er  ist  verpflichtet,  zu  allen  seinen  Anträgen,  Berichten  und  Correspondenzen 
die  Approbation  oder  das  Visum  des  Vicegouverneurs  einzuholen  (Artikel  41). 

Die  Verhandlungsprotokolle  und  Correspondenzen  der  Directionen,  sowie 
ihre  Erlässe  an  die  Bankanstalten  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  sind  von 
dem  Vicegouverneur  und  von  dem  Referenten  —  die  Verhandlungsprotokolle  auch 
von  dem  betreffenden  Eegierungscommissär,  soweit  letzterer  in  der  Sitzung  anwesend 

war  —  zu  fertigen 

Artikel  46. 

Die  Oberleitung  sämmtlicher  Geschäftszweige  führt  der  Generalsecretär  als 
oberster  Beamter  der  Bank  im  Namen  und  unter  Aufsicht  des  Generalrathes 
(Artikel  25  und  27)  nach  der  zu  erlassenden  Instruction.  Im  Verhinderungsfalle 
vertritt  denselben  in  der  Eegel  der  Generalsecretär-Stellvertreter. 

Der  Generalsecretär  ist  das  Organ,  durch  welches  der  Generalrath  alle  seine 
Beschlüsse,  unter  Aufsicht  des  Gouverneurs,  in  Ausführung  bringen  lässt,  und 
welches  zunächst  über  die  gehörige  Vollziehung  derselben  zu  wachen  hat.  Er 
erlässt  unmittelbar,  beziehungsweise  im  Wege  der  Geschäftsleitung  oder  der 
Directionen  (Artikel  40)  auf  Grund  der  vom  Generalrathe  genehmigten  Instruc- 
tionen alle  diesfalls  erforderlichen  Weisungen  und  Erläuterungen  an  die  Bank- 
anstalten und  sonstigen  Organe  der  Bank. 

Der  Generalsecretär  nimmt  an  allen  Berathungen  des  Generalrathes,  des 
Executivcomites  und  der  sonstigen  ständigen  Comites  des  Generalrathes,  jedoch 
nur  mit  berathender  Stimme,  theil.  Es  liegt  in  seiner-  Pflicht,  dem  Generalrathe 
dienstförderliche  Anträge  zu  erstatten ;  auch  ist  dessen  Meinungsäusserung  in  den 
Protokollen  und  Acten  ersichtlich  zu  machen. 

Der  Generalsecretär  erstattet  täglich  dem  Gouverneur  ausführlichen  Bericht 
über  die  Geschäftsbewegung,  Betriebsmittel  und  Situation  der  Bank  und  hat 
dessen  Approbation  oder  Visum  zu  allen  dem  Generalrathe  zu  unterbreitenden 
Anträgen  einzuholen. 

Für  die  unmittelbare  Geschäftsführung  ist  dem  Generalsecretär  die  Geschäfts- 
leitung als  Beirath  beigegeben.  Dieselbe  besteht  aus  dem  Generalsecretär  als 
Vorsitzenden,  dem  Generalsecretär-Stellvertreter,  den  Oberbeamten  des  General- 
secretariates,  dem  Oberbuchhalter,  den  beiden  Centralinspectoren,  den  Vorständen 
der  Hauptanstalten  und  dem  Director  der  Hypothekarcreditsabtheilung.  Die  Ober- 
beamten des  Generalsecretariates  und  der  Oberbuchhalter  leiten  alle  Eingaben 
und  Zusammenstellungen  durch  den  Generalsecretär  an  den  Generalrath  und 
erhalten  durch  denselben  auch  die  Beschlüsse  des  Generalrathes. 

Für  die  unmittelbare  Geschäftsführung  der  Hjpothekarcredisabtheilung  wird 
der  Generalsecretär  durch  den  Director  der  Hypothekarcreditsabtheilung  vertreten. 
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Artikel    47. 

....  Der  Generalrath  bestimmt  die  Dienstesverhältnisse  und  Bezüge  der 
Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  Bank  und  kann  ihnen  Belohnungen 
und  Unterstützungen  gewähren. 

Die  Pensionen  für  Beamte,  Unterbeamte,  Diener  und  Arbeiter  der  Bank 
und  deren  Hinterlassene,  sowie  die  Erziehungsbeiträge  für  Waisen  von  Bank- 
bediensteten werden  vom  Generalrathe  nach  dem  diesfalls  bestehenden  Normale 
festgesetzt 

Die  oberste  DiscipUn arge walt  über  die  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten 
der  Bank  ist  dem  Generalrathe  vorbehalten. 

Zur  Durchführung  von  Disciplinaruntersuchungen  im  Sinne  der  vom  General- 
rathe zu  erlassenden  Dienstesordnung  werden  in  Wien  und  Budapest  Disciplinar- 
commissionen  eingesetzt,  deren  Mitglieder  vom  Generalrathe  ernannt  werden.  Den 
Vorsitz  in  der  Disciplinarcommission  führt  der  betreffende  Centralinspector. 

Die  Ausübung  aller,  in  diesem  Artikel  dem  Generalrathe  vorbehaltenen 
Kechte  unterliegt  keiner  Einsprache  der  beiden  Regierungscommissäre  aus  dem 
Grunde  des  Staatsinteresses  (Artikel  52),  soweit  es  sich  nicht  um  eine  Aenderung 
des  Systems  der  Dienstesbezüge  und  Pensionen  handelt. 

Artikel  51. 
Die  österreichische  und  die  ungarische  Regierung  ernennen  jede  einen 
Commissär  und  einen  Stellvertreter  desselben,  welche  die  Organe  sind,  durch  die 
sich  die  beiden  Staatsverwaltungen  die  üeberzeugung  verschaffen,  dass  die  Bank- 
gesellschaft den  Gesetzen  und  den  Statuten  gemäss,  sowie  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Staatsinteresse  vorgeht. 

Artikel  52. 

Die  Commissäre  sind  berechtigt,  den  Sitzungen  der  Generalversammlung 
dos  Generalrathes,  des  Executivcomites  und  der  sonstigen  ständigen  Comites  des 
Generalrathes,  sowie  der  betreffenden  Direction,  jedoch  nur  mit  einer  berathenden 
Stimme,  beizuwohnen  und  alle  Aufklärungen  zu  verlangen,  welche  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgabe  nothwendig  sind. 

Denselben  ist  stets  die  zur  Ausübung  der  ihnen  obliegenden  Auifsicht 
nöthige  Einsichtnahme  in  die  Geschäftsführung  der  Bank  zu  gestatten. 

Jedem  der  beiden  Regierungscommissäre  steht  das  Recht  zu,  gegen  Beschlüsse 
der  Generalversammlung,  des  Generalrathes,  des  Executivcomites  und  der  sonstigen 
ständigen  Comites  des  Generalrathes  oder  der  betreffenden  Direction  Einsprache 
zu  erheben,  wenn  er  den  Beschluss  mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  mit  den 
Statuten  in  Widerspruch,  oder  mit  den  Interessen  des  betreffenden  Staatsgebietes 
nicht  vereinbar  findet  (Artikel  25  und  47). 

Artikel  53. 
Erhebt    ein    Regierungscommissär    gegen    einen   Beschluss'   der  Generalver- 
sammlung, des  Generalrathes,   eines  Comite's  oder  der  betreffenden  Direction  Ein- 
sprache,  so   hat   diese  Einsprache  aufhaltende  Wirkung   und  ist  der  Gegenstand, 
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insofern   er  den  Beschluss   eines   Comit^s    oder   einer   Direction   betrifft,   zunächst 
dem  Generalrathe  zur  Beschlussfassung  vorzulegen. 

Betrifft  ein  solcher  Einspruch  seitens  eines  Eegierungscommissares  einen 
Beschluss  der  Generalversammlung  oder  des  Generalrathes,  so  ist  hierüber  mit 
der  Kegierung,  von  welcher  der  Regierungscommissär  bestellt  worden  .st,  vorlaufig 

das  Einvernehmen  zu  pflegen.  . 

Wird  hierüber  zwischen  der  Regierung  nnd  der  Bank  eure  Vers  and.gung 
nicht  erzielt,  so  entscheidet  üher  den  Gegenstand,  sofern  es  sich  nm  die  Beob- 
M  ng  der  in  einem  oder  dem  anderen  Staatsgebiete  geltenden  Gesetze  o  er 
ar  St  tuten  handelt,  n,it  Ausschluss  Jedes  weiteren  Eechts.uges,  e.n  ch,e  s- 
gericbt,  welches  entsprechend  der  Einladung  des  Vorsitzenden  ,n  W.en  od 
Bulp  st  zusammentritt.  Handelt  es  sich  dagegen  u™  einen  aus  dem  Grunde  der 
Wahrung  des  Staatsinteresses  erhobenen  Einspruch,  so  entscheidet  über  den  Gegen- 
stand endgiltig  das  betreffende  Gesammtministerinm 

Artikel  .^4. 
Ueber  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Staatsverwaltung  der  im 
KeichsWthe'vertreteneu  Königreiche  und  Länder  und  der  ^^^"f^'^^'^Z 
Bank  entstehen  und  deren  Entscheidung  nicht  dem  .m  Artikel  53  normierten 
Schilrelhte  zusteht  (Artikel  108,,  steht  das  Verfahren  und  die  Lrtheils- 
Bchönfuns  dem  k.  k,  Landesgerichte  in  Wien  zu.  ,      , ..   ^      , 

üeber  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Staatsverwaltung  der  Lander  de, 
ungarischen  Krone  und  der  Oesterreichisch-un.arischen  Bank  entstehen  und  deren 
Entsridung  nicht  dem  im  Artikel  5S  normierten  Schiedsgerichte  zusteht 
"    108),    steht   das   Verfahren   und    die   Urtheilschöpfung    dem  Budapester 

königlichen  Gerichtshofe  zu.  .,     ,   re 

Artikel  55. 

Die  Bank  ist  verpflichlet,  für  Rechnung  jeder  der  beiden  Finanzverwal- 

tun..en'  'nach  zu  vereinbarenden  Bestimmungen,   Gelder  zu  übernehmen   und  bis 

u  'She  des  betreffenden  Guthabens  Zahlungen   zu  leisten.  Auch  ist  die  Bank 

ve  pflichtet,  auf  Verlangen  und  für  Rechnung  jeder  der  beiden  Finanzverwaltungei  , 

a     !n  zu  vereinbarenden  Orten,  durch  «^  Bankcassen  Verwechslungen  vo—. 

Die  Bank  hat  für  ihre  diesfallige  Mühewaltung  kernen  Anspruch  auf  Commission 

und  Ersatz  der  Kosten 

Artikel  56. 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  berechtigt; 

i)  Gold  und  Silber,   gemünzt  und  nngemünzt,   anzuschaffen  und  zu  verkaufen 

i/wIÜhsVund   Checks   auf   auswärtige    Plätze,    sowie    ausländische    Boten, 

Mntt  Geltungsgebiete  dieser  Statuten  zahlbare,   nicht  auf  die  Kronen- 

Währung  lautende  Wechsel  im  Inland  und  Ausland   anzuschaffen   und   zu 

vetkauf!n,  sowie  Checks  und  Anweisungen  auf  auswärtige  Platze  abzugeben, 

:Tu   a  d  incassi  zu  besorgen  und  Zahlungen  für  f™-/«  — 1™ 

.  leisten    und    die    zur   Führung    dieser   Geschäftszweige   erforderlichen   Gut- 

habungen  im  Auslande  zu  halten 
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Artikel  58. 

Zahlungen  an  die  Bank,  welche  in  der  Kronenwährung  zu  leisten  sind, 
können  nur  in  Noten  der  Bank  (Artikel  82)  oder  in  gesetzlichem  Metallgelde 
österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  geleistet  werden. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  unechte  Banknoten  im  Falle  ihres  Vorkommens 
gegen  Bestätigung  abzunehmen.  Hinsichtlich  des  Münzverkehres  sind  bei  den 
Bankcassen  die  durch  die  Artikel  VI  und  XI  des  Münz-  und  Währungsvertrages 
vom  11.  August  1892  (österr.  Gesetz  vom  2.  August  1892,  E.-G.-Bl.  Nr.  127 
und  Ungar.  Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1892)  für  die  Staats-  und  öffent- 
lichen Gassen  festgestellten  Normen  einzuführen. 

Artikel  60. 
Die   Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  berechtigt,    gezogene    und    eigene 
Wechsel  zu  escomptieren,    welche   auf  die  Kronenwährung  lauten,   und  längstens 

binnen  drei  Monaten  innerhalb  des  Geltungsgebietes  dieser  Statuten  zahlbar  sind 

Die  Escomptierungen  der  Bank  haben  bei  allen  Bankanstalten  in  der  Regel 
nur  zu  dem  vom  Generalrath  einheitlich  festgesetzten  Zinsfusse  (Artikel  25), 
welcher  öffentlich  und  an  den  Schaltern  der  Bank  bekannt  zu  machen  ist,  zu 
geschehen;  Ausnahmen  sind  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Generalrathes 
oder  eines  von  diesen  hiezu  beauftragten  Comites  zulässig. 

Artikel  62. 
Bei  der  Prüfung  der  zum  Escompte  angebotenen  Wechsel  ist  ein  auf  allen 
Bankplätzen  gleichmässiger  und  unparteiischer  Vorgang  zu  beobachten 

Artikel  64. 
Zu  Censoren  ernennen  die  beiden  Directionen  (Artikel  40)  Kaufleute  und 
andere  mit  den  commerciellen,  industriellen,  gewerblichen  oder  landwirtschaft- 
lichen Verhältnissen  des  Platzes  vertraute  Personen.  Vor  der  Ernennung  der 
Censoren  werden  die  betreffenden  Handels-  und  Gewerbekammern,  Landescultur- 
räthe,  k.  k.  Landwirtschafts-  oder  Ackerbaugesellschaften  (Vereine),  beziehungs- 
weise der  ungarische  Landesverband  der  landwirtschaftlichen  Vereine,  der 
kroatisch-slavonische  landwirtschaftliche  Verein  von  der  competenten  Direction 
einvernommen 

Artikel  65. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  Darlehen  gegen  Handpfand  auf  nicht  länger  als 
drei  Monate  zu  ertheilen. 

Zur  Verpfändung  sind  geeignet: 

1.  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungemünzt; 

2.  Wertpapiere,  die  an  einer  öffentlichen  Börse  in  einem  der  beiden  Staats- 
gebiete der  Monarchie  amtlich  notiert  erscheinen,  und  zwar:  .... 

(1)  Pfandbriefe  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  und  Pfandbriefe  anderer 
Hypothekarcreditinstitute  im  Geltungsgebiete  dieser  Statuten,  dann  auf 
Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  zur  Anlage  von  Pupillar-  oder  Depositen- 
geldern geeignete  österreichische  und  ungarische  Wertpapiere;  .... 
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3.  Im  Geltungsgebiete  dieser  Statuten  zahlbare  Wechsel,  welche  eine  Verfalls- 
zeit von  höchstens  sechs  Monaten  haben  und  im  übrigen  den  Bestimmungen  des 
Artikels  60  entsprechen,  auch  wenn  dieselben  nicht  auf  die  Kronenwährung  lauten. 

4.  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  welche  eine  Verfallszeit  von  höchstens 
sechs  Monaten  haben  und  rücksichtlich  der  Verpflichteten  den  Bestimmungen  des 
Artikels  60  entsprechen.  .... 

Die  Belehnung  von  gemünztem  oder  ungemünztem  Silber,  sowie  dessen 
Anschaffung  durch  die  Bank  (Artikel  56  i)  darf  nur  über  Zustimmung  des 
k.  k.   österreichischen   und   des  königlich  ungarischen  Finanzministers  stattfinden. 

Artikel  75. 
Die  Bank  ist  berechtigt,  bares  Geld  in  Noten  oder  Münzen  mit  oder  ohne 
Verzinsung    auf   bestimmte    oder   unbestimmte   Zeit   gegen   Verbriefung   zu    über- 
nehmen. 

Artikel  82. 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  während  der  Dauer  ihres  Privi- 
legiums in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  auschliesslich  berechtigt,  innerhalb 
der  durch  Artikel  84  bestimmten  Grenzen,  Anweisungen  auf  sich  selbst,  die 
unverzinslich  und  dem  Ueberbringer  auf  Verlangen  zahlbar  sind,  anzufertigen 
und  auszugeben. 

Diese  Anweisungen  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  (Banknoten)  dürfen 

auf  keinen  niedrigeren  Betrag  als  fünfzig  Kronen  lauten.  Sie  sind  auf  der  einen 

Seite  mit  deutschem  Text  und  dem  kaiserlich  österreichischen  Adler  und  auf  der 

anderen  Seite  mit  gleichlautendem  ungarischen  Text  und  dem  Wappen  der  Länder 

der  ungarischen  Krone  versehen.    Sie   tragen   die  statu tenmässige  Firmazeichnung 

der  Bank  (Artikel  38). 

Artikel  83. 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  die  von  ihr  ausge- 
gebenen Noten  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  sofort  auf  Ver- 
langen gegen  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung 
einzulösen. 

Die  diesbezügliche  Versicherung  ist  in  den  Text  der  Banknoten  aufzunehmen. 

Wird  diese  Verpflichtung  bei  der  Hauptanstalt  in  Wien  oder  bei  der  Haupt- 
anstalt in  Budapest  nicht  längstens  binnen  vierundzwanzig  Stunden  nach  Prä- 
sentation erfüllt,  so  hat  dies,  ausser  dem  Fall  einer  im  gesetzlichen  Wege 
gleichzeitig  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  verfügten  zeitweiligen  Ein- 
stellung der  Noteneinlösung,  den  Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  auch  bei  ihren  Filialen  mit  gesetz- 
lichem Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  einzulösen,  soweit  es 
deren  Barbestände  und  Geldbedürfnisse  gestatten. 

Artikel  84. 
Der   Geueralräth    hat    für    ein    solches   Verhältnis    des   Metallschatzes    zum 
Banknotenumlaufe  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist,  die  vollständige  Erfüllung 
der  im- Artikel  83  ausgesprochenen  Verpflichtung  zu  sichern. 
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Es  muss  jedoch  jedenfalls  der  Gresammtbetrag  der  umlaufenden  Banknoten 
mindestens  zu  zwei  Fünftel  durch  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder 
ungarischer  P"ägung  nach  seinem  Nennwert  oder  durch  inländische  Handelsgold- 
münzen oder  ausländische  Goldmünzen  oder  Gold  im  Baren  nach  dem  Gewichte 
zum  gesetzlichen  Münzfusse  der  Kronenwährung  unter  Abzug  der  Prägegebür 
berechnet,  der  Rest  des  Notenumlaufes,  zuzüglich  aller  sofort  fälligen  Verbind- 
lichkeiten, bankmässig  bedeckt  sein. 

Zur  bankmässigen  Bedeckung  dürfen  dienen:  .... 
d)  Wechsel    auf   auswärtige    Plätze,    welche    bezüglich    der    Laufzeit    und    der 

Verpflichteten  den  Bestimmungen  der  Artikel  60  und  65  entsprechen,  und 

ausländische  Noten  (Artikel  111). 

Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Barvorrath  um  mehr  als 
vierhundert  Millionen  Kronen  übersteigt,  so  hat  die  Bank  von  dem  üeberschusse 
eine  Steuer  von  jährlich  fünf  von  Hundert  an  die  beiden  Staatsverwaltungen,  und 
zwar  in  demselben  Verhältnisse  und  im  selben  Zeitpunkte  zu  entrichten,  in 
welchen  jeder  der  beiden  Staatsverwaltungen  der  Antheil  am  Gewinne  der  Bank 
auszubezahlen  ist  (Artikel  102) 

Artikel  86. 
Die  Noten  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  geniessen  ausschliesslich 
die  Begünstigung,  dass  sie  bei  allen  in  der  Kronenwährung  zu  leistenden  Zah- 
lungen, welche  nicht  infolge  gesetzlicher  Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung 
oder  sonstiger  Privatwillenserklärung  in  klingender  Münze  zu  leisten  sind,  in 
beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  von  jedermann,  sowie  von  allen  öffentlichen 
Gassen  nach  ihrem  vollen  Nennwerte  angenommen  werden  müssen. 

Artikel  87. 
Die  Bank   ist   verpflichtet,   Goldbarren  gemäss   dem  gesetzlichen  Münzfusse 
der  Kronenwährung    gegen  Banknoten    bei    ihren   Hauptanstalten    in    Wien    und 
Budapest  auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  hiebei  die  Goldbarren  auf  Kosten  des  Abgebers 
durch  die  von  ihr  bezeichneten  Techniker  prüfen  und  scheiden  zu  lassen,  ferner 
die  von  den  Eegierungen  diesfalls  festgesetzten  und  verlautbarten  Prägegebüren 
in  Abzug  zu  bringen. 

Artikel  89. 

....  Der  Betrag  der  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten  Noten 
(Artikel  85)  verjährt  zu  Gunsten  der  beiden  Staatsverwaltungen,  und  zwar  in 
demselben  Verhältnisse,  in  welchem  jeder  der  beiden  Staatsverwaltungen  der 
Antheil  am  Gewinne  der  Bank  auszuzahlen  ist  (Artikel  102). 

Der  Betrag  der  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten  Noten 
der  Emission  mit  dem  Datum  vom  1.  Mai  1880  verjährt  jedoch  im  Sinne  des 
Artikels  89  der  bisher  in  Geltung  gewesenen  Statuten  zu  Gunsten  des  Eeservefondes. 

Artikel  90. 
So  oft  es  von  der  österreichischen  oder  der  ungarischen  Staatsverwaltung  ver- 
langt   wird,    und    so    oft    sich    in    der  Person    eines  Eegierungscommissärs,    des 
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Gouverneurs  oder  des  Generalsecretärs  durch  Austritt  aus  dem  Amte  eine  Verän- 
derung ergibt,  wird  der  jeweilige  Stand  der  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten 
auf  das  genaueste  geprüft,  der  Befund  mit  den  bestehenden  Vormerkungen  ver- 
glichen und  der  Revisionsact  durch  die  vorstehenden  genannten  Personen,  dann 
durch  den  Oberbuchhalter  und  den  Director  der  Bankdruckerei  gefertigt,  sodann 
aber  im  Archiv  aufbewahrt. 

Artikel  92. 

Das  Vermögen  und  die  Einkünfte  der  Bank  sind  mit  Ausnahme  der 
Realitäten,  der  Effecten  des  Eeservefondes  und  des  Betrages,  den  die  Bank  den 
Actionären  als  Dividende  auszahlt,  steuerfrei. 

Artikel  95. 
....  Klagen  gegen  die  Bank,  welche  auf  das  Hypothekarcreditgeschäft  Bezug 
haben,  sind  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien  oder  bei  dem  Budapester 
königlichen  Gerichshofe  anzubringen,  je  nachdem  die  verpfändete  Realität  in  den 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  oder  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  gelegen  ist,  soferne  nicht  nach  den  Vorschriften  der  Execu- 
tionsordnung  die  Klage  bei  dem  Executionsgerichte  eingebracht  werden  muss. 

Artikel  101. 

Für  die  Aufstellung  der  Jahresbilanz  gelten  folgende  Bestimmungen:  .... 

Wenn  das  Privilegium  der  Bank  erlischt  und  nicht  erneuert  wird  (Artikel 
105),  oder  wenn  die  Bankgesellschaft  vor  Erlöschen  ihres  Privilegiums  aufgelöst 
wird  (Artikel  106),  so  sind  die  während  des  letzten  Geschäftsjahres  der  Privi- 
legiumsdauer  sich  ergebenden  cassenmässig  nicht  eingegangenen  Gewinne  nicht 
dem  Reservefonde  zuzuschreiben,  sondern  in  die  Jahreserträgnisse  einzurechnen 

Artikel    102. 

Von  dem  gesammten  Jahreserträgnisse  der  Geschäfte  und  des  Vermögens 
der  Bank  gebüren  den  Actionären  nach  Abzug  aller  Auslagen  zunächst  vier  von 
Hundert  des  eingezahlten  Actiencapitales.  Von  dem  noch  verbleibenden  reinen 
Jahreserträgnisse  werden  zehn  von  Hundert  in  den  Reservefond  und  zwei  von 
Hundert  in  den  Pensionsfond  hinterlegt. 

Von  dem  sonach  erübrigenden  Theile  des  Gewinnes  ist,  insolange  die 
Gesammtdividende  der  Actionäre  sechs  von  Hundert  des  eingezahlten  Actiencapitals 
nicht  übersteigt,  die  eine  Hälfte  der  für  die  Actionäre  entfallenden  Dividende 
zuzurechnen,  die  andere  Hälfte  fällt  den  beiden  Staatsverwaltungen  zu.  Von  dem 
weiter  erübrigenden  Theile  des  Gewinnes  ist  ein  Drittheil  der  für  die  Actionäre 
entfallenden  Dividende  zuzurechnen,  die  erübrigenden  zwei  Drittheile  fallen  den 
beiden  Staatsverwaltungen  zu. 

Der  den  beiden  Staatsverwaltungen  zufallende  Antheil  an  dem  Gewinne  ist 
der  k.  k.  österreichischen  und  der  königlich  ungarischen  Staatsverwaltung  nach 
der  spätestens  im  Februar  des  folgenden  Jahres  stattfindenden  regelmässigen 
Jahressitzung  der  Generalversammlung,  und  zwar  in  demselben  Auftheilungsver- 
hältnisse  auszubezahlen,  in  welchem  das  nach  Artikel  92  steuerpflichtige  Einkommen 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,   bezüglich   der   von   dem  Hypothekarcredit- 
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geschäfte  eiitfallendeM  Quote  und  bezüglich  des  übrigen  steuerpflichtigen  Betrages 
dieses  Einkommens,  im  Sinne  des  Artikels  VI  des  ersten  Capitels  des  IV.  Theiles 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  E.-G.-Bl.  Nr.  176, 
beziehungsweisedes  §  6  des  ungarischen  Gesetzartikels  betreffend  die  Verlängerung 
des  Privilegiums  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  in  dem  betreffenden 
Geschäftsjahre,  in  diesem  oder  jenem  Staatsgebiete  steuerpflichtig  war. 

Aus  dem  im  ersten  Semester  erzielten  reinen  Erträgnisse,  soweit  es  sich 
nach  den  vorausgegangenen  Bestimmungen  zur  Vertheilung  an  die  Actionäre 
eignet,  wird  im  Juli  jedes  Jahres  eine  Abschlagszahlung  von  zwei  von  Hundert 
des  eingezahlten  Actiencapitales  an  die  Actionäre  erfolgt. 

Der  Eest  der  reinen  Jahreserträgnisse  wird  nach  der  spätestens  im  Februar 
des  folgenden  Jahres  stattfindenden  regelmässigen  Jahressitzung  der  Generalver- 
sammlung ausbezahlt. 

Genügen  die  reinen  Jahreserträgnisse  nicht,  um  eine  Dividende  von  vier 
Procent  des  eingezahlten  Actiencapitales  zu  erzielen,  so  kann  das  Fehlende  dem 
Reservefonde  entnommen  werden,  insolange  derselbe  hierdurch  nicht  unter  zehn 
Procent  des  eingezahlten  Actiencapitales  herabsinkt. 

Artikel  103. 

Der  Eeservefond  ist  noch  vor  Ergänzung  der  vierprocentigen  ordentlichen 
Dividenden  (Artikel  102)  zur  Deckung  von  Verlusten  oder  Abschreibungen  was 
immer  für  einer  Art  bestimmt. 

Hat  der  Reservefond  die  Höhe  von  20  Procent  des  eingezahlten  Actien- 
capitales erreicht,  so  sind  ihm  aus  dem  reinen  Jahreserträgnisse  keine  Zuflüsse 
zuzuweisen,  solange  er  auf  dieser  Höhe  verbleibt. 

In  diesem  Falle  kann  der  Generalrath  die  nach  Artikel  102  dem  Pensions- 
fonde  zuzuweisende  Quote  des  nach  Abzug  von  vier  von  Hundert  des  eingezahlten 
Actiencapitales  erübrigenden  reinen  Jahreserträgnisses  dem  Erfordernisse  angemessen, 
aber  nicht  über  den  doppelten  Betrag  der  sich  nach  Artikel  102  ergebenden 
Quote,  erhöhen.  Eine  solche  Erhöhung  der  Quote  des  Pensionsfondes  bedarf  der 
Zustimmung  des  k.  k.  österreichischen  und  des  königlich  ungarischen  Finanz- 
ministers  

Artikel   104. 

.  .  .  Der  zur  Veröffentlichung  bestimmte  Stand  der  Activa  und  Passiva 
der  Bank  hat  zu  enthalten:  .... 

Auf  der  Activseite: 
aa)  den  Bestand  des  Metallschatzes; 
hb)  den  Bestand  der    Wechsel  auf  auswärtige  Plätze    und    der    ausländischen 

Noten  (Artikel  111)  ...  . 

Artikel  105. 

Das  Privilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  dauert  bis  31.  De- 
cember  1910. 

Drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums  hat  die  Generalversammlung  in 
Berathung  zu  ziehen  und  zu  beschliessen,  ob  die  Erneuerung  des  Privilegiums 
anzusuchen  ist. 
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Im  Falle  die  Oesterreichisch- ungarische  Bank  das  Ansuchen  um  weitere 
Verlängerung  des  Privilegiums  stellen  will,  hat  sie  dasselbe  wenigstens  zwei 
Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums  bei  beiden  Kegierungen  einzubringen. 

Artikel  106. 
Die  Gesellschaft  kann  über  ihr  Begehren  mit  Genehmigung  der  Gesetz- 
gebungen beider  Staatsgebiete  auch  vor  dem  Erlöschen  ihres  Privilegiums  auf- 
gelöst werden.  Eirl  solches  Begehren  kann  jedoch  nur  mit  wenigstens  drei 
Viertheilen  der  Stimmen  der  anwesenden  Mitglieder  in  einer  ausserordentlichen 
Sitzung  der  Generalversammlung  beschlossen  werden.  Von  Seite  des  Generalrathes 
ist  vier  Wochen  früher  in  den  zu  Wien  und  Budapest  erscheinenden  Amtsblättern 
kundzumachen,  dass  die  Frage  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  in  dieser 
Sitzung  der  Generalversammlung  verhandelt  werden  solle. 

Artikel  107. 
'  I.  Die  k.  k.  Regierung  und   die   königlich  ungarische  Regierung  sind  über 

ihr  mit  Genehmigung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen  getroffenes  Einverständnis 
berechtigt,  im  Falle  des  Ablaufes  des  Privilegiums  der  Oesterreichisch-un garischen 
Bank  (Artikel  105)  oder  der  Auflösung  der  Bankgesellschaft  vor  dem  Erlöschen 
des  Privilegiums  (Artikel  106),  das  gesaramte,  den  Gegenstand  des  Privilegiums 
bildende  Bankgeschäft  unter  Abtrennung  des  Hypothekarcreditgeschäftes  (Artikel  6), 
welches  der  Bankgesellschaft  verbleibt,  im  bilanzmässigen  Stande  und  nach  dem 
bilanzmässigen  Werte  zu  übernehmen. 

Im  Falle  der  Ausübung  dieses  Rechtes  erwerben  die  beiden  Staatsverwal- 
tungen das  Eigenthum  an  dem  gesammten  beweglichen  und  unbeweglichen  Ver- 
mögen der  Bank  mit  der  Verpflichtung,  die  sämmtlichen  Verbindlichkeiten  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zu  erfüllen,  insoweit  das  Vermögen,  beziehungs- 
weise die  Verbindlichkeiten  der  Bank  nicht  unmittelbar  dem  von  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  betriebenen  Hypothekarcreditgeschäfte  zu  gehören. 

Die  beiden  Staatsverwaltungen  übernehmen  daher  auch  das  gesammte,  nicht 
der  Hypothekarcreditabtheilung  angehörenden  active  Dienstpersonale  der  Bank 
mit  allen  seinen  aus  dem  Dienstvertrage  hervorgehenden  Rechten  und  Pflichten, 
ebenso  den  Pensionsfond  und  den  gesammten  Pensionsdienst,  insoferne  dieselben 
nicht  die  Hypothekarcreditabtheilung  betreffen. 

Den  Actionären  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ist  dagegen  von  den 
übernehmenden  Staatsverwaltungen  für  jede  Actie  sofort  der  Betrag  von  1520 
ICronen  in  der  durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  126  und 
den  XVII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1892  festgestellten  Währung  hinauszuzahlen. 
Ausserdem  haben  die  übernehmenden  Staatsverwaltungen  den  Actionären  den 
Betrag  der  noch  nicht  zur  Vertheilung  gelangten  Dividenden  und  den  für  jede 
Actifr  entfallenden  gleichen  Antheil  an  dem  bilanzmässigen  Reservefonde,  soweit 
dersalbe  nicht  zur  Deckung  von  aus  der  Zeit  vor  der  Uebernahme  des  Bank- 
geschäftes durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  herrührenden  Verlusten  in  Anspruch 
zu  nehmen  ist,  auszufolgen.  Die  Abrechnung  über  den  Reserve-  und  Pensionsfond 
ist  in  dem  der  Uebernahme  folgenden  Jahre  durchzuführen. 


Der  neue  Ausgleich  mit  Ungarn.  441 

Die  Hinauszahlung  an  die  Actionäre  erfolgt  zu  Händen  des  Generalrathes, 
welcher  die  Gesammtheit  der  Actionäre  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank 
auch  bei  der  Abrechnung  über  den  Eeservefond  und  den  Pensionsfond  zu  ver- 
treten hat,  welch  letzterer  nach  Maassgabe  des  das  Bankgeschäft  und  des  die 
HypothekarcreditabtheiUing  betreffenden  Pensionsdienstes  zwischen  den  Staatsver- 
waltungen und  der  Bank  zu  theilen  ist. 

Die  Befugnisse  des  Generalrathes  erlöschen  in  Bezug  auf  die  aus  der 
Uebernahme  des  Bankgeschäftes  durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  entsprin- 
g'enden  Geschäfte  erst  nach  der  gänzlichen  Abwickelung  derselben. 

Für  das  der  Bankgesellschaft  bei  Uebernahme  der  Bankgeschäfte  durch  die 
beiden  Staatsverwaltungen  verbleibende  Hypothekarcreditgeschäft  wird  aus  den 
für  die  Actien  hinausgezahlten  Beträgen  im  Sinne  des  Artikels  6  ein  Fond  gebildet. 
Der  erübrigende,  beziehungsweise  der  im  Sinne  des  Artikels  6  frei  verfügbar 
Averdende  Betrag  wird  vom  Generairathe  unter  die  Gesellschaftglieder  nach  Ver- 
hältnis der  Actien  vertheilt.  Im  übrigen  gelten  für  den  Fall  der  Liquidation  der 
Hypothekarcreditabtheilung  die  für  den  Fall  der  Liquidation  der  Oesterr eichisch- 
ungarischen  Bank  getroffenen  Bestimmungen. 

n.  Ln  Falle  der  Uebernahme  des  den  Gegenstand  des  Privilegiums  bildenden 
Bankgeschäftes  durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  ist  jedech  die  Generalver- 
sammlung der  Oesterreicbisch-ungarischen  Bank  auch  berechtigt,  die  Fortdauer 
der  Actiengesellschaft  zum  Betriebe  des  Hypothekarcreditgeschäftes,  unter  Be- 
obachtung des  Artikels  6  der  Statuten  bezüglich  der  im  Zeitpunkte  der  Abtrennung 
der  Hypothekarcreditabtheilung  im  Umlaufe  befindlichen  Pfandbriefe,  in  beiden 
Staatsgebieten,  mit  freier  Wahl  des  Hauptsitzes  in  Wien  oder  Budapest,  zu 
beschliessen.  Alle  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  im  Titel  X  der  Bank- 
statuten, sowie  in  den  Statuten  der  Hypothekarcreditabtheilung  eingeräumten 
besondern  Eechte  kommen  der  Bankgesellschaft  für  die  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
der  Abtrennung  der  Hypothekarcreditsabtheilung  gewährten  Hypothekardarlehen 
bis  zur  völligen  Abwickelung  derselben  und  insolange  zu,  als  diese  Geschäfte  im 
Sinne  der  Statuten  der  Hypothekarcreditabtheilung  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  geführt  werden.  Auf  die  nach  der  Abtrennung  gewährten  Hypothekar- 
darlehen finden  die  Bestimmungen  der  neuen  Gesellschaftstatuten  Anwendung. 

III.  Sollte  das  Privilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  (Artikel  105) 
ablaufen,  ohne  dass  die  beiden  Staatsverwaltungen  von  dem  ihnen  vorbehaltenen 
Uebernahmsrechte  Gebrauch  machen,  so  wird  der  Generalversammlung  der  Oester- 
reichisch-ungarischen Bank  das  Recht  zustehen,  die  Fortdauer  der  Actiengesell- 
schaft mit  dem  Hauptsitze  in  Wien  oder  Budapest  und  mit  Zweigniederlassungen 
in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  zum  Betriebe  des  Bank-  und  Hypothekar- 
creditgeschäftes. unter  Ausschluss  der  Rechte  einer  Notenbank  und  der  damit 
zusammenhängenden  Verpflichtungen,  zu  beschliessen. 

Bezüglich  der  bis  zum  Ablaufe  des  Privilegiums  abgeschlossenen  Geschäfte 
haben  dann  die  für  den  Fall  der  Liquidation  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  getroffenen  Bestimmungen  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

IV.  Soferne  die  in  den  unter  II  und  III  angeführten  Fällen  von  der 
Generalversammlung  ze  beschliessenden  neuen  Statuten  den  bestehenden  Gesetzen 
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desjenigen  Staatsgebietes,  in  welchem  der  Hauptsitz  der  Actiengesellschaft  errichtet 
werden  soll,  entsprechen,  bedarf  die  Fortdauer  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  keiner  besonderen  staatlichen  Genehmigung  von  Seite  der  betreffenden 
Staatsverwaltung.  Diese  Staatsverwaltung  wird  aber  der  neuen  Bankgesellschaft 
auch  alle  jene  Berechtigungen  einräumen,  welche  anderen  Anstalten  dieser  Art 
und  dieser  Bedeutung  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  ertheilt  sein  werden. 
Hinsichtlich  der  gegenseitigen  Zulassung  der  Zweigniederlassungen  dieser  Gesell- 
schaft sind  die  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  abgeschlossenen 
Uebereinkommen  über  die  gegenseitige  Zulassung  von  Actiengesellschaften  maass- 
gebend. 

Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Statuten  über  die  Antheilnahrae  der 
beiden  Staatsverwaltungen  am  Reingewinne  erstrecken  sich  auf  die  umgestaltete 
Gesellschaft  nicht. 

V.  Wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  wird,  ohne  dass  die  beiden  Staatsver- 
waltungen von  dem  ihnen  vorbehaltenen  Uebernahmsrechte  Gebrauch  machen,  so 
hat  der  Generalrath  die  laufenden  Geschäfte  zu  beenden,  die  Forderungen  einzu- 
ziehen, das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  Bank  unter 
Beobachtung  des  Artikels  6  der  Statuten  zu  verwerten  und  sämmtliche  Verbind- 
lichkeiten zu  erfüllen 

Mit  dem  Erlöschen  des  Privilegiums  der  Bank  (Artikel  105  und  83),  sowie 
mit  der  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  beider  Staatsgebiete  genehmigten  Auflösung 
der  Gesellschaft  vor  dem  Erlöschen  des  Privilegiums  (Artikel  106)  treten  die  Privi- 
legialrechte  der  Bank  in  Bezug  auf  die  Anfertigung  und  Ausgabe  von  Banknoten, 
die  Bestimmungen  des  Titels  IV,  B  über  die  Directionen  in  Wien  und  Budapest,  dann 
die  Bestimmungen  über  die  Antheilnahme  der  beiderseitigen  Regierungen  an  dem 
Reinerträgnisse  der  Gesellschaft,  soweit  es  sich  nicht  um  vordem  erworbene  Rechte 
derselben  handelt,  ausser  Kraft.  Die   Befugnisse   der  Directionen  gehen   auf  den 

Generalrath  über 

Artikel    108. 

üeber  jene  Streitigkeiten,  welche  anlässlich  der  Uebernahme  des  Bankge- 
schäftes durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  in  dem  Verhältnisse  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu  der  königlich  ungarischen 
Regierung  oder  anlässlich  der  Umgestaltung  oder  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
(Artikel  106  und  107)  zwischen  den  Mitgliedern  derselben  oder  in  dem  Verhält- 
nisse der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu 
der  königlich  ungarischen  Regierung  entstehen,  entscheidet  das  im  Artikel  58 
bezeichnete  Schiedsgericht,  gegen  dessen  Ausspruch  auch  in  diesem  Falle  kein 
weiterer  Rechtszug  stattfindet. 

Die  Anordnung  der  Execution  aus  einem  Verhältnisse  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu  der  königlich  ungarischen 
Regierung    betreffenden    Schiedssprüche    steht    den    im    Artikel    54    bezeichneten 

Gerichten  zu 

Artikel  109. 

Die  Neuwahl  der  zwölf  Generalräthe  (Artikel  28  und  26)  ferner  der  fünf 
Rechnungsrevisoren    und   der   fünf  Ersatzmänner   der   Rechnungsrevisoren   (Artikel 
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24  und  50)  ist  in  der  spätesten  im  Februar  1900  unter  Vorsitz  des  Gouverneurs 
abzuhaltenden  regelmässigen  Sitzung  der  Generalversammlung  der  Oestorreichisch- 
ungarischen  Bank  (Artikel  13)  gemäss  der  betreifenden  Bestimmungen  der  abge- 
änderten Statuten  zu  vollziehen. 

Bis  zur  Constituierung  des  auf  Grund  der  Artikel  23,  26,  27  und  28  der 
Statuten  neu  zusammengesetzten  Generalrathes  haben  der  bisherige  Generalrath 
und  die  bisherigen  Directionen  die  Geschäfte  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  nach  den  bisher  bestehenden  Bestimmungen  fortzuführen. 

Artikel  111. 

Insolange  der  Zwangscurs  der  Staatsnoten  nicht  in  beiden  Staatsgebieten 
der  Monarchie  aufgehoben  ist,  sind  und  bleiben  die  Bestimmungen  der  Statuten 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  (Artikel  83),  betreifend  die  Einlösung  ihrer 
Noten  gegen  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung, 
suspendiert. 

Hierdurch  wird  das  Eecht  der  Bank,  auch  in  der  Zwischenzeit  Zahlungen  in 
gesetzlichem  Metallgelde  zu  leisten  oder  nach  ihrem  Ermessen  Banknoten  mit 
gesetzlichem  Metallgeld  einzulösen,  nicht  beirrt.  Die  Bank  kann  bei  Führung  der 
ihr  statutenmässig  gestatteten  Geschäfte  auch  bestimmte  Münzsorten  oder  bares 
Geld  in  Noten  oder  Münze  einer  ausländischen  Währung  mit  der  Verbindlichkeit 
der  Rückstellung  in  der  betreifenden  effectiven  Münz-  oder  Geldsorte  über- 
nehmen. 

Von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung 
zur  Annahme  der  Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  hinsichtlich  sämmtlicher  Kategorien 
derselben  erlischt,  können  die  Bestimmungen  des  Artikels  83  der  Statuten  von 
den  Gesetzgebungen  beider  Staatsgebiete  in  Kraft  gesetzt  werden.  (Artikel  XIX 
des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  E.-G.-Bl.  Nr.  127,  beziehungsweise  des 
ungarischen  Gesetzartikels  XVIII  vom  Jahre  1892  und  Artikel  XII  des  ersten 
Capitels  des  IL  Theiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
E.-G.-Bl.  Nr.  176,  beziehungsweise  Artikel  XII  des  ungarischen  Gesetzartikels 
XXXI  vom  Jahre  1899.) 

Der  Bank  wird  während  dieser  Zwischenzeit  gestattet,  ihren  Besitz  an 
Wechseln  auf  auswärtige  Plätze  und  an  ausländischen  Noten,  soweit  dieselben  in 
Gold  oder  in  mit  Gold  gleichwertiger,  affectiver  Metallwährung  zahlbar  sind,  bis 
zum  Höchstbetrage  von  sechzig  Millionen  Kronen  in  den  Bestand  ihres  Barvor- 
rathes  (Artikel  84)  einzurechnen. 

Welche  effectiven  Metallwährungen  in  diesem  Sinne  als  mit  Gold  gleich- 
wertig anzusehen  sind,  wird  vom  Generalrathe  der  Bank  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  k.  österreichischen  und  mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzministerium 
zeitweise  festgesetzt. 

Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  sind  nur  dann  in  den  Barvorrath  einrechenbar, 
wenn  sie  längstens  binnen  drei  Monaten  zahlbar  und  mit  der  Unterschrift  von 
mindestens  zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Verpflichteten  versehen  sind. 

Die  Bank  kann  ferner  während  dieser  Zwischenzeit  auch  auf  zwanzig  Kronen 
lautende  Banknoten  unter  den  Statute nmässigen  Bedingungen  ausgeben. 
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Das  k.  k.  österreichische  und  das  königlich  ungarische  Finanzministerium 
bestimmen  einverständlich,  bis  zu  welchem  Betrage  auf  zwanzig  Kronen  lautende 
Banknoten  unter  den  statutenmässigen  Bedingungen  (Artikel  84)  ausgegeben 
werden  dürfen. 

Artikel    114. 

Die  Erhöhung  des  Actiencapitales  von  neunzig  Millionen  Gulden  ö.  W. 
gleich  einhundertachtzig  Millionen  Kronen  auf  den  durch  Artikel  4  festgesetzten 
Betrag  von  zweihundertzehn  Millionen  Kronen  hat  in  der  Weise  stattzufinden,  dass 
ein  Betrag  von  dreissig  Millionen  Kronen  vom  Reservefonde  ab-  und  dem  Actien- 
capitale  zugeschrieben  wird,  womit  jede  Actie  mit  eintausendvierhundert  Kronen 
eingezahlt  ist. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Erhöhung  des  Actiencapitales  sind  Devisen  im 
Betrage  von  fünfzehn  Millionen  Gulden,  einschliesslich  der  derzeit  unter  den 
Effecten  des  Reservefondes  geführten  Devisen  im  Betrage  von  13,525.166  fl. 
55  kr.,  bezüglich  welcher  die  Bank  mit  Erklärung  vom  3.  Mai  1892,  Nr.  825, 
auf  das  Recht,  dieselben  in  den  Bestand  ihres  Metallvorrathes  einzurechnen,  bis 
zur  endgiltigen  Entscheidung  über  die  Erneuerung  ihres  Privilegiums  verzichtet 
hat,  aus  dem  Reservefonde  in  den  Metallschatz  zu  übertragen. 

Beilage  I  a)   zum  ersten  Capitel. 
Abänderung  der  Statuten  der  Hyp  o  th  ek  ar  c  r  e  ditab  theilun  g.^) 

§  3. 

Jene  Geschäfte  der  Hypothekarcreditabtheilung,  bei  welchen  es  sich  um 
die  Anwendung  der  Statuten  der  Abtheilung  auf  einzelne  vorkommende  Angelegen- 
heiten handelt,  werden  von  einem  Comite  besorgt,  das  aus  dem  Vorsitzenden 
Gouverneur  (Artikel  25  und  29  der  Statuten  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank)    und  vier  von   dem   Generalrathe   aus   seiner  Mitte  gewählten  Mitgliedern 

gebildet  ist 

§  7. 

Als  Vertrauensmänner  sind  in  gleicher  Anzahl  österreichische  und  unga- 
rische Staatsangehörige  zu  berufen.  .... 

§  60. 
Die   Pfandbriefe   lauten   auf  den   üeberbringer  und    sind   mit  halbjährigen 
Zinsencoupons  versehen.  Sie  werden  in  den  vom  Generalrathe  der  Bank  zu  bestim- 
UiCnden  Beträgen,  jedoch  für    keinen    geringeren  Betrag   als    100  Kronen,    aus- 
gestellt. 

§  63. 
Pfandbriefcoupons,    die   noch   nicht  über   ein  Jahr   fällig   sind,    werden   bei 
allen  Haupt-  und  Zweiganstalten  der  Bank   ausbezahlt. 


^)  Im  Folgenden  sind  in  jedem  Paragraphen  nur  die  abgeänderten  Bestimmungen 
angeführt.  Unbedeutende,  insbesonders  rein  stilistische  Aenderungen  und  Aenderungen  des 
formellen  Verfahrens  sind  unberücksichtigt  geblieben. 
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Beilage  II  zum  ersten  Capitel  enthält  ein  Uebereinkommen 
zwischen  demk.  k.  und  demk.  ungarischem  Finanzminister 
ein  ers  e  i  t  s  und  derOesterreichisch-ungarischenBank  ander- 
seits, betreffend  die  in  den  Jahren  1900,  lyOl  und  1902  in 
den    beiden    Staatsgebieten    der   Monarchie    zu    errichtenden 

neuenFilialen. 

Beilage  III  zum  ersten  Capitel  enthält  ein  Uebereinkommen 
zwischen  dem  k.  k.  und  dem  k.  ungarischen  Finanzminister 
einerseits  und  derOesterreichisch-ungarischenBank  ander- 
seits, betreffend  die  bilanzmässige  Bewertung  der  Immobi- 
lien und  des  Fundus  instructus  der  Bank. 

Beilage  IV  zum  ersten  Capitel  enthält  ein  Additional-Uebe r- 
ein  kommen  zwischen  dem  k,  k.  Finanzminister  und  der  Oester- 
reichisch-ung arischen  Bank  in  Betreff  des  allfälligen  Erlö- 
schens des  Privilegiums  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank   mit   dem    31.    December   1907. 

Zweites  Capitel:  Ordnung  derSchuldvon  ursprünglich  80  Mil- 
lionen Gulden  au  die  Oesterreichisch-un  garische  Bank. 

I. 

Verhältnis  zu  den  Ländern  der    ungarischen  Kr  o  n  e. 

Das  Ministerium  der  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
wird  ermächtigt,  ....  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
in  Betreff  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  an  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  folgende  Vereinbarung  zu  treffen : 

Artikel   I. 

Das  laut  Uebereinkommens  vom  3.  Jänner  1863  von  der  damaligen  privi- 
legierten österreichischen  Nationalbank  dem  Staate  überlassene  Darlehen  von  ur- 
sprünglich 80  Millionen  Gulden  ö.  W.  wird  mit  dem  Tage,  an  welchem  das 
verlängerte  Privilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  in  Kraft  tritt,  auf 
den  Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  reduciert.  ■ 

Diese  Keduction  wird  in  der  Art  bewirkt,  dass  die  Staatsverwaltung  der  im 
Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  am  31.  December  1899  den 
Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  gleich  60  Millionen  Kronen  in  Landes- 
goldmünzen ....  an  die  Oesterreichisch-un  garische  Bank  bezahlt,  die  Oester- 
reichisch-ungarische  Bank  aber  an  demselben  Tage  zur  weiteren  theilweiseh 
Tilgung  dieses  Darlehens  von  demselben  den  Betrag  abschreibt,  um  welchen  der 
nach  der  Abzahlung  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  durch  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung noch  ungetilgte  Theil  dieses  Darlehens  den  zu  erreichenden  Restbetrag 
von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.   übersteigt. 

Diese  Abschreibung  wird  von  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zu 
Lasten  des  Reservefondes  vorgenommen,  von  welchem  sonach  gleichzeitig  der- 
selbe Betrag  abzuschreiben  ist.  .  •        . 
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Während  der  Dauer  des  verlängerten  Privilegiums  der  Öesterreichisch- 
ungarischen  Bank  findet  eine  Tilgung  des  ungetilgt  verbliebenen  Restbetrages 
von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  dieses  Darlehens  nicht  statt.  Daher  entfällt  auch 
die  Verwendung  der  im  Artikel  102  der  abgeänderten  Bankstatuten  bestimmten 
Antheile  der  beiden  Staatsverwaltungen  an  dem  jährlichen  Eeinerträgnisse  der 
Bank  und  der  im  Artikel  84  der  abgeänderten  ßankstatuten  normierten  Noten- 
steuer zur  Abschreibung   von   dieser  Schuld 

Artikel  II. 

Die  königlich  ungarische  Staatsverwaltung  wird  ....  zur  Tilgung  des  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  abgezahlten  Theilbetrages  von  30  Millionen  Gulden 
ö.  W.  des  genannten  Darlehens  in  der  Weise  betragen,  dass  dieselbe  einen 
Betrag  von  9  Millionen  Gulden  ö.  W.  in  50  gleichen,  unverzinslichen  Jahresraten 
an  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder    entrichtet. 

Die  erste  Jahresrate  per  180.000  fl.  ö.  W.  wird,  sobald  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung den  Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  an  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  bezahlt  haben  wird,  mit  1.  Jänner  1900  fällig. 

Hinsichtlich  des  ungetilgt  verbliebenen  Restbetrages  von  30  Millionen  Gulden 
ö.  W.  des  genannton  Darlehens  wird  die  Ausführung  des  Artikels  TI  des  in  dem 
Gesetze  vom  27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  64,  enthaltenen  Uebereinkommens  bis 
zum  Ablaufe  des  verlängerten  Privilegiums  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
hinausgeschoben,  und  haben  demgemäss  die  in  dem  bezogenen  Artikel  verein- 
barten Ratenzahlungen  behufs  Tilgung  dieses  Restbetrages  erst  mit  dem  auf  das 
Erlöschen  des  Privilegiums  folgenden  Tage  ihren  Anfang  zu  nehmen. 

n. 

Verhältnis  zur  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 

(Enthält  die  sub  I  angeführten  Bestimmungen.) 

3.  Yerorduuiig  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  des  Äclcerbaues  vom 
22.  September  1899,  betreffend  die  Aufhebung  des  Mahlverliehres  mit  Oetreide. 

Der  Mahlverkehr  der  Mühlen  im  Zollgebiete,  welche  ausländisches  Getreide 
für  den  Export  vermählen  ....  wird  mit  der  Wirkung  vom  1.  Jänner  1900 
aufgehoben. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  wird  demnach  eine  Abfertigung  von  Getreide 
im  Mahlverkehre  auf  Grund   der  citierten  Bestimmungen  nicht    mehr  stattfinden. 

Getreide,  welches  vor  dem  1.  Jänner  1900  zum  Vermählen  angemeldet 
wird,  ist  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  zu  behandeln  und  demgemäss  binnen 
sechs  Monaten  vom  Zeitpunkte  der  Anmeldung  —  also  längstens  bis  30.  Juni 
1900  —  im  vermahlenen  Zustande  auszuführen  oder  der  Verzollung  zu  unterziehen. 

Der  auf  Grund  von  Handelsverträgen  bestehende  Gegenseitigkeitsverkehr 
der  Grenzbewohner  mit  Getreide  zum  Vermählen  bleibt  nach  wie  vor  den  hiefür 
bestehenden  besonderen  Anordnungen  unterworfen. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft. 

Eine  gleiche  Verordnung  wird  seitens  der  königlich  ungarischen  Regierung 
mit  der  Giltigkeit  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  erlassen  .... 
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4.  Verordnung  der  Minister  des  Innern,  des  Ackerbnnes  und  des  Handels  vom 
22.  September  1899,  mit  welcher  Vorschriften  zur  Durchführung  der  den  Vieh- 
yerkehr  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  regelnden  Bestimmungen  des 
Artikels  VII  des  ersten  Capitels  im  I.  Theile  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  R.-Gr.-B.  Nr.  176,  erlassen  werden 

Artikel  I. 

Der  nach  Maassgahe  der  veterinärpolizeilichen  Vorsclirifteii  sich  vollziehende 
gegenseitige  Verkehr  mit  Thieren.  thierischen  liohproducten  und  giftfangenden 
Gegenständen  innerhalb  des  gemeinsamen  Zollgebietes  unterliegt  keiner  ander- 
weitigen Beschränkung,  und  können  demgemäss  gesunde  Thiere  aus  seuchenfreien 
Gegenden  des  einen  Staates  in  den  anderen  Staat  unbeanstandet  eintreten. 

Behufs  Nachweises  der  seuchenfreien  Provenienz  der  Thiere  müssen  die 
Transporte  mit  behördlichen  Ursprungs-  und  Gesundheitszeugnissen  gedeckt  sein, 
die  besagen,  dass  am  Herkunftsorte  und  in  den  Nachbargemeinden,  beziehungs- 
weise in  den  angrenzenden  Gemeinderayons  innerhalb  der  letzten  40  Tage  vor 
der  Absendung  eine  ansteckende  Krankheit,  hinsichtlich  deren  die  Anzoigepflicht 
besteht,  und  die  auf  die  betreffende  Thiergattung,  für  welche  die  Zeugnisse  aus- 
gestellt sind,  übertragbar  ist,  nicht  geherrscht  hat 

Die  Dauer  der  Giltigkeit  der  Ursprungs-  und  Gesundheitscertificate  beträgt 
acht  Tage. 

Bei  Eisenbahn-  und  Schiffstransporten  muss  vor  der  Verladung  eine  be- 
sondere Untersuchung  durch  einen  staatlich  angestellten  oder  von  der  Staats- 
behörde hiezu  besonders  ermächtigten  Thierarzt  vorgenommen  und  der  Befund 
in  das  Zeugnis  eingetragen  werden. 

Sendungen  von  frischem  Fleische  müssen  Certificate  beigelegt  haben,  des 
Inhaltes,  dass  die  betreffenden  Thiere  bei  der  vorschriftsmässigen  Beschau  im 
lebenden  Zustande  und  nach  der  Schlachtung  von  einem  behördlichen  Thierarzte 
für  gesund  befunden  worden  sind. 

Wenn  die  Kinderpest  in  dem  einen  Staate  auftritt,  so  steht  der  Eegierung 
des  anderen  Staates  das  Eecht  zu,  die  Einfuhr  von  Wiederkäuern,  Schweinen 
und  thierischen  Kohstoffen,  sowie  von  giftfangenden  Gegenständen  bis  zum  vollen 
Erlöschen  der  Krankheit  zu  beschränken  oder  zu  verbieten. 

Wenn  aus  dem  einen  Staate  durch  den  Viehverkehr  die  Lungenseuche,  die 
Maul-  und  Klauenseuche,  die  Schweinepest  oder  eine  andere  Krankheit  von  gleicher 
Gefährlichkeit  in  den  anderen  Staat  eingeschleppt  worden  ist,  so  steht  der  Re- 
gierung des  letzteren  das  Recht  zu,  die  Einfuhr  der  für  die  betreffende  Krankheit 
empfänglichen  Thiergattungen  aus  dem  Verwaltungsbezirke  .  .  .  .,  aus  welchem 
der  verseuchte  Transport  stammt,  bis  zur  amtlichen  Erklärung  des  Erlöschens 
der  betreffenden  Krankheit  ....  zu  beschränken  oder  zu  verbieten.  Diese  Verfügung 
kann  sich  auch  auf  jeden  angrenzenden  Verwaltungsbezirk  erstrecken,  von  dessen 
Grenze  der  Ort,  aus  welchem  der  verseuchte  Transport  stammt,  weniger  als  10  Kilo- 
meter entfernt  ist 

Artikel  III. 

Die  beiden  Theile  räumen  sich  gegenseitig  die  Befugnis  ein,  behufs  Ein- 
holung von  Erkundigungen  über  den  Gesundheitszustand  der  Viehbestände,  die 
Einrichtung    von    Viehmärkten,     Schlachthäusern,    Mastanstalten,     Viehcontumaz- 
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anstalten  u.  dgl.,  sowie  über  die  Durchführung  der  bestehenden  veterinärpolizeilichen 
Vorschriften  Delegierte  in  den  anderen  Staat  ohne  vorgängige  Anmeldung  .zu 
entsenden  oder  dort  auch  dauernd  zu  exponieren.  Beide  Theile  werden  ihr^ 
Behörden  anweisen,  den  erwähnten  Pachorganen  des  anderen  Theiles,  sobald 
dieselben  sich  als  solche  legitimieren,  auf  Wunsch  Unterstützung  zu  gewähren 
und  Auskunft  zu  ertheilen. 

.  A  r  t  i  k  e  1  IV. 

Viehtransporte  aus  dem  Gebiete  des  einen  Staates,  die  in  dem  anderen 
Staate  am  Bestimmungsorte  mit  einer  ansteckenden  Thierkrankheit  behaftet  be*- 
funden  worden  sind,  hinsichtlich  deren  die  Verpflichtung  zur  Anzeige  besteht, 
unterliegen  der  gleichen  Behandlung  wie  die  similären  Sendungen  aus  dem  eigenen 
Gebiete  und  können  demgemäss  in  das  Aufgabsgebiet  zurückgesendet  werden 

Artikel  V. 

Grössere  isolierte  Viehetablissements,  die  unter  unmittelbare  staatliche 
Ueberwachung  gestellt  sind  und  über  entsprechende  bauliche  Einrichtungen  und 
einen  veterinärpolizeilich  gesicherten  Betrieb  verfügen,  w^erden  hinsichtlich  der 
veterinärpolizeilichen  Verwaltung  als  eigene  Administrationsgebiete  betrachtet. 
Dieselben  können  dementsprechend  nur  im  Falle  einer  Verseuchung  der  dortigen 
Viehbestände  unter  Sperre  gestellt  werden 

Artikel  VI. 
Die  Tilgung  der  Lungenseuche  hat  in  den  beiden  Staaten  nach  den  gleich-en 
Grundsätzen  zu  erfolgen  und  hat  insbesondere  die  sofortige  obligatorische  Schlachtung 
aller  erkrankten  und  aller  anstecknngsverdächtigen  Thiere  stattzufinden 

5.  Kaiserliche  Verordnung  vom  29.  December  1899,  betreffend  die  Vergütung 
der  Abgabe  für  die  besteuerten  Bier-,  Mineralöl-  und  Zuckerniengen,  welche 
im  Verkehre  zwischen  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern,  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den   Ländern  Bosniens  und 

Hercegovina  vorkommen. 

A  r  t  i  k  e  1  I. 
Die  Bestimmungen  der  Abschnitte  A.  und  C.  des  VIII.  Theiles  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  17.  Juli  1899  .  .  .  haben  auf  die  im  Verkehre  zwischen  diesen 
Ländergebieten  vorkommenden  Sendungen  von  versteuertem  Bier  in  Mengen  von 
mehr  als  2  Liter  und  von  versteuertem  Mineralöl  in  Mengen  von  mehr  als  2  Kilo- 
gramm mit  nachstehenden  Modificationen  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 
1.  Die  Vergütung  der  Abgabe  wird  geleistet:  a)  für  je  ein  Hektoliter  Bier  mit 
dem  Betrage,  welcher  für  ein  Hektoliter  Bierwürze  von  12  Saccharometergraden 
Extractgehalt  nach  dem  gemeinsam  vereinbarten  Steuersatze  zu  entrichten  ist; 
h)  für  je  100  Kilogramm  Mineralöl  nach  dem  gemeinsam  vereinbarten  Steuersatze. 

Artikel  II. 
Für  jene  Mengen  von  versteuertem  Zucker  .  .  .,  welche  vom  1.  Jänner  1900 
an  .  .  .aus  einem    der  drei    Ländergebiete  in  ein    anderes    übergehen, ,  wird  die 
Vergütung  für    je  100  Kilogramm  netto    anstatt  mit  12  Kronon  .  .  .  .  nach  dem 
für  Zucker  .  .  .  gemeinsam  vereinbarten  Steuersatze  gejeistet. 


LITERATURBERICHT. 


A.  Dodd;  Die  Wirkung  der  Schutzbestimmungen  für  die  jugendlichen 
und  weiblichen  Fabriksarbeiter  und  die  Verhältnisse  im  Confections- 
betriebe  in  Deutschland.  236  S.  Jena.  Gustav  Fischer.  1898.  (Sammlung  national- 
ökonomischer und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  zu 
Halle,  herausg.  v.  Conrad.) 

Verfasser  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  „die  Wirkung  der  gesetzlichen  Be- 
schiftzung  der  weiblichen  und  jugendlichen  Arbeiter  zu  verfolgen  und  nach  Möglichkeit 
ziffermässig  darzustellen".  Er  stützt  sich  dabei  hauptsächlich  auf  die  Veröffentlichungen 
der  Gewerbeinspectoren  und  kommt  nach  einer  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  dieser 
Berichte  für  mehrere  Jahre  zu  dem  Schlüsse,  „dass  alles,  was  man  sich  von  dem  Ge- 
setze bei  seiner  Formulierung  versprochen  hatte,  auch  thatsächlich  im  allgemeinen  ein- 
getroffen ist.  Man  kann  sogar  sagen,  dass  diese  Schutzbestimmungen  jetzt  durchgeführt 
sind,  ohne  dass  dadurch  die  Arbeiterinnen  an  Verdienst  oder  Arbeit  Einbusse  erlitten 
hätten".  Die  Lage  der  weiblichen  Arbeiter  in  den  Fabriken  habe  sich  in  Hinsicht  auf 
die  verschiedenen  Arbeitsbedingungen  ganz  bedeutend  verbessert,  was  durch  eine  Ver- 
gleichung  dies  ;r  Arbeitsbedingungen  vor  und  nach  Einführung  der  Schutzbestimmungen 
dargethan  wird.  Der  Verfasser  bringt  überdies  eine  Uebersicht  über  die  Lage  der  Haus- 
und Werkstättenarbeiterinnen  in  den  Confectionsindustrien  und  schliesst  aus  einem 
Vergleich  der  beiden  Arten  von  Arbeiterinnen,  „dass  die  Fabriksarbeiterinnen  auf  Grund 
der  gesetzlichen  Schutzbestimmungen  unendlich  günstiger  dastehen  als  jene;"  weshalb 
er  auch  die  Ausdehnung  eines  ähnlichen  Schutzes  auf  die  Confectionsindustrie  verlangt. 

Auf  die  Anzahl  der  in  Fabriken  beschäftigten  jugendlichen  Personen  hat  die 
Novelle  vom  Jahre  1891  keinen  wesentlichen  Einfluss  ausgeübt.  Es  ist  im  wesentlichen 
die  durch  die  Geschäftslage  bestimmte  Grösse  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften, 
welche  den  Umfang  der  Einstellung  jugendlicher  Hilfsarbeiter  bestimmt.  Dagegen  hat 
sich  die  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  seit  1891  ausserordentlich  vermindert.  Allerdings 
muss  der  Verfasser  selbst  die  Möglichkeit  zugeben,  dass  die  aus  der  Fabrik  verdrängten 
Kinder  nunmehr  in  der  sanitär  noch  weit  ungünstigeren  Hausindustrie  Beschäftigung 
finden,  so  dass  der  Effect  dieser  speciellen  Fabriksgesetzgebung  nicht  eine  Verbesserung, 
sondern  eine  Verschlechterung  der  Lage  dieser  Kinder  wäre. 

Hinsichtlich  der  weiblichen  Fabriksarbeiter  hat  die  Statuierung  eines  elfstündigen 
Normalarbeitstages  keineswegs  Entlassungen  zur  Folge  gehabt.  Es  ist  im  Gegentheile 
die  Zahl  der  in  Fabriken  beschäftigten  Mädchen  und  Frauen  immer  noch  in  Zunahme 
begriffen,  u.  zw.  in  rascherer  als  die  der  Männer.  Durch  jene  Zeitbeschränkung  hat,  wie 
der  Verfasser  sagt,  eine  Verminderung  der  Production  nur  selten  stattgefunden;  „die 
weiblichen  Arbeiter  haben  auch  im  allgemeinen  keine  Einbusse  an  Verdienst  erlitten, 
sondern  man  hat  durch  vergrösserte  Geschwindigkeit  der  Maschinen,  pünktliche  Ein- 
haltung der  Betriebsbedingungen  sowie  hauptsächlich  durch  die  gesteigerte  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiterinnen  selbst  den  Verdienst  auf  demselben  Niveau  wie  früher  zu 
erhalten  verstanden."  S. 
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Cr.  Marchet:  Das  Kecht  des  Landwirtes,  2.  Auflage,  2  Bände,  XV  und  267, 
XIII  und  229  S.  Wien.  1900.  Karl  Fromme.  (Oesterreichische  landwirtschaftliche 
Bücherei  geleitet  von  G.  Kr  äfft.) 

Es  ist  ein  sehr  erfreuliches  Zeichen,  da^^s  von  diesem  Werkchen  nunmehr  eine 
2.  Auflage  nothwendig  geworden  ist.  Deutet  doch  diese  Thatsache  darauf  hin,  dass 
die  praktischen  Landwirte  mehr  als  bisher  sich  für  die  Rechtsverhältnisse,  unter  denen 
sie  leben,  interessieren.  Marchet  hat  die  seit  der  1.  Auflage  eingetretenen  Aen- 
derungen  in  den  behandelten  Rechtsmaterien  gewissenhaft  berücksichtigt,  so  dass  diese 
2.  Auflage  als  ein  verlässlicher  Rathgeber  für  die  Landwirte  betrachtet  werden  kann, 
dessen  Benützung  durch  die  fassliche  Darstellungsweise  sehr  erleichtert  wird.  Die 
Auswahl  dessen,  was  aus  dem  ungeheuer  grossen  Rechtsstoff  in  das  Werk  aufgenommen 
werden  sollte,  war  keine  leichte  Sache,  und  es  könnten  diesbezüglich  manche  Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen.  Doch  spricht  schon  die  starke  Verbreitung  des  Buches  für 
dessen  praktische  Brauchbarkeit.  S. 

J.  Liebmann:  Commentar  zum  Gesetz,  betreffend  die  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung.  4.  vollständig  umgearbeitete  Auflage.  216  S.  Berlin. 
Otto  Liebmann.  1899. 

In  den  „Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung"  hat  die  deutsche  Reichsgesetz- 
gebung eine  neue  Form  von  Handelsgesellschaften  geschaffen,  die  rasch  ausserordentliche 
Verbreitung  gefunden  hat;  eine  Thatsache,  die  als  Beweis  dafür  gelten  darf,  dass  hier 
der  Gesetzgeber  mit  richtigem  Takt  das  Vorhandensein  eines  ökonomischen  Bedürfnisses 
in  der  Bevölkerung  erkannt  und  diesem  Bedürfnisse  in  entsprechender  Weise  Rechnung 
getragen  hat.  In  Oesterreich  ist  seither  der  Ruf  nach  Uebertragung  dieser  Gesell- 
schaftsform erhoben  worden.  Auch  für  uns  hat  daher  das  vorliegende  Büchlein  Bedeutung, 
das,  auf  Grund  des  Commentars  von  Hergenhahn  verfasst,  die  praktische  Tragweite 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  erkennen  lässt  und  insbesondere  auch  das  Verhältnis 
des  Reichsgesetzes  zum  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuche  und  zum  neuen  Handels- 
gesetzbuche klarlegt.  S. 

D.  Will:  Das  Coalitionsrecht  der  Arbeiter  in  Elsass-Lothringen  im 
Vergleich  zu  dem  in  Frankreich  und  im  Deutschen  Reiche  geltenden 
Rechte.  143  S.  Freiburg  i.  B.  Herder'sche  Verlagsbuchhandlung. 

Von  dem  richtigen  Satze  ausgehend,  dass  es  nicht  genüge,  wenn  der  Staat  die 
Coalitionsfreiheit  der  Arbeiter  im  Principe  anerkennt,  sondern  dass  diese  Coalitions- 
freiheit  nur  ausgenützt  werden  kann,  wenn  Vereins-,  Versammlungs-  und  Pressfreiheit 
sowie  Rechtsfähigkeit  der  Vereine  besteht,  betrachtet  der  Verfasser  alle  diese  Factoren 
in  ihrer  legislatorischen  Entwickelung  sowohl  in  Frankreich  als  in  Deutschland  und  in 
Elsass-Lothringen.  Er  kommt  zum  Schlüsse,  dass  zwar  in  allen  3  Ländern  das  eigent- 
liche Coalitionsrecht  im  wesentlichen  gleich  sei,  dass  aber  die  volle  Nutzbarmachung 
dieses  Rechtes  nur  in  Frankreich  den  Arbeitern  möglich  sei;  in  Deutschland  werde  dies 
durch  zahlreiche  Hindernisse  gehemmt,  in  Elsass-Lothringen  äusserst  erschweit,  wenn 
nicht  geradezu  unmöglich  gemacht.  S. 

H.  Burmeister:  Geschichtliche  Entwickelung  des  Gütertarifwesens 
der  Eisenbahnen  Deutschlands,  Ein  Beitrag  zum  Verständnis  der  Tariffrage  der 
Gegenwart.  62  S.  Leipzig.  Duncker  und  Humblot.  1899. 

In  engem  Rahmen  skizziert  der  Verfasser  die  Entstehung  des  deutschen  Reform- 
tarifes  vom  Jahre  1877,  vertheidigt  die  volkswirtschaftliche  Berechtigung  des  Wert- 
systems für  die  Feststellung  der  Gütertarife,  bespricht  die  Entwickelung  zur  materiellen 
Tarifeinheit  in  Deutschland,  die  Zuständigkeit  für  das  Tarifwesen  in  Preussen  seit  der 
Verstaatlichung  der  Privatbahnen  und  die  Tarifcontrole  des  Reiches;  er  befürwortet 
eine  baldige  Ausdehnung  der  preussisch-hessischen  Fiuanzgemeinschaft  auf  das  ganze 
Reich.  Neues  dürfte  derjenige,  dem  die  einschlägigen  Fragen  nicht  ganz  fremd  sind,  in 
dieser  Schrift  kaum  finden.  S. 
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Heinrich  Slevekiug:  Genueser  Finanzwesens  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Casa  di  S.  Giorgio. 

I.  Genueser  Finanzwesen  vom  12.  bis  14.  Jahrhundert,    XV  und  219  S. 

II.  Die  Casa  di  S.  Giorgio,  XV  und  259  S. 
Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen  I.  3, 

III.  3.  Freiburg  i.  Er.    J.  C.  B.  Mohr,  1898,  1899. 

Der  erste  der  beiden  Bände  bietet  zunächst  ein  sehr  eingehendes  Literatur-  und 
Materialien-Verzeichnis,  für  welches  der  Wirtschaftshistoriker  dem  Verfasser  sehr  dankbar 
sein  darf,  und  zwar  umsoniehr,  als  die  Quellen,  vor  allem  die  bisher  ungedruckten,  nicht 
nur  aufgezählt,  sondern  auch  kurz  charakterisiert  sind.  Eine  ähnliche  Sorgfalt  ist  den 
Materialien  des  zweiten  Bandes  gewidmet.  An  dieser  Stelle  sei  auch  der  als  Beilagen 
abgedruckten,  vielfach  sehr  lehrreichen  Urkunden  gedacht. 

Die  im  Wesen  chronologische  Darstellung  geht  bis  auf  die  ältesten  Zeiten  der 
Commune  zurück  und  zeigt  uns  ihr  allmähliges  Herauswachsen  aus  der  Herrschaft  uradeliger 
tjeschlechter  und  ihre  Constituierung  als  selbständiges  Staatswesen.  Die  Entwicklung 
eines  eigenen,  zunächst  vorwiegend  auf  Zolleinnahmen  aufgebauten  Finanzwesens, 
die  Entstehung  einer  Staatsschuld  und  die  Einbürgerung  des  Begriffes  der  Zwangs- 
anleihen ist  in  ebenso  eingehender  als  sorgfältiger  Weise  geschildert.  Dabei  gelingt  es 
dem  Verfasser,  manche  irrthümliche  Auffassung  früherer  Autoren,  wie  uns  scheint,  in 
überzeugender  Weise  richtigzustellen. 

Die  Ausführungen  über  den  Process  der  socialen  Schichtung  (S.  58  ff.)  sind  vor- 
trefflich gelungen.  Wie  sich  die  Zuhl  und  die  Last  der  Zwangsabgaben  mit  dem  Steigen 
der  Macht  des  Staates  und  der  wachsenden  Ausdehnung  seiner  Aufgaben  vermehrt  hat, 
schildert  das  Buch  von  S.  66  an;  auch  im  13.  Jahrhunderte  spielten  Zölle  eine  hervor- 
ragende Rolle;  diesen  reihten  sich  zahlreiche,  besonders  die  nothwendigen  Lebensmittel 
treffende  Consumsteuern  an,  die  zum  Theile  einen  monopolistischen  Charakter  annahmen 
(z.  B.  die  Salzsteuer). 

Die  sehr  mangelhaften  directen  Steuern  mussten  schon  früh,  im  13.  Jahrhunderte, 
einer  Reform  unterzogen  werden.  Sehr  lehrreich  ist  das  Capitel  über  die  Finanzreform 
von  1303,  wobei  die  Organe  der  Staatsschuldenverwaltung  eine  besonders  hervortretende 
Rolle  spielten;  überhaupt  war  es  in  erster  Reihe  das  Schuldenwesen,  worauf  sich  die 
Reform  bezog;  hieran  waren  die  Capitalisten,  die  in  Staatsschulden  einen  grossen  Theil 
ihres  Vermögens  angelegt  liatten,  am  meisten  interessiert.  Schritt  auf  Schritt  können  wir 
den  Einfluss  der  politischen  Geschichte  auf  die  Finanzen  des  Staates  und  umgekehrt 
verfolgen. 

Die  grösste  Umwälzung  in  der  erstem  Richtung  bedeutet 'das  Emporkommen  des 
mit  der  Adelsherrschaft  und  dem  damit  verbundenen  schweren  Steuerdrucke  unzu- 
friedenen Volkes,  und  der  Uebergang  der  obersten  Staatsgewalt  an  den  aus  dem  Volke 
gewählten  Dogen  (1339);  Simone  Boccanegra  wurde  der  erste  lebenslängliche  Doge; 
um  dem  Volke  zu  genügen,  musste  er  die  Zölle  auf  Lebensmittel,  also  eine  der  wichtigsten 
Staatseinnahmen,  wenigstens  zeitweilig  suspendieren,  ohne  dass  er  aber  den  Muth  gehabt 
hätte,  eine  entsprechende  directe  Steuer  einzuführen  (s.  über  die  directe  Besteuerung 
insbesondere  S.  127  ff.).  So  wuchs  die  Finanznoth,  und  mit  ihr  erhob  sich  wieder  die 
Macht  zwar  nicht  des  Geburts-,  wohl  aber  die  des  Finanzadels.  Es  sei  im  weiteren  nur 
noch  auf  die  Durchführung  der  doppelten  Buchführung  in  der  Genueser  Staatswirtschaft 
(1340)  verwiesen,  auf  die  Consequenzlosigkeit  in  der  Terminologie  der  Steuern  und  auf 
die  bei  den  Trägern  der  Finanzverwaltung,  welchem  Stande  immer  sie  angehören  mochten, 
im  reichsten  Maasse  vorhandene  Findigkeit  in  der  Aufdeckung  neuer  Steuerquellen,  die 
allerdings  oft  zunächst  nur  zur  Deckung  momentaner  oder  doch  vorübergehender  Bedürf- 
nisse   erschlossen   wurden;    Luxussteuern    spielten   dabei  eine  nicht  unbedeutende  Rolle. 

Sehr  lehrreich  sind  Sievekings  Ausführungen  über  die  Approvisionierungspolitik, 
die  sich  im  14.  Jahrhunderte  gleichfalls  den  Interessen  der  damals  herrschenden  Classe 
der  Plutokratie  angepasst  haben  mag. 
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Im  Jabre  1407  wufde  nun  die  Casa  dis  S.  Giorgio  aufgerichtet;  ihre  Geschichte 
beschreibt  Sieveking  im  2.  Bande  unter  Benützung  massenhaften  urkundlichen,  insbe- 
sondere dem  Genueser  Staatsarchive  entnommenen  Materlales.  Dabei  befolgt  er  wieder 
die  chronologische  Darstellungsweise,  die  zwar  gewiss  manches  für  sich  hat,  aber  doch 
vielleicht  ab  und  zu  die  Uebersichtlichkeit  des  Gegenstandes  gefährdet.  Sieveking 
sieht  in  der  Casa  di  S.  Giorgio  nicht  eine  Actiengesellschafr,  sondern  eher  eine  Art 
gesetzlichen  Mehrheitsverbandes,  ähnlich  dem  der  Concursgläubiger.  Die  Staatsschulden- 
verwaltung als  Hauptaufgabe  des  Institutes,  sein  Baukbetrieb,  insbesonders  seit 
circa  1586  und  seine  Colonialpolitik  finden  eingehende  Darstellung,  wobei  neben  den 
Lichtseiten  auch  seine  Mängel  nicht  übersehen  werden,  die  ja  zum  Theil  aus  seinem 
Entstehungsgrunde,  der  in  dem  socialen  und  finanziellen  Wirrwarr  zur  Zeit  der  Gründung 
zu  suchen  ist,  sich  unschwer  erklären. 

Es  würde  viel  zu  weit  führen,  wollte  ich  der  Darstellung  des  Verfassers  in  Einzel- 
heiten folgen;  es  mag  genügen,  die  wichtigsten  Capitel  hervorzuheben.  In  erster  Reihe 
sei  auf  den  Abschnitt:  „Organisation  und  Wesen  der  Casa  di  S.  Giorgio"  verwiesen, 
die  Sieveking  des  Näheren  als  „eine  Organisation  der  zum  grossem  Theile  aus  Zwangs- 
anlehen herrührenden  Gläubiger  des  genuesischen  Staates"  bezeichnet  (S.  20);  ihr  fiel 
ein  Theil  der  staatlichen  Verwaltung  anheim.  Ihre  Bedeutung  für  das  Staatsschulden- 
wesen wird  S.  31  fl:.  eingehend  und  treffend  dargelegt  und  dabei  hervorgehoben,  dass 
die  Dienste  der  Casa  an  den  Staat  von  diesem  stets  theuer  durch  Abtretung  von  Steuer- 
einkünften und  später  auch  von  Gebäuden,  insbesondere  Magazinen,  bezahlt  werden 
mussten ;  hatte  doch  die  Casa  zunächst  nur  die  Interessen  der  Staatsgläubiger  zu  wahren, 
und  nahm  sie  doch  dabei  nicht  immer  auf  patriotische  Erwägungen  Rücksicht.  Die  Con- 
cession,  Bankgeschäfte  zu  betreiben,  erhielt  die  Casa  schon  1408,  sie  übte  sie  aber  in 
der  Zeit  von  1444  bis  158G  nicht  aus,  freilich  nicht  freiwillig,  sondern  deswegen,  weil 
sie  nicht  in  der  Lage  war,  den  Curs  von  42  s.  für  den  fiorino  festzuhalten,  wie  die 
Regierung  als  Bedingung  für  die  weitere  Belassung  der  Bankconcession    verlangt   hatte. 

Die  Colonialpolitik  der  Bank  wird  von  S.  99  an  geschildert;  eine  solche  durch- 
zuführen, war  sie  um  so  mehr  geeignet,  als  die  Regierung  in  ihrer  Finanznoth  ihr  immer 
iiielir  Grundbesitz  und  damit  auch  die  ihr  unterstehenden  Colonien  abtreten  musste 
(Famagosta  auf  Cypern,  Corsica,  die  taurischen  Colonien  u.  s.  w.);  sie  war  aber  auch 
zu  einem  überaus  wohlüberlegten  Vorgehen  umsomehr  gezwungen,  als  der  Schutz  und  die 
Verwaltung  dieser  Colonien  für  sie  eine  schwere  Last  bedeuteten,  die  nur  durch  eine 
sehr  geschickte  Ausnützung  jener  Gebiete  erleichtert  werden  konnte.  Die  neueste  Periode 
in  der  Geschichte  der  Casa  di  S.  Giorgio  (seit  1586),  den  nun  neuerdings  aufgenommenen 
Baukbetrieb  und  ihre  schliessliche  Aufhebung  schildert  der  Verfasser  auf  den  S.  151 
bis  231. 

Die  vorliegende  Schrift  zeichnet  sich  —  wie  noch  bemerkt  werden  mag  —  auch 
durch  die  zahlreichen  Vergleiche  aus,  die  in  ihr  zwischen  den  Verhältnissen  Genua's  und 
denen  anderer  italienischer  und  auch  deutscher  Städte  gezogen  werden. 

Schullern. 


DAS  ADMINISTRATIV- VERFAHREN  UND  SEINE 

REFORM.') 


VON 


PROF.  DR-  FRIEDRICH  TEZNER. 


W  enn  man  in  Oesterreich  vom  Administrativ  verfahren  schlechthin 
spricht,  so  ist  damit  immer  das  österreichische  Administrativverfahren  gemeint. 
Die  Bezeichnung  ist  ein  ausgesprochener  Austriacismus,  um  dasjenige  auszu- 
drücken, was  man  in  Deutschland  Verwaltungsverfahren  oder  Verfahren  vor 
den  Verwaltungsbehörden  nennt,  und  was  in  Preussen  zum  Theil  durch  die 
Vorschriften  über  das  Beschlussverfahren  geregelt  worden  ist.  Es  handelt  sich 
also  um  das  Verfahren,  welches  von  den  Verwaltungsbehörden  zu  beobachten 
ist,  wenn  sie  durch  obrigkeitlichen  Act  im  Einzelfall  über  Freiheit  oder 
Vermögen  individuell  bestimmter  Personen  verfügen  oder  die  ßechtssphäre 
individuell  bestimmter  Personen  durch  rechtsverleihende,  rechtsbegriindende 
Verfügungen  erweitern. 

Die  Bewegung  zur  Keform  dieses  Verfahrens  ist  bereits  vor  16  Jahren 
durch  einen  von  dem  Wiener  Eechtsanwalte  Dr.  Ludwig  Brunstein  dem 
7.  österreichischen  Advocatentage  vorgelegten  Antrag  eingeleitet  worden, 
welcher  ein  förmliches  System  der  an  das  Administrativverfahren  sich 
knüpfenden  Probleme  darbot.  Sie  ist  jedoch  bis  zum  heutigen  Tage  eine 
literarische  geblieben  und  hat  trotz  der  durch  die  Literatur,  namentlich 
durch  die  Schriften  Lemayers  und  Bernatziks,  gebotenen  bedeut- 
samen Anregungen  die  Legislative  nicht  erfasst. 

In  neuerer  Zeit  hat  nun  Brunstein  den  von  der  bisherigen  Literatur 
festgehaltenen  Boden  einer  theoretischen  Erörterung  über  das  Administrativ- 
verfahren verlassen  und  sich  der  ungleich  schwierigeren  Aufgabe  unterzogen, 
praktische  Vorschläge  zur  Reform  dieses  Verfahrens  zu  machen,  einmal  mittels 
eines  förmlichen  Gesetzentwurfes,  welcher  im  Jahrgange  1898  der  „Juristischen 
Blätter"  veröffentlicht  wurde,  dann  in  einem  jüngst  in  der  Wiener  Juristischen 


*)  Nach    einem   in    der   Wiener   Juristischen    Gesellschaft    am    21.    Februar   1900 
gehaltenen  Vortrage. 
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Gesellschaft  gehaltenen  Vortrage,  welcher  vollständig  abgedruckt  ina  M  a  n  z'- 
schen  Verlag^)  erschienen  ist. 

Da  nun  gegenwärtig  das  Verlangen  nach  einer  Keform  des  Admini- 
strativverfahrens von  dem  gewerbetreibenden  und  industriellen  Theil  der 
Bevölkerung  in  ungleich  lebhafterer  Weise  geäussert  wird  als  von  den  durch 
den  neuen  Civilprocess  in  Anspruch  genommenen  juristischen  Fachkreisen. 
so  gewinnt  hierdurch  der  ganze  Gegenstand  eine  actuellere  Bedeutung,  als  er 
bisher  besessen  hat,  und  verdient  eine  Erörterung  an  dieser  Stelle. 

Die  Beschränktheit  des  Baumes  für  eine  Abhandlung  gebietet  jedoch 
eine  sorgfältige  Auswahl  der  zu  behandelnden  Fragen  nach  dem  Grade  ihrer 
Wichtigkeit.  Eine  solche  Auswahl  erscheint  nun  auch  in  dem  Brunstein'schen 
Vortrage,  und  zwar  in  richtiger  Weise  getroffen. 

Er  befasst  sich  vornehmlich  mit  der  Frage,  wie  der  Gegenstand  des 
Administrativverfahrens  zu  bestimmen  sei.  und  welcher  verfassungsmässige 
Weg  sich  für  die  Durchführung  seiner  Keform  eröffne?  Die  Fragen  nach 
der  Gestaltung  der  Processtechnik  und  nach  der  durch  die  Keform  gefor- 
derten Behördenorganisation  werden  nur  gestreift.  Diese  Selbstbeschränkung 
soll  nun  auch  in  den  folgenden  Erörterungen  eingehalten  werden,  für  welche 
die  Brunstein'schen   Thesen  einen   passenden  Anknüpfungspunkt   bieten. 

Nach  Brunstein  hätte  die  Regelung  des  Administrativverfahrens  jenes 
—  und  fügen  wir  hinzu  jedes  —  von  einer  staatlichen  oder  autonomen 
Verwaltungsbehörde  zur  Erreichung  einer  Verwaltungsaufgabe  einzuschlagende 
Verfahren  zu  erfassen,  in  welchem  die  Entscheidung  oder  Verfügung  in 
einer  Relation  zu  verletzbaren  Rechten  eines  Einzelnen  steht  ^')  und  es 
müsste  das  Administrativverfahren  jedesmal  zu  einem  rechtskraftfähigen 
Verwaltungsact  führen.^)  Der  Erfolg  einer  Reform  des  so  erfassten  Admini- 
strativverfahrens lässt  sich  nach  Brunstein  im  Wege  einer  Regierungs- 
verordnung herbeiführen. 

xVuffällig  vom  Standpunkte  des  Praktikers  ist  nun  die  durch  Brunstein 
vorgenommene  Anknüpfung  der  Reform  an  eine  starre  theoretische  Formel 
und  vornehmlich  an  den  stark  bestrittenen  und  bisher  wenig  geklärten 
Begriff  des  öffentlichen  subjectiven  Rechts.'*) 

Nun  haben  wir  in  der  That  in  den  sogenannten  deutschen  Erbländern 
Oesterreichs  durch  drei  Jahrhunderte,  von  Maximilian  T.  bis  in  das  erste 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts,  eine  in  gerichtlichen  Formen  sich  vollziehende 
Rechtspflege  besessen,  welche  jene  rechtlichen  Beziehungen  zum  Gegenstande 
hatte,  die  man  heute  in  einem  Theil  der  Literatur  und  in  den  Gesetzen  über 
die  Verwaltungsrgchtspflege  als  subjective  Rechte  öffentlicher  Natur  bezeichnet, 
also  eine  Verwaltungsrechtspflege,  von  welcher  ich  an  dieser  Stelle  nur  ein 
überaus  knappes  Bild  zu  entwerfen  vermag.  Diese  Verwaltungsrechtspflege  war 
ohne  förmliche  Gesetzgebung  und  ohne  die  Stütze  einer  Theorie  entstanden,  sie 


*)  Das  Administrativverfahren  und  seine  Reform. 

2)  A.  a.  0.  S.  4 

3)  A.  a.  0.  S.  7  f. 

')  A.  a.  0.  S.  19,  21  ff. 
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war  aus  den  staatsrechtlichen  Verhältnissen  und  dem  staatsrechtlichen  Denken 
der  bezeichneten  Epoche  hervorgegangen.  Für  dieses  erschöpfte  sich  das, 
was  wir  heute  öffentliches  Kecht  nennen,  in  einem  System  von  individual- 
rechtlichen Verhältnissen,  welche  eine  geeignete  Grundlage  für  ein  System 
von  Actionen  und  für  die  Gewährung  eines  förmlichen  gerichtlichen  Kechts- 
schutzes  boten. 

Da  war  das  Verhältnis  des  Herrschers  zum  Unterthan  und  zu  den 
patrimonialen  Obrigkeiten,  dieser  Obrigkeiten  zu  einander  und  zu  den 
ünterthänigen,  das  Verhältnis  der  die  öffentlichen  Aufgaben  des  heutigen 
Staates  versehenden   Genossenschaften   zu  einander  und  zu  ihren  Gliedern. 

Man  sagt  gewöhnlich,  die  Auffassung  dieser  Epoche  vom  Staatsrechte 
sei  eine  privatrechtliche  gewesen.  Das  ^trifft  nun  nicht  ganz  zu.  Sie  war 
eine  individualrechtliche,  aber  von  socialen  Ideen  beherrschte,  und  bei  dem 
socialen  Gehalte  der  germanischen  Individualrechte  setzt  die  Reformthätigkeit 
der  deutschen  Landesfürsten,  vom  15.  Jahrhundert  angefangen,  an.  Schon  die 
Landeshoheit  ist  Recht,  weil  sie  zugleich  Pflicht  ist,  und  das  Recht  ist  um 
der  Pflichterfüllung  willen  zu  entfalten.  Eine  der  bedeutsamsten  Pflichten 
der  Landesfürsten  ist  aber  allseitige  Gewährung  von  Schutz  an  das  Recht, 
unabhängig  von  seiner  Gestaltung.  Diese  Pflicht  ist  so  bedeutsam,  dass 
ihr  auch  jene  Sachen  anheimfallen,  an  welchen  der  Landesfürst  selbst 
betheiligt  ist. 

So  wenig  nun  diese  Epoche  zwischen  subjectivem  Privat-  und  öffent- 
lichem Rechte  scheidet,  so  sehr  sie  überhaupt  nur  Individualrechte  kennt, 
so  findet  sie  doch  die  politische  Bedeutung  jener  individualrechtlichen  Rechts- 
verhältnisse heraus,  welche  unserem  heutigen  öffentlichen  Rechte  entsprechen, 
und  das  äussert  sich  darin,  dass  der  Landesfürst  die  Rechtssprechung  über 
diese  Rechtsverhältnisse  den  landesfürstlichen,  seiner  Organisationsgewalt 
unterliegenden  Gerichten  vorbehält,  eine  justice  retenue  schafft  und  die 
historisch  entstandenen  mit  dem  Ständewesen  zusammenhängenden  Gerichte 
von    derselben  ausschliesst. 

So  haben  auch  in  Oesterreich  immer  nur  landesfürstliche  Gerichte 
die  Verwaltungsrechtspflege  geübt,  und  zwar  zuletzt  die  Landrechte  in 
erster,  die  oberste  Justizstelle  in  letzter  Instanz.  Ich  habe  durch  die 
Güte  Sr.  Excellenz  des  zweiten  Präsidenten  des  obersten  Gerichts- 
hofes, ,  Herrn  Dr.  Emil  Steinbach,  Gelegenheit  erlangt,  aus  einem 
erhalten  gebliebenen  Actenfascikel  die  Formen  dieses  Verfahrens  und 
eine  stattliche  Anzahl  von  Entscheidungen  kennen  zu  lernen,  welche 
auf  Grund  dieses  Verfahrens  gefällt  wurden.  Ich  war  nach  jeder  Richtung 
hin  überrascht.  Ungeachtet  das  Verfahren  ein  schriftliches  gewesen  ist. 
zeigt  es  infolge  besonderer  Einrichtungen  eine  solche  BeAveglichkeit,  dass 
es  für  jene  Zeit  als  ein  äusserst  beschleunigtes  bezeichnet  werden  muss. 
Die  Judicate  selbst  sind,  wenn  auch  nicht  in  dem  der  damaligen  Cameralistik 
erwünschten  Maasse,  so  doch  von  einem  die  landläufigen  Vorstellungen 
von  jener  Epoche  widerlegenden  publicistischen  Geist  beherrscht  und 
bezeichnend  genug  hpissen    in    einem  Handschreiben  Maria  Theresias 
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vom  Jahre  1751  die  Gegenstände  dieser  hier  geschilderten  Judicatur 
publica  contentiosa.  Die  moderne  Scheidung  zwischen  Verwaltungsrechts- 
weg und  Verwaltungsbeschwerde  entspricht  der  zwischen  der  via  juris 
und  der  via  gratiae,  welche  in  letzter  Linie  auf  die  in  den  Reformen 
Maximilians  I.  auftauchende  Unterscheidung  zwischen  justitia  und 
Beschwerden  zurückzuführen  ist.  Der  moderne  Unterschied  zwischen 
Ermessenssache  oder  reiner  Verwaltungssache  und  Verwaltungsrechtssache 
entspricht  der  zwischen  der  vom  liberum  arbitrium  beherrschten  Mani- 
pulationssache oder  der  res  pure  cameralis  und  der  Rechtssache,  und  es  ent- 
stehen über  die  Abgrenzung  bereits  ähnliche  Controversen,  Avie  sie  die 
moderne  Literatur  aufweist.  Ungleich  reicher  ist  die  damalige  Einrichtung 
an  technischen  Mitteln  für  den  Schutz  des  Rechts  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  als  die  moderne  Verwaltungsrechtspflege.  Das  ganze  Arsenal 
des  gemeinrechtlichen  Processes  wird  verwendet,  die  Negatorien-,  die 
Berühmungs-,  die  Mandats-,  die  Restitutions-,  die  Schadenersatz-  und  die 
Feststellungsklage. 

Ueberaus  merkwürdig  ist  es,  mit  welcher  Naivetät  diese  Verwaltungs- 
rechtspflege gewisse  Probleme  behandelt,  mit  denen  sich  jetzt  Juristen- 
und  andere  Tage  vergeblich  abmühen.  Das  einemal  versucht  die  Hofkammer 
im  Verein  mit  der  Innerberger  Gewerkschaft,  dem  modernen  Recepte 
folgend,  dass  der  Schwache  nicht  mehr  zu  halten  sondern  zum  Falle  zu 
bringen  sei,  im  Innerberger  Bezirk  den  Kleinbetrieb  der  „kleinen"  Hammer- 
schmiede zu  vernichten,  indem  sie  dieselben  von  der  Ausübung  der  auf 
den  unterthänigen  Grundstücken  des  Stiftes  Gaming  radicierten  Gewerbe- 
berechtigungen ausschliesst.  Es  soll  dadurch  eine  Art  Monopol  zu  Gunsten 
des  Grossbetriebes  der  Innerberger  Gewerkschaft  geschaffen  werden.  Die 
Justizstellen  aber  reformieren  die  Entscheidung  der  Berg-  und  Finanzbehörde 
auf  Klage  des  Probstes  von  Gaming,  welche  derselbe  aus  dem  Grunde  der 
Verletzung  des  Interesses  des  Stiftes  an  den  Besitzveränderungen  und  den 
hiermit  verknüpften  Gebüren  erhebt.  Das  anderemal  wird  ein  Wiener 
Gefällenamt  verurtheilt,  einem  slovakischen  Kutscher,  der  von  der  Haft  aus 
seinen  Anspruch  erhebt,  den  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  dem  Anspruchs- 
werber durch  seine  auf  unzulängliche  Indicien  hin  erfolgte  Gefangenhaltung 
erwachsen  ist.  Das  alles  geschieht  einfach  auf  Grund  der  Bestimmungen 
des  gemeinen  Rechts  und  mit  Berufung  auf  die  natürliche  Billigkeit. 

Auch  die  Organisationsformen  des  Rechtsschutzes  weisen  grosse 
Mannigfaltigkeit  auf  Unter  anderem  besteht  auch  eine  ähnliche  Form,  wie 
sie  jetzt  durch  das  Verhältnis  des  Verwaltungsgerichtshofes  zu  den  Admini- 
strativbehörden geschaffen  worden  ist.  Nach  einem  Patente  Maria 
Theresias  soll  in  Erbsteuersachen  zunächst  die  Erbsteuerhofcommission 
entscheiden.  Gegen  ihre  Entscheidung  ist  Vorstellung  statthaft.  Gegen  die 
Abweisung  der  Vorstellung  wird  der  Recurs  an  die  oberste  Justizstelle 
eröffnet. 

Die  hier  geschilderte  Einrichtung  ist  dem  Kampfe  der  cameralistischen 
Verwaltung   gegen   ihre  Unselbständigkeit   und   gegen    den   in    den   Justiz- 
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stellen  verkörperten  Feudalismus,  Particularismus  und  Conservatismus 
erlegen.  Eine  tiberaus  wertvolle  Unterstützung  erfuhr  die  cameralistische 
Verwaltung  durch  die  Mo  n  tesqui  eu'sche  Theorie  von  der  Scheidung, 
Vertheilung  und  Unabhängigkeit  der  Gewalten  und  zu  guter  Letzt  auch 
durch  den  Eomanismus  des  19.  Jahrhunderts.  Hatte  bisher  das  gemeine 
Recht  die  Technik  des  Verwaltungsrechtsschutzes  in  hohem  Grade  fördern 
geholfen,  so  wird  für  die  historische  Schule  des  römischen  Rechts  das 
Individualrecht  mit  dem  subjectiven  Privatrecht  identisch.  Das  öifentliche 
Recht  wird  für  die  Literatur  dieser  Epoche,  von  einzelnen  Ausnahmen  abge- 
sehen, zu  einem  nur  objectiven  Recht.  Die  publicistischen  Individualrechte 
der  Vergangenheit  verdichten  sich  zum  Begriffe  der  Persönlichkeit,  welche 
nur  Voraussetzung  subjectiven  Rechts,  niemals  aber  selbst  subjectives 
Recht  ist.  Die  angeborenen  und  der  Vernunft  einleuchtenden  Rechte,  die 
Rechte  des  Menschen  über  seine  Handlungen  und  sein  Eigenthum,  welche 
noch  unser  allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  kennt,  werden  mit  dem 
Schiller'schen  Distichon  über  das  erweisliche  Recht  an  der  Nase  persifliert. 

Die  technische  Formel  für  die  Beseitigung  der  landesfürstlichen 
Verwaltungsrechtspflege  ist  eine  sehr  einfache.  Es  wird  für  unstatthaft 
erklärt,  diese  oder  jene  Gattung  von  Angelegenheiten  in  ein  contentiosum 
erwachsen  zu  lassen,  und  angeordnet,  sie  sine  strepitu  judicii,  höchst 
summarisch,  ex  nobili  judicis  officio  abzuthun.  Damit  ist  die  Entwicklung 
des  modernen  österreichischen  Administrativprocesses  mit  seiner  Norm-  und 
Formlosigkeit,  mit  seiner  Rechtlosigkeit  der  Parteien  angebahnt.  Später 
wird  die  Abolitionsfurmel  für  den  Verwaltungsrechtsprocess  etwas  moderner, 
soferne  die  materiellen  Verwaltungsgesetze  als  Rechtsmittel  gegen  die  Entschei- 
dungen und  Verfügungen  nur  mehr  die  Beschwerde,  den  Recurs  kennen,  durch 
welches  Rechtsinstitut  der  ehemals  so  bedeutungsvolle  Unterschied  zwischen 
justitia  und  Beschwerde,  Rechtsweg  und  Gnadenweg  zum  Nachtheil  der  Fort- 
bildung der  öffentlichen  Individualrechte  vollständig  verwischt  wird.  Als 
einen  Markstein  in  der  hier  geschilderten  Entwicklung  haben  wir  wohl 
auch  das  Hofdecret  vom  14.  März  1806  anzusehen,  demzufolge  Staatsbeamte 
wegen  ihrer  Amtshandlungen  bei  dem  Civilgerichte  niemals  belangt  werden 
können,  womit  die  früher  bestandene  Möglichkeit,  Einzelbehörden,  wie  den 
Handgrafen,  das  Wald-,  das  Eisenobamt  und  das  Hauptmautamt  nicht  bloss 
mittels  Syndicatsklage  sondern  wegen  blosser  objectiver  Rechtswidrigkeit  ihre 
Amtshandlungen  zu  klagen,  ausgeschlossen  erscheint. 

Bemerkenswert  ist  die  in  der  alterthümlichen  Formel  für  die  Ein- 
engung des  Gebietes  der  Verwaltungsrechtspflege  ausgedrückte,  in  der 
modernen  Literatur  und  Gesetzgebung  häufig  vernachlässigte  Erkenntnis, 
dass  das  Verfahren,  welches  dem  Wesen  der  modernen  Verwaltung  ent- 
spreche, nicht  das  Streitverfahren  sondern  das  ungleich  beweglichere  und  das 
Verhältnis  der  an  dem  Verwaltungsacte  betheiligten  Parteien  ungekünstelt 
erfassende  Verfahren  ausser  Streitsachen  sei. 

Nun  könnte  leicht  —  und  damit  komme  ich  auf  die  Fonnulierung 
B  r  u  n  s  t  e  i  n  s     zurück    —     die    Frage     aufgeworfen     werden,     ob     nicht 
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für  den  Zweck  des  individuellen  Kechtsschutzes  in  der  Verwaltung 
gegen  die  Verwaltung  die  Einrichtungen  der  landesfürstlichen  Verwaltungs- 
rechtspflege modernisiert  werdei:  könnten?  Das  ist  nun  aus  folgendem 
Grunde  unmöglich.  Durch  die  dauernde  Vorherrschaft  der  S  avigny'schen 
Schule  des  römischen  Kechts  haben  wir  den  Contact  mit  dem  öffentlichen 
Individualrecht  verloren,  und  es  ist  nun  überaus  schwierig  geworden,  was 
ehemals  natürliches  Gewächs  war,  gewissermaassen  künstlich,  im  experi- 
mentellen Wege  zu  gewinnen  und  damit  die  natürliche  Begrenzung  der 
Verwaltungsrechtspflege  zu  schaffen,  deren  Feststellung  ehemals  spielend 
vorgenommen  wurde. 

Ich  war  überaus  überrascht,  aus  dem  Vortrage  Brunsteins 
zu  entnehmen,  dass  das  subjective  öffentliche  Recht  seit  Jellineks 
bekannter  Monographie  eine  ausgemachte  Sache  sei.  Nicht  nur  dass  die 
nachgefolgte  Literatur,  insbesondere  die  3.  Auflage  des  berühmten 
Laban  d'schen  Werkes  über  das  deutsche  Reichsstaatsrecht,  diese  Behauptung 
nicht  bestätigt,  J  e  1 1  i  n  e  k  selbst  ist,  wenn  ich  ihn  richtig  verstanden  habe, 
kein  Anhänger  des  öffentlichen  subjectiven  Rechts  in  dem  von  B  r  u  n- 
stein  entwickelten  Sinne.  Für  Jellinek  ist,  was  wir  öffentliches 
subjectives  Recht  zu  nennen  pflegen,  nichts  als  ein  durch  Anspruch  auf 
Restitution  geschützter  Status.  Das  individuelle  Element,  welches  wir  in 
dem  subjectiven  öffentlichen  Rechte  enthalten  glauben,  erklärt  er  juristisch 
nicht  fassbar,  und  so  ist  seine  Theorie  wesentlich  die  im  Hinblick  auf  die 
Einrichtung  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  modernisierte  Persönlichkeits- 
theorie, So  bedeutungsvoll  die  Jellinek'sche  Monographie  nach  jeder 
andern  Richtung  geworden  ist,  für  die  von  Brunstein  verfolgten 
Zwecke  leistet  sie  nichts  und  es  dürfte  auch  schwierig  sein,  mittels  der 
Formel  „durch  Anspruch  geschützter  Status"  die  Frage  zu  entscheiden, 
wann  und  wo  ein  verletzbares,  dem  Schutze  des  österreichischen  Reichs- 
gerichts   oder  Verwaltungsgerichtshofes    anheimgestelltes    Recht    vorliege? 

Mit  dieser  Strittigkeit  des  Begriff's  des  subjectiven  öffentlichen  Rechts 
hängt  es  aber  weiters  zusammen,  dass  in  Gesetzgebung  und  Literatur  die 
verschiedensten  Versuche  für  die  Feststellung  des  Substrates  und  für  die 
Abgrenzung  des  Gebietes  der  Verwaltungsrechtsptiege  gegenüber  der  Ver- 
waltung unternommen  worden  sind,  und  dass  keiner  dieser  Versuche  zu 
einer  allgemeinen  vorbehaltlosen  Anerkennung  gelangt  ist. 

Einmal  wird  ein  Substrat  für  die  Verwaltungsrechtspflege  überall  dort 
als  gegeben  erachtet,  wo  zwei  oder  mehrere  Parteien  an  dem  Ausfall  eines 
ihre  Freiheit  oder  ihr  Vermögen  betreffenden  obrigkeitlichen  Actes  muth- 
maasslich  in  entgegengesetzer  Richtung  interessiert  sind,  nicht  gerade 
so,  als  ob  sie  ein  Recht  an  einem  bestimmten  Ausfall  des  Actes  haben 
müssten,  wofern  nur  von  dem  Gegensatze  ihrer  Interessen  und  von  der 
Zulassung  der  Parteien  zur  Einwirkung  auf  den  Verwaltungsact  ein  Streit 
unter  ihnen  zu  gewärtigen  ist.  Das  ist  die  Theorie  von  der  Verwaltungs- 
rechtssache als  der  streitigen  Parteiensache,  welche  ihren  praktischen  Aus- 
druck  vornehmlich   in    der   preussischen  Gesetzgebung   gefunden    und    den 
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meines  Erachtens  unnatürlichen  und  deshalb  nicht  folgerichtig  zu  Ende 
geführten  Versuch  hervorgerufen  hat.  den  Verwaltungsrechtsprocess  dem 
Civilprocess  nachzubilden. 

Ihre  Ergänzung  findet  diese  Construction  der  Verwaltungsrechtspflege 
überall  dort,  wo  dem  obrigkeitlichen  Act  nur  eine  Partei  gegenübersteht, 
durch  die  künstliche  Einführung  eines  Vertreters  des  öffentlichen  Interesses 
oder  des  decernierenden  Verwaltungsbeamten  als  Gegners  der  Privatpartei. 
Dann  hat  das  Verwaltungsstreitverfahren  Aehnlichkeit  mit  der  Structur  des 
Strafprocesses,  wo  dem  Angeklagten  der  das  Strafinteresse  des  Staates  ver- 
tretende Staatsanwalt  mit  Parteienrolle  gegenübersteht. 

Aber  ein  genauerer  Einblick  in  die  Sache  lehrt,  was  heute  allgemein 
anerkannt  ist,  dass  in  den  allermeisten  Fällen  das  Verhältnis  mehrerer 
Parteien  des  Verwaltungsproces.-es  wesentlich  verschieden  ist  von  dem  der 
Parteien  des  Ci  v  ilprocesses  zu  einander,  dass  anderseit:^,  abgesehen  von 
den  Verschiedenheiten,  welche  naturgemäss  aus  der  Theilnahme  ir:ehrerer 
Parteien  an  dem  Verfahren  sich  ergeben,  die  Grundsätze  des  Verfahrens 
vin  der  Ein-  oder  Menrzahl  der  Parteien  nicht  beeinflusst  werden.  So  hat 
denn  die  verkünstelie  Construction  des  preussischen  Kechte^  nirgend  Nach- 
ahmung gefunden. 

Eine  andere  Auffassung,  welche  eine  formvollendete  apologetische  Ver- 
tretung durch  L  e  m  a  y  e  r  erfahren  hat,  steht  ganz  auf  dem  Boden  der  Aner- 
kennung öffentlicher  subjectiver  Rechte.  Diese  allein  betrachtet  sie  als 
Substrat  einer  Verwaltungsrechtspflege,  und  für  diese  wahre  Verwaltungs- 
rechtspflege gilt  ihr  ein  in  gerichtlichen  Formen  sich  bewegendes,  von 
einer  gerichtsartig  organisierten  Behörde  durchgeführtes  Verfahren 
wesentlich.  Dies  ist  der  Standpunkt  des  österreichischen  Rechts.  Brunstein 
hat  allerdings  als  österreichisches  Recht  gelehrt,  dass  Verwaltungsrechts- 
pflege auch  das  von  den  Verwaltungsbehörden  durchgeführte,  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  der  Parteien  betreffende,  Verfahren  sei.  Das  scheint 
mir  vom  Standpunkte  der  österreichischen  Verfassungsgesetzgebung  nicht 
vollständig  richtig.  Denn  Art.  14  des  St.-G.-G.  über  die  richterliche  Gewalt: 
„Die  Rechtspflege  wird  von  der  Verwaltung  in  allen  Instanzen  getrennt", 
muss  meines  Erachtens  wegen  seiner  Verwandtschaft  mit  §  181  der  Frank- 
furter Reichsverfassung  vom  28.  März  1849:  „Die  Verwaltungsrechtspflege 
hört  auf  —  lieber  alle  Rechtsverletzungen  entscheiden  die  Gerichte''  und 
«lit  Rücksicht  auf  seine  Stellung  so  aufgefasst  werden,  dass  für  die  Rechts- 
pflege jeder  Art  und  somit  auch  für  die  Verwaltungsrechtspflege  die 
Abtrennung  von  der  Verwaltung  wesentlich  sei. 

Es  steht  deshalb  für  mich  ein  Doppeltes  fest :  Einerseits  ist  unser 
Administrativverfahren,  selbst  dort,  wo  Rechte  der  Parteien  in  Frage  kommen, 
im  Geiste  unserer  Verfassungsgesetzgebung  kein  volles  Rechtspflege- 
verfahren, anderseits  lehrt  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  positive  Gesetzgebung, 
dass  im  österreichischen  Administrativverfahren  nicht  bloss  Individualrechte 
sondern  auch  bedeutsame  Individualinteressen  zur  Erörterung  und 
Erledigung  gelangen. 
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Wegen  der  Labilität  des  Begriffes  «siibjectives  Kecht"  hat  nun  Gn  ei  s  t 
einen  andern  Weg  zur  Grundlegung  der  Verwaltungsrechtspflege  einge- 
schlagen. Er  emancipiert  sich,  bestimmt  durch  seine  Studien  über  die 
englische  Verwaltung,  ganz  von  dem  Begriff  des  öffentlichen  subjectiven 
Kechts.  Verwaltungsrechtspflege  oder  Verwaltungsjurisdiction  bedeutet  für 
ihn  die  Erfüllung  der  Eorderungen  der  Gesetzmässigkeit,  der  Billigkeit, 
des  gleichen  Maasses  bei  der  Vornahme  irgend  eines,  Freiheit  und  Ver- 
mögen des  Individuums  betreffenden  obrigkeitlichen  Einzelactes.  Gneist 
wünscht,  dass  die  Entscheidung  und  Verfügung,  welche  sich  an  eine  indi- 
viduell bestimmte  Person  richtet,  gesetzmässig  und  unparteiisch  sei,  gleich- 
viel, ob  der  Betroffene  ein  subjectives  Kecht  auf  einen  bestimmten  Ausfall 
der  Entscheidung  hat  oder  nicht.  Und  in  der  That  muss  zugestanden 
werden,  dass  das  Interesse  des  Einzelnen  an  einer  gerechten  Entscheidung 
über  eine  von  ihm  angesuchte,  die  Begründung  eines  Lebensberufs  und 
einer  Existenz  ermöglichende  Gewerbeconcession,  auf  welche  er  keinen 
Kechtsanspruch  hat,  ebenso  schutzbedürftig  ist,  als  das  Interesse  an  der 
Ausfertigung  einer  Jagdkarte,  welche  nach  einzelnen  Gesetzen  den  Gegen- 
stand eines  Rechtsanspruchs  bildet,  und  es  bleibt  zu  erwägen,  ob  nicht  die 
österreichische  Beschränkung  der  Verwaltungsrechtspflege  auf  den  Schutz 
subjectiven  Rechts  mitunter  zu  einer  vom  Standpunkte  der  B  e  r  n  a  t  z  i  k'schen 
Oekonomie  der  staatlichen  Arbeit  nicht  empfehlenswerten  Entfaltung  eines 
ungewöhnlichen  Apparates  im  Dienste  von  solchen  Interessen  führt,  deren 
Bedeutung  diese  Entfaltung  gar  nicht  lohnt,  während  wahrhafte  Lebens- 
interessen  des  Individuums  dieser  Fürsorge  entbehren. 

Bernatzik  in  seinem  Werke  „Rechtssprechung  und  materielle 
Rechtskraft",  durch  welches  die  österreichische  Literatur  über  den  hier 
erörterten  Gegenstand  einen  bis  heute  nicht  ausgeglichenen  Vorsprung  vor 
der  reichsdeutschen  Literatur  gewonnen  hat,  erklärt  als  Verwaltungsrechts- 
pflege die  Rechtssprechung  durch  die  Verwaltung,  den  autoritativen  Ausspruch 
der  Verwaltung  darüber,  was  im  concreten  Fall  für  den  Einzelnen  Rechtens 
ist,  als  Ergebnis  der  Subsumtion  des  Einzelfalls  unter  das  objective  Rqcht. 
Für  ihn  ist  also  die  Verwaltungsrechtspflege  als  Verwaltungsrechtssprechung 
eine  immanente  Function  der  Verwaltung,  ihre  adäquate  Form  die  Ent- 
scheidung, ihre  Wirkung  materielle  Rechtskraft  im  Sinne  eines  subjectiven 
Rechts  der  Partei  an  dem  dispositiven  Inhalt  des  ürtheils,  im  Sinne  der 
Gebundenheit  der  Verwaltung  an  denselben. 

Während  nun  Bernatzik  aus  dem  Wesen  der  Verwaltungsrechts- 
sprechung und  aus  dem  Wesen  der  Entscheidung  die  Forderung  nach  einem 
ausgebildeten  Verfahren  mit  entwickeltem  Parteiengehör  ableitet,  rückt  für 
Otto  Mayer  bei  der  Construction  der  Verwaltungsrechtspflege  die 
materielle  Rechtskraft  im  Sinne  B  e  r  n  a  t  z  i  k  s  in  den  Vordergrund,  die 
Ausgestaltung  eines  von  Rechtspflegeelementen  beherrschten  Verfahrens 
tritt  ganz  zurück.  Für  Otto  Mayer  bedeutet  Verwaltungsrechtspflege 
Erlassung  eines  rechtskraftsfähigen  Verwaltungsactes.  Für  seinen  Begriff  von 
der  Verwaltungsrechtspflege  genügt   es,    wenn    dem   rechtskraftsfähigen  Act 
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ein  Verfahren  mit  Parteiengehör  vorangeht,  es  mag  noch  so  kümmerlich 
gestaltet  sein,  während  ein  mit  allen  Garantien  der  Kechtspflege  ausge- 
stattetes Verfahren  diesen  Namen  nicht  verdient,  wenn  es  nicht  mit  einem 
rechtskraftsfähigen  Verwaltungsact  abschliesst. 

Bei  diesem  chaotischen  Zustande  der  Theorie  und  Literatur  der 
Verwaltungsrechtspflege,  welche  durch  die  Ausführungen  Otto  Mayers 
noch  verworrener  geworden  ist,  bei  der  grossen  Unsicherheit  des  Begriffes 
des  öffentlichen  subjectiven  Eechts  halte  ich  es  für  unthunlich,  eine  so 
bedeutsame  und  einschneidende  Eeform,  wie  es  die  des  Administrativ- 
verfahrens sein  müsste,  an  eine  theoretische  Formulierung  anzuknüpfen,  mit 
dem  von  B  r  u  n  s  t  e  i  n  vorgeschlagenen  Inhalte,  dass  das  Administrativ- 
verfahren zur  Anwendung  zu  kommen  habe,  wo  bei  der  Vornahme  eines 
obrigkeitlichen  Actes  subjective  öffentliche  Rechte  und  öffentliche  Pflichten 
in  Frage  stehen.  Eine  solche  Grundlegung  leidet  an  dem  grossen  Nachtheil, 
den  jedes  Processgesetz  ängstlich  vermeiden  muss,  Unsicherheit  über  die 
Fälle  der  Anwendung  des  Verfahrens  zu  erzeugen.  Nun  wird  mir  sofort 
der'  Hinweis  auf  die  Bestimmung  der  Competenz  unseres  Verwaltungs- 
gerichtshofes entgegengehalten  werden,  welche  ja  doch  auch  vom  Begriffe 
des  subjectiven  Rechts  ausgeht.  Aber  es  ist  doch  allgemein  bekannt,  wie 
überaus  schwankend  die  Judicatur  dieses  Gerichts  über  die  Abgrenzung  von 
subjectivem  Recht  und  freiem  Ermessen  ist.  Und  so  müsste  diese  Unsicher- 
heit sich  auch  der  Praxis  über  die  Anwendung  des  neuen  Verfahrens  mit- 
theilen. Ausserdem  ist  aber  die  Judicatur  des  Verwaltungsgerichtshofes  Nach- 
prüfung eines  erflossenen  Verwaltungsactes  und  des  ihm  zugrunde  liegenden 
Verfahrens.  Da  ist  die  Entscheidung,  ob  von  demselben  subjective  Rechte 
miterfasst  wurden,  ungleich  leichter  als  die,  ob  von  einem  erst  einzuleitenden 
Verfahren  subjective  Rechte  werden  erfasst  werden.  Sehr  treffend  bemerkt 
ein  so  hervorragender  Praktiker  wie  Lemayer,  die  Terminologie  Brun- 
st eins  von  den  streitigen  Parteisachen  aufnehmend:  Es  lässt  sich 
gar  niemals  von  vornherein  feststellen,  ob  es  in  einer  Administrativprocess- 
sache  zum  Streite  kommen  werde  oder  nicht?  Ganz  dasselbe  gilt  aber  von 
der  Frage,  ob  in  einer  solchen  Sache  subjective  Rechte  zum  Austrag  kommen 
werden  oder  nicht?  Nun  aber  anerkennt  der  Verwaltungsgerichtshof  einen 
subjectiven  processualen  Anspruch  auf  das  richtige  gesetzmässige  Verfahren, 
selbst  dort,  wo  nur  Interessen  und  nicht  Rechte  in  Frage  kommen.  Und  so  wäre 
es  bei  der  Grundlegung  der  Reform,  wie  sie  Brunst  ein  versucht,  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Verwaltungsgerichtshof  einen  Verwaltungsact  auf 
Beschwerde  cassiert,  weil  ihm  das  neue  Verfahren  zugrunde  gelegt  wurde,  unge- 
achtet keine  subjectiven  Rechte  in  Frage  standen,  und  dass  dann  Mühe  und  Kosten 
des  neuen  Verfahrens  umsonst  verwendet  wurden.  Oder  sollte  es  zulässig  sein, 
eine  stete  Abwechslung  zwischen  der  Durchführung  und  Einstellung  des  Ver- 
fahrens eintreten  zu  lassen  nach  den  jeweiligen  Schwankungen  des  Grades  der 
Klarheit  über  den  Punkt,  ob  subjective  Rechte  in  Frage  stehen  oder  nicht? 

In  der  That  gibt  es  unter  den  Gesetzgebungen,  welche  die  Ver- 
waltungsrechtspflege instanzenmässig  gliedern,  keine  einzige,  die  den 
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Mutli  gehabt  hätte,  dem  Rechtspflegeverfahren  ein  so  unsicheres  Fundament 
unterzulegen,  wie  das  von  Brunstein  gewählte.  Ueberall  ist  das 
Verfahren  beschränkt  auf  einen  Katalog  von  Verwaltungsangelegenheiten,  die 
wegen  der  Bedeutung  der  sich  an  dieselben  knüpfenden  Individualinteressen 
eines  solchen  Verfahrens  für  würdig  erkannt  Avorden  sind,  ohne  dass  auf 
Mitunterlaufen  von  subjectiven  Rechten  Gewicht  gelegt  würde.  Das  subjective 
Recht  bildet  nur  einen  Aushängeschild  in  den  Motiven,  welches  durch  den 
Inhalt  des  Gesetzeskatalogs  nicht  gerechtfertigt  wird.  Dieses  Katalogisierungs- 
princip  gewährt  den  grossen  Vortheil,  dass  das  Anwendungsgebiet  des 
Processrechts  ein  deutlich  erkennbares  wird. 

Ich  stelle  mir  deshalb  die  Reform  des  Verwaltungs Verfahrens  in 
Oesterreich  so  vor,  dass  für  den  von  derselben  nicht  erfassten  Theil  von 
Individualinteressen  der  Verwaltiingsrechtsschutz  in  seiner  gegenwärtigen, 
mit  der  Judicatur  des  Verwaltungsgerichtshofes  abschliessenden  Form  auf- 
recht erhalten  wird,  und  dass  der  neue  ausgebildete  Verwaltungsprocess 
beschränkt  bleibt  auf  eine  Reihe  bedeutungsvollerer  Angelegen- 
heiten, für  deren  abstracto  Zusammenfassung  ein  Anknüpfungspunkt  in  der 
positiven  Gesetzgebung  zu  suchen  ist.  Nur  das  wäre  vielleicht  zu  con- 
cedieren,  dass  sinngemäss  die  Bestimmungen  über  das  Berufungsverfahren 
des  neuen  Processes  auf  den  Fall  anzuwenden  seien,  wenn  gegen  eine  in 
erster  Instanz  ausserlialb  des  neuen  Processes  erlassene  und  zu  erlassende 
Entscheidung  oder  Verfügung  die  Beschwerde  ergriffen  wird. 

Aber  selbst  für  den  von  vornherein  der  Reform  7ai  unterwerfenden 
Theil  von  Verwaltungssachen  wird  man  auf  die  Schaffung  eines  einheit- 
lichen Administrativprocessrechts  verzichten  müssen.  Wer  nur  einiger- 
maassen  in  die  Technik  des  Finanzrechts  eingedrungen  ist,  wird  für  das- 
selbe ein  anderes  Verfahren  fordern  als  für  die  Angelegenheiten  der  inneren 
Verwaltung,  ja  es  entsteht  die  Frage,  ob  nicht  innerhalb  des  Finanzrechts 
selbst  eine  Specialisierung  für  das  Gebiet  der  indirecten  und  der  directen 
Steuern  stattzufinden  hätte? 

Was  nun  aber  die  innere  Verwaltung  betrifft,  so  besitzen  wir  aller- 
dings eine  Reihe  von  Bestimmungen,  in  welchen  für  die  Erledigung  einer 
hierher  gehörigen  Angelegenheit  eine  Erörterung  derselben  unter  Zuziehung 
der  Parteien  oder  der  Betheiligten  vorgeschrieben  erscheint.  Der  öster- 
reichische Amtsstil  bezeichnet  sie  als  Angelegenheiten,  welche  auf  Grund 
einer  commissionellen  Verhandlung  zu  erledigen  sind.  In  der  Vorschrift, 
die  Betheiligten  heranzuziehen,  drückt  sich  die  Anerkennung  der  Bedeutung 
der  durch  die  Erledigung  dieser  Angelegenheiten  berührten  Individual- 
interessen und  ihrer  Würdigkeit  für  ein  eingehendes  Verfahren  aus,  wie 
denn  in  der  Regel  die  einschlägigen  Gesetze  eine  gründliche  Erörterung  des 
Sachverhalts  oder  der  zuweilen  fristgemäss  bei  sonstiger  Präclusion  anzu- 
bringenden Einwendungen  der  Parteien  für  diese  Fälle  vorschreiben.  Hier 
hätten  wir  einen  geeigneten  Ansatz  für  ein  Gesetz  über  den  administrativen 
Process,  bei  welchem  das  Schwergewicht  auf  das  materielle  Moment  der 
Bedeutung  schutzwürdiger  Individualinteressen,  nicht  aber  auf  das  formelle 
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gelegt  wird,  ob  sie  zugleich  Individualrechte  seien?  Ein  solches  Gesetz 
würde  sich  dann  darstellen  als  ein  Generalausführungsgesetz  über  den 
modus  procedendi  bei  den  Behörden  der  inneren  Verwaltung  für  alle  Ange- 
legenheiten solcher  Art,  wo  durch  Gesetz  oder  giltige  Verordnung  eine 
commissionelle  Verhandlung  vorgeschrieben  ist.  Aber  die  Formel  für  die 
Feststellung  des  Geltungsgebietes  eines  solchen  Gesetzes  müsste  eine  sehr 
elastische  sein,  es  müsste  einerseits  das  Gesetz  selbst  auf  Grund  einer 
Revision  der  schon  erlassenen  Gesetze  gewisse  Angelegenheiten,  die  ein 
minder  umständliches  Verfahren  vertragen  und  solche  die,  wie  die  Berg- 
rechtssachen,  eine  von  technischen  Details  erfüllte  Regelung  erheischen, 
ausnehmen  und  für  die  Zukunft  müsste  verfügt  werden,  dass  das  neue 
Verfahren  auf  alle  durch  Gesetz  oder  Verordnung  angeordneten  Parteien- 
verhandlungen zur  Anwendung  zu  kommen  habe,  von  entgegenstehenden 
ausdrücklichen  Anordnungen  abgesehen. 

Erweist  sich  somit  schon  aus  dem  Grunde  der  Verschiedenartigkeit 
der  Fälle  ein  Gesetz  über  das  Administrativprocessrecht  keinesfalls  so 
einfach,  als  man  nach  der  Darstellung  Brunsteins  anzunehmen 
berechtigt  wäre,  so  wird  die  vorhandene  Schwierigkeit  noch  durch  unsere 
Verfassungs-  und  Organisationsgesetzgebung  erheblich  erschwert.  Nicht  nur 
ist  die  innere  Verwaltung  bei  uns  zwischen  Staats-  und  Selbstverwaltung 
getheilt,  sondern  sie  unterliegt,  gleichviel  ob  es  sich  um  staatliche  oder 
um  Verwaltungsacte  der  Selbstverwaltungsbehörden  handelt,  nicht  bloss  der 
Reichsgesetzgebung,  sondern  15  Landesgesetzgebungen  und  vielleicht  die 
meisten  Fälle  der  commissionellen  Verhandlung  erscheinen  durch  Landes- 
gesetze geregelt.  Daraus  ergibt  sich  nun  eine  weitere  grosse  Schwierigkeit 
für  die  Herstellung  der  Einheit  des  Administrativprocessrechts,  ohne 
welclie  die  Reform  ihren  Wert  zum  grossen  Theil  ein- 
büssen  würde.  Brunstein  glaubt  zwar  der  auftauchenden  Schwierig- 
keit, soweit  es  sich  um  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebung  handelt, 
mittels  einer  Regierungsverordnung  begegnen  zu  können.  Allein  der  einzige 
discutable  Weg,  zu  verfassungsmässigen  Verordnungen  auf  dem  Gebiete 
des  Administrativprocesses  zu  gelangen,  ist  die  Vollzugsverordnung.  Man 
kann  zur  Noth  sagen,  dass  überall,  wo  ein  Verwaltungsgesetz  ohne  process- 
rechtliche  Normen  unpraktikabel  wäre,  die  Vollzugsgewalt  der  Regierung 
einzutreten  habe,  um  die  Praktikabilität  durch  processrechtliche  Normen 
herzustellen.  Sowie  nun  einerseits  solche  Vollzugsprocessordnungen  sich  auf 
Reichs-  wie  auf  Landesgesetze  beziehen  könnten,  so  wären  sie  nur  von  Fall 
z  u  F  a  1 1  als  Vollzugsverordnungen  bestimmter,  bereits  erlassener 
Gesetze  und  nur  mit  Beziehung  auf  dieselben  statthaft.  Eine  einheitliche, 
von  jedem  vorangegangenen  Gesetze  abgelöste,  auf  sich  selbst  gestellte 
Verordnung  zur  Regelung  des  Administrativverfahrens,  welche  eine  Art  pro- 
cessualen  Sammelcanals  zur  Einmündung  aller  erlassenen  und  künftigen 
Reichs-,  Landes-  und  Verwaltungsgesetze  abzugeben  hätte,  würde  meines 
Erachtens  sowohl  der  Reichs-  wie  der  Landesgesetzgebung  vorgreifen  und 
in  dieselbe  eingreifen  und  wäre  somit  der  Gefahr  der  Anfechtung  ausgesetzt. 
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Dies  scheint  mir  auch  der  Grund  gewesen  zu  sein,  warum  die  sehr 
beachtenswerte,  von  Lemayer  herrührende  Verordnung  des  Ministeriums 
für  Cultus  und  Unterricht  vom  14.  Mai  1876  für  das  Verfahren  in  Partei- 
sachen nur  als  interne  Instruction  erlassen  und  nicht  als  eine  objectives  Eecht 
für  die  Parteien  schaffende  Verordnung  publiciert  worden  ist.  Ich  möchte 
nun  nicht  so  leicht  hinweggehen  über  verfassungsmässige  Bedenken,  welche 
einer  solchen  allgemeinen  Verordnung  zur  Kegelung  des  Administrativ- 
verfahrens entgegengestellt  werden  könnten.  Die  Festigkeit  der  rechtlichen 
Grundlagen  einer  Keform,  welche  der  Verwirklichung  der  Idee  des  Kechts- 
staates  dienen  soll,  muss  eine  vollständig  unzweifelhafte  sein.  Ausserdem 
kann  eine  Verordnung  die  wünschenswerte  Einheit  des  Adminislrativprocess- 
rechts  in  keiner  Weise  verbürgen,  da  ihr  jederzeit  durch  ein  Gesetz,  also 
durch  die  verschiedenen  Landesgesetze,  derogiert  werden  kann. 

Es  hängt  also  die  wünschenswerte  Einheit  des  Administrativprocess- 
reclits  selbst  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  in  einem  sehr  weiten 
Umfang  von  dem  Verständnis  und  dem  guten  Willen  der  Landesgesetz- 
gebungen ab,  und  man  kann  sich  nur  der  Hoffnung  hingeben,  dass  die 
Landesgesetzgebungen,  wenn  die  Keichsgesetzgebung  für  ihr  Gebiet  das 
Problem  glücklich  gelöst  haben  wird,  unter  dem  Drucke  der  berechtigten 
Interessen  und  unter  dem  Einflüsse  der  Centralregierung  zur  Reception  der 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  schreiten  werden,  wie  dies  auch  schon  in 
andern  Fällen  geschehen  ist.  Daneben  bietet  sich  noch  der  verfassungs- 
mässige Weg  der  Einholung  der  Ermächtigung  von  Seiten  aller  Landes- 
gesetzgebungen für  den  Erlass  einer  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten,  für 
alle  Länder  gleichlautenden  Verordnung  durch  die  Regierung  oder  der 
Delegation  der  Reichsgesetzgebung  durch  die  Landtage  für  die  Schaffung 
solcher  gleichlautenden  Processnormen. 

Was  nun  die  processrechtlichen  Normen  selbst  betrifft,  so  erscheint 
es  unthunlich,  an  dieser  Stelle  einen  förmlichen  Entwurf  vorzuführen  und 
Punkt  für  Punkt  durchzugehen.  Wir  besitzen  zwei  beachtenswerte  Vorbilder, 
einmal  ein  preussisches  Gesetz  vom  30.  Juli  1883  für  das  Verwaltungs- 
streitverfahren, das  Landesverwaltungsgesetz,  dann  eine  badische  Verordnung, 
das  Verfahren  in  Verwaltungssachen  betreffend,  vom  31.  August  1884.  Die 
Verordnung  besitzt  den  grossen  Vorzug,  sich  von  den  unangemessenen,  civil- 
processualen  Allüren  der  preussischen  Gesetzgebung  ferngehalten  zu  haben. 
Das  preussische  Gesetz  ist  aber  durchbildeter,  und  es  entsteht  die  Frage, 
ob  nicht  die  Vorzüge  beider  Gesetze  vereint  werden  könnten,  indem  die 
Rechtssätze  der  badischen  Verordnung  in  angemessener  Weise  verschmolzen 
werden  mit  jenen  des  preussischen  Gesetzes,  soferne  letzteres  die  unnatür- 
lichen Bahnen  des  Processes  für  eine  Streitsache  verlässt.  üebrigens  besitzen 
wir  auch  in  Oesterreich,  allerdings  zerstreut  in  den  verschiedensten  Gesetzen, 
ein  bedeutsames  processrechtliches  Material  für  die  anzubahnende  Reform, 
welches  ich  in  meinem  Handbuch  des  österreichischen  Administrativverfahreus 
unter  einheitlichen  Gesichtspunkten  darzustellen  versucht  habe,  und  welches  von 
Menzel  in  einem  Artikel  des  österreichischen  Staatswörterbuchs  dem  Leser 
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kritisch  gesichtet  in  überaus  klarer,  knapper  und  übersichtlicher  Weise 
vorgeführt  wird.  Auch  auf  die  Lemayer'sche  Verordnung  und  auf  einen 
knappen  im  Jahrgang  1897  der  „Juristischen  Blätter"  veröffentlichten 
Gesetzesvorschlag  Brunsteins  ist  an  dieser  Stelle  zu  verweisen. 

In  dem  Kahmen  eines  Vortrages  erscheint  es  bei  Erörterung  des 
legislativen  Vorgehens  für  eine  zweckmässige  Kegelung  des  Administrativ- 
verfahrens geboten,  sich  auf  ein  paar  nützliche  Winke  zu  beschränken. 

Was  die  materiellen  Voraussetzungen  für  die  Parteienrolle  im  Admini- 
strativverfahren oder  die  Frage  nach  den  Betheiligten  betrifft,  so  erscheint 
es  zweckmässig,  die  Kegelung  derselben  wegen  der  grossen  Verschiedenheit 
der  Fälle  der  Specialgesetzgebung  zu  einem  Theil,  der  Theorie  und  Praxis 
zum  andern  Theil  zu  überlassen. 

In  hohem  Grade  wird  es  sich  empfehlen,  der  processleitenden  Behörde 
die  Befugnis  zur  Anordnung  eines  Vor  Verfahrens  einzuräumen,  von  welcher 
Befugnis  besonders  für  den  Zweck  der  Veranstaltung  verwickelter  Exper- 
tisen und  zur  Herbeiführung  von  Vergleichen  zwischen  den  Parteien  Gebrauch 
zu  machen  sein  wird.  Dem  Vergleiche  wird  überhaupt  im  ganzen  Laufe 
des  Verfahrens  eine  bedeutsame  Kolle  zuzuweisen  sein.  Es  darf  eben  nicht 
übersehen  werden,  dass  gerade  ein  durchbildetes  Verfahren,  wie  es  der 
Jurist  liebt,  Zeit  und  Geld  kostet  und  dass  anderseits  für  gewisse  Bedürf- 
nisse —  man  denke  an  die  Errichtung  industrieller  Anlagen  —  selbst  das 
kürzeste  Verfahren  noch  zu  lange  währt.  Wir  besitzen  z,  B.  ein  durch 
Landesgesetze  mit  der  grössten  Ausführlichkeit  geregeltes  Verfahren  für  die 
Beseitigung  der  letzten  Beste  der  theils  genossenschaftlichen,  theils  patri- 
monialen  Agrarverfassung.  Das  lässt  nun  den  Parteienrechten  einen  so  grossen 
Raum,  dass  ein  erfahrener  Praktiker  es  als  vornehmste  Aufgabe  der  process- 
leitenden Behörde  bezeichnet  hat,  durch  Vergleichsstiftung  zu  bewirken, 
dass  es  überhaupt  nicht  zu  dem  kostspieligen  und  langwierigen  Verfahren 
komme.  Das  gilt  nun  in  andern  Fällen  auch,  und  man  wird  deshalb  einen 
geschickten  Vergleich  in  allen  Fällen  volkswirtschaftlich  höher  schätzen 
müssen,  als  eine  geschickt  durchgeführte  langwierige  Verhandlung,  und  es 
wird  ferner  für  die  Durchführung  des  Vorverfahrens  der  erfahrenste  Ver- 
waltungsmann und  der  geschickteste  ihm  beizugebende  Experte  gerade 
gut  genug  sein. 

Wird  im  Vorverfahren  eine  Einigung  erzielt,  so  ist  über  den  für 
rechtlich  zulässig  erkannten  Inhalt  derselben  durch  die  zuständige  Behörde 
noch  förmlicher  Beschluss  zu  fassen. 

Wo  Vorverfahren  nicht  für  nöthig  erachtet  wird,  oder  über  die  durch 
Vergleich  nicht  erledigten  Fragen  ist  öffentliche  mündliche  Verhandlung 
anzuordnen. 

Gewöhnlich  hört  man,  dass  jeder  verwaltungsrechtliche  Process  seiner 
Natur  nach  wegen  der  an  ihm  betheiligten  öffentlichen  Interessen  von  der 
Officialmaxime   beherrscht   sei.^)    Dem  gegenüber   wird  es  processrechtlich 


*)  So   hebt    auch    Brunstein   a.  a.  0,    S.  13   nur  die   officiose   Natur    des  Ver- 
fahrens herror. 
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zum  Ausdruck  kommen  müssen,  dass  die  Behörde  erlaubte  processrechtliche 
Dispositionen  der  Parteien  und  materiell-rechtliche,  im  Laufe  der  Ver- 
handlung selbst  von  ihnen  getroffenen  Verfügungen,  soweit  sie  in  öffent- 
licher Hinsicht  zulässig  sind,  anzuerkennen,  ja  sogar,  wie  dies  im  öster- 
reichischen Bergrecht  betont  wird,  dem  öffentlichen  Interesse,  der  Hebung 
der  Volkswirtschaft  dienende  Dispositionen  der  Parteien  zu  provocieren  und 
möglichst  zu  fördern  habe. 

Für  die  Feststellung  des  Sachverhalts  sind  der  Behörde  alle  geeigneten 
Erkenntnismittel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Für  die  Sicherung  der  Wahr- 
heitspflicht der  Zeugen  ist  durch  Festsetzung  besonderer  Crimin aistrafen 
auf  falsche  Zeugenaussage  vor  den  Verwaltungsbehörden  und  durch  aus- 
drückliche Hervorhebung  der  civilrechtlichen  Schadenersatzpflicht  des  falsch 
Aussagenden  Sorge  zu  tragen.  Parteieneid  oder  eidliche  Vernehmung  der 
Parteien  als  Zeugen  wird  nach  dem  Vorbilde  der  badischen  Verordnung  nur 
auf  jene  Fälle  zu  beschränken  sein,  für  welche  sie  durch  ausdrückliche 
gesetzliche  Bestimmung  zugelassen  werden. 

Einen  der  wundesten  Punkte  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  in 
Oesterreich  bildet  die  Praxis  über  die  Rechtsmittel  gegen  processleitende 
und  provisorische  Verfügungen.  Wenn  auch  ohne  zulängliche  rechtliche 
Unterlage,  werden  nicht  nur  Recurse  gegen  jede  im  Verlaufe  der  admini- 
strativen Verhandlung  erfliessende  processuale  Verfügungen  zugelassen, 
sondern  denselben  sogar  Suspensiveffect  eingeräumt.  Dieser  Suspensiveftect 
wird  dann  zuweilen  sogar  bis  zum  Herablangen  der  verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidung  erstreckt.  So  macht  die  österreichische  Praxis,  was  sie  auf 
der  einen  Seite  an  den  Parteienrechten  verbricht,  auf  der  andern  Seite 
durch  maasslose  Connivenz  gegen  dieselben  wieder  reichlich  wett.  Ich 
erinnere  mich  aus  meiner  Praxis,  wie  in  einem  Wasserrechtsstreit  zwischen 
einem  alten  und  einem  neuen  concurrierenden  Unternehmen  von  Seite  des 
alten  gegen  jede  processleitende  und  gegen  jede  noch  so  bedeutungslose 
provisorische  Verfügung  durch  alle  Instanzen  hindurch  recurriert  und  wie 
jedem  Recurse  sistierende  Wirkung  sogar  bis  zur  Entscheidung  <les  Verwal- 
tungsgerichtshofes zuerkannt  wurde.  Deshalb  wird  eine  zweckmässige  Regelung 
der  Rechtsmittelfrage  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  Reform  gehören. 

Es  wird  überhaupt  nöthig  sein,  den  österreichischen  Behörden  gesetz- 
lich einzuschärfen,  dass  es  ihre  Pflicht  sei,  chicanöse  und  solche  Anträge, 
welche  auf  Verschleppung  gerichtet  sind,  abzulehnen,  und  man  wird  in  das 
Administrativprocessrecht  den  überaus  erspriesslichen,  in  verschiedenen 
österreichischen  Verwaltungsgesetzen  vorkommenden  Rechtssatz  hinüber- 
nehmen müssen,  dass  auch  bei  nachträglicher  Erkenntnis  der  Muthwilligkeit 
eines  Antrages  dem  Antragsteller  der  Ersatz  der  den  Parteien  und  dem 
Staat  aus  der  Durchführung  des  Antrages  erwachsenen  Kosten  auf- 
zuerlegen sei. 

Auf  der  andern  Seite  muss  die  Parteienöffentlichkeit  aller  Beweismittel 
nachdrücklichst  betont  werden,  welche  erklärtermaassen  für  den  Inhalt  des  Ver- 
waltungsactes  bestimmend  gewesen  sind.    Es  muss   als  Nichtigkeit  erk.ärt 
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^vel•(len,  Avenn  die  Behörde  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  Verwertung  eines 
Erkenntnismittels  entscheidet  oder  verfügt,  welches  der  Controle  der  Parteien 
entzogen  worden  ist.^)  Das  bezieht  sich  sowohl  auf  die  Intervention  der  Parteien 
und  auf  ihi^  Antragstellung  bei  Zeugenvernehmungen  und  Expertisen  als  auch 
auf  die  Einsicht  von  Urkunden,   deren  Inhalt  die  Behörde  als   zum  Gegen- 
stande geliörig  behandelt.  Gewiss  liegen  die  wahren  Gründe  der  Entscheidung 
nicht   immer   in    den  Entscheidungsgründen   und    sie   bleiben    nicht   selten 
geheim.  Deshalb    darf  aber   einerseits    die   Behörde  das    vor   den  Parteien 
nicht  geheim    halten,    was    sie    offen    als    Grundlage   ihrer   Entscheidung 
erklärt  hat;   anderseits    muss    mit   der  Vernichtung   eines  Verwaltungsactes 
vorgegangen  Averden,  wenn  es  offenbar  wird,  dass  sein  Ausfall  durch  ein  vor 
den    Parteien    geheim    gehaltenes    processuales   Erkenntnismittel    bestimmt 
worden  ist.  Alles  dies  ist  so  selbstverständlich  und  fliesst  derart  von  selbst 
aus   dem   Wesen    des   Parteiengehörs,   dass   man   sich   über  die   ablehnende 
Haltung  des  Verwaltungsgerichtshofes  in  Sachen  der  Acteneinsicht  in  hohem 
Grade    verwundern   muss.     Der   Verwaltungsgerichtshof   schafft    zwar    kein 
Gewohnheitsrecht,    aber   ein    von    ihm   consequent  festgehaltener   usus  fori 
wirkt    vermöge    der   Autorität    des    Gerichtes    wie    ein    Gewohnheitsrecht. 
Mittels  dieser  seiner  autoritativen  Macht  hat  er  eine  Keihe  von  Grundsätzen 
für  das  Administrativverfahren  aus  dem  objectiven  Rechte  herausentwickelt, 
welche  in  demselben  nicht  mit  der  erforderlichen  Deutlichkeit  ausgedrückt, 
nur    embryonal    enthalten    sind,    zum    Theil    diese    Grundsätze    dort    zur 
Geltung  gebracht,  wo  für  dieselben  nicht  einmal  eine  gesetzliche  Andeutung 
vorhanden  ist.  Hat  doch   der  Verwaltungsgerichtshof  einmal  ausgesprochen, 
die  Schliessung  einer  Fabriksanlage  dürfe  wegen  der  Tragweite  eines  solchen 
Actes  nur  auf  Grundlage  einer  Expertise  stattfinden,  ungeachtet  sie  das  Gesetz 
nicht  vorschreibe.  Wenn  aber  einmal  der  Verwaltungsgerichtshof  seine  Befugnis 
zur  autoritativen    Feststellung  der  wesentlichen  Formen   des  Administrativ- 
verfahrens so  weit  fasst,  so  ist  es  dagegen  doch  ein  Kinderspiel,  die  primitive 
processuale  Wahrheit  auszusprechen,  dass  eine  administrative  Entscheidung 
auf  Grund  von  Beurkundungen  abgelegter  Zeugenaussagen  und  abgegebener 
Gutachten,  welche  vor  den  Parteien  geheim  gehalten  werden,  nur  ein  Hohn 
auf  eine  Entscheidung,  in  Wahrheit  ein  Act  administrativer  Dreyfusjustiz  sei 
und  dass  eine  solche  Geheimhaltung  nicht  bloss  der  administrativen  sondern 
jeder  Art  von  Rechtspflege  widerspreche.  So  bleibt  denn  hier  der  Verwaltungs- 
gerichtshof auf  halbem  Wege  stehen.  „Bis  hierher  und  nicht  weiter,  kamen  die 
schwedischen  Reiter"  heisst  es  auf  einer  alten  Inschrift  in  Tirol.  Das  ist  umso 
bedauerlicher,  als  die  bestehenden  instructionellen  Bestimmungen  der  Acten- 
einsicht nicht  entgegenstehen,  als   anderseits  nach  einer  ü.ir  gemachten  Mit- 
theilung eines  alten,  hervorragenden  Parlamentariers  bei  der  Schaffung  des 
Gesetzes  über  den  österreichischen  Verwaltungsgerichtshof  die  Gewähiung  der 
Acteneinsicht  an  die  Parteien  als  etwas  Selbstverständliches  betrachtet  wurde. 
Es  sollte  deshalb  der  Verwaltungsgerichtshof,  abgesehen  von  jeder  Reform  des 

')  lieber    die    in   diesem  Punkte  herrschenden    argen  Misstände    der  Praxis  ver- 
gleiche Brunstein  a.  a.  0.  S.  18. 
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Verfahrens,  den  adaiinistrativen  Zopf  der  Verschliessung  der  Acten  vor  den 
Parteien  mit  entschlossener  Hand  abschneiden. 

Durch  eigens  darauf  gerichtete  processrechtliche  Normen  wird  für 
die  Vervollkommnung  der  Technik  der  das  Verfahren  abschliessenden  meri- 
torischen  Erledigungen  gesorgt  werden  müssen.  Klarheit  und  Präcision  des 
Inhalts,  sorgfältige  Scheidung  der  thatsächlichen  und  rechtlichen  Feststellungen 
ist  hier  wie  auf  andern  Rechtsgebieten  eine  unerlässliche,  durch  das  Interesse 
der  Rechtssicherheit  und  der  Vermeidung  neuerlicher  Parteienconflicte 
gebotene  Forderung.  Namentlich  in  letzterer  Hinsicht  lässt  die  gegenwärtige 
Praxis  sehr  viel  zu  wünschen  übrig,  trotz  der  ihr  durch  das  Gesetz  über  den 
Verwaltungsgerichtshof  auferlegten  Pflicht  zu  einer  sorgfältigen  Heraushebung 
des  für  ihre  Entscheidungen  und  Verfügungen  als  maassgebend  erachteten 
Thatbestandes. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Regelung  des  Administrativverfahrens  wird 
zu  einer  umfassenden,  schon  im  Staatsgrundgesetz  über  die  Regierungs-  und 
Vollzugsgewalt  vom  Jahre  1867  versprochenen,  von  modernen  Gesichts- 
punkten beherrschten  Regelung  des  Executionsrechts  der  Behörden,  sowie  zu 
einer  Regelung  des  polizeistrafrechtlichen  Verfahrens  zu  schreiten  sein,  welche 
es  ermöglicht,  an  dasselbe  den  gleichfalls  schon  im  Gesetze  über  den 
Verwaltungsgerichtshof  versprochenen  polizeistrafrechtlichen  Rechtsschutz 
dieses  Gerichtshofes  anzugliedern. 

Was  nun  die  materielle  Rechtskraft  der  Verwaltungacte  betrifft,  so 
wird  ihr  Schwergewicht  seit  den  ersten  Andeutungen  Otto  Mayers  in 
der  Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechts  und  den  breiten  Ausfüh- 
rungen Bernatziks  zu  diesem  Punkt  mehr  noch  als  in  der  Unterwerfung 
der  Parteien  unter  den  rechtskräftigen  Act  in  der  Bindung  der  Verwaltung  an 
seinen  dispositiven  Inhalt  erblickt.  Die  Rechtskraft  soll  den  Parteien  ein 
nur  durch  Expropriation  entziehbares  subjectives  Recht  an  dem  Acte  geben. 
So  trefflich  nun  die  Ausführungen  Bernatziks  vom  juristisch-construc- 
tiven  Standpunkte  aus  sind,  so  wird  sich  der  seiner  Verantwortlichkeit  bewusste 
Praktiker  kaum  entschliessen,  mit  denselben  durch  Dick  und  Dünn  zu  gehen. 
Gewisse  öffentliche  Interessen  vertragen  nun  einmal  eine  sie  präcludierende 
Rechtskraft  nicht.  Es  ist  auch  in  der  That  vom  Standpunkte  der  positiven 
Gesetzgebung  nirgend  der  Beweis  gelungen,  dass  aus  einer  fehlerhaften,  für 
die  Parteien  rechtskräftigen  Entscheidung  oder  Verfügung  polizeiwidrigen, 
sicherheitsgefährlichen  Inhalts  den  Parteien  ein  subjectives  Recht  gegenüber 
dem  Staate  erwachse,  ganz  besonders  dann,  wenn  die  Forterhaltung  des  so 
geschaffenen  Zustandes  ein  criminelles  Delict  begründen  würde.  Man  wird 
mit  Pfizer  dem  Jüngeren  sagen  müssen,  ein  Delict  kann  nicht  rechts- 
kräftig  werden. 

Indes  ist  es  möglich,  sich  im  praktischen  Erfolge  der  materiellen 
Rechtskraft  gegen  den  Staat  zu  nähern  durch  Festsetzung  einer  Schaden- 
ersatzpflicht des  Staates  für  den  nothwendig  gewordenen  Widerruf  oder  die 
Nichtbeachtung  einer  fehlerhaften,  für  die  Parteien  rechtskräftigen  Entscheidung 
oder  Verfügung  der  Verwaltungsbehörde.    Freilich   wäre  diese  Ersatzpflicht 
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ZU  mildern  durch  eine  von  der  socialen  Moral  geforderte  Mitwirkungspflicht 
der  Parteien  zur  Herstellung  einer  richtigen  Entscheidung  oder  Verfügung, 
ganz  wie  das  Steuerrecht  eine  solche  Mitwirkungspflicht  vom  Standpunkte 
der  Steuermoral  festsetzt,  sofern  die  Ersatzpflicht  des  Staates  zu  entfallen 
oder  sich  zu  verengen  hätte,  wenn  die  Partei  unterlassen  hat,  dem  Irrthum 
der  Behörde  vorzubeugen,  ungeachtet  sie  dies  vermöge  ihrer  Intelligenz  und 
vermöge  der  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zu  thun  imstande  gewesen 
wäre.  Diesen  weisen  Grundsatz  der  Mitwirkungspflicht  der  Parteien  zu 
correcten  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  Behörden  hat  schon  im  Jahre 
1832  der  württembergische  Geheimrath  in  einem  Urtheile  ausgesprochen, 
sofern  er  die  Entziehung  von  gesetzwidrig  ertheilten  Parteienbefiignissen 
zulässig  erklärt,  wenn  die  Partei  die  Gesetzwidrigkeit  selbst  zu  erkennen 
in  der  Lage  war,  und  die  citierte  badische  Verordnung  v.  J.  1884  spricht  hier 
von  entziehbaren  erschlichenen  Befugnissen,  ohne  zu  scheiden,  ob  die 
Befugnis  durch  Verfügung  ertheilt  oder  ob  sie  auf  Grund  formell  rechtskräf- 
tiger Entscheidung  verliehen  wurde.  Anderseits  wird  die  Ersatzpflicht  des 
Staates  für  einen  nur  von  seinen  Behörden  verschuldeten  Fehler  zu 
einer  gerechteren  Lösung  der  Schadenersatzfrage  führen,  als  sie  zuweilen  vom 
Standpunkte  des  Nachbarrechtes  und  der  Ersatzpflicht  der  Parteien 
möglich  ist.  Gegenwärtig  fragt  man  bei  allen  Schäden,  welche  durch  Werk- 
anlagen irgend  welcher  Art  angerichtet  werden,  immer  nur,  welche  Priva  t- 
partei  hat  sie  zu  ersetzen?  Die  überaus  naheliegende  Frage,  inwiefern  der 
Schaden  durch  eine  verfehlte,  von  den  Parteien  vergeblich  bekämpfte  und 
ihnen  aufgenöthigte  Verfügung  der  Verwaltungsbehörden  verursacht  worden  sei, 
darf  vom  Standpunkte  des  geltenden  Kechtes  für  den  Zweck  der  Feststellung 
einer  Ersatzpflicht  des  Staates  nicht  erörtert  werden.  Die  Ersatzpflicht  des 
Staate-!  müsste  eben  auch  zurückwirken  auf  die  Organisation  und  Besetzung 
der  Behörden  selbst. 

Sehr  richtig  hat  Brunstein  erkannt,  dass  die  blosse  Regelung  des 
Administrativprocesses  eine  halbe  Maassregel  bleibt,  wenn  nicht  durch  die 
Organisation  der  processleitenden  Behörde  eine  Bürgschaft  für  die  Einhaltung 
der  Verfahrens  Vorschriften  geschaffen  wird.  Hierin  liegt  nun  die  zweite  grosse 
Schwierigkeit  der  Reform.  Eine  grundlegende  Aenderung  der  Verwaltungs- 
organisation, welche  allein  diesem  Zwecke  zu  entsprechen  vermag,  ist,  wenn 
sie  auch  nur  auf  den  Processzweck  beschränkt  bleibt,  nur  mittels  Gesetzes 
möglich,  und  die  Competenz  der  Reichsgesetzgebung  erstreckt  sich  nur  auf 
die  Staatsbehörden.  Die  Landesgesetzgebung  für  eine  Einschränkung  der 
politischen  Macht  der  sogenannten  autonomen  Behörden  zu  gewinnen,  wie  sie 
mit  einer  selbst  nur  für  den  Processzweck  bestimmten  Umänderung  ihrer 
Organisation  unvermeidlich  verbunden  wäre,  wird  überaus  schwierig  sein,  und 
wir  können  nur  hoffen,  dass  die  Schwierigkeit  keine  unüberwindliche  sein  werde. 
Was  nun  die  Organisation  der  staatlichen  Verwaltungsprocessbehörden 
betrifft,  so  »rscheint  es,  wenn  man  nicht  auf  die  ehemals  bestandenen  Kreis- 
behörden zurückkommen  will,  am  einfachsten,  mit  Beschränkung  auf  den 
Verwaltungsprocess  dem  Bezirkshauptmann  ein  Collegium  anzugliedern  und 
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bei  den  Landesstellen  einen  ständigen,  nach  dem  Vorbilde  der  ersten  Instanz 
organisierten  Verwaltungsprocessenat  zu  schaffen,  für  welchen  ein  unter  Theil- 
nahme  der  Parteien  sich  vollziehendes,  auf  den  Grundsätzen  der  Unmittelbarkeit 
und  Oeffentlichkeit  aufgebautes  Beruflingsverfahren  zu  schaffen  sein  wird.  Bei 
der  collegialen  Organisation  der  Bezirkshauptmannschaft  als  Processbehörde 
wäre  nicht  nur  nach  Gneisi'schem  Muster  auf  das  Organisationsprincip 
des  Ehrenamtes  Gewicht  zu  legen,  sondern  auch  auf  die  von  dem  B run- 
stein mit  Recht  geforderte  Eingliederung  von  Richtern  in  das  Col- 
legium.^)  Diese  Verbindung  von  Richtern  und  Verwaltungsmännern  zur  Ent- 
scheidung von  Verwaltungsrechtssachen  bat  einstmals  in  allen  Instanzen 
der  landesfürstlichen  Rechtspflege  in  Oesterreich  eine  sehr  bedeutsame 
Rolle  gespielt,  und  die  letzte  Nachwirkung  dieses  echt  österreichischen 
Organisationsprincips  äussert  sich  sogar  in  dem  von  dem  unverhülltesten 
Polizeiabsolutismus  beherrschten  Vereinsgesetze  vom  Jahre  1852,  welches 
im  §  25  der  Vereinsbehörde  aufgibt,  bei  der  Entscheidung  über  die  Auf- 
lösung eines  Vereins  zwei  Justizräthe  beizuziehen.  In  der  That  wird  nach  den 
gemachten  Erhebungen  niemand  mit  Gneist  die  Bedeutung  des  Ehrenamtes 
als  Organisationsprincip  in  der  mit  ihm  verknüpften  Verfügung  der 
Sachlichkeit  und  Unparteilichkeit  der  Behörde  erblicken.  Der  Wert  des 
Ehrenamtes  besteht  wesentlich  in  den  durch  dasselbe  dem  behördlichen 
Organismus  zugeführten  praktischen  Erfahrungen.  Dagegen  \  erbürgt  die 
Eingliederung  von  Justizmännern  in  die  Verwaltung  eine  grössere  Gründ- 
lichkeit und  Objectivität. 

In  hohem  Grade  nachahmenswert  ist  die  Bestimmung  des  badischen 
Verfahrens,  wonach  die  Verwaltungsprocessbehörde  befugt  ist,  Fachmänner, 
welche  für  die  Beurtheilung  der  Sache  besonders  geeignet  erscheinen,  mit 
consultativem  Votum  zu  ihren  Entscheidungen  heranzuziehen. 

In  ähnlicher  Weise  wie  die  staatlichen  Behörden  der  inneren  Verwaltung 
werden  die  raagistratischen  Behörden,  welchen  die  Zuständigkeit  der  Bezirks- 
hauptmannschaften überwiesen  ist,  für  den  Processzweck  zu  organisieren  sein. 

Doch  scheint  mir,  was  die  Bezirkshauptmannschaft  betrifft,  die  Durch- 
führung der  hier  empfohlenen  Reform  von  einer  gleichzeitigen  Entlastung 
derselben  durch  Ausscheidung  der  Verwaltung  der  directen  Steuern  sowie 
der  Militärsachen   aus   dem   bezirkshauptmannschaftlichen  Ressort  abhängig. 

Unzweifelhaft  müsste  eine  Reform  von  der  hier  dargestellten  Art  auch 
auf  die  Gestaltung  der  Rechtssprechung  des  Verwaltungsgerichtshofes  zurück- 
wirken. Sie  müsste  für  denselben  eine  Entlastung  in  doppelter  Richtung 
zur  Folge  haben,  einmal  insofern  bei  einer  sachgemässen  Gestaltung  des 
Verwaltungsverfahrens  und  der  zu  dessen  Durchführung  bestimmten  Behörden 
sich  die  Zaiil  der  Beschwerden  an  den  Verwaltungsgerichtshof  vermindern 
würde,  zweitens  insofern  gegenüber  einem  auf  Mündlichkeit  und  Unmittel- 
barkeit aufgebauten,  vor  Collegialbehörden  durchgeführten  Processe  die 
Stellung  des  Verwaltungsgerichtshofes,  soweit  es   sich  um  die   dem   neuen 
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Verfahren  unterliegenden  Angelegenheiten  handelt,  zu  der  eines  Kevisions- 
gerichtes  umgestaltet  werden  könnte,  was  er  augenblicklich  nicht  ist.  Denn 
gegenwärtig  begründet  die  einfache  Behauptung  des  Beschwerdeführers,  dass 
ihm  durch  den  angefochtenen  Verwaltungsact  eine  Kechtsverletzung  dieser 
oder  jenel'  Art  zugefügt  worden  sei,  die  Pflicht  des  Verwaltungsgerichtshofes, 
eine  allseitige  Prüfung  sowohl  der  Rechtmässigkeit  des  angefochtenen 
Actes  im  Verhältnisse  zum  Beschwerdeführer  als  auch  der  Ordnungsmässigkeit 
des  ihm  zugrunde  liegenden  Verfahrens,  eine  allseitige  Durchforschung  des 
zuweilen  sehr  umfangreichen  und  verworrenen  Actenmateriales  des  admini- 
strativen Verfahrens  vorzunehmen,  während  bei  einer  Revision  die  Prüfung 
auf  die  von  der  Partei  sorgfältig  zu  specificierenden  Beschwerdepunkte 
materiell-  oder  processrechtlichen  Inhalts  beschränkt  bleiben  müsste. 

Dafür  könnte  anderseits  der  Rechtsmittelzug  gleich  von  der  zweiten 
Instanz  an  den  Verwaltungsgerichtshof  eröffnet  werden,  nur  dass  für  die 
Einheit  der  Verwaltung  durch  Aufstellung  von  Vertretern  der  öffentlichen, 
damit  zugleich  auch  der  centralistischen  Interessen  und  durch  Ausstattung 
derselben  mit  dem  ihrer  Aufgabe  angemessenen  Antragsrechte  Sorge  getragen 
werden  müsste.  Die  landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  besass  einen 
solchen  Vertreter  im  Fiscal-  oder  Kammerprocurator. 

Einen  überaus  wichtigen  Bestandtheil  der  Reform  des  Administrativ- 
verfahrens hätte  die  Fürsorge  für  eine  prompte  und  sachgemässe  Erledigung 
jener  Verwaltungssachen  zu  bilden,  für  welche  kein  besonderes  Verfahren 
vorgesehen  ist.  Die  Nachahmung  der  in  der  Epoche  der  landesfürstlichen 
Verwaltungsrechtspflege  zugelassenen  querela  ob  justitiam  denegatam  aut 
protractam  und  der  sich  daran  knüpfenden  Strafmandate  an  die  säumige 
Obrigkeit  oder  die  Reception  der  französischen  Bestimmung,  dass  die  Partei 
das  Recht  hat,  ein  binnen  einer  bestimmten  Frist  von  der  Behörde  nicht 
erledigtes  Gesuch  als  abgewiesen  zu  behandeln  und  die  zulässigen  Rechtsmittel 
gegen  die  so  fingierte  Abweisung  zu  ergreifen,  erscheint  nicht  empfehlens- 
wert. Wichtiger  als  solche  Palliativmittel  wäre  eine  Reform  der  Geschäfts- 
ordnung der  Behörden  an  Haupt  und  Gliedern,  für  welche  Vorschläge  zu 
erstatten  nur  derjenige  zuständig  ist,  der  auf  Grund  langjähriger  Praxis 
in  den  Centralstellen  das  ganze  Triebwerk  der  Verwaltung  von  innen  aus 
gründlich  kennt.  Für  den  Aussenstehenden  scheint  der  Sitz  des  Uebels  in 
den  Landes-  und  in  den  Centralstellen  zu  liegen;  denn  die  Ministerialver- 
ordnung  vom  29.  August  1868  gibt  zwar  den  politischen  Instanzen  auf, 
jede  Beschwerde  längstens  binnen  8  Tagen  an  die  Oberbehörde  zu  leiten, 
leider  sagt  aber  die  Verordnung  über  den  wichtigen  Punkt  nichts,  innerhalb 
welcher  Maximalfrist  die  Oberbehörde  den  Recurs  erledigt  haben  muss,  und 
jedermann  weiss,  wie  vielemal  8  Tage  ein  solcher  Recurs  bei  der  Ober- 
behörde liegen  bleibt.  Es  ist  auch  bekannt,  mit  welcher  fast  despotischen 
Rücksichtslosigkeit  Kaiser  Josef  IL  der  Bedächtigkeit,  diesem  Erbübel  der 
österreichischen  Verwaltung,  an  den  Leib  gegangen  ist,  und  es  bedürfte  eines 
Mannes  von  gleicher  Rücksichtslosigkeit  und  Energie,  um  die  Hindernisse, 
welche  sich   einer  zeitgemässen  Beschleunigung  der   Verwaltung  entgegen- 
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stellen  und  zum  Theile  ethnologischer,  zum  Theile  socialer  Natur  sind,  zu 
überwinden,^) 

Woran  aber  die  österreichische  und  wie  ich  glaube  auch  die  deutsche 
Staatsverwaltung  leidet,  das  ist  der  Mangel  einer  Fürsorge  für  einen  ent- 
sprechenden verwaltungstechnischen,  verwaltungspolitischen  Inhalt  der  Decer- 
nate.  Der  Geist,  der  unsere  Staatsverwaltung  beherrscht,  ist  der  einer 
unzulänglichen  juristischen  Bildung  und  der  aus  dem  Mangel  verwaltungs- 
politischer Schulung  hervorgehenden  Indifferenz,  Indolenz  und  Unfrucht- 
barkeit in  Sachen  der  Verwaltungspolitik.  Und  doch  hat  das  Administrativ- 
verfahren nicht  bloss  dem  nur  auf  sich  bedachten  Partei-  oder  Individual- 
interesse sondern  auch  der  Verwaltung  zu  dienen.  Es  sei  gestattet,  in 
Anknüpfung  an  diesen  Punkt  eine  historische  Erinnerung  aufzufrischen.  Von 
den  Verwaltungsreformen  Maximilians  I.  bis  auf  Maria  Theresia  lag 
das  Decernat  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  sowie  die  Kechtspflege 
auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  in  der  Hand  der  aus  Angehörigen 
des  Feudaladels  und  aus  Juristen  zusammengesetzten  Kegierungen.  Die  Came- 
ralisten, also  die  eigentlichen  Verwaltungsmänner,  sassen  in  den  Kammern 
und  waren  wesentlich  auf  die  berathende  Function  beschränkt.  Sofern  sie  als 
Kammerrepräsentanten  an  der  gerichtlichen  Kechtspflege  theilnahmen,  erwies 
sich  ihre  sociale  Stellung  nicht  immer  stark  genug  gegenüber  dem  Einfluss 
der  dem  Hochadel  angehörigen  Beisitzer. 

Infolge  dieses  Uebergewichtes  des  ständischen  Geistes  und  der 
Jurisprudenz  über  die  Cameralistik  kam  es  zu  einer  Gestaltung  der 
Verwaltungszustände,  welche  von  den  Berathern  Maria  Theresias  als  Grund 
für  das  Zurückbleiben  der  politischen  Entwicklung  des  grossen  Oesterreich 
hinter  jener  des  kleinen  Preussen  erkannt  wurde.  Die  Kaiserin  entschloss  sich 
deshalb  im  Jahre  1749,  die  ganze  Competenz  der  historischen  Kegierungen 
mit  Ausschluss  der  Justiz  auf  die  ein  Jahr  zuvor  geschaffenen,  collegial- 
organisierten  Deputationen  zu  übertragen,  bei  deren  Besetzung  ausschliesslich 
die  Befähigung  der  Anzustellenden  für  die  Verwaltung  maassgebend  gewesen 
war.  Fortan  sollten  die  Cameralisten  den  Landesfürsten  in  der  Ausübung 
der  Regierungsgewalt  vertreten,  seine  Statth altereien,  seine  Repräsentationen 
bilden.  Und  so  führen  die  neuen  Behörden  den  Titel:  Repräsentation  und 
Kammer.  Daran  knüpft  sich  dann  eine  Reform  der  Vorbildung  für  den 
Verwaltungsdienst  an  den  Universitäten,  insofern  die  juristischen  Facul- 
täten  die  Staatslehre  und  Cameralistik  den  philosophischen  abzunehmen  und 
die  Cameralistik  und  Polizeiwissenschaft  in  ungleich  höherem  Maasse  zu 
pflegen  haben,  als  es  bisher  geschehen  war. 

Gegenwärtig  ist  die  Verfassung  unserer  Verwaltung  dieselbe,  welche 
vor  der  Theresianischen  Reform  bestanden  hat.  Wenigstens  auf  dem  Gebiete 
der  inneren  Verwaltung  kommt  in  den  untersten  und  in  den  mittleren 
Instanzen  das   Decernat    ausschliesslich   den   adeligen    oder   nicht  adeligen 
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Juristen  zu,  und  der  Verwaltungsmann  ist  auf  die  Stelle  eines  Consi- 
liarius  beschränkt.  Und  doch  entsteht  die  Frage,  ob  nicht  das  umgekehrte 
Verhältnis  das  natürliche  ist,  ob  nicht  für  die  Berufung  zum  bureaukratisch 
organisierten  Decernat  die  Befähigung  für  die  Verwaltung  ausschlaggebend 
sein  sollte,  und  ob  der  blosse  Verwaltungsjurist  nicht  auf  die  Berathung  des 
eigentlichen  Verwaltungspolitikers  über  die  Durchführbarkeit  seiner  Ideen 
vom  rechtlichen  Standpunkt  und  die  rechtlichen  Formen  der  Durchführung 
zu  beschränken  sei?  Jedenfalls  steht  es  fest,  dass  bei  dem  gegenwärtig  in 
Oesterreich  herrschenden  Organisationsprincip  weder  die  Verwaltung  noch 
auch  die  Verwaltungsjurisprudenz  zu  der  wünschenswerten  Entfaltung 
gelangt  und  dass,  wenn  man  von  dem  Begriffe  der  Verwaltungspolitik  aus- 
geht, der  Name  politische  Behörden,  welchen  unsere  Behörden  der  inneren 
Verwaltung  führen,  ein  unverdienter,  ein  lucus  a  non  lucendo  ist.  Eine 
Veränderung  dieses  Organisationsprincips  der  bureaukratischen  Verwaltung  in 
der  Eichtung  des  natürlichen  Verhältnisses  ist  wohl  bei  der  gegenwärtigen 
Herrschaft  des  Conservatismus  als  Utopie  zu  bezeichnen.  Was  aber  durch- 
führbar ist,  das  ist  die  Stärkung  des  verwaltungspolitischen  Elements 
innerhalb  der  Verwaltung  in  allen  Fällen,  wo  collegiale  Beschlussfassung 
stattfindet,  durch  Verstärkung  der  Collegien  mittels  hervorragender  Ver- 
waltungsmänner und  Ausstattung  der  letzteren  mit.decisivem  Votum,  dann 
eine  auf  eine  erhöhte  verwaltungstechnische,  verwaltuugspolitische  Schulung 
gerichtete  Reform  der  Vorbildung  für  den  Verwaltungsdienst.  Das  hat 
Lorenz  von  Stein  schon  vor  30  Jahren  betont  und  dazu  wird  es  einmal 
kommen  müssen.  Immer  vernehmlicher  werden  die  Klagen  über  den  kürzlich 
selbst  von  dem  gegenwärtigen  Ministerpräsidenten  zugestandenen,  unsere 
Verwaltung  verknöchernden,  nicht  bloss  unpolitischen  sondern  auch  das  wahre 
Wesen  der  Verwaltungsjurisprudenz  verletzenden  Formalismus,  immer  lauter 
der  etwas  Selbstverständliches  enthaltende  Wunsch,  dass  innerhalb  der 
Verwaltung  der  Verwaltung  eine  Gasse  zu  eröffnen  sei. 

Und  damit  komme  ich  zu  dem  Ausgangspunkte  meiner  Erörterungen 
zurück. 

Es  sind  25  Jahre,  seitdem  die  österreichische  Regierung  die  Nothwendig- 
keit  einer  Reform  des  Administrativ  Verfahrens  anerkannt,  und  bald  18  Jahre, 
dass  eine  so  ansehnliche  Versammlung  wie  der  österr.  Advocatentag  die 
Dringlichkeit  einer  solchen  Reform  ausgesprochen  hat.  Darin  liegt  nun  kein 
besonders  günstiges  Omen  für  den  Erfolg  der  Discussion  über  dieses  Thema 
in  der  Mitte  der  Wiener  juristischen  Gesellschaft.  In  der  That  sind  durch 
die  Gestaltung  unserer  politischen  Verhältnisse  die  Chancen  einer  Reform 
des  Administrativverfahrens,  wenn  möglich,  noch  ungünstiger  geworden,  als 
sie  es  vielleicht  noch  vor  10  Jahren  gewesen  sind.  Die  Regierungen 
werden  für  geraume  Zeit  ganz  andere  Sorgen  haben  als  eine  solche  Reform. 
Wir  können  deshalb  die  Reform  des  Administrativverfahrens  nur  erhoffen 
unter  dem  Einflüsse  einer  Art  von  Aberglauben,  der  die  Thatsache  zur 
Grundlage  hat,  dass  nicht  lange  nach  der  Discussion  über  die  Reform  des 
Civilprocesses    im    Schosse    der    Wiener    juristischen    Gesellschaft    diese 
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Eeform  in  erfolgreicher  Weise  durchgeführt  worden  ist.  Wir  können  nur 
hoffen,  dass  sich  abermals  wie  bei  der  Civilprocessreform  ein  post  hoc  ergo 
propter  hoc  ereignen  wird,  und  dass  nobis  deliberantibus  schon  der  Mann 
erstanden  ist,  von  der  gleichen  Geschicklichkeit  und  Entschlossenheit,  die 
bestehenden  Hindernisse  zu  überwinden,  mit  welcher  die  Civilprocessreform 
erfolgreich  zu  Ende  geführt  worden  ist.  Freilich  sind  die  politischen 
Schwierigkeiten  in  unserem  Fall  viel  grösser. 

Aber  zwei  unerlässliche  Bedingungen  für  das  Gelingen  des  Werkes 
können  nicht  scharf  genug  betont  werden. 

Einmal  darf  die  Processtechnik  zu  Gunsten  der  Parteienrechte  nicht 
so  weit  getrieben  werden,  dass  durch  dieselben  das  materielle  Recht  und 
die  schöpferische  Kraft  der  Verwaltung  überwuchert  und  erstickt  wird. 

Sonst  haben  wir  bei  der  geringen  Initiative  und  Selbständigkeit,  die 
dem  Oe?terreicher  und  damit  zugleich  aucii  dem  zur  Verwaltung  berufenen 
Oesterreicher  innewohnt,  zu  besorgen,  dass  wir  vor  lauter  processualen 
Parteienrechten  gar  nicht  zur  Verwirklichung  unserer  materiellen  Rechte 
und  zur  Befriedigung  unserer  berechtigten  Interessen  gelangen.  Dann  aber 
kommen  wir  von  dem  Regen  in  die  Traufe. 

Die  zweite  Bedingung  möchte  ich  mit  jenen  schlichten  Worten 
kennzeichnen,  welche  eia  preussischer  Praktiker,  der  die  Theresianische 
Verwaltungsreform  von  1749  aus  eigener  Erfahrung  gekannt  hat,  für  den 
gewonnenen  Eindruck  von  der  Art  ihrer  Durchführung  gebraucht.  Seine 
Darstellung  der  Reform  ist  von  keinem  Geringeren  als  Ranke  der  Auf- 
bewahrung für  die  dauernde  Erinnerung  gewürdigt  worden.^)  Es  heisst 
dort:  „Die  geschicktesten  Leute  wurden  dabei  angesteJt."  So  können  auch 
wir  uns  von  der  gewünschten  Reform,  sie  mag  einen  noch  so  vollendeten 
gesetzgeberischen  Ausdruck  erfahren,  einen  Erfolg  nur  dann  versprechen, 
wenn  die  fördersamsten  und  befähigtesten  Männer  mit  ihrer  Verwirklichung 
in  der  Praxis  betraut  werden.  Möglich,  dass  sie  durch  die  Reform  aus 
verborgener  Tiefe  zur  Oberfläche  emnorgetrieben  werden.  Dann  wäre  die 
Reform  mit  doppelter  Freude  zu  begrüssen,  nicht  bloss  wegen  des  vervcdl- 
kommneten  Rechts-  und  Interessenschutzes,  sondern  vielleicht  noch  mehr  im 
Interesse  des  Staates,  der  eine  wirkungsvolle,  befruchtende  und  fruchtbare 
Verwaltung  so  nöthig  hai  wie   einen  Bissen  Brot. 


*)  Fürst  im  2.  Bande   der  historisch-politischen  Zeitschrift  von  Ranke,  S.  692. 
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Die    Steuer    von    den    städtischen    Immobilien    Russlands   zu    com- 

munalen   Zwecken. 

Darlegung.  ^) 

Das  Gebiet  für  die  Wirksamkeit  der  Stadtcommunalverwaltung. 
Der  Wirkungskreis    der  Stadtcommunalverwaltung   ist    im    Allgemeinen   auf 
das    Gebiet    der    städtischen   Ansiedlung   und    der    ihr   zugewiesenen    Ländereien 
beschränkt. 

Die  rechtliche  Grundlage  für  die  Besteuerung  der  Immo- 
bilien in  den  Commune n. 

Die  rechtliche  Grundlage  für  die  Besteuerung  der  communalen  Immobilien 
bildet  die  „Eussische  Städteordnung  vom  16.  Juni  1870*  respective  „Die 
Städteordnung  vom  11.  Juni  1892",  aus  welchen  wir  die  betreffenden  Artikel 
im  ersten  Capitel  dieser  Abhandlung  kennen  gelernt  haben. 

Auf  Grundlage  jener  in  den  Städteordnungen  im  Ganzen  sehr  allgemein 
gegebenen  Bestimmungen  haben  die  verschiedenen  Städte  ihre  Instructionen  im 
einzelnen  in  verschiedener  Weise  ausgebaut,  wodurch  interessante  Eigenthümlich- 
keiten  und  Abweichungen  entstanden  sind,  welche  nicht  wenig  Material  zur 
eventuellen  Ausarbeitung  der  Reglements  bieten,  die  im  allgemeinen  (etwa  mit 
Ausnahme  derjenigen  St.  Petersburgs,  Moskaus,  Warschaus,  Rigas, 
Wladimirs  und  Nischnij-Nowgorods)-)  noch  nicht  gut  ausgebildet  sind. 

Manche  Städte,  wie  z.  B.  besonders  Libau  und  Werro,  berücksichtigen  in 
ihren  Instructionen  bloss  die  allerwesentlichsten  Momente  für  die  Besteuerung, 
andere,  wie  Saratow,  Smolensk,  Minsk  etc.,  besitzen  keine  speciellen  Schätzungs- 
reglements   und    bloss    die    Städteordnung    dient    ihnen    zur    Richtschnur.     Die 


')  Der   Kurze    halber   werde    ich    oft    an    Stelle  der  Anführung   des  betreffenden 
Eeglements  den  Namen  der  betreffenden  Stadt  benützen. 
2)  Die  aber  auch  der  Reform  bedürfen. 
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Instructionen  mancher  Städte  weisen  oft  grosse  Aehnlichkeit  im  allgemeinen 
und  einzelnen,  ja  manchmal  fast  vollständige  Uebereinstimmung  auf  (z.  B.  die- 
jenigen Eigas  und  Pernaus,  Mitaus  und  Windaus);  für  kleine  Städte  oder 
Flecken  gelten  manchmal  die  Bestimmungen  benachbarter  grösserer  Städte  (z.  B. 
in  Baltischport  die  Eevaler  Instructionen). 

In-  einer  Reihe  von  Städten  gibt  es  keine  gedruckten  Instructionen,  so  z.  B. 
in  Tula,  Kasan,  Saratow,  Tschernigovr,  Minsk,  Wilna,  Werro  etc. 

Das  Gebiet  für  die  Besteuerung  der  Immobilien. 

Nach  Art.  128  der  „Städteordnung  vom  11.  Juni  1892",  ist  das  Gebiet 
für  die  Besteuerung  der  Immobilien  die  „städtische  Ansiedlnng". 

Will  man  sich  aus  den  1892  bestehenden  Instructionen  ein  Bild  über  das  Gebiet 
der  Geltung  der  Immobiliensteuer  machen,  so  bemerkt  man  Folgendes:  Eine  Gruppe 
der  Eeglements  sagt  bloss,  dass  der  Einschätzung  alle  Immobilien^)  der  betreffenden 
Stadt  unterworfen  seien.  Das  findet  man  z.B.  in  St.  Petersburg  (§1),  Tiflis 
(§  1),  Astrachan  (§  1),  Stawropol  (§  1),  Rjäsan  (§  1),  Baku  (§  1).  Eine 
andere  Gruppe  bilden  z.  B.  Städte  wie  Moskau  (§  2),  Odessa  (§  1)  und 
Kischinew  (§  1),  wo  alle  Immobilien,  die  „in  den  Grenzen  der  Stadt"  belegen 
sind,  besteuert  werden  sollen. 

Wladimir  (§  2)  versucht  die  Grenzen  des  Steuergebiets  näher  anzugeben 
und  erläutert,  dass  der  Einschätzung  alle  Immobilien  unterliegen  sollen,  welche 
in  der  Stadt  und  den  Grenzen  der  städtischen  Besitzungen  belegen  sind,  welch 
erstere  durch  den  Plan  der  Generalvermessung  bestimmt  seien. 

Eine  andere  Gruppe  bilden  Städte,  wie  z.  B.  Riga  (§  3)  und  Bernau  (§  3), 
welche  alle  „im  Stadtgebiete"  belegenen  Immobilien  besteuern  und  jenen  Begriff 
zu  präcisieren  suchen.  Riga  bezeichnet  als  Stadtgebiet  die  Stadt,  die  Vorstädte 
und  das  Patrimonialgebiet  mit  Ausschluss  der  zu  selbständigen  Bauerngemeinden 
gehörigen  Theile  des  letzteren.-)  Bernau  bestimmt  als  Stadtgebiet  „die  Stadt,  die 
Vorstadt  und  das  Weichbild". 

In  Libau  wird  „sämmtliches  in  der  Stadt  und  im  Weichbilde  derselben 
gelegenes  Grundeigenthum"  besteuert.  Dorpat  (§  2)  besteuert  „in  Grundlage  des 
Art.  129  der  Städteordnung  von  1870"  bei  Berücksichtigung  bestimmter  Aus- 
nahmen „alle  im  Stadtbezirk  belegenen,  d.  h.  der  städtischen  Jurisdiction  und 
Besteuerung  unterworfenen  Gebäude". 

Eeval  unterzieht  der  Besteuerung  alle  „im  Territorium  der  Stadt  Eeval 
belegenen  Immobilien"  (§  2). 

Abgesehen  von  der  in  der  Städteordnung  von  1892  gegen  früher  enthaltenen 
Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  Immobiliensteuer  war  übrigens  auch  schon 
z.  B.  aus  Senatsentscheidungen  betreffs  in  Charkow  über  jenes  Geltungsgebiet 
entstandener  Processe  eine  weitere  Auffassung  jenes  Gebietes  im  Jahre  1889 
zu  ersehen. 

Durch  Senatsentscheidung  vom  12.  Mai  und  30.  November  des  Jahres  1889 
wurde  für  Charkow  bestimmt,  dass: 

1)  Die  Ausnahmen  werden  dabei  aber  stets  angegeben. 

2)  Seit  Beendigung  dieser  Arbeit  ist  die  Aufhebung  des  Patrimonialgebietes  erfolgt. 


n 
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1.  Gemäss  Punkt  129  der  Städteordnung,  der  städtischen  Immobiliensteuer 
nicht  nur  die  im  Weichbilde  der  Stadt,  sondern  auch  die  in  den  städtischen 
Grenzen  belegenen  Immobilien  unterworfen  seien,  und 

2.  dass  unter  städtischen  Grenzen,  nach  dem  genauen  Sinne  des  Gesetzes, 
nicht  ausschliesslich  nur  städtisches  Territorium,  sondern  auch  alle  Ortschaften 
zu  verstehen  seien,  welche  sich  unter  der  städtischen  Gemeindeverwaltung  in 
Hinsicht  auf  Fürsorge  und  Verwaltung  befinden. 

Eine  Eintheilung  in  ein  gewisses  engeres  und  weiteres  Stadtgebiet  mit 
entsprechend  verschiedenen  Einschätzungsregeln  gibt  es  nur  in  Eiga,  dagegen 
wird  in  manchen  anderen  Communen  Rucksicht  genommen  auf  die  Lage  der  ver- 
schiedenen Immobilien,  z.  ß.  bei  der  Besteuerung  von  Speichern,  von  Grund- 
stücken, die  landwirtschaftlich  benützt  werden,  bei  der  Anrechnung  eventueller 
Leerstehungen  etc.  ^) 

Gegenstand  der  Einschätzung. 
Objecto  der  Einschätzung  sind,  wie  wir  bereits  vorhin  sahen,  abgesehen 
von  den  Ausnahmen,  alle  wie  es  in  der  neuen  Städteordnung  vom  11.  Juni  1892 
(Art.  128)  heisst  „im  Gebiete  der  städtischen  Ansiedelung'^  befindlichen  Immo- 
bilien (d.  h.  Gebäude  und  Grnnd).  Als  Ergänzung  zu  den  nach  der  Städteordnung 
bestehenden  Ausnahmen  von  der  Steuer  seien  aus  den  einzelnen  Instructionen 
noch  folgende  angeführt:  In  Astrachan  gilt  die  Bestimmung,  dass  Gebäude, 
die  sich  wegen  Mittellosigkeit  ihrer  Eigenthümer  in  unordentlichem  Zustande 
befinden  und  daher  keine  Erträge  ergeben,  von  der  Steuer  freizulassen  sind 
(§  8  d).  In  Baku  (§  35  b,  c,  d),  Riga  (§  6  f  und  g)  und  Pernau  (§  5  f,  g) 
ist  bestimmt  worden,  dass  Gebäude  oder  Theile  derselben,  die  einem  Umbau 
unterworfen  oder  durch  Feuer,  Wasser 2)  oder  andere  Ursachen  zerstört  sind, 
soweit    die    Zerstörung    reicht    und    solange,    bis    die    zerstörten    Theile    wieder 


*)  Seitens  einer  ganzen  Anzahl  von  Vororten  ist  darüber  Klage  geführt  worden, 
dass  von  ihnen  zu  Gunsten  der  Städte,  ausserhalb  deren  Weichbilde  sie  belegen  sind, 
Abgaben  erhoben  werden.  In  der  Petition,  welche  die  Abschaffung  jener  Abgaben 
bezweckt,  wurde  auseinandergesetzt,  dass  die  Städte,  welche  von  den  Vororten  Steuern 
erheben,  nicht  die  geringste  Summe  für  deren  Wohlfahrt  ausgeben,  sondern  es  den  Vor- 
orten selbst  überlassen,  für  Beleuchtung,  Pflasterung,  Wasserleitung  u.  s.  w.  zu  sorgen. 
Sogar  die  städtischen  Brandcommandos  seien  nur  selten  zu  haben,  wenn  es  gelte,  ein 
ausserhalb  des  Stadtgebietes  entstandenes  Schadenfeuer  zu  löschen. 

Zu  diesem  Gesuche  der  Vororte,  welches  an  den  Senat  gelangte,  äusserte  sich 
letzterer  etwa  wie  folgt.  Wenn  die  Vororte  auch  auf  mancherlei  Bequemlichkeiten  der 
Städte  verzichteten,  so  geniessen  sie  anderseits  dadurch,  dass  sie  in  unmittelbarer 
Nähe  der  Stadtgrenzen  liegen,  unvergleichlich  mehr  Vorzüge  vor  anderen  ausserhalb  der 
Städte  belegenen  Ansiedelungen.  Die  Nähe  der  Stadt  belebe  Handel  und  Wandel  und 
biete  die  beste  Gelegenheit,  Erzeugnisse  des  Vorortes  bequem  und  vortheilhaft  abzu- 
setzen. Auch  sei  die  Bewohnerschaft  der  Vororte  imstande,  sich  der  Krankenhäuser, 
Schulanstalten  und  überhaupt  aller  Vortheile  einer  städtischen  Cultur  zu  bedienen.  In 
Anbetracht  dieser  Umstände  erkannte  der  Senat  die  Erhebung  der  städtischen  Abgaben 
von  den  Vororten  für  richtig  an. 

2j  Die  den  einzelnen  Ständen  der  Stadt  Riga  oder  mehreren  Ständen  zusammen- 
gehörigen Immobilien  unterliegen  der  Steuer  nach  allgemeinen  Grundsätzen. 
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in  einen  benutzbaren  Zustand  versetzt  sind,  von  der  Steuer  zu  befreien  seien.  In 
St.  Petersburg  (§  3,  6),  Moskau  (§  2,  8),  Riga  (§  5),  Kiew  (II,  7),  Eeval 
(§  2,  6),  Pernau  (§  4  d)  und  Werro  (§  2  d)  gilt  die  Bestimmung,  dass  die 
der  Stadt  gehörigen  Immobilien  von  der  Besteuerung  befreit  werden  sollen,  wobei 
St.  Petersburg,  Riga,  Reval  und  Pernau  auch  noch  den  Zusatz  machen, 
dass  es  dabei  gleich  sei,  ob  die  betreffenden  Immobilien  Erträge  gewähren  oder 
nicht.  Riga  erwähnt  übrigens  nicht  allein  der  Immobilien  der  Stadt,  sondern  auch 
derjenigen  der  Steuergemeinde  und  des  Vorstadtanlagencapitals.  Gebäude,  welche 
auf  städtischem  arrondierten  Grunde  errichtet  worden  sind,  sind  von  der  Steuer 
zum  Besten  der  Stadt  nicht  befreit.  (Entscheidung  des  dirigierenden  Sena,ts 
vom  5.  April  und  vom  19.  October  des  Jahres  1878  sub  Nr.  3136;  vergl.  die 
„Moskauer  Instniction"  §  2,  8  Anm.).  Ausnahmen  bilden  (nach  der  „Moskauer 
Instruction"  §  2,  8  Anm.)  jedoch  die  zur  Zeit  von  Volksfesten  und  überhaupt 
auf  eine  Frist  von  weniger  als  1  Jahr  hergestellten  Baulichkeiten,  schwimmende 
Badeanstalten  und  Gebäude  auf  Flössen. 

In  Kiew  werden  als  von  der  Steuer  eximiert  die  unmittelbar  auf  Rechnung 
der  Kronsrentei  unterhaltenen  Gebäude  angeführt.  (II  Anm.  21). 

In  der  Moskauer  Instruction  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  von  der 
Steuer  nicht  getroffen  werden  sollen  Gebäude,  welche  auf  von  Eisenbahnen 
gepachteten  Grundstücken  errichtet  sind,  die  Eisenbahnen  bei  ihrer  Anlage 
abgetreten  wurden  und  nach  einem  gewissen  Termine  in  das  Eigenthum  der 
Krone  übergehen  müssen.  (Befehl  des  dirigierenden  Senats  an  den  Moskauer 
Gouverneur  vom  27.  Juni  1883  sub  Nr.  11808.) 

In  Riga  (§  6)  und  Pernau  (§  5)  wurden  als  von  der  Steuer  ausgenommen 
auch  noch  angeführt: 

1.  Kirchhöfe  und  Begräbnisplätze  aller  Confessionen. 

2.  Wälder  und  Parkanlagen. 

3.  Zu  Bauplätzen  vergebene,  jedoch  noch  unbebaute  Gründe,  sofern  sie 
nicht  als  Stapelplätze  oder  anderweitig  genutzt  werden. 

4.  Grundstücke  oder  Theile  derselben,  die  in  keiner  Weise  ertragsfähig 
sind,  als  Wege,  Flüsse,  Canäle  u.  s.  w. 

5.  Kleine,  unheizbare  Wächterhäuschen,  transportable  Schau-  und  Verkaufs- 
buden, desgleichen  Baulichkeiten,  die  nur  vorübergehenden  Zwecken  dienen,  wie 
Schuppen  und  Hütten,  die  während  eines  Baues  zur  Unterbringung  des  Materials 
oder  als  Obdach  für  die  Arbeiter  errichtet  werden.  Im  Anschluss  an  Punkt  4 
der  Rigaer  und  Pernauer  Bestimmungen  muss  angeführt  werden,  dass  auch  in 
St.  Petersburg  (§  7,  Anm.  1),  Moskau  (§  9,  2)  und  Charkow  (§  22)  die 
Bestimmung  gilt,  dass  unbebaute  Grundstücke,  welche  unbrauchbar  sind,  der 
Besteuerung  nicht  unterliegen  sollen. 

In  Werro  gilt  unter  anderem  die  Bestimmung,  dass  von  der  Steuer  auch 
Kirchhöfe,  öffentliche  Plätze,  Strassen  und  Gewässer  frei  sein  sollen  (§  3  g). 

In  Warschau  werden  im  Gegensatz  zu  anderen  Städten  Lehranstalten 
auch  in  Bezug  auf  diejenigen  Theile  derselben,  welche  gegen  Mietzins  abge- 
geben werden,  von  der  Steuer  eximiert  (§  8,  6).  Ausser  mehreren  Immo- 
bilienarten,    welche   in   den   meisten   Instructionen,    da   sie    unter    die   Kategorien 
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der  der  Krone  oder  der  Stadt  gehörigen  Immohilien  gehören,  nicht  speciell 
angeführt  zu  werden  pflegen,  führt  die  Warschauer  Instruction  als  steuerfrei 
unter  anderem  z.  B.  an:  Private  Gebäude,  welche  vollständig,  und  zwar  beständig 
und  ohne  Mietzahlung  zu  Staats-  oder  Gemeindezwecken  oder  zu  Militärein- 
quartierung benutzt  werden  (§  8  f);  Wohngebäude  und  Baulichkeiten,  welche 
von  niemandem  eingenommen  und  von  keinerlei  Bedeutung  mehr,  auf  Anordnung 
der  Polizei  geschlossen  oder  freiwillig  verlassen  sind ;  desgleichen  Wohngebäude  und 
Baulichkeiten,  welche,  wenn  auch  nicht  zerstört,  so  doch  beständig  unbewohnbar 
sind,  leer  stehen,  keinerlei  Bedeutung  haben  und  auch  in  Zukunft  nicht  zu 
benutzen  sind  (§  8  1);  Mühlen  und  Ziegeleien,  mit  Ausschluss  der  bei  denselben 
etwa  vorhandenen  Wohngebäude  oder  in  denselben  befindlichen  Wohnräume  (§  8  m), 
schwimmende  Badeanstalten,  welche  nur  während  des  Sommers  benutzt  werden, 
temporären  Handelszwecken  dienende  Zelte  (§  8  n). 

Nach  der  Werro'schen  Instruction  sind  von  der  Steuer  befreit:  unbewohnte 
Wirtschaftsgebäude,  welche  nur  Wirtschaftszwecken  dienen  (§  3  f). 

Die  Bestimmung,  dass  wegen  vollständiger  Baufälligkeit  geschlossene 
Gebäude  steuerfrei  bleiben  sollen,  findet  sich  z.  B.  auch  in  St.  Petersburg 
(§  7,  3,  Anm.),  Moskau  (§  9),  Charkow  (§  22),  Baku  (§  35  d),  Nischnij- 
Nowgorod  (§7  4)  und  Tiflis  (§  16). 

Die  städtischen  Communalverwaltungen,  welche  auf  Grundlage  der  Aller- 
höchst bestätigten  Städteordnung  vom  16.  Juni  1870  organisiert  worden  sind, 
haben  sich  im  allgemeinen  (vergl.  „Moskauer  Instruction'',  §  3,  Anm.)  in  Bezug  auf 
die  Befreiung  von  Immobilien  von  der  Immobiliensteuer  die  Bestimmungen  der 
Städteordnung  Art.  129  zur  Richtschnur  zu  nehmen  ohne  Rücksicht  auf  diejenigen 
Artikel  des  Gesetzes,  welche  in  irgend  welchen  Punkten  mit  dieser  Städteordnung 
nicht  übereinstimmen  (Entscheidung  des  dirigierenden  Senats  vom  8.  October, 
15.  September  und  5.  November  des  Jahres  1876  sub  Nr.  6647). 

Je  nach  der  weiteren  oder  engeren  Auffassung  des  Geltungsgebietes  der 
Immobiliensteuer  innerhalb  der  einzelnen  Communen  sind  die  Objecte  der 
Besteuerung  nicht  dieselben.  So  führen  z.  B.  die  Reglements  von  St.  Peters- 
burg (§  2)  und  Nischnij-Nowgorod  (§2)  als  zu  besteuernde  Immobilien  an: 

1.  Wohnhäuser  mit  Nebengebäuden  und  Höfen. 

2.  Magazine. 

3.  Fabriken  und  gewerbliche  Anstalten. 

4.  Badeanstalten. 

5.  Stapelplätze  und  unbebaute  Ländereien. 

6.  Gemüse-  und  Obstgärten  sowie  Orangerien. 

7.  Speicher  und  alle  Räumlichkeiten,  die  Ertrag  gewähren  oder  gewähren 
können. 

Dagegen  sind  z.  B.  nach  den  Instructionen  Rigas  (§  23)  und  Mitaus  (§  5,  7) 
auch  Heuschläge  und  Aecker  steuerpflichtige  Immobilien  und  besitzen  Warschau 
und  Odessa  (seit  1883)  besondere  Reglements  für  landwirtschaftliche  Immobilien. 
Ganz  vereinzelt  steht  Reval  (§  36)  mit  seiner  Besteuerung  der  Steinbrüche  und 
Torfstiche  durch  die  Immobiliensteuer  da. 
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S  t  e  u  er  f  reij  ahr  e, 

Steuerfreijahre  gibt  es,  wenn  man  von  einzelnen  Fällen,  die  wir  sogleich 
kennen  lernen  werden,  absieht,  nicht. 

In  Moskau  werden  Bauplätze,  aufweichen  sich  früher  Baulichkeiten  befanden, 
die  durch  Feuer  zerstört  wurden,  wenn  sie  weder  bebaut  noch  als  Stapel- 
plätze benutzt  werden,  während  2  Jahre,  vom  Tage  der  Zerstörung  jener 
Baulichkeiten  an  gerechnet,  von  der  Steuerentrichtung  befreit  (§  47  Anm.). 

In  Werro  werden  unbebaute  aber  bereits  schon  vergebene  Stadtbauplätze 
während  3  Jahre  bis  zum  Bebauen  steuerfrei  gelassen  und  zahlen  der  Stadt 
nur  den  Grundzins  (§  11). 

Ertrags-,  Steuer-  und  Wert- Minima. 

Verschiedene  Städte  normieren  Ertrags-,  Steuer-  und  Wert-Minima.  So 
sollen  in  St.  Petersburg  (§  3,  6)  Immobilien,  welche  90,  in  Eeval  (§  3)  solche, 
die  50,  in  Nischnij -Nowgorod  (§  3)  solche,  die  25  Kübel  Reinertrag  abwerfen, 
unbesteuert  bleiben. 

Als  Voraussetzung  für  die  Steuerfreiheit  wird  in  St.  Petersburg  (§  3, 
Anm.  3),  Baku  (§35  a)und  Nischnij-Nowgorod  (§  3,  Anm.  5)  angeführt,  dass  der 
Besitzer  der  betreffenden  Gebäude  nicht  noch  andere  Immobilien  besitzen  dürfe.  Die 
Dorpater  Instruction  bestimmt,  dass  bei  Räumlichkeiten,  welche  für  einen  Mietzins 
von  2  und  weniger  als  2  Rubel  monatlich,  und  zwar  monatweise  vermietet  werden, 
bei  Berechnung  der  Jahresrente  bloss  9  Monate  des  Jahres  in  Anschlag  zu  bringen 
seien  (§  23,  4).  Bei  dieser  Bestimmung  sind  wohl  in  erster  Linie  die  von 
unbemittelten  Studierenden  bewohnten  Räumlichkeiten  in  Betracht  gezogen  worden. 

Die  Kiewer  Instruction  bestimmt,  dass  ein  Steuerbetrag  von  weniger  als 
25  Kopeken  Steuer  nicht  erhoben  werden  soll  (II,  2).  In  Baku  bleiben  Gebäude, 
die  weniger  als  500  Rubel  Wert  haben,  steuerfrei  (§  35  a). 

Die  Zeit  der  Einschätzung. 

1.  Allgemeine  oder  Generaleinschätzungen.  In  einer  grossen  Reihe  von 
Reglements  ist  über  den  Termin  einer  Generaleinschätzung  nichts  gesagt.  Ein  Theil 
der  Reglements  bestimmt  feste  Termine  der  allgemeinen  Einschätzung,  ein  anderer 
Theil  macht  letztere  von  den  Entscheidungen  der  Stadtverordnetenversammlung 
abhängig.  In  Kischinew  (I,  4)  und  Stawropol  (§  11)  werden  alle  4  Jahre 
Generaleinschätzungen  angeordnet.  In  Saratow  hält  man  den  3jährigen  Termin 
für  den  geeignetsten  und  in  Wladimir  (§  45)  dürfen  die  Einschätzungen  nicht 
länger  als  10  Jahre  in  Geltung  bleiben. 

In  Riga  (§  63),  Pernau  (§  44)  und  in  Windau  (§  18)  sind  die 
allgemeinen  Abschätzungen  von  den  Entscheidungen  der  Stadtverordnetenversamm- 
lung abhängig.  In  den  beiden  ersteren  Städten  sind  die  Delegirten-,  resp. 
die  Immobiliensteuer-Taxationscommissionen  am  Schluss  ihrer  Wahlzeit  verpflichtet, 
ein  Gutachten  darüber  abzugeben,  ob  eine  Generaleinschätzung  aller  Immobilien 
im  Interesse  der  Stadt  und  einer  gleichmässigen  Besteuerung  geboten  erscheint 
(§   17  m,    resp.    16  m).    In  Werro  sind  allgemeine   ümschätzungen   nur   infolge 


^ 
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redbarer  Vermehrung   oder  Verminderung  an  Erträgen  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung anzuordnen  (§  12). 

2.  Zeitpunkt  der  Einschätzung  von  JSTeu-  und  Umbauten.  Mit  dem  Zeitpunkt 
der  Einschätzung  resp.  Besteuerung  von  Neu-  und  Umbauten  wird  es  in  den 
'verschiedenen  Reglements  verschieden  gehalten.  St.  Petersburg  besteuert  Neu- 
oder Umbauten,  soweit  sie  bewohnt  oder  bewohnbar  sind  (§  43),  Wladimir  und 
Nischnij-Nowgorod'bestimmen,  dass  Neu- oder  Umbauten  nur  soweit  zu  besteuern 
sind,  als  sie  fertiggestellt  sind  und  benutzt  werden  (§  22,  resp.  §  42).  In  Dorpat 
und  Eeval  werden  die  neu  aufgeführten  oder  umgebauten  Gebäude  sofort  nach  der 
Vollendung  des  Baues  besteuert  (§  4  resp.  5).  In  Riga  und  Pernau  gilt  die 
Bestimmung,  dass  Neubauten  von  dem  Zeitpunkt  ab,  in  welchem  sie  ganz  öder 
theilweise  in  einen  bewohnbaren  resp.  benutzbaren  Zustand  gebracht  und  ein- 
geschätzt worden  sind,  der  Besteuerung  unterworfen  werden  sollen ;  für  die 
Abschätzung  gilt  derselbe  Zeitpunkt  (§  8  und  64  resp.  7  und  45).  Sehr  ähnlich 
ist  die  Bestimmung  in  Astrachan  (§  8,  2). 

Riga  (§  63)  und  Pernau  (§  44  Anm.)  bestimmen  ferner,  dass  durch 
das  blosse  Sinken  von  Miet-  oder  Pachtpreisen  ein  Umschätzungsgesuch  erst 
nach  Verlauf  von  3  Jahren  von  der  letzten  Einschätzung  an  gerechnet  als 
begründet  anzusehen  sei.  Werro  bestimmt  zum  Zeitpunkt  der  Einschätzung  der 
Neu-  und  Umbauten  das  Eintreten  des  Zustandes  der  Bewohnbarkeit  (§  8).  In 
Kischinew  tritt  die  Schätzungscommission  für  gewöhnlich  nur  zweimal  im  Jahr, 
nämlich  am  1.  März  und  am  15.  April  zusammen  und  von  jenen  Terminen  ab 
findet  die  Schätzung  der  im  Laufe  des  Jahres  neu  erbauten  Gebäude  statt  (UI,  11). 
In  Windau  erfolgt  die  Abschätzung  von  Neu-  und  Umbauten  seit  dem  Jahre 
1879  im  Laufe  des  Monats  October  (§  18).  Eine  Reihe  von  Instructionen 
enthält  über  den  Zeitpunkt  der  Einschätzung  der  Neu-  und  Umbauten  gar  nichts. 
Aenderungen  in  Mietserträgen  müssen  in  einzelnen  Städten  zur  Anzeige  gebracht 
werden.  Die  Libauer  Instruction  bestimmt,  dass  eine  Aenderung  der  Mietserträge 
um  20  Proc.  im  Laufe  von  2  Monaten  a  dato  der  Aenderung  zur  Anzeige 
gebracht  werden  soll  (§  7).  In  Dorpat  (§  4)  und  Reval  (§  5)  müssen  alle 
Immobilien,  deren  Revenuen  durch  irgend  welche  Umstände  wesentlich  vergrössert 
oder  verkleinert  worden  sind,  sofort  nach  erfolgter  Wertveränderung  abge- 
schätzt werden. 

Zweck    der   Einschätzung    der   Immobilien. 

Der  Zweck  der  Einschätzung  der  Immobilien  ist  die  Bestimmung  des 
Schätzungswertes  derselben  zur  Erhebung  der  Schätzungs-  oder  Immobilien  Steuer 
zum  Besten  der  städtischen  Ansiedelungen.  Die  Einschätzung  soll  in  erster  Linie 
auf  Grund  der  Constatierung  des  Reinertrages  stattfinden;  falls  letzterer  sich 
nicht  ermitteln  lässt,  soll  der  betreffende  Immobilienwert  bestimmt  festgesetzt  werden 
(Art.  127  und  129  der  Städteordnung  vom  11.  Juni  1892).  Die  meisten  Instructionen 
erwähnen  unter  jenem  Abschnitte  allerdings  nur  des  Zieles  der  Feststellung  des 
„Reinertrages'^,  während  sie  der  eventuellen  Berechnung  des  Immobilienwertes  nicht 
Erwähnung  thun. 
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Einige  Instructionen,  wie  z.  B.  die  von  Kischinew  (§  1),  Stawropol  (§  6), 
Dorpat^)  (§  1),  Win  da  u  (§  1)  und  Mitau  (§  1)  führen  als  Zweck  der  Abschätzung 
bloss  die  Feststellung  des  „Wertes"  der  Immobilien  an,  welch  letzterer  jedoch  in 
der  Kegel  auf  Grundlage  der  thatsächlichen,  selten  der  durch  Schätzung  ermittelten 
Erträge^)  festgestellt  wird.  Allerdings  ist  z.  B.  in  Stawropol'^)  der  Ertrag 
der  Immobilien  neben  ihrer  Lage,  d.  h.  der  grösseren  oder  kleineren  Entfernung 
vom  Centrum  der  Stadt,  dem  thatsächlichen  Werte  nach  Baumaterial  und  Arbeit, 
Werten  nach  Kaufcontracten  und  thatsächlicli  erzielbaren  Kaufpreisen  bloss  ein 
Anhaltspunkt  für  die  Wertbestimmung  (§  10). 

Auch  in  Taganrog  kommt  bei  der  Steuerveranlagung  nicht  allein  der  Ertrag 
der  Immobilien,  sondern  auch  die  Lage  und  der  Wert  derselben  in  Betracht. 

In  Charkow  wird  bei  Bestimmung  des  Wertes  der  Gebäude  Folgendes 
berücksichtigt: 

1.  Die  Bauart; 

2.  die  Lage  der  Gebäude; 

3.  der  Zustand,  in  welchem  sich  die  Gebäude  befinden; 

4.  die  Bestimmung  der  Gebäude,  d.  h.  ob  sie  als  Wohnhaus  oder  als 
gewerbliche  Gebäude  benutzt  werden; 

5.  der  Reinertrag,  welchen  die  Gebäude  abwerfen,  wobei  dann  auch  die 
örtlichen   Häuserpreise   Charkows  in  Betracht   gezogen   werden   (§  85). 

In  Berdjansk  findet  die  Besteuerung  bloss  nach  dem  Werte  der  Immobilien 
statt,  so  dass  dort  Daten  über  die  Erträge  der  letzteren  gar  nicht  vorhanden 
sind  (§  2). 

Wenn  in  einzelnen  Instructionen,  wie  z.  B.  in  denjenigen  von  Riga  (§  1), 
Dorpat  (§  1)  und  Pernau  (§  1)  gesagt  worden  ist,  dass  eine  ,,gleichmässige 
Besteuerung"  oder  ,, gerechte  Repartition"  durch  die  Einschätzung  möglich  oder 
bezweckt  werden  soll,  so  erklärt  sich  das  daraus,  dass  in  jenen  Städten  vor 
Einführung  der  allgemeinen  Immobiliensteuer  Steuern  zu  verschiedenen  städtischen 
Zwecken,  und  zwar  nicht  von  sämmtlichen  Immobilien  erhoben  wurden.'*) 

Trotz  dem  in  der  Städteordnung  (§  127  ff.)  sich  vorfindenden  Ausdruck 
„Steuer  vom  Schätzungswerte  der  Immobilien"  haben  wir  in  der  communalen 
Immobiliensteuer  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinwesen  und  in  Bezug  auf  fast 
alle  Immobilien  eine  Steuer  nach  dem  Ertrage  und  nicht  nach  dem  Werte. 
Die  Besteuerung  nach    dem  Werte    findet  meist  nur  ausnahmsweise  bei  gewissen 


^)  In  Dorpat  wird  vom  „reinen  Capitalwert"  gesprochen. 

2)  Auch  in  Städten  wie  Simbirsk  und  Werro,  wo  die  Steuer  vom  Werte  der 
Immobilien  berechnet  wird,  wird  der  Wert  durch  Capitalisierung  des  Eeinertrages 
festgestellt.  In  Saratow  wird  in  der  Regel  auch  nach  den  Reinerträgen  und  nur  in 
gewissen  Fällen  bei  vom  Eigenthümer  selbst  bewohnten  Gebäuden  oder  Gebäudetheilen, 
Magazinen  u.  s.  w.  nach  dem  Werte  resp.  nach  durch  Vergleich  abgeschätzten  Erträgen 
besteuert. 

^)  Im  Gouvernement  Stawropol  ist  die  Städteordnung  von  1870  nicht  überall  zur 
Einführung  gelangt  und  auch  die  Einführung  der  Städteordnung  von  1892  wird  dort 
dem  Minister  anheimgestellt.  (Städteordnung  vom  11.  Juni  1892,  pag.  23,  XVI,  1.) 

■*)  Verg?.  über  Riga  meine  Schrift:    „Die  Immobiliensteuer  in  Riga"  etc.,  pag.  6. 
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Immobiliengruppen  Anwendung,  wie  besonders  bei  Fabriken,  bei  Häusern,  die 
nicht  den  Charakter  von  Wohngebäuden  tragen  und  bei  unbebauten  Plätzen.^) 
Der  Charkower  Einschätzungs-Commissionsbericht^)  führt  aus,  dass  es  bei 
der  Abschätung  der  Immobilien  weniger  auf  die  genaue  Constatierung  der  Erträge 
der  Immobilien  als  auf  die  Herstellung  des  richtigen  ßesteuerungsverhältnisses 
zwischen  den  einzelnen  Immobilien,  welche  der  Steuer  zu  unterwerfen  sind, 
ankäme. 

Die  Principien  der  Einschätzung. 

Leitender  Grundsatz  für  die  Abschätzung  der  Immobilien  ist  fast  allgemein 
die  Ermittelung  des  Reinertrages  derselben.  Zu  diesem  Zwecke  sind  zunächst  zu 
bestimmen  : 

Die  Bruttoerträge,  sowie  auch  die  Erhaltungskosten  der  Immobilien,  worauf 
dann  die  Ermittelung  der  Nettoerträge  stattfindet,  welche  meistentheils  zur  Steuer- 
berechnung einer  Capitalisierung  unterzogen  werden.  Immobilien,  deren  Erträge 
sich  nicht  bestimmen  lassen,    werden    auf    Grundlage    ihrer    Werte    eingeschätzt. 

In  einigen  Städten  ist  der  Ertrag,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  der  in 
der  Regel  benutzte,  cardinale  und  auch  nicht  der  einzige  Anhaltspunkt  für  die 
)Vertbestimmung  der  Gebäude,  sondern  es  ist  dort  Princip,  neben  dem  Ertrage  auch 
die  Lage,  die  Herstellungskosten,  die  thatsächlich  erzielbaren  Kaufpreise  u.  drgl. 
zu  ermitteln  und  danach  den  Wert  zu  fixieren.  Eine  Anrechnung  der  Erhaltungs- 
kosten ist  in  jenen  Fällen  zum  Theil  wohl,  zum  Theil  nicht  gestattet.  Auch  versucht 
man  manchmal,  den  Wert  sämmtlicher  Immobilien  oder  einzelner  Arten  der- 
selben festzustellen,  indem  man  ihre  Erträge  ermittelt  und  gleichsam  zur 
Controle  der  Angemessenheit  der  Mietpreise  die  cubischen  Inhalte  der  Gebäude 
bestimmt,  letztere  mit  den  Erträgen  vergleicht  und  dann  den  Wert  normiert. 
Eine  Berücksichtigung  von  Erhaltungskosten  findet  dann  auch  statt.  Ganz  vereinzelt 
steht  die  Besteuerung  nach  dem  blossen  W'erte  der  Immobilien  ohne  Erhaltnngs- 
kostenanrechnung,  wie  z.  B.  in  Berdjansk,   da.^) 

Die  ß  e  s  t  i  m  m  u  n  g  d  e  r  B  r  u  1 1  0  e  r  t  r  ä  g  e. 
Zur  Bestimmung  der  Bruttoerträge  der  Immobilien  resp.  zur  Grundlage  für 
die  Besteuerung  dienen  im  allgemeinen  in  erster  Linie  Contracte,  welche  zwischen 
den  Hauseigenthümern  resp.  deren  Vertretern  einerseits  und  den  Mietern  anderseits 
geschlossen  worden  sind.  Wo  aber  Contracte  oder  ähnliche  Uebereinkommen  nicht 
bestehen,  da  sucht  man  die  Mietverträge  sowohl  nach  den  Angaben  der  Hauseigen- 
thümer  oder  Verwalter,  als  auch  nach  denjenigen  der  Mieter  zu  bestimmen,  wobei 
zur  Controle  eventuell  Bücher,  Abrechnungshefte  mit  den  Mietern  und  schliesslich 
Mietquittungen  herangezogen  werden.  Bei  von  den  Eigenthümern  selbst  bewohnten 
Wohnungen   oder    benützten    Gebäuden   wird  der  Mietertrag    durch  Vergleich    mit 


*)  Ganz  ausnalinisweise  in  Tiflis  bei  unvollendeten  Bauten,  uud  zwar  nach  dem 
Materialwerte  derselben  (§  16). 

2j  „Bericht  der  Commission  über  die  Ausarbeitung  von  Instructionen  für  die  Ein- 
schätzung der  Immobilien  der  Stadt  Charkow",  1892. 

"')  Ueber  die  Principien  der  Wertbestinimung  ist  hier,  wie  überhaupt  in  einer  Eeihe 
von  Instructionen,  nichts  gesagt.  ■ 
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ähnlichen  Käumlichkeiten  oder  Häusern  der  Nachbarschaft  normiert.  Dasselbe 
gilt  bei  nicht  bewohnten  aber  bewohnbaren  Wohnungen,  Gasthäusern  oder 
möblierten  Zimmern,  die  von  den  Hausbesitzern  selbst  unterhalten  werden, 
Fabriken  —  wenn  für  sie  keine  speciellen  Besteuerungsregeln  normiert  sind  — , 
Buden,  Scharren,  Badestnben,  Speichern,  Einfahrten,  wirtschaftlichen  Neben- 
räumen, wie  z.  B.  Kellern,  Bodenräumen,  Scheunen,  Ställen,  Wagenremisen  etc.^) 
Gewöhnlich  werden  wirtschaftliche  Nebenräume,  die  mit  Wohnungen  zusammen 
vermietet  worden  sind,  nicht  besonders  eingeschätzt,  sondern  bei  Besteuerung  der 
letzteren  mitgetrofifen.  (Vgl.  z.  B.  Eiga  [§  9  a],  Pernau  [§  8  a],  Mitau  [§  5,  5]> 
Wind  au  [§  5,  5]).  Dagegen  findet  eine  besondere  Einschätzung  derselben  auf 
allgemeiner  Grundlage  statt,  wenn  sie  einen  selbständigen  Gewinn  abwerfen. 

In  Libau  ist  bestimmt  worden,  dass  Mieten  für  einen  geringeren  Zeitraum 
als  drei  Monate  nicht  als  der  wahre  Ausdruck  der  Ertragsfähigkeit  von  Wohnungen 
anzusehen  seien  (§4). 

In  allen  Fällen  hat  die  Commission  darauf  zu  achten,  ob  die  vereinbarten 
Mietverträge  auch  den  thatsächlichen  Mietwerten  entsprechen  und  wenn  in 
Betreff  der  Mietangaben  irgend  welche  Zweifel  entstehen  und  etwa  theilweise 
Schenkungen  vorzuliegen  scheinen,  eine  selbständige  Einschätzung  auf  Grundlage 
der  unter  gleichen  Verhältnissen  in  der  Nachbarschaft  erzielten  Mietpreise  vor- 
zunehmen. 

Die  Astrachan  er  Instruction  führt  als  Anhaltspunkte  für  die  Ertrags- 
bestimmung die  örtlichen  Miet-  und  Verkaufspreise  der  Gebäude  und  die  Schätzungen 
an,  welche  (zum  Zweck  von  Verpfändungen)  bei  Lieferungen  an  den  Staat  seitens 
der  letzteren  eventuell  veranstaltet  wurden  (§  3). 

In  Twer-)  werden  bei  der  Einschätzung  sowohl  der  ,,cubische  Inhalt"  der 
Käumlichkeiten  als  auch  die  Mietpreise  derselben  in  Berücksichtigung  gezogen. 
In  allen  Strassen  werden  vermietete  Gebäude  gewählt,  in  denen  der  cubische 
Inhalt  sämmtlicher  Wohnungs-,  Handels-  und  Lagerräumlichkeiten  ausgemessen 
wird,  worauf  aus  dem  Verhältnis  des  cubischen  Inhaltes  zu  den  Mietpreisen 
die  Erträge  pro  Cubikfaden  bestimmt  werden.  Durch  Multiplication  dieser  Erträge 
pro  Cubikfaden  mit  der  ermittelten  Anzahl  von  Cubikfaden  der  einzelnen  Räum- 
lichkeiten der  Gebäude  wird  der  Bruttoertrag  der  letzteren  festgestellt. 

Unter  gewissen  Bedingungen  wird  der  Ertrag  pro  Cubikfaden  höher  an- 
genommen : 

1.  Wenn  die  Eäumlichkeiten  eine  wertvolle  Ausstattung  haben;  , 

2.  wenn  die  Eäumlichkeiten  comraercielle  und  gewerbliche  Etablissements 
enthalten ; 

3.  wenn  Pferde-  oder  besondere  Kuhställe  vorhanden  sind,  welche  zu 
Erwerbszwecken  benützt  werden; 

4.  wenn  der  Grund  von  grösserer  Ausdehnung  ist,  als  auf  dem  städtischen 
Plane  angegeben  ist. 


^ 


^)  Auch  Gärten  und  Koppeln  werden  manchmal  nach  Analogie  von  in    der  Nach- 
barschaft gezahlten  Pachten  besteuert. 

2)  „Grundsätze  für  die  Besteuerung  der  Immobilien  in  T wer." 
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Der  Ertrag-  pro  Cubikfaden  wird  niedriger  angenommen: 

1.  Wenn  die  Eäumlichkeiten  eine  sehr  dürftige   Ausstattung  haben; 

2.  wenn  die  Eäumlichkeiten  alt  sind  und  einer  bedeutenden  Eemonte 
bedürfen. 

Ein  im  allgemeinen  dem  in  Twer  üblichen  Einschätzungsmodus  im  Princip 
sehr  ähnliches  Verfahren  findet  sich  auch  in  Pernau  bei  der  Einschätzung  von 
Speichern,  wobei  die  Eeinertragsquote,  mit  deren  Hilfe  der  Ertragswert  der 
Speicher  pro  Cubikfaden  festgestellt  wird,  sich  aus  dem  Vergleich  des  Mietpreises 
eines  zur  Einschätzung  der  Speicher  erwählten  Normal gebäudes  (Normalspeichers) 
mit   dessem   cubischen  Inhalt  ergibt  (§  37). 

In  L  i  b  a  u  w^erden  die  unvermieteten  Speicher  nach  ihrem  Cubikinhalt  und 
ihrer  Lage  besteuert.  Der  Cubikinhalt  wird  berechnet,  indem  man  den  vollen 
Cubikinhalt  des  ganzen  Speichers  nach  den  äusseren  Dimensionen  bestimmt  und 
hiervon  die  Hälfte  als  besteuerbaren  Nettoinhalt  annimmt.  Nach  der  Lage  werden 
die  Speicher  in  8  Classen^)  eingetheilt: 

,1.  Speicher  in  unmittelbarer  Nähe  des  Hafens,  so  dass  von  demselben  aus 
direct  Schiffe  beladen  werden   können; 

2.  Speicher  in  der  Nähe  des  Hafens,  die  aber  nicht  wie  sub  1  verwendet 
werden  können;' 

3.  Speicher  in  grösserer  Entfernung  vom  Hafen. 

Für  die  erste  Classe  wird  ein  Mietertrag  von  175,  für  die  zweite  von  125, 
und  für  die  dritte  von  75  Kopeken  pro  100  Cubikfuss  netto  angenommen  (§  5  b). 

Auch  bei  Fabriken  wird  der  cubische  Inhalt  berücksichtigt,  wobei  aber 
Eäume  von  mehr  als  14  Fuss  Höhe  nicht  höher  als  zu  14  Fuss  in  Anschlag 
gebracht  werden  (§  5  c  i. 

In  Eeval  werden  die  unvermieteten  Speicher  nach  ihrem  Cubikinhalt  be- 
steuert und  zwar  wird  der  Durchschnittsbruttoertrag  derselben  unter  Berücksichtigung 
der  Mietpreise  der  benachbart  belegenen  Speicher  zu  berechnet  (§  31). 

Betreffs  der  Einschätzung  der  Steinbrüche  und  Torfstiche  wird  bestimmt, 
dass  die  Erträge  derselben  nach  dem  zur  Zeit  üblichen  Durchschnittsertrage  nach 
dem  Ermessen  der  Commission  festzustellen  seien  (§  36). 

Durch  alle  Instructionen  zieht  sich  wie  ein  rother  Faden  der  allen  Ertrags- 
steuern eigene  Grundsatz  der  Steueranlage  nach  der  Steuerfähigkeit. 

In  Nachfolgendem  soll,  soweit  die  Besteuerung  der  Immobilien  nicht 
bereits  schon  aus  dem  vorhin  Gebotenen  ersichtlich  ist,  eine  Schilderung  der 
Besteuerung  einzelner  Immobilienarten  geboten  w^erden. 

Die    Besteuerung    der    Gebäude   von    gemischter    Bauart    und 

aus   Fach  werk. 

Gebäude,  die  zum  Theil  aus  Stein,  zum  Theil  aus  Holz  aufgeführt  sind, 
werden  bei  der  Besteuerung  wie  Holzgebäude  behandelt. 

Diese  Bestimmung  gilt  z.  B.  in  Eiga  (§  40),  Milau  (§  6),  Pernau  (§  33) 
und  Werro    (§  11). 

^)  Die  localen  Grenzen  für  die  einzelnen  Classen  hier  anzuführen,  erscheint  mir 
nicht  erforderlich  (§  5  b). 
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In  Wind  au  ist  angeordnet  worden,  dass  Gebäude,  die  aus  Fachwerk  oder 
gemischt  gebaut  sind,  zu  den  Holzgebäuden  zu  rechnen  sind,  falls  sie  nicht 
überwiegend  aus  Stein  hergestellt  sind,  in  welchem  Falle  sie  als  Steingebäude 
angesehen  worden  (§   6). 

In  St.  Petersburg  (§  13,  Anm.),  Moskau  (§  14,  Anm,),  Ejäsan  (§  10, 
Anm.)  und  Astrachan  (§  11,  Anm.)  gilt  auch  die  Bestimmung,  dass,  wenn 
einzelne  Theile  von  Steingebäuden  aus  Holz  sind  und  aus  jenen  Theilen  kein 
besonderer  Ertrag  bezogen  wird,  jene  Gebäude  als  Steingebäude  zu  behandeln  seien. 

Die    Besteuerung    der   Fabriken    und  gewerblichen  Gebäude. 
Die  Besteuerung  der  Fabriken  und  gewerblichen  Gebäude  findet  statt: 

1.  Nach  den  thatsächlichen  oder  möglichen  Mietpreisen,  z.  B.  in  Charkow 
(§  18),  Mitau  (§  5,  1  und  4)  und  Windau  (§  5,  ly) 

2.  Entweder  nach  den  thatsächlichen  Mietpreisen  oder  nach  dem  Materialien- 
werte der  Gebäude  inclusive  desjenigen  der  Maschinen  und  des  erforderlichen 
Zubehörs  (letzterer  Modus  z.  B.  in  Kiew  —  IV  E,  gemäss  Senatsgutachten  vom 
21.  November  1886  —  ferner  z.  B.  in  Nischnij-Nowgorod  [§  8],  2)  oder 

3.  ä)  bei  vermieteten  Fabriken  nach  den  Mietpreisen,  incl.  5  Proc.  des 
Wertes  der  Maschinen  und  des  anderen  zum  Fabriksbetriobe  nothwendig  erforder- 
lichen Zubehörs; 

6)  bei  vom  Eigenthümer  selbst  benützten  Fabriken  nach  dem,  wenn  erfor- 
derlich mit  Hilfe  des  städtischen  Architekten  zu  bestimmenden  Materiali^nwerte 
des  Gebäudes  incl.  des  Wertes  der  Maschinen  und  des  nothwendigen  Zubehörs 
im  Betrage  von  5  Proc.  berechneten  Reingewinn.^) 

4.  Nach  dem  aus  dem  Bauwerte,  resp.  Materialien  werte  der  Gebäude  incl. 
des  Wertes  der  Maschinen  und  des  nothwendigen  Zubehörs  (eventuell  mit  Hilfe 
städtischer  Techniker)  berechneten  Reingewinn.  So  z.  B.  in  Nischnij-Nowgorod 
(§  8),  wo  der  Reingewinn  aber  nur  zu  3  Proc.  jener  Wertsummen  berechnet  wird. 
In  Tiflis,  wo  ebenfalls  nach  jenem  Princip  besteuert  wird,  wird  der  Procentsatz, 
nach  welchem  der  Reingewinn  bestimmt  wird,  nicht  angegeben  (§  11). 


*)  Im  Ejäsan  er  Reglement  findet  sich  folgende  Bestimmung:  Wenn  bei  der  imagi- 
nären zum  Zwecke  der  Besteuerung  nach  muthmaasslichen  Mietverträgen  vorgenommenen 
Umwandlung  der  Fabriken  in  Wohngebäude  nicht  so  viele  Etagen  herauskommen,  als  in 
der  Fabrik  vorhanden  sind,  so  bestimmt  die  Schätzungscomraission  die  Anzahl  Etagen, 
die  sich  bei  der  Einrichtung  jener  Fabriksgebäude  zu  Wohnungszwecken  bei  ihrer  Höhe 
ergeben  würden,  wobei  sie  eine  Etage  auf  14  Fuss  annimmt  (§  13). 

2)  Dieser  Modus  der  Besteuerung  erinnert  etwas  an  die  sog.  proportionale  Abgabe 
(droit  proportionel)  der  französischen  Patent-(Gewerbe)-steuer,  welche  bei  den 
meisten  Gewerben  allerdings  in  der  Regel  nur  ^/jo  des  Mietwertes  des  betreffenden 
gewerblichen  Etablissements  incl.  Geräthe  und  Wohnung  ausmacht,  wobei  der  Ansatz 
dieses  „Mietwertes"  in  Ermanglung  besseren  Anhaltes  zu  10  Proc.  des  Geräthe- 
und  5  Proc.  des  Gebäudewertes  angenommen  wird. 

3)  Dieses  Princip  findet  z,  B.  in  St.  Petersburg  (die  in  St.  Petersburg  für  Fabriks- 
und gewerbliche  Gebäude  geltenden  Principien  werden  auch  auf  Gebäude  ausgedehnt, 
die  nicht  den  Charakter  von  Wohngebäuden  tragen  [§  8])  und  Astrachan  (§  23)  Anwen- 
dung, während  z.  B.  in  Baku  der  Reinertrag  aus  dem  Werte  nicht  zu  5,  sondern  zu  10  Proc. 
berechnet  wird  (§  28). 
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Die  ßevaler  Instruction  führt  bloss  an,  dass  bei  Fabriken  und  anderen 
gewerblichen  Gebäuden  „der  Bauwert  incl.  des  Wertes  der  im  Betriebe  befind- 
lichen Maschinen"  zu  ermitteln,  hiervon  der  reine  Ertrag  mit  5  Proc.  vom 
Rubel  zu  berechnen  und  sodann  die  Abschätzung  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
vorzunehmen  sei,  während  sie  aber  nicht  wie  andere  Instructionen  erwähnt,  dass 
der  zum  Fabriksbetriebe  nothwendig  erforderliche  Zubehör  mit  in  Anschlag  gebracht 
werden  soll  (§  30). 

5.  a)  Nach  den  thatsächlichen  Mietpreisen  der  Fabriken  oder  gewerblichen 
Gebäude  oder 

b)  wo  eine  Vermietung  nicht  stattfindet,  nach  den  möglichen  Mietpreisen 
der  in  Bauart,  Einrichtung  und  Beschaffenheit  ähnlichen  Wohngebäude,  oder 
schliesslich 

c)  nach  dem  Product,  welches  aus  der  Multiplication  der  Eeincrtragsquote, 
die  sich  nach  erfolgter  Ertragsermittelung  eines  gewählten  Normalgebäudes  für 
einen  Quadratfuss  des  letzteren  ergibt,  mit  der  Anzahl  der  in  dem  zu  besteuernden 
Gebäude  vorhandenen  Quadratfussanzahl  entsteht.  ^) 

Die  oben  unter  1 — 5  aufgeführten  Formen  der  Fabriksbesteuerung  bilden 
die  Haupttypen  jener  Besteuerung,  und  zwar  kommen  die  sub  1 — 4  angeführten 
ersten  vier  Arten  am  häufigsten  vor. 

In  Bezug  auf  einzelne  Eeglements  mögen  noch  einige  Bemerkungen  hier 
Platz  finden. 

Im  Odessaer  Reglement  ist  bloss  gesagt,  dass  „Fabriken  und  ähnliche 
Gebäude  nach  dem  Werte  unter  Berücksichtigung  ihrer  Lage"  (§§  4  und  8)  zur 
Steuer  herangezogen  werden  sollen,  so  dass  etwa  über  die  Art  des  Wertes,  darüber 
ob  der  Wert  der  Maschinen  und  des  zum  Fabriksbetriebe  erforderlichen  Zubehörs 
mit  in  Anrechnung  gebracht  wird  oder  nicht  etc.,  nichts  ersichtlich  ist. 

In  Wladimir  findet  die  Besteuerung  der  Fabriken  entweder  nach  den  Miet- 
contracten  oder  nach  dem  aus  Vergleichen  mit  benachbarten  Gebäuden  ermittelten 
Ertragswerte  statt,  wobei  in  beiden  Fällen  der  Reinertrag  der  Maschinen,  wenn 
solche  vorhanden  sind  und  nach  Art.  388,  Bd.  X,  Th.  1  des  Civilgesetzbuches 
als  Zubehör  der  Fabriken  anzusehen  sind,  zu  10  Proc,  ihres  Wertes  mit  in  Anschlag 
gebracht  wird.  Der  Wert  der  Maschinen  muss  vom  Eigenthümer  unter  Beibringung 
von  richtigen  Belegen  angegeben  werden    (§§  27  und  35). 

')  Dieser  Besteuerungsmodus,  bei  welchem,  wie  kaum  zu  erwähnen  ist,  die  mit 
den  Gebäuden  verbundenen  Triebwerke  oder  die  darin  befindlichen  Maschinen  oder 
Geräthschaften  nicht  in  Betracht  kommen,  findet  in  Riga  (§  41  ff.)  und  Pernau  (§  35  ff.) 
Anwendung.  (Vergl.  auch  Riga  (§  10)  und  Pernau  (§9). 

Riga,  das,  wie  bereits  früher  erwähnt,  zwischen  einem  engeren  und  weiteren 
Stadtgebiete  unterscheidet,  bestimmt  für  Fabriks-  und  gewerbliche  Gebäude  des  weiteren 
Stadtgebietes  die  Einschätzung  nach  einem  absoluten  Wertmaasse,  indem  der  Flächen- 
inhalt der  betreffenden  Räumlichkeiten  ausgemessen  wird  und  der  Ertragswert  eines 
Quadratfussos  gleich  10  Kopeken  gesetzt  werden  soll.  Zu  den  gewerblichen  Betrieben 
gehörige  Keller,  Scheunen,  Ställe,  und  dergl.  werden  mit  5  Kopeken  per  Quadratfuss 
eingeschätzt,  Bodenräume  nicht  veranschlagt  (§  60). 

Ebenso  wie  (oben  5  c)  der  Ertrags  wert  pro  Quadratfuss,  so  kann  derselbe 
auch  eventuell  pro  Cubikfuss  berechnet  werden,  worauf  in  Pernau  durch  die  Einschaltung 
(resp.  Cubikfuss,  §  46)  hingewiesen  wird. 

32* 
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In  Li  bau  werden  Fabriken  und  Werkstätten  —  falls  keine  Contracte  vor- 
handen sind  —  nach  ihrem  Cubikinhalte  besteuert,  wobei  bei  der  Berechnung 
des  Cubikinhaltes  Räume,  welche  höher  als  14  Fuss  sind,  nur  bis  14  Fuss 
Höhe  in  Anschlag  gebracht  werden  (§  5,  2). 

In  Warschau  werden  gewisse  gewerbliche  Etablissements,  nämlich  Ziegeleien 
und  Mühlen,  von   der  Steuer  befreit  (§  8,  m\ 

In  mehreren  Instructionen,  wie  z.  B.  in  denjenigen  von  Berdjansk,  Dorpat, 
Kischinew  und  Stawropol  wird  über  die  Fabriksbesteuerung  nichts  Besonderes 
erwähnt. 

Wohngebäude  oder  Wohnräume,  die  sich  bei  Fabriken  befinden  und  ver- 
mietet oder  vom  Eigenthümer  selbst  benutzt  werden,  werden  nach  den  Regeln 
für  Gebäude  überhaupt  eingeschätzt. 

Besteuerung  von  Gasthäusern  und  möblierten  Zimmern. 

Gasthäuser  werden  im  allgemeinen,  wie  aus  dem  Abschnitte  „Die  Bestim- 
mung der  Bruttoerträge"  hervorgeht,  ebenso  wie  andere  Wohngebäude  und,  wenn 
sie  von  den  Eigenthümern  selbst  unterhalten  werden,  nach  Vergleichen  mit  den 
Mietpreisen  ähnlicher  Gebäude  der  Nachbarschaft  eingeschätzt  (z.  B.  in  Kischinew, 
Abschnitt  IV).  Die  Warschauer  Instruction  (nach  welcher  gemäss  den  bestehenden 
Preislisten  für  die  Zimmer,  wo  aber  Preislisten  nicht  vorhanden  sind,  nach  Analogie 
der  Preise,  die  in  ähnlichen  Etablissements  gezahlt  werden,  eingeschätzt  wird) 
einerseits  und  die  Windauer  und  Mitauer  anderseits  gehen  darin  principiell  ganz 
auseinander,  dass  nach  ersterer,  je  nach  der  örtlichen  Lage,  zeitweilig  mögliche 
Leerstehungen  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  (§  30),  während  die  letzteren 
Instructionen  bestimmen,  dass  eine  Abrechnung  der  Zeit  der  möglichen  Leer- 
stehungen  der  Gastzimmer  nicht  stattfinden  soll  (§5,3). 

Bei  möblierten  Zimmern,  deren  Bruttoertrag  wie  derjenige  der  Gasthäuser 
nach  allgemeinen  Kegeln  bestimmt  wird,  kommt,  wie  das  kaum  erwähnt  zu  werden 
braucht,  ein  Abzug  für  Möblierung,   resp.  andere  Leistungen  in  Anrechnung. 

Die  Besteuerung  unbebauter  (wüster)  Plätze.^) 
Unbebaute,  wüste  Plätze  besteuert  man  z.  B.  in  Odessa  (§  5),  Tiflis  (§  14) 
und  —  abgesehen  vom  Werte  —  in  Libau  (§  5  e)  nach  ihrem  Werte,  ihrem 
Flächenraum,  ihrer  Lage  und  ihrer  Benutzbarkeit  zu  bestimmten  Zwecken.  Einige 
Communen,  z.  B.  St.  Petersburg  (§  7,  Anm.  1),  Moskau  (§  9  e)  und  Charkow 
(§  22)  bestimmen,  dass  wüste  Plätze,  welche  gar  keinen  Gewinn  abwerfen  resp. 
abzuwerfen  imstande  sind,  unbesteuert  bleiben  sollen. 

Die  Besteuerung  von  zu  Bauplätzen   vergebenen  Gründen. 
In  Riga   und   Pernau   werden  unbebaute  Gründe,    die  zu  Bauplätzen  ver- 
geben   und    weder     als    Stapelplätze    noch    anderweitig    benutzt    werden,     nicht 


*)  Der  Area  wird  in  den  Instructionen  nur  ausnahmsweise  Erwähnung  gethan. 
Wladimir  bestimmt,  dass  Gründe,  welche  sich  unter  städtischen  oder  landwirtschaft- 
lichen Gebäuden  befinden  und  keinen  Nutzen  abwerfen,  keiner  Besteuerung  unterliegen 
soibn  (§  36). 
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besteuert  (§  6  c,  resp.  §  5  b).  Nach  der  Moskauer  Instruction  sollen  Bau- 
plätze, auf  welchen  sich  früher  Gebäude  befanden,  die  aber  durch  Feuer  zerstört 
wurden,  wenn  sie  weder  aufs  neue  bebaut  noch  als  Stapelplätze  benutzt  werden, 
während  2  Jahre  vom  Tage  der  Zerstörung  ab  unbesteuert  bleiben  (§  47,  Anm.). 
In  Werro  (§  11  k)  bleiben  unbebaute,  aber  schon  vergebene  Stadtbauplätze 
3  Jahre  bis  zum  Bebauen  steuerfrei  und    zahlen    der    Stadt  nur  den    Grundzins. 

Die  Besteuerung   von  Stapelplätzen. 

Die  Besteuerung  der  verpachteten  Stapelplätze  findet  in  der  Regel  nach 
den  thatsächlich  erzielten  Pachtpreisen,  und  zwar  auf  Grundlage  von  Contracten 
statt,  wo  aber  letztere  nicht  vorhanden  sind  oder  wo  eine  Benutzung  der  Stapel- 
plätze seitens  der  Eigenthümer  derselben  zu  gewerblichen  Zwecken  stattfindet, 
da  wird  nach  Vergleich  mit  in  der  Nachbarschaft  für  ähnliche  Plätze  erzielten 
Preisen  besteuert. 

Mitau  (§  5  b)  und  Wind  au  (§  5  b)  bestimmen  insbesondere,  dass  die 
Einschätzung  der  Stapelplätze  nach  ihrem  Flächenraum,  ihrer  Lage  und  dem 
muthmasslichen  Nutzen,  den  sie  gewähren  können,  stattfinden  soll.  Eeval  bestimmt, 
dass  Holzhöfe  und  sonstige  Stapelplätze,  wenn  sie  nicht  mietweise  benutzt 
werden,  nach  dem  Durchschnittspreise  für  die  Gemüsegärten  desselben  Quartals 
zu  berechnen  seien  (§  35). 

Werro  besteuert  Stapelplätze  (abgesehen  von  den  Fällen,  in  welchen 
Erträge    erzielt  werden)   nach   dem  Wertbetrage   der   eigenen   Nutzung  (§11  h). 

Wenn  die  contractlich  erzielten  Preise  Zweifel  erwecken  und  etwa  zu  niedrig 
zu  sein  scheinen,  so  findet  eine  selbständige  Schätzung  durch  die  Commission 
statt.  Plätze,  welche  zur  Stapelung  von  Holz  etc.,  welches  nicht  zum  Verkauf 
oder  gewerblichen  Zwecken,  sondern  zu  eigener  Benutzung  bestimmt  ist,  dienen, 
werden  nicht  eingeschätzt. 

Eine  Eeihe  von  Instructionen  erwähnt  der  Stapelplätze  im  Speciellen  ganz 
und  gar  nicht. 

Die  Besteuerung  von  H  o  f  r  ä  u  m  e  n  und  H  a  n  d  e  1  s  h  ü  f  e  n. 

Soferii  Hofräume  nicht  etwa  als  Stapelplätze  selbständig  benutzt  werden, 
werden  sie  gewöhnlich  bei  der  Einschätzung  nicht  besonders  in  Anschlag 
gebracht.  Ausnahmsweise  besteuert  Tiflis  Hofräume,  die  nicht  weniger  oder  über 
100  QFaden  grösser  als  die  fünffache  Area  und  wenigstens  mit  einer  Seite  zur 
Strasse  gelegen  sind,  so  dass  sie  nöthigenfalles  eine  abgetrennte  Besitzlichkeit 
bilden  könnten. 

Die  Besteuerung  findet  nach  dem  Werte  in  Berücksichtigung  von  Grösse 
und  Lage  statt  (§   12  und   14). 

Nach  Odessaer  ]iestimmung  sollen  Hofräume,  welche  nach  Abschätzung 
den  Wert  der  auf  ihnen  befindlichen  Gebäude  übersteigen,  wie  unbebaute  Plätze 
besteuert  werden  (§  6). 

Bei  Höfen,  die  zu  Handelszwecken  dienen  (d.  h.  in  welchen  temporäre 
Buden  aufgeführt  und  Waren  gelagert  werdenj,   wird   in   St.  Petersburg  (§   7, 
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Anm.  2),  Astraclian  (§  4),  Baku  (§  2,  Anm,  2)  und  Tiflis  (§  15)  nur  der 
verpachtete  Grund  besteuert. 

Die    Besteuerung    der    Gärten,    Parks,    Treib-    und    Gewächs- 
häuser. 
Unter  den  Gärten  hat  man  in  Bezug-  auf  die  Einschätzung  resp.  Besteuerung 
zwei  Gruppen  zu  unterscheiden. 

1.  Solche,  welche  zu  Häusern  oder  Wohnungen  gehören  und  keinen  be- 
sonderen Ertrag  gewähren,  sog.  Luxus-  oder  Ziergärten. 

2.  Solche,  welche  einen  besonderen  Ertrag  gewähren,  sog.  Nutz-,  Obst- 
und  Gemüsegärten. 

Die  erstere  Gruppe  von  Gärten  wird  nicht  besonders  eingeschätzt.  Sie 
werden  bei  Besteuerung  der  Gebäude,  oder  Wohnungen,  zu  welchen  sie  gehören, 
mitbelastet. 

In  Mi  tau  (§  5,  7)  wird  bestimmt,  dass  Zier-  und  Blumengärten,  sowie  Park- 
anlagen selbst,  wenn  sie  einzelne  Obstbäume  enthalten  und  falls  aus  ihnen  keine 
Erträge  durch  Verkauf  bezogen  werden,  von  der  Abschätzung  auszuschliessen  seien. 

Odessa  (§  7)  bemerkt,  dass  bei  der  Besteuerung  von  Villen  nur  die  Bau- 
lichkeiten einzuschätzen  seien. 

Die  Gärten  der  zweiten  Gruppe  werden  nach  den  Pachtpreisen  besteuert, 
welche  für  dieselben  bezogen  werden.  Mehrere  Instructionen,  wie  z.  B.  diejenigen 
Von  St.  Petersburg  (§  9),  Nischnij-Nowgorod  (§  4),  Kjäsan  (§  15  b)  und 
Baku  (§  24)  heben  hervor,  dass  nach  den  Pachtverträgen  nicht  aber  danach  zu 
besteuern  sei,  was  der  Pächter  aus  dem  Boden  beziehe,  denn  es  solle  nicht  das 
„Gewerbe",  sondern  der  „Grund"  besteuert  werden.  Wo  eine  Verpachtung  nicht 
stattfindet,  da  werden  die  Gärten  nach  Lage  und  Flächenausdehnung  mit  ver- 
pachteten verglichen  und  danach  der  Ertrag  normiert.  Wenn  Analogien  sich 
etwa  nicht  auffinden  lassen  sollten,  dann  sollen  jene  Grundstücke  nach  Be- 
stimmung von  Mitau  (§  5,  7)  und  Windau  (§  5,  7)  nach  ihrem  Flächenraum, 
ihrer  Lage  und  dem  muthmaasslichen  Nutzen,  den  sie  gewähren  können,  besteuert 
werden.  Werden  diese  Gärten  vom  Besitzer  selbst  benutzt,  so  wird  ihr  Ertrag 
nach  Petersburger  Bestimmung  (§§  9,  7,  1  und  2)  entweder  nach  Vergleichen 
mit  verpachteten  Gärten  oder  aber  nach  den  Angaben  der  Besitzer  resp.  Ver- 
walter bestimmt. 

Eeval  bestimmt  in  jenem  Falle,  dass  die  Gärten  dann  nach  ihrem  Flächen- 
inhalt zu  besteuern  seien,  wobei  der  durchschnittliche  Pachtzins  für  einen  Quadrat- 
faden Gemüsegartenland  in  dem  betreffenden  Quartale  zur  Norm  zu  nehmen 
sei  (§  32). 

Eiga  (§§  9,  c,  und  49),  welches  wie  Pernau  (§  8,  c),  Gärten,  welche  einen 
selbständigen,  regelmässigen  Bodenertrag  abwerfen,  einschätzt,  verfährt  dabei 
wie  folgt:  Die  im  engeren  Stadtgebiete  belegenen  Gärten  (Frucht-  und  Gemüse- 
gärten, sowie  Baumschulen)  werden  nach  den  für  die  ländlichen  Districte  des 
weiteren  Stadtgebietes  festgestellten  Schätzungsprincipien  (§§  22  und  52)  in  vier 
Bodenclassen  getheilt  und  unter  Zugrundelegung  dieser  Classification  sogleich 
nach  ihrem  Reinerträge  geschätzt. 
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Der  .iährliche  Reinertrag  einer  Lofstelle^)  Gartenlandes  wird  gleichgesetzt: 

In  der      I.  Classe 60  Eubel 

„     „      II.      „        40      , 

.    .    in.    „ 20    „ 

G-ehört  eine  Lofstelle  Gartenlandes  in  zwei  Classen  hinein,  so  ist  der  Eein- 
ertrag  dem  Durchschnitt  beider  Classen  gleichzusetzen.  Im  weiteren  Stadtgebiete 
wird  der  jährliche  Reinertrag  einer  Lofstelle  Garten-  und  Weideland  gleichgesetzt: 

In  der      I.  Classe 8  Eubel 

77  77  -U-.  77  '-*  77 

TU  4 

77  77  ^^^'  77  *  77 

TV  2 

77         77         -■-  '  •  77  ^  " 

Wenn  ausschliesslich  oder  doch  vorherrschend  Gartenbau  betrieben  wird,  so 
werden  die  Gärten  nach  den  Bestimmungen  für  das  engere  Stadtgebiet  classificiert 
und  eingeschätzt.  Dasselbe  findet  statt,  wenn  Gärten  zu  einer  Besitzung  gehören, 
auf  welcher  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb  nicht  anzunehmen  ist,  wobei  als 
landwirtschaftlicher  Betrieb  nach  der  Eigaer  Instruction  derjenige  gilt,  der  auf 
einem  Areal  von  mehr  als  drei  Lofstellen  ertragsfähigen  Bodens  Getreide,  Futter 
und  andere  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  hervorzubringen  bestimmt  ist  (§§  53 
und  56). 

In  Libau  werden  separierte  Gärten  nach  ihrer  Grösse  entsprechend  den 
Preisen  eingeschätzt,  welche  vermietete  Gärten  tragen  (§5f).  Werro  besteuert 
Gärten,  welche  nicht  zu  Wohnungen  gehören,  nach  den  bezogenen  Erträgen  oder 
dem  Wertbetrage  der  eigenen  Nutzung  (§11  h).  Ueber  Kunst-  und  Handels- 
gärten, welche  nicht  verpachtet  sind,  wird  in  Eeval  (§  33)  bestimmt,  dass  für 
dieselben  der  für  die  Gemüsegärten  berechnete  Durchschnitt  (pro  Quadratfaden) 
als  Norm   anzunehmen  sei. 

In  Tiflis  werden  Gärten,  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  sie  eine  besondere 
Ertragsquelle  bilden  —  auch  dann  besonders  eingeschätzt,  wenn  sie  die  fünffache 
Area  des  zugehörigen  Wohngebäudes  um  nicht  weniger  als  100  QFaden  über- 
steigen und  wenigstens  mit  einer  Seite  zur  Strasse  gelegen  sind,  so  dass  aus 
denselben  erforderlichenfalls  eine  besondere  Besitzlichkeit  gebildet  werden  könnte. 
Die  Besteuerung  findet  entweder  nach  Contracten  oder  nach  Vergleichen  mit  Ver- 
pachtungen aus  der  Nachbarschaft  statt  (§  10,  12  und  13). 

Die  Petersburger  Instruction  (§  7,  Anm.  1)  bestimmt,  dass  wenn  Gärten 
sich  in  Gebäuden  —  in  Zimmern  —  befinden,  die  Besteuerung  dieser  Eäumlich- 
keiten  auf  allgemeiner  Grundlage  stattzufinden  habe.  Kischinew  setzt  für  Gärten 
im  allgemeinen  ein  Minimum  der  Ertragsannahme  von  50  Eubel,  für  Gemüsegärten 
von  100  Rubel  pro  Dessjätine  an  (II,  1  und  2).  Ejäsan  (§  15,  a  und  b)  bestimmt, 
dass  Gärten,    welche  über   Vs   Dessjätine    gross    sind,    besteuert   werden    sollen. 

In  Astrachan  werden  alle  Gärten,  welche  sich  in  den  Grenzen  der  Stadt 
befinden,  zur  Begünstigung  des  Gartenbaues    überhaupt  und  wegen  der  geringen 

*•)  1  Lofstelle  ==  1/3  Dessjätine. 
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Erträge,  welche  Nutzgärten  gewähren,  von  der  Entrichtung  der  conimunalen  Steuer 
befreit  (§  G). 

Parkanlagen,  welcher  ausser  Mitau  nur  noch  in  den  Eiga'schen  Bestim- 
mungen Erwähnung  geschieht,  sind  in  Kiga  der  Steuer  nicht  unterworfen.  Einige 
Keglements  erwähnen  der  Besteuerung  der  Ziergärten,  Dorpat  und  Berdjansk 
der  Besteuerung  der  Gärten  überhaupt  gar  nicht. 

Treib-  und  Gewächshäuser  (Orangerien),  welche  als  Zubehör  eines  Wohn- 
gebäudes den  Mietwert  desselben  mitbestimmen,  werden  in  Moskau^)  (§  9,  e) 
und  auch  in  Riga  (§  9,  d)  und  Bernau  (§  8,  d)  nicht  besonders  eingeschätzt, 
sondern  mit  dem  Miethwerthe  des  betreffenden  Gebäudes  mitbesteuert.  Wenn  Treib- 
und  Gewächshäuser  aber  den  Zubehör  von  Gärten  bilden,  dann  wird  ihre  Grund- 
fläche in  Riga  und   Bernau  dem  Gartenlande  zugetheilt  (§  9,  d)  resp.  §  8,  d). 

Die  Besteuerung  von  Aeckern,   Wiesen   und  Weiden. 

Die  Besteuerung  landwirtschaftlich  ertragsfähigen  resp.  thatsächlich  benutzten 
Bodens  wird  verschieden  gehandhabt.  In  Riga  (§  51  ff.)  wird  der  ertragsfähige 
Grund  und  Boden  je  nach  seiner  Culturart  in  drei  Kategorien  eingetheilt,  und  zwar  in: 

1.  Acker-  und  Gartenland, 

2.  Heuschlag  oder  Wiese  und 

3.  Weide. 

Die  beiden  ersten  Kategorien  scheiden  sich  in  je  vier,  die  dritte  in  zwei 
Classen  oder  Grade. 

Jede  Lofstelle  ertragsfähigen  Landes  wird  in  eine  der  Kategorien  und 
Classen  eingeschätzt. 

In  jeder  Classe  jeder  Kategorie  wird  unter  Zugrundelegung  der  erfahrungs- 
mässigen  Pachtsätze,  jedoch  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  im  einzelnen  Falle  ein 
höherer  oder  geringerer  Pachtzins  erzielt  wird,  ein  fester,  weiterhin  näher 
angegebener  Reinertrag  für  eine  Lofstelle  angenommen,  so  dass  der  Reinertrag 
eines  Grundstückes  durch  die  Einschätzung  in  eine  Classe  und  durch  die  Aus- 
messung der  Lofstellenanzahl  bestimmt  wird. 

Wenn  eine  Lofstelle  Landes  in  zwei  der  bezeichneten  Classen  hineingehört, 
so  ist  der  Durchschnitt  des  Reinertrages  beider  Classen  maassgebend. 

Der  jährliche  Reinertrag  einer  Lofstelle  Acker-  oder  Gartenland  wird  gleich- 
gesetzt : 

In  der      I.  Classe 8  Rubel 

j5       »       II«  n  "        n 

y,  „      111.  „  4:  „ 

«      «    IV-         w          2       V 

Der  jährliche  Reinertrag  einer  Lofstelle  Heuschlag  oder  Wiese  wird  gleich- 
gesetzt : 

In  der      I.  Classe 24  Rubel 

!)       w       II-        r,  I^        " 

n      }i     III-        ?5  ^        " 

J5      «      IV.       „  2        „ 

*)  Dabei  nicht  des  Ertrages  wegen  unterhalten  werden. 
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Der  jährliche  Reinertrag  einer  Lofstelle  Weide  wird  gleichgesetzt : 

In  der    I.  Classe      1  Rubel 

,,     „    II.       «  50  Kop. 

In  Odessa  (§  6  und  7)  gilt  zunächst  die  Bestimmung,  dass  zu  den  Gebäuden 
gehöriges  Land  im  Betrage  von  5  Quadratfaden  auf  je  einem  Kübel  des  Brutto- 
ertrages oder  von  je  zehn  Rubel  des  Wertes  der  betreffenden  Gebäude  frei 
bleiben  soll ;  letzteres,  wenn  der  Ertrag  der  Gebäude  sich  nicht  feststellen  lässt. 
Land,  welches  dieses  Maass  überschreitet,  wird  besteuert,  und  zwar  tritt  die 
Besteuerung  nach  sechsjährigen  Durchschnittsreinerträgen  oder  aber  nach  den- 
jenigen Werten  ein,  welche  in  der  Odessaer  Instruction  je  nach  den  Ortschaften 
pro  Dessjätine  normiert  worden  sind.  Auf  der  Grundlage  von  Erträgen  aus  sechs 
Jahren  werden  diejenigen  Ländereien  eingeschätzt,  welche  durch  Gärten,  Aecker  und 
Wiesenbau  Erträge  gewähren.  Wo  das  nicht  der  Fall  ist,  findet  eine  Besteuerung 
nach  dem  Werte  statt,  und  zwar  werden  je  nachdem,  ob  die  betreffenden  Ländereien 
bei  der  Stadt,  in  der  Nähe  des  Meeres,  an  Meeresbuchten  belegen,  auf  denselben 
Steine  gewonnen  werden  u.  s,  w.,  23  Classen  unterschieden,  von  welchen  für 
die  höchste  ein  Wert  von  1500  bis  4000  Rubel,  für  die  niedrigste  ein  solcher 
von  200  —  800  Rubel  pro  Dessjätine  fixiert  worden  ist. 

Wenn  auch  die  Instructionen  von  St.  Petersburg,  Moskau,  Kiew  u.  s.  w. 
Aecker,  Wiesen  etc.  nicht  speciell  anführen,  so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel, 
dass  jene  Steuerobjecte,  soweit  sie  dort  vorkommen,  eventuell  auch  den  für 
unbebaute  Grundstücke,  Obst-  und  Gemüsegärten  geltenden  Regeln,  wonach  die 
Besteuerung  nach  thatsächlichen  oder  möglichen  Pachtpreisen  angelegt  wird, 
unterliegen. 

In  Mitau  (§  5,  7)  und  Windau  (§  5,  7)  gilt  für  Heuschläge  und  Felder 
die  Bestimmung,  dass  dieselben  nach  ihren  durch  Schätzung  festzustellenden 
Mieterträgen,  und  wo  eine  Vermietung  nicht  stattfindet  und  eine  Analogie  mit 
anderen  gleichartigen  Grundstücken  nicht  gefunden  werden  kann,  nach  ihrem 
Flächenraum^  ihrer  Lage  und  dem  muthmaasslichen  Nutzen,  den  sie  tragen 
können,  abgeschätzt  werden  sollen. 

In  Reval  gilt  die  Bestimmung,  dass  die  Erträge  von  Wiesen,  sofern  letztere 
nicht  verpachtet  sind,  nach  dem  fünfjährigen  Durchschnittsertrage  derselben 
berechnet  werden  sollen.  Falls  die  Ermittlung  desselben  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden sein  sollte,  gilt  der  Durchschnittsertrag  der  benachbart  belegenen  Wiesen 
als  maassgebend  (§  34). 

In  Libau  werden  Koppeln  im  Verhältnisse  zu  dem  Mietpreise  geschätzt,  den 
in  der  Nähe  befindliche  vermietete  Koppeln  tragen;  als  Durchschnittssatz  wird 
der  Bruttoertrag  von  Koppeln  mit  2  Kopeken  pro  Quadratfaden  angenommen 
(§  5,  d). 

In  Mitau  (§  5,  e)  und  in  Windau  (§  5,  e)  werden  Heuschläge  und  Felder 
nach  ihrem  durch  Schätzung  festzustellenden  Pachtertrage,  und  wo  eine  Verpachtung 
nicht  stattfindet  und  eine  Analogie  mit  anderen  gleichartigen  Grundstücken  nicht 
gefunden  werden  kann,  nach  ihrem  Flächenraum,  ihrer  Lage  und  dem  muth- 
maasslichen Nutzen,  den  sie  tragen  können,  abgeschätzt.  In  Werro  ist  bestimmt 
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worden,  dass  die  Schnurländer    nach   ihrer    Durchschnittsernte  zu  besteuern   sein 
sollen  (§11,  i). 

Die  Besteuerung  der  landwirtschaftlichen  Gebäude  (incl.  der 
Wohngebäude  resp.  Wohnräume  der  Besitzer  etc.) 

Wenngleich  in  den  Instructionen  für  nicht  vermietete  oder  vom  Eigen- 
thümer  selbst  bewohnte  Gebäude  die  Bestimmung  getroffen  worden  ist,  dass  letztere 
nach  Vergleichen  mit  Mieten,  die  für  ähnliche,  in  der  Nachbarschaft  belegene 
Käumlichkeiten  gezahlt  werden,  zur  Abschätzung  gelangen  sollen,  so  sind  doch 
über  landwirtschaftliche  Wohn-  und  Nebengebäude  nur  in  einzelnen  Fällen 
specielle  Bestimmungen  getroffen  worden. 

Solche  finden  sich  (für  zu  einem  landwirtschaftlichen  Betriebe  gehörige 
Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude)  z.  B.  in  Riga  (§  56 — 58)  und  Odessa,  während 
bloss  der  Besteuerung  der  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  erforderlichen  Gebäude 
i.B.  in  Warschau  (§  8,  1),  Mitau  (§  5,  6)  und  Windau  (§  5,  6)  Erwähnung 
geschieht. 

In  Folgendem  wollen  wir  nun  die  einschlägigen  Bestimmungen  einzelner 
Städte  kennen  zu  lernen  suchen. 

Bekanntlich  gilt  in  Eiga  als  landwirtschaftlicher  Betrieb  derjenige,  welcher 
auf  einem  Areal  von  mehr  als  drei  Lofstellen  ertragsfähigen  Bodens  Getreide, 
Futter  und  andere  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  hervorzubringen  bestimmt  ist 
(§  56,  Anm.). 

Wohngebäude  und  Wohnräume  der  Besitzet,  Verwalter,  Pächter,  Knechte 
und  des  sonstigen  Dienstpersonals,  desgleichen  solche  Baulichkeiten,  die  einem 
industriellen  Betriebe  oder  einem  sogenannten  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe 
dienen,  wie  z.  B.  Brauereien,  Brennereien,  Destillaturen,  Mühlen  u.  drgl.  unterliegen 
sammt  ihren  Zubehörungen  einer  besonderen  Schätzung  (§  9),  wobei  der  Brutto- 
ertrag der  Gebäude,  wie  weiter  folgt,  normiert  wird.      -j 

Als  Bruttoertrag  der  Wohngebäude  oder  der  i zu  Wohnungen  benutzten 
Käumlichkeiten  gilt  der  Mietwert  derselben.  Als  durchschnittlicher  Mietwert  eines 
Wohnzimmers  des  Besitzers,  Verwalters  oder  eines  sonstigen  höheren  Wirtschafts- 
beamten gelten  30,  eines  Wohnzimmers  des  übrigen  Wirtschaftspersonals  und  der 
Dienstboten  15  Rubel.  Keller,  Böden,  Ablegekammern,  Küchen-  und  Treppen- 
räume werden  nicht  veranschlagt,  wohl  aber  sogenannte  Vorzimmer. 

Wohnzimmer,  die  nicht  das  ganze  Jahr  hindurch  bewohnbar,  z.  B.  nicht 
heizbar  sind,  werden  immer  nur  mit  15  Rubel  veranschlagt.  Auch  noch  eine 
Anmerkung  kommt  in  Betracht.  Gehören  einzuschätzende  Wohngebäude  oder 
Wohnräume  zum  Kleingrundbesitz,  d.  h.  zu  einem  kleinen,  nicht  mehr  als 
15  Lofstellen  umfassenden  landwirtschaftlichen  Betriebe  eines  zur  Arbeiter-  und 
Bauernbevölkerung  zu  zählenden  Eigenthümers,  so  sind  als  durchschnittlicher 
Mietwert  der  einzelnen  Wohnräume  nur  je  15  Rubel  anzunehmen  (§  57). 

Im  weiteren  Stadtgebiete  belegene  Fabriks-  und  gewerbliche  Gebäude,  wie 
z.  B.  Brauereien,  Brennereien,  Mühlen  u.  dgl.,  gleichviel,  ob  sie  mit  einem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  verbunden  sind  oder  nicht,  werden  nach  einem 
absoluten    Wertmesser   in    der  Weise    eingeschätzt,    dass    der   Flächeninhalt    der 
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betreffenden  Eäumlichkeiten  ausgemessen  und  der  Ertragswert  eines  Quadrai- 
fnsses  gleich  10  Kopeken  gesetzt  wird  (30  Eubel  für  einen  Kaum  von  20  Fuss 
Länge  und  15  Fuss  Breite).  Zu  den  gewerblichen  Betrieben  gehörige  Keller, 
Scheunen,  Ställe  u.  dgl.  werden  mit  5  Kopeken  für  den  Quadratfuss  eingeschätzt. 
Bodenräume  werden  nicht  veranschlagt. 

Wohnungen  der  Besitzer  von  gewerblichen  Anstalten,  der  Betriebsdirectore 
und  des  Dienstpersonals  werden  nach  den  oben  kennen  gelernten  Bestimmungen 
des  §  57  eingeschätzt,  wobei  indessen  die  Bemerkung  in  Betreff  der  Wohn- 
gebäude oder  Wohnräume,  die  zum  Kleingrundbesitze  gehören,  keine  Anwendung 
findet  (§  60). 

Bei  der  Einschätzung  der  Gebäude  sollen  aber  nicht  besonders  in  Anschlag 
gebracht  werden  die  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  erforderlichen  Gebäude, 
die  z.  B.  zur  Unterbringung  des  Wirtschaftsviehes,  der  Wirtschaftsgeräthe,  der 
landwirtschaftlichen  Maschinen  und  eigenen  Bodenerzeugnisse  bestimmt  sind. 
(Stallungen  jeder  Art,  Scheunen,  Eiegen  und  Kleeten  (§  9,  e). 

In  Bernau  gilt  über  die  Wohngebäude  und  Wohnräume  der  Besitzer,  Ver- 
walter. Pächter,  Knechte  und  des  sonstigen  Dienstpersonals,  sowie  über  Bau- 
lichkeiten, die  einem  industriellen  Betriebe  oder  einem  sogenannten  landwirt- 
schaftlichen Nebengewerbe  im  allgemeinen  dienen,  wie  in  der  Eigaer  Instruction, 
die  Bestimmung,  dass  sie  (letztere  sammt  ihren  Zubehörungen)  einer  besonderen, 
Schätzung  unterliegen  sollen,  wobei  aber  über  jenen  Schätzungsmodus  nichts 
Specielles  bestimmt  wird  (§  8,  e). 

Die  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  erforderlichen  Gebäude  sollen  bei  der 
Einschätzung  nicht  besonders  in  Anschlag  kommen  (§  8,  e). 

In  Odessa  gibt  es  eine  besondere  Instruction  für  die  Einschätzung  von 
landwirtschaftlichen  Gebäuden.  Als  Grundlage  der  Abschätzung  dienen  Con- 
tracte  und  formelle  Vereinbarungen,  welche  seitens  der  Besitzer  mit  den  Mietern 
geschlossen  worden  sind. 

Wenn  aber  keine  Contracte  oder  formelle  Uebereinkommen  vorhanden  sind 
oder  die  Angaben  Zweifel  erregen  oder  keine  anderen  Daten  für  die  Bestimmung 
des  Ertrages  der  zu  schätzenden  Gebäude  vorgestellt  werden,  dann  wird  der 
Ertrag  nach  den  Mietwerten  benachbarter,  in  möglichst  gleichen  Bedingungen 
befindlicher  Gebäude  bestimmt.  Ebenso  verfährt  man,  wenn  die  Quartiere  nicht 
vermietet  oder  von  dem  Hausbesitzer  selbst  bewohnt  werden  (§  3). 

Gebäude,  deren  Ertrag  nicht  bestimmbar  ist,  werden  nach  ihrem  Werte 
und  ihrer  Lage  eingeschätzt  (§  4). 

Die  Warschauer  Instruction  bestimmt,  dass  alle  Gebäude,  welche  aus- 
schliesslich den  Zwecken  der  Landwirtschaft,  Viehzucht  und  des  Garten-  und 
Gemüsebaues  dienen,  von  der  Besteuerung  befreit  bleiben  sollen.  Ebenso  sollen 
Mühlen  und  Ziegeleien  keiner  Besteuerung  unterliegen  (§  8,  1,  m). 

Im  Gegensatz  zu  den  Eigaer,  Pernauer  und  Warschauer  Bestim- 
mungen treten  die  Mitauer  (§  5)  und  Windauer  (§  5). 

Wirtschaftliche  Nebenräume  als  Keller,  Ställe,  Wagenremisen,  Holzschuppen, 
Waschhäuser  und  Kleeten  sollen  nämlich,  wenn  sie  vermietet  sind,  bei  der 
Mietveranschlagung     der    Wohnungen,    zu    welchen    sie    gehören,    in    Eechnung 
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kommen.  Wenn  sie  aber  zu  keiner  Wohnung  gehören,  sollen  sie  selbständig 
abgeschätzt  werden. 

Die  Hausunkosten  und  die  Arten   derselben. 

Als  Unkosten,  welche  von  den  Ertrügen  der  Gebäude  in  Abrechnung  zu 
bringen  sind,  werden  im  allgemeinen  solche  angesehen,  welche  unumgänglich 
nothwendig  und  jährlich  wiederkehrend  sind,  dagegen  nicht  solche,  welche  vom 
blossen  Belieben  der  Eigenthümer  und  der  Mieter  abhängig  oder  durch  Zufall 
entstanden  sind. 

Aehnlich  gilt  in  Reval  der  Satz,  dass  nur  diejenigen  Ausgaben  zu  berück- 
sichtigen seien,  welche  nicht  den  Charakter  von  Luxusanlagen  haben,  sondern 
für  die  Erhaltung  des  Immobils  unumgänglich  sind  (§  38). 

Die  Unkosten,  die  bei  der  Besteuerung  der  Immobilien  zur  Berücksichtigung 
gelangen,  sind  folgende: 

1.  Kosten  der  Hausverwaltung,  2.  Kosten  des  Unterhaltes  von  Dworniken, 
3.  Reparaturkosten  zur  Erhaltung  der  Gebäude,  4.  Kosten  der  Erhaltung  von 
Pflaster  und  Trottoir,  5.  Kosten  der  Reinigung  der  Schornsteine,  6.  Kosten  der 
Reinigung  der  Abtritte,  Senkgruben  und  Schachte,  7.  Kosten  der  Schneeabfuhr, 
8.  Kosten  der  Versicherung  der  Gebäude,  9.  Kosten  der  Heizung  (auch  Luft- 
heizung der  Wohnungen,  wo  solche  contractmässig  seitens  der  Hausbesitzer  statt- 
findet), 10.  Kosten  des  Unterhaltes  von  Nachtwächtern,  11.  Kosten  des  Unter- 
haltes von  Portiers,  wo  solche  contractmässig  zu  unterhalten  sind,  12.  Kosten 
der  Wasserversorgung,  wenn  letztere  zu  den  Pflichten  des   Hausbesitzer  gehören, 

13.  Kosten    der   Beleuchtung    (Gas-    und    elektrischer)    durch    die   Hausbesitzer, 

14.  Kosten  der  Möblierung  durch  die  Hausbesitzer,  15.  Kosten  der  Bedienung, 
16.  Kosten  der  Erhaltung  der  Zäune  um  Gärten,  unbebauter  Plätze  etc.,  17.  Kosten 
der  Strassenbesprengung.  Ferner  werden  auch  Abzüge  gestattet  für:  18.  Ertrags- 
ausfälle durch  eventuelles  Leerstehen,  19.  Berücksichtigung  des  in  die  Immobilien 
gesteckten  Capitals,  20.  Capitalansammlung  zum  Zwecke  der  Reädification,  21.  die 
Beträge  der  städtischen  und  Kron-Immobiliensteuer,  der  Landschafts-Immobilien- 
steuer  und  des  Grundzinses,  22.  die  Instandhaltung  der  Wege  bei  ausserhalb  der 
Stadt  an  ungepflasterten  Strassen  und  Wegen  belegenen  Grundstücken,  Plätzen, 
Heuschlägen,  Feldern  und  alleinstehenden  Obst-  und  Gemüsegärten,  23.  die 
Kosten  der  Bearbeitung,  Düngung  und  Ernte  bei  Heuschlägen  und  Feldern, 
sowie  bei  allein  dastehenden  Obst-  und  Gemüsegärten,  24.  die  Kosten  der 
Wasserentfernung  aus  den  Kellern,   25.  unvorhergesehene  Ausgaben. 

Von  diesen  Kosten  werden  aber  nicht  alle  in  jeder  Stadt  berücksichtigt. 
Der  Abzüge  für  Hausverwaltung  erwähnen  z.  B.  nur  St.  Petersburg  (§  12), 
Moskau  (§  10),  Kiew  (V,  8),  Rjäsan  (§  4)  und  Wladimir  (§  29,  7). 

Kosten  für  Schneeabfuhr  werden  in  den  Instructionen  des  südlichen  Russlands 
oft  nicht  angeführt. 

Die  Abzüge  für  Versicherung  werden  angeführt  in  Astrachan  (§  10),  Baku 
(§  26),  Charkow  (§  29),  Kischinew  (IV,  1),  Kiew  (V,  §  8),  Moskau  (§  10), 
Nischnij-Nowgorod(§  12),  St.  Petersburg  (§  12,  1),  Reval  (§  38),  Rjäsan 
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(i^  10),  Smolensk,  Simbirsk  und  Wladimir  (§  29,  1).  Abzüge  für  Luftheizung 
werden  nur  in  St.  Petersburg  (§  16  Anm.),  ferner  in  Moskau  (§  19)  gestattet. 

lieber  Abzüge  für  Kosten  des  Unterhaltes  von  Nachtwächtern  finden  sich  nur 
Bestimmungen  in  Astrachan  (§  10),  Moskau  (§  10),  Nischnij-Nowgorod 
(§  12),  Kjäsan  (§  12)  und  Simbirsk. 

Der  Abzüge  für  Portiers  und  Strassenbesprengung  erwähnt  nur  St.  Peters- 
burg (§  12,  2).  Abzüge  für  elektrische  Beleuchtung  werden  nur  in  Moskau  (§  20) 
angeführt.  Der  Abzüge  für  Bedienung  erwähnen  nur  Riga  (§  28)  und  Pernau  (§  25). 

Leerstehungen  werden  berücksichtigt  in  Astrachan  (§  10),  Baku  (§  25), 
Charkow  (§  24),  Moskau  (§  16),  Nischnij-Nowgorod  (§  12),  St.  Petersburg 
(§  12t,  Rjäsan  (§  4),  Simbirsk,  Smolensk  und  Wladimir  (§  29). 

Werden  Abzüge  für  Erhaltung  von  Zäunen  fast  in  sämmtlichen  Instructionen 
angeführt,  so  erwähnt  einzig  und  allein  Nischnij -Nowgorod  (§  12)  speciell  der 
Erhaltung  der  Zäune  um  unbebaute  Plätze,  und  allein  Wind  au  (§  6,  6)  der 
Erhaltung  der  Zäune  bei  Plätzen  und  alleinstehenden    Obst-    und   Gemüsegärten. 

Per  Capitalsansammlung  zum  Zwecke  der  Reädification  wird  nur  in  Warschau 
(§  7)  erwähnt.  Simbirsk  berücksichtigt  das  in  das  Immobil  gesteckte  Capital 
durch  Freilassung  eines  Procentsatzes  desselben  von  der  Besteuerung.  Abgaben  von 
den  Gebäuden  sollen  in  Astrachan  (§  10),  Charkow,  (§  24),  Kiew  (V,  9), 
Nischnij-Nowgorod  (§  12),  Eeval  (§  39),  Smolensk,  Warschau  (§  7)  und 
Wladimir  (§  29)  Berücksichtigung  finden;  dabei  erwähnt  Charkow  (§  30) 
einzig  und  allein  der  Abzüge  für  Landschafts-Immobiliensteuern  und  bloss 
Smolensk  und  Reval  (§  39)  des  Grundzinses.  Einen  Abzug  für  die  Instand- 
haltung der  ungepflasterten  Strassen  gewährt  St.  Petersburg  (§  15,  Anm.),  und 
auch  in  Mitau  (§  11)  soll  bei  Wegen  und  ungepflasterten  Strassen,  die  an 
Plätzen,  Heuschlägen,  Feldern,  allein  stehenden  Gemüse-  und  Obstgärten  vorbei- 
führen, zur  Instandhaltung  ein  Abzug  gestattet  werden  (§  6,   11). 

Die  Kosten  für  die  Bearbeitung,  Düngung  und  Ernte  bei  Heuschlägen  und 
Feldern,  sowie  bei  allein  dastehenden  Obst-  und  Gemüsegärten  werden  nur  in 
Mitau  (§  6,   10)  und  Windau  (§  6,  7)  in  Abzug  gebracht. 

Eine  Anrechnung  der  Kosten  der  Entfernung  von  Wasser  aus  Kellern 
findet  einzig  und  allein  in  Mitau  (§  6,  5)  statt. 

Unvorhergesehene  Ausgaben  werden  bloss  in  Moskau  (§  10)  und  Rjäsan 
(§  11)  in  Betracht  gezogen. 

Die  Bestimmung  der  Nettoerträge  der  Immobilien. 

Zur  Bestimmung  des  Reinertrages  der  Immobilien  wird  nach  Constatierung 
des  Rohertrages  und  der  Summe  der  Hausunkosten  letztere  von  ersterem  in  Abzug 
gebracht  und  so  der  Reinertrag  berechnet. 

Die  Bestimmung  des  Schätzungswertes  der  Immobilien. 

Zur  Bestimmung    des  Schätzungswertes    der  Immobilien    findet    eine    Capi- 

talisierung  aus  dem  Reinertrage  der  Immobilien  statt,  und  zwar  in  verschiedenem 

Umfange  und  vorschiedener  Weise.     Häufig  findet    bloss    eine  Multiplication    des 

Reinertrages,  u.  zw.  z.  B.  in  Astrachan  (§  13),  Smolensk,  Tiflis  (§  20),  Baku 
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(§  29),  Windan  (§  7),^)  Mitau  (§  7)  mit  10,  in  Nischnij -Nowgorod  (§  24) 
mit  6,  in  Dorpat  mit  18  (§  24),  in  Twer  mit  6,  7,  8,  9,  10  und  15  statt. 
Manche  Instructionen  führen  an,  dass  man  den  Schätzungswert  aus  10jährigen 
Durchschnitten  des  Reinertrages  durch  Vervielfältigung  mit  10  zu  berechnen  habe 
(Smolensk);  ähnlich  in  Kischinew  bei  Steingebäuden  nach  Eeinertragsdurch- 
schnitten  aus  8  Jahren  mit  8,  bei  hölzernen  Wohngebäuden  mit  6  (c,  1). 
Die  Bestimmung  des  Schätzungswertes  der  Gebäude  findet  z.B.  in  Odessa  (§  9), 
Simbirsk  und  Saratow  auf  Grundlage  eines  Durchschnittsertrages  aus  6  in 
Petersburg  und  Nischnij -Nowgorod  (§  6)  aus  3  Jahren  statt. 

In  Nischnij-Nowgorod  beabsichtigte  die  mit  der  Ausarbeitung 
des  Schätzungsreglements  beauftragte  Commission  im  Jahre  1887  eine  Capi- 
talisierung  nach  Durchschnittserträgen  aus  6,  welche  sie  füi-  weit  gerechter 
als  diejenige  aus  10  Jahren  hielt.  In  ihrem  Beschluss  über  letztere  Bestim- 
mung wurde  die  Commission  auch  nicht  durch  das  Beispiel  anderer  Städte 
veranlasst,  sondern  traf  denselben  auf  Grundlage  von  gesetzlichen  Bestimmungen, 
welche  für  die  Abschätzung  von  Immobilien  bestehen,  die  bei  Lieferungen 
an  die  Krone  (vgl.  „Gesetzsammlung",  Ausgabe  1887,  Bd.  X,  Th.  I,  „Bestim- 
mungen über  die  Lieferungen  an  die  Krone",  Art.  48  und  61,  „Gesetzsammlung", 
Ausgabe  1876,  Bd.  X,  Th.  U,  Buch  III,  Art.  1201  —  1208),  sowie  bei  Termin- 
zahlungen der  Accise  als  Salog,  d.  h.  Pfand  gestellt  werden  (vgl.  Art,  12  des 
„Ustaw  über  Getränke",  Ausgabe  1887,  „Verpfändungen",  Art.  41). 

In  beiderlei  Gesetzbestimmungen  wird  der  Schätzungswert  des  Gebäudes 
nach  dem  durchschnittlichen  Ertrage  aus  6  Jahren  festgesetzt,  wobei  der 
Reingewinn  (vgl.  Art.  12  „Ustaw  über  Getränke",  Ausgabe  1887,  Verpfändungen) 
nicht  nach  Abzügen  in  einem  allgemeinen  Procentsatze,  sondern  durch  möglichste 
Berücksichtigung  der  thatsächlich  erforderlichen  Hausausgaben  festgestellt  wird.^) 

In  Twer  wird  der  Ertrag  bei  Steingebäuden,  die  mit  Eisen  gedeckt  sind, 
mit  10,  bei  solchen,  die  mit  Holz  gedeckt  sind,  mit  9  multipliciert.  Bei  Gebäuden 
von  gemischter  Bauart  wird  bei  Eisendeckung  der  Wert  durch  Multiplication  des 
Ertrages  mit  8,  bei  Holzdeckung  mit  7  berechnet.  Die  Wertbestimmung  von 
Holzhäusern,  die  mit  Holz  gedeckt  sind,  wird  durch  Multiplication  mit  6,  diejenige 
unbebauter  Plätze  durch  Vervielfältigung  des  Ertrages  mit  15  bestimmt. 

Das  Reglement  von  Wladimir  zieht  sowohl  die  Bauart,  als  auch  den 
Bauzustand  in  Betracht  und  bestimmt,  dass  die  Berechnung  des  Schätzungs- 
wertes aus  dem  Reingewinne  bei  dauerhaften,  in  gutem  Zustande  befindlichen 
Steinbauten  nach  einem  achtjährigen,  bei  hölzernen  nach  einem  sechsjährigen, 
dagegen  bei  steinernen,  im  Verfall  begriffenen  Häusern  nach  vierjährigen,  bei 
hölzernen  nach  dreijährigen  Durchschnittserträgen    stattfinden  soll  (§  29,  xinm.). 


^)  Auch  für  die  staatliche  Immobiliensteuer  wurde  nach  Mittheilung  der  Stadt- 
verwaltung in  Windau  vermittelst  eines  neueren  Befehles  der  „Kurländischen  Gouver- 
nementsregierung"  vor  nicht  langer  Zeit  eine  Capitalisierung  des  Eeinertrages  mit 
10  angeordnet. 

2)  „Bericht  der  Commission  über  dielnstructionenausarbeitung  für  die  Einschätzung 
aller  Immobilien  der  Stadt  Nischnij-Nowgorod",  pag.  2.  ■ 
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Mehrere  Instructionen,  wie  z.  B.  diejenigen  von  Simbirsk,  Saratow  u.  s.  w. 
geben  nur  die  Zahl  der  Jahre  an,  aus  deren  Durchschnitt  der  Reinertrag  berechnet 
werden  soll. 

Schliesslich  gibt  es  noch  Instructionen,  wie  diejenigen  von  Riga,  Stawropol, 
Pernau,  Libau  etc.,  welche  über  die  Capitalisierung  keinerlei  Bestimmungen 
treffen, 

Organe  der  Einschätzung,  l.Veranlagungs-  oder  Schätzungs- 
commissionen. 

a)  Bildung  oder  Zusammensetzung. 

Die  Bezeichnungen  für  die  Veranlagungsorgane  sind  in  den  einzelnen  Städten 
zum  Theil  verschieden,  wobei  der  Ausdruck  „Schätzungscommissionen"  prävaliert. 
Ausser  denselben  begegnet  man  noch  den  Ausdrücken  „locale  Schätzungscom- 
missionen" (in  Nischnij-Nowgorod,  §28),  „Schätzungsdeputierte"  (in  Wladimir, 
§  4),  „Schätzer"  (in  Kischinew  (I,  5),  „Localcommissionen"  (in  Riga,  §  13), 
„Untercommission"  (in  Dorpat,  §  5),  „Quartalcommissionen"  (in  Reval,  §  6), 
und  „Taxationscommissionen"  (in  Mitau,  §  2  und  Windau,  §  2). 

Die  Veranlagungs-  oder  Schätzungscommissionen  werden  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung aus  Stadtverordneten  ^)  oder  Personen,  die  das  Stimmrecht 
bei  den  städtischen  Wahlen  besitzen,  erwählt. 

Einige  Instructionen  haben  noch  specielle  Bestimmungen  aufzuweisen.  So 
wird  in  St.  Petersburg  bestimmt,  dass  die  Glieder  der  Schätzungscommissionen 
aus  drei  Hausbesitzern  zu  wählen  seien,  von  welchen  einer  Stadtverordneter  sein 
müsse  (§  26), 

Riga  bestimmt  (Organisationsstatut,  §  123),  dass  die  drei  Glieder  der 
Localcommission  aus  „wahlberechtigten  Haus-  oder  Grundbesitzern  des  Quartals 
oder  Bezirkes  gewählt  werden  sollen"  (§  13).  Aehnlich  bestimmt  Reval,  dass 
jede  Quartalcommission  „womöglich  aus  der  Zahl  der  im  betreffenden  Quartal 
ansässigen  Immobilienbesitzern  zu  wählen  sei"  (§  10). 

In  Astrachan  findet  die  Einschätzung  der  Commission  mit  Hilfe  von 
je  2  aus  jedem  Polizeistadttheil  erwählten  Hausbesitzern  statt  (§  14), 

In  Nischnij-Nowgorod  bestehen  die  localen  Schätzungscommissionen 
aus  je  einem  Gliede  der  Centralcommission  (die  aus  Immobilienbesitzern  erwählt 
wird)  und  aus  zwei  Deputierten  aus  Immobilienbesitzern  (§§  25  und  27). 

In  Libau  wird  die  Abschätzung  durch  eine  Delegation  bewerkstelligt, 
welche  aus  zwei  Mitgliedern  der  Commission  und  zwei  Hausbesitzern  der  Nach- 
barschaft besteht  (§  8). 

Die  Zahl  der  Glieder,  aus  welchen  die  einzelnen  Commissionen  bestehen, 
beträgt  in  der  Regel  drei,  aber  auch  zwei  Glieder.  Dreigliedrig  sind  die  Schätzungs- 
commissionen z.  B,  in  St,  Petersburg  (§  26),  Riga  (§  13),  Charkow  (§  4), 
Nischnij-Nowgorod  (§  28),  Tiflis  (§  5),  Dorpat  (§  5),  Baku  (§  1),  Reval 
(§  10)  und  Pernau  (§  13). 


1)  In  Riga  übt  das  Stadtamt  ein  Vorschlagsrecht  aus  (Zusatz  zu  §  13,  pag.  33  §  3). 
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Zweigliedrig  sind  die  Commissionen  z.  B.  in  Kiew  (VIT,  7 )  und  Wind  au  (§  12). 

Es  gibt  auch  Instructionen,  welche  über  die  Anzahl  der  Glieder  der 
CommissirDnen  nichts  angeben,  z.  B.  diejenigen  von  Astrachan,  Kischinew, 
Wladimir,  Mitau  u.  s.  w. 

In  einer  Eeihe  von  Städten  werden  zu  eventueller  Stellvertretung  der 
Commissionsmitglieder,  d.  h.  für  den  Fall  von  Krankheit  oder  anderer  Verhinderung 
derselben  ihre  Amtsthätigkeit  auszuüben,  Candidaten  erwählt.  So  z.  B.  in  St. 
Petersburg  (§  26),  Riga  (§  13),  Charkow  (§  4"),  Baku  (§  1),  Tiflis  (t?  5), 
Dorpat  (§  7),  Bernau  (§   13)  u.  s.  w. 

Die  Zahl  der  Commissionen  richtet  sich  im  allgemeinen  —  wenn  man  von 
ganz  kleinen  Städten  absieht  —  nach  der  Anzahl  der  Stadttheile,  die  einzuschätzen 
sind.  So  findet  man  z.  B.  in  ßeval  7  (§  6),  in  Eiga  6  (§  14),  in  Bernau  5 
(§  12),  in  Tiflis  (§  4)  und  Dorpat  (§  6)  3  Commissionen  u.  s.  w. 

Allerdings  kommt  in  grossen  Städten  ausser  der  Zahl  der  Quartale  für  die 
Anzahl  der  Commissionen  auch  noch  die  Grösse  der  Quartale  in  Betracht  und 
St.  Petersburg,  welches  24  Commissionen  hat,  beschäftigt  in  manchen  seiner 
zwölf  Quartale  bloss  1,  in  anderen  2  ja  sogar  3  (§  25). 

Manche  Städte,  wie  z.  B.  Astrachan  (§  14)  und  Stawropol  (§  15)  u.  s.  w. 
haben  nur  eine  einzige  Schätzungscommission,  welche  sich  in  die  Schätzungs- 
arbeiten theilt. 

Ausser  den  beständigen  werden  zur  Zeit  von  Gesammtumschätzungen  auch 
noch  temporäre  Commissionen  ernannt,  deren  z.  B.  Baku  (§  1,  Anm.  1)  und 
Dorpat  (§  5)  Erwähnung  thun. 

lieber  die  Zeit,  für  welche  die  Commissionen  gewählt  worden  sind,  ist  in 
den  meisten  Instructionen  nichts  gesagt,  während  z.  B.  Charkow  (§  5)  1,  Baku 
(§  1)  3,  Riga  (§  13)  und  Kischinew  (III,  2)  4  Jahre  normieren, 

bj  Aufgaben, 

Die  Aufgaben  der  Veranlagungs-  oder  Schätzungscommissionen  bestehen 
im  allgemeinen  in  der  Ausführung  der  eigentlichen  Schätzungsarbeiten. 

Ausser  den  Generalschätzungen,  welche  sämmtliche  Immobilien  umfassen, 
werden  regelmässige  Einschätzungen  auch  nach  Vollendung  von  Neu-  und  Um- 
bauten, Vereinigungen  benachbarter  Besitzungen,  Verkäufen  ertragsfähiger  Grund- 
stücke oder  deren  Theilung  oder  Vergebung  in  Grundzins,  theilweisem  Untergang 
oder  eingetretener  theilweiser  Unbeuutzbarkeit  der  Immobilien  (nach  Einreichung 
genügend  begründeten  Umschätzungsgesuchen),  nach  veränderter  Benutzungs- 
oder Culturart  (Riga  §  63,  Anm.),  Aenderung  der  Erträge  (Moskau  §  46) 
u.  s,  w,  bewerkstelligt.  Die  Commissionen  haben  die  ihnen  von  den  Hauseigen- 
thümern  (auf  besonderen,  den  letzteren  von  ersteren  zugestellten  Blanquets) 
ertheilten  Auskünfte,  wie  auch  die  Mietcontracte  oder  die  etwa  mündlich  gemachten 
Angaben  zu  prüfen  und  dieselben  eventuell,  wenn  sie  Zweifel  erregen  oder  etwa 
theilweise  Schenkungen  vorzuliegen  scheinen,  nach  Vergleich  mit  für  ähnliche 
Räumlichkeiten  in  der  Nachbarschaft  gezahlten  Preisen  zu  ändern.  Bei  der 
Abschätzung  sind  nicht  allein  die  Angaben  der  Vermieter,  sondern  auch  diejenigen 
der  Mieter  zu  berücksichtigen. 
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Sowohl  der  Bruttoertrag  als  auch  die  Hausunkosten  und  der  Nettoertrag- 
müssen  genau  constatiert,  und  die  Ergebnisse  in  ein  Protokoll  eingetragen  werden, 
welches  der  übergeordneten  Commission  (z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  23), 
Nischnij -Nowgorod  (§  32),  Tiflis  (§  3)  u.  s.  w.,  oder  dem  Stadtamt  (z.  B.  in 
Charkow  (§  11),  Wladimir  (§  4),  Baku  (§  17)  u.  s.  w.),  selten  der  Stadt- 
verordnetenversammlung (z.  B.  in  Kischinew  (V,  1)  durch  das  Stadtamt  einzu- 
reichen sind,  lieber  jedes  abgeschätzte  Immobil  muss  eine  genaue  Beschreibung 
und  ein  genauer  Schätzungsbericht  auf  einem  separaten  besonders  schematisierten 
Blanquet  gemacht  werden. 

Es  müssen  genau  angegeben  werden: 

1.  Der  Stadttheil,  die  Strasse,  Querstrasse  oder  der  Platz,  an  welchem  sich 
die  Gebäude  befinden. 

2.  Die  gültige  (und  eventuell  die  frühere)  Nummer  des  Grundstückes. 

3.  Beruf  und  Namen  des  Besitzers  resp.  derjenigen  Person,  unter  deren 
Verwaltung  das  Immobil  sich  befindet.^) 

4.  Die  Grösse  der  Grundplätze  (womöglich  in  Quadratfaden)  und  die  Be- 
nutzung etwaiger  unbebauter  Gründe. 

Es  müssen  ferner  genau  beschrieben  werden: 

5.  Die  Bauten  selbst  nach  ihrem  Baumaterial,  der  Zalil  ihrer  Etagen,  Zimmer, 
Oefen,  Küchen,  Kellerräume,  Entresols,  Zubauten,  Galerien,  Thüren,  Fenster  u.  s.  w. 

Auch  müssen  angegeben  werden : 

6.  Der  gegenwärtige  Bruttoertrag,  die  Hausunkosten  und  der  Nettoertrag, 
sowie  auch  die  entsprechenden   Daten  der  früheren  Schätzung. 

7.  Bei  sämmtlichen  Immobilien,  ob  sie  vermietet  sind  oder  vom  Besitzer 
selbst  benutzt  werden,    ist  ferner: 

8.  In  schwierigen  oder  zweifelhaften  Fällen  das  übergeordnete  Organ  um 
Entscheidung  anzugehen. 

9.  Im  Falle,  dass  Gebäude  etwa  gar  keinen  Ertrag  gewähren  sollten,  der 
Grund  dessen  anzugeben. 

Damit  sind  die  Aufgaben  der  mit  den  Einschätzungsarbeiten  betrauten 
Commissionen  im  allgemeinen  charakterisiert. 

Dass  die  einzelnen  Instructionen,  wie  überhaupt  so  auch  in  diesem  Punkte 
mehr  oder  weniger  detailliert  ausgestaltet  sind,  braucht  kaum  hervorgehoben 
zu  werden. 

Zur  Ergänzung  des  vorhin  Erwähnten  mögen  noch  einige  Abweichungen 
aus  einigen  Städten  hier  Platz  finden. 

In  Moskau  sind  die  Glieder  der  Schätzungscommission  u.  a.  auch  ver- 
pflichtet,   zur    Einschätzung  von    Eäumlichkeiten    betreffs    Zahlung  von    Handels- 

^)  Ueber  Immobilien,  welche  sich  im  gemeinschaftlichen  Besitze  mehrerer  Personen 
befinden,  bestimmt  die  Instruction  von  Stawropol  (§  4),  dass  sie  bis  zu  einer  gesetzlichen 
Theilung  auf  die  Namen  aller  betheiligten  Personen  in  die  Schätzungsprotokolle  einzu- 
tragen sind,  wobei  aber  diejenige  Person  besonders  angeführt  werden  muss,  unter  deren 
unmittelbarer  Verwaltung  das  Haus  steht.  Letztere  Person  ist  auch  zur  Steuerzahlung 
verpflichtet. 

Im  Process  befindliche  Gebäude  werden  auf  den  Namen  derjenigen  Person  einge- 
tragen, welcher  die  Nutzniessung  zur  Zeit  der  Einschätzung  zusteht.  (§  5.) 
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und  Gewerbeabgaben  (Gesetz  vom  6.  Jänner  1886),  ferner  von  Besitzlichkeiten 
oder  separaten  Eäumlichkeiten  auf  Aufforderung  von  Gerichts-  oder  Regierungs- 
Institutionen,  schliesslich  von  Immobilien,  welche  bei  Terminierung  von  Accise- 
zahlung  für  Wein  oder  bei  Lieferungen  an  die  Krone  letzterer  verpfändet  worden 
sind  (§  27). 

In    Charkow    hat    die    Commission   nach   Constatierung   des  Reinertrages 
der  Immobilien    zur    Bestimmung    des   Wertes    derselben,  wie  wir   bereits    sahen, 
noch  Folgendes  zu  beachten: 
1.  Die  Bauart, 
,2.  die  Lage, 

3.  den  Bauzustand, 

4.  den  Zweck  des  Gebäudes  (Wohn-  oder  gewerbliches  Gebäude). 

Auch  noch  der  eventuell  erhaltbare  Preis  der  Immobilien  wird  in  Berück- 
sichtigung gezogen  (§  35). 

Zu  den  Obliegenheiten  der  Localcommissionen  rechnet  Riga  (§  15  e) 
u.  a.  auch  noch,  dass  sie  die  Einwendungen  der  Immobilienbesitzer  gegen 
die  vorgenommene  Schätzung  zu  prüfen,  dieselben  über  die  Grundsätze  der 
Schätzung  zu  belehren  und  von  der  Beschwerdefrist  in  Kenntnis  zu  setzen,  ferner 
in  allen  zweifelhaften  Fällen  die  Delegiertencomraission  um  Verhaltungsmaassregeln 
zu  ersuchen  haben. 

Fruchttragende  Grundstücke  (wie  z.  B.  Aecker,  Gärten  und  Heuschläge), 
die  für  gewöhnlich  nach  thatsächlichen  oder  möglichen  Pachtpreisen  besteuert 
werden,  brauchen  in  Riga,  wo  für  Einschätzung  derselben  besondere  Bonitäts- 
classen  eingerichtet  sind,  nicht  von  den  Localcommissionen  persönlich  in  Augen- 
schein genommen  (§  72),  sondern  müssen  vor  dem  Einschätzungstermine  revisorisch 
vermessen  und  classificiert  werden.  Darauf  sind  die  revisorischen  Beschreibungen 
der  Delegiertencommission  zu  übergeben  (§  65). 

Für  Nichterfüllung  gesetzlicher  Forderungen  der  Commission  unterliegen  die 
Hausbesitzernach  Charkower  Bestimmung  der  gesetzlichen  Verantwortung  (§  16). 

2.  Communale  Organe,  die  über  den  Commissionen  der  Ein- 
schätzung   stehen. 

Den  mit  der  Schätzung  der  Immobilien  betrauten  Commissionen  ist  in 
jedem  Falle,  wie  aus  den  weiterhin  reproducierten  Stellen  der  Städteordnung 
vom  11.  Juni  1892  ersichtlich  ist,  einerseits  die  Stadtverordnetenversammlung, 
anderseits  das  Stadtamt  übergeordnet. 

„Zur  Verwaltung  einzelner  Zweige  des  städtischen  Haushaltes  und  der 
Administrationen"  heisst  es  sub  Art.  103,  „können  von  den  Stadtverordneten- 
versammlungen besondere  Personen  oder  erforderlichenfalls  besondere  Executiv- 
commissionen  ernannt  werden.  Sowohl  erstere  als  auch  letztere  sind  dem  Stadtamt 
untergeordnet,  richten  sich  nach  Instructionen  der  Stadtverordnetenversammlung 
lind  treten  ihre  Amtsbefugnisse  mit  Genehmigung  des  Gouverneurs  an." 

In  jenen  Executivcommissionen  präsidiert  ein  Glied  des  Stadtamts  nach 
Bestimmung  desselben.  Falls  auf  Vorstellung  des  Stadtamts,  die  Stadtverordneten- 
versammlung es  für  nützlich  erachten  sollte,  zum  Vorsitzenden  dieser  Commission 
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eine  besondere  Person  zu  ernennen,  so  nimmt  letztere  im  Stadtamt  mit  Stimmrecht 
an  der  Berathung  derjenigen  Angelegenheiten  theil,  welche  den  Gegenstand  der 
Verwaltung  dieser  Executivcommission  bildet  (Art.  104). 

Zu  Gliedern  der  Executivcommissionen  können  nicht  nur  Stadtverordnete, 
sondern  auch  andere  Personen,  die  das  Stimmrecht  bei  den  stcädtischen  Wahlen 
besitzen,   erwählt  werden   (Art.  116). 

Aber  nicht  allein  und  nicht  in  allen  Städten  sind  die  Stadtverordneten- 
versammlung und  das  Stadtamt  die  alleinigen  Organe,  welche  den  mit  der 
unmittelbaren  Schätzung  betrauten  Commissionen  übergeordnet  sind,  sondern  es 
bestehen  auch  noch  in  einer  Eeihe  von  Städten  besondere  übergeordnete  Com- 
missionen, welchen  ein  grösserer  oder  kleinerer  Aufgabenkreis  zugewiesen  ist. 

Diese  Commissionen  führen  verschiedene  Namen,  und  zwar  werden  sie 
gewöhnlich  als  Centralcommissionen  (z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  24),  Nischnij- 
Xovvgorod  (§  32),  Reval  (§  6  if.)  und  Tiflis  (§  3),  aber  auch  als  Delegierten- 
(z.  B.  in  Eiga  §  14)  und  Immobiliensteuer-Taxationscommissionen  (z.  B.  in  Bernau 
§  11),  ferner  als  Executiv-Schätzungscommissionen  (z.  B.  in  Odessa  §  14)  u.  s.  w. 
bezeichnet. 

In  Dorpat  ist  die  Gesammtcommission,  die  aus  9  Gliedern,  d.  h.  zu  je 
drei  Gliedern  für  jedes  Quartal  besteht  (§  6),  den  einzelnen  Untercommissionen 
übergeordnet  (§  9). 

Wenden  wir  uns  nun  den  einzelnen  der  den  Schätzungscommissionen  über- 
geordneten Organe,  und  zwar  zunächst  der  Stadtverordnetenversammlung  zu. 

An  erster  Stelle  muss  wohl  erwähnt  werden,  dass  der  Stadtverordneten- 
versammlung innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  die  Normierung  der  Höhe 
(Art.  63,  5)  des  Steuersatzes,  sowie  auch  die  Bestimmung  des  Termins  der 
Einzahlung  der  Steuer  zusteht.  (Art.  130.  1.)  Ferner  ist  die  Stadtverordneten- 
versammlung, abgesehen  von  ihrer  bereits  anfangs  erwähnten  Eigenschaft  als 
Wählerin  der  Schätzungscommissionen,  insbesondere  auch  noch  als  Beschwerdeinstanz 
über  die  Verfügungen  des  Stadtamtes  anzusehen.    („Städte-Ordnung",  Art.   144.) 

Die  Stadtverordnetenversammlung  wird  auch  erforderlichenfalls  vom  Stadt- 
amte um  eventuelle  Abänderungen  oder  Ergänzungen  der  Instructionen  ersucht, 
z.B.  in  Eiga  (§  17,  ki,  Bernau  (§  16,  k).  Aenderungen  in  den  Instructionen 
können  überhaupt  nur  durch  Beschlüsse  der  Stadtverordnetenversammlung  bewirkt 
werden.  Ferner  hat  die  Stadtverordnetenversammlung  z.  B.  in  Eiga  (§  63),  in 
Pernau  (§  44)  und  Windau  (§  18)  auch  eine  Generalein  Schätzung  der  Immo- 
bilien, sobald  sie  eine  solche  für  erforderlich  erachtet,  anzuordnen.  In  Dorpat 
wendet  sich  die  Gesammtcommission  in  zweifelhaften  Fällen' durch  das  Stadtanit 
zur  Entscheidung  an  die  Stadtverordnetenversammlung  mit  der  Bitte  um  Ertheilung 
der  bezüglichen  Instructionen,  jedoch  findet  die  Inanspruchnahme  der  Stadt- 
verordnetenversammlung anderwärts  bei  jener  Gelegenheit  nicht  statt. 

Die  Stadtverordnetenversammlung  hat  in  Astrachan  (§  19)  und  Eeval 
(§  14)  den  Commissionen  die  erforderlichen  Mittel  für  die  nothwendigen  Ausgaben 
aus  der  Stadtcasse,  und  zwar  auf  Vorschlag    der    Centralcommission    anzuweisen. 

Der  Stadtverordnetenversammlung  steht  schliesslich  die  Bestätigung  der 
Immobiliensteuerinstructionen  zu.    Beiläufig  sei  hier  bemerkt,  dass  nach  erfolgter 
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Bestätigung  des  Immobiliensteuerreglements  in  Windau  (§  20)  einem  jeden  Haus- 
besitzer ein  gedrucktes  Exemplar  des  Keglements  gegen  Quittung  ausgereicht  wird. 

Was  das  Stadtamt  anbelangt,  so  sahen  wir  vorhin,  dass  demselbem  die 
Commissionen  der  Abschätzung  stets  untergeordnet  sind,  und  dass  ein  Glied  des 
Stadtamtes  nach  Bestimmung  des  letzteren  in  den  Executivcomraissionen  zu 
präsidieren  habe. 

Im  Anschluss  an  jene  Bestimmungen  findet  man  z.  B.  in  Eiga  (§  16)  und 
Bernau  (§  15)  in  den  Instructionen  den  Satz,  dass  die  Delegierten-  resp.  die 
Immobiliensteuer-Taxationscommissionen,  und  dass  die  Taxationscommission  Dorpat 
(§  6),  welche  den  Charakter  einer  ständigen  Executivcommission  besitze,  unterm 
Stadtamt  stehe  u.  s.  w. 

Nach  den  Instructionen  mehrerer  Städte,  wie  z.B.  Charkows  (§  12),  Kischi- 
news  (ni,  l)etc.,  ist  das  Stadtamt  in  den  Schätzungscommissionen  vertreten,  indem 
der  Präses  der  letzteren  ein  Grlied  des  Stadtamtes  sein  rauss.  In  Riga  (§  14) 
und  Bernau  (§  11)  sind  die  Vorsitzenden  der  Delegierten-  resp.  der  Immobilien- 
steuer-Taxationscommissionen, in  Tiflis  (§  2)  und  in  Nischnij -Nowgorod  (§  26) 
die  Vorsitzenden  der  Delegiertencommissionen  Mitglieder  des  Stadtamtes. 

Nach  Art.  130  der  Städteordnung  vom  11.  Juni  1892  hat  das  Stadtamt 
nach  Bewerkstelligung  der  erforderlichen  Schätzung  die  Steuer  nach  dem  fest- 
gesetzten Procentsatze  für  die  einzelnen  Immobilien  zu  berechnen  und  diese 
Berechnung  spätestens  einen  Monat  vor  dem  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
bestimmten  Termin  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen. 

Aus  dem  Studium  der  Instructionen  geht  hervor,  dass  das  Stadtamt  in  manchen 
Städten,  wie  z.  B.  in  Baku  ''§  17)  und  Wladimir  (§  4),  Arbeiten,  wie  die  Durch- 
sicht der  Schätzungsprotokolle  und  die  Bestätigung  der  letzteren,  ausführt. 

In  Charkow  (§  12),  Kiew  (VII,  11),  Riga  (§  17,  k)  und  Bernau  (§  16  k) 
haben  sich  die  Schätzungscommissionen  im  Falle  von  eventuellen  Schwierigkeiten 
oder  Zweifeln  zur  Entscheidung  resp.  Ertheilung  von  Verhaltungsmaassregeln  an 
das  Stadtamt   zu  wenden. 

Das  Stadtamt  hat  z.  B.  in  Riga  (§  18)  und  in  Bernau  (§  17)  zur  Aufnahme 
der  Schätzungsprotokolle  und  zur  Schriftführung  in  den  Commissionen  einen 
Schriftführer  zu  ernennen,  und  zwar  geschieht  dies  in  Riga  auf  Vorschlag  der 
Delegierten-,  in  Pernau  auf  Vorschlag  der  Immobiliensteuer-Taxationscommission. 
Aehnlich  bestimmt  Mitau,  dass  der  Taxationscommission  zur  Bewerkstelligung  der 
schriftlichen  Arbeiten   ein  Schriftführer  beigegeben  werden  soll  (§  12). 

Fast  in  sämmtlichen  Instructionen  wird  das  Stadtamt  als  Beschwerdeinstanz 
angeführt. 

Bemerkt  sei  auch  noch,  dass  nicht  aus  sämmtlichen  Instructionen  die  auf 
Grundlage  der  Städteordnung  bestehenden  Verhältnisse  des  Stadtamtes  zu  den 
Commissionen  zu  ersehen  sind. 

Die  Centralcommissionen,  wie  sie  z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  23), 
in  Nischnij-Nowgorod  (§  32),  Tiflis  (§  3)  und  in  Reval  (§  6  ff.) bestehen,  sind 
Organe,  welche  von  der  Stadtverordnetenversammlung  womöglich  oder  allein  aus 
Haus-  oder  Immobilienbesitzern  zu  je  fünf  (Reval  §  7),  vier  (St.  Petersburg  §  23) 
oder  drei  (Tiflis  §  3  und  Nischnij-Nowgorod  §  32)  Mitgliedern  erwählt  werden, 
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von  welchen  eines  (u.  zw.  der  Präses)  Mitglied  des  Stadtamtes  sein  muss  oder  bei 
Verhandlung  von  Abschätzungsangelegenheiten  als  stimmberechtigtes  Glied  in  das 
Stadtamt  eintritt. 

Die  Aufgaben  der  Centralcommissionen  sind  im  allgemeinen  die  oberste 
Leitung  der  Abschätzungsarbeiten,  insbesondere  die  Vertheilung  der  Arbeiten  der 
Schätzungscommissionen,  die  Beprüfung,  Eevision  und  Bestätigung  der  Arbeiten  der 
mit  der  Schätzung  betrauten  Commissionen,  die  Zusammenstellung  eines  Gesammt- 
verzeichnisses  aller  abgeschätzten  Immobilien,  die  Benachrichtigung  der  Immobilien- 
besitzer über  den  Betrag  der  bestimmten  Schätzung,  die  Vorstellung  der  Schätzungs- 
ergebnisse an  das  Stadtamt  zur  Bestätigung  durch  dasselbe,  die  Entscheidung 
von  Beschwerden  über  stattgefundeno  Schätzungen  u.  s,  w. 

Nicht  sämmtliche  der  angeführten  Städte  weisen  übrigens  genau  diesen 
Geschäftskreis  den  Centralcommissionen  zu.  .So  bestimmt  Reval  (§  7)  seiner 
Centralcommission  einen  etwas  kleineren  Arbeitskreis,  in  St.  Petersburg  (§  23) 
ist  die  Centralcommission  u.  a.  dazu  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  von  Candidaten 
für  die  Schätzungscommissionen  vorzustellen,  in  Tiflis  (§  3)  Bücher  über  die 
Schätzungsresultate  zu  führen  u.  s.  w. 

Die  Delegierten-  und  Immobiliensteuer-Taxationscommission  in  Riga  (§§  16 
und  17)  und  in  Pernau  (§§  15  und  16)  haben  einen  noch  grösseren  und  detail- 
lierter bestimmten  Wirkungskreis  als  die  Centralcommissionen. 

Sie  haben  Um-  und  Neuschätzungen  anzuordnen  und  zu  beaufsichtigen, 
sowie  die  bewerkstelligten  Schätzungen  zu  prüfen  und  zu  bestätigen  oder  zurecht- 
zustellen. 

Im  einzelnen  sind  sie  ferner  verpflichtet: 

a)  Von  Immobilienbesitzern  Schätzungsgesuche  entgegenzunehmen,  sowie 
vom  Bauamt  und  Oekonomieamt  Auskünfte  über  vollzogene  Bauten  bzw.  über 
vergebene  Grundstücke  einzuziehen ; 

b)  die  Schätzungsarbeiten  nach  der  Hingehörigkeit  der  einzuschätzenden 
Immobilien  unter  die  einzelnen  Localcommissionen  zu  vertheilen  und  dieselben 
mit  allem  nöthigen  Kanzleimaterial  und  erforderlichenfalls  mit  Situationsplänen 
zu  versehen ; 

c)  die  Localcommissionen  ausnahmsweise  mit  der  Einschätzung  ausserhalb 
ihres  Districts  belegener  Immobilien  zu  beauftragen  (Riga  §  20  Anm.,  Pernau 
§  19  Anm.), 

d)  den  rechtzeitigen  Eingang  der  Schätzungsprotokolle  zu  überwachen ; 

e)  den  Localcommissionen  Verhaltungsmaassregeln  zu  ertheilen  und  für  alle 
Districte  ein  möglichst  gleichmässiges  Schätzungsverfahren  anzubahnen ; 

/)  die  eingegangenen  Schätzungsprotokolle  zunächst  nach  ihrer  formellen 
Seite  hin  zu  prüfen  und  etwa  vorgefundene  Formfehler  und  Unvollständigkeiten 
durch  die  Localcommissionen  zurechtstellen  bzw.   ergänzen  zu  lassen  ; 

g)  Beschwerdegesuche  entgegenzunehmen  und  in  der  vorgeschriebenen  Weise 
zu  erledigen. 

Anm.  Der  Delegiertencommission  steht  übrigens  bei  offenbar  unrichtiger 
Einschätzung  das  Recht  zu,  auch  ohne  eingegangene  Beschwerde  eine  nochmalige 
Schätzung  anzuordnen ; 
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li)  die  Schätzungsprotokolle  durch  den  Schriftführer  ordnen,  registrieren 
und  aufbewahren  zu  lassen,  sowie  dem  Oekonomieamte  behufs  Ergänzung  der 
Grundkataster  allmonatlich  Vorschläge  über  die  vorgenommenen  Schätzungen  zu 
übersenden  (letzterer  Satz  bezieht  sich  nur  auf  Kiga) ; 

i)  Atteste  über  die  vollzogenen  Schätzungen  zu   ertheilen ; 

h)  in  allen  zweifelhaften  Fällen,  die  auf  Grund  dieser  Instruction  nicht 
erledigt  werden  können,  sich  vom  Stadtamt  Verhaltungsregeln  zu  erbitten,  sowie 
erforderlichenfalls  durch  das  Stadtamt  bei  der  Stadtverordnetenversammlung  Ab- 
änderungen oder  Ergänzungen  dieser  Instruction  zu  beantragen  ; 

l)  in  der  zweiten  Hälfte  eines  jeden  Jahres  darüber  Auskünfte  einzuziehen, 
ob  hinsichtlich  derjenigen  Immobilien,  die  vollständig  oder  nur  theilweise  Steuer- 
freiheit geniessen,  irgend  welche  die  Steuerfreiheit  aufhebende  Veränderungen 
eingetreten  sind  ; 

m)  am  Schlüsse  der  Wahlperiode  dem  Stadtamte  ein  motiviertes  Gutachten 
darüber  zu  unterlegen,  ob  die  Vornahme  einer  Generalschätzung  aller  Immobilien 
im  Interesse  der  Stadt  oder  im  Interesse  einer  gleichmässigen  Besteuerung  geboten 
erscheint.  Ihre  Beschlüsse  fassen  die  Commissionen  in  der  Regel  nach  Stimmen- 
mehrheit, bei  Stimmengleichheit  gibt  z.  B.  in  Odessa  (§  17)  die  Stimme  des 
Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Die  in  Kischinew  (III)  aus  sechs  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
gewählten  Gliedern  unter  dem  Präsidium  eines  Gliedes  des  Stadtamtes  bestehende 
Schätzungscommission  hat  in  ihrem  Arbeitskreise  die  grösste  Aehnlichkeit  mit 
den  vorhin  geschilderten  Centralcommissionen  und  ihr  steht  ebenso  wie  der 
Executivcommission  Odessas  (§  14  ff.)  (über  deren  Organisation  in  der  Instruction 
aber  nichts  gesagt  ist),  im  allgemeinen  die  Prüfung,  eventuelle  Aenderung  oder 
Zurechtstellung  und  die  Bestätigung  und  Vorstellung  der  Schätzungsresultate  an 
das  Stadtamt  zu. 

In  Dorpat  wird  die  aus  9  Gliedern  bestehende  regelmässige  Taxations- 
commission, d.  h.  die  Gesammtcommission.  welche  sich  für  jeden  Stadttheil  in 
je  3  Glieder,  d.  h.  also  in  3  Untercommissionen  theilt,  in  Fällen  von  Schwierig- 
keiten und  Bedenken,  ferner  aber  z.  B.  als  Beschwerdeinstanz  in  Anspruch  genommen 
(§§  6,  9  und  12). 

In  Mitau  (§  14)  und  Windau  (§  15)  können  von  Seiten  der  Hausbesitzer 
in  Fällen  eventueller  Unzufriedenheit  mit  den  Schätzungen,  da  letztere  in  der 
Regel  nicht  durch  die  Taxationscommission  in  ihrem  vollen  Bestände  bewerkstelligt 
werden,  Beschwerden  an  die  Taxationscommission  eingereicht  werden,  woraus  die 
übergeordnete  Stellung  der  gesammten  Commission  erhellt. 

Specielle,  den  Schätzungscommissionen  übergeordnete  Commissionen,  wie 
z.  B.  in  St.  Petersburg,  Nischnij-Nowgorod,  Tiflis,  Riga  u.  s.  w.,  gibt  es 
etwa  in  Dorpat,  Mitau,  Windau,  Baku,  Werro,  Wladimir  etc.  nicht. 

Gagen  beziehen  die  Glieder  der  mit  der  Schätzung  oder  Aufsicht  betrauten 
Commissionen  in  der  Regel  nicht. 

Aber  bei  eventueller  Anmietung  von  Schriftführern  und  Schreibern,  sowie 
auch  für  Kanzleimaterialien,  Fahrten,  Boten,  Benachrichtigungen  u.  s.  w.  wird 
allerdings  eine  gewisse  Summe  vom .  Stadtarate  ausgesetzt. 
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In  St.  Petersburg  besteht  der  Gebrauch  der  Gagierung  der  Glieder  der 
Central-  sowie  auch  der  localen  Schätzungscommissionen.  Jedes  Glied  der  ersteren 
erhält  je  3000  Eubel  für  die  ganze  Dauer  der  Generaleinschätzung.  Diese  Gage 
wird  zu  J50  Rubel  pro  Monat,  der  Rest  nach  Beendigung  der  Schätzungsarbeiten 
ausgezahlt.  Ausserdem  werden  der  Centralcommission  6000  Rubel  zur  Gagierung 
des  Kanzleipersonals,  für  Kanzleimaterialien  und  andere  Ausgaben  und  3000  Rubel 
für  die  Versorgung  der  localen  Schätzungscommissionen  mit  Kanzleimaterialien 
und  Blanquets  überwiesen.  Die  localen  Schätzuiigscommissionen  erhalten  für  ihre 
Mühen  und  Ausgaben,  abgesehen  vom  Kanzleimaterial,  für  die  ganze  Dauer  ihrer 
Arbeiten  je  1800  Rubel,  zu  100  Rubel  monatlich  und  den  Rest  nach  Schluss 
der  Arbeiten  (§i^  24  und  32). 

In  Kischinew  erhalten  die  Schätzer  eine  Entschädigung  für  ihre  Arbeiten 
im  Betrage  von  je  30  Kopeken  für  jedes  einzelne  Schätzungsprotokoll  von  Immo- 
bilien, die  innerhalb,  und  von  je  50  Kopeken  von  Immobilien,  welche  ausserhalb 
der  Stadt  gelegen  sind. 

Dagegen  erhalten  die  Glieder  der  den  Schätzern  übergeordneten  Commission 
für  ihre  Mühewaltung  in  der  Regel  keine  Entschädigung  oder  nur  in  dem  Falle 
eine  solche  wie  die  Schätzer,  wenn  sie  etwa  infolge  von  Beschwerden  der  Immo- 
bilienbesitzer gegen  Einschätzungen  der  Schätzer  selbst  Schätzungen  vorzunehmen 
genöthigt  waren. 

Die  Unkosten  der  Einschätzung,  sowie  die  Unkosten  für  die  Anmietung  von 
Boten,  den  Druck  von  Blanquets  und  Anzeigen,  die  Anschaffung  von  Büchern  etc. 
werden  durch  procentuale  Auflagen  auf  die  zu  besteuernden  Beträge  erhoben  (VI). 

Auch  in  Baku  findet  eine  Gagierung  der  Glieder  der  Schätzungscommission 
statt  (§  1). 

Die  Vereidigung  der  C  o  m  m  i  s  s  i  o  n  s  g  1  i  e  d  e  r. 
Ausnahmsweise  findet  z.  B.  in  Baku  (§  1)  und  Charkow  (§  7)  eine  Ver- 
eidigung der  mit  der  Schätzung  betrauten  Commissionen  statt,  und  Tiflis  ordnet 
eine  Vereidigung  der  Glieder  der  Local-  und  Centralcommissionen,  sowie  auch  der 
zu  ihrer  eventuellen  Vertretung  erwählten  Candidateu  an  (§  7). 

Das   Beschwerde  verfahren. 

Vor  der  Darlegung  des  Beschwerdeverfahrens  gegen  die  Einschätzungen 
der  Commissionen  nach  den  (1892)  vorliegenden  Reglements  der  einzelnen  Städte, 
will  ich  nachstehend  die  Hauptmomente  der  nach  der  Städteordnung  vom  11.  Juli 
1892  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Wege  der  Beschwerdeführung,  über  die 
Anordnungen  der  Stadtcommunalverwaltung  und  über  die  Verantwortlichkeit  der 
im  städtischen  Communaldienst  stehenden  Personen  theilweise,  d.  h.  soweit  jene 
Bestimmungen  für  uns  hier  in  Betracht  kommen,  reproducieren. 

Privatpersonen,  Gesellschaften  und  Institutionen  haben,  falls  ihre  Privatrechte 
durch  Handlungen  der  Communalverwaltung  verletzt  werden,  das  Recht  der  Klage 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  („Civilprccessordnung",  Art.  1  und  Anm.,  Art.  141). 
Klagen  über  die  Ungesetzlichkeit  der  zu  erfüllenden  Beschlüsse  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung   sind,    wenn    dem  Wesen    der    Sache    nach    eine  Civilklage 
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gemäss  Art.  141    nicht    angestellt    werden    kann,    bei    dem    dirigierenden    Senat 
anzubringen  (Art.  142). 

Beschwerden  von  Privatpersonen,  Gesellschaften  und  Institutionen  wegen 
Verletzungen  ihrer  Eechte  durch  Beschlüsse  der .  Stadtverordnetenversammlung, 
die  noch  keine  Eechtskiaft  erlangt  haben  (Art.  77  und  82),  können  beim 
Gouverneur  angebracht  werden.  Diejenigen  dieser  Beschwerden,  welche  sich  auf 
die  im  Artikel  79  erwähnten  Gegenstände^)  beziehen,  werden  vom  Gouverneur 
dem  Minister  des  Innern  zur  Entscheidung  vorgestellt,  alle  übrigen  Beschwerden 
aber  werden  der  Behörde  für  landschaftliche  und  städtische  oder  für  städtische 
Angelegenheiten  überwiesen  (Art.  143). 

Klagen  über  die  Anordnungen  des  Stadtamts  können  nach  Ermessen  des 
Klägers  beim  Gouverneur  oder  bei  der  Stadtverordnetenversammlung  angebracht 
werden  (Art.  144).  Wenn  der  Gouverneur  die  eingereichte  Klage  (Art.  144)  für 
beachtenswert  erachtet,  so  beantragt  er  beim  Stadtamt  die  Ergreifung  erforderlicher 
Maassnahmen  zur  Befriedigung  des  Klägers.  Im  weiteren  Gange  der  Sache  wird 
die  im  Art.  101   angeführte  Ordnung  beobachtet  (Art.  145). 

Privatpersonen,  Gesellschaften  und  Institutionen,  deren  Interessen  durch 
einen  Beschluss  einer  Behörde  (für  landschaftliche  und  städtische,  oder  für  städtische 
Angelegenheiten)  verletzt  worden  sind,  haben  das  Eecht,  innerhalb  dreier  Monate 
vom  Tage  der  ihnen  gemachten  Eröifnung  dieses  Beschlusses,  falls  er  ihnen  aber 
nicht  eröffnet  sein  sollte,  vom  Tage  seiner  Vollziehung  klagbar  zu  werden. 

Diese  Klagen  werden  beim  Gouverneur  angebracht  und  von  letzterem  mit 
den  Erklärungen  der  Gouvernementsbehörde  im  Laufe  eines  Monats  dem  Minister 
des  Innern  vorgestellt,  welcher  dieselben  mit  seinem  Gutachten  dem  dirigierenden 
Senat  zur  Entscheidung  übergibt  (§  146). 

Das  Stadthaupt,  sein  College  oder  Gehilfe,  die  Glieder  des  Stadtamts  und  der 
Stadtsecretär  werden  für  Amtsverbrechen  und  Amtsvergehen  auf  disciplinarischem  Wege 
oder  auf  ein  criminalgerichtlicbes  ürtheil  hin  zur  Verantwortung  gezogen  (§  147). 
Sachen  der  Verantwortlichmachung  der  im  vorhergehenden  Artikel  genannten 
Personen  werden  durch  Beschlüsse  der  Stadtverordnetenversammlung  oder  durch 
Anordnungen  des  Gouverneurs  angeregt  und  nach  vorhergehender  Einforderung 
der  nüthigen  Erklärungen  von  den  Angeklagten,  vom  Gouverneur  der  örtlichen 
Behörde  für  landschaftliche  und  städtische,  oder  für  städtische  Angelegenheiten 
zur  Berathung  überwiesen.  Bei  Beprüfung  von  Angelegenheiten  dieser  Art  tritt 
der  Präsident  des  Bezirksgerichts,  wo  ein  solches  vorhanden  ist,  an  Stelle  des 
Procureurs  mit  Stimmrecht  in  den  Bestand  dieser  Behörde  (§  148). 

Im  Wege  des  Disciplinarverfahrens  können  das  Stadthaupt,  sein  College,  die 
Glieder  des  Stadtamts  und  der  Stadtsecretär  Bemerkungen,  Verweisen  (ohne  Ein- 
tragung derselben  in  die  Dienstliste)  und  Amtsentfernung  unterzogen  werden  (§  149). 
Personen,  welche  zur  Verwaltung  einzelner  Zweige  des  städtischen  Haus- 
haltes und  der  Administration  dem  Stadtamte  als  Beihilfe  erwählt  worden  sind 
(Art.  103),  sowie  die  Glieder  der  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ernannten 

1)  Hier  kommen  u.  a.  z.  B.  Abänderungen  der  Pläne  der  städtischen  Ansiedelungen 
und  neue  Pläne  für  dieselben  in  Betracht  (§  79,  II,  8),  wodurch  Aenderungen  des 
Geltungsgebietes  der  Immobiliensteuer  entstehen. 


Die  Besteuerung  der  städtischen  Liegenschaften  Russlands  etc.  509 

Vorbereitungfs-  und  Executivcommissionen  (Art.  68  und  103)  und  die  Bezirks- 
vorsteher (Curatore)  (Art.  112)  unterliegen  für  ungesetzliche  Handlungen  bei 
Erfüllung  der  ihnen  auferlegten  Obliegenheiten  der  Verantwortung  auf  gleichen 
Grundlagen  wie  die  Glieder  des  Stadtamts  (Art.  153). 

Die  Verantwortlichmachung  für  Amtsvergehen  der  dem  Stadtamte  unterstellten 
Amtspersonen  (auch  der  mietweise  Angestellten),  wird  durch  Anträge  des  Gouver- 
neurs oder  durch  Vorstellungen  der  Stadtverordnetenversammlung  oder  des  Stadt- 
amts angeregt.  Diese  Personen  werden  für  Amtsverbrechen  von  der  örtlichen 
Behörde  für  landschaftliche  und  städtische,  oder  für  städtische  Angelegenheiten 
dem  Gericht  übergeben  und  unterliegen  der  Verantwortung  auf  derselben  Grund- 
lage,   wie  die  im   Staatsdienst  stehenden  Personen  (Art.  154). 

Soweit  die  Städteordnung.  In  Nachfolgendem  soll  das  Beschwerdeverfahren 
gegen  die  Schätzungen  der  Commissionen  nach  den  Bestimmungen  der  Instructionen 
dargelegt  werden. 

Jeder  Eigenthümer  von  Immobilien  ist  berechtigt,  die  von  den  Commissionen 
ausgeführten  Einschätzungen  seines  Immobils  auf  dem  Wege  der  Klage  anzufechten, 
indem  er  bei  den  jenen  Commissionen  übergeordneten  Organen,  und  zwar  zuvörderst 
bei  demjenigen,  welches  zunächst  übergeordnet  ist,  Beschwerde  erhebt.  In  mehreren 
Instructionen  wird  darüber  nichts  gesagt,  ob  die  Beschwerde  schriftlich  oder 
mündlich  zu  führen  sei,  andere,  wie  z.  B.  die  von  Odessa  (§  15),  Wladimir  (§39), 
Mi  tau  (§  14),  Wind  au  i^§  15)  und  Dorpat  (§  19)  bestimmen  eine  schriftliche 
Beschwerdeführung,  während  nach  Eigaer  (§83)  und  Peruaner  (§  64)  Anordnungen 
die  Anstellung  mündlicher  oder  schriftlicher  Eeclamationen  gestattet  wird.  In  den 
Beschwerden  müssen  die  betreffenden  Unrichtigkeiten  genau  auseinandergesetzt 
resp.  durch  Belege  nachgewiesen  und  müssen  die  Beschwerden  überhaupt  ordentlich 
motiviert  vorgestellt  werden. 

Die  Instructionen  von  Eiga  und  Pernau  führen  aus,  dass  expliciert  werden 
müsse,  in  welchen  Beziehungen  sich  die  Beschwerdeführer  durch  die  Schätzung 
der  Commissionen  verletzt  glauben,  d.  h.  ob  sie  etwa  die  Berechnung  der  Brutto- 
einnahmen und  welche  Posten  insbesondere,  die  Einschätzung  in  eine  Kategorie 
oder  Classe,  die  Ausmessung,  Auszählung  u.  s.  w.  anzufechten  beabsichtigen  und 
dass  etwa  bloss  allgemeine  Unzufriedenheitsanzeigen  nicht  berücksichtigt  werden 
würden  (§  84,  resp.  65).  Nach  Einreichung  der  Beschwerden  wird  von  der 
Commission,  welche  die  Abschätzung  bewerkstelligt  hat,  eine  schriftliche  Erklärung^) 
(z.B.  in  Dorpat  §  19)  oder  Begutachtung  (z.  B.  in  Astrachan  §15,6)  eingefordert, 
oder  es  wird  direct  eine  neue  Einschätzung  durch  eine  andere  Commission  (z.  B. 
in  Eiga  (§  84)  und  in  Pernau  (§  65)  vorgenommen  oder  aber  bei  erheblichen 
Differenzen^)  eine  neue  Einschätzung  durch  ein  Glied  des  übergeordneten  Organs 
(z.  B.  in  Kischinew  IV,  2)  ausgeführt  und  danach  die  frühere  Schätzung  entweder 
bestätigt  oder  aber  aufgehoben  und  berichtet.  Ueber  den  Gegenstand  der  eventuellen 
Eeclamationen  wird  bloss  in  der  Eigaer  (§  80)  und  in  der  Peruaner  (§  61) 
Instruction  Specielles  angeführt. 

^)  Auch  bei  Inanspruchnahme  höherer  Instanzen  werden  von  den  niederen  Begut- 
achtungen eingeholt. 

2)  Bei  unerheblichen  Differenzen  findet  keine  Berücksichtigung  statt.  (IV,  2.) 
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Zu  Gegenständen  von  Beschwerden  können  alle  zur  tlrraittlung  der  Kein- 
erträge  getroffenen  Maassnahmen  der  Localcommissionen  gemacht  werden,  also  die 
Feststellung  der  Bruttoerträge  von  Wohngebäuden,  Speichern  u.  s.  w.,  Ein- 
schätzungen von  fruchttragenden  Grundstücken  in  Kategorien  und  Classen,  Aus- 
messung des  Flächenrauraes  von  Grundstücken  und  gewerblichen  Gebäuden,  Aus- 
zählung der  Wohnräume  u.  s.  w. 

Dagegen  soll  die  Schätzung  und  Ausmessung  der  Normalgebäude  der 
Beschwerdeführung  bei  der  Delegiertencommission  entzogen  sein. 

Das  Beschwerderecht  geht  nach  den  Instructionen  verloren,  wenn  jemand 
auf  dem  Schätzungsprotokoll  sich  durch  vorbehaltlose  Unterzeichnung  desselben 
mit  den  Schätzungsergebnissen  einverstanden  erklärt  hat  und  wenn  die  zur  Recla- 
mation  gestimmten  Fristen  versäumt  worden  sind.  Die  Charkower  Instruction 
bestimmt,  dass  durch  Versäumnis  des  Beschwerdetermins  das  Reclamations- 
recht  gegen  die  fixierte  „Reinertragssumme'*',  sowie  gegen  die  betreffende  „Ein- 
schätzung des  Immobils"  verloren  gehe  (§  36). 

Nach  Mitauer  und  Wind  au  er  Bestimmungen  geht  das  Reclamationsrecht 
u.  a.  verloren,  wenn  die  Unterschrift  des  betreffenden  Schätzungsprotokolls  (auf 
welchem  Zufriedenheit  oder  Unzufriedenheit  mit  der  Schätzung  zu  vermerken 
sind)  verweigert  wird  (§  13,  resp.  §  14). 

In  Libau,  wo  die  Schätzungsprotokolle  während  dreier  Monate  nach  ge- 
schehener Einschätzung  den  Immobilienbesitzern  zur  Einsichtnahme  aufliegen,  ist 
eine  etwaige  Beschwerde  innerhalb  jenes  Termins  anzubringen. 

Wenn  jemand  es  unterlässt,  in  der  festgesetzten  Zeit  in  das  Protokoll 
Einsicht  zu  nehmen  resp.  dasselbe  zu  unterschreiben,  so  verliert  er  das  Recht 
gegen  die  Taxation  Einsprache  zu  erheben  (§  11). 

Die  Rigaer  und  Pernauer  Instructionen  bestimmen,  dass  blosse  Rechnungs- 
fehler und  irrthümliche  Abzüge  für  Erhaltungskosten  zu  jeder  Zeit,  d.  h.  auch  nach 
Unterzeichnung  des  Schätzungsprotokolls  seitens  der  Besitzer  und  nach  Ablauf 
der  Beschwerdefrist  aufgedeckt  und  abgestellt  werden  können  (§  82,  Anm., 
resp.  §  63,  Anm,). 

Dieselben  Instructionen  bestimmen  auch,  dass,  wenn  die  Thätigkeit  des 
Revisors  den  Gegenstand  der  Beschwerde  bildet,  die  Delegiertencommission  resp. 
die  Immobiliensteuer-Taxationscommission  zur  Prüfung  der  Beschwerde  einen  andern 
Revisor  heranziehen  können  (§  86,  resp.  §  67j. 

Nach  der  Städteordnung  und  wie  von  verschiedenen  Instructionen  auch 
erwähnt  wird,  steht  den  Immobilienbesitzern  noch  das  Recht  der  Reclamation  an 
weitere  Instanzen  in  gewissen  Terminen  zu,  worüber  wir  uns  in  Folgendem 
informieren  werden.  Die  meisten  Reglements  erwähnen  nur  einer  Beschwerdeinstanz, 
so  z.  B.  Astrachan  (§  21),  Baku  (§  17),  Charkow  (^§  36),  Libau  (§  11), 
Mitau  (§  16),  St.  Petersburg  (§47),  Reval  (§  23),  Kischinew  (IV,  1),  Tiflis 
(§  29),  Wladimir  (§  39),  während  andere,  wie  z.  B.  diejenigen  von  Dorpat  (§§  18 
und  20),  Moskau  (§§  42  und  44),  Odessa  ('^§  15  und  16)  zwei  und  schliesslich 
z.  B.  diejenigen  von  Bernau  (§  62),  Riga  (§§  81  und  88)  und  Windau  (§  15) 
dreierlei  Instanzen  anführen. 


I 


Die  Besteuerung  der  städtischen  Liegenschaften  Kusslands  etc.  511 

Als  einzige  Instanz  wird  gewöhnlich  das  Stadtamt,  die  Stadtverordneten- 
versammlung oder  die  Centralcommission  angeführt,  als  zwei  Instanzen  die  Gesammt- 
commission  und  Stadtverordnetenversammlung,  die  executive  Schätzungscommission 
und  die  Stadtverordnetenversammlung,  die  Stadtverordnetenversammlung  und  das 
Stadtamt  bezeichnet,  während  bei  drei  Instanzen  die  Immobiliensteuer-Taxations- 
commission, das  Stadtamt  und  die  Stadtverordnetenversammlung  oder  die  Delegierten- 
commission,  das  Stadtamt  und  die  Stadtverordnetenversammlung  genannt  werden. 

In  Kischinew  finden  die  Beschwerden  über  die  mit  der  Schätzung  betrauten 
Personen  bei  der  Schätzungscommission  statt;  über  neue  Schätzungen,  welche  von 
letzterer  ausgeführt  werden,  kann  durch  den  Präsidenten  der  Commission  wiederum 
Klage  bei  letzteren  geführt  werden  (IV,  1  und  5). 

Die  Fristen  für  eventuelle  Beschwerden  sind  in  den  verschiedenen  Städten 
ganz  verschieden  angesetzt  und  schwanken  zwischen  3  Monaten,  wie  in  Libau 
(§  11)  und  3  Tagen,  wie  in  Wladimir  (§  39).  Die  meisten  Städte  bestimmen 
eine  Frist  von  7  Tagen  (z.  B.  St.  Petersburg  (§  47)  und  Baku  (§  17);  ferner 
werden  bestimmt  eine  Frist  von  8  (z.  B.  in  Bernau  (§  62),  Werro  (§  9)  und 
Keval  (§  23),  von  9  (z.  B.  in  Mitau  (§  16)  und  Wind  au  (§  15)  und  von  10  Tagen 
(z.  B.  in  Tiflis  (§  29).  Die  Dorpater  und  Odessaer  Instructionen  bestimmen 
einen  Termin  von  je  8  Tagen  für  jede  der  beiden  Beschwerdeinstanzen  (§§  18 
und  19  resp.  §  15  und  16),  die  Moskauer  von  je  14  Tagen  (§§  42  und  44),  die 
Eigaer  14  Tage  (§  81).  Die  Instructionen  von  Charkow  (§  36)  und  Kischinew 
(IV,  1)  haben  zu  Beschwerdefristen  je  1  Monat,  das  Astrachan'sche  Keglement 
2  Monate  (§  20),  das  Libauer,  wie  erwähnt,  3  Monate  gewählt  (§  11). 

Die  Beschwerdefrist  wird  meistens  gerechnet  vom  Tage  der  Aufforderung 
zur  Vorweisung  der  Documente  für  die  Schätzung  (z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  47) 
und  Baku  (§  17),  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Kesultate  der  Einschätzung, 
(z.  B.  in  Odessa  (§§  15  und  16),  vom  Tage  der  Vorlegung  der  Schätzungs- 
protokolle (z.  B.  in  Wladimir  (§  39). 

Astrachan  rechnet  den  Beginn  der  Beschwerdefrist  von  der  Zeit  der 
Bekanntmachung  der  Schätzung  durch  das  Stadtamt  (§  20).  Die  Mehrzahl  der 
Instructionen  enthält  die  Bestimmung,  dass,  wer  die  anberaumten  Termine  ver- 
säume, des  Eechtes  der  Reclamation  verlustig  gehe.  Eine  Reihe  von  Reglements 
verlangt,  dass  die  Hausbesitzer  im  Falle,  dass  sie  die  Resultate  der  Einschätzung 
nicht  anerkennen  sollten,  bei  Voi'weisung  der  Schätzungsprotokolle  zur  Unterschrift 
auf  denselben  diesbezügliche  Vermerke  machen  (z.  B.  in  Charkow  §  36,  in 
Mitau  §  16). 

Einschätzungsverfahren. 

Zur  Bewerkstelligiing  der  Schätzung  werden  den  mit  derselben  betrauten 
Commissionen  seitens  des  ihnen  zunächst  übergeordneten  Organs  Listen  der 
bestehenden  Immobilien,  ferner  revisorische  Beschreibungen,  Specialkarten  der 
Districte,  Blanquets,  Kanzleimaterial  u.  s.  w.  ausgereicht. 

Die  Einschätzung  der  Immobilien  findet  statt,  nachdem  die  Immobilien- 
besitzer seitens  der  Schätzungscommissionen  z.  B.  in  Charkow  1  Monat  (§  14), 
in  St.  Petersburg  2  Wochen  (§  37),  in  Moskau  mindestens  3  Tage  (§  33),  in 
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Libau  (§  8)  spätestens  24  Stunden  vorher  über  das  Datum,  resp.  die  Zeit  der 
Schätzung  informiert  worden  sind. 

Ist  der  Aufenthalt  von  Besitzern  etwa  nicht  zu  ermitteln,  so  werden  die 
Anzeigen  über  die  stattfindende  Einschätzung  gewöhnlich  circa  acht  Tage  vorher 
an  den  Hausthüren  jener  Immobilienbesitzer  angebracht. 

In  den  meisten  Fällen  wird  auch  seitens  der  den  Commissionen  über- 
geordneten Organe  vor  jenen  Anzeigen  eine  Publication  über  die  bevorstehende 
Schätzung  in  den  Zeitungen  veröffentlicht  (z.  B.  in  St.  Petersburg  §  34,  Reval 
§17  u.  s.  w.).  Die  Anzeige  über  die  stattfindende  Einschätzung  der  Immobilien 
enthält  die  Aufforderung  (z.  B.  in  Riga  §  69,  Reval  §  17  u.  s.  w.)  resp.  Ver- 
pflichtung (z.  B.  in  Moskau  §  32,  Mitau  §  9,  Windau  §  9  u.  s.  w.)  an  die 
Besitzer  oder  ihre  Vertreter,  um  die  angegebene  Zeit  auf  den  betreffenden  Immobilien 
anwesend  zu  sein,  die  Commission  zu  erwarten  und  alle  auf  das  Immobil 
bezüglichen  Besitzdocumente,  eventuell  die  Mietcontracte  oder  ähnliche  üeberein- 
kommen  in  Bereitschaft  zu  halten. 

Auch  werden  ihnen  gewöhnlich  schematisierte  Blanquets  zugestellt  mit  der 
Aufforderung,  dieselben  gewissenhaft  auszufüllen.  Die  Anzeigen  werden  in  den 
meisten  Städten  nur  gegen  Quittung  der  Besitzer,  ihrer  Vertreter,  der  Dworniks 
oder  des  Hauspersonals  ausgereicht. 

Während  eine  Reihe  von  Instructionen  darüber  nichts  Genaues  mittheilen, 
besteht  z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  38)  und  Nischnij-Nowgorod  (§  37)  die  „Ver- 
pflichtung" der  Hausbesitzer  zu  einer  genauen  Beschreibung  ihrer  Immobilien 
resp.  deren  einzelner  Theile,  ferner  zur  Angabe  der  Bruttoerträge  von  vermieteten 
oder  vermietbaren  Quartieren,  und  zwar  auf  bestimmten,  zu  jenem  Zweck  hergestellten 
Blanquets. 

Nach  der  Libau  er  Instruction  sind  die  Hausbesitzer  zu  richtigen  Angaben 
über  die  Mieten  verpflichtet,  und  ermittelt  die  Commission  irgend  welche  falsche 
Angaben  seitens  der  Hauseigenthümer,  so  wird  das  betreffende  Mietobject  für 
den  Zeitraum  von  drei  Jahren  oder  bis  zur  Aenderung  des  Besitzers  mit  dem 
doppelten  Betrage  der  ermittelten  Erträge  in  die  Taxation  aufgenommen.  Sofern 
ein  gesetzlich  strafbares  Delict  dabei  zutage  tritt,  so  z.  B.  Drohungen  der  Haus- 
eigenthümer gegen  die  Mieter,  um  sie  zu  niedrigen  Angaben  der  von  ihnen 
gezahlten  Mietbeträge  zu  bringen,  bleibt  es  der  Commission  unbenommen,  an 
competenter  Stelle  darüber  Anzeige  zu  machen  (§  10). 

Nach  besondern,  in  der  Regel  von  dem  übergeordneten  Organ  erhaltenen 
Verzeichnissen^)  der  Immobilien  werden  die  Schätzungsarbeiten  vertheilt.  lieber 
die  nicht  zu  besteuernden  Immobilien  wird  nach  den  Bestimmungen  von  Moskau 
(§  32  Anm.),  Odessa  (§  2)  und  Wladimir  (§  8)  nur  ein  kurzer  Vermerk  darüber 
gemacht,  wem  die  Immobilien  gehören,  weshalb  sie  von  der  Steuer  befreit  werden 
und  in  den  beiden  letzteren  Instructionen  auch  darüber,  woraus  sie  bestehen. 

Bei  Besichtigung  und  Schätzung  der  Immobilien  wird  gewöhnlich  mit 
Strenge  an  der  durch  die  Lage  der  Immobilien  gegebenen  Reihenfolge  festgehalten. 
Bei  der  Einschätzung  baulich  noch  nicht  vollendeter  Gebäude  werden  gewöhnlich 
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^)  Eine  Ausnahme  macht  z.  B.  die  Instruction  von  Stawropol,   nach  welcher  die 
Schätzungscommission  (§  1)  jene  Verzeichnisse  selbst  zusammenstellt. 
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die  vollendeten  Theile  eingeschätzt,  z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  43),  Eiga  (§  64) 
und  Nisohnij-Nowgorod  (§  42).  Dagegen  wird  z.  B.  in  Reval  mit  der  Ein- 
schätzung bis  zur  Vollendung  des  Baues  gewartet  (§  21). 

Nach  Beendigung  von  Schätzungen,  die  in  Gegenwart  der  Immobilienbesitzer 
oder  deren  Vertreter  ausgeführt  werden,  wird  das  Schätzungsprotokoll  von  sämmt- 
lichen  Gliedern  der  Commission  unterschrieben  und  darauf  gewöhnlich  den  Immo- 
bilienbesitzern vorgelesen.  Dann  werden  dieselben  aufgefordert,  ihre  Anerkennung 
der  Schätzungen  durch  die  Unterschrift  des  Protokolls  zu  bezeugen  oder  aber 
ihre  Unzufriedenheit  mit  den  Schätzungen  und  ihre  Absicht,  Reclamationen  an- 
zustellen, auf  den  Protokollen  zu  vermerken. 

Nach  geschehener  Unterschrift  dürfen  keinerlei  Aenderungen  des  Protokolls 
vorgenommen  werden. 

Im  Falle,  dass  die  Unterschrift  und  jene  Notiz  verweigert  und  die  Frist 
für  die  Reclamationen  bei  dem  übergeordneten  Organ  versäumt  wird,  geht  das 
Beschwerderecht  verloren  und  wird  die  betreffende  Einschätzung  als  nachträglich 
und  stillschweigend  genehmigt  angesehen. 

In  gewissen  kürzeren  oder  längeren  Fristen,  bestimmten  oder  nicht  bestimmten 
Terminen  müssen  die  Schätzungsprotokolle  dem  zunächst  übergeordneten  Organe 
vorgestellt  werden,  welches  dieselben  einer  genauen  Durchsicht  unterwirft,  die 
erfolgten  Schätzungen  entweder  bestätigt  oder  nach  selbst  ausgeführter  oder  etwa 
durch  eine  andere  Commission  bewerkstelligter  neuer  Schätzung  abändert.  Die 
bestätigten  Abschätzungen  werden  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen. 

Die  Commissionen  haben  das  Recht,  sich  bei  sich  erweisenden  technischen 
Schwierigkeiten  an  die  städtischen  Techniker,  also  an  die  Architekten,  Ingenieure 
oder  Revisoren  zu  wenden  und  deren  Hilfe  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Sollten  die  Commissionen  bei  Ausübung  ihrer  Schätzungsarbeiten  etwa  auf 
Widerstand  stossen,  so  sind  dieselben  berechtigt  polizeiliche  Unterstützung  zu 
requirieren. 

In  Moskau  (§  30)  und  Baku  (§  1)  tragen  die  Glieder  der  die  Schätzung 
ausführenden  Commissionen  während  ihrer  Thätigkeit  an  Ketten  Abzeichen  ihrer 
amtlichen  Würde. 

In  Riga,  wo  einer  Gruppe  von  Immobilienbesitzern  (nämlich  derjenigen 
von  im  engeren  Stadtgebiet  gelegenen  Gebäuden  unter  Ausschluss  der  Fabriken 
und  gewerblichen  Anstalten)  Schätzungsprotokolle  zugestellt  werden  mit  der  Auf- 
forderung an  den  Besitzer,  die  erste  Rubrik  gewissenhaft  auszufüllen,  ist  die  Aus- 
füllung „kein  wesentliches  Erfordernis,  sondern  hat  nur  den  Zweck,  der  Com- 
mission die  Schätzung  zu  erleichtern"  (§  71). 

Im  Fall,  dass  die  Besitzer  zum  bestimmten  Termin  auf  ihren  Immobilien 
nicht  anwesend  sind  und  keine  Vertreter  hinterlassen  haben,  findet  die  Einschätzung 
in  den  meisten  Städten  regelmässig  dennoch  statt,  während  z.  B.  in  Petersburg  und 
Nischnij -Nowgorod  (§  38)  in  jenen  Fällen  entweder  ein  neuer  Termin  angesetzt 
oder  aber  die  Schätzung  vorgenommen  wird,  wobei  man  sich  der  Angaben  der  Mieter, 
oft  auch  derjenigen  der  Nachbarn  bedient.  Sind  aber  die  Immobilienbesitzer  am 
neu  angesetzten  Termine  nicht  anwesend,  so  findet  auch  in  jenen  Städten  regel- 
mässig die  Einschätzung  statt,  und  hat  der  Besitzer  das  Beschwerderecht  eingebüsst. 
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In  Tiflis  steht  Imraobilienbesitzern,  deren  Immobilien  in  ihrer  Abwesenheit 
von  der  Stadt  eingeschätzt  wurden,  das  Eecht  zn,  eventuell  innerhalb  zweier 
Monate  nach  Ausführung  der  Schätzung  zu  reclamieren  (§  23,  Anm.). 

Mitau  (§  11)  und  Windau  (§  11)    enthalten    die  Bestimmung,    dass    bei 

begründeter  Verhinderung  von  Grundbesitzern,   am  angesetzten  Termine  persönlich 

zu  erscheinen  oder  einen  Stellvertreter  zu  stellen  und  bei  gehöriger,  wenigstens  einen 

Tag    vor   dem  Termine  geschehenen    Anzeige   hierüber  beim    Stadtamt    resp.    der 

Taxationscommission,  das  bezügliche  Immobil  einer  späteren  Taxation  vorbehalten 

werde. 

Zinsangaben. 

In  manchen  Städten  werden  die  Hausbesitzer  oder  deren  Vertreter  aufgefordert, 
die  ihnen  mit  den    Schätzungsanzeigen    übersandten    Frageformulare    auszufüllen. 

Riga,  wo  bei  der  Einschätzung  von  im  engeren  Stadtgebiete  gelegenen 
Immobilien  (mit  Ausschluss  von  Fabriken  und  gewerblichen  Gebäuden)  den  be- 
treffenden Besitzern  in  zwei  Rubriken  getheilte  Protokolle  mit  der  Aufforderung 
übersandt  werden,  die  erste  Rubrik  auszufüllen,  bestimmt,  dass  die  Ausfüllung 
der  ersten  Rubrik  kein  wesentliches  Erfordernis  sei,  sondern  nur  den  Zweck 
habe,  der  Commission  die  Schätzung  zu  erleichtern  (§  71). 

In  anderen  Städten,  wie  z.  B.  in  St.  Petersburg  (§  38),  Charkow  (§  15) 
und  Baku  (§  10),  sind  die  Hausbesitzer  oder  deren  gesetzliche  Vertreter  zur 
schriftlichen  Hausbeschreibung,  sowie  überhaupt  zur  gewünschten  Ausfüllung  der 
betreffenden  übersandten  Blanquets  verpflichtet,  welche  dann  durch  die  Ein- 
achätzungen der  Commissionen  controliert  werden. 

Die  Charkower  Instruction  führt  in  einem  weiteren  Paragraphen  (§  16) 
sogar  aus,  dass  für  Nichterfüllung  gesetzlicher  Forderungen,  die  an  die  Haus- 
besitzer oder  an  die  mit  der  Verwaltung  betrauten  Personen  gestellt  wurden,  dieselben 
der  gesetzlichen  Verantwortung  unterliegen.  In  Warschau  wird  zur  Einreichung 
der  schriftlichen  Angaben  beim  Magistrate  eine  Frist  von  sechs  Wochen  gewährt, 
nach  deren  Verstreichung  der  Magistrat  Executionsmaassregeln  gegen  den  säumigen 
Declaranten  ergreift. 

Nur  bei  Aussichtslosigkeit  solcher  Maassnahmen  betraut  der  Magistrat  einen 
Beamten  mit  der  Ausführung  der  Schätzung  auf  Grund  der  bestehenden  Instruction, 
und  in  diesem  Falle  werden  keine  Beschwerden  gegen  die  Einschätzung  entgegen- 
genommen (§  50). 

Jedem  Immobilienbesitzer  wird  in  Warschau  ein  Exemplar  der  Instruction  zur 
Handhabe  für  eine  richtige  Declaration  zugestellt  (§  9).  Ebenso  in  Wladimir  (§  6). 

Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dass  wohl  die  meisten  Städte  zur  schrift- 
lichen Declaration  auffordern,  dass  aber  nur  in  einer  kleinen  Zahl  von  Städten 
eine  Declarationspflicht  besteht. 

Nichtzahlung  oder  nicht  ordnungsmässige  Entrichtung  der 

Steuer. 
Dieses  Falles  thut  nur  die  im  ganzen  nur  sechs  Punkte  enthaltende  Berd- 
jansker  Instruction^)  (§  5   und  6)  Erwähnung  und  normiert  auf  Grundlage  des 

^)  „Reglement  für  Berdjansk",   bestätigt  von  der  Stadtverordnetenversammlung. 
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Art.  131  der  Städteordnung  von  1870,  wenn  die  Steuer  im  Laufe  der  ersten  Hälfte 
des  Monats  nach  dem  Termine  nicht  entrichtet  worden  ist,  eine  Pön  von  1  Proc. 
der  rückständigen  Summe  für  jeden  versäumten  Monat,  auch  wenn  letzterer  nicht 
ganz  abgelaufen  sein  sollte,  und  wenn  die  Steuer  länger  als  sechs  Monate  rück- 
ständig verbleiben  sollte,  die  Beitreibung  mit  polizeilicher  Hilfe. 

Die  S  t  e  u  e  ]•  s  ä  t  z  e  der   c  o  m  ni  u  n  a  1  e  n  I  m  m  o  b  i  1  i  e  n  s  t  e  u  e  r. 

Der  Immobilienbesitz  wird  je  nach  den  Ansprüchen,  welche  in  den  einzelnen 
Städten  an  ihn  gemacht  werden,  mehr  oder  weniger  von  der  Immobiliensteuer 
in  Anspruch  genommen. 

lieber  die  procentuale  Höhe  der  Steuer  vermag  ich  leider  bei  dem  nicht  con- 
formen  Modus  der  Berechnung  resp.  der  Ziffernangabe  kein  einheitliches  Bild  zu  bieten. 

Ein  Theil  der  Städte  erhebt  die  Steuer  auf  der  Grundlage  der  Erträge,  ein 
anderer  auf  der  Basis  Schätzungswerte  der  Immobilien,  ja  einzelne  Städte  ändern 
den  Schätzungsmodus  im  Laufe  der  Zeit,  d.  h.  sie  gehen  von  der  Basis  der  Worte 
auf  diejenige  der  Erträge  über. 

Nach  der  Städteordnung,  welche  die  Höhe  der  Immobiliensteuer  auf  10  Proc. 
des  reinen  Ertrages  resp.  auf  1  Proc.  vom  Schätzungswerte  der  Immobilien  als 
Maximum  festsetzt,  sollte  man  nun  annehmen,  dass  100  Eubel  Ertrag  1000  Eubel 
Schätzungswert  entsprechen,  was  aber  de  facto  im  allgemeinen  nicht  zutreffen  kann. 

Weiterhin  werden  zwei  Tabellen  (s.  S.  516  und  517)  für  die  Immobilien- 
steuerhöhen in  den  verschiedenen  Städten  folgen,  und  zwar  wird  je  nach  dem 
Berechnungsmodus  für  einen  Theil  der  Städte  eine  Tabelle  auf  der  Grundlage 
der  Gebäudeerträge,  für  einen  andern    auf  der  Basis  der  Werte  geboten  werden. 

Die  Eintheilung  der  Instructionen. 

Nicht  in  sämmtlichen  Instructionen  ist  eine  ordentlich  übersichtliche  Ein- 
theilung mit  Ueberschriften  der  einzelnen  Unterabtheilungen  gegeben,  und  in  mehreren 
Reglements  laufen  die  einzelnen  Bestimmungen  bloss  unter  besondern  Paragraphen 
oder  Punkten  fort.  Letzteres  findet  sich  z.  B.  in  Astrachan,  Libau,  Mitau, 
Rjäsan,  Stawropol,  Warschau  und  Windau. 

Uebersichtliche  Eintheilungen  weisen  z.  B.  St.  Petersburg,  Moskau,  Riga. 
Pernau,  Baku  und  Reval  auf,  wobei  aber  zu  bemerken  ist,  dass  die  Eintheilung 
in  den  einzelnen  Städten  eine  mehr  oder  weniger  specialisierte  ist  und  dass  sich 
durch  Zusammenfassung  gewisser  Theile  des  Stoffes  und  besonders  auch  durch 
die  Stellung  der  einzelnen  Abschnitte  etc.  Abweichungen  ergeben. 

Charkow,  Tiflis,  Baku  und  Stawropol  beginnen  in  den  Instructionen  mit 
der  Beschreibung  der  Organisation,  des  Zweckes  und  der  Pflichten  der  Commissionen, 
und  am  Anfang  der  Warschauer  Instruction  findet  sich  die  Definition  des  Wortes 
„dorn"  (Gebäude),  sowie  desjenigen,  was  als  Ertrag  von  Baulichkeiten  anzusehen 
ist  —  während  sonst  fast  sämmtliche  andere  Reglements  (z.  B.  auch  diejenigen 
Rigas  und  Pernaus)  mit  dem  Zweck  oder  dem  Gegenstande  der  PJinschätzung 
anfangen. 
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Abweichend  von  den  anderen  Instructionen  bringt  diejenige  von  Nisclinij- 
Nowgorod  vor  dem  Eeglement  den  Bericht  der  Commission  über  die  Abfassung 
der  Instructionen. 

Das  Reglement  von  Kischinew  bringt  am  Schlüsse  ein  Formular  des 
Abschätzungsprotokolles,  die  Instructionen  von  Nischnij -Nowgorod  am  Schlüsse 
Formulare  von  Einschätzungsanzeigen  an  die  Hausbesitzer,  von  Fragebögen 
und  Abschätzungsprotokollen.  Mehrere  Instructionen  bringen  in  einem  Anhange 
Aenderungen  und  Erweiterungen  ihrer  Bestimmungen.  Mit  Ausnahme  der 
Riga  er  besitzt  keine  Instruction  ein  Inhaltsverzeichnis  und  Sachregister  fehlen 
durchweg. 

Das  Volumen  der  Instructionen  schwankt  zwischen  kaum  einer  Octavseite 
in  Berdjansk  und  32  Octavseiten  in  Moskau. 


ANHANG. 

Es  sei  mir  gestattet  im  Nachfolgenden  auch  einige  von  mir  über  die  Höhe 
communaler  Grund-  und  Gebäudesteuern  in  deutschen  Städten  im 
Jahre  1892  gesammelten  Daten  zu  reproducieren. 

An  communalen  Grund-  und  Häusersteuern  wurde  im  Jahre  1892 
erhoben  in ; 

Constanz^) 77  Pfennig  von  je     100  Mark  Steuerwert 

Heidelberg 41         „          „      „  „         „              „ 

Lahr 46        „          „      „  „        „             „ 

Baden 35        „          „     „  „        „             „ 

Bruchsal 40        „          „     „  „         „             „ 

Mannheim 58        „          »     ?>  „        „             „ 

Freiburg 35         „          „      „  „         „              „ 

Pforzheim 32        „          „      „  „         „             „ 

Karlsruhe 30        „          „      „  „         „             „ 

Leipzig 2  Mark         „     „  1000      „    Grundwert^) 

Schleiz (1892)    5  Pfennig    „      „  30      „    Steuerwert 3) 


^)  Cf.  über  die  Daten  für  die  Städte  Constanz,  Heidelberg,  Lahr,  Baden, 
Bruchsal,  Mannheim,  Freiburg,  Pforzheim  und  Karlsruhe  die  „Zusammen- 
stellung der  in  Karlsruhe  bestehenden  Staats-,  Gemeinde-  und  Kirchensteuern  etc.", 
Karlsruhe  1892,  S.  8.  Ausser  der  staatlichen  Häusersteuer,  die  alle  im  Grossherzogthum 
Baden  gelegenen  ertragsfähigen  Gebäude  trifft,  wird  in  Karlsruhe  auch  noch  eine 
örtliche  Kirchensteuer  im  Betrage  von  3  Pfennig  von  100  Mark  Häusersteuercapital  erhoben. 
Cf.  ibid  S.  9. 

2)  „Steuerwesen  in  Leipzig",  XVHI  a),  S.  6.  Ertrag  der  städtischen  Grundsteuer  war 
1890:  1,133.62.3,  1891:  1,824.900  Mark.  An  Staatsgrundsteuer  waren  4  Pfennige  von  jeder 
Steuereinheit  zu  erheben.  Ibid.  S.  9,  10,  14. 

^)  Die  Erhebung  fand  fünfmal  zu  je  1  Pfennig  von  30  Mark  laut  Schreiben  des 
Gemeindevorstandes  vom  29.  Juni  1892  statt. 
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Dessau 1       Mark  von  je  1000  Mark  Wert^) 

Bremen 27^      „        „      „    1000       „        „     ') 

Dresden 1  Pf.  von  je   1  Mk.  Reinertrag ^);  sowie  Ya  Pf-  (speciell  zu 

Kirchenzwecken)  und  1  Pf.  (zu  Schulzwecken),*) 

(    .    .    .  2  Mk.  68  Pf.— 7  Mk.  92  Pf.  (seitens  des  Eigenthümer),  S) 

Neu-Strelitz  |^    _    ^    .  1  Mk.  12  Pf.— 6  Mk.  (seitens  der  Mieter), 

Lübeck 3—6  Pf.  von  je  10  Mk.  Ertrag*'), 


*)  „Zusammenstellung  der  wichtigeren  Ortsgesetze",  Dessau  1889,  S.  48,  §  4 
(Gebäudesteuerordnung). 

2j  Cfr.  „Gesetzblatt  der  Freien  Hansestadt  Bremen",  1892,  Nr.  12,  §  1. 

Von  den  der  Grundsteuer  unterliegenden  Grundstücken  sind  5^«  Proc.  vom  Kein- 
ertrage  zu  zahlen. 

Es  gibt  in  Bremen  auch  eine  Erleuchtungssteuer,  die  in  der  Stadt  Bremen  zugleich 
eine  Pfiastersteuer  einschliesst.  Sie  beträgt: 

a)  Für  den  Eigenthümer  gebäudesteuerpflichtiger  Grundstücke  in  der  Stadt  Bremen 
ein  und  ein  Fünftel,  im  Landgebiete  ein  und  ein  Zwanzigstel  pro  mille  vom  Gebäude- 
steuerwerte; 

6)  für  den  Eigenthümer  grundsteuerpflichtiger  Grundstücke  in  der  Stadt  Bremen 
drei,  im  Landgebiete  zwei  und  fünf  Achtel  Procent  vom  Keinertrage; 

c)  für  den  Mieter  in  der  Stadt  Bremen  fünf  und  ein  Fünftel,  im  Landgebiete 
fünf  Procent  des  Mietzinses  für  alle  Gebäude  oder  Theile  von  Gebäuden  nebst  deren 
Zubehör,  welche  von  ihm  oder  mit  seiner  Genehmigung  von  Dritten  bewohnt  oder 
persönlich  benützt  werden.  Cf.  „Gesetzblatt  der  Freien  Hansestadt  Bremen",  1892, 
Heft  12,  S.  58. 

Ueber  die  Beiträge  zu  den  Kosten  der  Neulegung  oder  Umlegung  der  Strassen, 
zu  den  Kosten  der  Eeparaturen  und  zu  den  Kosten  der  Canalisierung  in  Bremen 
cf.  „Gesetzblatt  der  Freien  Hansestadt  Bremen",  1878,  Nr.  19,  S.  186  und  187. 

Zur  Deckung  der  Kosten  bestimmter  Canalanlagen  wird  auch  eine  „besondere 
Caualsteuer"  laut  dem  „Gesetz  vom  31.  December  1891,  betreff'end  die  Canalsteuer", 
erhoben.  Cf.  „Gesetzblatt  der  Freien  Hansestadt  Bremen",  1891,  S.  149. 

Nach  dem  Gesetz  vom  15.  März  1892,  betreff'end  die  Wassersteuer,  wird  in  der 
Stadt  Bremen  von  den  Eigenthümem  von  Gebäuden  */jq  pro  mille  vom  Gebäude- 
steuerwerte, beziehungsweise  1  Procent  vom  Eeinertrage  von  den  Mietern  ^/g  Proc. 
vom  Mietzinse  erhoben.  Im  Landgebiete  wird  vom  Eigenthümer  ^/j  pro  mille  vom 
Gebäudesteuerwerte,  resp.  l\\j  Proc.  vom  Reinerträge  und  von  dem  Mieter  1  Proc.  vom 
Mietzinse  erhoben.  Cf.  „Gesetzblatt  der  Freien  Hansestadt  Bremen",  1892,  Nr.  8, 
S.  45  und  46. 

^)  Cfr.  „Gemeindesteuerordnung  für  die  Stadt  Dresden",  Dresden  den 23.  September 
1880,  S.  1,  §  1.  In  eine  meiner  früheren  Arbeiten  „Die  Besteuerung  der  Gebäude"  u.  s.  w., 
Pkiga  1892,  hatte  sich  ein  Fehler  hineingeschlichen,  welcher  hierbei  zurechtgestellt  sei. 
An  Stelle  von  „sächsischer  Mietsteuer"  und  ähnlichen  Bezeichnungen  muss  von  der 
„Dresdener  communalen  Steuer"  (d.i.  von  einer  Steuer  nach  dem  Grundwerte  und  den 
Pacht-  und  Mietzinsen)  die  Rede  sein. 

*)  Cfr.  in  der  „Gemeindeordnung"  die  „Schul-  und  Kirchenanlagenordnungen",  S.  25 
und  28. 

^)  Cfr.  „Abändernde  Bestimmungen  zu  den  §§  1  und  2  des  Statutes  vom  13.  De- 
cember 1869,  betreffend  die  Erhebung  des  Erleuchtungs-,  Nachtwache-  und  Brunnengeldes 
in  der  Stadt  Strelitz",  Neustrelitz  den  29.  September  1874,  §§  1  und  2. 

^)  ;^ Gesetz,  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  für  die  Stadt  Lübeck  and  deren  Vor- 
städte betreff'end,  vom  24.  November  1890"  („Sammlung  der  Lübeck'schen  Verordnungen 
und  Bekanntmachungen"),  §  5,  S.  2. 
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Altona 127o  ^^^  Ertrag, 

Schwerin 18  Th.  —  IV2  Sübergr.,i) 

Meioingen    ....  2 — 4  von  100  des  Ertrages^). 


')  „Urkunde  über  die  Vereinigung  der  Alt-  und  Neustadt  Schwerin"  etc. 
Schwerin  1868,  S.  15  und  16. 

Die  Grundsteuer  wird  in  Schwerin  von  a^len  im  Bezirke  der  Stadt  und  auf 
deren  Feldmark  belegenen  Grundstücken  erhoben. 

An  Grundsteuer  wird  geleistet  jährlich: 

1.  Von  einem  vollen  Hause 18  Thaler  —  Pfennige 

2.  Von  einer  Scheune  ä  Fach —       „        08         „ 

3.  Vom  Garten,  nach  Maassgabe  der  Grösse  und  des  Wertes: 

a)  erster  Classe 1       „        —         „ 

bj  zweiter  Classe —       „        32        „ 

c)  dritter  Classe —       „        16         „ 

4.  Von  einem  Morgen  Acker —       „        16        „ 

5.  Von  Wiesen,  ä  lOn  K —       „  IV2     „ 

^)  Sammlung  der  landesherrlichen  Verordnungen  im  Herzogthume  Sachsen- 
Meiningen. 


Berichtigung. 

Im  ersten  Artikel  dieser  Arbeit  s  )11  es  auf  S.  602,  Z.  1  statt  Steuern  „Steuer" 
heissen;  ferner  mussten  auf  S.  606,  Abs.  3,  Z.  2  die  Worte  „jener  Städte"  ausfallen  und 
nach  „geht"  mussten  folgen:  „für  St.  Petersburg,  Moskau  und  Odessa";  auf  S.  611 
mussten  im  Abs.  1,  Z.  5  die  Worte  „im  Jahre  1890"  ausfallen;  S.  612  musste  es  statt 
Jakutsk  „Irkutsk";  S.  614,  Abs.  2,  Z.  5  statt  1892  „1894"  heissen;  S.  616  sollte  Anm.  1 
ausfallen. 


DAS  AHBEITSSTATISTISCHE  AMT. 


VON 


DR.  MICHAEL  HAINISCH. 


Wie  überall  im  Leben  dieselben  Erscheinungen  verwandte  Kegungen  her- 
vorrufen, so  hat  die  wachsende  Bedeutung  der  Arbeiterbewegung  und  das  zuneh- 
mende Interesse  an  der  Socialpolitik  bei  den  Culturvölkern  den  Wunsch  erzeugt, 
die  Lage  der  arbeitenden  Classen  zu  erforschen  und  statistisch  zu  erfassen.  Es 
ist  gewiss  kein  Zufall,  dass  dieser  Wunsch  zuerst  in  Amerika,  und  zwar  in  dem 
Staate  Massachusetts  zur  Errichtung  eines  arbeitsstatistischen  Amtes  führte,  dem 
allmählich  andere  ^Aemter  in  den  wichtigsten  übrigen  Staaten  und  ein  Amt  für 
den  Bereich  der  ganzen  Union  folgten.  Auch  in  Europa  war  es  die  angelsäch- 
sische Easse,  die  die  Initiative  ergriff,  indem  bereits  im  Jahre  1886  der  arbeits- 
statistische Dienst  organisiert  und  dem  Handelsministerium  zugewiesen  wurde. 
Hier  war  die  Arbeitsstatistik  zunächst  eine  Angelegenheit  des  Commerzialbureaus. 
Aber  bald  stellte  sich  das  Bedürfnis  heraus,  sie  unabhängig  zu  machen,  was 
die  Eeform  des  Jahres  1893  veranlasste.  Fast  gleichzeitig  mit  England  erkennt 
die  Schweiz  die  Nothwendigkeit  der  Arbeitsstatistik.  Nur  nimmt  hier  die  Organi- 
sation eigene  Formen  an,  indem  das  von  dem  schweizerischen  Arbeiterbunde 
gegründete  Arbeitersecretariat  mit  den  Erhebungen  betraut  und  damit  zugleich 
zu  einem  Organe  der  staatlichen  Verwaltung  gemacht  wird.  Bald  entstehen  in 
Frankreich  und  Belgien  die  Office  du  Travail  und  in  Deutschland  die  Commission 
für  Arbeiterstatistik. 

Es  ist  nicht  die  Schuld  der  österreichischen  Socialpolitiker,  sondern  eine 
Folge  der  innerpolitischen  Wirren,  wenn  Oesterreich  zurückgeblieben  ist.  Denn 
schon  im  Jahre  1892  hatte  der  Abgeordnete  Neuwirth  einen  Antrag  auf 
Errichtung  eines  Amtes  für  Arbeitsstatistik  eingebracht,  dem  es  wohl  zu  danken 
ist,  dass  Graf  Wurmbrand  am  22.  Februar  1894  einen  Kegierungsentwurf 
vorlegte,  der  dem  Gewerbeausschusse  zugewiesen  wurde.  Es  war  nun  ein  glücklicher 
Zufall ,  dass  Dr.  B  a e r n r  e i t h e r,  der  nach  dem  Tode  Neuwirths  Referent 
des  G-ewerbeausschusses  war,  im  Ministerium  Thun  zum  Handelsminister  ernannt 
wurde.  Dr.  Baernreither  legte  denn  auch  am  1.  Juni  1898  einen  neuen 
Entwurf  vor,  der  mit  dem  früheren  wesentlich  übereinstimmte.    Da  die  Zustände 
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im  Parlamente  eine  geordnete  Verhandlung  ausschlössen,  wurde  zunächst  auf 
Grund  einer  kaiserlichen  Entschliessung  das  arbeitsstatistische  Amt  mit  einem  ihm 
beigegebenen  Arbeitsbeirath  ins  Leben  gerufen.  Damit  war  allerdings  zunächst 
nur  ein  Torso  geschaffen,  denn  es  obliegt  ausschliesslich  der  Gesetzgebung,  eine 
Auskunftspflicht  des  Publicums  zu  begründen,  die  staatlichen  Organe  zu  Hilfs- 
leistungen heranzuziehen,  gewisse  Gebürenerleichterungen  zu  gewähren  u.  s.  w. 
Um  diese  Lücke  auszufüllen,  haben  Baron  Dipauli,  der  nach  dem  Eücktritte 
Baernreithers  die  Leitung  des  Handelsministeriums  übernahm,  und  nach 
dessen  Scheiden  Sectionschef  S  t  i  b  r  a  1  gleichlautende  Regierungsvorlagen  ein- 
gebracht.^) 

Das  arbeitsstatistische  Amt  trat  am  1.  October  1898  in  Wirksamkeit.  Zu 
seinem  Vorstande  wurde  der  bisherige  Leiter  des  statistischen  Bureaus  im  Handels- 
ministerium, der  bekannte  Nationalökonom  Dr.  Victor  Mataja  ernannt. 
Zugleich  giengen  auch  einzelne  Angelegenheiten  auf  das  Amt  über,  so  insbesondere 
die  Strikestatistik,  die  seit  dem  Jahre  1894  im  Handelsministerium  angefertigt 
wurde.  War  somit  das  arbeitsstatistische  Amt,  auch  äusserlich  betrachtet,  eine 
Abtheilung  des  Handelsministeriums,  die  zu  selbständigem  Leben  gekommen  war, 
so  stellte  der  Arbeitsbeirath  eine  völlig  neue  Einrichtung  dar.  Ausser  den  Vertretern 
der  Ministerien  und  einzelnen  Mitgliedern  der  hohen  Bureaukratie  zu  gleichen 
Theilen  aus  Unternehmern,  Arbeitern  und  unbetheiligten  Fachmännern  auf  dem 
Gebiete  der  Socialpolitik  zusammengesetzt,  ist  er  nicht  nur  berufen,  Vorlagen  des 
Amtes  zu  begutachten,  sondern  auch  Initiativanträge  zu  stellen.  Indem  Dr.  Baern- 
reither  sich  mit  den  einzelnen  socialpolitischen  Parteien  ins  Einvernehmen 
setzte,  gelang  es  ihm,  diesen  Parteien  im  Beirathe  eine  Vertretung  zu  sicliern, 
die  ihrer  Bedeutung  im  Kreise  der  Bevölkerung  ziemlich  genau  entspricht.  Und 
damit  war  der  glückverheissende  Versuch  gemacht,  einer  bureaukratischen  Ver- 
knöcherung des  Arbeitsamtes  zu  steuern.  Denn  Dr.  Baernreither,  der  zu  den 
genauesten  Kennern  der  österreichischen  Verwaltung  gehört  und  der  das  Ergebnis 
seiner  Studien  über  englische  Wirtschafts-  und  Verwaltungszustände  in  einem  aus- 
gezeichneten Buche  über  das  englische  Hilfscassenwesen  niedergelegt  hat,  Avar  es 
von  vorneherein  klar,  dass  Institutionen  an  sich  nichts,  die  Menschen  aber  alles 
bedeuten.  Er  vermied  es  daher  auch  in  der  Rede,  mit  der  er  die  erste  consti- 
tuierende  Sitzung  des  Arbeitsbeirathes  eröffnete,  weitausgreifende  Zukunftspläne 
zu  schmieden,  von  der  richtigen  Meinung  ausgehend,  dass  ein  Amt,  an  dessen 
Spitze  ein  ausgezeichneter  Eachmann  steht  und  dessen  Beirath  innige  Fühlung 
mit  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  besitzt,  selbst  in  der  Lage  sein  werde,  sich 
Ziele  seiner  Thätigkeit  zu  setzen.  „Die  Zusammensetzung  des  Arbeitsbeirathes,'' 
sagte  Dr.  Baernreither  in  seiner  Eröffnungsrede,  „ist  bereits  mehrfach  kritisiert 
worden;  ich  bekenne  aber  offen,  dass  ich  mit  vollem  Bewusstsein  Gegensätze  in 
demselben  vereinigt  habe.  Bei  dem  Versuche,  schwierige  gesellschaftliche  Probleme 
zu  lösen,  kann  es  sich  nicht  darum  handeln,  verschwommene  Ansichten  zu  sam- 
meln, sondern  ein  Resultat  ist  nur  zu  erwarten,  wenn  offen  und  loyal,  sachlich 
und   ernst   die   entgegenstehenden  Interessen  ihre  Vertretung  finden,   und  wenn 

1)  üeber  die  parlamentarische  Geschichte  des  arbeitsstatistischen  Amtes  vergleiche, 
den  von  Hofrath  Dr.  Victor  Mataja  für  die  Pariser  Weltausstellung  verfassten  Bericht. 
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durch  das  gegenseitige  sich  Aussprechen  nach  und  nach  jener  Wall  von  Miss- 
trauen, von  Missverständnissen  und  einseitigen  Parteiansichten  abgetragen  wird, 
der  sich  heute  noch  zwischen  den  Classen  der  wirtschaftlichen  Bevölkerung  auf- 
thürmt.  Der  Arbeitsbeirath  wird  ein  mit  dem  arbeitsstatistischen  Amte  zusammen- 
hängender Theil  desselben  sein;  durch  ihn  sollen  die  Verbindungsdrähte  herge- 
stellt werden,  welche  die  Mitwirkung  der  Unternehmer  und  Arbeiter  bei  den 
Erhebungen  sichern,  durch  ihn  soll  eine  beständige  Verbindung  mit  der  wissen- 
schaftlichen Welt  hergestellt  werden,  welche  in  diesem  Kreise  glücklicherweise 
so  hervorragend  vertreten  ist;  durch  ihn  soll  das  Amt  Anregungen  empfangen 
und  sollen  umgekehrt  auch  Probleme,  welche  das  Amt  in  Angriff  nimmt,  Begut- 
achtung und  Ergänzung  erfahren." 

Schon  in  der  ersten  Sitzung  des  Beirathes  wurde  von  der  Regierung  der 
Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Regelung  der  Arbeitsvermittlung  vorgelegt.  Ferner 
wurde  mitgetheilt,  dass  sich  das  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Plane  einer 
Reform  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  trage,  an  dem  mitzuarbeiten  Sache 
des  arbeitsstatistischen  Amtes  sein  werde.  Schliesslich  wurde  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Herausgabe  einer  Zeitschrift  nach  dem  Muster  der  englischen  „Labour 
Gazette"  geplant  werde.  Dieser  Plan  ist  in  den  letzten  Tagen  durch  die  Heraus- 
gabe der  zwei  ersten  Monatshefte  der  „Socialen  Rundschau"  verwirklicht  worden. 

Aus  dem  Plenum  des  Arbeitsbeirathes  wurden  ebenfalls  mehrere  Anträge 
gestellt.  Ein  Antrag  auf  Erhebung  der  Lage  der  Verkehrsbediensteten  und  zwei 
Anträge  von  Mitgliedern  der  Arbeitergruppe  auf  Untersuchung  der  Lage  der 
Arbeiter  in  der  Confection  und  im  Bergbau. 

Alle  drei  Anträge  sowie  der  Regierungsentwurf  wurden  Ausschüssen  zuge- 
wiesen. Von  diesen  hat  sich  der  Ausschuss  zur  Erhebung  der  Lage  der  Verkehrs- 
bediensteten nicht  constituiert,  da  die  Erhebung  bei  dem  Umstände,  dass  das 
Arbeitsamt  derzeit  keine  Handhabe  besitzt,  die  Directionen  der  Privatbahnen  zu 
Auskünften  zu  verhalten,  naturgemäss  sich  zunächst  auf  die  Arbeiter  der  Staats- 
bahnen hätte  beschränken  müssen.  Nun  gieng  gerade  damals  der  Eisenbahn- 
minister daran,  die  Dienstverhältnisse  der  seinem  Ressort  unterstehenden  Arbeiter 
neu  zu  regeln.  Es  erschien  infolgedessen  praktisch,  zunächst  diese  Reformen 
abzuwarten.  Die  übrigen  drei  Ausschüs'se,  zu  denen  sich  im  Juli  1899  noch  ein 
Ausschuss  für  Arbeiterschutz  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und  Lieferungen 
gesellte,  hielten  verschiedene  Sitzungen  ab,  indes  wurde  bisher  nur  die  Frage  der 
Arbeitsvermittlung  soweit  gelöst,  dass  der  Regierung  seitens  des  Beirathes  all- 
gemeine Grundsätze  für  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt  wurden. 

Der  Regierungsentwurf,  dem  umfassende  Erhebungen  von  Seite  des  Handels- 
ministeriums vorangegangen  waren,  hatte  sich  darauf  beschränkt,  einzelne  Arten 
von  Arbeitsvermittlungsanstalten  zum  Gegenstande  der  Regelung  zu  machen.  Sie 
unterschied  zwischen  gewerbsmässiger  und  nicht  gewerbsmässiger  Stellenvermittlung, 
wobei  die  erstere  in  den  Begriff  der  concessionierten  Gewerbe  gefallen  wäre.  Der 
Entwurf  schuf  nun  eine  Reihe  von  Voraussetzungen,  unter  denen  eine  Concession 
ertheilt  werden  dürfe.  Unter  den  nicht  gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlungs- 
einrichtungen nahmen  im  Regierungsentwurfe  die  von  den  Gemeinden  mit  mehr 
als   30.000  Einwohnern  zu  errichtenden  einen  breiten  Raum  ein.     Sie  sollten  die 
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Arbeitsvermittlung  unentgeltlich  besorgen  und  von  einer  Verwaltungscommission 
geleitet  werden,  in  der  Unternehmer  und  Arbeiter  paritätisch  vertreten  gewesen 
wären. 

Demgegenüber  gelangte  der  von  Professor  M  i  s  c  h  1  e  r  geleitete  Ausschuss 
zur  üeberzeugung,  dass  die  Arbeitsvermittlung  derzeit  eine  allgemeine  Verwaltungs- 
angelegenheit sei  und  demgemäss  gesetzlich  geregelt  werden  müsse.  Hieb^ 
gieng  der  Ausschuss  von  der  Auffassung  aus,  dass  die  Eegelung  der  Arbeits- 
vermittlung in  die  Competenz  des  Eeichsrathes  falle,  und  dass  die  Gemeinden 
nur  zur  Mitwirkung  an  der  Arbeitsvermittlung  heranzuziehen  seien.  Die  Organi- 
sation hat  sich  nun  der  Ausschuss  in  der  W^eise  gedacht,  dass  die  staatlichen  Arbeits- 
vermittlungsanstalten nach  Bedarf,  jedoch  thunlichst  für  den  Umfang  eines  jeden 
Gerichtshofes  erster  Instanz  errichtet  werden  sollen.  Als  Mittelstelle  zwischen 
diesen  Aemtern  und  dem  Handelsministerium  als  Centralstelle  hätten  die  politischen 
Behörden  zweiter  Instanz  zu  fungieren.  Sie  hätten  über  den  Bedarf  privater 
Arbeitsvermittlungsanstalten  Gutachten  zu  erstatten  und  Angebot  und  Nachfrage 
innerhalb  der  einzelnen  Anstalten  ins  Gleichgewicht  zu  bringen.  Die  Verwaltung  der 
einzelnen  Vermittlungsanstalten  will  die  Commission  nach  dem  Grundsatze  der 
Parität  einrichten.  Einer  gleichen  Zahl  von  Unternehmer-  und  Arbeitervertretern 
soll  ein  vom  Handelsministerium  ernannter  Vorsitzender  präsidieren.  Bei  Strikes 
und  Aussperrungen  hätte  die  Verwaltungsbehörde  fallweise  darüber  Beschluss  zu 
fassen,  ob  die  Vermittlungsthätigkeit  eingestellt  werden  solle  oder  nicht.  Die 
Arbeitsvermittlung,  die  kostenlos  erfolgen  soll,  denkt  sich  die  Commission  nicht 
als  obligatorisch,  jedoch  sollen  die  privaten  Vermittlungsanstalten  einer  strengeren 
Aufsicht  unterzogen  werden,  als  es  bisher  der  Fall  war. 

Gegen  den  Antrag  des  Ausschusses  wurden  zahlreiche  Einwendungen 
erhoben,  und  als  er  im  wesentlichen  bloss  mit  der  Modification,  dass  die  Ver- 
mittlungsämter am  Sitze  je  einer  Bezirkshauptmannschaft  zu  fungieren  hätten, 
angenommen  wurde,  meldeten  neun  Mitglieder  des  Beirathes  ein  Minoritäts- 
votum an. 

Dieses  will,  dass  die  Initiative  zur  Arbeitsvermittlung  in  erster  Keihe  von 
den  Kreisen  ausgehe,  die  von  ihr  am  nächsten  berührt  werden.  Bereits  heute 
sei  von  Gemeinden,  Vereinen  und  gewerblichen  Genossenschaften  Anerkennens- 
wertes geleistet  worden.  Und  doch  könne  niemand  behaupten,  dass  in  Oesterreich 
die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  als  durchgeführt  betrachtet  werden 
kann.  Es  sei  rathsamer,  an  das  Vorhandene  anzuknüpfen,  als  dem  Staate  mit 
seiner  bureaukratischen  Verwaltung  alles  zu  überlassen  und  einen  Sprung  ins 
Ungewisse  zu  machen.  Der  Staat  solle  nur  subsidiär  dort  eintreten,  wo  die 
Initiative  der  Corporationen  nicht  ausreiche,  und  wo  es  sich  darum  handle,  die 
einzelnen  Vermittlungsstellen  miteinander  in  eine  gewisse  Verbindung  zu  bringen. 
Die  staatliche  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  hingegen  schaffe  ein  gefähr- 
liches Präjudiz,  denn  aus  ihr  könne  man  mit  einem  Scheine  von  Berechtigung 
die  PHicht  des  Staates  ableiten,  für  Arbeit  zu  sorgen.  Damit  sei  der  Weg  zur 
Verstaatlichung  der  Industrie  —  zum  socialen  Staate  betreten. 

Man  kann  der  Minorität  darin  zustimmen,  dass  der  Plan  einer  staatlichen 
Organisation  der  Arbeitsvermittlung  etwas  durchaus  neues  ist  und  insofern  einen 
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Sprung  ins  Ungewisse  bedeutet.  Es  ist  keineswegs  unmöglich,  dass  ein  erkleck- 
licher Theil  der  am  Sitze  einer  jeden  Bezirkshauptmannschaft  zu  errichtenden 
Arbeitsvermittlungsämter  ein  Scheinleben  führen  würde.  Abgesehen  davon  scheint 
mir  aber  das  Minoritätsvotum  eine  ganze  Eeihe  von  Fehlschlüssen  zu  enthalten. 
Denn  was  zunächst  die  Gefahr  bureaukratischer  Verknöcherung  betriift,  so  hat 
ihr  Professor  M  i  s  c  h  1  e  r  trefflich  dadurch  vorgebeugt,  dass  er  die  Arbeitsver- 
mittlungsämter zu  Selbstverwaltungskörpern  machen  will,  in  denen  das  bureau- 
kratische  Element  höchstens  in  der  Person  des  Vorsitzenden  vertreten  wäre. 
Allerdings  die  Arbeitsvermittlungsanstalten  sollen  Zwangsanstalten  sein.  Das  sind 
ja  aber  die  Gewerbegenossenschaften,  deren  Arbeitsvermittlung  nach  Ansicht  der 
Minorität  weiter  ausgebaut  werden  soll,  ebenfalls,  und  auch  die  berufsgenossen- 
schaftliche Organisation,  von  der  sich  die  Minorität  so  viel  verspricht,  ist  ohne 
Zwang  nicht  denkbar,  der  zwar  die  Privatinitiative  nicht  vollkommen  beseitigt, 
ihr  aber  doch  gewisse  Grenzen  setzt.  Uebrigens  schliesst  der  M  i  s  c  h  1  e  r'sche 
Entwurf  die  Thätigkeit  der  Vereine  und  Corporationen  nicht  aus;  die  staatliche 
Vermittlung  ist  ja  bloss  als  concurrierend  gedacht,  und  nur  überhaupt  gedacht, 
weil  eben  die  Thätigkeit  Privater  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  bisher 
nicht  ausreicht  und  das  Mittel,  wie  man  diese  Privatinitiative  fördern  soll,  noch 
aufzufinden  wäre.  So  scheinen  denn  in  dem  Minoritätsvotum  die  Anschauungen 
zweier  Kreise  zusammenzufliessen,  von  denen  der  eine  jede  Staatsthätigkeit  zu 
Gunsten  der  Arbeiterclasse  principiell  ablehnt,  der  andere  aber  den  Gewerbe- 
genossenschaften, wenn  auch  nur  aus  politischen  Gründen,  eine  gewisse  Eolle 
erhalten  will. 

Was  die  Enquete  über  die  Lage  der  Arbeiter  in  der  Confection  betrifft,  so 
bestanden  im  Ausschusse  Meinungsverschiedenheiten  darüber,  ob  und  inwieweit 
die  Vernehmung  der  Experten  öffentlich  zu  sein  habe.  Man  entschied  sich  endlich 
für  das  Princip  einer  beschränkten  Oeffentlichkeit  und  dafür,  dass  die  Namen  der 
Experten  in  dem  Protokolle  dann  nicht  zu  nennen  seien,  wenn  die  Experten 
selbst  genannt  zu  werden  nicht  wünschten.  In  der  That  fand  die  Vernehmung 
der  Experten,  die  gesondert  nach  dem  Stande  der  Confectionäre,  Zwischenmeister 
und  Arbeiter  auf  Grund  eigener  detaillierter  Fragebogen  erfolgte,  mit  Ausschluss 
der  Oeffentlichkeit  statt.  In  der  Zeit  vom  26.  Juni  bis  zum  6.  Juli  1899  wurden 
99  Experten  (21  Confectionäre  und  78  Zwischenmeister  und  Arbeiter)  ver- 
nommen. 

Was  nun  das  Ergebnis  betrifft,  so  hat  die  Enquete  für  den,  der  die  Publi- 
cationen  des  In-  und  Auslandes  kennt,  kaum  etwas  Neues  ans  Licht  gefördert. 
Heimarbeit  in  sanitär  ungünstigen  Bäumen,  überlange  Arbeitstage  zur  Zeit  der 
Saison  verbunden  mit  völliger  oder  theilweiser  Beschäftigungslosigkeit  zur  stillen 
Zeit,  Schwierigkeit,  die  zerstreut  lebenden  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  zu  orga- 
nisieren, ja  auch  nur  zur  Versicherung  heranzuziehen,  gelegentliche  Ausbeutung 
der  Arbeiter  durch  die  Zwischenmeister  und  der  Zwischenmeister  durch  die 
Confectionäre,  insbesondere  aber  im  grossen  und  ganzen  niedrige  Löhne,  wer 
kennt  diese  typischen  Fehler  der  Hausindustrie  nicht?  Trotzdem  wäre  es  meines 
Erachtens  ganz  irrig,  auch  nach  dieser  Richtung  die  Enquete  für  wertlos  zu 
halten.  Nur  müssen  wir  ihren  Wert  nicht  in  ihren  positiven  Ergebnissen,  als  viel- 
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mehr  in  der  Art  suchen,  in  der  die  Erkenntnis  gewonnen  wurde.  Alles,  was  wir 
bisher  über  die  Lage  der  Confection  in  Oesterreich  wussten,  beschränkte  sich,  von 
summarischen  und  gelegentlichen  Aeusserungen  in  den  Berichten  der  Handels- 
kammern und  Pabriksinspectoren  abgesehen,  auf  die  Arbeiten  von  Privaten.  Gegen 
diese  Arbeiten  lässt  sich  aber,  selbst  wenn  sie  in  der  umfassendsten  Weise  und 
unter  Beobachtung  aller  nöthigen  Vorsichtsmaassregeln  veranstaltet  werden,  stets 
einwenden,  ihnen  käme  keine  Autorität  zu,  sie  seien  einseitig  und  beeinflusst  durch 
subjective  Auffassung  vorgenommen  worden.  Einer  Enquete  gegenüber,  die  von 
einem  staatlichen  Amte  unter  Zuziehung  von  Arbeitern  und  Unternehmern  und 
unbetheiligten  Personen,  ja  unter  einer,  wenn  auch  beschränkten  Controle  des 
grossen  Publicums  veranstaltet  wird,  prallen  die  Vorwürfe  der  Parteilichkeit 
wirkungslos  ab.  Also  nicht  was  erhoben  wurde,  sondern  wie  es  erhoben  wurde, 
begründet  die  Bedeutung  der  Erhebungen.  Weit  interessanter  als  das,  was  uns 
die  Enquete  über  die  Arbeiterverhältnisse  berichtet,  sind  die  Aussagen  der  Unter- 
nehmer über  die  Organisation  und  die  Absatzverhältnisse  der  Confection,  wenn 
wir  auch  annehmen  müssen,  dass  die  Confectionäre  sich  aus  Eücksicht  auf  die 
Concurrenten  gewisse  Beschränkungen  auferlegten.  Denn  darüber  kann  kein  Zweifel 
herrschen,  dass  die  ungünstige  Lage  der  Heimarbeit  mit  der  technischen  Organi- 
sation der  Confection  aufs  engste  zusammenhängt  und  gründlich  nur  durch  eine 
Aenderung  dieser  beseitigt  werden  kann.  Bekannt  ist,  dass  die  Hauptsitze  der 
Confection  Wien  und  Prossnitz  sind,  wogegen  in  neuester  Zeit  auch  in  andern 
mährischen  Städten,  in  Prag  und  Ostböhmen,  sowie  in  Budapest  die  Confection 
sich  zu  entwickeln  beginnt.  Interessant  ist  es  nun  zu  vernehmen,  dass  die 
Arbeitstheilung  zwischen  Wien  und  Prossnitz  zum  Theile  beseitigt  ist.  Denn  hatte 
bisher  Prossnitz  die  Confection  geringwertiger  Waaren  übernommen,  so  wurde 
ihm  in  jüngster  Zeit  auch  die  Herstellung  wertvollerer  Kleider  übertragen, 
während  die  Erzeugung  der  billigsten  und  schlechtesten  Waaren  wieder  auf  Wien 
überzugehen  beginnt.  Was  den  Umfang  der  Grossconfection  betrifft,  so  wurde  der 
Wert  ihrer  Producte  auf  20  Millionen  Gulden  geschätzt,  von  dem  ein  gutes  Drittel 
auf  den  Export,  und  zwar  vorwiegend  in  den  Orient  entfällt.  Einer  Beseitigung 
der  Heimarbeit  scheint  die  Entwicklung  der  Confection  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  nicht  günstig  zu  sein.  In  der  Damenconfection  und  in  der  Hemdennäherei 
ist  die  Heimarbeit  sogar  erst  jüngsten  Datums,  aber  sie  gewinnt  beständig  an 
Boden.  Und  das  Gleiche  gilt  von  der  in  Böhmen  betriebenen  Maschinenstickerei. 
Hier  streben  die  Arbeitskräfte,  die  erst  mühsam  zur  Fabriksarbeit  erzogen  wurden, 
zur  Heimarbeit  zurück,  angeblich  weil  sie  länger  zu  arbeiten  und  mehr  zu  ver- 
dienen wünschen.  Auch  die  Entwicklung  der  Herrenconfection,  die  zur  fortschrei- 
tenden Specialisierung  und  zum  System  des  Eeisenlassens  führt,  ist  der  Beseitigung 
der  Heimarbeit  nicht  günstig.  Denn  damit  ist  wenigstens  für  den  I]ngrossisten 
eine  Verschärfung  der  Saison  gegeben.  Er  muss  auf  die  Bestellungen  der  Reisenden 
warten  und  ist  ausser  Stande,  die  todte  Saison  zur  Erzeugung  von  Massenartikeln 
zu  benützen.  Die  Arbeiterschaft  erhält  dadurch  noch  mehr  den  Charakter  der 
Unständigkeit  und  immer  weniger  empfiehlt  es  sich  für  den  Unternehmer,  Fabriken 
einzurichten.  Aber  auch  der  Errichtung  ständiger  Betriebsstätten  für  die  Zwischen- 
meister  steht  die   weitgehende  Specialisierung  im  Wege,  weil  die   einzelnen  Con- 
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fectionäre  einen  Verrath  von  Geschäftsgeheimnissen  befürchten,  wenn  sie  in 
derselben  Werkstätte  arbeiten  lassen  wie  die  Concurrenten.  Einen  Zwischenmeister 
voll  zu  beschäftigen  vermögen  aber  nur  die  allergrössten  Confectionäre,  besonders 
wenn  er  Specialartikel  arbeitet.  Wir  sehen  also,  für  die  Bestrebungen  zur  Be- 
seitigung der  Heimarbeit  auf  gesetzlichem  Wege  gewährt  uns  die  Enquete  keine 
Anhaltspunkte  und  nach  wie  vor  lässt  sich  allen  Versuchen,  die  Heimarbeit 
einzuschränken,  der  Einwand  entgegenhalten,  dass  dies  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  und  angesichts  der  Concurrenz  des  Auslandes  unmöglich  sei.  Hoffen 
wir,  dass  die  Untersuchung  von  rund  400  Wohnungen  der  Heimarbeiter,  die  das 
arbeitsstatistische  Amt  im  Anschlüsse  an  die  Enquete  in  Wien,  Prag,  Prossnitz 
und  Boskowitz  vorgenommen  hat,  manche  Lücke  ausfüllen  und  uns  die  Handhabe 
bieten  wird,  wenn  auch  nicht  die  Heimarbeit  ganz  zu  beseitigen,  so  doch  sie 
eines  Theiles  ihres  gemeinschädlichen  Charakters  zu  entkleiden. 

Ungünstiger  war  der  Stern,  der  über  dem  Bergarbeiterausschusse  leuchtete. 
Dieser  war  nach  einem  Vorreferate  des  Ministerialrathes  Z  e  c  h  n  e  r,  welches 
einen  detaillierten  Fragebogen  für  die  statistische  Erhebung  enthielt,  zu  der 
Ueberzeugung  gelangt,  dass  einzelne  Punkte  nicht  wohl  einer  statistischen  Be- 
handlung zugänglich  sein  würden,  sondern  eher  die  Behandlung  in  Form  einer 
Enquete  erforderten.  Es  wurde  denn  ein  Fragebogen  für  die  Enquete  ausgearbeitet 
und  beschlossen,  mit  den  Erhebungen  ita  Ostrau-Karwiner  Eeviere  zu  beginnen. 
Es  sollte  an  eine  statistische  Erhebung  der  Lage  der  Bergarbeiter  im  genannten 
Keviere  sich  eine  Enquete  reihen,  die  allerdings  nur  mit  einem  kleinen  Theile 
der  Bergarbeiterschaft  durchgeführt  werden  sollte.  Bei  Bearbeitung  der  Ergebnisse 
der  Untersuchungen  wäre  dann  eine  Beschreibung  der  Grubenverhältnisse  beizu- 
geben gewesen.  Diese  Anträge  des  Ausschusses,  die  sein  Vorsitzender  Sections- 
chef  Dr.  v.  Inama-Sternegg  vertrat,  wurden  von  dem  Beirathe  mit  allen 
gegen  zwei  Stimmen  angenommen.  Wenn  trotzdem  seit  einem  Jahre  nichts  zur 
Durchführung  der  Erhebungen  und  der  Enquete  geschehen  ist,  so  lag  das  an 
dem  hartnäckigen  Widerstände,  den  der  Centralverein  der  Bergwerksbesitzer 
Oesterreichs  dem  Unternehmen  entgegenzusetzen  wusste.  Der  Standpunkt,  den  der 
Centralverein  einnimmt,  ist  der,  dass  die  Erhebungen  gleichzeitig  auch  auf  die 
übrigen  industriellen  und  gewerblichen  Unternehmungen  und  auch  auf  die  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  in  jenem  Umkreise,  aus  welchem  sich  die  Bergarbeiter 
recrutieren  und  ergänzen,  ausgedehnt  werden  müsse.  Denn  der  Vorstand  des 
Centralvereines  sei  der  Meinung,  „dass  es  nur  durch  eine  Vergleichung  der 
culturellen  und  materiellen  Lage  der  Arbeiter  einer  Industrie  mit  der  culturellen 
und  materiellen  Lage  der  Arbeiter  anderer  Industrien  möglich  ist,  ein  richtiges 
Urtheil  zu  gewinnen,  ob  die  Lage  einer  oder  der  andern  Industrie  als  eine 
günstige  oder  ungünstige  zu  bezeichnen  ist."  ^) 

Obwohl  nun  das  arbeitsstatistische  Amt  in  einer  Zuschrift  an  den  Central- 
verband    sich    bereit    erklärt   hatte,    dem  Wunsche   desselben  insoweit  entgegen- 


^)  Die  zwischen  dem  arbeitsstatistischeu  Amte  und  dem  Centralverein  der  Berg- 
werksbesitzer Oesterreichs  gewechselten  Schriftstücke  sind  abgedruckt  in  der  „Gewerk- 
schaft" vom  17.  November  1899,  Nr.  16. 
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kommen  zu  wollen,  dass  es  sich  bemühen  werde,  Daten  über  die  Lage  der 
Arbeiter  in  andern  Industrien  zum  Vergleiche  heranzuziehen,  und  dass  es  keines- 
falls statistisches  Material  veröffentlichen  werde,  ohne  den  Bergwerksbesitzern  die 
Möglichkeit  einer  Eichtigstellung  zu  geben,  gelang  es  ihm  bisher  doch  nicht,  den 
Widerstand  der  Bergwerksbesitzer  zu  beseitigen  und  sie  zu  einer  Mitwirkung  an 
der  geplanten  Erhebung  zu  gewinnen. 

Inzwischen  hat  der  grosse  Kohlenarb eiterstrike,  der  das  Parlament  zur 
Veranstaltung  einer  Enquete  über  die  Arbeitszeit  in  den  Bergwerken  veranlasst 
hat,  die  ganze  Sachlage  gründlich  verschoben  und  es  bleibt  abzuwarten,  welche 
Rolle  in  den  Erhebungen  dem  arbeitsstatistischen  Amte  zufallen  wird. 
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Oerliart  v.  Schulze-Gtävernitz  :  Volkswirtschaftliche  Studien  aus  Euss- 
land,  Leipzig,  Duncker  &  Hurablot,  1899,  618  S. 

Nicolai-on :  Die  Volkswirtschaft  in  Eussland  nach  der  Bauernemau- 
cipation,  autorisierte  Uebersetzung  aus  dem  Russischen  von  Dr.  G. 
Polonsky,  München,  Lukaschik,  1899,  XVI  und  544  S. 

Die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  Russlands  sind  im  Westen  entweder  gar 
nicht  bekannt,  oder  man  hat  doch  vorwiegend  verdrehte  Vorstellungen  davon,  was  umso- 
mehr  bedauert  werden  muss,  als  das  Gebiet  des  russischen  Reiches  nicht  nur  zahlreiche 
sich  noch  ganz  fremde  Nationen  beherbergt,  sondern  in  seinen  verschiedenen  Theilen 
auch  heute  noch  die  verschiedensten  Culturstufen  als  gleichzeitig  bestehend  vor  Augen 
führt.  Nicht  nur  für  die  actuelle  Productions-  und  Handelspolitik  wäre  die  Kenntnis 
dieser  Verhältnisse  von  höchster  Wichtigkeit,  sondern  auch  für  die  Forschungen  auf 
dem  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte;  damit  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  weit- 
tragenden Analogieschlüssen  von  heute  bestehenden  russischen  Zuständen  auf  die  Zustände 
in  früheren  Stadien  unserer  eigenen  Entwicklung  ohneweiteres  Berechtigung  zukomme. 
Alles,  was  uns  über  russische  Verhältnisse  aufklärt  —  die  Tagespresse  betrachten 
wir  in  dieser  Hinsicht  wohl  mit  Recht  als  einen  sehr  unzuverlässigen  Wegweiser  — 
ist  warm  zu  begrüssen;  v.  Schulze  -  Gävernitz  kennt  nun  die  Sachlage  aus  eigener 
Anschauung  und  Erfahrung,  er  hat  auch  das  Werden  derselben  erforscht  und  er  gibt 
uns  das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  nun  in  einem  vortrefflichen 
Werke,  das  in  sechs  Capiteln  zwar  kein  umfassendes  Bild  der  russischen  Volkswirtschaft 
im  allgemeinen,  wohl  aber  Darstellungen  besonders  wichtiger  Partien  des  wirtschaft- 
lichen und  socialen  Lebens  Russlands  in  Vergangenheit  und  Gegenwart  bietet.  Das 
erste  Capitel  behandelt  den  älteren  Mercantilismus,  das  zweite  die  mittelrussische 
Baumwollindustrie,  das  vierte  die  Handelspolitik  der  Achtziger-Jahre,  das  sechste  die 
Währungsreform.  Das  fünfte,  unserer  Ansicht  nach  interessanteste  und  wichtigste, 
betrifft  agrarische  Verhältnisse,  das  dritte  endlich  ist  überschrieben:  Die  Slavophilen 
und  die  Panslavisten  (siehe  besonders  Seite  197).  Dass  der  innere  Zusammenhang 
zwischen  den  verschiedenen  bezeichneten  Themen  immer  dem  Verfasser  vor  Augen 
geblieben  ist  und   auch  dem  Leser  stets  zum  Bewusstsein  kommt,  sei  noch  angedeutet. 

Das  Werk  Nicolai-ons  sucht,  im  Wesen  auf  dem  Standpunkte  des  deutschen, 
wissenschaftlichen  Socialismus  stehend  (siehe  z.  B.  Seite  520),  „einige  Grundströmungen 
des  russischen  Wirtschaftslebens  zu  kennzeichnen  und  dieselben  zu  vereinheitlichen, 
indem  sie  mit  den  theoretischen  Auseinandersetzungen,  die  auf  den  Thatsachen  des 
Wirtschaftslebens  Westeuropas  beruhen  und  eine  Beziehung  zu  den  erforschten  Erschei- 
nungen haben,  verglichen  werden".  Das  geschieht  in  zwei  Theilen,  von  denen  der  erste 
hauptsächlich  die  Getreideproduction  und  -Circulation  untersucht  und  „den  Mechanismus 
der  Capitalisierung  des  landwirtschaftlichen  Einkommens  blosszulegen"  trachtet,  der 
zweite  dagegen  die  Folgen  des  Unterganges  der  alten  Formen  des  Industrielebens,  „den 
Einfluss  der  Capitalisierung  der  Gewerbe"  erforschen  will.  Das  ganze  Werk  zeigt  eine 
düstere  und  pessimistische  Beurtheilung  der  russischen  Verhältnisse  (siehe  z.  B.  Seite  91) 
und   lässt   in  eine  trübe  Zukunft  blicken.     Vielfach  sind  nordamerikanische  Zustände  in 
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Betracht  gezogen,  obwohl  dieselben  den  russischen  fremd  sind  und  wenige  ihnen  gleich- 
artige Züge  aufweisen;    der  Verfasser  begründet   diesen   Vorgang   auf  der  Seite  XIV  ff. 

Der  erste  Theil  umfasst  nur  95  Seiten  und  legt  die  Entwicklung  des  Eisenbahn- 
und  Creditwesens  der  Betrachtung  zugrunde,  wodurch  die  Verwandlung  der  Natural-  in 
die  Geldwirtschaft  beschleunigt  wurde;  besonders  sei  auf  die  Abschnitte  verwiesen, 
welche  den  Einfluss  der  Ernten  auf  das  Wirtschaftsleben  und  den  Getreidehandel  in 
St.  Petersburg  und  Moskau  betreffen. 

Weit  grösseren  Raum  beansprucht  der  zweite  Theil,  der  in  28  Capitel  getheilt 
ist;  die  Ausführungen  über  die  Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Arbeitsth eilung  und 
die  capitalistische  Productionsweise,  die  Erörterungen  über  die  Bewegung  der  Getreide- 
preise, über  Halbpacbt  und  Geldpacht,  das  14.  Capitel  über  den  Einfluss  der  verschie- 
denen Productionsformen  auf  das  wirtschaftliche  Leben,  das  19.,  welches  die  Bedeutung 
der  Fabriksarbeit  auf  die  physische  Entwicklung  der  Arbeiter  darstellt,  sind  besonders 
wichtig.  Ausserordentlich  wertvoll  sind  die  zahlreichen  statistischen  Tabellen,  welche 
dem  Werke  angeschlossen  sind.  —  Aufgabe  dieser  Zeilen  ist  es  nicht,  die  beiden  Werke 
zu  recensieren,  es  soll  dadurch  nur  auf  sie  aufmerksam  gemacht  werden;  daher  muss 
auch  darauf  verzichtet  werden,  die  mehrfachen  sachlichen  Berührungspunkte,  welche  sie 
aufweisen,  hervorzuheben  oder  weiter  in  ihren  Inhalt  einzugehen;  es  sei  nur  erwähnt, 
dass  das  Werk  Nicolai-on's  als  das  eines  Russen  wohl  von  vornherein  von  einem 
etwas  anderen  Standpunkte  wird  gelesen  werden  müssen,  als  das  v.  Schulze's,  der  dein 
vorliegenden  Gegenstande  wohl  viel  objectiver  gegenübersteht.  Schullern. 

Carl  v.  Grabmayr,  Bodenentschuldung  und  Verschuldungsgrenze.  Ein 
Gutachten  für  den  Tiroler  Landtag.  Innsbruck  1900.  Verlag  des  Tiroler  Landesausschusses. 
VII  und  '215  Seiten. 

In  der  anspruchslosen  Form  eines  Gutachtens  für  den  Tiroler  Landtag  hat  der 
als  agrarpolitischer  Schriftsteller  rühmlich  bekannte  Verfasser  zu  der  so  viel  umstrittenen 
Frage  der  Verschuldungsgrenze  einen  Beitrag  geliefert,  der  sorgsame  Beachtung  aller 
an  diesem  Probleme  interessierten  Kreise  verdient  und  sicherlich  auch  finden  wird.  Die 
Schrift  hat  die  Form  einer  Gelegenheitsarbeit  und  versucht  eine  Lösung  der  im  Titel 
genannten  Fragen  lediglich  für  die  ganz  specifischen  Tiroler  Verhältnisse.  Ihre  Bedeutung 
ist  aber  damit  keineswegs  erschöpft;  jedermann,  dem  der  behandelte  hochwichtige  agrar- 
politische  Gegenstand  am  Herzen  liegt,  wird  aus  dem  Büchlein  Belehrung  oder  doch 
wenigstens  Anregung  erhalten.    Es  sei  daher  der  Inhalt  der  Arbeit  hier  kurz  skizziert. 

Nur  eine  einleitende  Orientierung  will  der  erste  Abschnitt  „Agrarreform"  geben. 
Die  reichsgesetzlichen,  bisher  stets  fehlgeschlagenen  Versuche,  eine  berufsgenossenschaft- 
liche Organisation  der  Landwirte  zu  schaffen,  ein  ländliches  Anerbenrecht  einzuführen 
und  durch  Bildung  von  Rentengütern  die  hypothekarische  Verschuldung  zu  bekämpfen, 
werden  da  zunächst  beleuchtet,  sodann  die  erfolgreicheren  agrarpolitischen  Actionen  in 
Tirol,  nämlich  die  Einführung  des  Grundbuches  und  das  Höferechtsgesetz  erörtert,  durch 
welches  das  von  altersher  zu  Recht  bestehende  Anerbenrecht  und  die  üntheilbarkeit 
der  Bauernhöfe  reformiert  worden  sind. 

Der  folgende  Abschnitt  bringt  eine  Uebersicht  über  die  bisher  im  Inlande  und 
im  Auslande  aufgetauchten  Vorschläge  und  Versuclie  zur  Lösung  der  Verschuldungsfrage. 
Er  setzt  sich  in  treffender  Weise  mit  den  radicalen  Agrariern  auseinander,  beleuchtet 
die  auf  der  preussischen  Agrarconferenz  1894  aufgetauchten  Ideen,  kritisiert  den  deutschen 
Heimstättenentwurf,  verwirft  die  in  Basel-Land  propagierte  „Hypothekar-Reform""  und 
wendet  sich  dann  den  Bestrebungen  in  den  österreichischen  Landtagen  und  den  Anträgen 
im  Reichsrathe  zu.  Mit  Recht  erblickt  Grabmayr  weder  in  der  Erleichterung  der 
Hypothekarlebensversicherung  (Antrag  Sileny),  noch  in  der  Verstaatlichung  des  Hypo- 
thekarcredites  (Antrag  Troll),  noch  in  der  staatlichen  Ablösung  der  Hypothekarschulden 
(Antrag  Kietzenbauer)  einen  möglichen,  zum  Ziele  führenden  Weg. 

Grabmayrs  eigener  Vorschlag  für  Tirol  ist  nun  im  dritten  Abschnitte  entwickelt; 
er  basiert  auf  folgenden  Hauptpunkten:  die  neu  errichtete  Landeshypothekenbank  und 
die   registrierten    landwirtschaftlichen    Genossenschaften    erhalten    ein   Monopol   für   die 
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Gewährung  von  Hypothekarcredit  auf  geschlossene  Höhe,  wogegen  aber  die  Landes- 
hypothekenanstalt auch  die  Verpflichtung  hat,  innerhalb  der  statutarischen  Beleihungs- 
grenze  die  geschlossenen  Höfe  zu  belehnen,  und  zwar  in  der  Form  von  Amortisations- 
renten. Das  ausserhalb  dieser  statutarischen  Schranken  bestehende  Creditbedürfnis 
soll  durch  die  Raiifeisencassen  befriedigt  werden.  Allen  Vorschlägen  auf  Beschränkung 
des  Hypothekarcredites  stellt  sich  eine  grosse  Schwierigkeit  entgegen:  die  Festsetzung 
der  Verschuldungsgrenze.  Wird  diese  schematisch  bestinunt,  so  muss  sie  zur  Fessel  für 
den  tüchtigen,  aufstrebenden  Wirt  werden;  überlässt  man  es  dagegen  den  Verwaltungs- 
organen, hierüber  von  1^'all  zu  Fall  zu  entscheiden,  so  ist  der  Willkür  Thür  und  Thor 
geöffnet.  Grabmayrs  Idee  ist  nun  diese:  die  Verschuldungsgrenze  soll  mit  der  statu- 
tarischen Beleihungsgrenze  der  Landeshypothekenanstalt  zusammenfallen;  sie  wäre  dem- 
nach bei  Gebäuden  die  Hälfte,  bei  Grund  und  Boden  zwei  Drittel  des  von  Fall  zu  Fall 
zu  ermittelnden  Wertes.  Als  „Wert"  hätte  in  Zukunft  der  Ertragswert  zu  gelten,  doch 
müsse  die  Anstalt  erst  allmählich  von  der  heute  üblichen  Schätzung  nach  Verkehrswert 
zu  jener  nach  Ertragswert  übergehen. 

Der  Vorschlag  Grabmayrs  besitzt  zweifellos  eine  ganze  Eeihe  bedeutender  Vor- 
züge. Er  ist  ebensoweit  davon  entfernt,  die  Entschuldung  der  Landwirtschaft  durch 
einen  Griff  in  die  Taschen  der  übrigen  Steuerträger  anzustreben,  als  davon,  mit  fatali- 
stischem Gleichmuthe  die  Bauern  ihrem  Schicksale  zu  überlassen,  falls  sie  unter  der 
Herrschaft  des  heutigen  Agrarrechtes  sich  nicht  selbst  zu  retten  vermögen.  Die  Ein- 
führung der  Verschuldungsschranke  kann  ferner  nach  diesem  Vorschlage  ganz  allmählich 
erfolgen;  zunächst  soll  das  neue  Hypothekenrecht  bloss  dort  Geltung  erlangen,  wo  die 
Anlegung  der  Grundbücher  beendigt  ist;  sodann  bleiben  auch  dort  die  bereits  bestehenden 
Hypotheken  völlig  intact;  die  veränderte  Rechtslage  kommt  vorerst  nur  darin  zum 
Ausdruck,  dass  neue  Belehnungen  nur  durch  die  Landeshypothekenbank,  und  zwar  ledig- 
lich innerhalb  der  statutarischen  Beleihungsgrenze  stattfinden  können.  Eine  völlige 
Regelung  der  Schuldverhältnisse  soll  dagegen  erst  im  Momente  des  Besitzwechsels  (Ver- 
erbung u.  s.  w.)  oder  einer  neuen  Belehnung  vorgenommen  werden.  — 

Sicher  ist,  dass  die  geschlossenen  Höfe  Tirols  für  Versuche  mit  einer  Verschuldungs- 
grenze das  geeigneteste  Object  sind,  das  man  in  Oesterreich  finden  kann;  bestehen  doch 
für  sie  seit  Jahrhunderten  Theilbarkeitsbeschränkungen  und  Anerbenrecht  mit  Bevorzugung 
des  übernehmenden  Erben.  Aber  darüber  darf  man  sich  nicht  täuschen,  dass  die  Sache 
doch  ein  Experiment  bleibt;  und  es  ist  deshalb  nicht  unwichtig,  auch  jene  Momente  ins 
Auge  zu  fassen,  welche  hiebei  in  ungünstigem  Sinne  wiiken  könnten. 

Da  ist  zunächst  die  vom  Verfasser  vielleicht  nicht  genügend  gewürdigte  That- 
sache,  dass  das  alte  bäuerliche  Sonderrecht  (Untheilbarkeit  und  Singularerbfolge)  de  jure 
zwar  für  ganz  Deutschtirol  Geltung  besitzt,  aber  keineswegs  auch  überall  thatsächlich 
verwirklicht  worden  ist.  Wo  letzteres  bisher  nicht  oder  nur  theilweise  der  Fall  war, 
dort  bedeutet  das  neue  Höferecht  eine  einschneidende  Aenderung  zwar  nicht  des  recht- 
lichen aber  doch  des  factischen  Zustandes;  und  dort  würde  die  Einführung  der  Credit- 
schranke  auf  grossen  Widerstand  stossen. 

Grabmayr  selbst  betont  ja  die  heftige,  allgemein  verbreitete  Abneigung  der 
Bauern  gegen  jede  Einengung  ihrer  persönlichen  oder  wirtschaftlichen  Freiheit,  und  er 
will  deshalb  die  Verwirklichung  seines  Planes  davon  abhängig  machen,  dass  dieser  von 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  selbst  gutgeheissen  werde.  Was  hat  aber  zu  geschehen, 
wenn,  wie  dies  vorauszusehen  ist,  ein  Theil  der  Bauernschaft  für,  ein  anderer  gegen  das 
neue  Creditrecht  sich   ausspricht? 

Ist  es  ferner  wirklich  eine  Ueberwindung  und  nicht  vielmehr  eine  Umgehung  der 
Schwierigkeit,  wenn  einfach  die  statutarische  Sicherheitsgrenze  für  die  Landeshypotheken- 
anstalt auch  zur  Creditgrenze  des  Grundbesitzes  gestempelt  wird?  Diese  beiden  Grenz- 
bestimmungen haben  doch  ihrer  Idee  nach  ganz  verschiedene  Functionen;  die  eine  soll 
die  Anstalt  vor  Verlusten  im  Falle  einer  executiveii  Veräusserung  schützen,  die  andere 
dagegen    soll   so  bemessen,  dass  die    Ueberschuldung  des   Gutes  hiirtangehalten,  ander- 
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seits  aber  jedes  legitime   Creditbedürfnis  befriedigt   werde,    sie    soll    das  Gleichgewicht 
zwischen  den  periodischen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Landwirtes  sichern. 

Es  ist  klar,  dass  die  erstgenannte  Aufgabe  leichter  zu  lösen  ist,  dass  ferner  für 
sie  in  erster  Linie  der  durch  Schätzung  zu  bestimmende  Verkehrswert  in  Betracht 
kommen  muss,  und  dass  eine  gut  functionierende,  weil  die  Anstalt  vor  Schaden 
bewahrende  Beleihungsgrenze  an  sich  noch  keine  richtige  Verschuldungsgrenze  zu  sein 
braucht;  denn  sie  kann,  wenn  der  Verkehrswert  hoch  über  dem  Ertragswerte  steht,  nicht 
genügen,  um  Ueberlastungen  des  Gutes  zu  verhindern,  sie  kann  aber  auch,  bei  grosser 
Vorsicht  der  Anstalt,  den  Credit  des  Gutsbesitzers  ungebürlich  beschränken.  Grabmayr 
will,  dass  die  Landeshypothekenanstalt  von  der  üblichen  Schätzung  nach  Verkehrswert 
allmählich  zu  jener  nach  Ertragsweit  übergehe  und  so  eine  successive  Eestriction  der 
Creditfähigkeit  (und  daher  auch  des  Grundwertes)  bewirke;  da  drängen  sich  aber 
manche  Zweifel  auf.  Werden  sich  die  Anstaltsorgane  einer  so  schwierigen,  verantwortungs- 
vollen Aufgabe  gewachsen  zeigen?  Darf  man  die  Creditfähigkeit  des  Bauernstandes  und 
damit  seine  wirtschaftliche  Existenz  in  die  Hand  eines  eben  erst  geschaffenen,  noch  nicht 
functionierenden  Institutes  legen,  das  seine  Tüchtigkeit,  seine  Unparteilichkeit  erst  zu 
erweisen  hat?  Müssten  der  Anstalt  nicht  wenigstens  genaue  Directiven  für  die  Bewertung 
der  Liegenschaften  gegeben  werden?  Grabmayr  selbst  citiert  ja  Aussprüche  wissen- 
schaftlicher Autoritäten,  welche  darthun,  wie  verschieden  dasselbe  Object  von  unpar- 
teiischen Sachverständigen  geschätzt  werden  kann. 

Schliesslich  noch  eines.  Mit  Recht  betont  Grabmayr,  es  sei  ein  Vorzug  seines 
Vorschlages,  dass  zwar  der  Hypothekarcredit  beschränkt  werde,  das  weitere  Credit- 
bedürfnis aber  durch  die  Raiffeisencassen,  also  in  der  Form  von  Personaldarlehen  befriedigt 
werde,  und  er  stellt  auch  ganz  folgerichtig  die  Forderung  auf,  dass  in  jeder  Gemeinde, 
in  der  das  neue  Creditrecht  Geltung  erlangen  solle,  eine  Raiffeisencasse  bestehen  müsse. 
Da  erhebt  sich  zunächst  die  Frage,  ob  denn  eine  solche  künstliche  Züchtung  von  Raiff- 
eisencassen unbedingt  günstig  zu  beurtheilen  sei,  ob  die  so  geschaffenen  Vereine  auch 
wirklich  lebensfähige  Gebilde  sein  werden?  Was  hat  zu  geschehen,  wenn  solche  Gassen  sich 
auflösen  müssen?  Man  sieht,  es  dürfte  bei  der  öffentlich-rechtlichen  Organisation  des 
Hypothekarcredites  nicht  Halt  gemacht  werden,  auch  die  Raiffeisencassen  müssen 
ihren  auf  Freiwilligkeit  und  Selbstverantwortung  gegründeten  privatwirtschaftlichen 
Charakter  aufgeben,  jeder  Gutsbesitzer  müsste  einen  Rechtsanspruch  auf  Aufnahme  in 
eine  Raiffeisencasse  besitzen,  und  dem  müsste  wohl  auch  wieder  eine  Eintritts-  und 
Haftpflicht  entsprechen-.  Ob  Grabmayr  auch  diese  nothwendige  Consequenz  aus  seinen 
Vorschlägen  ziehen  will?  Jedenfalls  würde  damit  ein  ganz  besonders  schwieriges  Problem 
aufgerollt  werden,  das  gelöst  werden  müsste,  soll  alles  andere  nicht  verderbliches  Stück- 
werk bleiben.  Schiff. 

J.  Ritter  v.  Hattingberg.  Die  gemeinwirtschaftlichen  Credite  der  öster- 
reichischen Landwirte.  Wien  und  Leipzig.  Franz  Deuticke  1900  (166  Seiten). 

Der  durch  seine  praktische  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Hypothekarcredites  verdienstvolle  Verfasser  bringt  in  der  vorliegenden, 
sehr  lesenswerten  Studie  zunächst  eine  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  des 
landwirtschaftlichen  Credites  in  Oesterreich,  sodann  eine  mehr  dogmatische  Würdigung 
der  in  Oesterreich  vorkommenden  gemeiuwirtschaftlichen  Formen  des  Agrarcredites. 
Der  etwas  dürftige  erste  historische  Theil  stützt  sich  im  wesentlichen  auf  frühere,  den- 
selben Gegenstand  betreffende  Arbeiten,  doch  findet  man  darin  auch  manche  bisher 
weniger  bekannte  Details.  Mehr  als  die  Hälfte  dieses  Abschnittes  behandelt  die  Geschichte 
der  deutschen  Hypothekarcreditorganisation.  Sehr  dankenswert  ist  eine  synoptische 
Zusammenstellung  der  Geschäftsthätigkeit  der  österreichischen  Landeshypothekenanstalten 
Mit  Recht  erblickt  der  Verfasser  in  der  Verbindung  des  preussischen  Pfand- 
briefsystemes  mit  der  mitteldeutschen,  öffentlich  rechtlichen  Organisation  den  Hauptvorzug 
der  zuletzt  genannnten  Institute.  Er  betont  weiters  die  Nothwendigkeit  der  Cours- 
regulierung durch  die  Uebernahme  des  ausschliesslichen  Pfandbriefvertriebes  seitens  der 
Anstalt  und  die  damit  verbundene  Hebung   der  Marktgängigkeit  dieser  Papiere.    Beson- 
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derheiten  der  österreichischen  Organisation  sind  in  der  Begünstigung  der  kleinen  Darlehen 
au  den  ländlichen  Schuldner  gelegen,  feiner  in  der  Convertierung  eigener  und  fremder 
Hypotheken.  Auch  muss  man  dem  Autor  beipflichten,  wenn  er  die  Beseitigung  der 
mannigfachen  Reibungswiderstände,  welche  die  Ausbreitung  dieser  Creditform  hemmen, 
von  der  Verallgemeinerung  der  Raiffeisencassen  und  von  der  Verbindung  der  letzteren 
mit  den  Landes-Hypothekaranstalten  erwartet.  S. 

Karl  Steinbrück:  Die  Entwicklung  der  Preise  des  städtischen  und  länd- 
lichen Immobiliarbesitzes  zu  Halle  und  im  Saalkreise.  Jena,  G.  Fischer  1900. 

Eine  interessante  preisstatistische  Untersuchung,  welche,  aus  den  öffentlichen  Grund- 
büchern schöpfend,  die  grossen  methodologischen  Schwierigkeiten,  die  diesen  Forschungen 
entgegenstehen,  in  geschickter  Weise  zu  überwinden  strebt.  Leider  hat  der  Verfasser,  eben 
um  möglichste  Gleichartigkeit  des  Materiales  zu  erreichen,  das  Untersuchungsobject  so 
sehr  beschränkt,  dass  man  kaum  noch  von  einer  „Massen"beobachtung  sprechen  kann. 
Die  Statistik,  welche  fast  ein  Jahrhundert  umfasst,  bezieht  sich  nämlich  nur  auf  170 
Häuser  —  im  Jahre  1895  gab  es  in  Halle  4510  Wohngebäude  — ,  ferner  auf  42  Ritter- 
güter, endlich  auf  97  Landgüter  von  mehr  als  30  ha.  Kleinere  Güter  und  einzelne  Grund- 
stücke hat  der  Verfasser  von   der  Beobachtung  ausgeschlossen. 

Die  Ergebnisse  dieser  ausserordentlich  mühsamen  und  exacten  Arbeit  stimmen 
mit  anderen.  Untersuchungen  ähnlicher  Art  zumeist  überein.  Die  Wohngebäude  zeigen 
seit  den  Zwanzigerjahren  eine  starke  und  zunehmende  Preissteigerung,  so  dass  in  den  Jahren 
1890 — 1895  ungefähr  das  elffache  dessen  gezahlt  werden  musste,  was  für  die  nämlichen 
Häuser  in  den  Jahren  1820 — 1829.  Die  Rittergüter  sind  im  Laufe  des  19.  Jahrhundertes 
ungefähr  auf  das  vierfache  des  Preises  gestiegen,  aber  auch  die  hypothekarische  Verschuldung 
ist  pari  passu  angewachsen.  Bei  den  Landgütern  endlich  erheben  sich  die  Preise  1881 — 1898 
auf  das  7-lfache  des  Zeitraumes  1801 — 1820  (bei  Erbfällen  auf  das  9"3fache).  Gleich- 
zeitig aber  hat  die  Grundverschuldung  weit  stärker  zugenommen  —  um  das  lOfache, 
so  dass  das  Verhältnis  der  Verschuldung  zum  Kaufpreise,  das  1801 — 1820  noch  16"12 
Proc.  betragen  hatte,  zuletzt  26'75  Proc.  ausmachte. 

Zu  bedauern  ist  es,  dass  der  Autor  der  hochinteressanten  Frage  der  Umwandlung 
landwirtschaftlicher  Parcellen  in  städtische  Baugründe  und  den  dadurch  hervorgerufenen 
enormen  Conjunctureng«winnen  keine  Aufmerksamkeit  geschenkt  hat.  S. 

Les  Industries  ä  domicile  en  Belgique,  Volunu  l.  Office  du  Travail,  Bruxelles 
1899,  XX  et  362  pag. 

Li  dem  vorliegenden  ersten  Bande  wird  von  Maarice  Ansiaux  die  Waffen- 
industrie in  Leiden,  von  Eugene  Tardieu  die  Männerbekleidungsindustrie  in  Brüssel 
und  von  Charles  Genart  die  Messerindustrie  in  Gembloux  dargestellt,  und  zwar  auf 
Grund  einer  Erhebung,  welche  das  Office  du  Travail  durch  eigene  Delegierte  nach  einem 
bestimmten  Programme  hat  durchführen  lassen.  Das  ausserordentlich  eingehende  und 
sorgfältig  ausgearbeitete  Programm  ist  auf  den  Seiten  VII — XX  abgedruckt.  Zunächst 
sollten  die  äusseren  Verhältnisse  erhoben  werden:  Bodenverhältnisse,  Klima,  Bevölkerungs- 
znstände,  die  Lage  von  Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  die  socialen  und  moralischen 
Zustände.  In  zweiter  Reihe  war  der  Ursprung  und  die  Entwicklung  der  Hausindustrie 
zu  untersuchen,  woran  sich  die  Ermittlung  der  nunmehrigen  Verhältnisse  zu  schliessen 
hatte:  wie  viele  Ware  wird  erzeugt,  welche  Qualität  hat  dieselbe,  wie  werden  die 
Lehrlinge  und  Arbeiter  gewonnen,  können  sie  Meister  werden,  welche  Aussichten  haben 
sie  dazu,  besteht  eine  Tendenz  beim  Arbeiterpersonale,  sich  zu  ammassieren  oder  nicht? 
Sehr  erschöpfend  werden  dann  im  einzelnen  die  Functionen  und  gegenseitigen  Beziehungen 
der  in  der  Hausindustrie  beschäftigten  und  der  daran  betheiligten  Individuen  analysiert. 
Es  wird  dann  auf  die  Capitalsbeschaffung,  die  Creditverhältnisse,  die  Approvisionierung, 
die  Absatzgelegenheiten  und  das  Vorkommen  von  Krisen  eingegangen.  Nun  kommen 
jene  Momente,  welche  sich  auf  den  gewerblichen  Process  selbst  beziehen:  die  technische 
(Arbeitsth eilung)  und  die  ökonomische  Organisation  der  Industrie;  hier  tritt  wieder  die 
Frage  nach  der  Zusammensetzung  der  Arbeiterschaft  nach  Geschlecht  und  Provenienz, 
nach    ihrer  Eignung    und   nach   ihren    verschiedenen  Verrichtungen   in  die  erste  Reihe. 
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Es  koiuinen  sodann  die  Bestimmungen  der  Arbeitsverträge  und  die  Lohnverliältnisse  zur 
Erörterung;  das  Sj'stem  der  auf  die  letzteren  bezüglichen  Fragen  ist  besonders  sorgfältig 
ausgearbeitet;  leider  erlaubt  es  der  verlügbare  Raum  nicht,  hierauf  näher  einzugehen; 
umsomehr  kann  davon  auch  deswegen  Umstand  genommen  werden,  als  die  für  die  Ver- 
fasser der  Monographien  ausgearbeiteten  statistischen  Mustertabellen  nicht  abgedruckt 
sind;  es  sei  aber  erwähnt,  dass  unter  anderem  folgende  zwei  Aufgaben  gestellt  wurden: 
1.  Stellen  Sie  das  Jahres-  oder  Halbjahres-Einnahmenbudget  mindestens  eines  Arbeiters 
von  mittlerer  Befähigung  für  das  Gewerbe  auf;  2.  sind  die  Einheitslöhne  pro  Tag  oder 
Stück,  räch  Jahreszeiten  oder  nach  Arbeiterkategorien  verschieden?  Bezeichnen  Sie  den 
durchschnittlichen  Grad  der  Bedeutung  solcher  Wandlungen.  Die  Tragweite  dieser 
Fragen  ist  natürlich  eine  sehr  grosse,  wenn  sie  in  einem  entsprechenden  Systeme  com- 
plemenläier  Fragen  gestellt  sind;  zum  Theil  finden  wir  dieselben  im  Programme  vor, 
zum  Theil  mögen  sie  wohl  in  den  statistischen  Tabellenentwürfeh  enthalten  sein;  wir 
müssen  vor  allem  wissen,  welche  quantitative  EoUe  der  mittlere  Arbeiter  spielt;  wie 
hoch  hinauf  und  wie  tief  hinab  die  Abweichungen  von  der  Mittellinie  gehen  und  wie 
oft  solche  vorkommen. 

Die  Arbeitsdauer,  das  Vorkommen  unfreiwilliger  Arbeitsunterbrechungen,  die 
Verhältnisse  der  Arbeitsiocale  und  die  dort  bestehenden  Sicherheitsverhältnisse,  endlich 
das  Associationswesen  und  die  Wirksamkeit  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  bilden 
weitere  Gegenstände  der  Untersuchung.  —  Es  darf  mit  Genugthuung  anerkannt  werden, 
dass  die  Berichterstatter  sich  der  Bedeutung  ihrer  Aufgabe  vollkommen  bewusst  waren 
und  ihr  Rechnung  getragen  haben  ;  dabei  ist  es  ihnen  nicht  nur  gelungen,  das  Programm 
im  wesentlichen  einzuhalten,  so  dass  die  Vergleichbarkeit  ihrer  Mittheilungen  gewahrt 
ist,  sondern  auch  in  lebhafter  und  anregender  Weise  geschlossene  Schilderungen  zu 
bieten.  Die  Beigabe  von  Karten  und  bildlichen  Darstellungen  konnte  die  Klarheit  nur 
fördern.  Besonders  die  Monographie  Ansiaux'  scheint  mir  interessant;  auch  ist  das 
allgemeine  Urtheil,  dass  der  Verfasser  in  vorsichtigster  Weit^e  am  Schlüsse  seiner  Dar- 
stellung über  die  socialökonomisclie  Bedeutung  der  Hausindustrie,  ihre  Vorzüge  und 
Nachtheile  abgibt,  sehr  erwägenswert.  Die  besten  Arbeiter  fühlen  sich  wohl  in  dieser 
ihrer  Stellung;  anders  stehe  es  mit  den  weniger  beglückten,  welche  durch  das  allge- 
meine Sinken  der  Preise  ihrer  Producte  gezwungen  seien,  die  tägliche  Arbeitsdauer 
übermässig  auszudehnen,  und  doch  kaum  in  die  Lage  kommen  können,  auch  nur  ihre 
nothwendigsti'n  Bedürfnisse  zu  decken.  Trotzdem  werde  es  nicht  die  Gesetzgebung  sein 
dürfen,  durch  welche  die  Heimarbeit  verboten  würde;  das  könne  nur  geschehen  durch 
das  Dazwischentreten  des  Capitals.  (?) 

Die  zweite  Monographie  ist  wesentlich  kürzer  als  die  erste,  obwohl  sie  einen 
Industriezweig  von  viel  grösserer  Bedeutung  behandelt.  Es  sei  hier  übrigens  nur  auf 
den  Stücklohntarif  verwiesen,  den  die  Union  philanthropique  und  die  Syndicatskammer 
der  Brüsseler  Schneidermeister  aufgestellt  hat,  der  aber  nicht  allgemein  angenommen 
worden  ist.  Tardieu  theilt  ihn  auf  Seite  255  mit.  Das  auf  Grund  desselben  entworfene 
Arbeiterbudget  dürfte  wohl  etwas  gar  zu  theoretisch  gedacht  sein,  um  einen  höheren 
Wert  als  den  einer  sehr  beiläufigen  Orientierung  beanspruchen  zu  können.  Eine  als 
Anhang  der  Darstellung  beigeschlossene  W^erkstättenordnung  gibt  uns  dagegen  einen 
genügenden  Einblick  in  die  einschlägigen  Verhältnisse  und  ermöglicht  uns  lehrreiche 
Vergleichungen,  vorausgesetzt,  dass  sie  auch  thatsächlich  eingehalten  wird. 

Die  Messerindustrie  in  Gembloux  (Provinz  Namur)  wird  gleichfalls  ziemlich 
gedrängt  dargestellt;  hier  finden  wir  eine  Anzahl  von  Aufschreibungen  einzelner  Arbeiter 
über  ihr  Einkommen  und  ihre  Betriebsauslagen,  die  zwar  nur  kurze  Zeitperioden  um- 
fassen, aber  doch  viel  instructiver  sind,  als  allgemeine  Schätzungen  für  Durchschnitts- 
verhältnisse. —  Einzelheiten  aus  den  allgemeinen  Schilderungen  herauszugreifen,  ist 
nutzlos,  wir  beschränken  uns  also  darauf,  hervorzuheben,  dass  die  vorliegende  amtliche 
Publication  für  die  weiteren  Kreise  insbesondere  methodologisches  Interesse  hat,  dass 
sie  aber  für  den  Fachmann  auch  in  ihrem  thatsächlichen  Ergebnisse  sehr  viel  des  Wert- 
vollen   bietet.     Man    darf  den  weiteren  Bänden  mit  Spannung  entgegensehen,  und  zwar 
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umsomelir,  als  ja  gerade  die  Heimarbeit  von  der  Socialpolitik  immer  dringender  und  in 
immer  grösserem  Umfange  Beachtung  und  Eegelung  fordert.  Schullern. 

F.  Virgilii;  Cooperazione  nella  sociologia  e  nella  legislazione, 
Manuali  Hoepli  304,  Milano  1900,  228  S. 

Der  besonders  als  Statistiker  bekannte  Verfasser,  Professor  an  der  Universität 
Siena,  gibt  in  seinem  Büchlein  eine  sorgfältige  Untersuchung  der  Cooperation  in  ihren 
verschiedenen  Formen,  ihrem  theoretischen  Wesen  und  in  ihrer  praktischen  Bedeutung 
mit  Berücksichtigung  ihrer  Entstehung;  auch  die  juridische  Seite  des  Gegenstandes  ist 
nicht  übersehen  worden.  Im  zweiten  Theile  behandelt  der  Verfasser  sorgfältig  insbe- 
sondere die  italienische  Gesetzgebung  mit  Kücksicht  auf  Wesen,  Begründung  und  Ver- 
waltung, Auflösung,  Vereinigung  und  Liquidation  solcher  Genossenschaften  und  mit 
Bezug  auf  deren  Besteuerung.  Speciell  dieser  zweite  Theil  hat  für  den  Nichtitaliener 
Literesse.  Schullern. 

Neue  Publicationen  des  Labour  Department  (Board  of  Trade): 

L  Wages  ofdomestic  servants,  Report  by  Miss  Collet.  1899. 

2.  Provision  for  old  Age  by  government  action  in  certain 
European  Countries  1899. 

1.  Der  häusliche  Dienst  beschäftigt  nach  dem  letzten  Census  im  Vereinigten 
Königreiche  an  1,800.000  weibliche  Personen;  es  ist  daraus  ersichtlich,  welche  ausser- 
ordentlich "grosse  Bedeutung  die  wirtschaftliche  Lage  dieser  Bevölkerungsciasse  besitzt. 
Vielleicht  für  keine  Beschäftigung  ist  es  aber  so  schwer,  genügende  Lohn daten  zu  ermitteln; 
wir  sind  daher  auch  hierüber  und  nicht  etwa  nur  für  Grossbritannien  fast  gar  nicht  unter- 
richtet. Die  vorliegende  Arbeit  beruht  auf  einer  eigenen  Erhebung,  die  sich  auf  2067 
Dienstgeber  bezog  und  über  5568  Dienstboten  Nachrichten  ergab;  dabei  sind  die  ver- 
schiedenartigsten Haushaltungen  in  Eücksicht  gezogen  worden,  und  es  hat  sich  heraus- 
gestellt, dass  gleichartige  Dienste  in  Haushaltungen  mit  der  gleichen  Dienstbotenzahl, 
soweit  es  sich  um  Orte  annähernd  derselben  Grössenkategorie,  um  gleichaltrige  Dienstboten 
und  um  Geldlohn  handelt,  fast  durchwegs  gleich  bezahlt  werden.  Damit  ist  thatsächlich 
die  Wahrscheinlichkeit  gegeben,  dass  die  für  die  einzelnen  Gruppen  gewonnenen  Durch- 
schnitte zuverlässig  sind;  mehr  freilich  darf  nicht  gesucht  werden  und  Durchschnitts- 
bei'echnungen  für  alle  Arten  weiblicher  Dienstboten  zusammen  wären  unverlässlich ;  dass 
sie  übrigens  auch,  wenn  verlässlich,  wertlos  wären,  liegt  auf  der  Hand.  Dass  Natural- 
leistungen —  vielfach  der  wichtigste  Theil  der  Entlohnung  —  ausser  Betracht  gelassen 
wurden,  Avird  in  der  Einleitung  des  Commissioner  for  labour  begründet;  es  ist  übrigens 
anzunehmen,  dass  damit  nicht  das  letzte  W^ort  gesprochen  ist.  Der  vorliegende  erste 
Versuch  einer  Lohnstatistik  der  Dienstboten  im  Vereinigten  Königreiche  verdient  jeden- 
falls die  grösste  Beachtung  und  wird  bei  ähnlichen  spätem  Erhebungen  im  grossen  und 
ganzen  zum  Muster  gekommen  werden  können,  obwohl  er  bisher  nur  eine  mangelhafte 
Information  bietet.  Der  verwendete  Fragebogen  ist  auf  S.  50  abgedruckt. 

2.  Die  Zusammenstellung  über  die  in  einigen  europäischen  Staaten  zu  Gunsten  der 
durch  Alter  verdienstunfähig  gewordenen  Arbeiter  getroffenen,  gesetzlichen  Maassnahmen 
berichtet  über  Eus&land,  Norwegen,  Schweden,  Dänemark,  Deutschland,  Holland,  Belgien, 
Frankreich,  Italien,  Oesterreich  und  Rumänien.  Den  verhältnismässig  breitesten  Raum 
nimmt  die  Darstellung  der  Verhältnisse  in  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  ein;  für 
Oesterreich  konnte  nur  über  legislatorische  Anläufe  und  die  Resolution  Dr.  Ebenhochs 
vom  Juni  1895  berichtet  werden;  im  übrigen  wird  auf  die  Bruderladen  und  die  registrierten 
Hilfscassen  verwiesen.  Möge  von  unserem  Vaterlande  in  nicht  ferner  Zeit  mehr  und  besseres 
gesagt  werden  können!  Besonders  soll  auf  die  Dänemark  betreffenden  Ausführungen 
verwiesen  werden.  Dieser  Staat  hat  neben  Deutschland  allein  ein  einheitliches  Gesetz 
über  die  Altersversicherung,  das  allerdings  auf  ganz  anderen  Grundlagen  beruht,  als  das 
deutsche;  die  Last  der  Versicherung  tragen  die  Gemeinden  und  der  Staat.  Für  Belgien 
wird  besonders  auf  die  Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite  verwiesen,  für  Frankreich 
auf  die  Caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse;  in  beiden  Staaten  kommen  daneben 
noch   in  erster  Reihe  die  Hilfscassen  in  Betracht.  Der  durch  ein  Gesetz  vom  17.  Juli  1898 
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vorbereitete  italienische  Nationalfond  für  Arbeiter  findet  auch  Berücksichtigung.  Russland 
kennt  eine  Altersversicherung  nur  für  die  Arbeiter  der  staatlichen  Bergwerke.  Für 
Rumänien  wird  über  das  freilich  bisher  wirkungslos  gebliebene  Gesetz,  betreffend  die 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  der  Bergarbeiter  berichtet.  Schullern. 

Handels-  und  Machtpolitik.  Reden  und  Aufsätze  im  Auftrage  der  „Freien 
Vereinigung  für  Flotten  vortrage",  herausgegeben  von  Gustav  Schmoller,  Max 
Sering,  Adolph  Wagner.  Stuttgart  1900.  L.  G.  Cotta'sche  Buchhandlung  Nachfolger. 
2  Bände.  208  und  246  Seiten. 

Seit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  dürfte  dieses  noch  nicht  vor  eine 
Entscheidung  von  so  weittragender,  für  die  ganze  wirtschaftliche  Zukunft  bestimmender 
Bedeutung  gestellt  worden  sein,  als  dies  durch  die  „Flottenfrage"  geschehen  ist.  Diese 
Frage  ist  seither  allerdings  in  positivem  Sinne  gelöst  worden,  und  Deutschland  hat 
damit  eine  Weltpolitik  inauguriert,  deren  Resultate  gar  nicht  abzusehen  sind.  Stets  aber 
wird  der  Kampf  der  Geister  historisch  denkwürdig  bleiben,  der  der  Entscheidung  voraus- 
gieng.  Die  Männer  der  Wissenschaft,  die  gelehrten  Nationalökonomen  Deutschlands  sind 
hiebei  nicht  in  der  Rolle  von  blossen  Beobachtern  bei  Seite  gestanden,  sie  haben 
kräftig  in  den  Kampf  eingegriffen  und  wohl  nicht  wenig  zu  dessen  Entscheidung 
beigetragen.  Das  launige  Wort  von  dem  „Einerseits — Andererseits"  des  deutschen  Professors 
bat  sich  hier  als  falsch  erwiesen.  Eine  grosse  Anzahl  hervorragender  akademischer  Lehrer 
hat  mit  aller  Entschiedenheit  für  die  Vermehrung  der  Flotte  Partei  ergriffen;  die  oben 
genannte  Sammlung  dieser  Reden  ist  ein  bedeutsames  historisches  Document,  welches 
ein  ehrendes  Zeugnis  davon  ablegt,  von  welch  weiten  Gesichtspunkten  sich  die  deutsche 
Wissenschaft  am  Ende  des  19.  Jahrhundertes  bei  Behandlung  auch  von  politischen  Fragen 
leiten  Hess. 

Mit  Recht  ist  an  die  Spitze  des  ersten  Bandes  der  vorliegenden  Publication  die 
Rede  Schmollers  „Die  wirtschaftliche  Zukunft  Deutschlands  und  die  Flottenvorlage" 
gestellt,  da  sie  das  Problem  auf  die  vielseitigste,  allgemeinste  Weise  behandelt.  Die 
meisten  Einwürfe  gegen  die  vergrösseite  Flotte  beruhen  nach  Schmoller  auf  der 
Unfähigkeit  der  Betreffenden,  sich  ein  zutreffendes  Bild  von  Deutschlands  wirtschaftlicher 
Zukunft  zu  machen., Man  müsse  für  das  20.  Jahrhundert  eine  Steigerung  der  Bevölkerungs- 
zahl von  55  auf  100 — 150  Millionen  Menschen  erwarten,  deren  Unterhalt  mit  Hilfe 
des  Aussenhandels  gedeckt  werden  kiinne,  wofür  aber  eine  starke  Flotte  und  geschützter 
Colonialbesitz  unentbehrlich  sei.  Denn  die  Zeit  der  liberalen  Handelspolitik  sei  vorbei, 
überall  könne  man  beobachten,  dass  die  Grosstaaten  abermals,  wie  in  den  Zeiten 
des  Mercantilismus,  ihre  staatliche  Macht  in  die  Wagschale  werfen,  um  ökonomische 
Interessen  zu  schützen,  wirtschaftliche  Vortheile  zu  erlangen.  Eine  neue  Aera  mer- 
cantilistisclier  Politik,  wenn  auch  auf  ungleich  grösserer  Basis,  habe  begonnen,  eine  Zeit 
von  Colonial-  und  Handelskriegen;  Deutschland  müsse  gerüstet  sein,  wenn  es  seinen  Platz 
behaupten  wolle. 

Lamprecht  zeigt  in  seinem  Aufsatze  „Die  Entwicklung  des  wirtschaftlichen 
und  geistigen  Horizontes  unserer  Nation",  wie  sich  bis  über  das  10.  Jahrhundert  der 
wirtschaftliche  und  geistige  Horizont  der  meisten  Deutschen  auf  das  heimatliche  Dorf 
beschränkte,  wie  sich  seit  dem  11.  und  12.  Jahrhunderte  städtische  Einfluss-,  Handels- 
und Verkehrsgebiete  ausbildeten,  wie  dann  sowohl  im  Süden  als  im  äussersten  Norden 
Deutschlands  je  ein  einheitliches  Handelsgebiet  entstand;  die  Renaissance  erweiterte  den 
wirtschaftlichen  und  geistigen  Horizont  der  Nation  noch  mehr,  während  in  den  folgenden 
Jalnhunderten  Deutschland  an  den  durch  die  Entdeckungen  erzielten  Portschritten  nicht 
entsprechend  theilzunehmen  vermochte.  Heute  „stehen  wir  vor  der  nicht  mehr  zu  leugnenden, 
völlig  klaren  Thatsache  einerunendlichen,  letzten  Erweiterung  des  Verkehrs-  und  Wirtschaltä- 
horizontes  dieser  Erde";  die  feste  Theilnahme  der  Nation  daran  bedinge  die  Avesentlichste 
Umgestaltung  ihres  ganzen  seelischen  Lebens  und  damit  ihrer  inneren  Verhältnisse.  Der 
wirtschaftliche  und  politische  Erfolg  könne  dann  niclit  ausbleiben. 

Richard  Ehrenberg  führt  in  seinem  Vortrage  „Die  Seefahrt  im  Leben  der 
Völker"    aus,   wie   die    trennende   Wirkung    der   See   „immer    mehr  in    den   Hintergrund 
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gedrängt  wird  durch  ihre  Eigenschaft  als  Verkehrsstrasse,  und  zwar  als  die  billigste  und 
leistungsfähigste  Verkehrsstrasse  der  Welt".  Aber  auch  geistige  Vorzüge  schreibt  er  dem 
Seeverkehre  zu;  dieser  beeinflusse  mächtig  den  Volkscbarakter,  erziehe  zur  Einheit, 
bewirke  die  Ausbildung  der  freien  Persönlichkeit,  besonders  eine  maassvolle  politische 
Freiheit,  rufe  eine  allgemeine  Culturgemeinschaft  aller  Völker  hervor. 

Francke  (Weltpolitik  und  Socialreform)  bezeichnet  Deutschland  als  die 
Kinderstube  und  Schulstube  der  Welt;  doch  habe  es  das  deutsche  Volk  versäumt,  sich 
seinen  Antheil  an  der  Beherrschung  der  Welt  durch  die  weisse  Kasse  zu  sichern.  Es 
seien  24—26  Millionen  Menschen  in  Deutschland  von  der  freien  Ein-  und  Ausfuhr  auf  dem 
Seewege  abhängig,  die  Offenhaltung  der  See  und  der  kräftige  Wettbewerb  Deutschlands 
auf  dem  Weltmarkte  sei  daher  eine  Lebensfrage  der  Nation,  an  der  auch  die  Arbeiter- 
massen im  stärksten  Maasse  betlieiligt  sind.  Gleichzeitig  hat  aber  auch  die  Arbeiter- 
bewegung die  gewaltigs^ten  Fortschritte  gemacht,  auf  Grund  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
und  der  Coalitionsfreiheit  haben  die  Arbeiter  sich  bessere  Lebensbedingungen  erkämpft, 
und  die  Socialreform  ist  diesen  Bestrebungen  durch  Arbeiterschutz-  und  Arbeiter- 
versicherungsgesetze zu  Hilfe  gelvommen.  Die  Arbeiterbevölkerung  habe  am  schwersten 
zu  leiden,  wenn  die  Abhängigkeit  des  deutschen  Wirtschaftslebens  vom  Weltmarkte  in 
eine  actuelle  Gefahr  verwandelt  werden  sollte;  nur  materielle  Machtmittel  seien  imstande, 
Deutschland  hievor  zu  bewahren.  „Machtförderung  ist  Wohlstandsförderung."  Eine  erfolg- 
reiche Weltpolitik  erheischt  aber  als  unerlässliches  Correlat  eine  kräftige  Fortführung 
der  Socialreform  in  Deutschland,  soll  die  innere  Kraft  dem  äusseren  Glanz  Bestand 
leihen. 

Paul  Voigts  Arbeit  „Deutschland  und  der  Weltmarkt"  ist  bereits  im  Jahre 
1898  in  den  „Preussischen  Jahrbüchern"  erschienen;  ihr  neuerlicher  Abdruck  —  bei 
gewissenhafter  Fortführung  der  statistischen  Belege  —  war  bei  der  Uebereinstimmung 
des  Standpunktes  des  Autors  mit  dem  der  anderen  Mitarbeiter  gewiss  gerechtfertigt. 

Der  zweite  Band  bringt  Arbeiten  von  Max  Sering,  Adolph  Wagner,  Ernst 
V.  Halle  und  Hermann  Schumacher. 

Sering  sucht  in  seiner  Eede:  „Die  Handelspolitik  der  Grosstaaten  und 
die  Kriegsflotte"  den  Einwand  zu  widerlegen,  dass  Deutschland  ohne  grosse  Flotte 
ein  reiches  Land  geworden  sei  und  dass  daher  kein  Grund  einzusehen  sei,  warum  das 
nun  anders  werden  solle.  Dem  gegenüber  weist  er  auf  die  grundlegenden  Veränderungen 
hin,  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  auf  dem  Gebiete  der  internationalen  allgemeinen 
und  Handelspolitik  eingetreten  seien.  Die  Kraftentfaltung  der  deutschen  Volkswirtschaft 
sei  unter  dem  Freihandelssysteni  erwachsen,  das,  von  England  in  eigenem  Interesse  ein- 
geführt, in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Friedensbestrebungen  und  mit  der  in  Eng- 
land verbreiteten  Geringschätzung  des  Colonialbesitzes  Deutschland  eine  starke  Flotte 
nicht  entbehren  Hess.  Nicht  Eohstoff-  und  Absatzgebiete,  sondern  Siedelungsgebiete  für 
das  Deutschthum  sollten  damals  die  deutschen  Colonien  sein.  Seit  einigen  Jahren  sei 
jedoch  der  schon  früher  vorbereitete  Umschwung  eingetreten,  wie  die  reinen  Handels- 
kriege in  den  Antillen  und  in  Südafrika  beweisen.  Die  Ursache  für  diese  Wandlung 
der  Weltlage  sei  in  den  Expansionsbestrebungen  Russlands  und  der  Vereinigten  Staaten 
zu  suchen,  beides  Weltreiche,  die  immer  mehr  alle  ihre  Bedürfnisse  im  Inlande  zu  pro- 
ducieren  vermögen,  die  Zufuhren  fremder  Waren  aus  dem  Auslande  ausschliessen,  selbst 
aber  ihre  Erzeugnisse  den  anderen  Staaten  liefern.  Diese  mercantilistische  Handels- 
politik grössten  Stils  habe  auch  das  Verhalten  Frankreichs  und  Englands  zur  Colonial- 
frage  mächtig  beeinflusst  und  insbesondere  die  Pläne  eines  Greater  Britain  verursacht, 
die  Sering  für  aussichtsreich  hält.  Das  kleine  Deutschland  mit  seiner  Bevölkerung  von 
fast  60  Millionen  und  einem  jährlichen  Zuwachs  von  mehr  als  800.000  Menschen,  mit 
seiner  riesenhaften  Exportindustrie  und  dem  kolossalen  überseeischen  Handel  werde  durch 
die  Abschliessungs-  und  Eroberungspolitik  der  Weltreiche  äusserst  bedroht.  Die  steigende 
Monopolisierung  der  stofflichen  Reichthümer  müsse  eine  wachsende  wirtschaftliche  und 
politische  Abhängigkeit  der  kleineren  Staaten  von  den  Weltreichen  zur  Folge  haben. 
„Die  Freihandelspolitik  erscheint  geradezu  anachronistisch  in  unseren  Tagen,   da  überall 
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grosse  gescVilossene  Wirtschaftsgebiete  entstehen  und  selbst  England  bestrebt  ist,  ein 
solches  aufzurichten."  Die  territoriale  Basis  der  deutschen  Stellung  müsse  durch 
Anlegung  grosser  Colonien  erweitert  werden.  Solle  Deutschland  bei  den  noch  bevor- 
stehenden Liquidationen,  bei  der  Theilung  der  noch  nicht  in  Besitz  genommenen  Erd- 
theile  nicht  zu  kurz  kommen,  müsse  es  eine  starke  Flotte  besitzen. 

Wagner  (die  Flottenverstärkung  und  unsere  Finanzen)  beantwortet  die 
Frage,  ob  Deutschland  die  materiellen  Opfer  für  die  Flottenpläne  bringen  könne  und 
solle,  entschieden  in  bejahendem  Sinne.  Solche  Ausgaben  seien  nothwendige  Spesen  der 
Volkswirtschaft,  durchaus  nicht  unproductiv,  sie  ständen  auch  durchaus  im  Einklang 
mit  dem  steigenden  Wohlstande  Deutschlands.  Wagner  weist  nach,  dass  Deutschland 
die  weitaus  günstigste  Finanzlage  von  allen  Staaten,  die  in  Vergleich  kommen,  besitzt; 
es  hat  die  niedrigste  Gesammtbesteuerung,  die  beste  Steuer  Verfassung  und  keine  unpro- 
ductiven  Schulden.  Auch  seien  noch  verschiedene  Reserve-Hilfsquellen  (Bier-,  Tabak- 
und  Erbschaftssteuer)  vorlianden.  Insbesondere  befürwortet  Wagner  die  Einführung  einer 
Eeichs-Erbschaftssteuer,  und  zwar  sowohl  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  —  um  die 
Mehrbelastung  der  unteren  Volksclassen  durch  indirecte  Steuern  einigermaassen  auszu- 
gleichen — ,  als  auch  aus  Gründen  der  Taktik  —  um  der  Socialdemokratie  den  Anlass 
zu  gerechten  Klagen  gegen  die  heutige  Steuerverfassung  zu  nehmen.  Doch  stehe  diese 
Frage  nicht  in  unbedingtem  Zusammenhang  zur  Flottenfrage. 

üeber  die  Entwicklung  und  Bedeutung  der  deutschen  Rhederei  theilt 
Ernst  y.  Halle  sehr  interessante  Thatsachen  mit,  welche  die  geradezu  weltumfassende 
Ausdehnung  dieses  Transportzweiges  darthun. 

Endlich  bespricht  Schumacher  Deutschlands  Interessen  in  China.  Diese 
Interessen  seien  ausserordentlich  grosse,  ihr  Schutz  durch  die  deutsche  Flotte  dagegen 
ganz  unzureichend.  An  eine  Theilung  Chinas,  wovon  so  oft  gesprochen  werde,  sei  aller- 
dings in  Wahrheit  nicht  zu  denken;  gerade  darum  aber  müsse  Deutschland  seine 
Interessen  in  China  besonders  kräftig  wahrnehmen;  deutsches  Capital  werde  dort  in 
immer  stärkerem  Maasse  investieit,  insbesondere  in  Eisenbahnen  und  Bergwerken; 
Deutschland  nehme  an  der  industriellen  Entwicklung  moderner  Art  in  China  hervor- 
ragenden Antheil,  der  Handelsverkehr  mit  China  befinde  sich  in  raschem  Aufschwünge 
und  man  dürfe  gerade  dieses  Land  als  ein  künftiges  Absatzgebiet  für  die  deutsche 
hochentwickelte  Exportindustrie  ansehen.  Schiff. 

L.  Pohle:  Die  Kartelle  der  gewerblichen  Unternehmer.  Eine  Studie  über 
die  grossindustriellen  Organisationsformen  der  Gegenwart.  150  S.  Leipzig,  Verlag  von 
Veit  &  Comp.  1898. 

Verfasser  behandelt  in  diesem  Buche  das  sicherlich  sehr  actuelle  Thema  der  Kartelle 
in  sehr  ruhiger,  objectiver  Weise.  Er  definiert  das  Kartell  als  „eine  auf  dem  Wege  des  freien 
Vertrages  entstandene  Vereinigung  von  Wirtschaftssubjectengleicher  oder  verwandter  Berufe, 
weichein  einer  auf  dem  System  der  freien  Concurrenz beruhenden  Volkswirtschaft  durch  die 
aus  der  Einschränkung  des  freien  Wettbewerbs  unter  den  Betheiligten  hervergehende 
monopolistische  Beeinflussung  der  Marktverhältnisse  den  grösstmöglichen  Vortheil  für  ihre 
Mitglieder  zu  erreichen  suchen."  Er  unterscheidet  hinsichtlich  der  Mittel  und  det 
Formen  der  Kartellierung  Preisvereinbarungen,  Gebiets-,  Productions-,  Gewinn-  und 
Vertriebskartellierungen.  Gestützt  auf  die  Arbeiten  von  Brentano,  Bücher,  Liefmann 
und  anderer  untersucht  er  dann  die  Ursachen  und  Voraussetzungen  der  Kartellbildung, 
deren  gegenwärtigen  Umfang  und  volkswirtschaftlichen  Wirkungen,  insbesondere  auf  die 
Preise,  den  Unternehmergewinn,  den  Zwischenhandel  und  auf  die  Lage  der  Arbeiter. 
Endlich  werden  die  Aufgaben  des  Staates  gegenüber  den  Kartellen  kurz  beleuchtet.  Der 
Verfasser  kommt  zu  dem  Schluss,  dass  die  Kartelle  zwar  eine  Erscheinung  von  rein 
privatwirtschaftlichem  Charakter  seien,  dass  ihnen  aber  doch  ein  socialißtischer  Zug  anhafte, 
dass  sie  keineswegs  eine  Widerlegung,  sondern  weit  eher  eine  Bestätigung  des 
von  den  socialistischen  Theoretikern  vorausgesagten  Ganges  der  künftigen  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  Culturstaaten  seien,  dass  sie  als  ein  Tasten  und  Suchen  nach 
neuen,  vollkommeneren  Formen  der  menschlichen  Wirtschaft  erscheinen.    Während    aber 
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der  Verfasser  mit  diesen  Ansichten  gewiss  nicht  allein  steht,  dürften  nicht  viele  seiner 
Meinung  beitreten,  dass  in  Kürze  ein  „gewisser  relativer  Beharrungszustand  der  Technik" 
auf  industriellem  Gebiete  eintreten  werde,  und  dass  das  Kartell  die  richtige  Organisations- 
form für  diese  Periode  langsamen  technischen  Fortschrittes  sein  werde,  wie  das  System 
der  freien  Concurrenz  nothwendig  gewesen  sei,  um  die  grossen  technischen  Fortschritte, 
welche  die  Entwicklung  der  Naturwissenschaften  in  den  letzten  150  Jahren  gezeitigt  hat, 
in  der  Praxis  des  Wirtschaftslebens  zu  ermöglichen.  S. 

Annuaire  de  la  legislation  du  trayail,  publie  par  l'Offlce  du  travail  de 
Belgique,  IJe  annee  1898,  Bruxelles,  1899. 

Mit  erfreulicher  Pünktlichkeit  ist  dem  in  dieser  Zeitschrift  vor  kurzem  besprochenen 
ersten  Bande  dieser  wertvollen  internationalen  Gesetzsammlung  der  zweite  gefolgt;  in  Plan 
und  Anlage  schliesst  sich  derselbe  dem  ersten  an,  auch  befleissigt  er  sich  eben  derselben 
Vollständigkeit,  wie  dieser;  für  Oesterrdch  enthält  er  die  Verordnungen  in  Betreff  der 
Arbeitspausen,  der  Verwendung  jugendlicher  Personen  bei  der  Nachtarbeit  in  den 
Bäckereien  und  jene  über  die  Errichtung  des  Arbeitsamtes.  Bezeichnend  ist  es,  dass 
auch  Deutschland  nur  mit  Verordnungen  vertreten  ist.  Von  wichtigen  Gesetzen,  die 
dem  Jahre  1898  ihre  Entstehung  verdanken,  sei  verwiesen  auf  das  belgische  Gesetz 
über  die  Berufsgenossenschaften  im  weitesten  Sinne  (siehe  Artikel  2),  das  dänische 
über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  das  französische  über  die  Verantwortlichkeit 
bei  BetriBbsunfällen,  —  das  Gesetz  ist  durch  Artikel  1  charakterisiert  —  das  ita- 
lienische Gesetz  in  Betreff  der  Betriebsunfälle  und  jenes  über  die  Schaffung  eines 
Nationalfonds  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  und  auf  das  amerikanische 
Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit  für  Betriebsunfälle  bei  Transportunternehmungen 
(siehe  1.  Section).  Auch  das  Gesetz  über  die  Schaffung  eines  amerikanischen  Industrie- 
und  Landwirtschaftsrathes  ist  hervorzuheben;  dabei  wäre  aber  zu  bemerken,  dass  das 
Statut  des  österreichischen  Industrie-  und  Landwirtschaftsrathes  vom  6.  Juni  1898  wohl 
auch  hätte  aufgenommen  werden  müssen,  wenn  —  was  vielleicht  nicht  gerade  noth- 
wendig war  —  das  eben  genannte  amerikanische  Gesetz  Platz  gefunden  hat. 

Schullorn. 

Kley.  Bei  Krupp.  Eine  socialpolitische  Reiseskizze  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Arbeiter- Wohnungsfürsorge.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1899. 
(IX  und  165  Seiten.) 

Verfasser  hat  längere  Zeit  auf  dem  „Königreiche  Krupp"  zugebracht  und  gibt  in 
der  vorliegenden  Skizze  die  Eindrücke  wieder,  die  er  dort  empfangen.  Wenn  auch  die 
Darstellung,  die  er  von  der  Entwicklung  dieses  in  seiner  Art  einzig  dastehenden  Riesen- 
unternehmens gibt,  auch  weder  vollständig  noch  unparteiisch  ist  —  muss  doch  die  stellen- 
weise aufdringliche  Lobrednerei  auch  dem  naiven  Leser  auffallen  — ,  so  erfährt  man  doch 
aus  der  Schrift  eine  Reihe  interessanter  Thatsachen,  die  für  das  Wachsthum  und  die 
Morphologie  der  Riesenbetriebe  von  Bedeutung  sind. 

Dr.  Roger  v.  Boch:  Geschichte  der  Töpferarbeiter  von  Staffordshire 
im  19.  Jahrhunderte  (332  Seiten). 

Dr.  Fritz  Trefz:  Das  Wirtsgewerbe  in  München.  Eine  wirtschaftliche  und 
sociale  Studie  (240  Seiten). 

(Münchner  volkswirtschaftliche  Studien,  31.  und  33.  Stück.  Stuttgart  1899. 
J.  G.  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger,  1899). 

Diese  beiden  historisch  descriptiven  Monographien  schliessen  sich  in  würdiger 
Weise  an  die  früheren,  von  Brentano  undLotz  angeregten  ähnlichen  Studien  an.  Beide 
Arbeiten  zeichnen  sich  durch  sorgfältige  Ausnützung  aller  Quellen,  sowie  durch  gewissen- 
hafte^  objective  Darstellung  aus. 

Die  erstgenannte  Schrift  behandelt  allerdings  einen  für  deutsche  Les-r  etwas 
abseits  liegenden  Gegenstand,  doch  gewährt  sie  einen  interessanten  Einblick  in  die 
Gewerkschaftsbewegung  dieser  Industrie;  sie  verfolgt  die  Entwicklnitg  der  Fabriks- 
gesetzgebung,  der  Gewerbeinspection,  der  Schul-  und  Sanitätsvorschriften  und  zeigt, 
welch  segensreiche  Wirkungen  dieses  Eingreifen  der  Gesetzgebung  geliabt  hat. 
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In  der  Schrift  von  Trefz  sind  namentlich  die  Ausführungen  über  den  wirtschaftlichen 
Kampf  zwischen  den  grossen  Bierbrauern  und  den  Wirten  von  Interesse.  Liegen  doch 
z.  B.  in  Wien  die  Verhältnisse  vielfach  ganz  ähnlich  wie  in  München.  Auch  bei  uns 
befinden  sich  die  Wirte  und  Wirtshauspächter  grossentheils  in  völliger  Abhängigkeit  von 
den  Bräuereien.  Im  grossen  und  ganzen  stellt  sich  aber  die  Lage  der  Wirtsgewerbe  nicht 
als  besonders  ungünstig  dar.  Das  von  Rücksichten  der  Wohlfahrtspflege  des  Volkes  dictierte 
gewerbepolitische  Eingreifen  der  Staatsgewalt  kam  hier  den  Wünschen  der  Wirte  nach 
Beschränkung  der  Concurrenz  entgegen.  Hingegen  ist  die  Lage  der  Gewerbsgehilfen  und 
namentlich  der  Gehilfinnen  zumeist  «ine  sehr  traurige  und  fordert  gebieterisch  den  Aus- 
bau des  Arbeiterschutzes. 

Paul  Adler:  Die  Lage  der  Handlungsgehilfen  gemäss  den  Erhebungen 
der  Coramission  für  Arbeiterstatistik.  (Münchener  volkswirtschaftliche  Studien, 
herausgegeben  von  Lujo  Brentano  und  Walther  Lotz,  39.  Stück),  Stuttgart  1900. 
J.  G.  Cotta'sche  Buchhandlung  Nachfolger.  XVI  und  197  Seiten. 

Die  deutsche  Commission  für  Arbeiterstatistik  hat  in  den  Jahren  1892  bis  1894 
eingehende  Erhebungen  über  die  Lage  der  Handlungsgehilfen  in  Deutschland  veranstaltet  und 
in  den  Jahren  1893  bis  1895  veröffentlicht,  die  aber  lange  Zeit  der  wissenschaftlichen 
Verarbeitung  entbehrten.  Diese  Lücke  auszufüllen  ist  der  Zweck  der  vorliegenden  Schrift. 
Dass  das  vorhandene  Material  unzureichend  ist,  um  sich  ein  zuverlässiges  Bild  über  die 
wirtschaftliche  und  sociale  Lage  der  in  Rede  stehenden  Bevölkerungsciasse  zu  machen, 
anerkennt,  ja  betont  der  Verfasser.  Die  Schrift  behandelt  fast  ausschliesslich  das  kauf- 
männische Ladenpersbnale;  nur  einige  Seiten  sind  den  Geschäftsdienern  gewidmet,  während 
das  Comptoirpersonale  ganz  ignoriert   wird. 

Auch  hinsichtlich  des  Ladenpersonales  sind  die  eingangs  genannten  Erhebungen 
ausserordentlich  unvollständig.  So  wurde  gerade  eine  der  wichtigsten  Fragen,  die  nach 
der  Lohnhöhe,  grundsätzlich  nicht  gestellt.  Hingegen  ist  reiches  Material  über  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  der  Ladengehilfen  vorhanden;  und  die  entsetzlichen  Misstände,  die  in 
dieser  Beziehung  aufgedeckt  worden  sind,  haben  zu  einem,  wenn  auch  noch  etwas 
schüchternen  Eingreifen  der  Gesetzgebung  durch  Fixierung  des  Neun-Uhr-Laden- 
schlusses geführt.  Verfasser  hält  die  gegen  eine  solche  Schutzgesetzgebung  ins  Treffen 
geführten  Argumente  nicht  für  stichhältig;  mit  Recht  befürchtet  er  von  der  Verkürzung 
der  Ladenzeit  weder  eine  Schädigung  der  Moralität  der  vom  Gesetze  betioffenen  Personen, 
noch  auch  eine  Minderung  des  Consums.  „Unmässige  Arbeitszeit,  schlechtes  Logis, 
massiger  Lohn,  verkürzte  Kündigungsfrist,  extraordinär  gesteigerte  Concurrenz,  mangel- 
hafte Lehre  sind  die  Dornen  auf  dem  Lebenspfade  des  Commis",  so  concludiert  Adler 
mit  Oldenberg.  Er  fügt  hinzu,  es  sei  hauptsächlich  der  Kleinhandel,  in  welchem  diese 
Misstände  verbreitet  sind.  Da  er  die  Ursache  hievon  in  der  Concurrenzfähigkeit  dieser 
Betriebe  erblickt,  verurtheilt  er  im  Interesse  der  Handlungsgehilfen  die  Mittelstands- 
politik. S, 

Dr.  J.  C.  Kreibig:  Unser  Wäbrungs-  und  Münzwesen  während  der 
letzten  50  Jahre.  Mit  zwei  Kunstbeilagen.  Separatabdruck  aus  der  „Üsterr.-ungar. 
Revue",  XXIV,  1—6.     Wien,  Selbstverlag  1899,  98  S. 

Die  Schrift  Kreibigs  gibt  uns  ein  übersichtliches  Bild  des  Entwicklungsganges, 
der  allmählich  aus  dem  ungeheueren  Wirrwarr  der  österreichischen  Geldverhältnisse  zu 
Beginn  der  Regierung  Kaiser  Franz  Josefs  I.  zu  den  gegenwärtigen  Zuständen 
geführt  hat.  Das  Verzeichnis  der  im  Jahre  1848  gesetzlich  cur.'>ierenden  Münzen  gibt 
der  Verfasser  auf  Seite  11  und  12;  eine  analoge  Zusammenstellung  für  das  Jahr  1858 
finden  wir  auf  Seite  30  und  31 ;  das  gegenwärtige  Stadium  unseres  gesammten  Geld- 
wesens wird  auf  der  Seite  64  ff.  dargestellt.  Zahlreiche  statistische  Daten  und  eine 
Tabelle  über  die  Münzprägungen  seit  1848  ergänzen  das  hübsche  und  lehrreiche 
Schrifrchen,  dessen  frischer  Optimismus  sich  als  berech i  igt  erweisen  möge. 

Schullern. 

Dr.  Waltlier  Borglus:  Deutschland  und  die  Vereinigten  Staaten;  ein 
handelspolitischer    Rückblick    bei    der    Eröffnung    des     Internationalen 
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Handelscongresses  in  Philadelphia.  Schriften  der  Centralstelle  für  Vorbereitung 
von  Handelsverträgen,  Heft  8.  Berlin,  Guttentag,  1899,  124  S. 

Dr.  Richard  Ehrenberg;  Handelspolitik,  fünf  Vorträge.  Jena,  G.  Fischer, 
1900,  95  S. 

Die  Handelspolitik  des  Deutschen  Eeiches  vom  Frankfurter  Frieden 
bis  zur  Gegenwart.  Berlin,  S.  Mittler  &  S.,  1899. 

1.  Die  ungeheuere  Bedeutung  der  wirtschaftlichen  Lage,  der  Productions-  und  der 
Consumtionsverhältnisse  in  der  Union  für  ganz  Europa  und  damit  wenigstens  in  zweiter 
Eeihe  und  gleich  nach  England  auch  für  Deutschland  ist  durch  das  gewaltige  Aufblühen 
der  Industrie  in  der  Bundesrepublik,  wie  sie  vor  allem  die  letzten  Jahre  gezeitigt  haben, 
und  dann  durch  die  Erwerbung  Cubas  mit  seiner  reichen  Zuckerproduction  noch  wesent- 
lich gesteigert  worden.  Als  Getreideexportgebiet  mag  die  Union  für  die  europäische 
Landwirtschaft  infolge  der  Bevölkerungszunahme  und  der  vielfach  rapid  fortschreitenden 
Aussaugung  des  Bodens  an  Gefährlichkeit  verlieren;  das  wird  aber  reichlich  durch  die 
obigen  Momente  auf  den  anderen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  wettgemacht.  —  Es 
ist  daher  begreiflich,  dass  man  gerade  diesem  Staate  im  Deutschen  Reiche,  wo  eine 
gleichfalls  riesig  anwachsende  Gewerbsthätigkeit  sich  stets  neue  Absatzgebiete  erobern 
muss,  besonderes  Interesse  zuwendet.  Die  Eigenthümlichkeiten  der  amerikanischen 
Handelspolitik  und  die  in  den  bestehenden  internationalen  Beziehungen  herrschenden 
Unklarheiten  (z.  B.  in  Betreff  der  Frage  der  Meistbegünstigung),  erschweren  wohl  jeder- 
mann eine  klare  Einsicht  in  die  Sachlage  ganz  ausserordentlich.  Es  ist  daher  sehr 
dankenswert,  dass  ein  Fachmann  sich  der  Mühe  unterzogen  hat,  in  gemeinverständlicher 
Weise  alle  Thatsachen  und  Streitfragen  objectiv  vorzuffiliren,  die  für  das  Problem  eines 
zukünftigen  Handelsvertrages  entscheidend  sein  und  die  anderseits  auch  jedermann, 
der  nicht  geradezu  die  Augen  schliessen  will,  zeigen  werden,  dass  Deutschlands  Zukunft, 
wenn  anderseits  seine  wirtschaftliche  Entwicklung  nicht  ins  Stocken  geräth  oder 
gerathen  soll,  wirklich  von  der  Leistungsfälligkeit  seiner  Flotte  abhängt;  dass  damit 
nicht  nur  die  Handelsflotte  gemeint  sein  kann,  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden. 
Deutschland  und  die  Union  liegen  ja  nicht  nur  auf  ihren  heimischen,  sondern  auch  auf 
gar  vielen  anderen  Märkten  im  Concurrenzkampfe;  wer  zuerst  am  Platze  ist,  wer  bessere 
Ware  und  wer  sie  billiger  verkaufen  kann^  vielfach  aber  auch,  wer  politisch  mehr  zu 
imponieren  vermag,  wird  Herr  der  Situation  sein.  Man  hat  die  günstige  Gelegenheit 
des  spanisch-amerikanischen  Krieges  vorübergehen  lassen,  um  den  gefährlichen  Concur- 
renten  am  Weltmarkte  vollständig  zu  überdügeln;  umsoweuiger  darf  man  jetzt  ihm 
irgend  vermeidliche  Vortheile  einräumen  für  den  wirtschaftlichen  und  socialen  Kampf 
des  nächsten  Jahrhundertes. 

Dass  die  Schrift  mit  ihren  statistischen  Daten  vielfach  den  Theoretiker  nicht 
befriedigen  wird,  sei  nur  nebenbei  bemerkt;  das  ist  aber  wohl  auch  nicht  ihr  Bestreben 
und  für  eine  allgemeine  Orientierung  sind  die  Ziffern  genau  genug. 

2.  Es  sind  hier  fünf  Vorträge  gesammelt,  von  denen  der  erste  „das  Wesen  und 
die  Ziele  der  Handelspolitik**  bespricht;  die  letztere  erkennt  Ehrenberg  darin,  „dass 
die  Handelspolitik  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  fördern  und  zugleich  derart 
leiten  solle,  dass  sie  allmählich  zur  weltwirtschaftlichen  Entwicklung  hinüberführe", 
sie  solle  schliesslich  sich  selbst  überflüssig  machen.  Der  zweite  Vortrag  bringt  eine 
sehr  übersichtliche  Geschichte  der  Handelspolitik,  der  dritte  erörtert  die  Mittel,  deren 
sie  sich  bedient,  wobei  auch  das  System  der  Handelsverträge  mit  den  verschiedenen 
Arten  der  letzteren  seine  Besprechung  findet;  der  vierte  Vortrag  untersucht  Deutsch- 
lands gegenwärtige  handelspolitische  Lage,  der  letzte  geht  auf  die  Zukunft  und  die 
gegebenen  Voraussetzungen  für  deren  Entwicklung  ein.  In  den  beiden  letztbezeichneten 
Vorträgen  erörtert  ELrenberg  auch  die  Bedeutung  der  Gründung  deutscher  Colonien; 
der  letzte  Vortrag  insbesondere  enthält  eine  Reihe  neuer  und,  wie  mir  scheint,  frucht- 
barer Gedanken,  von  denen  die  auf  die  Wirtschaftswissenschaften  als  Studiengegen- 
stände für  heranzubildende  Beamte  bezüglichen  besonders  beherzigenswert  sind  (ins- 
besondere Seite  89). 


542  Literaturbericht. 

3.  Das  eingangs  an  dritter  Stelle  genannte  Buch  will  vorurtheilslos  und  rein 
sachlich  den  Verlauf  der  handelspolitischen  Kämpfe  im  Deutschen  Eeiche  seit  seinem 
Bestehen  schildern  und  dadurch  zur  Klärung  der  Meinungen  im  deutschen  Publicum 
gegenüber  dem  heftigen  Streite  zwischen  den  verschiedenen  Interessentengruppen  bei- 
tragen. Den  Ausgangspunkt  bildet  der  Frankfurter  Friede  mit  seinem  für  die  folgenden 
Ereignisse  so  bedeutungsvollen  Artikel  XI;  es  folgt  sodann  ein  Capitel  über  den  Zoll- 
verein, ein  weiteres  über  die  Handelspolitik  der  wichtigsten  Staaten  Europas  und  der 
Union,  insbesondere  dem  Deutschen  Eeiche  gegenüber,  und  endlich  die  Darstellung  der 
deutschen  Handelspolitik  selbst,  in  der  die  mächtige  Persönlichkeit  Bismarcks  in 
ihrer  überragenden  Bedeutung  hervortritt.  Der  Kampf  um  die  nun  bald  ablaufenden 
Handelsverträge  findet  eine  gedrängte,  aber  im  wesentlichen  erschöpfende  Schilderung, 
bei  der  freilich  die  österreichisch-ungarische  Handelspolitik  in  ein,  wie  uns  scheint, 
unverdient  trübes  Licht  zu  stehen  kommt;  ein  Schwanken  in  den  Anschauungen  trat 
bei  uns  nicht  häufiger  ein,  als  in  Deutschland,  und  war  viel  erklärlicher,  als  im  Eeiche 
(Seite  302).  Dass  man  übrigens  im  Deutschen  Eeiche  das  Ziel  der  Förderung  der 
Volkswirtschaft  stets  im  Auge  hält,  vielleicht  mehr  und  mit  bestimmterem  Willen  und 
klarerem  Bewusstsein  als  anderwärts,  muss  zugegeben  werden;  schon  seit  mehr  als  drei 
Jahren  arbeitet  man  an  der  Sammlung  des  Materiales  für  die  Berathung  der  zukünf- 
tigen Verträge;  seit  ebenso  langer  Zeit  ist  aber  auch  die  Publicistik  in  der  Tagespresse 
und  in  der  wirtschaftlichen  Literatur  auf  dem  Plane  und  hat  der  Kampf  der  politischen 
Parteien  begonnen;  leider  muss  constatiert  werden,  dass  auch  Deutschland  sich  liier 
vielfach  tief  in  den  Vorurtheilen  sich  kastenartig  voneinander  abschliessender  Interes- 
sentengruppen, die  die  organische  Zusammengehörigkeit  aller  Bevölkerungs-  und  ins- 
besondere aller  Producentenclassen  übersehen,  befangen  zeigt;  die  Beschlüsse  des  deutscheu 
Handelstages  vom  März  1898  stellen  eine  rühmliche  Ausnahme  dar.  —  Dass  Deutsch- 
land trotz  dieser  Wirrsale  in  den  Zielen  und  Meinungen  doch  eine  so  überaus  glänzende 
Entwicklung  seiner  Production  und  seines  Handels  zeigt,  ist  eine  überaus  erstaunliche 
Erscheinung,  die  aber  wohl  dem  Umstände  zu  danken  ist.  dass  Deutschlands  politische 
Machtstellung  in  letzter  Eeihe  doch  wieder  alle  Kräfte,  mögen  sie  noch  so  sehr  diver- 
gieren, zwingt,  für  das  Gesammtintere?se  nutzbar  zu  werden.  Schullern. 

0.  Schwarz  und  G.  Strutz:  Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen 
Preussens.  Band  I:  Die  Ueberschussverwaltungen.  I.  und  II.  Buch:  Do  märe  n- 
und  Forstverwaltung.   Berlin,  1900.  J.  Guttentag.  X  und  339  S. 

Zwei  höhere  Beamte  des  preussischen  Finanzministeriums  veranstalten  eine  um- 
fassende systematische  Darstellung  des  preussischen  Finanzwesens,  von  welcher  der  erste 
Band  über  Forste  und  Domänen  vorliegt.  Das  preussische  Domänenwesen  hat  den 
gleichen  Entwicklungsgang  genommen  wie  in  anderen  deutschen  Staaten  und  nimmt 
im  heutigen  Budget  eine  relativ  nicht  sehr  bedeutende  Stellung  ein,  178  Mill.  Mark 
Nettoeinnahmen.  Gesetzlich  sind  die  Einnahmen  aus  den  Domänen  mit  einer  Eente  von 
über  7  Mill.  Mark  für  das  Kronfideicommis  belehnt,  welche  merkwürdigerweise  im 
Staatshaushalte  gar  nicht  erscheint,  sondern  von  den  Einnahmen  vorweg  abgezogen 
wird,  so  dass  diese  erst  mit  dem  gekürzten  Betrage  in  den  Voranschlag  eingestellt 
werden,  ausserdem  sind  ihre  Erträgnisse  für  Staatsschuldentilgung  bestimmt,  was  aber 
vermöge  der  jetzigen  Anordnung  des  Budgets  und  der  neuen  Tilgungsgesetze  im 
Budget  nicht  mehr'  zum  Ausdruck  kommen  kann.  Die  preussischen  Domänen  sind 
durchgängig  verpachtet  (gewöhnlich  18jährige  Zeitpacht)  und  scheint  sich  dieses  System 
besser  als  die  eigene  Eegie  zu  bewähren.  Die  nutzbaren  Pachtgründe  haben  eine  Fläche 
von  336.542  ha  mit  einem  Pachtertrage  von  13-4  Mill.  Mark.  Trotz  der  landwirtschaftlich 
ungünstigen  Verhältnisse  der  letzten  Jahre  ist  der  Pachtertrag  nicht  bedeutend  gefallen. 
1887  erreichte  er  den  höchsten  Stand  mit  14-2  Mill.  Mark,  mit  42  Mark  Pachtzins  pro 
ha  gegen  39*75  im  Jahre  1899.  Diese  geringe  ziffermässige  Abnahme  ist  theilweise  auch  auf 
die  längere  Pachtdauer  zurückzuführen,  welche  trotz  des  Preisfulls  der  Bodenproducte 
den  ursprünglich  vereinbarten  Pachtzins  fortzahlen  lässt,  deutlicher  zeigen  die  abnehmende 
Kentabilität  die  Neuverpachtungen  der  letzten  10  Jahre,  welche  im  letzten  Jahre  bis  zu 
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23  Proc.  hinter  dem  bisherigen  Pachtzinse  zuriickblieben.  Äblösungsrenten  und  andere 
Gefälle  betragen  7'8  Mill.  Mark,  Mühlen  und  Fischereien  bringen  relativ  geringe 
Beträge,  aus  Parcellenwirtschaft  fliessen  noch  immer  3'2  Mill.  Mark,  während  die 
berühmten  Weingüter  im  Eheingau  nur  ^4  Mill.  Mark  abwerfen.  Das  Buch  gibt  an  der 
Hand  des  Staatsvoranschlags  ausführliche  Daten  über  die  Verwaltungskosten  der 
Domänen.  Die  Beamtengehalte  nehmen  trotz  des  vorherrschenden  Pachtsystemes  noch 
immer  eine  beträchtliche  Summe  in  Anspruch,  über  300.000  Mark.  Nicht  uninteressant 
ist  die  Mittheilung,  dass  die  Seehandlung  den  Domänen  (eigentlich  den  Pächtern)  rund 
5  Mill.  Mark  lür  Drainage  auf  Annuitäten  geliehen  hat.  Der  Domänenfiscus  ist  der 
Gemeindebesteuerung  unterworfen  und  wird  für  Gemeindeeinkommensteuer  ein  steuer- 
pflichtiges Eeineinkommen  berechnet,  welches  nach  verschiedenen  Provinzen  von 
155  Proc.  bis  herunter  zu  84  Proc.  des  Grundsteuerreinertrages  beträgt  (Seite  121). 
Zum  Doniänenetat  gehören  auch  die  königl.  Mineralbrunnen  und  Bäder  und  das  Seebad 
Norderney,  welche  alle  zusammen  (inclusive  Ems,  Schwalbach,  Selters  etc.)  kaum  1  Mill. 
Mark  netto  abwerfen. 

Der  finanziell  und  ökonomisch  wichtigere  Theil  dieser  Gattung  des  Staatsbesitzes 
sind  die  Staatsforsten  mit  2,799.216  ha  Die  zu  Holzzucht  bestimmte  Staatswaldfläche 
macht  in  Preussen  30  Proc.  der  gesammten  Waldfläche  des  ganzen  Staates  aus  (Braun- 
schweig 73,  Sachsen  43,  Bayern  34,  Österreich  6  Proc).  Die  meisten  Staatsforste  sind 
in  Ost-  und  Westpreussen,  in  Hannover  und  dem  ehemaligen  Kurhessen.  Aus  verschie- 
denen Budgettiteln  erhält  die  Forstverwaltung  bedeutende  Beträge,  zuletzt  bis  zu 
3,450.000  Mark  zur  Erwerbung  neuer  Waldfläciien.  Der  Hochwaldbestand  überwiegt 
(97  Proc.  der  Staatswälder),  davon  waren  75  Proc.  Nadel-  (vorwiegend  Kiefern-)  und 
25  Proc.  Laubwald.  Die  Einnahmen  für  verkauftes  Holz  betrugen  1899  66  Mill.  Mark, 
diese  Haupteinnahnie  der  ganzen  Porstverwaltung  (Gesammteinnahme  717  Mill.  Mark) 
ist  trotz  der  vielen  Klagen  über  fremde  Concurrenz  u.  a.  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  in  stetigem  Steigen  hegriffen,  auch  die  Durchschnittszitfer  pro  Festmeter  Holz- 
niasse  lässt  eine  wenn  auch  kleine  Zunahme  erkennen,  üeber  die  Details  der  Waldwirt- 
schaft werden  keine  eingehenden  Mittheilungen  gemacht,  weil  das  Buch  keine  forst* 
wissenschaftliche,  sondern  vielmehr  eine  finanzielle  Darstellung  liefern  will.  Neben- 
nutzuiigen.  worunter  nicht  blos  Streu,  verpachtete  Sägemühlen,  Baumschulen,  sondern 
auch  Steinbrüche  verstanden  werden,  bringen  etwas  über  4  Mill.  Mark  ein,  Jagd  364.000, 
Torlgräberei  255  000  Mark,  lieber  die  Organisation  der  Forstverwaltung,  welche  mit  den 
Domänen  in  htzter  Instanz  dem  landwirtschaftlichen  Ministerium  untersteht,  insbeson- 
dere über  die  Competenz  der  Bezirksregierungen  und  den  ganzen  Personalstand  werden 
sehr  eingehende  Schilderungen  gegeben.  Die  persönlichen  Bezüge  sind  in  den  letzten 
50  Jahren  von  3  auf  15  Mill.  Mark  gestiegen  und  stellen  sich  jetzt  mit  5*5  Mark  per 
ha  gegen  1-5  Mark  im  Jahre  1849.  Die  sachlichen  Ausgaben  betragen  20  Mill.  Mark, 
darunter  9'5  Mill.  für  Holzbringung  (insbesondere  Löhne),  Transporte,  5  Mill.  für 
Culturauslagen,  dann  Bauherstelluiigen  u.  s.  w.  Im  Etat  der  Forsten  stehen  auch  die 
Forstakademien.  Der  Nettoertrag  der  Staatsforstverwaltung  beträgt  32-7  Mill.  Mark, 
nach  Abzug  auch  noch  der  einmaligen  ausserordentlichen  Ausgaben  ii9  Mill.  Mark.  Für 
Domänen  und  Forste  zusammen  Nettoertrag  46*8  Mill.  Mark.  Die  österreichischen 
Domänen  und  Forste,  welche  allerdings  eine  geringere  Ausdehnung  haben,  geben  einen 
Nettoertrag  von  3"2  Mill.  Kronen,  wobei  die  Kosten  der  Domänen-  und  Forstdirectionen 
im  Betrage  von  mehr  als  1  Mill.  Kronen  noch  nicht  in  Abzug  gebracht  sind.  Das  vor- 
liegende Werk  ist  ein  lehrreiches,  übersichtliches  Handbuch,  es  steht  zu  erwarten,  dass 
die  angekündigten  folgenden  Theile,  insbesondere  die  Staatseisenbahnverwaltung,  eine 
ebenso  gründliche  Darstellung  erfahren  werden.  Es  wäre  lebhaft  zu  wünschen,  dass  die 
österreichische  Finanzverwaltung  eine  Anzahl  hervorragender  Beamten  vermöchte,  ein 
auf  ähnlicher  Grundlage  aufgebautes  systematisches  Gesammtwerk  über  den  Staatshaus- 
halt und  die  Finanzen  Oesterreichs  herauszugeben.  Solche  Arbeiten  bedürfen  der  Spe- 
cialisierung  durch  Fachmänner,  eine  rein  äusserliche  Zusammenstellung  von  Gesetzen  und 
Ziffern  genügt  nicht,   es   bedarf  nicht  bloss  einir  genauen  Schilderung  des  Boslehe}iden,' 
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der  Leser  verlangt  auch  ein  Urtheil  über  die  Erfolge  und  die  Erfahrungen  der  einzelnen 
Verwaltungszweige,  und  dies  kann  ein  einfacher  Compilator  nicht  abgeben.      E.  Plener. 

Dr.  S.  Colin :  Die  Finanzen  des  Deutschen  Eeiches  seit  seiner 
Begründung.  Berlin,  J.  Guttentag,  1899.  IV  und  209  S. 

Das  vorliegende  kleine  Buch  erhebt  wohl  nicht  den  Anspruch  einer  umfassenden 
Darstellung  der  Finanzen  des  Deutschen  Reiches,  gibt  aber  als  kleines  Handbuch  eine 
ganz  gute  Uebersicht  über  das  deutsche  Reichsbudget  und  seine  Entwicklung  seit  den 
Siebziger  Jahren.  Die  Ziffern  wachsen  überraschend  schnell  an;  wenn  man  die  Jahre  nach 
dem  französischen  Krieg,  in  welchen  die  französische  Kriegsentschädigung  und  die  daraus 
bestrittenen  Ersätze  und  Neuanschaffungen  an  Material,  Festungen  u.  a.  grosse  ausser- 
ordentliche Beträge  ausmachten,  überspringt  und  etwa  1883/4  als  Ausgangspunkt  nimmt, 
so  sind  von  diesem  Jahr  bis  1899  die  Ausgaben  von  587  Mill.  Mark  auf  1551  Mill.  Mark 
gestiegen,  also  in  17  Jahren  um  278  Proc,  nahe  dem  Dreifachen.  Das  Heereserfordernis 
nimmt  natürlich  den  ersten  Platz  ein.  Ursprünglich  nur  auf  ein  Pauschquantum  pro  Kopf 
der  Armee,  das  mit  der  gesetzlich  festgestellten  Präsenzziffer  zu  multiplicieren  war,  gestellt, 
entwickelte  sich  das  Militärbudget  8<^ither  immer  mehr,  wird  immer  mehr  specialisiert 
und  erreicht  1899  513'9  Mill.  Mark  im  Ordinarium  (gegen  266  in  1872),  wozu  noch  Extra- 
ordinarien im  Betrage  von  978  Mill.  Mark  hinzukommen.  Relativ  noch  stärker  sind  die 
Marinekosten  gestiegen;  sie  betrugen  1872  im  Ordinarium  14'8  Mill.  Mark,  1899  69"1,  im 
Extraordinarium  1872  16*2, 1899  642  Mill.  Mark.  Die  neueste  Flottenvorlage  wird  eine  noch 
erheblichere  Steigerung  mit  sich  bringen.  Eine  neue  Budgetpost  ist  durch  die  Colonial- 
politik  in  den  letzten  Jahren  zugewachsen,  über  277  Mill.  Mark  betragen  die  Ausgaben 
der  deutschen  Schutzgebiete,  ihre  eigenen  Einnahiüen  44,  so  dass  das  Reich  23  3  Mill.  Mark 
zuschiessen  muss;  die  deutsche  Einfuhr  aus  den  Schutzgebieten  betrug  1898  rund  5  Mill. 
Mark,  die  deutsche  Ausfuhr  nach  den  Schutzgebieten  11-8  Mill.  Mark,  so  dass  die  Haadels- 
bewegung  hinter  der  finanziellen  Leistung  des  Reiches  erheblich  zurückbleibt,  lieber  die 
Besoldungs-  und  Pensionsverhältnisse,  Aufhebung  der  Dienstcautionen  der  Reichsbeamten 
wird  eine  interessante  Darstellung  gegeben.  Eigentliche  Ausgaben  für  innere  Verwaltung 
enthält  das  Reichsbudget  verhältnismässig  wenige.  Das  Reichseisenbahnwesen  hat  sich 
bekanntlich  über  die  elsass-lothringischen  Bahnen  und  eine  Linie  nach  Luxemburg  hinaus 
nicht  weiter  ausgedehnt,  mit  einem  Einnahmeüberschuss  von  26  Mill.  Mark.  Im  Etat  des 
Reichsamtos  des  Innern  sind  auch  die  Dampfersubventionen  für  ostasiatische  und  austra- 
lische Linien  mit  rund  6  Mill.  Mark  enthalten,  ungefähr  dieselbe  Summe,  welche  Oesterreich 
an  Lloydsubvention  bezahlt,  ferner  der  Reichszuschuss  zur  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
im  Betrag  von  26  Mill.  Mark.  Die  Einnahmen  des  deutschen  Reiches  sind  bekanntlich 
noch  immer  nicht  einheitlich  geregelt.  Die  selbständigen  Einnahmen  aus  Zöllen,  Verbrauchs- 
und Stempelabgaben  sind  im  Laufe  der  Zeit  ausserordentlich  angewachsen,  so  dass  sie 
eigentlich  für  die  laufenden  Bedürfnisse  vollkommen  ausreichen  würden,  man  wollte  aber 
die  Finanzen  des  Reiches  nicht  auf  sich  allein  stellen  lassen,  sondern  behielt  zum  Zweck 
der  Bethätigung  der  jährlichen  parlamentarischen  Bewilligung  das  Matricularsystem  aus 
den  Gründungsjahren  des  Reiches  bei,  das  allerdings  neben  manchem  andern  die  wesent- 
lichste Umgestaltung  dadurch  erfuhr,  dass  aus  den  Erträgnissen  der  Verzehrungssteuern 
Ueberweisungen  an  die  Einzelstaaten  erfolgen  sollen.  Oberflächlich  gesprochen  wiegen 
sich  nunmehr  Matricularbeiträge  und  Ueberweisungen  im  grossen  und  ganzen  einander  auf, 
so  dass  man  das  Budget  ganz  gut  mit  Ausscheidung  dieser  durchlaufenden  Posten  con- 
struieren  könnte,  voibehaltlich  kleiner  Abgänge  oder  Ueberschüsse,  über  welche  im  nächsten 
Jahre  disponiert  werden  könnte  und  abgesehen  von  dem  in  sehr  erheblicher  Ausmaasse 
stattfindenden  Heranziehung  des  öffentlichen  Credites  zur  Deckung  einmaliger  oder  ausser- 
ordentlicher Ausgaben.  1899  sind  die  Einnahmen  mit  1526  Mill.  Mark  präliminiert,  davon 
ab  Matricularbeiträge  mit  489  Mill.,  bleiben  1037  Mill.,  worin  übrigens  87  Mill.  aus 
Anlehen  enthalten  sind.  Die  Ausgaben  betrugen  1551  Mill.  Mark,  davon  ab  476  Mill. 
Ueberweisungen,  bleiben  1075  Mill.  Mark  Ausgaben,  zu  deren  Deckung  ausser  den 
angeführten  1037  Mill.  noch  die  Ueberschüsse  der  vorangegangenen  Jahre  heranzuziehen 
sind.  Doch  weder  Bundesrath  noch  Reichstag  sind  gewillt  eine  solche  einfache  Budgetierung 
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anzunehmen,  und  halten  an  der  complicierten  Abrechnung  zwischen  Matricularbeiträgen 
und  Ueberweisungen  fest^  die  durch  die  Bestimmung,  dass  vorerst  ein  Pauschalbetrag  von 
130  Mill.  von  den  Zoll-  und  Steuereinnahmen  des  Reiches  den  Eeichsfinanzen  verbleiben 
soll^  sowie  durch  jene,  dass  für  den  Fall,  als  diese  Einnahmen  die  angesetzten  Matricular- 
beiträge  übersteigen,  bis  je  50  Mill.  Mark  davon  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden 
soll,  noch  complicierter  geworden  ist.  Dazu  kommen  noch  besondere  Abrechnungsarten 
für  einzelne  Staaten,  ins-besondere  für  Baiern  für  gewisse  Specialposten.  Der  Schulden- 
fetand  des  Deutschen  Reiches  ist  in  den  letzten  Jahren  erheblich  gestiegen,  in  den  ersten 
Jahren  standen  die  grossen  Beträge  aus  der  französischen  Kriegsentschädigung  für  die 
Deckung  ausserordentlicher  Bedürfnisse  zur  Verfügung,  später  wurde  zur  Emission  von 
Anlehen  gegriffen;  der  Schuldenstand  betrug  1898  2182  Mill.  Mark  mit  einer  Zinsenlast 
von  72  Mill.  Mark.  Das  Buch  bespricht  auch  die  verschiedenen  Bestrebungen,  die  Reichs- 
finanzen durch  Einführung  directer  Steuern  von  den  Einzelstaaten  zu  emancipieren  und 
gibt  auch  eine  kurze  übersichtliche  Darstellung  über  die  Veranlagung  und  Erhebung  der 
bestehenden  indirecten  Reichsabgaben.  E.  P  1  e  n  e  r. 

Josef  Kaizl:  Finanzwissenschaft,  erster  Theil,  übersetzt  von  A.  Körner. 
XVI  und  213  S.  Wien,  Manz'sche  Buchhandlung,   1900. 

Wir  verdanken  dem  üebersetzer  die  Bekanntschaft  mit  einem  älteren,  im  Jahre 
1892  in  2.  Auflage  erschienenen  Werke  der  cechischen  Literatur.  Von  dem  ganzen  Buche 
sind  vorläufig  erst  8  Paragraphen  erschienen.  Sie  behandeln:  1.  Die  Gemeinden^)  und  ihrea 
Wirkungskreis;  2.  die  Wirtschaft  der  (Gemeinden;  8.  die  Finanzwirtschaft;  4.  das  Ver- 
mögen der  Gemeinden;  5.  den  wirtschaftlichen  Vorbedacht  und  das  Budget;  6.  die  Arten 
der  Finanzeinnahmen;  7.  die  Classification  der  Finanzeinnahmen  in  der  Finanzliteratur; 
8.  die  historische  Entwicklung  der  Finanzen. 

Der  Verfasser  will  in  diesem  Werke  den  Versuch  machen,  ,.eine  theoretische 
Finanzwissenschaft  auf  positiver  Basis"  zu  bieten,  während  er  die  bisherigen  finanzwisseu- 
schaftlichen  Arbeiten  charakterisiert  als  „ein  Gemisch,  in  welchem  grössere  oder  kleinere 
Mengen  theoretischer  Erkenntnis  zusanmiengethan  sind  mit  einem  grösseren  oder  kleineren 
Quantum  praktischer  Belehrungen".  Ob  Kaizls  Versuch  gelungen  ist  oder  nicht,  kann 
nach  dem  derzeit  vorliegenden  kleinen  Bruchstücke  nicht  beurtheilt  werden;  ebensowenig, 
ob  die  von  ihm  postulierte  strenge  Scheidung  von  Finanz  Wissenschaft  und  Finanzpolitik 
rationell  und  fruchtbar  ist,  ob  bei  einem  so  ausschliesslich  praktischen  Gegenstande  wie 
dieser,  bei  welchem  weder  Gesetze  noch  Gesetzmässigkeiten  zu  entdecken  sein  dürften, 
das  Zweckmoment  ganz  ausgesclilossen  werden  kann  und  soll,  ob  durch  diesen  Ausschluss 
nicht  die  Gefahr  entsteht,  dass  die  ganze  Untersuchung  sich  in  unfruchtbare  Begriffs- 
definitionen und  logische  Distinctionen  verliert,  ob  die  rein  theoretische  Analyse  dessen, 
was  ist  —  d.  h.  auf  welche  Weise  die  Gemeinwii tschaften  ihre  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse decken  —  wertvolle  Resultate  liefern  kann.  Dieser  erste  Theil  widerlegt  solche 
Hedenken  nicht,  kann  sie  auch  nicht  widerlegen,  da  er  naturgemäss  nur  die  allgemeine 
Einleitung  zum  folgenden  enthält. 

Jedenfalls  zeigt  sich  uns  der  Autor  schon  in  dem  vorliegenden  Bändchen  als  ein 
selbständiger  Denker  mit  feiner  Beobachtungsgabe  und  scharfem  Verstände;  was  er 
sagt,  ist  meist  interessant,  manchmal  sogar  originell,  jedenfalls  aber  in  der  Form  vor- 
trefflich. Zu  bedauern  ist  es  vielleicht  nur,  dass  das  für  den  cechischen  Leserkreis  des 
Jahres  1892  bestimmte  Buch  in  ganz  unveränderter  Form  dem  deutschen  Publicum  des 
Jahres  1900  vorgelegt  wird.  Insbesondere  hat  Kaizl  es  leider  unterlassen,  die  neuere  finanz- 
wissenschaftliche Literatur  mit  zu  berücksichtigen  und  damit  den  Wert  der  Publication 
sehr  zu  steigern.  Allerdings  wären  sonst  vielleicht  auch  einige  kräftige  Sätze  gestrichen 
worden,  in  denen  Kaizl  die  Steuereinhebung  ohne  parlamentarische  Bewilligung  als 
„Staatsumwälzung",  als  ein  Verlassen  des  Rechtsbodens  gebrandmarkt  hat  (S.  95). 

Ueber  den  meritorischen  Inhalt  des  Werkes  lässt  sich,  so  lange  bloss  dieser  erste 
Theil  vorliegt,  nicht  viel  sagen.  Abgesehen  von  der  Erklärung  der  Grundbegriffe  in  den 


')  Mit  diesem  Worte  werden  stets  Staat  und  SelbstverwaltuDgskörper  bezeichnet. 
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ersten  5  Paragraphen  und  einer  historischen  Skizze  über  die  Entwicklung  der  Staats- 
finanzen (§  8)  beschäftigt  sich  der  Autor  in  höchst  eingehender  Weise  mit  der  Frage 
der  Classification  der  Finanzeinnahmen,  welcher  Frage  fast  der  dritte  Theil  der  Publication 
gewidmet  ist.  Ob  die  von  Kaizl  gebrachten  neuen  Definitionen  der  Productions-  und 
Steuereinkünfte,  der  Steuern  und  Gebüren  wissenschaftlich  gerechtfertigt  sind,  wird  man 
erst  beurtheilen  können,  wenn  man  aus  den  folgenden  Capiteln  ersehen  wird,  in  welcher 
"Weise  Kaizl  diese  Begriife  verwertet.  Dagegen  können  jetzt  schon  Bedenken  über  die 
Art  geäussert  werden,  wie  der  Verfasser  sich  in  der  bekannten  Controverse  über  die 
Abgrenzung  von  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  —  Kaizl  nennt  sie  Productionseinkünfte 
—  und  Gebüren  entscheidet.  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  ein  specielles  Entgelt 
für  staatliche  Leistungen.  Das  Entgelt  gehört  nach  Kaizl  zu  der  ersteren  Kategorie, 
„wenn  die  bezeichneten  Leistungen  oder  Gebrauchsacte  direct  den  materiellen  Interessen 
dienen,  wenn  die  in  Betracht  kommenden  Leistungen  technisch-productiver  Natur  sind.  .  .  . 
Diese  Entgelte  sind  Gebüren,  wenn  es  sich  um  Gebrauchsacte  oder  Functionen  handelt, 
die  direct  den  nichtmateriellen  Interessen  dienen  und  keine  ökonomisch-productive  Natur 
haben  .  ,  ."  Das  hier  aufgestellte  Kriterium  ist  zunächst  durchaus  nicht  klar.  Dient  die 
Civilrechtspflege,  das  Grundbuch,  nicht  materiellen  Interessen?  Dient  eine  staatliche  Buch- 
oder Kunsthandlung  nicht  immateriellen  Interessen?  Und  doch  wird  man  das  Entgelt  für 
die  ersteren  Institutionen  unter  die  Gebüren,  das  für  die  letztere  unter  die  privatwirtschaft- 
lichen Einnahmen  rechnen.  Kaizl  führt  allerdings  das  Eintrittsgeld  für  Bildergalerien 
als  Beispiel  einer  Gebür  an.  Warum  dann  nicht  auch  die  Einnahmen  staatlicher  Theater? 

So  dürfte  die  Abgrenzung  Kaizls  an  dem  Mangel  der  erforderlichen  Präcision 
leiden.  Ob  die  Abgrenzung  richtig  ist,  kann,  wie  gesagt,  erst  beurtheilt  werden,  wenn 
man  weiss,  welche  wissenschaftlichen  Consequenzen  Kaizl  daraus  zieht.        Schiff. 

Luigi  ^ina:  Die  kleinsten  Grundsteuer-  und  Gebäudesteuerquoten 
in  dem  italienischen  Steuerrechte;  Tübinger  Zeitschrift  1900. 

Obwohl  es  sich  in  der  vorliegenden  Schrift  nur  um  einen  kleinen  Artikel  handelt, 
möchte  ich  doch  darauf  aufmerksam  machen,  weil  sein  Inhalt  sehr  lehrreich  ist.  Die 
Befreiung  der  kleinsten  Grund-  und  Gebäudebesitzer  von  den  betreffenden  Eealsteuern 
wird  als  eine  Folge  der  modernen  ökonomischen  Auffassung  der  Steuer  und  als  steuer- 
technisch und  finanzpolitisch  durchführbar  nachgewiesen.  Dass  dabei  ein  scharfes  Licht 
auf  die  Zustände  in  der  italienischen  Finanzverwaltung  in  den  einschlägigen  Eichtungen 
fällt,  sei  nebenbei  erwähnt;  vor  allem  interessant  sind  die  Endergebnisse  der  Steuer- 
executionen  gegen  derartige  kleinste  Eealitäten  beleuchtet.  Manches  von  dem  Gesagten 
ist  für  eine  wohl  bald  unvermeidliche  radicale  Eeform  auch  unserer  österreichischen 
Grund-  und  Gebäudebesteuerung  von  Wert.  Schullern. 

Lujo  Brentano  und  Robert  Kuc/ynski:  Die  heutige  Grundlage  der 
deutschen  Wehrkraft.  (Münchener  volkswirtschaftliche  Studien,  35.  Stück.)  Stuttgart 
1900.  J.  G.  Cotta'sche  Buchhandlung  Nachfolger,  XXXV  und  132  Seiten. 

Das  Büchlein  enthält  ein  Vorwort  von  Brentano,  sodann  den  Abdruck  eines 
Vortrages  sowie  zweier  Zeitungsartikel  desselben  Autors,  endlich  eine  Vertheidigung  der 
Behauptungen  Brentanos  durch  Kuczynski.  Brentano  war  in  einem  1897  in 
München  gehaltenen  Vortrage  der  stets  wiederholten  Behauptung  der  Agrarier,  der 
Uebergang  Deutschlands  vom  Agrar-  zum  Industriestaat  gefährde  Deutschlands  Wehr- 
macht, scharf  zu  Leibe  gegangen.  Er  wies  vor  allem  darauf  hin,  die  Wehrmacht  des 
Staates  hänge  nicht  bloss  von  der  Wehrfähigkeit  der  Bevölkerung,  d.  h.  von  der  Anzahl 
von  Eecruten  ab,  die  je  1000  Bewohner  stellen,  sondern  vor  allem  auch  von  der  abso- 
luten Grösse  der  Bevölkerung.  Auch  wenn  man  zugäbe,  dass  die  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  wehrfäl)iger  sei  und,  auf  die  gleiche  Anzahl  der  Angehörigen  berechnet, 
dem  Staate  mehr  Soldaten  liefere,  so  sei  damit  nichts  bewiesen,  da  die  Industrie  auf 
der  gleichen  Fläche  resp.  im  Staate  viel  mehr  Menschen  ernähre,  wodurch  der  mindere 
Grad  der  Diensttauglichkeit  bei  weitem  ausgeglichen,  ja  überboten  werden  könne. 
Positiv  aber  behauptet  Brentano,  Deutschlands  Wehrmacht  beruhe  heute  schon  haupt- 
sächlich nicht  mehr  auf  der  landwirtschaftlichen,  sondern  auf  der  industriellen  Bevölkerung, 
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die  letztere  stelle  die  Mehrzahl  der  Soldaten,  der  Uebergang  zum  Industriestaat  und  die 
damit  verbundene  starke  Bevölkerungszunahme  erhöhe  geradezu  die  Wehrkraft  des 
Staates. 

Dieser  scharfe  Angriff  auf  ein  so  verbreitetes  parteipolitisches  Dogma  rief  zunächst 
eine  heftige  Pressfehde  hervor;  die  liberalen  Blätter  jubelten,  die  conservativen  wussten 
sich  in  Entgegnungen  und  Beschimpfungen  nicht  genug  zu  thun.  Zweimal  ergriff 
Brentano  selbst  noch  das  Wort,  dann  überliess  er  seine  Vertheidigung  seinen  Schülern 
und  Freunden.  Der  vorliegende  Band,  in  dessen  Vorrede  der  Münchener  Gelehrte  noch 
einmal  seinen  Standpunkt  klarstellt,  führt  uns  das  ganze  Processmateriale  in  breit- 
spuriger Weise  vor.  Die  ermüdende  Ausführlichkeit,  mit  der  die  Repliken  und  Dupliken 
der  Zeitungen  vielfach  wörtlich  in  extenso  wiedergegeben  werden,  erinnern  den  öster- 
reichischen Leser  unwillkürlich  an  die  Schrecken  des  alten  schriftlichen  Processverfahrens. 

In  der  Sache  selbst  wird  jeder  Unbefangene  Brentano  wenigstens  theilweise  Recht 
geben.  Vor  allem  darin,  dass  die  Grösse  der  Wehrmacht  nicht  ausschliesslich  von  der 
Wehrfähigkeit  der  Bevölkerung  abhängig  ist,  sondern  dass  sie  die  Function  zweier 
Variablen  ist:  der  Wehrfähigkeit  und  der  Grösse  (Alters-,  Geschlechtsgliederung  u.  s.  w.) 
der  Bevölkerung.  Nimmt  man  nun  als  richtig  an,  dass  die  Landwirtschaft  das  erst- 
genannte Moment  steigert,  die  Industrie  dagegen  das  zweite,  so  ist  klar,  dass  wir  hier 
eines  jener  Probleme  vor  uns  haben,  das  der  Mathematiker  als  eine  Maximum-  und 
Minini unranfgabe  bezeichnet.  Man  darf  annehmen,  dass  —  gemessen  an  der  Zahl  der 
diensttauglichen  jungen  Leute  —  Deutschland  weder  als  reiner  Agrarstaat,  noch  auch 
(wenn  das  denkbar  wäre)  als  ausschliesslicher  Industriestaat  die  grösste  Wehrmacht 
besässe;  im  ersteren  Falle  würde  dies  durch  die  Dünnheit  der  Besiedelung,  im  zweiten 
durch  die  körperliche  Inferiorität  der  durch  keinen  Zuzug  vom  flachen  Lande  verstärkten 
städtischen  Bevölkerung  verhindert  werden.  Welchen  Grad  die  Industrialisierung  der 
nationalen  Production,  die  Agglomerierung  der  Bevölkerung  in  Grosstädten  erreichen 
muss,  damit  der  Staat  die  grösstmögliche  absolute  Anzahl  von  Soldaten  erlange,  das  ist 
die  Frage  um  die  es  sich  handelt.  Die  Behauptung  Brentanos,  eine  weitere  Verstärkung 
des  industriellen  Charakters  Deutschlands  müsse  die  Wehrkraft  erhöhen,  erscheint  mir 
nicht  viel  besser  bewiesen,  als  die  gegentheilige  seiner  Gegner.  Ebenso  scheinen  mir 
sowohl  Brentano  als  Kuczynski  den  Beweis  des  Satzes,  schon  heute  stelle  die 
Industrie  mehr  Soldaten,  als  die  Landwirtschaft,  zu  leicht  zu  nehmen.  In  seinem  Schluss- 
worte gesteht  denn  auch  Kuczynski  selbst  zu,  er  müsse  in  allen  wesentlichen  Punkten 
ein  non  liquet  aussprechen.  In  der  That  reicht  das  bisher  publicierte  Thatsachenmateriale 
nicht  hin,  um  daraus  sichere  Schlüsse  für  unsere  Frage  zu  ziehen.  Darin  irrt  aber  aller- 
dings dieser  Autor,  wenn  er  meint,  dass  heute  „kaum  ein  zweiter  civilisierter  Staat  zu 
finden  sei,  der  so  wenig  über  die  Ergebnisse  des  Heeresergänzungsgeschäftes  veröffent- 
licht, wie  das  Deutsche  ReicJ?."  In  0 esterreich  werden  seit  dem  Jahre  1894  die  Ergeb- 
nisse der  Assentierung  als  strenges  Amtsgeheimnis  betrachtet;  während  früher  alljährlich 
im  militärstatistischen  Jahrbuche  eine  ausführliche  Tabelle  über  diesen  Gegenstand  publiciert 
worden  war,  wird  seither  sorgfältig  darüber  gewacht,  dass  keinerlei  Zahlen  über  die 
Stellungsresultate  in  die  Oeffentlichkeit  dringen.  Schiff. 
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ALTERSVERSORGUNG  UND  ARMENRECHT  IM 
LICHTE  ENGLISCHER  REFORMPROJECTE. 


VON 


DR-  FELIX  PßEIHEER  v.  OPPENHEIMEE. 


Die  Bestrebungen,  das  Los  der  bejahrten  Armen,  besonders  das  der 
Invaliden  der  Arbeit  zu  verbessern,  haben  sich  ina  Laufe  der  beiden  letzten 
Jahrzehnte  in  England  zu  den  mannigfachsten  Keformvorschlägen  verdichtet. 
Sie  alle  trachten  eine  Formel  zu  finden,  wie  eine  erhöhte  staatliche  Für- 
sorge für  betagte  Personen,  vor  allem  für  die  ausgediente  Arbeiterschaft 
ohne  Beeinträchtigung  der  wirtschaftlichen  Selbstthätigkeit  und  der  Selbst- 
verantwortung des  Individuums  durchgeführt  werden  könnte.  Sie  reden  neuen 
Methoden  und  Principien  das  Wort,  die  dem  socialen  Leben  des  englischen 
Volkes  bis  heute  fremdgeblieben,  und  suchen  —  zum  Theil  freilich  vergeblich  — 
nach  dem  Zaubermittel,  das,  unbeschadet  der  erweiterten  öffentlichen  Für- 
sorge, die  Organisationen  der  Selbsthilfe  und  die  sittlichen  und  geistigen 
Kräfte,  welchen  diese  entsprossen,  zu  erhalten  vermöchte.  Aber  wie  sie 
sämmtlich  aus  der  Unbefriedigung  über  die  gegenwärtige  Praxis  des  Armen- 
rechtes geboren  sind,  so  ist  ihnen  auch  gemeinsam,  dass  sie  im  Rahmen  des- 
selben undurchffihrbahr  erscheinen.  Und  hierin  eben  liegt  ihre  Gefahr.  Denn 
die  Preisgebung  des  geltenden  Armenrechtes,  das  die  1834er  Reform  nicht 
etwa  neu  geschaffen,  sondern  nach  langer  Vergessenheit  nur  verjüngt  und 
zu  neuer  Anerkennung  gebracht  hat,  könnte  die  Wiederkehr  ähnlicher  Zu- 
stände bedeuten,  wie  ihnen  gerade  diese  Reform  für  immer  ein  Ende  zu 
machen  bestimmt  war.  Durch  sie  hatte  die  misslichste  Periode  ihren  Abschluss 
gefunden,  die  die  wechselvolle  Geschichte  des  englischen  Armenrechtes  in 
drei  Jahrhunderten  zu  verzeichnen  weiss.  Die  Praxis  der  Friedensrichter  und 
der  von  ihnen  ernannten  Kirchspielsbeamten,  für  jeden  Petenten  passende 
Arbeit  zu  suchen  und  einen  eventuell  unzureichenden  Lohn  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  ergänzen,  hatte  die  Löhne,  statt  sie  für  eine  Classe  künstlich 
hoch  zu  halten,  für  alle  gedrückt  und  den  bisher  Unabhängigen  und  Selb- 
ständigen mit  ins  Verderben  gezogen.  So  waren  breite  Schichten  der  Bevöl- 
kerung daran  gewöhnt  worden,  regelmässige  Unterstützungen  aus  öffentlichen 
Geldern  als  ihr  Recht  in  Anspruch    zu  nehmen,  und  jede  Kothwendigkeit, 
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selbst  Arbeit  und  Verdienst  zu  suchen,  entfiel.  Um  sich  der  Zahlung  der 
auch  für  Wohlhabendere  kaum  mehr  erschwinglichen  Armensteuer  zu  ent- 
ziehen, blieben  weite  Strecken  Landes  ausser  Cultur,  viele  Gemeinden  wurden 
bankerott.  Trunksucht  und  Verbrechen  nahmen  überhand  — wurden  doch  Leute 
dahin  belehrt,  dass  „kein  Grad  von  Sorglosigkeit  oder  Leichtsinn  auch  nur 
im  geringsten  ihrem  Anspruch,  auf  anderer  Leute  Kosten  erhalten  zu  werden, 
im  Wege  stehe.  Heirateten  sie  ohne  vernünftige  Aussicht  eine  Familie 
ernähren  zu  können,  so  wurden  sie  behandelt,  als  hätten  sie  ein  verdienst- 
liches Werk  gethan,  denn  je  mehr  Kinder  sie  erhielten,  desto  grösser 
ward  die  ihnen  zugetheilte  Unterstützung.  Eine  Frau  bekam  von  dem 
Kirchspiel  einen  grösseren  Betrag  für  ein  uneheliches  als  für  ein  eheliches 

Kind-^O 

In  all  diesen  Punkten  hat  die  1834er  Eeform  gründlichen  Wandel 
geschaffen,  und  der  Erfolg,  den  sie  bis  heute  gezeitigt,  prägt  sich  in  Zahlen 
zu  deutlich  aus,  als  dass  er  auch  von  dem  begeistertsten  Fürsprecher 
einer  staatlichen  Altersversorgung  geleugnet  werden  könnte.  Noch  im  Jahre 
1849  betrug  die  Gesammtbevölkerung  von  England  und  Wales  17V2  Millionen, 
die  Zahl  der  arbeitsfähigen  Erwachsenen,  die  durchschnittlich  per  Tag  von 
den  Armenbehörden  Unterstützung  empfiengen,  229.000  Personen.  Dreissig 
Jahre  darauf  war  die  Bevölkerung  auf  25  Millionen  gestiegen,  waren  die 
öffentlich  Unterstützten  auf  105.000  zusammengeschmolzen.  Die  Zahl  der 
öffentlich  unterstützten  altersschwachen  Personen  ist  vom  1.  Jänner  1871 
bis  zum  gleichen  Datum  des  Jahres  1894  um  18  Proc.  gesunken.  Die 
Gesammtzahl  der  Unterstützten  betrug  im  Jahre  1897  2-65  Proc.  der 
Bevölkerung  gegenüber  6*27  Proc. 'im  Jahre  1849.  Die  Kosten  der  Armen- 
verwaltung freilich  waren,  absolut  genommen,  bedeutend  gestiegen.  Bringt 
man  sie  jedoch,  wie  dies  gerechter  Weise  geschehen  muss,  in  Zusammenhang 
mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  dem  Zuwachs  des  steuerbaren 
Vermögenswertes,  so  zeigen  auch  sie  eine  beträchtliche  Abnahme:  die  Armen- 
kosten, die  im  Jahre  1834  8  sh  9*5  d  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
ausmachten,  sind  mit  unbedeutenden  Schwankungen  auf  6  sh  8^4  d  per 
Kopf  im  Jahre  1896  herabgesunken.  Am  deutlichsten  jedoch  prägt  sich 
der  völlige  Umschwung  in  der  Wiedergeburt  aus,  die  die  specifischen  Eigen- 
schaften des  englischen  Volkes,  seine  Selbstthätigkeit,  sein  Selbstvertrauen  und 
seine  Selbstachtung  feiern  durften.  Die  Friendly  Societies,  jene  Arbeiterver- 
bindungen, die  mit  den  Ersparnissen  des  täglichen  Arbeitsverdienstes  aus 
Eigenem  für  die  Wechselfälle  des  Lebens  vorzusorgen  unternahmen,  hatten 
sich  der  unter  dem  Einfluss  der  französischen  Eevolution  stehenden  feind- 
lichen Gesetzgebung  zum  Trotz  und  ungeachtet  der  noch  unerprobten  Grund- 
lagen, auf  denen  ihre  finanziellen  Berechnungen  ruhten,  auch  in  der  Periode 
des  III.  und  IV.  Georg  zu  behaupten  vermocht.  Kaum  aber  hatte  die 
Reform  des  Armenrechtes  dieses  seinem  eigentlichen  Beruf  zurückgegeben, 
so   wurden    auch    die   neuen   loipulse    offenbar,   die   der  Spartrieb  und  die 


1)  Fawcett.  Manual  of  Political  Economy. 
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Voraussicht  damit  erhielten.  Vom  Jahre  1834  bis  1836  allein  ist  die  Zah 
der  Hilfscassen,  welche  in  Sparbanken  Depots  besassen,  von  4575  auf  5394. 
sind  die  in  Sparbanken  hinterlegten  Summen  von  619.000  Pf.  Sterl.  auf 
726.000  Pf.  Sterl.  gestiegen.  Die  Manchester  Unity  of  Oddfellovvs  mag  als 
ein  Beispiel  für  viele  dienen.  Sie  zählte  im  Jahre  1834  60.000  Mitglieder; 
10  Jahre  darauf  war  diese  Zahl  trotz  einer  Secession  von  21.000  Personen 
auf  251.000,  d.  i.  auf  mehr  als  das  vierfache  angewachsen. 

So  gross  nun  aber  auch  die  Erfolge  der  1834er  Keform  erscheinen,  so 
dringend  sie  auch  gefordert  ward,  um  die  Gefahr  der  wirtschaftlichen  und 
socialen  Katastrophe,  an  deren  Kand  England  damals  stand,  zu  beschwören, 
so  mühevoll  war  es,  ihre  Fundamente  zu  legen.  Vor  allem  galt  es,  der  neuen 
Jugend  durch  Erziehung  und  Unterricht  die  Möglichkeit  und  Lust  zu  selb- 
ständigem Erwerb  zu  geben,  um  sie  so  vor  dem  Pauperismus  der  Väter  zu 
bewahren.  Die  Unterstützung  arbeitsfähiger  Personen  aber  sollte  vom  Eintritt 
ins  Workhouse  abhängig  werden.  Sollte  dies  aufhören  wie  bisher  das  ver- 
lockende Kuhebett  für  den  Müssiggang  zu  sein,  so  musste  die  Disciplin 
innerhalb  desselben  verschärft  und  dadurch  verhütet  werden,  dass  das  Leben 
von  Leuten,  die  aus  Unfähigkeit  sich  selbst  zu  erhalten  den  öffentlichen 
Geldern  zur  Last  fielen,  an  Annehmlichkeit  die  Existenz  jener  überträfe, 
die  sich  aus  eigener  Kraft,  wenn  auch  noch  so  mühsam  fortzubringen  ver- 
mochten. Dieser  Vorgang,  den  Eintritt  ins  Workhouse  gleichsam  zum  Prüf- 
stein der  Unterstützungsbedürftigkeit  zu  machen,  das  Leben  innerhalb  des- 
selben aber  einer  Disciplin  zu  unterwerfen,  die  mehr  die  einer  Straf-  als  die 
einer  Armenanstalt  war,  schloss  ausserordentliche  Härten  ein.  Es  war 
unendlich  bitter,  den  eigenen  Haushalt  abzubrechen,  die  letzten  Habselig- 
keiten zu  veräussern  und  ohne  viel  Hoffnung,  je  wieder  eine  selbständige 
Existenz  gründen  zu  können,  von  den  Seinen  Abschied  zu  nehmen.  Vielleicht 
das  stärkste  Argument  für  jene,  die  heute,  wenn  auch  nicht  für  eine  Keform 
der  Armengesetzgebung,  so  doch  für  eine  humanere  Praxis  des  geltenden 
Armenrechtes  kämpfen,  ist,  dass  die  augenfälligen  Erfolge  der  letzten  Jahr- 
zehnte, wie  sie  in  der  Verringerung  der  Zahl  der  paupers,  in  dem  relativen 
Sinken  der  Armenkosten  u.  s.  w.  zum  Ausdruck  kommen,  eben  zum  grossen 
Theil  Dank  jener  grausamen  Abschreckungstheorie  und  sehr  auf  Kosten  der 
Humanität  erreicht  worden  sind.  Dies  gilt  vor  allem  für  die  betagten  Per- 
sonen, die  die  beständige  Einwohnerschaft  des  Workhouses  bildeten  oder 
mit  Hilfe  einer  geringen  Unterstützung  ausserhalb  desselben  ein  kümmer- 
liches Dasein  fristeten.  Thatsächlich  sind  es  diese  Invaliden  der  Arbeit,  über 
deren  Geschick  das  Gewissen  des  englischen  Volkes  sich  .bis  heute  nicht 
beruhigen  konnte.  Der  Zug  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung der  Zeit  war  gegen  sie.  Der  schrankenlose  Wettbewerb,  den  das 
Freihandelssystem  im  Gefolge  hatte,  drängte  sie  allmählich  zurück  und  machte 
die  Arbeit  mehr  und  mehr  zum  Monopol  junger  und  kräftiger  P]lemente. 
Aber  auch  die  Wirksamkeit  der  Gewerkvereine  machte  sich  zu  ihrem 
Nachtheil  bemerkbar,  denn  jene  raussten  im  Interesse  der  Gesammtarbeiter- 
schaft  an  ausnahmslos  hohen  und  gleichen  Löhnen  festhalten  und  hinderten 
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SO  den  altersschwachen  Mann,  seine  verminderte  Arbeitskraft  um  geringern 
Lohn  zu  verkaufen.  Ja  selbst  das  Unfall-Entschädigungsgesetz,  jene  modernste 
Errungenschaft  des  englischen  Arbeiterstandes,  wandte  sich  gegen  sie,  indem 
seine  hohe  Schadenersatz- Verpflichtung  den  Unternehmer  bewog,  nur  mehr 
vollkräftige  Leute  in  Arbeit  zu  nehmen,  bei  denen  die  Gefahr  eines  Unfalles 
geringer  war.  Alle  diese  Momente  verschlimmerten  die  Lage  der  alten  Leute 
und  trieben  einen  grossen  Theil  derselben  der  öifentlichen  Armenpflege  zu. 
Diese  reichte  ihnen  entweder  in  ihrem  eigenen  Heim  Geldpensionen,  die 
gerade  ausreichten,  sie  vor  dem  Verhungern  zu  schützen,  oder  sie  sperrte 
sie  zusammen  mit  ihren  übrigen  Kostgängern  im  Workhouse  ein.  Dieses 
war  eben  durch  Jahrzehnte  hindurch  die  Aufnahmsstätte  für  alle  Classen 
der  Hilfsbedürftigen,  der  armen  Kinder,  der  Kranken,  der  Arbeitsscheuen 
und  endlich  auch  der  Arbeitsunfähigen  gewesen.  Gerade  das  immer  bewusstere 
Streben,  das  Los  dieser  letzteren  zu  verbessern,  hat  zu  der  Gründung 
besonderer  Anstalten  für  einzelne  Armenclassen,  zur  Errichtung  von  Kinder- 
schulen, Armenkranken-  und  LTenhäusern  und  zu  einer  weitern  Specialisierung 
innerhalb  des  Arbeitshauses  selbst  geführt.  Die  schlimmen  Erfahrungen  vor 
der  1834er  Keform  geboten  natürlich  Vorsicht  und  beschränkten  das  Maass 
der  Freiheit  und  der  Annehmlichkeit,  das  man  mit  dem  Leben  im  Workhouse 
vereinbar  hielt.  Nach  wie  vor  ward  die  öffentliche  Unterstützung  an  den 
Verzicht  auf  freien  Arbeitsverdienst  und  an  das  beschämende  Verbot  der 
Uebung  politischer  Kechte  geknüpft.  Eine  solche  Behandlung,  so  nöthig  sie 
damals  war,  schloss  freilich  viele  Härten  in  sich.  Es  fehlte  unter  den 
bejahrten  Armen  nicht  an  Personen,  die  ein  langes  Leben  in  harter  Arbeit 
verbracht,  es  auch  an  Voraussicht  und  Fürsorge  für  die  Ihren  nicht 
hatten  fehlen  lassen,  und  die  sich  nun,  ohne  jede  eigene  Schuld,  vielleicht 
infolge  des  Zusammenbruches  ihrer  Hilfscasse  oder  infolge  irgendeines 
persönlichen  Missgeschickes  auf  ihre  alten  Tage  völlig  verlassen  sahen,  ohne 
jede  andere  Zuflucht  als  das  Arbeitshaus,  in  dem  sie  mit  Schwachsinnigen 
und  Vagabunden  zusammenwohnten.  Schon  die  60er  Jahre  hatten  den  Kuf 
nach  Abhilfe  von  diesen  unerträglichen  Misständen  vernommen,  und  seitdem 
sind  Bestrebungen,  das  Los  der  betagten  Armen  zu  verbessern,  in  den  mannig- 
fachsten Formen  wiedergekehrt.  Sie  führten  Blackley  zu  seinem  Vorschlage 
der  allgemeinen  Zwangsversicherung,  Charles  Booth  zu  dem  einer  unter- 
schiedslosen staatlichen  Altersversorgung;  sie  lagen  den  3jährigen  Arbeiten 
eines  Select  Committee  des  Unterhauses  in  den  80er  Jahren  zugrunde  und 
waren  bei  der  Einsetzung  einer  besondern  Armencommission  im  Jahre  1888 
mitbestimmend.  Sie  färbten  die  allgemeinen  Wahlen  i.  J.  1895,  und  politische 
Führer  wie  Wahlcandidaten  der  beiden  grossen  Parteien  verbürgten  ihr 
Wort  für  eine  verbesserte  Fürsorge  für  jene  bejahrten  Armen  der  Nation. 
Im  Juli  1896  berief  ein  Ministerialerlass  ein  Comite  von  8  Fachleuten, 
die,  unter  Lord  Kothschild  als  Obmann  versammelt,  über  Alterspensionen 
berathen  sollten.  Die  Berichte  all  dieser  Commissionen  enthielten  Verbesserungs- 
vorschläge in  Menge,  besonders  solche  zu  Gunsten  der  altersschwachen 
Personen.    Aber  sie  lauteten  im  gi'ossen  und  ganzen  dahin,    dass  nach  wie 
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vor  an  den  Grundlagen  des  bisherigen  Armenrechtes  festzuhalten  sei.  Arme 
Kinder  seien  zur  Arbeit  zu  erziehen,  Arbeitsscheue  zwangsweise  zur  Arbeit 
zu  setzen,  die  Arbeitsschwachen  nur  im  Zustande  wirklicher  Hilflosigkeit  zu 
übernehmen.  Die  Fürsorge  aus  öffentlichen  Mitteln  erfolge  allein  im  öffent- 
lichen Interesse  und  daher  auch  nur  in  den  Grenzen,  die  dieses  und  nicht 
das  Sonderinteresse  einer  bestimmten  Altersclasse  verlange.  Die  verhee- 
renden Folgen,  die  jeder  Versuch  einer  Auslösung  individueller  Tüchtigkeit 
durch  öffentliche  Maassnahmen  für  Staat  und  Bevölkerung  gehabt  hatte, 
standen  diesen  Männern  deutlich  vor  Augen.  Die  Strenge  des  geltenden 
Armenrechtes  allein  schien  ihnen  eine  Garantie  gegen  übermässige  Inan- 
spruchnahme desselben  zu  bieten.  Sie  weigerten  sich  klipp  und  klar,  irgend- 
eines der  vorgebrachten  Projecte  einer  unter  welchem  Titel  immer  gewährten 
unterschiedslosen  staatlichen  Altersversorgung  zu  empfehlen,  und  stimmten 
in  der  Anschauung  überein,  dass  derartige  mit  den  Principien  des  Armen- 
rechtes unvereinbare  Vorschläge  weit  mehr  neue  Gefahren  erzeugen  als 
alte  Uebel  beseitigen  Avürden.  Sie  verschlossen  sich  keineswegs  vor  den 
unleugbaren  Uebelständen,  ja  dem  Unzureichenden  der  bisherigen  Fürsorge 
für  die  altersschwachen  Personen,  deren  prekäre  Lage  innerhalb  wie  ausser- 
halb des  Arbeitshauses  gebieterisch  Abhilfe  heischte.  Aber  ihre  Anregungen 
giengen  bloss  dahin,  deren  Lage  mittels  innerhalb  der  geltenden  Armen- 
gesetze durchführbarer  Erleichterungen  thunlichst  zu  verbessern  und  durch 
strenge  Abgrenzung  der  öffentlichen  Armenpflege  die  wirksam  organisierte 
private  Wohlthätigkeit  auf  einzelne  besonders  würdige  Fälle  zu  weisen. 

Es  ist  wohl  nicht  anders  als  mit  der  bei  den  Wahlen  vor  dem  Lande 
übernommenen  Verantwortlichkeit  politischer  Natur  zu  erklären,  wenn  trotz 
dieser  bündigen  Ablehnung  einer  ausser  dem  Eahmen  des  öffentlichen 
Armenrechtes  stehenden  Altersversorgung  seitens  aller  bisherigen  Commis- 
sionen  im  Jahre  1899  ein  neues  Unterhaus-Comite  zur  Prüfung  derselben 
Frage  berufen  ward.  Dieses  Select  Committee  sollte  über  die  räthlichsten 
Mittel  der  Besserung  des  Loses  unschuldig  verarmter  alter  Personen  und 
der  Fürsorge  für  Hilflose  und  Invaliden  berichten;  es  sollte  darüber  schlüssig 
werden,  ob  irgendeiner  der  dem  Hause  während  der  Session  vorgelegten 
Gesetzentwürfe  über  dauernde  Altersversorgung  mit  oder  ohne  Abänderung 
zur  Annahme  zu  empfehlen  sei.  Wollte  sich  dieses  Comite,  wie  es  dies 
gethan,  in  seinen  Vorschlägen  in  schroffen  Gegensatz  zu  all  seinen  Vor- 
gängern stellen,  so  durfte  von  ihm  die  Gewinnung  eines  neuen,  überzeu- 
genden Beweismaterials  oder  wenigstens  die  neuer  Gesichtspunkte  füglich 
erwartet  werden.  Es  hat  jedoch  weder  neue  Argumente  noch  neuen  Stoff 
zutage  gefördert.  Es  hat  lediglich  aus  den  alten  Prämissen  einen  neuen 
und  unerwarteten  Schluss  gezogen.  Wir  wollen  zu  Ende  unserer  Darstellung 
diesen  nach  seiner  Berechtigung  und  seinen  Folgen  skizzieren,  vorher  aber 
versuchen,  die  divergierenden  Grundlagen  anzudeuten,  auf  welche  Reform- 
vorschläge dieser  Art  sich  überhaupt  stützen  konnten.  Es  gibt  im  ganzen 
nur  zwei  Wege,  aufweichen  eine  grosse  Gemeinschaft  den  möglichen  Gefahren 
ihrer  Zukunft  begegnen  kann:  der  eine  ist  die  Initiative  der  Individuen  und 
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deren  freiwillige  Association,  der  andere  ist  die  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen geleitete  Vorsorge  der  organisierten  Gesammtheit  für  ihre  einzelnen 
Glieder.  Auf  denti  ersteren  fällt  die  Verantwortlichkeit  stets  auf  das  Individuum 
zurück;  auf  dem  letzteren  lastet  sie  auf  der  Gesammtheit  und  trifft  daher 
keinen.  Welchen  dieser  Wege  ein  Volk  einschlagen  mag,  wird  von  seiner 
geschichtlichen  Entwicklung  und  seinem  nationalen  Charakter  abhängig  sein. 
Das  englische  Volk  ist  im  grossen  und  ganzen  den  ersteren  Weg  beständig 
gegangen.  Die  Ausfindung  der  individuellen  Bedürfnisse  und  der  Ziele  der 
gemeinschaftlichen  Entwicklung,  die  im  Zusammenklange  jener  umschlossen 
lagen,  hat  es  mit  Erfolg  den  Individuen  selbst  und  deren  freiwilliger  Ver- 
einigung anvertraut.  Der  organisierten  Gemeinschaft  aber,  der  Centralregierung 
sowohl  als  der  staatliche  Functionen  besorgenden  Selbstverwaltung,  verblieb 
eine  nur  ordnende  und  zusammenfassende  Aufgabe,  verblieb  die  Ausfüllung 
der  Lücken,  welche  die  individuelle  Thätigkeit  liess,  wie  deren  nothwendige 
Kepression  beim  Uebergreifen  auf  fremdes  Kechtsgebiet.  Nur  in  der  Periode 
von  1760  bis  1834  war  der  bewährte  Weg  verlassen  worden;  und  erst  unter 
dem  Drucke  einer  unvergleichlichen  wirtschaftlichen  Depression  und  schwerer 
socialer  Erschütterungen  kam  man  auf  ihn  wieder  zurück.  Seitdem  haben 
die  Verbände  der  Selbsthilfe  eine  ungeahnte  Entwicklung  genommen;  Englands 
politische  Grösse,  seine  wirtschaftliche  Machtstellung,  seine  alle  Schicliten 
des  Volkes  durchdringende  Cultur  sind  mit  den  Kräften,  die  jene  nährten, 
aufs  engste  verbunden.  Das  englische  Armenwesen  aber  durfte  sich  zum 
Segen  der  Nation  wieder  mit  jener  dürftigen  Kolle  bescheiden,  welche  die 
spontanen  Energien  eines  zur  Selbstthätigkeit  und  zum  Selbstvertrauen 
wiedererwachten  Volkes  ihm  wiesen.  Es  sollte  im  Grunde  bloss  die  Hilflosen 
vor  dem  Verhungern  schützen,  und  auch  dies  nur,  weil  es  im  Interesse  der 
Gesammtheit  lag,  die  erkannte,  dass  für  hungernde  und  verzweifelte  Menschen 
eine  rechtliche  und  moralische  Ordnung  nicht  existiert.  Von  einer  Belohnung 
persönlicher  Würdigkeit  aber,  von  einem  Rechte  des  Einzelnen  auf  materielle 
Unterstützung  durch  die  Gesammtheit  war  nicht  mehr  die  Rede.  Auch  bei 
der  Pflege  verlassener  Kinder,  bei  der  üebernahme  altersschwacher  Personen 
gieng  das  öffentliche  Interesse  voran.  Die  letzteren  sollten  die  Löhne  nicht 
drücken  und  wurden  deshalb,  sobald  sie  den  öffentlichen  Geldern  zur  Last 
fielen,  vom  nationalen  Arbeitsmarkte  ausgesperrt.  Eigentliche  Rücksichten 
der  Humanität,  wie  sie  in  der  fortschreitenden  Specialisierung  der  Armen- 
classen  wie  der  Armenanstalten  liegen,  Versuche,  die  würdigen  Armen  von 
ihren  unwürdigen  Schicksalsgenossen  zu  scheiden,  gehören  erst  den  letzten 
Jahrzehnten  an. 

Dieser  geschichtlichen  Entwicklung  stehen  Theorie  und  Praxis  der  State 
oder  State  Aided  Pensions  schnurstracks  entgegen.  Der  Projecte  selbst 
gibt  es  mehrere.  Aber  darin  stimmen  sie  überein,  dass  dem  Einzelnen  die 
Sorge  um  seine  und  der  Seinen  Zukunft  abgenommen  wird,  dass  an  Stelle 
des  Appells  an  die  eigene  Kraft,  die  Selbstverantwortung  und  das  Pflicht- 
gefühl, der  Hinweis  auf  den  Säckel  der  Oeflfentlichkeit  auch  für  jene  tritt, 
die  für  diese  Oeflfentlichkeit  nichts  geleistet  und  daher  ihr  gegenüber  auch 
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keinerlei  begründeten  Anspruch  haben.  Am  weitesten  geht  der  Vorschlag  von 
Charles  Booth.  Ihm  zufolge  soll  jeder,  der  das  65.  Jahr  erreicht  hat,  mit 
einer  wöchentlichen  Kente  von  5  sh  bis  zu  seinem  Lebensende  bedacht 
werden.  Die  Kosten  dieser  Maassnahme  sollten  nach  Abzug  der  im  öffent- 
lichen Armenwesen  daraus  resultierenden  Ersparnis,  aber  ohne  Einrechnung 
der  neu  zu  gewärtigenden  Verwaltungskosten  22-5  Millionen  Pf.  Sterl. 
betragen.  In  einem  späteren  Vorschlage  gelangt  Mr.  Booth  durch  Hinaus- 
rücken der  Altersgrenze  auf  70  Jahre  und  trotz  Erhöhung  der  wöchent- 
lichen Altersrente  auf  7  sh  zur  reducierten  Summe  von  16  Millionen 
Pf.  Sterl.  per  Jahr.  Jede  concrete  Ziffer,  die  ein  derartiger  Vorschlag  bringt, 
rauss  nothwendig  als  willkürlich  erscheinen.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum, 
sobald  das  Princip  der  allgemeinen,  staatlichen  Altersversorgung  einmal 
zugestanden  ist,  diese  nicht  schon  mit  60  oder  55  Jahren  in  einem  Aus- 
maasse  von  10  oder  gar  14  sh  eintreten  sollte.  Feber  eine  Schwierigkeit, 
vielleicht  selbst  die  grösste,  hilft  uns  Booth  freilich  hinweg.  Indem  er  das 
Eecht  auf  Altersversorgung  jedem  Engländer  einräumt,  überhebt  er  uns  der 
Nothwendigkeit,  Kriterien  aufzufinden,  nach  denen  das  Verdienst,  die  per- 
sönliche Würdigkeit,  das  Bedürfnis  der  einzelnen  Bewerber  zu  beurtheilen 
wären.  Dies  ist  es,  was  diejenigen  wollen,  die  sich  den  B  o  o  th'schen  Vorschlag 
mit  Einschränkungen  angeeignet  haben.  Alle  ihre  Projecte  laufen  auf  eine 
Unterscheidung  der  würdigen  von  den  unwürdigen  Armen  hinaus.  Die 
letzteren  mögen  ruhig  dem  Poor  Law  überlassen  bleiben;  nur  die  ersteren 
gelte  es  daraus  zu  befreien.  In  allen  praktischen  Versuchen  jedoch,  eine 
solche  Scheidung  durchzuführen,  stossen  wir  auf  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten. Man  nehme,  wie  es  manche  dieser  Projecte  thun,  den  Nachweis  eines 
gewissen  Sparsinnes  als  Grundlage  der  Unterstützungswürdigkeit  an.  Der  eine 
mag  trotz  redlichsten  Bemühens  nicht  in  der  Lage  gewesen  sein,  von  seinem 
kümmerlichen  Lohne  zurückzulegen  oder  in  eine  Hilfscasse  einzuzahlen,  da  er 
ein  Weib  und  Kinder  zu  ernähren  hat;  ein  anderer,  der  allein  im  Leben 
steht,  mag  einen  reichlichen  Lohn  für  seine  persönliche  Bequemlichkeit 
aufgewendet  haben,  vor  der  kritischen  Altersgrenze  aber  eine  kleine  Erbschaft 
oder  einen  Ausnahmsverdienst  aufzuweisen  imstande  sein.  Wer  will  da 
beweisen,  das  jener  sparsam  gewesen  sei  und  dieser  nicht,  dass  jener 
eine  Altersversorgung  verdiene,  dieser  aber  ihrer  unwürdig  sei!  Oder  man 
nehme  das  Trinken  als  Maasstab  oder  was  immer  sonst.  Wer  will  sich 
getrauen  festzusetzen,  was  ein  nüchterner  Mann  ohne  Vernachlässigung 
seiner  Zukunft  und  der  Zukunft  der  Seinen  sich  gönnen  darf!  Und  wie  will 
der,  der  solches  Maass  normiert,  zu  beurtheilen  wagen,  ob  es  stets  einge- 
halten oder  überschritten  worden  sei!  Ein  Gesetz,  das  solche  Kriterien  der 
Würdigkeit  und  der  im  einzelnen  Fall  gebürenden  Unterstützung  festlegt 
und  die  entscheidende  Behörde  damit  zu  einem  einfachen  Automaten  degra- 
diert, würde  die  Herrschaft  brutaler  Willkür  unter  dem  Scheine  gleicher 
Gerechtigkeit  bedeuten.  Bleibt  die  Unterstützung  der  Würdigkeit  aber  dem 
freien  Ermessen  der  Behörden  überlassen,  so  bessert  dies  nichts:  denn  jede 
Behörde  wird  ihre    eigenen  Anschauungen  und   ihren    besondern    Maasstab 
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dafür  haben,  ob  ein  Verdienst  etwas  erübrigen  liess  oder  nicht,  ob  der  Zufall 
oder  ob  eigenes  Verschulden  den  Bewerber  bei  der  öffentlichen  Casse 
anklopfen  liess.  Sämmtliche  Vorschläge  dieser  Art,  der  B  o  o  th's  nicht  minder 
wie  die  seiner  Nachfolger,  müssten,  sobald  sie  verwirklicht  würden,  den  Fluch 
jeder  Gesetzgebung  tragen,  die  sich  von  ihrem  einzig  verlässlichen  Boden, 
dem  des  berechtigten  und  darum  erfüllbaren  Bedürfnisses,  losgesagt  hat.  Es 
ist  sicher  gefährlich  für  ein  Gemeinwesen,  einer  einzelnen  Classe  das  Maass 
ihrer  berechtigten  Ansprüche  zu  versagen;  aber  es  ist  gewiss  noch  bedenk- 
licher, einen  unberechtigten  und  auf  die  Dauer  daher  unerfüllbaren  Anspruch 
einer  solchen  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  zu  legitimieren.  Ein  berech- 
tigtes Verlangen  wird  sich,  wenn  auch  verspätet  und  unter  Erschütterungen 
sicherlich  durchsetzen  können;  ein  sachlich  unberechtigtes  Zugeständnis  aber 
bedeutet  nicht  nur  die  Missachtung  dadurch  verkürzter  in  sich  berechtigter 
Forderungen,  es  wird  eine  zahllose  Menge  anderer  ebenfalls  unberechtigter 
Forderungen  erzeugen,  die  nicht  einsehen  können,  wehalb  sie  zurückstehen 
sollten.  Jede  verfehlte  Maassregel  im  politischen  wie  im  wirtschaftlichen 
Leben  hat  dies  noch  gelehrt.  Darum  ist  auch  der  sich  harmlos  geberdende 
Vorschlag,  eine  staatliche  Unterstützung  erst  mit  75  Jahren  und  auch  hier 
nur  nach  Erfüllung  gewisser  Vorbedingungen  eintreten  zu  lassen,  ebenso  zu 
verurtheilen,  wie  der  von  Charles  Booth  oder  vielleicht  noch  härter  als 
er.  Denn  dieser  Booth'sche  Vorschlag  mit  seiner  ungeheuerlichen  Mehr- 
belastung der  besitzenden  und  schwer  arbeitenden  besitzlosen  Bevölkerung 
müsste  sein  eigenes  Princip  schnell  ad  absurdum  führen.  Von  jenem  einge- 
schränkten Projecte  aber  Hesse  sich  dies  jedoch  erst  viel  später  und  in  viel 
weniger  überzeugender  Weise  erwarten. 

Die  Hoffnung  jener,  welche  von  der  staatlichen  Garantie  eines  bestimmten 
Existenzminimums  für  den  Spartrieb  und  die  Voraussicht  der  so  Bedachten 
neue  Impulse  erwarten,  da  gerade  durch  die  Vereinigung  jenes  Zuschusses 
mit  eigenen  Ersparnissen  der  Lebensabend  freudiger  zu  gestalten  sei,  entbehrt 
allzusehr  sachlicher  Berechtigung.  Wohl  aber  ist  es  für  jedermann  klar,  dass 
die  Ausschliessung  der  Versorgung  durch  anderweitige  Einkünfte  wie  bei- 
spielsweise durch  die  vom  öelect  Committee  in  Vorschlag  gebrachten  10  sh 
wöchentlich,  dem  Sparsinn  schon  knapp  vor  Erreichung  dieser  Grenze  jeden 
ferneren  Antrieb  benehmen  müsste.  Die  grösste  Schwierigkeit  läge  in  der 
Behandlung  der  Versorgten  selbst.  Ein  allgemeines  Arbeitsverbot  würde  sie 
mit  furchtbarer  Härte  treffen;  es  würde  zudem  das  von  der  Nation  geleistete 
Arbeitsquantum  bedenklich  verringern,  wenn  die  ganze  Classe  der  z.  B. 
mehr  als  65jährigen  mit  einemmale  aus  dem  industriellen,  vor  allem  aber 
aus  dem  landwirtschaftlichen  Pioductionsprocess  zu  verschwinden  hätte. 
Nichtsdestoweniger  vermöchte  ein  solches  allgemeines  Arbeitsverbot  allein 
die  wirtschaftliche  und  sociale  Katastrophe  aufzuhalten,  die  aus  einer 
Concurrenz  jener  nothdürftig  versorgten,  mit  den  bescheidensten  Löhnen 
abzufindenden  Elemente  mit  den  jüngeren,  ausschliesslich  auf  ihren  Arbeits- 
verdienst angewiesenen  Leuten  resultieren  müsste.  Das  Arbeitsverbot  für 
versorgte  Personen   würde   ihren  Pauperismus  noch  unerträglicher  machen. 
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da  sich  aus  den  staatlichen  Versorgungsgeldern  allein  eine  sorglos  würdige 
Existenz  nimmer  schaffen  Hesse.  Die  Unterlassung  des  Arbeitsverbotes  aber 
müsste  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  dem  ärgsten  Pauperismus  in  die  Arme 
treiben.  Sie  würde  nur  eine  Prämie  für  Unternehmer  bedeuten,  die  es  ver- 
stünden, sich  die  verbilligten  Arbeitslöhne  zunutze  zu  machen. 

Wenn  die  Propaganda  für  öffentliche  Altersversorgung  häufig  auf  die 
vom  Staate  seinen  Dienern  gewährten  Pensionen  verweist  und  betont,  dass 
die  Euhebezüge  von  Officieren  und  Beamten  z,  B.  gewiss  nicht  geeignet 
seien,  den  Eifer  dieser  zu  lähmen,  vielmehr  jene  Berufe  zu  besonders 
erstrebenswerten  machen,  so  liegt  unter  dem  Scheine  einer  Analogie  ein 
einfacher  Trugschluss  vor.  Die  Pension  für  ausgediente  Soldaten  und  Beamten 
ist  keine  Altersversorgung,  sondern  die  zum  Theile  verschobene  Zahlung 
eines  bereits  verdienten  Gehaltes.  Dafür  spricht  auch,  dass  sie  mit  der 
Charge  und  den  Dienstjahren  steigt.  Der  Staat  macht  von  der  Arbeitskraft 
seiner  Diener  nur  zur  Zeit  ihrer  vollen  Leistungsfähigkeit  Gebrauch,  es  ist 
daher  nur  gerecht,  dass  er  auch  für  die  Periode  der  sinkenden  Arbeitskräfte 
Vorsorge  trifft.  Dies  hat  Mr.  Vulliamy  auf  dem  in  Guildhall  abgehaltenen 
27.  Jahrescongress  für  öffentliches  Armenwesen  überzeugend  nachgewiesen. 
„Tausende  von  Leuten"  sagte  er,  „erhalten  von  den  verschiedenen  Organi- 
sationen der  Selbsthilfe  Versorgungsrenten  unter  mannigfachen  ihre  Beschäf- 
tigung einschränkenden  Bedingungen,  die  alle  dahin  gehen,  ihren  Wettstreit 
mit  den  im  Gewerbe  Beschäftigten  und  Beiträge  entrichtenden  Mitgliedern 
auszuschliessen.  Und  das  ist  auch  völlig  in  Ordnung;  der  Gewerkvereia  erntet 
den  Gewinn,  der  Gevverkverein  hat  auch  die  Kosten  zu  tragen.  Der  in  Arbeit 
befindliche  Gewerkvereinler  bezahlt  aus  seinem  erhöhten  Lohne  dem  bejahrten 
Mitgliede  seines  Vereines  die  Altersrente,  um  dieses  zu  verhindern,  ihn  zu 
unterbieten."  Und  auf  jenen  früher  erwähnten  Trugschluss  übergehend:  „Wenn 
aber  der  Staat,  d.  i.  die  Gemeinschaft  aller,  die  Kosten  tragen  und  nur  ein 
Theil  dieser  Gemeinschaft  —  welcher  Theil  auch  immer  es  sei  —  die  Früchte 
ernten  soll,  so  hört  die  Analogie  mit  einemmal  auf."  In  seinem  vortrefflichen 
Gegenvorschlag  zum  Bericht  der  Unterhauscommission  weist  übrigens  Mr. 
Lecky  darauf  hin,  dass  auch  ohne  den  Anstoss  einer  Sondergesetzgebung 
das  System  der  Alterspensionen  in  ständiger  Ausdehnung  sei.  In  fast  allen 
Staatsämtern  und  in  einer  grossen  Zahl  privater  Berufe  herrsche  es  vor. 
Einige  der  hervorragendsten  Eisenbahngesellschaften  hätten  es  sich  angeeignet. 
Auf  den  umfassendem  Gebieten  des  Gewerbefleisses  schiebe  es  sich  immer 
stärker  und  stärker  in  die  Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
ein;  mehr  als  eine  freiwillige  Vereinigung  der  Arbeiterschaft  habe  es  mit 
vollendetem  Erfolge  durchgeführt.  Er  hätte  hinzufügen  können,  dass  die 
Gewährung  einer  Altersversorgung  an  Personen,  die  entweder  gar  keine 
Arbeit  verrichtet  haben  oder  aber  für  die  geleistete  Arbeit  schon  ausbezahlt 
worden  seien,  den  Lohnfonds  für  die  wirklich  Ausgedienten  nothwendig 
beschneide. 

Hier  ist  die  Stelle,  auf  die  moralische  Wirkung  hinzuweisen,  die  eine 
Uebernahme    der   alten  Personen   in   staatliche  Fürsorge   nach    sich  ziehen 
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muss.  In  ihren  vortrefflichen  Lectiires  on  the  English  Poor  Law  bringt  uns 
S.  Lonsdale  eine  bezeichnende  Kechnung,  die  ein  Armenaufseher  im 
Jahre  1834  zur  Zahlung  aus  den  Steuern  präsentierte: 

An  Elisabeth  W.  ein  Geschenk  von  5/0  für  ihr  liebevolles  Betragen 
ihrem  Vater  gegenüber. 

An  Lucy  A.  3/6  zum  Lohne  für  die  Pflege  ihrer  kranken  Mutter. 

An  Mary  P.,  weil  sie  die  Nacht  bei  ihrem  Vater  auf  sass  2/0, 

Des  Armenaufsehers  Frau,  selbst  eine  Mutter,  sah  kein  Unrecht  darin, 
„weil  Pflichterfüllung  gegenüber  alten  und  kranken  Eltern  eine  grosse  Er- 
schwernis für  die  Kinder  sei."  Nichts  fürwahr  vermag  auf  das  Familien- 
verhältnis zersetzender  zu  wirken,  das  Pflichtgefühl,  ja  die  Liebe  mehr  abzu- 
stumpfen, als  das  Bewusstsein,  dass  für  Personen,  deren  Erhaltung  bisher 
den  natürlich  Verpflichteten  oblag,  aus  einer  andern  Quelle  gesorgt  ist. 
Eine  kurze  Schilderung  von  der  moralischen  Verderbnis,  wie  sie  am  Schlüsse 
jener  unseligen  Periode  des  englischen  Armenwesens  allgemein  war,  wird 
hier  am  deutlichsten  sprechen. 

„Man  muss,"  so  ruft  einer  der  Assistant  Commissioners  aus,  „mit 
den  Armen  persönlichen  Umgang  gepflogen,  man  muss  die  Arbeitshäuser 
besucht  und  deren  Inwohner  selber  geprüft  haben,  man  muss  selbst  am 
Zahltisch  des  Kirchspiels  gestanden  sein,  um  sich  einen  vollen  Begriff  von 
der  moralischen  Erniedrigung  zu  machen,  die  die  Frucht  des  jetzigen 
Systemes  ist.  Man  muss  hören,  wie  die  Armen  drohen,  Weib  und  Kinder 
im  Stiche  zu  lassen,  wenn  man  ihnen  nicht  bessere  Bezüge  gewährt,  wie  sie 
drohen,  eine  alte,  bettlägerige  Mutter  aus  dem  Hause  zu  werfen  und  sie 
vor  der  Thüre  des  Armenaufsehers  niederzulegen,  wofern  man  ihnen  nicht 
die  Unkosten  des  Obdaches  ersetzt.  Man  muss  hören,  wie  Eltern  gegenüber 
ihren  kranken  Kindern  sich  zu  derselben  Drohung  versteigen;  man  muss 
sehen,  wie  Mütter  kommen,  um  den  Lohn  für  die  Schmach  ihrer  Töchter 
zu  empfangen,  man  muss  Zeuge  sein,  wie  Frauen  in  ihren  Wohnungen 
gelassen  ausmalen,  ohne  dass  sie  nur  jemand  darum  fragt,  welche  die  Kinder 
ihres  Gatten  und  welche  die  von  andern  Männern  seien.  Und  hat  man  dann 
endlich  die  Erfahrung  gemacht,  dass  kaum  eine  Stadt  oder  ein  Kirchspiel 
des  einen  oder  des  andern  Beispieles  einer  solchen  Gesinnung  entbehrt,  dann 
wird  man  den  materiellen  Druck  nicht  länger  als  das  Hauptübel  betrachten 
dürfen,  das  das  öffentliche  Armenwesen  dem  Staate  zugefügt  hat."  Wird 
nun  manchmal  die  Besorgnis  laut,  es  könnten  mit  der  erneuten,  verderb- 
lichen Praxis  auch  derartige  Zustände  wiederkehren,  so  kann  man  in  manchen 
englischen  Kreisen  die  Ansicht  höien.  dass  die  menschliche  Natur  seit  der 
damaligen  Zeit  eine  gründliche  Veränderung  durchgemacht  habe.  Das  ist 
gewiss  ein  unzureichender  Trost.  Oekonomische  und  sociale  Gesetze  wirken 
imaufhaltsam,  wann  immer  ihre  Voraussetzungen  gegeben  sind.  Sind  ihre 
Bedingungen  aber  einmal  erfüllt,  so  vermag  auch  der  kunstvollste  Versuch, 
dies  vor  sich  selbst  zu  verschleiern,  der  Wirkung  der  Gesetze  keinen  Abbruch 
zu  thun. 
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Als  das  stärkste  Argument  für  staatliche  Altersversorgung  kehrt  immei- 
die  Behauptung  wieder,  dass  die  Organisationen  der  Selbsthilfe  wie  Hilfs- 
cassen,  Gewerkvereine,  Baugenossenschaften  u.  s,  f.  für  das  Alter  ihrer 
Mitglieder  nicht  nur  keine  entsprechende  Vorsorge  treffen,  sondern  infolge 
der  ihnen  innewohnenden  Beschränktheit  ihrer  Mittel  und  ihrer  unzureichen- 
den Organisation  auch  nicht  in  der  Lage  seien,  dies  in  Zukunft  zu  thun. 
Betrachten  wir  die  Berechtigung  dieses  Einwandes  in  seinem  Bezüge  auf 
Gewerkvereine  und  Hilfscassen  genauer,  so  lässt  sich  die  ausserordentliche 
Schwierigkeit  nicht  verkennen,  die  einer  wirksamen  genossenschaftlichen 
Altersunterstützung  auf  Grundlage  der  Selbsthilfe  im  Wege  steht.  Bei  den 
Gewerk vereinen  hat  die  gegenseitige  Versicherung,  soweit  sie  nicht 
der  Arbeitslosenunterstützung  und  damit  einer  zielbewussten  Gewerkvereins- 
politik  dienstbar  war,  immer  nur  eine  zweite  Kolle  gespielt.  Die  Haupt- 
aufgabe der  Gewerkvereine,  die  Arbeitsbedingungen  ihrer  Mitglieder,  vor 
allem  die  Lohnhöhe  zu  erhalten,  beziehungsweise  zu  verbessern,  hat  sie 
von  einer  Trennung  der  dieser  eigentlichen  Bestimmung  dienenden  Beiträge 
von  den  übrigen  Einzahlungen  absehen  lassen,  die,  nur  gegen  physische 
und  persönliche  Unglücksfälle  vorbauend,  die  Kranken-  und  Begräbnis- 
gelder, dauernde  Altersunterstützungen  u.  s.  w.  sichern  sollten.  Es  fehlt 
daher  an  jeder  Garantie,  dass  in  einem  kritischen  Zeitpunkte  die  letzteren 
Summen  nicht  zur  Stärkung  des  Arbeitslosenunterstützungsfondes  und 
damit  zur  nachdrücklicheren  Verfolgung  der  Gewerkvereinspolitik  als  des 
Hauptzweckes  dieser  Verbände  herangezogen  werden.  Eine  rationelle  Vor- 
sorge für  das  Alter  der  Mitglieder  würde  die  Ansammlung  grosser  Summen 
erfordern,  deren  mit  dem  fortschreitenden  Alter  derselben  Schritt  haltende 
Vermehrung  hinreichen  müsste,  die  Gesammtheit  der  zu  gewärtigenden 
Altersunterstützungen  zu  decken.  Davon  ist  bei  keinem  Gewerkvereine 
heute  die  Eede.  Sie  heben  im  Laufe  eines  Jahres  soviel  ein  als  erforderlich 
ist,  um  die  während  desselben  auftauchenden  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen 
und  einem  eventuell  unvorhergesehenen  Ansprüche  begegnen  zu  können. 
Nicht  ein  einziger  unter  ihnen  aber,  der  ein  mehr  als  vierjähriges  Ein- 
kommen in  Händen  hätte,  während  sie  im  Durchschnitte  bloss  über  ein 
Capital  verfügen,  das  einer  15monatlichen  Beitragsleistung  ihrer  Mitglieder 
gleichkommt.  Nach  der  grossen  Wichtigkeit  zu  schliessen,  die  nach 
S.  Webbs^)  Darlegungen  gerade  das  Versicherungswesen  für  den  modernen 
Gewerkverein  besitzt,  erscheint  eine  Besserung  nach  dieser  Seite  ihrer 
Wirksamkeit  hin  keineswegs  ausgeschlossen.  Zahlten  doch  schon  z.  B.  im 
Jahre  1895  27  englische  und  schottische  Gewerkvereine,  die  zusammen 
373.662  Mitglieder  hatten,  128.591  Pf.  Sterl.  an  7254  bejahrte  Personen 
aus !  Diese  Verbände  waren  zu  einer  Zeit  gegründet  worden,  in  der  die 
Löhne  niedriger  und  die  Kosten  der  Lebensführung  höher  waren,  als  sie 
heute  sind,  und  doch  sollten  sie  nicht  bloss  die  Kechte  ihrer  Angehörigen 
wahren,    sondern  auch  für  Krankheiten  derselben  Vorsorge  treffen,  ihnen  in 
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der  Zeit  der  Arbeitssuche  ßeiseunterstützuiigen  gewähren  und  sie  in  der 
Periode  der  versiegenden  Arbeitskraft,  meist  zwischen  55  und  60  Jahren, 
mit  einer  Altersrente  versorgen,  die  2  sh  ^  d  bis  12  sh  die  Woche 
betrug  und  ihnen  bis  zum  Lebensende  sicher  war.  Anderseits  entnehmen 
wir  dem  letzten  Jahresberichte  des  Congresses  für  öifentliches  Armenwesen, 
dass  von  687  Gewerkvereinen  598  oder  77  Proc.  derselben  einer  geregelten 
Altersversorgung  entbehrten,  dass  unter  der  1,270.789  Mitglieder  zählenden 
Gesammtheit  jener  Gewerkvereinler  812.111  Angehörige  der  letzteren  Ver- 
bindungen waren,  7  von  10  Personen  also  in  ihren  alten  Tagen  von  ihrem 
Vereine  keine  Hilfe  erwarten  konnten. 

Ganz  anders  stellt  sich  das  Bild,  wenn  Avir  die  Friendly  Societies 
betrachten,  deren  Wesen  die  Hilf  sc  a  s  s  en-Unterstützimg  auf  Grundlage 
der  gegenseitigen  Versicherung  ist.  Da,  wie  wir  früher  bei  den  Gewerk- 
vereinen erwähnten,  eine  systematische  Altersversicherung  die  Ansammlung 
gewaltiger  Fonds  verlangt,  ausserdem  aber  einen  beständigen  Zuwachs  an 
jüngeren  Kräften  bedingt,  welche  die  mit  dem  wachsenden  Alter  der 
ursprünglichen  Mitglieder  steigenden  Kosten  der  Altersversorgung  tragen 
helfen,  fehlt  es  freilich  auch  der  Mehrzahl  der  Hilfscassen  an  solch  syste- 
matischer Fürsorge  für  ihre  bejahrten  Angehörigen.  Aber  hier  steht  die 
Praxis  in  erfreulichem  Gegensatz  zu  den  Statuten.  Dem  Ancient  Order  of 
Foresters  z.  B.,  der  zweitgrössten  der  englischen  Hilfscassen,  die  letztes 
Jahr  726.403  Mitglieder  zählte,  ist  eine  directe  Altersversicherung  ebenfalls 
fremd.  Aber  sie  erreicht  ihren  bejahrten  Mitgliedern  gegenüber,  sofern  sie 
durch  irgendein  bestimmtes  üebel  an  der  Arbeit  verhindert  sind,  den 
gleichen  Zweck,  indem  sie  ihnen  ein  freilich  bedeutend  reduciertes  Kranken- 
geld von  2  sh  ^  d  bis  3  sli  die  Woche  bis  zu  ihrem  Tode  aus- 
bezahlt. Und  dies  ist  typisch  für  die  Friendly  Societies.  Freilich  zieht 
diese  Praxis,  eine  Alterspension  unter  der  Verkleidung  einer  fortlaufenden 
Krankeuunterstützung  zu  gewähren,  arge  Nachtheile  nach  sich.  Sie  bedroht 
vor  allem  das  finanzielle  Gleichgewicht  der  Hilfscassen  selbst.  Die  Ein- 
zahlungen werden  nämlich  auf  Grund  der  in  der  Periode  der  Arbeitstüchtig- 
keit zu  gewärtigenden  Krankheitsdauer  normiert.  Die  Unterstützung  aber 
(U'folgt,  wo  eine  derart  extensive  Interpretation  des  Begriffes  , Krankheit"  in 
Uebung  ist,  durch  die  bis  zum  Tode  fortgesetzte  Zahlung  des  freilich  redu- 
(ierten  Krankengeldes.  Eine  solche  Unterstützung  hat  ausserdem  den  Nach- 
theil des  Unzureichenden  an  sich.  Endlich  wird  auch  die  entgegenkommendste 
Auslegung  irgendein  bestimmtes,  durch  Alter  verursachtes  Uebel  erfordern, 
die  blosse  Altersschwäche  aber  nicht  als  hinreichende  Grundlage  des  Unter- 
stützungsanspruches betrachten  können.  Gerade  diese  Umstände  sind  es, 
aus  denen  die  Fürsprecher  einer  staatlichen  Altersversorgung  das  Unzu- 
reichende der  Hilfscassen  folgern  wollen.  Aber  von  einer  anderen  Seite 
betrachtet,  wird  die  Wirksamkeit  dieser  einen  solchen  Schluss  in  sein 
gerades  Gegentheil  verwandeln  müssen.  Es  ist  hier  nämlich  in  Betracht  zu 
ziehen,  in  wie  ausserordentlich  seltenen  Fällen  Angehörige  der  Friendly 
Societies    der    öffentlichen    Armenpflege    zur    Last    fallen.     Mr.    Ball  an 
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S  t  e  a  d,  der  verstorbene  Secretär  des  Ancient  Order  of  Foresters,  hat  vor 
der  königlichen  CoDdmission  zur  Untersuchung  der  Lage  der  betagten 
Armen  bezeugt,  dass  von  der  halben  Million  damaliger  Mitglieder  seines 
Verbandes  nicht  100  im  Bezüge  von  öffentlicher  Armenunterstützung 
standen,  trotzdem  es  auch  diesem  an  systematischer  Altersversicherung 
fehlte.  Die  Erhebung  des  Local  Government  Board  vom  31.  März  1891 
ergab,  dass  von  der  Gesammtheit  der  an  diesem  Tage  öffentlich  unter- 
stützten Personen  im  ganzen  14.808  frühere  Mitglieder  von  Friendly-  oder 
anderen  Benefit-Societies  gewesen  seien.  Auch  diese  Ziffer  sinkt  auf  eine 
geringe  Quote  herab,  sobald  aus  ihr  die  Zahl  derer,  die  bloss  ärztlichen 
Beistand  seitens  des  Kreisarmenverbandes  —  ebenfalls  eine  Form  der 
öffentlichen  Armenpflege  —  erhielten,  ausgeschieden  wird.  Man  darf  sie 
eine  verschwindende  nennen,  wenn  man  sie  zu  den  mehr  als  4  Millionen 
Angehörigen  von  Friendly  Societies  im  vereinigten  Königreiche  in  Gegen- 
satz stellt.  Gerade  sie  zeigt,  ein  wie  unendlich  wertvolles  Instrument  zur 
Beförderung  der  Unabhängigkeit  und  thätigen  Voraussicht  diese  freiwilligen 
Verbände  sind ;  sie  lehrt,  wie  die  tüchtigen  Elemente,  die  jene  Organisa- 
tionen bilden,  innerhalb  derselben  lernen,  auf  allen  denkbaren,  von  den 
innerhalb  der  Organisationen  selbst  gebotenen  Möglichkeiten  oft  sehr  weit 
verschiedenen  Wegen  sich  und  den  Itren  eine  würdige  Zukunft  zu  sichern, 
Uebrigens  fehlt  es  keineswegs  auch  an  solchen  Gassen,  die  eine  syste- 
matische Altersversorgung  eingerichtet  haben.  Ein  viel  versprechendes 
Beispiel  dieser  Art  ist  die  National  Deposit  Friendly  Society,  welche  den 
Charakter  einer  Hilfs-  mit  dem  einer  Sparcasse  zu  vereinen  weiss.  Sie  hat 
die  Kranken-  von  der  Altersversicherung  strenge  geschieden  und  ihre  Mit- 
glieder mit  dem  70.  Lebensjahr  an  den  Fonds  der  letzteren  allein  gewiesen. 
Diese  Schaffung  eines  besonderen  Altersversicherungsfonds  wird  der  nächste 
unvermeidliche  Schritt  in  der  Entwickelung  des  englischen  Hilfscassenwesens 
sein.  Die  Berechnung  der  Einzahlungen  für  diesen  Fonds  wird  natürlich 
auf  Grundlage  der  durchschnittlichen  Lebensdauer  erfolgen,  die  Uebernahme 
all  derer,  die  die  Altersgrenze  überschritten,  durch  den  Altersversicherungs- 
fonds wird  die  nothwendige  Entlastung  des  Krankenversicherungsfonds  nach 
sich  ziehen.  Nach  den  für  die  grösste  englische  Hilfscasse,  die  Manchester 
Unity  of  Oddfellows,  vorliegenden  Berechnungen  würde  eine  jährliche 
Zuzahlung  von  10  sh  10  d  zu  den  die  Krankenunterstützung  und  das 
Begräbnisgeld  versichernden  19  sh,  die  ein  21jähriges  Mitglied  heute 
zahlt,  genügen,  um  mit  65  Jahren  nicht  nur  eine  feste  Jahresrente  von 
13  Pf.  Sterl.,  sondern  auch  das  Aufhören  jenes  Beitrages  von  Id  sh  zu 
erwirken.  Bemessen  wir  den  durchschnittlichen  Wochenlohn  des  englischen 
Industriearbeiters  mit  20  sh,  so  würde  die  jährliche  Einzahlung,  die  alle 
jene  Vortheile  verbürgen  soll,  von  ein  em  Wocheneinkommen  auf  das  Ein- 
kommen von  anderthalb  Wochen  sich  erhöhen.  Nun  liegt  es,  wie 
Brabrook^)    richtig    bemerkt,    gewiss    nicht    ausser    dem  Bereiche    der 
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Möglichkeit,  dass  derjenige,  welcher  das  Einkommen  von  50  Wochen  für 
die  Bedürfnisse  der  Gegenwart  aufwenden  muss,  das  Einkommen  der 
2  übrigen  Wochen  des  Jahres  beiseite  legt,  um  den  Anforderungen  der 
Zukunft  gewachsen  zu  sein.  Dass  die  zwangsweise  Einhebung  der  Alters- 
versicherungsprämien dort,  wo  sie  eingeführt  worden  ist,  die  Anzahl  der 
Mitglieder  nicht  verringert  hat,  wird  diese  Behauptung  am  besten  bekräf- 
tigen können.^) 

Anderseits  sprechen  die  verhältnismässig  seltenen  Fälle,  in  denen 
die  Mitglieder  der  Manchester  Unity  of  Oddfellows  die  für  Erlangung  der 
obigen  Altersrente  erforderlichen  Einzahlungen  leisten,  freilich  dafür,  dass 
dieser  Weg  der  Altersversicherung  auch  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat.  Dass  er  aber  gangbar  ist,  beweist  u.  a.  die  Aussage  des  S  i  r 
John  Dorington  vor  dem  Select  Committee ;  er  führt  das  Beispiel 
mehrerer  Hilfscassen  an,  durch  welche  jeder,  der  ihnen  mit  23  Jahren  bei- 
tritt und  1  d  täglich  zahlt,  sich  nicht  bloss  das  entsprechende  Kranken- 
geld sichert,  sondern  —  den  gegenwärtigen  Zinsfuss  und  den  andauernden 
Zufluss  jüngerer  Elemente  vorausgesetzt  —  mit  65  Jahren  auf  ein  Gut- 
haben von  130  Pf.  Sterl.  rechnen  kann,  das  zum  Kauf  einer  Leibrente  von 
13  Pf.  Sterl.  bei  der  Postsparcasse  hinreicht.  Mitglieder  solcher  Gassen 
haben  auch  jederzeit  die  Möglichkeit,  ihr  Guthaben  mit  ejner  verhältnis- 
mässig geringen  Einbusse  zurückzuziehen.  Landwirtschaftliche  Arbeiter 
sind  ihnen  ebenfalls  beigetreten  und  haben  ihre  Einzahlungen  bisher  aufrecht 
zu  erhalten  vermocht. 

Wiederholt  ist  auch  der  Plan  wiedergekehrt,  die  Hilfscassen  zu  Trägern 
der  staatlichen  Altersversorgung  zu  machen,  sei  es  nun,  dass  der  Staat 
die  bestehenden  Gassen  mit  den  zur  Altersversorgung  ihrer  Mitglieder 
erforderlichen  Fonds  dotiert,  sie  auf  diese  Weise  also  bedeutend  entlastet, 
sei  es,  dass  er  selbst  eine  freiwillige  Versicherung  nach  dem  Beispiele  der 
bestehenden  Hilfscassen  ins  Leben  ruft.  Die  Verwirklichung  des  ersteren 
Projectes  würde  den  so  unterstützten  Gassen  ein  ungerechtfertigtes  Ueber- 
gewicht  vor  ihren  minder  glücklichen  Mitbewerbern  verleihen ;  sie  würde 
eine  Garantie  des  Staates  für  die  von  ihm  derart  empfohlenen  Gassen,  in 
weiterer  Folge  die  Nothwendigkeit  einer  staatlichen  Ueberwachung  und  Mit- 
leitung derselben  in  sich  schliessen,  die  zu  dem  freien  Selbstbestimmungs- 
rechte des  Hilfscassenwesens  in  directem  Widerspruche  stünde.  Das  Project 
einer  freiwilligen  Versicherung  durch  besondere  staatliche  Gassen  jedoch 
müsste  dem  einstimmigen  Widerspruche  der  bestehenden  Organisationen 
begegnen.  Der  Minoritätsbericht  der  1895er  Gommission  zur  Untersuchung 
der  Lage  der  betagten  Armen,  den  Mr.  Broadhurst  verfasst  hat,  spricht 
dies  auf  folgende  Weise  aus :  „Die  von  Zeugen  aus  der  Arbeiterclasse 
gemachten  Aussagen  beweisen  meiner  Meinung  nach,  dass  jeder  Plan,  der 
andere  Beiträge  als  solche  aus  Steuern  und  Zöllen  erfordert,  von  Seite 
der  Lohnarbeiter  jeden  Grades  sehr  viel  Widerspruch  erfahren  würde.     Die 
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Hilfscassen  und  die  Gewerkvereine,  denen  die  Arbeiter  so  viel  verdanken, 
betrachten  natürlich  mit  ziemlicher  Besorgnis  die  Schaffung  einer  riesigen 
rivalisierenden  Versicherungsgesellschaft,  die  die  ganze  Macht  der  Regierung 
hinter  sich  hat.  Das  Einziehen  der  Beiträge  von  Millionen  schlecht  bezahlter 
Familien  wird  an  und  für  sich  schon  als  eine  mühsame  Aufgabe  empfunden, 
deren  Schwierigkeit  bei  jeder  Handelsdepression  oder  sonstigen  Calamität 
wächst.  Wenn  nun  auch  noch  der  Staat  in  die  Concurrenz  um  die  verfügf- 
baren  Beiträge  der  Lohnarbeiter  eintritt,  so  wird  nothwendigerweise  die 
Lage  aller  Hilfscassen,  Gewerkvereine  und  industriellen  Versicherungs- 
gesellschaften noch  schwieriger,  deren  Mitglieder  und  Kunden  im  Bereiche 
des  vereinigten  Königreiches  wahrscheinlich  im  ganzen  11  bis  12  Millionen 
betragen." 

Diese  Projecte  führen  uns  von  selbst  zu  der  allgemeinen  staatlichen 
Zwangsversicherung  hinüber,  wie  sie  seit  einigen  Jahren  in  Deutschland 
besteht  und  in  England  von  vereinzelten  Stimmen  zur  Nachahmung 
empfohlen  wurde.  Eine  solche  obligatorische  Versicherung  bleibt  von 
vielen  Einwendungen  verschont,  die  sich  gegen  die  allgemeine  Alters- 
versicherung vorbringen  lassen.  Der  Kaufpreis  für  eine  gesicherte  Zukunft 
liegt  bei  ihr  in  dem  nothgedrungenen  Verzicht  auf  einen  bestimmten  Theil 
des  laufenden  Arbeitsverdienstes.  Aber  dieses  Opfer  ist  kein  freiwilliges 
mehr  und  entbehrt  darum  des  erziehlichen  Einflusses,  den  dieses  übt.  Der 
Haupteinwand  gegen  die  staatliche  Versorgung  trifft  die  zwangsweise  Alters- 
versicherung übrigens  auch.  Denn  auch  sie  würde  zu  einer  Krise  der  frei- 
willigen Organisationen  der  Selbsthilfe  führen,  da  die  Geneigtheit  des 
Arbeiters,  seiner  Hilfscasse  oder  dem  Gewerkvereine  seines  besonderen 
Gewerbes  Beiträge  zu  leisten,  unter  dem  zwangsweisen  Lohnabzuge  leiden 
müsste.  Uebrigens  dürfte  eine  derartige  Schmälerung  des  frei  verfügbaren 
Arbeitsverdienstes  sich  mit  dem  Charakter  der  englischen  Arbeiterschaft, 
ja  mit  dem  englischen  Nationalcharakter  überhaupt  schwerlich  als  vereinbar 
erweisen.  Der  englische  Arbeiter  wird  niemandem  das  Eecht  zugestehen, 
einen  Theil  des  ihm  gebürenden  Arbeitslohnes  zurückzubehalten,  dem  ein- 
zelnen Unternehmer  so  wenig  wie  dem  Staate ;  dem  Unternehmer  auch 
nicht  einmal  um  den  Preis  eines  Zuschusses  von  dessen  Seite,  weil  ja  der 
Arbeiter  in  dem  Maasse,  in  dem  er  durch  eine  solche  Versicherung  die 
Beziehungen  zwischen  jenem  und  sich  selber  enger  knüpft,  sich  an  die 
Werkstätte  des  Unternehmers  also  fester  bindet,  auch  die  Bande  lockert, 
die  ihn  mit  seinen  Arbeitsgenossen  in  den  übrigen  Unternehmungen  bisher 
verknüpften.  Die  deutschen  Verhältnisse  geben  hier  keinen  verlässlichen 
Maasstab  ab ;  es  widerstrebt  der  englischen  Arbeiterschaft,  sich  zu  ihrem 
Vortheile  zwingen  zu  lassen,  besonders  zu  einem  solchen,  den  sie  nicht 
einsehen  kann.  Denn  eine  derartige  Altersversicherung  vermöchte  erst  im 
Laufe  mehrerer  Jahrzehnte  die  brennende  Frage  einer  besseren  Vorsorge 
für  die  betagten  Armen  zu  lösen.  Sie  wäre  zudem  äusserst  unpopulär, 
weil  sich  doch  nur  sehr  wenige  Menschen  schon  in  den  ersten  20er-Jahren 
in  Beschränkungen   finden,    die    das   ganze  fernere  Leben  belasten  und  sich 
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erst  in  einer  weit  entfernten  Zukunft,  deren  Eintritt  nichts  weniger  als 
wahrscheinlich  ist,  in  die  gewünschten  Vortheile  umsetzen  sollen.  Der 
früher  erwähnte  Versuch  einiger  Gassen,  zwangsweise  Altersversicherungs- 
beiträge von  ihren  freiwilligen  Mitgliedern  einzuheben,  kann,  trotzdem  er, 
ohne  einen  Abfall  von  diesen  Gassen  hervorzurufen,  gelang,  zugunsten  einer 
allgemeinen  staatlichen  Zwangsversicherung  nicht  angeführt  werden.  Dort 
handelte  es  sich  um  einen  Kreis  näherer  oder  entfernterer  Berufsgenossen, 
die  in  der  Sparsamkeit  und  Voraussicht  seit  langem  geschult,  sich  eine 
neue  und  mit  Kücksicht  auf  die  bisherigen  Opfer  nur  geringe  Einschrän- 
kung gefallen  lassen  sollten.  Eine  allgemeine  staatliche  Zwangsversicherung 
aber  schliesst  breite  Schichten  der  Bevölkerung  ein,  denen  eine  ernste 
Vorsorge  für  ihre  Zukunft  bisher  fremd  geblieben  ist;  sie  wird  von  dem 
Kreise  der  Berufsgenossen,  die  sich  in  freiwilligen  Verbindungen  einigen, 
absehen  und  somit  auf  ein  halbwegs  gerechtes  Verhältnis  zwischen  dem 
Opfer,  welches  der  einzelne  bringt,  und  dem  Vortheile,  der  ihm  in  Aussicht 
steht,  nothgedrungen  verzichten  müssen.  Die  Thonwarenarbeiter  z.  B.,  von 
denen  51  Proc,  zwischen  45  und  65  Jahren  sterben,  hätten  für  die  Alters- 
versorgung der  landwirtschaftlichen  Arbeiterschaft  mit  aufzukommen,  da 
von  dieser  nur  18  Proc.  in  dem  obigen  Alter  aus  dem  Leben  scheiden. 
Sollte,  um  dieser  Schwierigkeit  zu  begegnen,  das  erforderliche  Geld  in 
localen  Verbänden  erhoben  und  ausgetheilt  werden,  so  würden  doch  auch 
hier  die  Invaliden  und  Kranken  für  die  Gesunden  und  Muntern,  die  Schwachen 
zum  Vortheile  der  Starken  herhalten  müssen.  Diese  Unbill  vermöchte  kein 
Gesetz  aus  dem  Wege  zu  räumen.  ^) 

Der  erste  Entwurf  einer  derartigen  allgemeinen  zwangsweisen  Alters- 
versicherung gieng  von  Kev.  William  Blackley  im '  Anfange  der 
Achtzigerjahre  aus  und  ist  obigen  principiellen  Bedenken  nicht  minder  wie 
der  Unmöglichkeit  seiner  praktischen  Durchführung  zum  Opfer  gefallen. 
Trotzdem  ist  seine  Erwähnung  nicht  nur  deshalb  unerlässlich,  weil 
Blackley  in  das  sociale  Leben  Englands  ein  diesem  bisher  fremdes 
Princip  einzuführen  versuchte,  sondern  auch  deshalb,  weil  manche  seiner 
Ideen  später  in  veränderter  Gestalt  wiederkehrten,  manche  Einwendungen, 
die  jene  trafen,  auch  neueren  Entwürfen  entgegenstehen.  Blackleys  Vor- 
schlag war,  jedes  Individuum  der  englischen  Nation  nach  erreichtem 
18.  Lebensjahre  zu  einer  eventuell  in  Raten  zu  leistenden  Einzahlung  von 
10  Pf.  Sterl.  in  eine  nationale  Kranken-  und  Altersversicherungscasse  gesetz- 
lich zu  verhalten,  die  dafür  jedem  Lohnarbeiter  ein  Krankengeld 
von  8  sh  die  Woche  bis  zum  70.  Lebensjahre  und  von  da  an  eine  wöchent- 
liche Altersrente  von  4  sJi  leisten  sollte.  Die  Einzahlung  der  Versicherungs- 
prämien wie  der  Bezug  der  Altersrente  sollte  durch  die  Postämter  erfolgen. 
Eine  solche  Reform  hätte  nicht  nur  die  Organisationen  der  Selbsthilfe 
gefährlich  bedroht,  die,  abgesehen  vom  Versicherungsgeschäfte,  das  sie 
betreiben,  ihre  Mitglieder  auch  für  das  öifentliche  Leben  schulen  und  somit 
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in  socialer  wie  in  politischer  Beziehung  unerlässliche  Functionen  erfüllen. 
Der  Vorschlag,  durch  obligatorische  Zahlung  von  10  Pf.  Sterl.  jeden  zum 
Bürgen  seiner  gesicherten  Zukunft  zu  machen,  verliert  an  Wert,  wenn  man 
die  Gewinnung  der  erforderlichen  Summen  ins  Auge  fasst.  Zwangsweise 
Lohnabzüge  bei  der  arbeitenden  Classe,  Steuerzuschläge  bei  der  übrigen 
Bevölkerung  sollten  das  Mittel  sein.  Das  Alter  von  70  Jahren  ist  ferner 
ein  solches,  in  dem  das  Spiel  wohl  kaum  mehr  für  den  Einsatz  steht,  die 
Kente  von  4  sli  so  gering,  dass  sie  den  Pauperismus  nicht  nur  nicht 
bannt,  sondern,  wo  anderweitige  Bezüge  fehlen,  erst  recht  erzeugt. 
Uebrigens  wurden  die  finanziellen  Grundlagen  der  B I  a  c  k  1  e  y'schen  Berech- 
nungen vielfach  kritisiert  und  von  Autoritäten  auf  diesem  Gebiete  direct 
verworfen. 

Aber  all  dies  vermag  der  historischen  Bedeutung  dieses  Projectes 
nicht  Eintrag  zu  thun.  Andere,  die  später  kamen,  steckten  das  Gebiet  der 
zwangsweisen  Versicherung  ab,  indem  sie  die  Kranken-  wie  die  Begräbnis- 
gelder wie  bisher  den  Organisationen  der  Selbsthilfe  überlassen  wollten. 
Sie  fanden  ausserdem  einen  gerade  unter  der  Nachwirkung  der  Blackle y'schen 
Ideen  besser  vorbereiteten  Boden,  da  die  staatliche  Postverwaltung  unter 
Mr.  Fawcett's  Präsidentschaft  ihren  Verwaltungsmechanismus  bedeutend 
erweitert  hatte  und  zu  einem  ausserordentlich  wertvollen  Mithelfer  auf  dem 
Gebiete  des  gesammten  Sparcassen-  und  Versicherungswesens  geworden 
war.  Dass  auch  das  jüngste  Select  Committee  des  Unterhauses  die  Post 
als  Zahlstelle  für  die  Altersrenten  nicht  ohne  Aussicht  auf  Erfolg  heran- 
zieht, ist  dieser  Entwicklung  gewiss  mit  zu  danken. 

Wir  wollen  von  den  Projecten  der  letzten  Zeit  noch  das  des  Kev. 
W.  Moore  Ede  näher  beleuchten.  Es  tauchte  im  Jahre  1889  in  der 
Schrift  „A  Scheme  for  National  Pensions"  auf  und  ist  vor  allem  deshalb 
bemerkenswert,  weil  es  unter  Beschränkung  der  Bla  ekle  y'schen  Ideen 
auf  das  Gebiet  der  Altersversorgung  den  Charakter  der  bestehenden  Hilfs- 
cassen  wahrt  und  im  ganzen  auf  ein  Compromiss  zwischen  der  Staats-  und 
Selbsthilfe  hinausläuft.  Die  Angehörigen  der  arbeitenden  Classe  sollten  mit 
65  Jahren  in  den  Genuss  einer  Altersrente  treten,  deren  Kosten  zur  Hälfte 
vom  Staate  zu  tragen,  zur  anderen  Hälfte  aber  aus  den  obligatorischen 
Beiträgen  aller  männlichen  Individuen  der  Nation  zu  bestreiten  waren.  Auf 
Grund  umfassender,  verlässlicher  Tabellen  wird  eine  wöchentliche  Einzahlung 
von  2Y2  d  vom  18.,  von  3  d  vom  21.  Lebensjahre  an  als  hinreichend 
zur  Sicherung  einer  Leibrente  von  12  Pf.  Sterl.  mit  65  Jahren  erklärt. 
Aber  an  Stelle  dieser  ein  Menschenalter  dauernden  Einzahlungen  wünscht 
Moore  Ede  nach  Blackleys  Vorgang  dreijährige  Beiträge  zu  setzen, 
die  im  Alter  von  18  bis  zu  21  Jahren  im  Ausmaasse  von  1  sh  8  d 
die  Woche  oder  zwischen  21  und  24  Jahren  im  Betrage  von  1  sh 
9  c^  zu  erfolgen  hätten.  Die  Kranken-  und  Begräbnisversicherung  sollte 
nach  wie  vor  Sache  der  Hilfscassen  bleiben.  Die  Bedachtnahme  auf  diese 
letzteren  wie  die  verlässlichen  finanziellen  Berechnungen  sind  die  augen- 
fälligsten Vorzüge    dieses   Projectes.     Wie  aber  sollen  die  Beiträge  herein - 
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gebracht  werden?  Dafür  weiss  Moore  Ede  so  wenig  wie  Blackley 
einen  gangbaren  Weg  und  bezeichnet  das  als  blosse  Nebenfrage.  Solange 
jedoch  der  Charakter  des  englischen  Volkes  und  die  Unabhängigkeit  seines 
Arbeiterstandes,  der  sein  Schicksal  bisher  in  eigenen  Händen  gehalten,  eine 
Gesetzgebung  ausschliessen,  die  zwangsweise  Lohnabzüge  zu  Versicherungs- 
zwecken der  Arbeiterschaft  legitimiert,  ist  nicht  einzusehen,  wie  ohne 
Lösung  dieser  Nebenfrage  die  zwangsweise  Versicherung  überhaupt  durch- 
geführt werden  kann.  Auch  darauf  wurde  noch  keine  Antwort  ertheilt, 
wie  die  auf  das  Individuum  entfallenden  Zwangsbeiträge  von  jenen  herein- 
zubringen wären,  die  weder  directe  Steuern  zahlen  noch  in  festem  Arbeits- 
verhältnis stehen,  bei  denen  also  ein  Lohnabzug  wie  ein  Steuerzuschlag  in 
gleicher  Weise  unzulässig  ist. 

Zu  Ende  des  Jahres  1896  hat  Mr.  Burdett  die  öffentliche  Discussion 
auf  die  Nachtheile  hingelenkt,  die  für  jene,  die  ihre  Einzahlungen  nicht 
aufrecht  zu  erhalten  vermögen,  mit  dem  daraus  resultierenden  Verluste  der 
bisherigen  Beiträge  verbunden  sind.  Sein  Schema  will  diesen  Nachtheil 
vermeiden,  indem  es  die  Kückzahlbarkeit  der  bisherigen  Einlagen  sammt 
deren  Zinsen  jederzeit  sichert.  Dem  infolgedessen  unausbleiblichen  Erfor- 
dernis erhöhter  Prämien  soll  der  Staat  begegnen,  indem  er  das  Guthaben 
derjenigen,  die  vom  16.  bis  zum  20.  Lebensjahre  2  sh  die  Woche, 
beziehungsweise  vom  20.  Lebensjahre  an  1  sh  die  Woche  regelmässig 
zu  erlegen  sich  verpflichten,  um  ungefähr  ein  Drittel  vermehrt,  was  dann 
zusammen  mit  den  eigenen  Ersparnissen  hinreichen  würde,  um  ledigen 
Personen  eine  Altersrente  von  7  sh  die  Woche  und  verheirateten  eine 
solche  von  11  sh  wöchentlich  von  ihrem  60.  Lebensjahre  an  zu  sichern. 
Burdett  hat  von  vorneherein  nur  jene  Lohnarbeiter,  die  20  sh  oder 
weniger  in  der  Woche  verdienen,  in  seine  Altersversorgung  einbezogen,  den 
Betrag,  den  diese  zurückzulegen  vermögen,  mit  1  sh  die  Woche  taxiert. 
Nun  erscheint  es  vor  allem  fraglich,  ob  die  Kückzahlbarkeit  der  geleisteten 
Einzahlungen,  die  Burdett  vor  allem  sichern  will,  wirklich  der  zweifel- 
lose Vortheil  ist,  als  den  er  sie  preist.  Die  Postsparcasse  ermöglicht  eine 
solche  bereits,  freilich  unter  Verzicht  auf  die  aufgelaufenen  Zinsen.  Im 
Wesen  der  Sparcasse  liegt  dies  auch  begründet,  aber  daraus  folgt  noch 
keineswegs,  dass  es  gerathen  ist,  die  Zurückerstattung  der  die  Altersver- 
sorgung sichernden  Zahlung  unter  Verzichtleistung  auf  das  angestrebte 
Ziel  in  einem  Augenblicke  dringender  Noth  zuzulassen.  Es  dürfte  viel- 
mehr in  vielen  Fällen  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Versicherten 
liegen,  wenn  man  ihnen  die  Möglichkeit  nimmt,  um  eines  dringenden  Be- 
dürfnisses willen  auf  die  gehörige  Altersversorgung  und  damit  auf  die 
Frucht  jahrelanger  Selbstbeschränkung  zu  verzichten.  Der  schwächste 
Punkt  in  der  Bur  d  ett'schen  Argumentation  scheint  in  der  unhaltbaren 
Unterscheidung  der  Lohnarbeiter  mit  einem  Wocheneinkommen  von  20  sh 
und  darunter  von  ihren  besser  gestellten  Genossen  gelegen  zu  sein.  Liesse 
sich  auch  der  thatsächliche  Wochenverdienst  zur  Zeit  der  ersten  Einzahlung 
ermitteln,    so    fehlt    es   doch    an  jeder  Garantie,    dass   der  Mann  in  einer 
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späteren  Lebensperiode  nicht  etwa  in  eine  höhere  Lohnclasse  aufsteigt  und 
der  Staat  seinen  Zuschuss,  den  er  nach  B  u  r  d  e  1 1  s  Vorschlag  in  einem 
frühen  Stadium  der  Sparzeit  leistet,  nicht  gegen  seine  eigene  Absicht  ver- 
geben hat.  Die  Kosten  dieses  Projectes  sollen  der  Nation  alles  in  allem 
auf  weniger  als  800.000  Pf.  Sterl.  zu  stehen  kommen.  Uebrigens  sind 
gerade  die  Grundlagen  von  Burdett's  finanziellen  Berechnungen  nichts 
weniger  als  einwandfrei  und  von  seinem  Projecte  war  in  letzter  Zeit  nicht 
mehr  die  Eede. 

So  spannkräftig  und  reich  an  kluger  Voraussicht  aber  hat  der  englische 
Nationalgeist  in  der  Victorianischen  Aera  sich  entfaltet,  indem  er  alle 
Möglichkeiten,  für  die  Zukunft  zu  sorgen,  energisch  ausnützte,  ja,  sich  neue 
Mittel  und  Wege  zum  gleichen  Ziele  erschloss,  dass  es  an  einem  hin- 
reichenden Grunde  fehlt,  warum  unter  allen  Methoden,  die  Zukunft  zu 
sichern,  gerade  eine  allein  und  überdies  die  unpopulärste  von  allen,  die 
allgemeine  Zwangsversicherung,  staatlich  normiert  werden  sollte.  Die  Form, 
in  der  der  Einzelne  spart,  ist  nicht  minder  der  Ausfluss  seiner  persönlichen 
Individualität,  wie  sein  gegenwärtiger  Beruf,  die  Wahl  seines  Wohnsitzes, 
die  Gesammtheit  seiner  Lebensverhältnisse  überhaupt.  Dem  einen  wird  es 
richtiger  scheinen,  durch  jährliche  Einzahlung  in  eine  Baugenossenschaft 
nach  so  und  so  viel  Jahren  ein  Haus  zu  erwerben,  wo  er  auf  die  alten 
Tnge  frei  wohnen,  mit  dessen  Mieterträgnis  er  eventuell  eine  beständige 
Rente  sich  sichern  kann.  Dem  anderen  wird  es  vielleicht  besser  entsprechen, 
seine  Barschaft  in  ein  kleines  Geschäft  zu  stecken,  oder  sie,  eine  Con- 
junctur  des  Marktes  benützend,  zum  Domicilwechsel  oder  zum  Uebergange 
in  einen  neuen  Gewerbebetrieb  zu  verwenden.  Die  zahlreichen  Industrie- 
centren des  heutigen  England,  seine  enge  Verbindung  mit  den  Colonien, 
die  starken  und  im  voraus  unberechenbaren  Schwankungen  seines  Arbeits- 
marktes haben  die  volle  Freizügigkeit  zu  einem  unverzichtbaren  Postulat 
des  englischen  Lohnarbeiters  erhoben.  Zeigt  doch  schon  die  misslungene 
Gesetzgebung  Karls  XII.,  welche  in  das  stolze  Werk  der  Elisabeth 
die  erste  Bresche  legte,  wie  jedes  Rütteln  an  den  Grundlagen  des  damaligen 
Armenrechtes,  welches  im  grossen  und  ganzen  wieder  das  heutige  ist,  zu 
einer  Einschränkung  der  Freizügigkeit  und  damit  zu  einer  Vermehrung  des 
Pauperismus  führte !  Für  das  heutige  Grossbritannien,  nicht  als  staatliche 
Einheit,  sondern  als  die  Basis  eines  ungeheueren  Weltreiches  betrachtet, 
liesse  sich  wohl  keine  Form  der  obligatorischen  Altersversicherung,  geschweige 
denn  der  staatlichen  Altersversorgung  ersinnen,  die  nicht  mindestens  im 
Verlaufe  ihrer  praktischen  Durchführung  zur  Einschränkung  der  Freizügig- 
keit führen  muss.  Mit  dieser  aber  tritt  die  Unmöglichkeit  ein.  die  Arbeits- 
kraft am  lohnendsten  Orte  und  in  der  lohnendsten  Weise  zu  verwenden. 
Dem  Pauperismus  der  betagten  Armen  gesellt  sich  somit  jener  der  arbeits- 
tiichtigen  Elemente  hinzu. 

Ein  Blick  auf  den  Capitalsstand  der  Organisationen  englischer  Selbst- 
hilfe wie  auf  den  der  Sparbanken  und  Postsparcassen  wird  die  ausser- 
ordentliche Erstarkung   des  Sparsinnes   und  der  Voraussicht  des  englischen. 
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Arbeiterstandes  am  deutlichsten  offenbaren.  Im  vorigen  Jahre  hatten  die 
Gewerkvereine  allein  2,138.296  Pf.  Sterl.  in  Händen,  die  auf  gegenseitiger 
Versicherung  beruhenden  Hilfscassen  (Friendly  Societies)  25,408.253  Pf  Sterl., 
die  Clubs  der  Arbeiterschaft  107.938  Pf  Sterl.,  andere  Gesellschaften  unter 
dem  Hilfscassengesetze  335.301  Pf.  Sterl.,  die  Industrial  and  Provident 
Societies  28,451.328  Pf.  Sterl.,  die  Bau-  oder  richtiger  Hauserwerbs- 
genossenschaften 56,397.457  Pf.  Sterl.,  die  Trustee  Savings  Banks 
53,699.532  Pf.  Sterl.,  die  Postsparcassen  108,098.641  Pf.  Sterl.,  die 
Eisenbahnsparcassen  3,124.069  Pf.  Sterl.,  die  Darlehensgenossenschaften 
265.869  Pf.  Sterl.  Das  macht  zusammen  rund  280  Millionen  Pf.  Sterl. 
oder  mehr  als  3  Milliarden  Gulden  aus.  Der  hohe  Capitalsstand  der  Post- 
sparcassen, der  natürlichsten  Sparstellen  für  den  englischen  Arbeiterstand, 
ist  besonders  hervorzuheben ;  ihre  Einlagen  wuchsen  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten in  weit  stärkerem  Maasse  als  die  Bevölkerung  selbst.  Aber  auch 
diese  Ziffern  schweigen  völlig  von  dem  Sparsinn  und  der  Opferfreudigkeit 
jener  breiten  Schichten  der  Arbeiterschaft,  welche  alles,  was  das  tägliche 
Leben  sie  erübrigen  liess,  statt  es  in  Spar-  und  Hilfscassen  anzulegen, 
lieber  zur  besseren  Unterkunft  der  Familie,  zur  reichlicheren  Ernährung 
und  sorgfältigeren  Erziehung  der  Kinder  verwenden  wollten,  weil  sie  von 
der  erhöhten  Leistungsfähigkeit  und  thätigen  Dankbarkeit  dieser  die  sicherste 
Bürgschaft  für  einen  friedlichen  Lebensabend  erhofften. 

Wer  diese  Beweise  von  der  Fähigkeit  und  Willigkeit  der  englischen 
Arbeiterschaft,  sich  selbst  zu  helfen  und  für  die  eigene  Zukunft  zu  sorgen, 
überblickt,  dem  wird  der  Entwurf  der  1899er  ünterhauscommission  als 
willkürliche  Construction  von  unheilbaren  Folgen  erscheinen.  Dieser  Entwurf 
verspricht  eine  Wochenrente  von  mindestens  5  und  höchstens  7  sh  jedem 
englischen  Unterthanen,  der  die  mit  der  Altersversorgung  betraute  Behörde 
über  folgende  Bedingungen  zu  vergewissern  vermag: 

a)  Dass  er  65  Jahre  alt  geworden ; 

h)  dass  er  innerhalb  der  letzten  20  Jahre  weder  eines  Vergehens  über- 
führt noch  ohne  die  Option  einer  Geldstrafe  zu  Zwangsarbeit  oder 
Kerker  verurtheilt  worden  sei ; 

c)  dass  er  während  der  der  Erhebung  des  Pensionsanspruches  voraus- 
gehenden 20  Jahre  die  öffentliche  Armenpflege  höchstens  in  der  Form 
des  ärztlichen  Beistandes  zu  Hilfe  gerufen  habe,  es  wäre  denn  unter 
Bedingungen  ganz  ausserordentlicher  Natur  gewesen ; 

d)  dass  er  im  District  der  betreffenden  Pensionsbehörde  domiciliert; 

e)  dass  er  kein  anderweitiges  Einkommen  von  mehr  als  10  sh  die 
Woche  bezieht ; 

f)  dass  er  sich  nach  besten  Kräften,  durch  Gewerbsfleiss  oder  durch 
Uebung  rationeller  Voraussicht,  bemüht  habe,  für  sich  und  die  von 
ihm  unmittelbar  abhängigen  Personen  vorzusorgen. 

Wir  brauchen  hier  bloss  auf  unsere  früheren  Darlegungen  zu  ver- 
weisen, um  zu  sehen,  wie  willkürlich  sowohl  die  Höhe  der  Altersrente  als 
auch    die    Altersgrenze    von    65   Jahren    gewählt   ist,    wie    sehr   die   Aus- 
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Schliessung  der  Versorgung  durch  ein  anderweitiges  Einkommen  von 
10  sli  die  Woche  der  Sparsamkeit  und  Voraussicht  Abbruch  thut,  wie 
die  Bestimmung  über  das  erforderliche  Domicil  die  Freizügigkeit  gefährlich 
bedroht,  wie  hinfällig  jeder  seitens  einer  Behörde  an  individuelle  Voraus- 
sicht und  Sparsamkeit,  an  individuelle  Würdigkeit  überhaupt  gelegte 
Maasstab  ist.  In  Bezug  auf  die  Handhabung  der  Altersversorgung  verlangt 
der  Entwurf,  dass  die  Armenväter  jedes  Kreisarmenverbandes  ein  engeres 
Comite  wählen,  welches^  durch  Delegierte  anderer  öffentlicher  localer  Ver- 
bände verstärkt,  von  der  Gesammtheit  der  Armenväter,  aus  deren  Keiheu 
die  Majorität  dieses  engeren  Ausschusses  sich  recrutiert,  unabhängig  wäre; 

dass  die  gemeinschaftliche  Casse  des  Armenverbandes  die  Kosten  der 
Altersversorgung  tragen,  dass  jedoch  zu  den  allgemeinen  Armenkosten  ein 
Zuschuss  aus  staatlichen  Steuern  erfolgen  solle,  der  sich  nicht  nach  den 
im  Kreisarmenverbande  vertheilten  Pensionen,  sondern  nach  der  Grösse  der 
Bevölkerung  zu  richten,  die  Hälfte  der  Pensionskosten  aber  in  keinem 
Falle  zu  überschreiten  hätte ; 

dass  die  Post  zur  Zahlstelle  für  die  Altersrente  gemacht  werde, 
welche  auf  3  Jahre  zu  gewähren  und  nach  Ablauf  dieser  Periode  zu 
erneuern,  von  der  Behörde  jedoch,  sobald  die  Umstände  des  individuellen 
Falles   in   ihren  Augen    sich    geändert   haben,  jederzeit  zurückzuziehen  sei. 

Diese  Betrauung  einer  bereits  bestehenden  Behörde  mit  einer  neuen, 
wichtigen  Function  ist  der  interessanteste  Zug  an  diesem  Theile  des  Pro- 
jectes.  Die  verwirrende  Mannigfaltigkeit  der  englischen  Selbstverwaltung 
erscheint  als  die  natürliche  Frucht  einer  Entwicklung,  die  jeder  neuen 
wirtschaftlichen  Function  ein  besonderes  Organ,  besondere  Kepräsentanten 
mit  besonders  erhobenen  und  besonders  verwendeten  Geldmitteln  schuf. 
Sollte  eine  bestehende  Behörde  mit  der  Aufbringung  und  Zuerkennung  der 
Altersrenten  —  ihre  Zutheilung  erschien  als  Sache  der  Postanstalten  — 
betraut  werden,  so  war  der  Kreisarmenverband  von  Natur  aus  hierzu 
berufen.  Die  Grafschaftsräthe  haben  übrigens  die  blosse  Zumuthung,  eine 
derartige  Function  zu  übernehmen,  als  mit  ihrer  Organisation  unvereinbar 
energisch  zurückgewiesen.  Aber  auch  nach  der  commissionellen  Begrenzung 
der  seitens  des  Staates  zu  leistenden  Zuschüsse  besteht  die  Gefahr,  dass 
der  Kreisarmenverband  einen  ganz  ungebürlichen  Theil  seiner  Armenlasten 
auf  die  Schultern  des  Staates  abwälzen  werde. 

Wir  wollen  nun  kurz  die  beiden  Thatsachen  prüfen,  die,  allen  gegen 
eine  allgemeine  Altersversorgung  vorgebrachten  Einwänden  zum  Trotz,  für 
den  Nutzen  und  die  praktische  Durchführbarkeit  der  von  der  Commission 
vertretenen  Keform  nach  deren  eigenen  Worten  prima  facie  zeugen.  Die 
erstere  der  beiden  führt  uns  nach  Dänemark.  Dort  wurde  im  Jahre  1892 
eine  allgemeine  Altersversorgung  eingeführt,  deren  Kosten  zur  Hälfte  der 
Staat,  zur  Hälfte  die  Selbstverwaltungskörper  tragen.  Die  Voraussetzungen 
des  Bezugsrechtes  sind:  Staatsbürgerschaft  von  Geburt,  ein  Alter  von 
60  Jahren  und  thatsächliche  Mittellosigkeit.  Unter  den  wenigen  aus- 
schliessenden  Bedingungen  spielt  auch  hier  die  Inanspruchnahme  der  öffent- 
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liehen  Armenpflege  in  den  10  letzten  Jahren  die  wichtigste  Rolle.  Die 
communale  Behörde  kann  niemandem,  der  die  vorgeschriebenen  Bedingungen 
setzt,  die  Altersrente  verweigern,  wohl  aber  deren  Höhe  frei  bestimmen. 
Sie  vermag  auch  die  Pension  nach  ihrem  Gutdünken  zurückzuziehen,  aber 
dieser  Fall  kommt  praktisch  niemals  vor.  Nun  erzählt  uns  das  bekannte 
Mitglied  des  Unterhauses,  Geoffrey  Drage^),  der  sich  auf  die  Auto- 
rität des  ersten  dänischen  Statistikers  stützt,  wie  schon  zu  Anfang  des 
Jahres  1894  Klagen  über  den  Zusammenbruch  der  von  Unternehmern 
dotierten  Uuterstützungscassen  laut  wurden,  wie  Hilfscassen  in  Schwierig- 
keiten kamen,  das  Geld  aus  den  Sparcassen  zurückgezogen  und  verschwendet 
wurde.  Die  Bande  zwischen  Eltern  und  Kindern,  zwischen  Herrn  und 
Diener  wurden  gefährlich  gelockert  und,  um  allem  die  Krone  aufzusetzen, 
die  Löhne  erniedrigt.  So  stand  es  schon  1894.  Seitdem  dauern  die  bösen 
Folgen  ungeschwächt  fort.  Niemand  will  mehr  für  seine  Zukunft  zurück- 
legen, da  ja  der  Staat  diese  Sorge  auf  sich  genommen  hat.  Der  Bericht 
der  Parlamentscommission  selbst  gibt  zu,  wie  bedenklich  sich  die  Lasten 
der  dänischen  Communen  erhöhten,  trotzdem  die  sonstigen  Armenkosten  — 
offenbar  infolge  des  durch  Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Armenpflege 
erschwerten  Pensionsanspruches  —  gesunken  seien,  gar  nicht  zu  reden  von 
der  Neubelastung  des  Staates,  der  ja  die  Kosten  der  Altersrente  zur  Hälfte 
trägt.  Zudem  ist  nicht  recht  einzusehen,  wie  die  Verhältnisse  eines  kleinen 
Landes,  das  eine  einzige  grosse  Stadt  besitzt  und  dessen  Bevölkerung  fast 
zur  Hälfte  von  der  Landwirtschaft  lebt,  für  das  heutige  England  als  Ana- 
logie dienen  kann.  Nichts  wahrlich  erscheint  entmuthigender  für  die  Sache 
der  Altersversorgung  als  dieser  „Beweis*"  ihrer  Durchführbarkeit. 

Aber  die  Commission  erbringt  einen  zweiten.  Es  ist  die  von  den 
Charity  Commissioners  in  den  letzten  Jahrzehnten  adoptierte  Praxis,  einen 
immer  grösseren  Theil  der  verfügbaren  Stiftungserträgnisse,  statt  ihn  als 
einfache  Unterstützungen  zu  vertheilen,  in  fixe  Altersrenten  zu  verwandeln, 
die  an  alte  und  würdige  Personen  vergeben  werden.  Die  Bewerber  müssen 
ihre  Armuth  und  Würdigkeit  erweisen,  und  zur  letzteren  gehört,  dass  sie 
in  vernünftiger  Weise  für  ihre  Zukunft  zu  sorgen  unternahmen.  Der  Bericht 
erwähnt,  dass  es  den  Commissioners  möglich  sei,  vor  allem  mit  Hilfe  der 
Charity  Organisation  Society,  jener  vortrefflichen  Gesellschaft  zur  Organi- 
sation der  privaten  Wohlthätigkeit,  die  Angaben  der  Petenten  auf  ihre 
Glaubwürdigkeit  zu  prüfen  und  nur  solche  Personen,  die  es  wirklich  ver- 
dienen, zu  unterstützen.  Soweit  mag  alles  ganz  richtig  sein.  Der  Irrthum 
liegt  dort,  wo  die  Commission  aus  diesem  Thatbestande  schliesst,  dass  der 
gleiche  Vorgang  mit  dem  gleichen  Erfolge  auf  dem  unendlich  grösseren 
Gebiete  und  in  den  unendlich  complicierteren  Verhältnissen  der  allgemeinen 
Altersversorgung  durchführbar  sei.  Davon  kann  schon  deshalb  nicht  die 
Rede  sein,  weil  die  Charity  Organisation  Society  nicht  für  ein  Project  zu 
haben    sein   wird,    das   zu  ihren  Grundsätzen  in  geradem  Gegensatze  steht. 


^)  The  Problem  of  the  Aged  Poor.  Fortnightly  Eeview.  October  1899. 
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Das  ist  ja  das  Wesen  aller  privaten  Wohlthätigkeit,  wie  der  der  Cliarity 
Organisation  Society  und  in  letzter  Linie  auch  der  der  Charity  Commissioners, 
dass  sie  von  den  vielen  Fällen  von  Elend  und  Hilflosigkeit  jene  wenigen 
ausliest,  in  denen  persönliche  Würdigkeit  wirklich  vorhanden  ist,  dass  sie 
durch  ein  Zusammenwirken  vieler  Personen  und  Mittel  dem  Uebel  des 
individuellen  Falles  bis  auf  seine  verborgenen  Wurzeln  nachspürt  und  es 
auch  von  der  Wurzel  aus  zu  heilen  versucht,  um  so  die  Einzelnen,  die 
unverschuldet  dem  Elend  zu  verfallen  drohen  oder  bereits  verfallen  sind, 
vor  der  mit  der  öffentlichen  Armenunterstützung  untrennbaren  capitis  demi- 
nutio zu  bewahren.  Die  private  Wohlthätigkeit  hat  das  Recht  und  auch 
die  Möglichkeit  zu  individualisieren.  Sie  erfolgt  im  Interesse  des  Bedüif- 
tigen  und  wirkt  nicht  minder  auf  den  Helfer  zurück.  Die  öffentliche  Armen- 
pflege aber  liegt  allein  im  Interesse  der  Öffentlichkeit,  d.  h.  aller.  Sie 
erfolgt  auf  deren  Kosten  und  ihre  unverrückbare  Grenze  ist  die,  dass  das 
Leben  der  ihr  zur  Last  Fallenden  in  jeder  Weise  an  Annehmlichkeit  hinter 
der  Existenz  jener  zurückstehen  muss,  die  sich,  wenn  auch  noch  so 
mühsam,  selbständig  durchbringen.  Das  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  wie 
des  Interesses  aller  arbeitstüchtigen  und  arbeitswilligen  Elemente.  Von 
Nothwendigkeit  und  von  dem  staatlichen  Wohl  allein  und  nicht  von  Ver- 
dienst und  Mildthätigkeit  ist  hier  die  llede.  Eine  solche  Abgrenzung  der 
Gebiete  des  Poor  Law  und  der  Charity  war  erst  möglich  geworden,  als 
das  erstere  nach  den  verhängnisvollen  Verirrungen  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts sich  seinem  natürlichen  Berufe  wieder  zugewandt  hatte.  Eine 
Reform,  die  ein  allgemeines  Recht  auf  staatliche  Altersversorgung  gibt, 
dieser  also  das  Merkmal  des  Beschämenden  nimmt,  den  Arbeitsamen  und 
auf  Selbständigkeit  Bedachten  mit  dem  berufsmässig  von  Anderer  Geld  und 
Mühe  Lebenden  zusammenwirft,  verleugnet  nicht  nur  alle  Grundsätze  des 
englischen  Armenrechtes,  sondern  verwischt  auch  die  Grenze  zwischen 
diesem  und  der  privaten  Wohlthätigkeit  und  beraubt  die  letztere  aller  Lust, 
ja  aller  Möglichkeit  noch  einzugreifen. 

Wir  haben  früher  der  Kosten  erwähnt,  welche  die  allgemeine  Alters- 
versorgung, wie  Booth  sie  vorschlägt,  mit  sich  brächte.  Die  Projecte 
seiner  Nachfolger  halten  sich  in  weit  engeren  Grenzen.  Aber  das  Bedenk- 
lichste ist  nicht  die  erschreckende  Höhe  der  schon  anfangs  erforderlichen 
Summen,  sondern  die  Nothwendigkeit  ihres  beständigen  Steigens  und  die 
Unfruchtbarkeit  ihrer  Verwendung.  Die  Millionen,  deren  England  für  eine 
allgemeine  Altersversicherung  bedarf,  wären  nicht  nur  unfruchtbares  Capital, 
sie  würden  geradezu  den  lebendigen  Kräften  des  Volkes  den  stärksten 
Anreiz  zu  wirtschaftlicher  Thätigkeit  nehmen.  Da  die  Einkommensteuer  als 
Reserve  für  den  Kriegsfall  betrachtet  wird,  dürfte  die  Aufbringung  der 
erforderlichen  Mittel  nur  durch  eine  bedeutende  Erhöhung  der  communalen 
Steuern  oder  im  Wege  der  fortschreitenden  communalen  Verschuldung 
zu  erwarten  sein.  Schon  aber  hat  die  Steuer-  wie  die  Schuldenlast  der 
englischen  Selbstverwaltungskörper  eine  beträchtliche  Höhe  erreicht; 
während   es   in  dem  Zeiträume  von  1874/5  bis  1894/5  gelang,  die  Reichs- 
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schuld  um  112  Millionen  Pf.  Sterl.  zu  verringern,  hat  die  locale  Verschul- 
dung in  der  gleichen  Periode  um  142-5  Millionen  Pf.  Sterl.  zugenommen. 
Wiihrend  von  1868  bis  1896  die  steuerbaren  Werte  von  England  und 
Wales  von  100  Millionen  auf  165-99  Millionen  Pf.  Sterl.,  d.  i.  um  66  Proc. 
stiegen,  sind  die  Ausgaben  der  Selbstverwaltungskörper  von  rund  30 
auf  rund  75  Millionen  Pf.  Sterl.,  d.  i.  um  150  Proc.  in  die  Höhe  gegangen. 
Diese  Ziffern  sind  unbedenklich,  solange  der  industrielle  Aufschwung 
anhält,  der  die  Grundlage  von  Englands  politischer  Macht  wie  auch  die 
seiner  Wohlhabenheit  und  culturellen  Entwicklung  bildet.  Die  englische 
Geschichte  der  letzten  Jahrzehnte  steht  im  Zeichen  der  immer  machtvolleren 
Entfaltung  jenes  eigenartigen  Assimilationsprocesses,  der,  wie  Dr.  Baern- 
reither^)  schon  im  Jahre  1886  schrieb,  Nahrungsmittel  und  Kohstoffe 
ans  allen  Ländern  der  Welt  nach  dem  Inselreiche  führt,  um  wieder  jene 
mit  seinen  gewerblichen  Erzeugnissen  und  den  Schätzen  des  eigenen  Bodens 
zu  versorgen.  Dieser  Process  aber  hat  einen  Jahr  für  Jahr  wachsenden 
Theil  des  englischen  Volkes  in  den  Dienst  der  industriellen  Entwicklung 
gestellt.  Er  hat  das  flache  Land  entvölkert  und  die  gründliche  Bebauung 
desselben  erschwert.  Er  hat,  indem  er  in  den  grossen  Centren  der  Industrie 
gewaltige  Menschenmassen  concentrierte,  der  staatlichen  Gesetzgebung  wie 
der  localen  Verwaltung  Probleme  von  furchtbarer  Schwierigkeit  zur  Lösung 
gegeben.  Er  hat  die  Nahvungsversorgung  zweier  Drittel  des  Volkes  von 
fremder  Zufuhr  allein  abhängig  gemacht.  Er  hat  bewirkt,  dass  jede  Störung 
der  Nahrungszufuhr  oder  des  regelmässigen  Warenabsatzes  in  dem  ent- 
legensten Winkel  der  Erde  die  Arbeitsgelegenheit  von  Hunderten  von 
Menschen  in  der  Heimat  gefährdet,  ihre  und  der  Ihren  Ernährung  in  Frage 
stellt.  Dieser  ungeheuere  industrielle  Productionsprocess  hat  endlich  nicht 
zu  hindern  vermocht,  dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  dass 
Deutschland  und  Japan  zu  gefährlichen  Concurrenten  Englands  heran- 
wuchsen. Wohl  sind,  seit  der  Ernst  dieses  Wettkampfes  breiteren  Kreisen  des 
Volkes  zum  Bewusstsein  gelangt  ist,  all  seine  Kräfte  und  Energien  auf  dem 
Plane,  um,  nachdem  die  industrielle  Monopolstellung  des  Vaterlandes  ver- 
loren gegangen,  diesem  die  industrielle  Suprematie  und  mit  ihr  den  über- 
wiegenden Einfluss  auf  der  Welt  zu  bewahren.  Aber  ein  solcher  Kampf 
schliesst,  selbst  wenn  er  erfolgreich  endet,  die  Gefahr  ernster  und  anhal- 
tender ßückschläge  ein.  Es  ist  nun  überaus  wichtig,  dass  diese,  wenn  sie 
kommen,  eine  Bevölkerung  finden,  die,  wie  die  englische  Nation  es  bisher 
gethan,  sich  in  kleinen  und  grossen  Verbänden  beizeiten  gewöhnte^  auch 
für  schlimme  Tage  vorzusorgen,  die  dabei  ihre  Energie  gestählt,  ihren 
Blick  für  die  Kealitäten  des  Lebens  und  die  besonderen  Entwicklungs- 
bedingungen ihres  Landes  geschärft,  ihre  eigenen  Bedürfnisse  mit  diesen 
in  Uebereinstimmung  gebracht  hat.  In  harten  Kämpfen  um  die  Freiheit  der 
Selbstbestimmung,  in  nachhaltigem  Eingen  um  deren  Erhaltung  haben  die 
stolzen  Verbände  der  englischen  Arbeiterschaft  ihre  unvergleichliche  Energie 
in  der  Wahrnehmung   ihrer  Rechte,   ihr  hohes  Verantwortlichkeitsgefühl  in 

^)  Baerareitlier:  Die  englischen  Arbeiterverbände  und  ihr  Recht. 
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der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  sich  errungen.  Auf  eigenen  Grundlagen  auf- 
gewachsen, von  ihrem  eigenen  Interesse  geleitet,  haben  sie  doch  jeden  die 
öffentliche  Ordnung  bedrohenden,  dem  Wohle  der  Gesammtheit  feindlichen 
Charakter  von  sich  abgestreift,  seitdem  sie  ihre  eigene  Wohlfahrt  mit  der 
britischen  Weltmacht  und  dem  gewaltigen  industriellen  Productionsprocesse, 
der  diese  trägt,  aufs  innigste  verbunden  erkannten.  Diese  Organisationen  der 
Selbsthilfe  unversehrt  zu  bewahren,  wird  die  vornehmste  Sorge  des  englischen 
Unterhauses  sein,  wenn  es  in  der  neuen  Session  an  die  Frage  der  Alters- 
versorgung nochmals  herantritt.  Ob  die  Vorschläge  der  ünterhauscommission, 
ob  überhaupt  irgendein  Project  der  unterschiedslosen  öffentlichen  Alters- 
versorgung von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  bestehen  vermag,  wird  die 
Zukunft  lehren.  Wir  glauben  es  nicht.  Denn  neben  den  für  Volk  und 
Staat  verheerenden  Folgen  einer  derartigen  Uebernahme  aller  betagten  Per- 
sonen erscheint  die  missliche  Lage  eines  Theiles  der  Armen  als  kleineres 
Uebel.  Aber  dieses  belastet  schwer  das  Gewissen  der  Nation,  und  seine 
Behebung  ist  längst  zujn  übereinstimmenden  Verlangen  in  all  seinen 
Kreisen  geworden.  „England",  so  rief  jüngst  John  Morley  aus,  „zählt 
seine  Helden  nicht  minder  in  den  Fabriken,  in  den  Bergwerken  und  auf 
den  Feldern,  wie  auf  seinen  Kriegsschiffen  oder  im  Soldatenquartier!  Es 
dankt  seine  Grösse  mehr  den  Triumphen  des  Friedens  als  den  Erfolgen  im 
Kriege.  Kann  es  für  das  Alter  seiner  Kämpfer  Sorge  tragen,  warum  sollte 
es  sich  seiner  bejahrten  Arbeiterschaft  nicht  annehmen  können!"  Dieser 
Wunsch  wird  zweifellos  in  Erfüllung  gehen,  ohne  die  staatliche  Intervention 
auf  dem  nach  englischer  Anschauung  ureigensten  Gebiete  individueller 
Bethätignng  zu  Hilfe  zu  rufen.  Im  Eahmen  des  bestehenden  Armenrechtes 
mögen  mannigfache  Erleichterungen  für  die  bejahrten  Personen,  mag  vor 
allem  eine  noch  weiter  gehende  Specialisierung  innerhalb  des  Arbeitshauses 
selbst  leicht  durchführbar  sein.  Aber  nur  durch  unbedingtes  Festhalten 
an  den  erprobten  Grundlagen  des  Armenrechtes,  nur  durch  gehörige 
Gebietsabgrenzung  und  dadurch  ermöglichte  Arbeitstheilung  zwischen  öffent- 
licher Armenpflege  und  privater  Wohlthätigkeit,  nur  durch  sorgfältige 
Wahrung  der  Selbstthätigkeit,  der  Selbstachtung  und  des  Selbstvertrauens 
in  den  zahllosen  Organisationen  englischer  Selbsthilfe  wird  das  Schicksal 
der  Invaliden  der  Arbeit  ohne  Beeinträchtigung  des  Gesammtwohles  dauernd 
zu  bessern  sein. 


LITEKATUR  UND  ORGANISATION  DER  HANDELS- 
WISSENSCHAFTEN. 


VON 


MIL  RICHTER, 


xilzartig  spriessen  die  Keime  der  kaufmännischen  Literatur  aus  dem 
Boden.  Genährt  durch  die  Bedürfnisse  der  Zeit,  haben  sie  ein  überaus  üppiges 
Wachsthum  entfaltet.  Kaum  ein  anderer  Zweig  des  fachwissenschaftlichen  Lebens 
bietet  ein  so  buntes,  mannigfaltiges  Bild  literarischen  Schaffens,  eine  so  grosse 
Fülle  ausreifender  Gedanken.  Lebensfähige  Sprösslinge  gehen  aus  ihnen  hervor, 
beständig  neue  Blüten  treibend.  Und  diese  vielseitige  Entwicklung  füllt  den 
geschichtlichen  Eaura  nur  weniger  Jahrzehnte.  Unmittelbar  aufeinanderfolgend  wird 
eine  Periode  in  raschem  Tempo  von  der  neuheranbrechenden  wieder  abgelöst. 
Kurzbemessene  Abschnitte  durchbrechen  die  gerade  Linie  dres  historischen  Laufes. 
Wie  ganz  anders  sah  es  doch  vor  einigen  Jahrzehnten  auf  diesem  Gebiete  aus! 
Einem  Sturzacker  gleich  lagerte  über  ihm  der  Frost  der  politischen  Unbeständigkeiten. 
So  war  es  den  eigenen  Berufsvertretern  noch  eine  terra  nova  —  ein  unbebautes 
Feld.  Weithin  dehnte  sich  dieses  brachliegende  Land  über  die  Fluren  nationalen 
Geisteslebens  aus.  Und  heute!  Wie  ein  blühender  Garten  liegt  das  kaufmännische 
Literaturgebiet  inmitten  des  saatenreifen  Gefildes  nationaler  Geistesarbeit.  Sorgfältig 
eingetheilt  in  frischbepflanzteBeete,  zeigen  einzelne  Sondergebiete  ein  fortgeschrittenes, 
andere  ein  zurückgebliebenes  und  wieder  andere  überhaupt  ein  ungleichmässiges 
Wachsthum.  Aber  alle  stehen  sie  noch  ganz  unter  den  bestimmenden  Einwirkungen 
der  commerziellen  Bildungsbestrebungen. 

Uebrigens  bilden  dieselben  die  Hauptquelle  der  handelswissenschaftlichen 
Literatur.  Denn  je  mehr  sich  ihre  Gewässer  ausdehnten,  desto  mehr  wuchs  auch 
die  Zahl  der  fachliterarischen  PJrscheinungen  an.  Und  als  sich  jene  allmählich  zu 
verflachen  begannen,  prägte  sich  dieselbe  Erscheinung  auch  in  der  kaufmännischen 
Literatur  aus.  Eine  gewisse  Ueberfülle  entstand,  als  ein  plötzliches  Erwachen  und 
Durchdringen  der  Bildungsbedürfnisse  auf  dem  Handelsgebiete  den  Anbruch  einer 
neuen  Epoche  verkündete.  Namentlich  trugen  dazu  auch  die  handelspolitischen 
Fortschritte  bei.  Ueberhaupt  machte  die  ganze  Entwicklung  zum  Welthandel  ihre 
tiefgreifenden  Einwirkungen  geltend.  Aus  ihr  giengen  die  treibenden  Kräfte  hervor, 
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welche  das  kaufmännische  Bildungswesen  in  seiner  äusseren  und  inneren  Entfaltung- 
neu belebte.  Und  da  seine  Lehren  und  Zweige  sammt  und  sonders  im  Mutterboden 
der  Naturwissenschaften  wurzeln,  so  bedurfte  es  nur  eines  heftigen  Ansturmes 
unseres  realistischen  Zeitgeistes,  um  die  fachliterarischen  Gedanken  und  Keime  von 
neuem  aufspriessen  zu  lassen  und  ihnen  überreiche  Nahrung  zu  ihrem  Wachsthum 
zuzuführen. 

Freilich  brachte  dieser  rasche  Aufschwung  anderseits  auch  einen  Nachtheil 
mit  sich.  Eine  Ungleichmässigkeit  in  der  Entwicklung  trat  in  die  Erscheinung: 
hinter  der  äusseren  Ausdehnung  blieb  der  innere  Ausbau  zurück.  Vor  allem 
giengen  die  Gesichtspunkte  der  Planmässigkeit  verloren.  Infolgedessen  verschoben 
sich  auch  die  Grenzlinien  der  Sondergebiete.  Zufälligkeiten  und  Geschehnisse 
durchbrachen  die  gerade  Linie  der  gleichmässigen  Aufeinanderfolge  und  lösten  in 
ihr  die  einzelnen  Phasen  unerwartet  und  plötzlich  ab.  Gerade  deswegen  wird  es 
eine  umso  schwierigere  Aufgabe  für  die  künftigen  Literarhistoriker  sein,  den 
Faden  der  Entwicklung  genau  zu  verfolgen  und  die  geschichtliche  Eintheilung 
nach  grundlegenden  Gesichtspunkten  vorzunehmen.  Hat  doch  die  handelswissen- 
schaftliche Literatur  einen  Werdegang  von  unendlichen  Krümmungen  und 
"Windungen  aufzuweisen,  die  bald  in  das  politische,  bald  in  das  wirtschaftliche 
und  bald  in  das  sociale  Gebiet  hinüberlaufen.  Eine  solche  Einbiegung  trat  vor 
allen  Dingen  in  die  Erscheinung,  als  das  handelswissenschaftliche  Streben  nach 
dem  neuerstandenen  Ziele  der  Hochschulbildung  sich  richtete.  Ein  leuchtendes 
Ideal  schwebte  den  coramerziellen  Berufsvertretern  in  diesem  Gedanken  einer 
höheren  Bildungspflege  vor.  Sichtbare  Erfolge  zeigten  sich  zunächst  in  der 
Errichtung  eigener  Stätten.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  zieht  der  wissenschaftliche 
Geist  in  die  commerzielle  Fachliteratur  ein.  Aus  ihm  entwickelt  sich  ein  neuer 
Wesenszug,  und  die  handelswissenschaftliche  Eigenart  sondert  sich  aus  dem 
allgemeinen  Charakterbilde  der  kaufmännischen  Literatur. 

Durch  diese  Bestrebungen  kamen  auch  die  literarischen  Erzeugnisse  in 
Fluss.  Zunächst  freilich  mussten  die  Anschauungen  über  ihre  Absichten  und 
Ziele  geklärt  werden.  Aus  diesem  Streben  heraus  entstanden  daher  Abhandlungen, 
welche  sich  eingehend  mit  der  Frage  höherer  kaufmännischer  Bildung  beschäftigen. 
Ausgehend  von  den  geistigen  Bedürfnissen  des  modernen  Handelsvertreters,  die 
unter  dem  Zeichen  weltpolitischer  Entwicklung  sich  nach  allen  Seiten  hin  erweitert 
haben,  kommt  in  ihnen  die  Erkenntnis  und  Nothwendigkeit  zum  lebendigen  Ausdruck, 
dass  die  Errichtung  von  Handelshochschulen  nicht  nur  eine  Forderung  der  Zeit 
sei,  sondern  dass  mit  ihr  auch  eine  günstige  Eeform  des  kaufmännischen  Bild'ungs- 
wesens  angebahnt  würde.  Ansätze  dazu  sind  denn  auch  bereits  schon  vorhanden. 

Aber  nicht  um  blosse  Tendenzschriften  handelt  es  sich  hier,  sondern 
vielmehr  um  literarische  Erscheinungen,  die  einen  ebenso  lehrreichen  wie  geschichtlich 
umfassenden  Beitrag  zu  diesen  Handelsbestrebungen  liefern,  beginnend  mit  den 
ersten  kümmerlichen  Anfängen,  bis  zur  Gegenwart  behandelnd,  wo  die  breiten 
Ströme  in  den  Hafen  praktischer,  sichtbarer  Erfolge  einmünden.  Vor  allen  Dingen 
gibt  ihnen  die  Klarheit  der  Ausführungen  und  die  Vollständigkeit  des  geschicht- 
lichen Bildes  einen  eigenartigen  interessanten  Eeiz:  sie  bieten  eine  orientierende 
Uebersicht   über   den   Werdegang  und   den   Stand,    zugleich  aber  auch  über  die 
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Aussichten  und  Ziele  dieser  Bewegung.  Dass  diese  einen  breiten  Eaum  in  der 
Geschichte  des  commerziellen  ünterrichtswesens  einnehmen  wird^  ist  keine  Frage. 
Mit  voller  Klarheit  wird  dies  allerdings  erst  zur  Erkenntnis  kommen,  wenn  wir 
an  der  Hand  der  geschichtlichen  Lehre  Eückschlüsse  zu  ziehen  imstande  sind. 
Was  aber  diese  Schriften  so  ausserordentlich  wertvoll  macht,  ist  nicht  bloss  die 
vermittelnde  Aufklärung,  sondern  mehr  noch  der  vorwärtsschauende  Geist,  welcher 
auch  den  Handelswissenschaften  die  Bahn  ebnet.  So  ist  in  ihnen  gewissermaassen 
der  Zukunft  vorgearbeitet,  insofern  als  sie  das  handelswissenschaftliche  System  in 
literarischer  und  unterrichtlicher  Beziehung  von  neuen  Gesichtspunkten  aus  entwickeln 
und  vor  allen  Dingen  es  nach  den  jetzigen  Bedürfnissen  entsprechend  ergänzen 
und  erweitern.  In  ihnen  verkörpert  sich  also  gewissermaassen  das  handels- 
wissenschaftliche Programm.  Und  wenn  sich  ihnen  dann  noch  einige  Denkschriften 
anschliessen,  die  anlässlich  der  Errichtung  von  Handelshochschulen  oder  der 
geplanten  Vorarbeiten  herausgegeben  worden  sind,  so  liegt  in  diesem  jungen 
Literaturzweige  ein  grosses  Stück  Geschichte  der  handelswissenschaftlichen  Ent- 
wicklung, ein  Stück  commerziellen  Bildungswesens  auf  nationalem  Gebiete.  Sie 
geben  die  Eichtung  an,  in  der  sich  die  Ausgestaltung  der  Handelswissenschaften 
im  allgemeinen  vollziehen  wird.  Denn  neben  der  geschichtli/ihen  Entwicklung  der 
Bestrebungen  enthalten  sie  vor  allem  auch  die  neuen  Gesichtspunkte  für  die 
moderne  kaufmännische  Berufsbildung.    Und   das  ist  ein  ebenso  bedeutungsvoller 

Vorzug. 

*  * 

* 

Ebenso  wie  diese  literarischen  Erscheinungen  die  Aufgaben  und  Grundsätze 
der  Handelswissenschaften  zu  verallgemeinern  suchen,  wenn  auch  mehr  auf  theo- 
retischem Wege,  so  sind  überhaupt  die  ganzen  Erscheinungen  dieses  Literatur- 
zweiges darauf  gerichtet,  die  exacten  Wissenschaften  zu  popularisieren.  Vorwiegend 
auf  dem  Wege  des  Unterrichts.  Da  galt  es  zunächst,  den  Inhalt  der  Handels- 
wissenschaften literarisch  zusammenzufassen.  So  entstanden  fachliterarische  Er- 
scheinungen, die  in  kurzen  Zügen  einen  Grundriss  der  allgemeinen  Handelslehre 
darstellten.  Abgefasst  unter  dem  strengen  handelswissenschaftlichen  Gesichtspunkte 
bieten  sie  in  übersichtlicher  Darstellung  die  Berufslehren,  welche  innerhalb  des 
commerciellen  Bereiches  liegen.  Nur  berücksichtigen  sie  die  neuesten  Phasen  der 
handelswissenschaftlichen  Entwicklung  nicht  genügend.  Denn  aus  dem  kaufmännischen 
Berufsleben  und  damit  auch  zugleich  aus  dem  commerziellen  Unterricht  haben 
sich  in  der  neuesten  Zeit  Zweige  entwickelt,  die  einfach  unentbehrlich  sind. 
Jedenfalls  muss  sie  die  handelswissenschaftliche  Literatur  enthalten,  wenn  sie 
nicht  bloss  Bruchstücke  aus  dem  System  der  Handelswissenschaft  bieten  will. 
Eine  solche  Ergänzung  und  Erweiterung  scheint  auch  in  diesen  literarischen 
Erscheinungen  geboten.  Auch  die  Leitfäden  für  den  handelswissenschaftlichen 
Unterricht  verfolgen  ja  im  Grunde  ganz  genau  denselben  Zweck.  Nur  haben  sie 
weniger  wissenschaftlichen,  als  vielmehr  unterrichtlichen  Wert.  Sie  erfüllen  ihre 
Aufgabe  nur  als  didaktische  Hilfsmittel.  So  ist  die  Handelswissenschaft  und  ihre 
Literatur  ihrer  ganzen  Tendenz  nach  volksthümlich.  Befasst  sie  sich  doch  vor 
allen  Dingen  mit  den  Verhältnissen  des  praktischen  Lebens,  Kenntnisse  aus  dem 
lierufsmilieu  und  für  Berufsaufgaben  verbreitend. 
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Uebrigens  beschränken  sich  die  handelswissenschaftlichen  Disciplinen  auch 
nicht  etwa  auf  das  rein  kaufmännische  Gebiet,  sondern  sie  dehnen  sich  nach 
allen  Seiten  hin  weit  in  das  Culturland  hinein.  Denn  das  Handelsgebiet  ist  ja 
doch  ein  Stück  desselben.  Deshalb  werden  schon  unter  den  Fächern  allgemein- 
bildender Natur  —  die  gewissermaassen  die  Vorhalle  des  handelswissenschaftlichen 
Gebäudes  darstellen  —  die  culturgeschichtlichen  Disciplinen  im  Vordergrunde 
stehen  müssen.  Sie  vermögen  ja  erst  den  Zusammenhang  zwischen  den  Cultur- 
bestrebungen  und  dem  Handelsleben  herzustellen:  den  geschichtlichen  sowohl 
als  den  natürlichen  und  den  geistigen.  Denn  Handelsgeschichte  allein,  aus  den 
allgemeinen  Begebenheiten  des  Weltenlaufes  herausgenommen  und  abgesondert 
von  allen  Nebengebieten  dastehend,  vermittelt  das  fachwissenschaftliche  Verständnis 
in  einer  einseitig  und  ungenügend  verbindenden  Weise.  Eine  solche  Behandlung 
würde  vielmehr  den  Eindruck  machen,  als  ob  die  zerrissenen  Fäden  der  Entwicklungs- 
tendenzen nun  wieder  zu  einem  fachlich  zusammenhängenden  Ganzen  verknüpft 
worden  wären.  Aber  darin  liegt  eben  der  Nachtheil,  dass  überall  dort,  wo  sich 
die  handelsgeschichtlichen  Phasen  selbständig  ablösen  müssen,  sich  Knoten 
gebildet  haben,  die  den  Lauf  der  gleichmässigen  Fortentwicklung  stören.  Dann 
könnte  das  handelswissenschaftliche  Princip  nicht  einmal  als  Träger  für  die  Lehren 
der  Handelsgeschichte  gebraucht  werden. 

Ueberhaupt  ist  es  ja  eine  unfruchtbare  Aufgabe,  die  Handelsgeschichte 
durch  einen  Ausschnitt  aus  der  Culturentwicklung  zu  gewinnen.  Die  speciell  fach- 
wissenschaftlichen Lehren  lassen  sich  nicht  aus  ihr  herausschälen,  ohne  das 
Band  der  inneren  Zusammengehörigkeit,  das  das  Kaufmännische  mit  dem  Welt- 
geschichtlichen verbindet,  zu  entzweien.  Denn  der  Faden  der  Handelsgeschichte 
läuft  ja  doch  zurück  in  den  grossen  Knotenpunkt  der  Culturhistorie.  Soll  dieser 
Faden  nicht  zerrissen  werden,  so  wird  die  Handelsgeschichte  als  wissenschaftliche 
Disciplin  nur  im  Zusammenhange  mit  den  Culturströmungen  aufgefasst  werden 
können.  Gerade  hier  aber  lässt  die  Fachliteratur  eine  Lücke.  Die  handelsgeschichtlichen 
Lehren  sind  unvollkommen  behandelt.  Entweder  sie  tragen  diesem  Erfordernis 
nicht  oder  nicht  in  genügendem  Maasse  Rechnung,  oder  sie  können  keinen  Anspruch 
auf  wissenschaftlich  durchprägte  Erzeugnisse  machen.  Vielfach  stellen  sie  nur 
einen  kurzen  Abriss  dar,  der  als  Unterrichtsmittel  unzulänglich  ist.  Und  doch 
kann  über  die  handelsgeschichtliche  Disciplin  kein  Zweifel  entstehen:  sie  bildet 
die  Grundlage  für  alle  handelswissenschaftlichen  Lehren  und  Tiieorien.  Schon 
deshalb  muss  sie  als  erste  Voraussetzung  auch  für  den  kaufmännischen  Unterricht 
betrachtet  werden.  Dass  sich  derselbe  zum  übergrossen  Theile  auf  sie  stützen 
muss,  ist  bei  seiner  gegenwärtigen  Ausdehnung  und  Vielseitigkeit  unerlässlich. 
Denn  so,  wie  die  handelsgeschichtlichen  Thatsachen  als  fachwissenschaftliche 
Lehren  verzapft  werden,  können  sie  nicht  das  Heil  einer  handelswissenschaftlichen 
Verjüngung  für  das  kaufmännische  Bildungswesen  bringen.  Erst  müssen  die  Wege 
geebnet  sein,  auf  denen  dieses  Ziel  zu  erreichen  sein  würde.  Und  diese  Wege 
müssen  nothwendigerweise  über  das  Gebiet  der  Fachliteratur  führen.  Mögen  sie 
auch  weit  in  das  Neuland  des  Handeltshochschulunterrichts  einbiegen,  das  Tiefland 
der  Berufspraxis  müssen  sie  doch  durchziehen,  weil  die  geschichtlichen  Begeben- 
heiten  nur  hier   gewonnen  werden.    Und   aus    dieser   zwiespaltigen  Bestimmung, 
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der  unterrichtlichen  wie  der  beruflich-belehrenden,  erwächst  der  handelsgeschicht- 
lichen Disciplin  somit  eine  Doppelaufgabe. 

Von  gleichem  Gesichtspunkte  aus  ist  auch  die  Disciplin  der  Handelsgeographie 
zu  betrachten.  Auch  hier  treten  die  speciellen  Bedürfnisse  in  den  Vordergrund. 
Denn  in  den  geographischen  Verhältnissen  der  Handelswelt  muss  sich  der 
Exporteur  unterrichten,  wenn  sein  Unternehmungsgeist  nicht  auf  unsicheren  Grund 
bauen  will.  Aber  auch  schon  der  Nationalkaufmann  als  Fabrikant  oder  Industrieller 
hat  ein  besonderes  Interesse  daran,  die  geographischen  Zustände  seiner  Branche 
durch  die  Literatur  kennen  zu  lernen.  Und  nicht  bloss  diese,  sondern  auch  die 
allgemeinen  Verhältnisse  des  Volkslebens.  Denn  von  ihnen  ist  ja  der  Absatz  der 
Waren,  die  Möglichkeit  kaufmännischer  Unternehmungen  überhaupt  abhängig. 
Aus  diesem  Zusammenhange  der  Berufsthätigkeit  erklärt  es  sich  demnach,  dass 
die  handelsgeographischen  Lehren  zugleich  auch  den  Inhalt  der  Völkerkunde 
berücksichtigen  müssen.  Hat  diese  ohnehin  eine  Bearbeitung  für  die  speciellen 
Bedürfnisse  des  Handelslebens  bisher  nicht  gefunden,  so  ist  sie  in  diesem 
Zusammenhange  umso  nothwendiger. 

Freilich  wurde  die  Handelsgeographie  auf  dem  Gebiete  des  Fachunterrichts 
auch  bisher  schon  hintangesetzt.  Was  Wunder,  wenn  sie  auch  in  literarischer 
Beziehung  verhältnismässig  eine  geringe  Pflege  fand.  Soweit  sie  bisher  im  höheren 
Unterrichte  überhaupt  in  Frage  kam,  war  sie  adoptiertes  Gemeingut  der  Schul- 
pädagogik. Also  fehlten  hier  die  handelswissenschaftlichen  Wesensbesonderheiten. 
Die  fachlichen  Gesichtspunkte  kamen  nicht  zur  Geltung.  Wo  aber  doch  die 
Verhältnisse  des  Handels  und  Verkehrs,  soweit  sie  in  den  geographischen  Eahmen 
fallen,  ihr  besseres  Recht  forderten,  da  musste  diese  Disciplin  nothwendigerweise 
versagen.  Denn  ihr  Stoff  war  nicht  aus  der  Sonderquelle  geschöpft,  die  dem 
Fachunterricht  ihre  Gewässer  zuführt.  So  ist  dieser  Mangel  zur  offenkundigen 
Thatsache  geworden.  Und  er  beginnt  historische  Gestalt  anzunehmen,  nachdem 
er  mit  dem  Anbruch  einer  neuen  handelswissenschaftlichen  Entwicklungsperiode 
in  ein  anderes  Stadium  getreten  ist.  Denn  wenn  man  auf  dem  weiten  Felde  der 
kaufmännischen  Literatur  nach  einem  Werke  der  Handelsgeographie  auf  die  Suche 
gehen  wollte,  so  würde  man  aufs  neue  davon  überzeugt  werden,  dass  die 
literarischen  Strömungen  an  diesem  Gebiete  fruchtlos  vorbeiflossen.  Vielleicht 
könnte  man  hie  und  da  auf  eine  literarische  Erscheinung  stossen,  die  dem  Titel 
nach  geeignet  erschiene,  diese  Lücke  auszufüllen.  Aber  auf  ihren  Inhalt  unter 
den  maassgebenden  Gesichtspunkten  geprüft,  werden  sich  die  Ergebnisse  doch 
wieder  in  eine  Enttäuschung  über  die  Unzulänglichkeit  der  Grundsätze  auflösen. 
Und  aufs  neue  wird  die  Erkenntnis  zum  Durchbruch  gelangen,  dass  es  auf  dem. 
Gebiete  der  Handelsgeographie  eine  literarische  Aufgabe  zu  erfüllen  gibt.  Umso 
deutlicher  tritt  dieselbe  in  die  Erscheinung,  seitdem  die  commerziellen  Berufslehren 
in  den  Handelshochschulen  eine  geordnete,  höhere  Pflege  gefunden  haben.  Denn 
der  Kaufmann  als  Pionnier  nationaler  Cultur  hat  sich  ebenso  über  die  Wege,  die 
zu  neuen  Absatzgebieten  führen,  zu  informieren,  wie  er  sich  auch  über  die  Lebens- 
verhältnisse bestimmter  Volkstheile  ein  Bild  zu  machen  hat.  Da  ist  die  Lehre  der 
Handelsgeographie  eine  unerlässliche  Bedingung  zur  Förderung  der  Berufsaufgaben, 
zugleich  aber  auch  eine  nothwendige  Vorraussetzung  für  den  Fachunterricht. 
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A.nders  verhält  es  sich  mit  der  Volkswirtschaftslehre.  Nicht  nur  in 
unterrichtlicher,  sondern  auch  in  literarischer  Beziehung  hat  ihre  innere 
Entwicklung  einen  raschen  und  günstigen  Aufschwung  genommen.  Wie  konnte 
es  auch  anders  sein !  Bildete  sie  doch  gewissermaassen  die  Grundlage,  auf  der 
sich  der  stolze  Bau  der  Handelswissenschaften  erhoben  hat.  Aus  ihrer  Quelle 
schöpft  der  Fachunterricht  die  Lehren,  welche  die  socialen  Bedingungen  und 
Verhältnisse  im  kaufmännischen  Berufsleben  begründen.  Schon  deshalb  eroberten 
sie  sich  im  commerciellen  Unterricht  einen  ehrenvollen  Platz.  Auf  diese  Weise 
trat  zunächst  das  Bedürfnis  hervor,  die  volkswirtschaftlichen  Lehren  in  das  Gewand 
übersichtlicher  Unterrichtsmittel  zu  kleiden.  Man  zog  aus  den  grossen  wissen- 
schaftlichen Werken  der  Nationalökonomie  die  Quintessenz,  um  sie  in  einem 
zusammenfassenden  Bilde  dem  Fachunterricht  zugrunde  legen  zu  können.  Dadurch 
wurde  sie  populär.  Und  das  ist  eigentlich  das  grösste  Verdienst  der  Handels- 
wissenschaften, dass  sie  nicht  bloss  auf  dem  Wege  der  Fachbildung^  sondern 
namentlich  auch  auf  literarischem  Wege  die  volkswirtschaftlichen  Lehren 
verallgemeinern  hilft.  Dieser  Zug  der  Volksthümlichkeit  wird  sich  vor  allen 
Dingen  in  der  künftigen  PJntwicklung  der  Handelswissenschaften  ausprägen. 
Denn  die  kaufmännischen  Berufsaufgaben,  die  von  den  Adern  der  socialen 
Strömungen  durchzogen  sind,  stehen  in  so  inniger  Verbindung  mit  dem 
wirtschaftlichen  Leben,  dass  schon  der  Fachunterricht  nothwendigerweise  das 
Verständnis  für  diesen  Zusammenhang  vermitteln  und  die  geistige  und  erziehliche 
Grundlage  für  das  wirtschaftliche  Schaffen   geben  muss. 

So  führte  diese  Erkenntnis  zur  Ausarbeitung  von  Lehrbüchern  für  den 
volkswirtschaftlichen  Unterricht,  wobei  speciell  die  kaufmännischen  Bedürfnisse 
Berücksichtigung  landen.  Wenn  sie  auch  alle  von  dem  Hauptgesichtspunkte  aus- 
giengen,  die  Volkswirtschaftslehre  in  einfacher  und  übersichtlicher,  in  volksthümlicher 
und  schulgerechter  Weise  zu  entwickeln,  den  handelswissenschaftlichen  Erforder- 
nissen wurden  doch  nur  die  wenigsten  gerecht.  Vor  allem  fehlte  es  an  methodischer 
Planmässigkeit  in  der  Bearbeitung.  Die  Theorie  erschien  zwar  in  dem  einfachen,  aber 
weniger  beweglichen  und  freien  Gewände  des  Methodischen.  Statt  mit  Hilfe  der 
Fachwissenschaft  suchte  man  die  Aufgabe  mit  überlieferten  Grund  sitzen  zu  lösen. 
Der  Inhalt  stellte  nur  einen  Auszug  der  grossen  Lehrsysteme  dar,  aber  kein 
handeis  wissenschaftliches  Unterrichtsmittel.  Hier  musste  vor  allen  Dingen  die 
Methodik  einsetzen.  So  gelangten  Grundsätze  zur  Anwendung,  die  in  der  handels- 
pädagogischen Praxis  ausgereift  w^aren.  Diese  Lehrbücher  sind  auch  jetzt  noch 
selten.  Und  doch  würden  auch  sie  eine  Doppelaufgabe  erfüllen:  einmal  könnten 
sie  dazu  beitragen,  den  volkswirtschaftlichen  Unterricht  in  kaufmännischen  Lehr- 
anstalten zu  fördern,  dann  aber  auch  würden  sie  die  wirtschaftlichen  Kenntnisse 
verallgemeinern  helfen.  Denn  die  handelsberufliche  Thätigkeit  hat  ja  vor  allem 
auch  den  Zweck,  sich  innerhalb  der  nationalen  Literessensphäre  zu  bewegen. 
Und  da  in  der  Gegenwart  die  nationalen  Bestrebungen  von  der  mächtig 
anschwellenden  Weltpolitik  beherrscht  werden,  so  würde  die  Volkswirtschaftslehre 
in  erster  Linie  dazu  dienen,  eine  gesunde  Pflege  nationaler  Aufgaben  anzubahnen. 
Li  einigen  literarischen  Erscheinungen  hat  dieser  Gedanke  ein  fruchtbares  Feld 
gefunden.    Hie  und  da  ist  er  auch  schon  zu  blühenden  Knospen  ausgereift.  Die 
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goldene,  edle  Frucht  aber  wird  er  erst  tragen  auf  dem  Gefilde  des  commerciellen 
Fachunterrichts  in  der  praktischen  Anwendung,  in  der  beruflichen  Nutzbarmachung 
der  wirtschaftlichen  Lehren  im  nationalen  Sinne.  Auch  dieser  Gesichtspunkt  ist 
in  literarischer  Beziehung  wertvoll.  Denn  er  bringt  einen  nationalen  Wesenszug 
in  die  Handelswissenschaften  hinein,  einen  Zug  der  Selbstständigkeit  durch  die 
Erziehung  zum  wirtschaftlichen  Schaffen. 


Unmittelbar  hieran  schliessen  sich  die  Fächer  rechtlicher  Natur  als  nächst- 
folgende Gruppe  der  literarischen  Erscheinungen.  Ihrer  Bedeutung  nach  tritt 
hier  die  wirtschaftliche  und  sociale  Gesetzgebung  in  den  Vordergrund.  Denn  die 
kaufmännische  Berufsorganisation  baut  sich  auf  ihrer  Grundlage  auf.  Das  einfachste, 
gewöhnliche  Schaffen  und  Handeln  ist  von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  des 
socialen  Lebens  abhängig.  Wir  begegnen  daher  auch  in  der  Fachliteratur 
dankenswerten  Versuchen,  die  sociale  Gesetzgebung  in  eine  Form  zu  bringen, 
die  der  Eigenart  der  methodischen  Lehre  Rechnung  trägt.  Freilich  war  dieser 
Gedanke  nicht  immer  die  Veranlassung  zu  solchen  Erscheinungen.  Die  meisten 
Veröffentlichungen  verdanken  vielmehr  ihr  literarisches  Dasein  dem  Umstände, 
dass  in  der  deutschen  Gesetzgebung  beim  Anbruch  dos  neuen  Jahrhunderts 
eine  umfassende  Reform  sich  vollzog.  Vor  allem  nahm  das  Invalidengesetz 
eine  andere  Gestalt  an.  Da  erhielt  auch  die  Fachliteratur  neue  Anregungen. 
Bisher  haben  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Invaliditätsversicherung  so 
gut  wie  gar  keine  Pflege  in  der  handelswissenschaftlichen  Literatur  gefunder). 
Einzelne  wichtige  Paragraphen  mochten  violleicht  in  den  kaufmännischen  Rechts- 
büchern an  geeigneten  Stellen  eingeschoben  sein,  aber  specielle  Bearbeitungen 
dieser  Gesetze  für  das  kaufmännische  Berufsleben  bestanden  nicht.  Selbst  die 
kaufmännische  Fachbildung  hatte  diese  Gesetze  noch  keineswegs  in  ihren  Bereich 
gezogen.  Da  tauchten  zunächst  Vergleiche  auf,  welche  das  Wichtigste  zwischen 
den  alten  und  neuen  Bestimmungen  hervorheben  sollten.  Wenn  auch  ihre 
Behandlung  keineswegs  nach  methodischen  oder  unterrichtlichen  Grundsätzen 
erfolgt  war,  so  besassen  sie  doch  immerhin  den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorzug, 
dass  sie  eine  willkommene  Orientierung  über  die  wesentlichsten  Veränderungen 
ermöglichten.  Doch  es  dauerte  nicht  lange,  da  wurde  der  socialen  Gesetzgebung 
das  Gewand  der  praktischen  Lehre  umgelegt. 

So  sind  die  Handelswissenschaften  durch  eine  Disciplin  bereichert  worden, 
deren  berufliche  Bedeutung  erst  anerkannt  und  gewürdigt  werden  wird,  nachdem 
ihre  Lehren  durch  den  kaufmännischen  Unterricht  verallgemeinert  worden  sind. 
Mehr  noch  werden  diese  Aufklärungsbestrebungen  über  die  Verhältnisse  des 
socialen  und  wirtschaftlichen  Lebens  dem  kaufmännischen  Berufsgeiste  die  Richtung 
seiner  Bahn  vorzeichnen,  wenn  dieser  Literaturzweig  zu  einem  mächtigen  Ast 
herausgewachsen  ist.  Denn  jetzt  befindet  er  sich  noch  in  den  ersten  Anfängen 
seiner  Entwicklung. 

Einzelne  Theile  der  socialen  Gesetzgebung  sind  erfreulicherweise  in  der 
handelswissenschaftlichen  Literatur  schon  vertreten.  Hauptsächlich  handelt  es  sich 
hier  um  solche  Gesetze,    die    mit   dem   Betriebsleben    und    mit    der  Technik    des 
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kaufmännischen  Geschäftswesens  in  engem  Zusammenhange  stehen.  So  vor  allem 
das  deutsche  Arbeiterrecht.  Dabei  sind  gleichzeitig  auch  die  Bestimmungen  über 
die  Arbeiterversicherung  nach  den  neuesten  Verhältnissen  berücksichtigt  worden. 
Wesentlich  ist  bei  diesem  Gesetze  besonders  die  Art  der  Darstellung.  Dass  sie 
in  gemeinverständlicher  Form  gehalten  sein  muss,  ist  schon  deshalb  nothwendig, 
weil  eine  solche  aufklärende  und  belehrende  Literaturerscheinung  ja  nicht  bloss 
für  die  Arbeitgebenden,  sondern  auch  für  die  Arbeitnehmenden  bestimmt  ist. 
Gerade  in  den  Kreisen  der  letzteren  wird  sie  dann  umso  willkommener  und 
nutzbringender  sein. 

Annähernd  denselben  Zweck  hat  ja  auch  die  Literatur  des  Versicherungs- 
wesens. Nur  sind  hier  dessen  Lehren  in  allgemeinen  Grundzügen  entwickelt. 
Auch  treten  hier  die  theoretischen  Gesichtspunkte,  die  dann  und  wann  Anklänge 
an  methodische  Sichtungsgrundsätze  finden,  in  den  Vordergrund.  Wenn  bei  den 
verschiedenen  Arten  der  Versicherung  besonders  die  Technik  der  Lebensver- 
sicherung herausgegriffen  worden  ist,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
dies  in  voller  Würdigung  der  hohen  Bedeutung  geschehen,  welche  die  Ver- 
sicherungspfiicht  jedes  einzelnen  hinsichtlich  seiner  eigenen  Person  oder  hin- 
sichtlich seiner  Angehörigen  mit  sich  bringt.  Namentlich  offenbart  sich  diese 
Bedeutung  im  Handelsleben,  wo  mit  Ausnahme  der  Altersversicherung  keine 
weitere  staatliche  Fürsorge  zu  erwarten  ist.  Somit  verbreiten  diese  literarischen 
Erscheinungen  überhaupt  die  Kenntnis  der  beruflichen  und  privaten  Versicherung. 

Daneben  werden  auch  die  Bestimmungen  über  das  deutsche  Genossen- 
schaftsgesetz für  die  Bedürfnisse  des  kaufmännischen  Lebens  behandelt.  Haben 
doch  die  Wirtschaftsgenossenschaften  sich  zu  Factoren  herausgebildet,  die  einen 
mächtigen  Einfluss  auf  die  wirtschaftlichen  Conjuncturen  auszuüben  vermögen. 
Denn  in  ihnen  concentrieren  sich  die  Kräfte  der  Selbsthilfe,  um  dem  gewerbe- 
freien Handelsstande  in  der  socialpolitischen  Arena  einen  beruflichen  Schutzwall 
zu  bieten.  Dazu  wird  übrigens  auch  die  Kenntnis  des  Verfassungsrechtes  bei- 
tragen, welches  in  Verbindung  mit  dem  modernen  Verwaltungsrecht  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  enthält,  die  der  Kaufmann  als  Staatsbürger  wissen  muss. 
Enthält  auch  ein  solcher  allgemeiner  Abriss  das  wissenswerteste  und  wichtigste 
der  modernen  Bürgerkunde,  um  in  der  Praxis  des  Berufslebens  seinen  Zweck  zu 
erfüllen,  so  würde  es  dennoch  empfehlenswert  sein,  wenn  auch  hier  die  Grund- 
sätze der  handelswissenschaftlichen  Methodik  zu  ihrem  Rechte  gelangten.  Ein 
solches  Buch  kann  ja  nicht  ausschliesslich  für  die  Bedürfnisse  des  praktischen 
Lebens  bestimmt  sein,  sondern  —  wenn  schon  dieser  Gesichtspunkt  allenthalben 
im  Vordergrunde  stehen  mag  —  vielfach  wird  es  doch  erst  seine  Brauchbarkeit 
auf  dem  Gebiete  des  Fachunterrichtes  erproben  müssen,  um  dann,  seinen  Weg 
über  das  Feld  der  Fachbildung  nehmend,  die  Gesetzeskunde  für  die  Aufgaben 
der  Berufspraxis  zu  verallgemeinern. 

Unter  diesen  Gesichtspunkt  stellen  wir  demnach  auch  die  Erscheinungen 
über  das  deutsche  Gewerberecht.  Denn  wenn  auch  die  Gebiete  des  kaufmännischen 
und  gewerblichen  Fachunterrichtes  im  allgemeinen  getrennt  dastehen,  insofern, 
als  sie  die  Scheidelinie  des  Eeinfachlichen  trennt,  so  sind  doch  innere  gegen- 
seitige Beziehungen  und  mannigfache  Berührungspunkte  vorhanden,   so   dass   die 
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Fäden  der  Fachbildung,  besonders  hinsichtlich  der  Rechtskunde,  doch  wieder  in 
der  Praxis  des  Geschäftslebens  zusammenlaufen.  Schon  die  Organisation  und 
Entwicklung,  wie  überhaupt  die  Leitung  kaufmännischer  Betriebe  bringt  es  mit 
sich,  dass  der  Schwerpunkt  der  beruflichen  Aufgaben  zu  den  gewerberechtlichen 
Verhältnissen,  den  gesetzlichen  Nothwendigkeiten  in  betriebstechnischer,  hygienischer 
and  socialwirtschaftlicher  Hinsicht,  hinüberneigt.  In  richtiger  Erkenntnis  dieser 
weitreichenden  Berufsaufgaben  sind  denn  auch  die  wissenswertesten  Bestimmungen 
des  neuen  bürgerlichen  Eechts  in  systematischen  Abrissen  zusammengestellt 
worden.  Und  wenn  auch  damit  die  handelswissenschaftliche  Literatur  eine  schätzens- 
werte Bereicherung  erfahren  hat,  so  ist  ihr  Eahmen  dadurch  keineswegs  gesprengt, 
sondern  nur  auf  der  einen  Seite  den  neuzeitlichen  Bedürfnissen  entsprechend 
erweitert  worden.  Auch  darin  liegt  angesichts  der  engen  Beziehungen,  die  zwischen 
dem  Handelsgesetz  und  der  bürgerlichen  Rechtskunde  bestehen,  offenbar  ein  Vorzug. 

Fast  in  allen  Formen  und  Entwicklungsstadien  des  Handelsberufes  werden 
diese  Rechtsbedürfnisse  fühlbar.  Sie  folgen  dem  Geschäftsgeiste  auf  dem  Fusse. 
Denn  an  seine  Fersen  heften  sich  mit  unerbittlicher  Festigkeit  die  beruflichen 
Nothwendigkeiten  des  Gesetzes.  Die  handelswissenschaftliche  Literatur  hat  daher 
in  diesem  ersten  Aufblühen  eines  ihrer  wichtigsten  Zweige  eine  Aufgabe  von 
grosser  Tragweite  in  Angriff  genommen.  Denn  eine  der  schärfsten  Waffen  in  der 
socialen  und  wirtschaftlichen  Arena  ist  gerade  für  die  Handelsvertreter  die 
umfassende  Rechtskenntnis.  Allerdings  reichen  die  rechtlichen  Bedürfnisse  des 
kaufmännischen  Berufes  noch  w-eiter.  Denn  die  kaufmännische  Thätigkeit  ent- 
wickelt sich  vor  allem  auch  auf  dem  Boden  des  Verkehrswesens.  Schon  durch 
die  Anwendung  der  verschiedenen  und  verschiedenartigen  Transportmittel,  die 
Beförderungsarten,  die  bestehenden  Vorschriften  über  Warensendungen,  die  dabei 
in  Betracht  kommenden  Tarife  und  die  vielen  sonstigen  Bestimmungen  über  Ein- 
und  Ausfuhr,  Verzollung  und  Fracht,  Besteuerung  und  Versicherung,  die  vielen 
Einzelheiten  der  Verkehrstechnik  im  Eisenbahnbetrieb  oder  Postwesen  —  aus 
all'  diesen  verkehrsrechtlichen  Verhältnissen,  welche  zwischen  den  einzelnen  Ländern 
und  Völkern  beachtet  werden  müssen,  hat  sich  durch  den  Zusammenhang  der 
betreffenden  Einzelgesetze  ein  Verkehrsrecht  gebildet,  in  welchem  sich  die 
wichtigsten  Bestimmungen  über  das  gesammte  Verkehrswesen  vorfinden.  Diese 
Literaturerscheinungen,  welche  speciell  jene  Bedürfnisse  berücksichtigen,  geben 
vor  allen  Dingen  in  kurzen  Zügen  ein  klares  Bild  von  der  Entwicklung  des 
Weltverkehrs  und  seiner  Structur.  Insofern  stellen  sie  eine  allgemeine  Welt- 
verkehrskunde für  den  Handelsstand  dar,  zugleich  eine  Grundlage  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  gebend.  Als  nothwendige  Ergänzung  dazu  ist  das  Seerecht 
zu  betrachten.  Nicht  bloss  die  handelspolitischen  Interessen,  sondern  auch  der 
ausländische  Verkehr  überhaupt  besitzen  für  das  nationale  Handelsleben  eine 
überaus  grosse  Tragweite.  Denn  nach  der  Gesetzgebung  für  den  Seehandel,  in 
der  die  literarischen  Erscheinungen  ein  Wegweiser,  ein  praktischer  Führer  sein 
wollen,  richtet  und  entwickelt  sich  die  gesammte  Wareneinfuhr,  sowie  die  Aus- 
fuhr der  nationalen  Handelserzeugnisse. 

Annähernd  dieselbe  Aufgabe  suchen  auch  die  Erscheinungen  zu  erfüllen, 
die  das  internationale  Handelsrecht  umfassen.  In  kurzen  charakteristischen  Zügen 
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ist  hier  eine  vergleichende  Uebersicht,  eine  gedrängte  Zusammenfassung  der 
Gesetze  gegeben,  nach  denen  sich  der  Handel  in  den  bedeutendsten  europäischen 
Staaten  vollzieht.  Insofern  bilden  sie  ein  vorzügliches  Orientierungsmittel  auf  dem 
weitverzweigten  Gebiete  des  internationalen  Handelsrechtes,  auf  denen  der  Kauf- 
mann oft  die  verschlungenen  Wege  der  ausländischen  Bestimmungen  gehen 
muss.  Wenn  diese  Bücher  insofern  das  Wissenswerteste  herausgreifen,  so  ent- 
sprechen sie  dem  weiteren  Zwecke,  dem  handelsrechtlichen  Unterricht  als  Leitfaden 
zu  dienen.  Ausserdem  liegt  in  einer  solchen  vergleichenden  Uebersicht  der  inter- 
nationalen Eechtskunde  noch  ein  anderer  Vorzug:  denn  nur  dadurch  kann  die 
Bedeutung  der  nationalen  Gesetze,  überhaupt  ihre  berufliche  und  wirtschaftliche 
Tragweite  dem  Volksbewusstsein  näher  gebracht  werden,  dass  man  sie  den  aus- 
ländischen Rechtsverhältnissen  gegenüberstellt.  Auf  diese  Weise  dringt  die 
Erkenntnis  immer  mehr  in  die  Allgemeinheit  des  Berufslebens  vor,  so  dass  die 
fortschreitende  Entwicklung  des  Handelsrechts  auch  dem  handelspolitischen  Streben 
einen  festen  und  sicheren  Rückhalt  bietet.  Allerdings  hat  auch  das  neue  deutsche 
Handelsrecht  so  bedeutungsvolle  Veränderungen  und  Vervollkommnungen  aufzu- 
weisen, dass  diese  Reformbestrebungen  auch  auf  die  Literatur  dieses  Zweiges 
ihren  nachhaltigen  Einfluss  ausüben  mussten.  So  ist  der  Reichthum  an  Neu- 
erscheinungen hauptsächlich  eine  Folge  des  plötzlichen  Umschwunges  im  Recbts- 
leben.  Denn  hier  handelte  es  sich  vor  allen  Dingen  darum,  die  Fortschritte  der 
neuen  kaufmännischen  Gesetzgebung  gegenüber  den  alten  Bestimmungen  literarisch 
zu  bekunden.  Auf  diesem  Wege  der  Einführung  in  das  neue  Handelsrecht  ist 
zunächst  die  Kenntnis  der  neugeschaffenen  Bestimmungen  verbreitet  worden. 

Namentlich  ist  es  geeignet,  im  kaufmännischen  Unterricht  einen  allmählichen 
Uebergang  von  den  alten  zu  den  neuen  Rechtsverhältnissen  herbeizuführen. 
Freilich,  wenn  die  kaufmännische  Rechtslehre  für  den  Unterricht  fruchtbar 
gemacht  werden  und  zu  einer  selbständigen  Disciplin  der  handelswissenschaft- 
lichen Berufsbildung  ausreifen  soll,  genügt  die  Zusammenstellung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  selbst  in  commentierter  Form,  keineswegs.  Hier  müssen 
die  handelswissenschaftlichen  Gesichtspunkte  mit  dem  ganzen  Aufwände  ihres 
erziehlichen  Inhaltes  einsetzen,  um  die  kaufmännische  Rechtslehre  unter  den 
strengen  Gesichtspunkt  der  methodischen  Planmässigkeit  treten  zu  lassen.  Erst 
dann  wird  sich  die  praktische  Zweckmässigkeit  behaupten  können,  ohne  die  nun 
einmal  der  handelswissenschaftliche  Fachunterricht  seine  Aufgabe  nicht  lösen 
kann.  Diesem  Erfordernis  kommen  allerdings  nur  wenige  Lehrmittel  über  das 
deutsche  Handelsrecht  nach.  Entweder  ihr  Inhalt  weist  das  rein  systematische 
Gefüge  auf  oder  er  bietet  lediglich  eine  Sammlung  von  Einzelgesetzen. 

Angeregt  durch  die  Veränderungen  in  der  kaufmännischen  Rechtspraxis 
hat  der  handelsrechtliche  Unterricht  einen  erfreulichen  Aufschwung  genommen. 
Allerdings  mehr  hinsichtlich  der  äusseren  Ausbreitung  als  hinsichtlich  der  inneren 
Vervollkommnung.  Auch  die  Literatur  verhalf  ihm  zu  mancherlei  Erfolgen.  Aber 
sie  brachte  dabei  die  unterrichtlichen  Erfordernisse  so  wenig  zur  Geltung,  dass 
gerade  dieser  Theil  der  handelswissenschaftlichen  Fachbildung  über  die  ersten 
Anfänge  nicht  hinauskam.  Deshalb  kann  es  auch  nicht  wundernehmen,  dass  sich 
die  mannigfachen  Spuren  des  Strebens,  eine  handelsrechtliche  Methodik  zu  schaffen, 
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so  ziemlich  verloren  haben.     So    ist    eine    schon  vor   Jahren  gegebene  Anregung 
wieder  im  Sande  verlaufen.  In  kurzen  Zügen  gab  sie  die  nothwendigsten  Gesichts- 
punkte der  theoretischen  Erfordernisse,    wie  sie  den  Weg  vorbereiten   und   ebnen 
können,   der  hinüber  ins  Land  der  Berufspraxis  führt.  Allerdings  haben  dieselben 
im  handelswissenschaftlichen  Unterricht  ebensowenig,    als   in  der  kaufmännischen 
Literatur  Heimatsrecht  zu  erlangen   vermocht.     Nicht  einmal  zur  Verwirklichung 
dieses  Gedankens  haben  sie  einen  nachhaltigen  Anstoss  gegeben.     Es  hat  daher 
allenthalben   d(*n  Anschein,    als  ob    dieser  Gedanke    nur    leise   Anklänge    an    die 
kaufmännische  Fachbildung  fände   und  als   ob  nur  in  vereinzelten  Gegenden  des 
literarischen  Gebietes  der  geeignete  Boden  für  sie  vorhanden  wäre.     So  freilich 
wird  die  handelsrechtliche  Disciplin  auf  ihr  Altentheil  gesetzt.     Kann  sich    auch 
der  praktische    Wert    ihrer    Lehren    nicht    verringern,    so    wird    ihre    erziehliche 
Bedeutung  für  das  kaufmännische  Berufsleben  doch  nur  ganz  wenig  in  die  Kreise 
des  Handelsstandes  durchsickern.     Freilich  bedeutet  das  Inkrafttreten   des  neuen 
Handelsgesetzbuches  schon  eine   literarische  Grossthat   im    nationalen  Sinne,    ein 
buchhändlerisches  Geschäftsereignis.     Denn    dadurch,    dass    in    der   Fachliteratur 
gewissermaassen    eine    Revolution    hervorbrach,    ist    auch    der    handelsrechtliche 
Unterricht  neu  belebt  worden.  Die  Literatur  hat  ihn  auf  eine  breitere  Grundlage 
gestellt.     Aber   nicht    alles,    was    sie    geschaffen,    kann    einen    Anspruch    darauf 
machen,    zu    den    handelswissenschaftlichen  Erscheinungen  gerechnet  zu  werden. 
Viele  davon  beschränken  sich  nur  auf  eine  auszugsweise  Wiedergabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen    ohne   Hervorkehrung  handelswissenschaftlicher  oder  metho- 
discher Gesichtspunkte.     Soweit    aber  die  Lehrmittelliteratur  in  Betracht  kommt, 
zeigt    sich    ein    eifriges    und    vor    allen  Dingen    ehrliches  Streben,    dahingehend, 
das    kaufmännische   Unterrichtswesen    zu    heben    und   zu  erweitern.     Das  ist  ein 
unverkennbarer  Fortschritt  der  literarhistorischen  Entwicklung.  Schon  ihre  äussere 
Tendenz    hätte    eine    willkommene  Gelegenheit  bieten  können,    die  Keime  metho- 
discher Eeformbestrebungen  zu  befruchten.  Vielleicht  bleibt  daher  der  Fortschritt 
des  handelswissenschaftlichen  Princips  hinter  dem  buchhändlerischen  Erfolge    der 
handelsrechtlichen  Literatur  nicht  zurück.  Denn  in  jeder  Lehre,  die  sie  verbreitet, 
gewinnen    wir    neue    Bausteine    zu    einem    modernen    Systeme    der    beruflichen 
Erziehung. 

Schärfer  tritt  die  fachliche,  berufsmässige  Aufgabe  in  den  einzelnen  Gesetzen 
des  Handelsrechts  hervor.  Meist  sind  sie  mehr  geschäftlicher  als  allgemein- 
bildender Natur.  Da  ist  es  hauptsächlich  das  Wechselrecht,  nach  dem  der 
Schwerpunkt  der  untorrichtlichen  oder  beruflichen  Aufgabe  sich  neigt.  Schon 
deshalb  bildet  es  einen  der  wesentlichsten  Theile  des  Handelsgesetzes.  Denn 
von  den  rein  kaufmännischen  Berufsformen  ist  vielleicht  keine  so  sehr  zur 
geschäftlichen  Eoutine  geworden,  so  intensiv  in  die  Praxis  des  Alltagslebens 
übergegangen  als  gerade  der  Zahlungsmodus  durch  Wechsel.  Schon  der  Klein- 
kaufmann und  Gewerbetreibende  bedient  sich  dieses  erleichterten  und  verein- 
fachten Verfahrens.  Aber  an  seine  Anwendung  knüpfen  sich  auch  noch  so 
mancherlei  Formen  des  modernen  Geschäftslebens.  In  erster  Linie  die  strengen 
Vorschriften,  welche  bezüglich  der  Ausstellung,  Weitergabe,  Acceptation,  der 
Discontlehre,  des  Bankwesens,  der  Börsenverhältnisse  und  anderer  Geschäftsformen 
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bestehen.  Unterliegt  doch  selbst  die  Benutzung  vorschriftsmässiger  Formulare  den 
gesetzlichen  Bestimmungen.  So  bildet  der  Wechsel  ein  Zahlungsmittel,  das  zu 
einem  wichtigen  Factor,  zu  einem  Träger  des  geschäftlichen  Verkehrs  heraus- 
gewachsen ist. 

Wie  diese  Bedeutung  des  Wechselrechts  in  der  Literatur  zum  lebendigen 
Ausdruck  kommt,  so  muss  sie  auch  in  das  commerzielle  Unterrichtswesen  über- 
greifen. Dazu  aber  ist  nothwendig,  dass  die  wechselrechtlichen  Literatur- 
erscheinungen eine  orientierende  Uebersicht  der  Abweichungen  zwischen  den 
neuen  und  alten  Bestimmungen  gestatten.  Denn  vom  handelswissenschaftlichen 
Gesichtspunkte  aus  würde  das  Wechselrecht  nichts  Vollständiges,  nichts  Umfassendes, 
nichts  Allgemein-Belehrendes  bieten.  Er  verlangt  vielmehr,  dass  diese  wechsel- 
rechtlichen Bestimmungen  mit  den  verschiedenen  Formen  des  Wechselverkehrs 
verbunden  und  in  theoretischen  Begründungen  dargelegt  werden.  Aber  nicht 
bloss  die  Bestimmungen  des  Handelsrechtes  an  sich,  sondern  die  gesammte 
Wechselkunde  in  allgemeinem  Urariss  muss  dabei  in  Betracht  gezogen  werden, 
und  zwar  in  methodisch  aufeinanderfolgender  Anordnung  des  Inhalts. 

Namentlich  erwachsen  aus  dem  Handelsrecht  besondere  Bestimmungen, 
besondere  Pflichten  und  Rechte  beim  Uebergang  zum  Concursverfahren.  Dieses 
gegenseitige  Uebergreifen  rechtlicher  Normen  hat  somit  eine  gewisse  Verbindung, 
"einen  inneren  Zusammenhang,  wissenschaftliche  Verwandschaftsbeziehungen  herbei- 
geführt. Dass  die  literarischen  Erscheinungen  über  das  deutsche  Concursrecht 
das  Wechselgesetz  in  breiten  Ausführungen  behandeln  müssen,  ist  daher  uner- 
lässlich.  Denn  gerade  die  geschäftlichen  Verhältnisse  im  Concursverfahren  sind 
so  verwickelte,  so  vielgestaltige,  dass  die  literarischen  Erscheinungen  gerade  hier 
über  die  Rechtsverhältnisse  aufklären  und  die  einzelnen  Bestimmungen,  welche 
sich  mit  der  Praxis  des  Geschäftslebens  unmittelbar  verbinden,  nach  handels- 
wissenschaftlichen Grundsätzen  entwickeln  müssen.  Dieser  Gedanke  war  es  denn 
auch,  der'  den  Anlass  zu  einem  recht  praktischen  Literaturerzeugnis  gab,  das 
eine  vergleichende  Uebersicht  über  die  Concursgesetzgebung  der  bedeutendsten 
europäischen  Staaten  brachte.  Wie  sehr  ein  solches  internationales  Concursrecht 
gerade  dem  praktischen  Kaufmann  nützen  kann,  dafür  sprechen  schon  seine 
mannigfachen  und  weitverzweigten  Beziehungen  zum  Auslande.  Trägt  doch  der 
Handelsverkehr  des  Exporteurs  ohnehin  rein  internationalen  Charakter,  bestehend 
in  überseeischen  und  ausländischen  Geschäftsverbindungen.  Bei  einem  solchen 
Lehrmittel  kommt  es  daher  vor  allen  Dingen  auf  eine  geschickte  Zusammen- 
stellung derjenigen  Bestimmungen  an,  welche  in  der  Praxis  des  internationalen 
Handelsverkehrs  entsprechende  Anwendung  finden.  Denn  seine  Brauchbarkeit  wird 
hier  nur  durch  die  einfache,  aber  planmässige  Zusammenstellung  der  einschlägigen 
Gesetze  erzielt.  Dieser  Gesichtspunkt  muss  nothwendigerweise  die  erschöpfende 
Vollständigkeit  der  internationalen  Gesetzgebung  ausschliessen.  Nur  das  Wichtigste, 
das  in  der  Praxis  Anwendbare  und  das  auf  sie  Bezügliche  kann  eine  solche 
literarische  Erscheinung  enthalten.  Und  diesem  Erfordernis  ist  denn  auch  Rechnung 
getragen:  die  Literatur  hält  sich  im  Rahmen  der  praktischen  Geschäftsbedürfnisse. 
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Eeicli  an  neuen  Gedanken  war  auch  das  literarische  Schaffen  in  den 
Fächern  technischer  Natur.  Allerdings  zahlreicher  sind  die  Aufgaben.  Sorgsam 
vorbereitet  war  diesem  Literaturzweige  der  Boden  schon  durch  die  Fortschritte 
der  technischen  "Wissenschaften.  Denn  sie  hatten  längst  Heimatsrecht  erlangt, 
ehe  die  commerziellen  Wissenschaften  über  ihre  ersten  Anfänge  hinausgewachsen 
waren.  Ihnen  kam  daher  das  wissenschaftliche  Streben  auf  technischem  Gebiete 
und  seine  Nützlichkeitserfolge  in  hohem  Maasse  zunutze.  Auf  dieser  Grundlage 
wurde  weitergebaut.  Denn  sie  bestand  ja  in  der  Hauptsache  aus  den  Ergeb- 
nissen des  realen  Forschens.  Infolgedessen  oder  gerade  dadurch  gewann  auch 
die  handelswissenschaftliche  Literatur  festen  Boden.  Neue  Triebkräfte  giengen  aus 
ihm  hervor,  dem  literarischen  Schaffen  auf  commerziellen  Gebiete  nachhaltigen 
Anstoss  gebend.  Darum  wird  auch  der  Zusammenhang  der  commerziellen  und 
technischen  Wissenschaften  stets  eine  literarhistorische  Thatsache  bleiben.  In  ihr 
finden  wir  die  Erklärung  dafür,  dass  auf  handelswissenschaftlichera  Gebiete  der 
realistische  Geist  herrscht.  Denn  die  technischen  Errungenschaften  brachten  den 
Aufschwung  des  Handels  mit  sich.  Sie  gaben  den  ersten  und  nachhaltigsten 
Anstoss  zum  wissenschaftlichen  Erfassen  seiner  Verhältnisse.  So  wurde  auch 
dieser  specielle  Zweig  der  handelswissenschaftlichen  Literatur  aus  der  technischen 
Fachwissenschaft  neugeboren. 

Auf  beiden  Gebieten  musste  zunächst  der  Gedanke  durchdringen,  die 
Naturkräfte  nutzbar  anzuwenden;  in  der  Technik  hauptsächlich  vom  praktischen, 
im  Handel  vom  geschäftlichen,  vornehmlich  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus. 
Denn  hier  galt  es  zunächst,  Gesetze  aufzustellen,  nach  denen  das  handelswissen- 
schaftliche Streben  sich  vollziehen  konnte.  Damit  kam  denn  auch  die  Physik  als 
TJnterrichtsdisciplin  auf  commerziellem  Gebiete  zu  Ehren.  Die  Kräfte  der  Natur 
und  die  maschinellen  Einrichtungen  traten  als  mächtig  wirkende  Factoren  auf, 
welche  die  kaufmännische  Thätigkeit  in  allen  Phasen  beeinflussten  und  bestimmten. 
Aus  diesem  Grunde  fiel  auch  dem  kaufmännischen  Unterricht  die  Aufgabe  zu, 
die  Kenntnis  der  physikalischen  Gesetze  zu  verbreiten.  Namentlich  spielen  ja  die 
elektrotechnischen  Einrichtungen  eine  so  hervorragende  Eolle  im  Handelsleben, 
dass  sie  einen  wichtigen  Theil  in  der  commerziellen  Fachbildung  ausmachen. 
Vollzieht  sich  doch  nach  all'  diesen  Gesetzen  der  gesammte  Geschäftsgang  der 
modernen  Grossbetriebe.  Denn  sie  fassen  auf  kaufmännischer  Basis.  Und  gerade 
deswegen  findet  in  ihnen  das  handelswissenschaftliche  Princip  seine  praktische 
Anwendung.  Und  doch  hat  die  Fachliteratur  diesen  so  überaus  wichtigen  Zweig 
vernachlässigt.  Denn  die  blosse  gelegentliche  Mittheilung  der  naturwissenschaftlichen 
Erfahrungen,  welche  der  kaufmännischen  Thätigkeit  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu 
Grunde  gelegt  werden  könnten,  würde  die  unterrichtliche  Aufgabe  keineswegs 
erfüllen.  Vor  allen  Dingen  würde  damit  kein  zusammenhängendes  Bild  der 
physikalischen  Gesetze  geboten  werden:  also  keine  methodisch-unterrichtliche 
Lehre.  Und  deshalb  kann  es  auch  weder  zweckmässig,  noch  praktisch  sein,  den 
Inhalt  der  technischen  Literatur  ohneweiters  auf  ■  den  kaufmännischen  Unterricht 
zu  übertragen.  Denn  so  würde  die  Art  und  Weise  des  Zusammenwirkens  der 
physikalischen  Gesetze  mit  der  kaufmännischen  Thätigkeit  nicht  in  dem  Maasse 
hervortreten,   wie  es  zur  Erreichung  des  beruflichen  Bildungszweckes  nothwendig 
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ist.  Daran  leidet  die  Mehrzahl-  der  kaufmännischen  Lehrbücher.  Sie  enthalten  Lehren, 
die  auf  die  Geschäftspraxis  des  commerziellen  Lebens  nicht  unmittelbar  anwendbar 
sind.  Diese  Lehren  müssten  erst  durch  die  Erfahrung  in  praktische  Werte  umgeprägt 
werden,  sich  gleichsam  durch  den  Schmelzungsprocess  der  beruflichen  Ausübung 
in  coursfähige  Münzen  umsetzend.  Das  ist  der  Grundgedanke  jeder  handclswissen- 
schaftlichen  Lehre,  das  Prinzip,  welches  wir  auch  in  die  Literatur  verpflanzen 
müssen. 

Ausgedehntere  literarische  Pflege  fand  dagegen  die  Disciplin  der  Chemie. 
Sie  bildet  ja  auch  einen  so  wesentlichen  Bestandtheil  der  kaufmännischen  Berufs- 
bildung, dass  sie  im  Unterricht  nicht  fehlen  kann.  Denn  die  Kenntnis  der  gesammten 
Warenkunde  besitzt  für  die  kaufmännischen  Berufs  aufgaben  eine  ebenso  ausgedehnte 
Tragweite  wie  ihre  literarische  Behandlung  für  die  Handelswissenschaft.  Und  so 
jung  sie  auch  als  Literaturzweig  ist,  sie  bildet  gewissermaassen  den  Schlüssel 
zum  wissenschaftlichen  Durchdringen  der  Geschäftspraxis.  Besteht  doch  die  kauf- 
männische Thätigket  im  allgemeinen  im  Austausch  der  Waren.  Eine  wichtige 
Aufgabe  entsteht  daher  hier  in  der  Durchforschung  der  Warenverhältnisse,  welche 
durch  die  Praxis  allein  nicht  gelöst  werden  kann.  Denn  die  geschäftliche  Thätigkeit 
wird  sich  immer  nur  auf  Branchekenntnisse  beschränken,  auf  jene  Warengattungen, 
die  im  Bereiche  der  speciellen  Thätigkeit  liegen.  Aber  die  Veränderungen,  die 
Art  und  Weise  ihrer  Behandlung,  die  Entstehungsgebiete  und  sonstigen  Verhältnisse 
müssen  dem  beruflichen  Verständnis  durch  die  Literatur  nähergebracht  werden. 
Das  ist  denn  auch  in  einer  Anzahl  literarischer  Erscheinungen  erfolgt.  Daran 
knüpft  sich  zugleich  noch  eine  andere  Nothwendigkeit.  Denn  auch  ein  Lehrbuch 
über  Warenkunde  kann  ebensowenig  wie  der  handelswissenschaftliche  Unterricht 
die  Gründlichkeit  und  Vielseitigkeit  der  Warenkenntnisse  sichern.  Man  sucht 
daher  in  Warensammlungen  eine  Grundlage  dafür  zu  schaffen.  Freilich  kann  die 
Anlage  derselben  nicht  jeder  Handelslehranstalt  möglich  sein.  Und  es  wird 
besonders  den  Handelskreisen  die  Pflicht  obliegen,  diese  Sammlungen  so  zu  fördern 
dass  sie  dem  handelswissenschaftlichen  Unterricht  als  praktische  Grundlage  dienen 
können.  Denn  durch  die  Warenkunde  erhält  er  eine  nothwendige  Erweiterung, 
einen  ergänzenden  Abschluss.  Die  Literatur,  welche  dazu  die  unterrichtlichen 
Hilfsmittel  bietet,  hat  daher  vör  allem  den  Zweck,  in  methodisch  übersichtlicher 
Gruppierung  die  einzelnen  Warengattungen  zusammenzustellen,  um  als  Wegweiser 
durch  die  Warensammlungen  zu  dienen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  besitzen 
diese  Lehrbücher  eine  grosse  handelspädagogische  Bedeutung.  Denn  sie  bilden 
gewissermaassen  den  Uebergang  aus  dem  Eeiche  des  Unterrichts  und  der  Theorie 
in  das  Land  der  Berufskunde  und  Geschäftspraxis.  Sie  stellen  die  innere  Ver- 
bindung der  kaufmännischen  Berufslehren  dar,  die  gleichmässige  Fortsetzung  der 
handelswissenschaftlichen  Principien  zwischen  Schule  und  Leben. 

Schon  gelegentlich  der  Fachliteratur  über  das  Wechselrecht  haben  wir  die 
Disciplin  des  Bankwesens  gestreift.  Die  Verhältnisse  zwischen  dem  Bankgeschäft, 
dem  Börsenwesen  und  der  Wechselkunde  hängen  ja  so  enge  miteinander  zusammen, 
dass  schon  aus  handelspädagogischen  Gründen  eine  Trennung  dieser  einzelnen 
Berufszweige  nicht  zweckmässig  erscheinen  dürfte.  Anderseits  ergänzen  und  bedingen 
sich  aber  auch  die  einzelnen  Lehren  dieser  drei  Unterrichtsfächer  in   einer  Weise, 


588  Richter. 

dass  sie  den  Anschein  eines  beruflichen  Ganzen,  einer  geschäftlichen  Einheit 
erwecken.  Diesem  Gesichtspunkte  der  methodischen  Zusammengehörigkeit  haben 
daher  in  erster  Linie  die  handelswissenschaftlichen  Lehrbücher  zu  entsprechen. 
Denn  hier  müssen  die  Lehren  so  ineinandergreifen,  dass  sich  der  eine  Zweig  aus 
dem  andern  entwickelt.  So  fällt  beispielsweise  ein  grosser  Theil  der  Wechselkunde 
in  das  Bankwesen.  Von  diesem  wiederum  greifen  so  manche  Gepflogenheiten  und 
Grundsätze  in  das  Börsengeschäft  über.  So  müsste  auch  die  Literatur  diesen 
Zug  der  inneren  Zusammengehörigkeit,  des  Verbundenseins  durch  die  Geschäfts- 
praxis zum  Ausdruck  bringen.  Denn  hier  soll  die  Fachliteratur  nicht  bloss 
Orientierungsmittel  sein  wie  bei  einer  zusammenfassenden  Darstellung  der  Rechts- 
veränderungen. Sondern  hier  sollen  die  Lehrbücher  dem  Fachunterricht  zu  Grunde 
gelegt  werden,  seinen  Gang  bestimmen,  seinen  Inhalt  nach  entsprechenden 
Gesichtspunkten  ordnen.  Und  als  solche  Lehrmittel  bezwecken  sie  ein  Zweites: 
sie  regeln  das  Verhältnis  des  kaufmännischen  Unterrichts  zur  Berufspraxis  nach 
neuen  Gesichtspunkten,  nach  Grundsätzen  der  handelspädagogischen  Zweckmässigkeit. 
Denn  hier  müssen  sich  die  Lehren  zu  einer  Einheit  verbinden,  um  ein  klares  Bild 
von  dem  Zusammenhange  der  einzelnen  Zweige  im  geschäftlichen  Leben  zu  bieten. 
Das  ist  der  Hauptzweck. 

Dagegen  liegt  die  Disciplin  des  Versicherungswesens  fast  völlig  brach. 
Und  es  gewinnt  auch  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Fachliteratur  fast  den 
Anschein,  als  ob  sie  im  Bereiche  des  kaufmännischen  Bildungswesens  überhaupt 
kein  Heimatsrecht  finden  solle.  Wo  einmal  ein  Versuch  zu  praktischem  Erfolge 
durchdrang,  da  scheiterte  er  wieder  an  dem  Umstände,  die  Versicherungstheorie 
auf  einer  andern  als  fachlichen  Grundlage  entwickelt  zu  haben.  Oder  es 
traten  Literaturerscheinungen  ins  Leben,  in  deren  umfangreichem  Systembau  rein 
wissenschaftlicher  Geist  herrschte.  So  war  fast  nie  die  unterrichtliche  Brauchbarkeit 
gesichert.  Und  es  konnte  daher  auch  nicht  befremden,  wenn  die  Lehren  des 
Versicherungswesens  selbst  auf  dem  Gebiete  des  Fachunterrichts  so  spärlich  gesät 
waren,  dass  sie  die  rankenden  Schlingpflanzen  schulpädagogischer  Theorien, 
welche  zwischen  ihnen  emporwuchsen,  am  freien  Wachsthum  hinderten.  Erst  in 
der  allerjüngsten  Zeit  hat  das  literarische  Schaffen  begonnen,  auch  diesem  jungen 
Keime  das  Feld  zu  bestellen.  So  sind  auch  sie  in  den  Grundzügen  des  Ver- 
sicherungswesens, im  besonderen  der  Versicherungstechnik  in  eine  literarische 
Form  gegossen  worden.  Und  damit  werden  diese  Lehren  auch  in  das  Gebiet  des 
commerziellen  Unterrichts  verpflanzt  werden.  Dauernd  und  allgemein  freilich  auch 
nur  dann,  wenn  sie  als  handelswissenschaftliche  Disciplinen  Heimatsrecht  erlangt 
haben.  Denn  bis  dahin  wird  in  der  Literatur  nur  der  Boden  vorbereitet  werden 
können,  auf  dem  diese  Lehren  zu  festwurzelnden  Zweigen  ausreifen.  Allein,  die 
systematische  Darstellung  des  nationalen  Versicherungswesens  genügt  den  handels- 
wissenschaftlichen Bedürfnissen  nicht.  Soweit  die  Lebensversicherung  in  Betracht 
kommt,  mag  dies  der  Fall  sein.  Aber  die  Warenversicherung  stellt  ihre  weiteren  For- 
derungen auch  in  internationaler  Hinsicht.  Denn  durch  den  ausländischen  Handelsver- 
kehr erhält  das  Geschäftsleben  eine  hervorragende  versicherungspolitische  Bedeutung. 
Die  mannigfachen  Versicherungsarten  auf  den  verschiedenen  Verkehrswegen  bilden 
daher  eine  geschäftliche  Nothwendigkeit  der  kaufmännischen  Berufs  aufgäbe. 
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Ebenso  vernachlässigt  wurde  die  Literatur  der  Handelspolitik.  AVenn  es  auch 
an  sich  eine  ünmögiichkeit  ist,  ein  System  handelspolitischer  Theorien  aufzustellen, 
so  finden  wir  einen  Ersatz  dafür  doch  in  der  geschichtlichen  Lehre.  Denn 
handelspolitische  Thatsachen  und  Geschehnisse  lassen  sich  nicht  nach  theoretischen 
Gesichtspunkten  bestimmen,  sondern  sind  die  nothwendigen  Folgeerscheinungen 
politischer,  socialer  oder  cultureller  Strömungen  und  Veränderungen.  Dagegen 
finden  wir  eine  Quelle  handelspolitischer  Belehrung  in  ihren  Entwicklungstendenzen. 
Denn  die  handelspolitischen  Aufgaben  so  sehr  sie  auch  von  den  Zeitereignissen 
abhängig  sein  mögen,  können  nur  durch  die  Anwendung  der  geschichtlichen 
Lehre  erfüllt  und  gelöst  werden.  Nichtsdestoweniger  spielen  sie  in  der  Handels- 
wissenschaft eine  hochwichtige  Eolle.  Denn  nach  den  handelspolitischen  Verhältnissen 
regelt  sich  ebenso  der  ausländische  Handelsverkehr,  wie  die  berufsgeschäftliche 
Thätigkeit  überhaupt.  Da  ist  es  namentlich  das  Zollwesen,  unter  dessen  Einfluss 
der  Aussenverkehr  sich  entwickelt.  Zollverbindlichkeiten  und  Zollvergünstigungen 
sind  aber  nichts  anderes  als  eben  die  nothwendigen  Ergebnisse  einer  geordneten 
Handelspolitik.  Der  in  ihr  herrschende  Geist  wird  auch  auf  den  Geschäftsgeist 
des  Aussenhandels  übertragen.  Jede  Veränderung  greift  so  unmittelbar  und  so 
intensiv  in  das  kaufmännische  Berufsleben  über,  dass  es  eine  der  vornehmsten 
Aufgaben  des  handelspolitischen  Strebens  sein  dürfte,  ihre  Ursache  zu  ergründen 
und  aus  ihr  Schlussfolgerungen  auf  die  Praxis  überzuleiten.  Und  doch  ist  diesem 
Literaturzweigo  nicht  ein  einziger  Sprössling  entwachsen.  Denn  die,  welche  im 
Garten  der  Wissenschaft  gezüchtet  wurden,  haben  in  handelswissenschaftlicher 
Beziehung  wenig  Bedeutung.  Sie  dienen  den  Zwecken  des  Forschers  und  Gelehrten, 
aber  nicht  der  allgemeinen  Kenntnis.  Das  ist  der  Umstand.  Und  selbst  eine 
literarische  Erscheinung,  welche  in  kurzer  Fassung  die  Entwicklungsprincipien  der 
Handelspolitik  unter  den  Gesichtspunkt  der  Allgemeinlehre  stellt,  kann  nicht  im 
vollen  Umfange  befriedigen. 

Wohl  vermag  die  Literatur  die  handelspolitischen  Tendenzen  und  Phasen 
dem  allgemeinen  Verständnis  näher  zu  bringen  durch  das  Zusammenwirken 
geschichtlicher  Thatsachen  und  daraus  gezogener  Schlussfolgerungen.  Aber  die 
technische  Seite  ist  dabei  doch  nicht  berücksichtigt.  Deshalb  vermissen  wir  auch 
die  nothwendigen  Beziehungen  zur  Praxis :  Sie  bietet  nur  etwas  Allgemein- 
Belehrendes,  aber  desto  weniger  Praktisch-Anwendbares,  eine  Geschichte  der 
Entwicklung,  aber  keine  geschichtliche  Lehre.  Und  doch  würde  das  geschäftliche 
Leben  wenig  Vortheile  aus  einem  Literaturerzeugnisse  ziehen  können,  das  nur 
die  Vertragsverhältnisse  mit  den  einzelnen  Ländern  und  sonstige  wichtige 
Einzelheiten  brächte  und  nur  die  Bestimmungen  enthielte,  welche  in  dem  System 
der  Zollpolitik  bestehen.  Das  sind  alles  nur  theoretische  Grundlagen ;  das  sind 
Thatsachen  zu  wissenschaftlichen  Theorien,  aber  keine  Lehren  für  den  technischen 
Zusammenhang  der  handelspolitischen  Abmachungen.  Freilich  gehört  die  Disciplin 
der  Handelspolitik  zu  denjenigen  Gegenständen,  die  beständigen  Veränderungen 
unterliegen.  Mit  dem  Ablauf  der  Handelsvertragsperioden  und  zollpolitischen  Fristen 
machen  sich  fortwährend  neue  Gepflogenheiten  und  Schwankungen  in  den 
Verhältnissen  geltend.  Das  ist  auch  für  die  Literatur  nicht  unwichtig.  Denn  es 
würde    eine    beständige    Beobachtung    nothwendig    sein,     um     die    literarischen 
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Erscheinungen  durch'  die  Ablösung  der  handelspolitischen  Conjuncturen  nicht  zu 
entwerten.  Daraus  würde  sich  allerdings  die  Zweckmässigkeit  eines  handels- 
wissenschaftlichen Organs  ergeben,  das  eine  willkommene  und  vortheilhafte 
Ergänzung  zur  Lehrmittelliteratur  zu  bilden  hätte.  Daran  fehlt  es  auch  im 
Hinblick  auf  die  übrigen  Zweige  der  Handelswissenschaft,  die  unmittelbar  in  die 
Geschäftspolitik  übergreifen.  Dieser  blosse  Hinweis  mag  genügen,  um  den 
Gedanken  der  Verwirklichung  näher  zu  bringen.  Denn  die  Lehrmittelliteratur 
hat  zu  allererst  die  Fachaufgabe  zu  erfüllen,  allgemeine  und  specielle  Kenntnisse 
und  Lehren  für  das  kaufmännische  Berufsleben  zu  verbreiten.  Also  steht  auch 
hier  der  unterrichtliche  Zweck  eines  solchen  Buches  im  Vordergrunde.  Er  macht 
ja  eigentlich  auch  die  Aufgabe  des  handelswissenschaftlichen  Lehrmittels  aus. 
Ohne  die  neuesten  Daten  der  Handelspolitik  oder  Zollgesetze  würde  es  daher  zu 
theoretischen  Widersprüchen  mit  dem  Berufsleben  führen.  Gerade  deshalb  wäre 
hier  eine  entsprechende  Bearbeitung  am  Platze.  Sonst  würde  sich  die  Noth- 
wendigkeit  unliebsamer  Umarbeitungen  bald  herausstellen.  Das  sind  aber  nur 
Auesserlichkeiten.  Die  Hauptaufgabe  ist  es  zuallemächst,  ein  handelswissen- 
schaftliches Lehrmittel  für  die  beiden  zusammenhängenden  Zweige  der  Handels- 
politik und  des  Zollwesens  zu  schaffen.  Hinsichtlich  des  commerziellen  Unterrichts 
würde  dies  eine  eminent  wichtige   Ergänzung  bedeuten. 

Eine  der  jüngsten  Disciplinen  ist  auch  die  Finanzwissenschaft.  Man  hat 
lange  gezögert,  sie  als  Bestandtheil  der  Handelswissenschaften  anzuerkennen.  Und 
man  räumte  ihr  schliesslich  auch  ganz  vereinzelt  im  commerziellen  Unterricht  ein 
bescheidenes  Plätzchen  ein,  nachdem  sie  eine  literarische  Heimstätte  gefunden 
hatte.  Diese  erste  Erscheinung  auf  diesem  Gebiete  entwickelt  in  gedrängter 
Darstellung  ihre  Grundzüge  und  soll  zur  Einführung  in  das  Studium  der 
Finanzwissenschaft  dienen.  Aber  sie  bietet  mehr.  Der  Titel  ist  zu  bescheiden  und 
er  deckt  sich  mit  seinem  Inhalte  eigentlich  nur  insofern,  soweit  eben  die  Grund- 
züge dieses  handelswissensehaftlichen  Zweiges  in  Betracht  kommen.  Vor  allem 
aber  ist  sie  geeignet,  eine  methodische  Grundlage  für  den  Unterricht  zu  schaffen. 
Sie  bietet  so  ungefähr  alles  das,  was  zur  kaufmännischen  Berufsthätigkeit  aus 
dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft  nöthig  ist.  Namentlich  ermöglicht  sie  einen 
Ueberblick  über  die  Beziehungen  des  Handelsvertreters  zum  Staat  und  zur 
Staatswirtschaft.  Seine  Thätigkeit  ist  so  mannigfachen  Einflüssen  ausgesetzt,  welche 
die  verschiedensten  Maassnahmen  im  Staatswesen  mit  sich  bringen.  Noch  dazu 
ist  ja  der  Handelsvertreter  einer  der  wichtigsten  materiellen  Träger  der  staatlichen 
Aufgaben.  Ja  vielleicht  gestaltet  sich  sein  Verhältnis  bisweilen  auch  derart, 
dass  er  ihm  als  Concurrent  gegenübersteht.  Oder  er  kann  der  materielle 
Förderer  seiner  Interessen  als  Capitalist  sein.  Vor  allen  Dingen  aber  ist  er  ein 
Einzelwesen  des  Staates ;  und  als  solchem  fallen  ihm  die  nationalen  Aufgaben 
zu,  die  sich  mit  seiner  Thätigkeit,  mit  dem  Geschäftsleben  seiner  Branche 
verbinden.  Dagegen  birgt  ja  auch  dieser  Theil  der  Handelswissenschaft  eine 
grosse  nationale  Bedeutung  in  sich,  eine  Bedeutung,  die  keineswegs  durch  die 
Volkswirtschaftslehre  erschöpft  wird.  Denn  die  Finanzwissenschaft  hat  sich  in 
erster  Linie  mit  den  fiskalischen  Einrichtungen  zu  beschäftigen.  Staatsbedarf  und 
Staatseinnahmen  nach  Grundsätzen  der  Zweckmässigkeit  zu  regeln,  überhaupt  den 
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Staatscredit  zu  heben  oder  zu  vermehren  :  das  ist  neben  anderen  Beziehungen 
die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.  Allerdings  kann  sich  die  Fachliteratur  nicht 
darauf  beschränken,  nur  die  fiskalischen  Verhältnisse  des  Staatslebens  zu 
behandeln.  Sie  muss  vor  allem  auch  einen  Einblick  gewähren  in  die  Gebiete  der 
Technik,  Wirtschaft  und  Politik.  Nur  auf  solcher  Grundlage  kann  das  kauf- 
männische Geschäftsleben  gedeihen.  Dass  sind  aber  auch  zugleich  die  Vor- 
bedingungen für  das  kaufmännische  Calculationswesen. 


Rein  fachliche  Kenntnisse  vermitteln  schliesslich  die  Fächer  commerzieller 
Natur.  Sie  bilden  gewissermaassen  den  Kern  der  Handelswissenschaften,  die 
Seele  der  handeis  wissenschaftlichen  Literatur.  In  diesem  Grundstock  müssen  sich 
daher  auch  die  Lehren  des  commerziellen  Bildungswesens  concentrieren.  Daraus 
erklärt  es  sich  denn  auch,  dass  die  Fachliteratur  an  diesem  Zweige  die  reichsten 
Früchte  trug.  Denn  das  literarische  Schaffen  sucht  da  zunächst  die  unmittel- 
barsten Bedürfnisse  des  Berufslebens  zu  befriedigen.  Ihnen  verdankt  namentlich 
auch  der  kaufmännische  Unterricht  seinen  Aufschwung.  Diese  literarischen 
Erscheinungen  waren  es  zunächst,  welche  die  Berufslehren  in  gedrängter  und 
populärer  Form  in  das  Volksleben,  in  die  Schichten  des  Handelsstandes  hinein- 
trugen. Freilich,  die  meisten  waren  nur  für  das  Geschäftsleben  geschaffen,  aber 
nicht  für  den  Unterricht.  Sie  konnten  ihren  Zweck  nur  als  Handbücher  erfüllen, 
aber  als  Lehrmittel  befriedigten  sie  keineswegs.  Nur  hie  und  da  tritt  dieses  oder 
jenes  Literaturzeugnis  aus  der  Allgemeinheit  heraus,  hervorgegangen  aus  der 
Einsicht  einer  handelspädagogischen  Pflege. 

Zunächst  müssen  wir  da  die  Fortschritte,  ja  den  geradezu  eminenten 
Aufschwung  der  Buchführungswissenschaft  hervorheben.  Besteht  auch  seit  langem 
im  kaufmännischen  Leben  der  Brauch,  eine  geordnete  Buchhaltung  zu  führen, 
ja  besteht  dazu  überhaupt  die  gesetzliche  Verpflichtung,  eine  selbstständige 
Wissenschaft  der  Buchführung  aber  ist  jedenfalls  eine  der  nettesten  Errungen- 
schaften des  handelswissenschaftlichen  Strebens.  Hier  hat  sich  nicht  nur  eine 
Anzahl  neuer  und  origineller  Gedanken  zu  eigenartigen  Systemen  und  Theorien 
durchgerungen,  die  zu  handelswissenschaftlichen  Buchhaltungsreformen  ausreiften. 
Sondern  hier  kam  ausserdem  eine  ausgedehnte  und  vielseitige  Organisations- 
arbeit zur  Geltung,  die  eine  völlige  Neubelebung  dieses  Einzelgebietes  mit  sich 
brachte.  Vor  allem  hat  sich  die  Kritik  glänzend  behauptet,  mächtig  das  Scepter 
für  Freiheit  des  selbstständigen  Gedankens  schwingend.  Dieser  Fortschritt  der 
Kritikwissenschaft  tritt  hier  umso  mehr  und  umso  deutlicher  in  die  Erscheinung, 
als  sie  in  den  übrigen  Zweigen  nur  in  verschwindendem  Maasse  sich  bethätigte. 
Daneben  verdanken  wir  aber  auch  der  Handelswissenschaft  so  manches  wertvolle 
Ergebnis  emsiger  Forschungsarbeit  auf  dem  Gebiete  der  Buchhaltung.  Die  alten 
Methoden  der  Vergangenheit  hat  man  aus  ihrem  historischen  Scheinleben  wieder 
herausgerissen  und  neu  aufleben  lassen  und  damit  der  Geschichte  der  Buch- 
haltung manchen  wertvollen  Gewinn  gebracht.  Doch  auch  darin  sind  die  Fortschritte 
der  Buchführungswissenschaft  noch  keineswegs  erschöpft.  Der  Löwenantheil  fällt 
ihr  in  methodischer  Beziehung  zu.  Denn  ihre  Tendenz  war  nicht  nur  neuschaffend. 
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sondern  auch  neuordnend  und  neugestaltend.  Darin  liegt  die  Bedeutung  ihres 
Fortschreitens,  der  Schwerpunkt  ihrer  raschen  und  vielseitigen  Entwicklung. 

Dabei  vollzog  sich  dieselbe  auch  in  allmählicher  Annäherung  an  die 
Wissenschaft  der  Methodik.  Und  es  kann  daher  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  durch 
diesen  literarischen  Aufschwung  der  Buchhaltungsunterricht  seinen  handels- 
pädagogischen Höhepunkt  erreicht  hat.  Jedenfalls  ist  die  Erscheinung  geradezu 
auffallend,  dass  sich  die  literarische  Thätigkeit  der  Handelswissenschaft  mit  einem 
aussergewöhnlichen  Aufwände  an  erfahrungsreichen  Eesultaten  der  Pflege  dieser 
Disciplin  zugewandt  hat  —  ebenso  im  Verhältnis  zu  ihrer  Bedeutung,  als  im 
Verhältnis  zu  den  übrigen  Zweigen,  die  meistens  noch  weit  im  Eückstande  sich 
befinden.  Es  liegt  daher  im  Bereiche  der  literarischen  Aufgabe,  einen  Ausgleich 
gegenüber  der  inneren  Entwicklung  anzustreben.  Hauptsächlich  wird  die  theoretische 
Grundlage,  welche  durch  die  Methodik  des  Buchhaltungsunterrichts  geschaffen  ist, 
durch  eine  Eeihe  literarischer  Erscheinungen  ergänzt,  die  das  methodische  Ziel 
durch  Sammlung  von  Aufgaben  zu  erreichen  suchten.  Ganz  besonders  wertvoll 
für  den  Unterricht  ist  hierbei  der  Umstand,  dass  einige  von  ihnen  sich  streng  an 
die  einzelnen  Stoffgruppen,  also  überhaupt  an  den  Inhalt  des  handeis  wissen- 
schaftlichen Unterrichts  anlehnen  und  zugleich  die  hauptsächlichsten  Wirtschafts- 
formen berücksichtigen.  Diese  Art  der  Bearbeitung  macht  sich  nicht  nur  für  den 
handelswissenschaftlichen  oder  allgemein-kaufmännischen  Unterricht,  sondern  auch 
für  das  gewerbliche  und  technische  Bildungsw^esen  brauchbar.  Uebrigens  wird 
dieser  Zweck  auch  durch  jene  Erscheinungen  erfüllt,  die  als  Leitfäden  in 
methodisch  übersichtlicher  und  kurzgefasster  Form  die  Grundsätze  des  Buch- 
haltungs-Unterrichts behandeln.  Denn  vielfach  müssen  sich  dieselben  so  in  den 
Kahmen  des  Unterrichtsprogramms  einfügen,  dass  sie  nur  einen  geringen  Aufwand 
an  Zeit  beanspruchen  können. 

Mehr  ergänzender,  abrundender  Natur  sind  diejenigen  literarischen  Erschei- 
nungen, die  für  den  Buchhaltungsunterricht  an  den  höheren  Handelsschulen 
bestimmt  sind.  Besondere  Eücksicht  ist  hierbei  namentlich  auf  einen  unmittel- 
baren Anschluss  an  die  Geschäftspraxis  genommen.  Und  zwar  soll  derselbe  dadurch 
erzielt  werden,  dass  mit  dem  Buchhaltungs-Unterricht  die  Thätigkeit  im  Muster- 
kontor sich  verbindet  oder  dass  sich  dieselbe  doch  mindestens  an  jene  anschliesst. 
Um  übrigens  einen  gediegenen  Abschluss  zu  erzielen,  hat  sich  der  Gedanke 
literarisch  zu  behaupten  gewusst,  besonders  interessante  Fälle  aus  dem  Buch- 
haltungswesen zu  diesem  Zwecke  zu  behandeln.  Eigentlich  liegen  sie  ja  ausserhalb 
der  theoretischen  Aufgabe.  Sie  dienen  aber  vor  allem  dazu,  den  Gesichtskreis 
der  praktischen  Anwendung  zu  erweitern.  Gelangt  doch  in  der  Literatur  überhaupt 
das  Streben  nach  directer  Verbindung  des  Buchhaltungsunterrichts  mit  den 
Verhältnissen  des  Geschäftslebens  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  fast  überall 
thatsächliche,  eigenartige  und  schwierige  Geschäftsvorfälle  als  Unterlagen,  als 
Beispiele  zur  Erklärung  dienen,  von  der  einfachen  Buchführung  des  Kleinbetriebes 
ausgehend  und  zur  complicierten  Form  der  doppelten  Buchführung  allmählich 
iortschreitend. 

Indessen  behandeln  nur  wenige  Literaturerscheinungen  die  doppelte  Buch- 
führung von  einem  neuen  methodischen  Gesichtspunkte  aus.  Das  ist  im  allgemeinen 
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zwar  kein  Nachtheil.  Denn  die  Verwendbarkeit  im  handelswissenschaftlichen 
Unterricht  ist  eine  überaus  verschiedenartige.  So  finden  wir  auch  die  amerikanische, 
italienische,  französische  oder  deutsche  Buchführung  besonders  behandelt.  Namentlich 
haben  diese  einzelnen  Systeme  in  katechetischer  Form  eine  überaus  zweckmässige 
Beleuchtung  erfahren,  in  Fragen  und  Antworten  aus  allen  Arten  von  Geschäfts- 
vorfällen ihre  Erklärung  findend.  Bestimmte  Sonderzwecke  verfolgen  die  Methoden 
im  Baugewerbe,  in  der  Landwirtschaft  oder  in  anderen  Berufszweigen.  Neu  ist 
besonders  die  wirtschaftlich- statistische  Buchhaltung,  deren  Eigenartigkeit  in  der 
Benützung  neuer  Conten,  neuer  Bilanzen  und  neuer  Abschlüsse  besteht.  Mehr 
theoretische  Bedeutung  besitzt  dagegen  die  Bearbeitung  einer  constanten  Buch- 
haltung, an  die  sich  eine  wissenschaftliche,  gründlich  und  scharf  beleuchtende 
Kritik  der  Constanten  und  ein  wissenschaftlicher  Vergleich  der  Kameralistik  und 
Doppik  anschliessen.  Und  wenn  wir  schliesslich  die  Contocorrentlehre  in  praktischen 
Beispielen  dargestellt  und  gemeinverständlich  erläutert  finden,  so  ist  dadurch 
das  Gebiet  der  Fachwissenschaft  nach  allen  Seiten  hin  gründlich  beackert  worden. 
Aber  nicht  minder  günstig  waren  die  Ergebnisse  des  literarischen  Schaffens, 
nicht  minder  gering  auch  der  Eeichthum    der  Fachliteratur. 

Neben  der  kaufmännischen  Arithmetik  ist  auch  die  politische  nicht 
unberücksichtigt  geblieben.  Dass  erstere  in  der  Handelswissenschaft  unentbehrlich 
ist,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Aber  auch  letztere  wird  man  nicht  gut  von 
der  Hand  weisen  können,  wenn  überhaupt  eine  Vollständigkeit  des  handels- 
wissenschaftlichen Unterrichts  erzielt  werden  soll.  Aber  auch  schon  aus  rein 
beruflichen  Gründen  wird  man  die  politische  Arithmetik  im  kaufmännischen 
Bildungswesen  nicht  missen  können  und  dürfen.  Natürlich  kann  auch  hier  die 
Literatur  nur  einen  kurzen  Leitfaden  bieten,  der  zur  Einführung  dient.  Denn  ein 
tiefes  Studium  ist  nicht  Sache  des  Handelsvertreters,  sondern  des  Vertreters  der 
Handelswissenschaft.  Auch  die  kaufmännische  Arithmetik  ist  so  umfangreich,  dass 
die  Lehrmittel  sie  nur  in  allgemeinen  Grundzügen  entwickeln  können.  Allerdings 
muss  auch  hier  die  Methodik  zu  ihrem  vollen  Eechte   kommen. 

Vom  Standpunkte  der  Geschäftspraxis  aus  ist  man  vielfach  gewöhnt,  die 
Formularlehre  äusserst  niedrig  einzuschätzen.  Freilich  kennt  das  kaufmännische 
Leben  das  Formularwesen  nicht  in  dem  Sinne  wie  der  althergebrachte  bureau- 
kratische  Verkehr  der  Behörden.  Aber  in  der  kaufmännischen  Praxis  kommt  es 
vor  allen  Dingen  auf  die  Eigenartigkeit  der  Formularien  an.  Vor  allen  Dingen 
muss  sich  auch  in  ihnen  der  rein  kaufmännische  Geschäftsgeist  äussern.  Denn  der 
schriftliche  Verkehr  im  kaufmännischen  Leben  beruht  vor  allen  Dingen  auf  den 
Grundsätzen,  welche  Präcision  im  Ausdruck,  Bestimmtheit  im  Stil  und  die 
Besonderheiten  der  kaufmännischen  Geschäftssprache  bezwecken.  Allerdings  können 
diese  Lehren  auch  aus  der  Handelscorrespondenz  gezogen  werden.  Die  Erscheinungen, 
welche  aus  ihr  hervorgiengen,  füllen  einen  breiten  Eaum  in  der  Fachliteratur. 
Vor  allen  Dingen  finden  wir,  dass  die  fremdsprachliche  Correspondenz  bevorzugt 
worden  ist.  Auch  hierbei  trat  die  Neigung  in  den  Vordergrund,  die  Geschäfts- 
sprache besonders  zu  betonen  und  ihre  Eigenthümlichkeiten  hervorzuheben.  Dass 
dies  gelang  und  consequent  bei  den  fremdsprachlichen  Handelscorrespondenzen 
durchgeführt  wurde,  muss  dem  Umstände  zugeschrieben  werden,  dass  die  Verfasser 
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entweder  aus  der  Berufspraxis  hervorgegangen  waren  oder  doch  mindestens  mit 
ihr  in  enger  unmittelbarer  Fühlung  standen.  Ausser  den  bekannten  modernen 
Sprachen,  wie  der  englischen,  französischen  oder  italienischen,  die  ja  officiell  an 
den  Handelsschulen  gelehrt  werden,  erstreckte  sich  die  Literatur  der  Handels- 
correspondenz  auch  auf  die  weniger  bekannten,  aber  im  kaufmännischen  Verkehrs- 
leben gebräuchlichen  und  für  dasselbe  wichtigen  Sprachen,  wie  die  spanische, 
dänisch-norwegische,  schwedische,  holländische,  polnische  und  vor  allen  Dingen 
die  russische  und  japanesische.  Diese  Vielseitigkeit  der  commerziellen  Sprachliteratur 
wird  vor  allen  Dingen  dem  Handelshochschulunterricht  oder  überhaupt  dem 
Bildungswesen  an  den  höheren  Handelsschulen  zugute  kommen.  Freilich  sind  in 
manchen  Erscheinungen  die  Grundsätze  der  Methodik  weniger  glücklich  durchgeführt, 
in  manchen  finden  wir  sogar  die  rein  systematische  Darstellung,  so  dass  sie  als 
Lehrbücher  sich  kaum  bewähren  dürften.  Immerhin  wird  die  handelswissenschaftliche 
Sprachkunde  durch  Briefsammlungen  vervollständigt,  die  eine  unmittelbare  Verbindung 
zwischen  dem  sprachwissenschaftlichen  Wissen  und  den  Bedürfnissen  der  Praxis 
herstellen.  Reichlich  mit  textlichen  Erläuterungen  versehen,  bieten  sie  im  commer- 
ziellen Sprachstudium  eine  willkommene  Ergänzung. 

Einen  würdigen  Abschluss  kann  die  Literatur  der  rein  commerziellen  Fächer 
aber  erst  erhalten  durch  eine  kaufmännische  Betriebslehre.  Dass  dieselbe  nur  auf 
handelswissenschaftlicher  Grundlage  aufgebaut  werden  kann,  ist  schon  um  deswillen 
nothwendig,  weil  sie  ja  auch  im  commerziellen  Unterricht  eine  einheitliche  Grundlage 
schaffen  soll.  Denn  erst  dann  wird  es  möglich  sein,  den  inneren  Zusammenhang 
des  Lehrsystems  zu  erzielen.  Was  nützen  aber  auch  die  einzelnen  Lehren,  die 
der  kaufmännische  Unterricht  vermittelt,  wenn  es  eine  ungelöste  Frage  bleibt,  in 
welcher  Weise  sie  mit  dem  Betriebsleben  sich  verbinden.  Denn  eine  Betriebslehre 
kann  und,  soll  ja  nicht  bloss  die  rein  technische  Seite  des  Geschäftslebens 
behandeln,  sondern  sie  soll  überhaupt  ein  Gesammtbild  geben  von  dem  Handels- 
betrieb überhaupt.  Sie  soll  zeigen,  wie  die  einzelnen  Fäden  des  Geschäftslebens 
sich  miteinander  verknüpfen,  wie  die  einzelnen  Factoren  zusammenwirken,  überhaupt 
wie  eine  richtige  Organisation  der  kaufmännisch-geschäftlichen  Unternehmungen 
zu  erfolgen  hat.  Die  kaufmännische  Betriebslehre  behandelt  demnach  alle  Formen 
des  Geschäftslebens.  Sie  gibt  die  Grundlagen  an,  auf  denen  jeder  Betrieb  aufgebaut 
werden  muss,  zugleich  lehrt  sie  aber  aach  die  Erfordernisse,  welche  die  rationelle 
Fortführung  und  Entwicklung  des  Geschäftsbetriebes  bedingt. 

Vor  allem  spielt  das  Calculationswesen  eine  bedeutende  Eolle.  Denn  die 
richtige  Beurtheilung  der  geschäftlichen  Verhältnisse  kann  sich  nicht  allein  auf 
praktische  Erfahrungen  stützen.  Sie  setzt  vor  allem  eine  umfassende  Kenntnis 
der  verschiedenen  Zweige  und  Formen  des  Geschäftslebens  voraus.  Hängt  doch 
die  Calculation  mit  den  Eigenartigkeiten  der  Verhältnisse  zusammen,  die  im 
Geschäftsleben  bestehen.  Vor  allem  ist  es  das  Wesen  der  einzelnen  Betriebe  selbst, 
das  in  der  Calculationskunde  seine  Erklärung  finden  muss.  Dass  dabei  die 
einzelnen  Branchen  in  all'  ihren  hauptsächlichsten  Besonderheiten  in  Betracht  zu 
ziehen  sind,  ist  ein  selbstverständliches  Erfordernis.  Da  ist  es  vor  allem  die 
Warencalculation,  welche  auf  die  gesctiäftspolitische  Entwicklung  einen  nachhaltigen 
Einfluss  ausübt.  Denn  ein  geregelter  Umsatz  ist  eigentlich  gar  nicht  denkbar  ohne 
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calculatives  Verständnis,  ohne  die  Möglichkeit  einer  rationellen  Beurtheilung  der 
einschlägigen  Verhältnisse.  Ebenso  bezieht  sich  dies  auf  die  Productionsweise.  Denn 
jeder  fabriksmässige  Betrieb  produciert  ja  in  so  mannigfachen  Formen,  dass  es 
einer  genauen  und  sorgfältigen  Berechnung  aller  Einzelheiten  —  Zeit,  Kraft 
und  Material  —  bedarf,  um  den  geschäftlichen  Betrieb  auf  einer  sicheren  Grund- 
lage zu  entwickeln.  Anderseits  hat  die  Calculation  auch  im  Verkehrswesen 
dieselbe  Bedeutung,  Jeder  Beförderungsweg  und  jedes  Transportmittel  bedingt 
besondere  Prachtsätze,  der  Gebrauch  jeder  Verkehrseinrichtung  eine  andere 
Berechnung.  Ausserdem  gibt  ja  das  Geschäftsleben  noch  in  besonderen  Fällen 
Veranlassung  zur  geschäftlichen  Calculation.  Damit  verbindet  sich  ja  überhaupt 
die  Lehre  der  kaufmännischen  Propaganda.  Die  verschiedenen  Arten  der  modernen 
Reclame  —  einfache  Anzeigen,  illustrierte  Inserate,  Textanzeigen,  Clicheinserate 
und  Placate  —  lassen  es  wünschenswert  erscheinen,  dass  auch  die  Literatur 
in  diesen  Zweigen  eine  Anleitung  gibt.  Denn  schon  der  kaufmännische  Unterricht 
wird  gelegentlich  die  hauptsächlichsten  Lehren  hieraus  zu  entwickeln  haben, 
sei  es  selbständig,  oder  sei  es  in  der  Verbindung  mit  der  Calculationskunde. 

Eine  solche  Betriebslehre  würde  vor  allem  dazu  führen,  im  handels- 
wissenschaftlichen Unterricht  die  kaufmännische  Geschäftskunde  einzuführen  und 
den  modernen  Geschäftsgeist  des  kaufmännischen  Berufslebens,  der  alle  her- 
gebrachten Formen  abstreift,  zur  Herrschaft  zu  bringen.  Erheblichen  Nutzen 
würde  sie  daher  auch  im  Buchhandel  stiften.  Denn  auch  er  stellt  ja  nicht  ein 
isoliertes  Berufsgebiet  dar,  sondern  ist  nur  ein  Nebenzweig  der  Handelswelt. 
Freilich  sind  die  Gepflogenheiten  und  Usancen,  überhaupt  die  ganze  Organisation 
eine  andere  als  im  kaufmännischen  Leben.  Aber  gerade  dort  bestehen  so 
mancherlei  althergebrachte  Geschäftsformen,  die  am  besten  durch  eine  buch- 
händlerische Geschäftskunde  beseitig-t  werden  könnten.  Allerdings  müsste  sie 
auf  handelswissenschaftlicher  Grundlage  beruhen.  Denn  sie  würde  all'  die 
Grundsätze  und  Lehren  zur  Geltung  zu  bringen  haben,  die  im  kaufmännischen 
Geschäftsleben  bestehen.  Das  ist  ein  unabweisbares  Erfordernis.  Und  wenn  auch 
sonst  die  Beziehungen  zwischen  dem  Buchhandel  und  dem  Handelsleben  aus- 
einandergehen mögen,  bezüglich  der  Berufsinteressen  und  vor  allem  bezüglich 
der  Berufsbildung  laufen  die  Bestrebungen  und  Tendenzen  doch  in  einem 
Flussbett  zusammen:  hier  bilden  sie   die  unauflösbare  Einheit   des   Berufswesens. 


Ziehen  wir  nun  das  Facit. 

Zunächst  wird  da  die  Thatsache  in  die  Erscheinung  treten,  dass  ein 
ungleichmässiges  Wachsthum  sich  vollzogen  hat.  Hie  und  da  steigerte  sich  der 
Eeichthum  an  literarischen  Erscheinungen  bis  zum  Ueberfluss,  während  sich  dort 
ein  Mangel,  eine  gewisse  Dürftigkeit  zeigte.  Das  ist  namentlich  der  Fall,  wenn 
wir  die  Handelswissenschaft  als  etwas  Ganzes,  die  einzelnen  Disciplinen  als  eine 
unterrichtliche  Einheit  auffassen.  Von  diesem  besonderen  Gesichtspunkte  aus 
betrachtet,  constatieren  wir  unliebsam  das  Fehlen  einer  Handelspädagogik.  Denn 
wenn  sie  auch  bisher  insofern  bestanden  haben  mag,  dass  sie  ihre  Lehren  aus 
der  allgemeinen  Unterrichtspädagogik   schöpfte,    so    kann    sie    doch    den    Bedürf- 
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nissen  der  kaufmännischen  Berufsbildung,  namentlicli  aber  den  handelswissen- 
schaftlichen  Bedürfnissen  keineswegs  genügen.  Denn  hier  handelt  es  sich  ja  um 
Fachlehren,  die  mehr  schaden  als  nützen  könnten,  wenn  sie  durch  schulpäda- 
gogische Tendenzen  beeinflusst  würden.  Jedenfalls  würde  der  Zusammenhang 
mit  dem  praktischen  Leben  völlig  verloren  gehen.  Der  Fachunterricht  würde 
sich  in  Widersprüche  auflösen,  weil  dessen  fachlichen  Wesensbesonderheiten 
nicht  zur  Geltung  kommen  könnten.  Schon  deshalb  würde  ein  handels- 
pädagogisches Gesammtwerk  einem  Bedürfnis  entsprechen.  Allerdings  ist  ver- 
sucht worden,  einen  gewissen  Ersatz  durch  die  Mustercontorlehre  zu  bieten. 
Aber  sie  vermag  naturgemäss  keinen  genügenden  zu  schaffen.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  sie  nicht  diejenige  Vollständigkeit  besitzen  kann,  um  alle  handels- 
pädagogischen Lehren  zu  umfassen,  ist  auch  ihre  Aufgabe  mehr  specieller  Natur. 
Denn  die  Einrichtung  eines  Mustercontors  kann  nur  einen  üebergang  herbeiführen 
aus  dem  handelswissenschaftlichen  Unterricht  in  das  Gebiet  der  Berufspraxis, 
also  gewissermaassen  eine  Brücke  schlagen  aus  dem  Reiche  des  Theoretischen  in 
das  Land  der  Praxis.  Das  ist  alles.  Mehr  würde  von  ihr  vom  handelswissen- 
schaftlichen Gesichtspunkte  aus  nicht  verlangt  werden  können.  Allenfalls  würde 
sich  noch  die  Möglichkeit  bieten,  die  Grundsätze  der  Buchhaltung  mit  der  Ent- 
wicklung des  Geschäftslebens  zu  verbinden.  Mit  anderen  Worten:  sie  würde  an 
praktischen  Beispielen  zeigen,  wie  die  Ergebnisse  und  Lehren  des  kaufmännischen 
Unterrichtes  nun  auf  die  Praxis  angewandt  werden  können.  Das  ist  ihre  Aufgabe. 
So  würde  sie  nur  ein  Bruchstück  der  Handelspädagogik  enthalten.  Darauf  beschränken 
sich  denn  auch  die  literarischen  Erscheinungen.  Allerdings  ist  dieser  Rahmen 
durch  ein  Werk  auf  der  einen  Seite  erweitert  worden.  Es  berücksichtigt  nicht 
bloss  die  Mustercontorlehre,  sondern  gibt  zugleich  auch  eine  Geschichte  ihrer 
Entwicklung,  Ueberhaupt  sind  darin  die  grundlegenden  Gedanken  wiedergegeben, 
welche  zu  der  Einrichtung  von  Mustercontoren  zur  Ergänzung  des  commerziellen 
oder  vielmehr  handelswissenschaftlichen  Unterrichts  führten.  Auf  der  anderen  Seite 
ermöglicht  die  Einrichtung  allerdings  auch  zugleich  eine  Einheitlichkeit  der  kauf- 
männischen Unterrichtslehre  überhaupt.  Bis  jetzt  ist  dieses  Princip  im  commer- 
ziellen Bildungswesen  keineswegs  einheitlich  durchgeführt.  Denn  fast  überall 
werden  noch  Pflänzchen  überlieferter  Lehren,  die  auf  dem  humanistischen  Felde 
der  Schulpädagogik  gezüchtet  wurden,  verbreitet  und  an  Stelle  des  handelswissen- 
schaftlichen Principes  gesetzt.  Aber  sie  lösen  nicht  den  Widerspruch,  sie  beseitigen 
nicht  den  Zwiespalt,  der  zwischen  den  pädagogischen  Aufgaben  der  Schulbildung 
und  der  commerziellen  Berufserziehung  besteht.  Um  diesen  Zwiespalt  auszugleichen, 
müssen  andere  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen  —  Grundsätze  und  Lehren, 
welche  den  Inhalt  einer  Handelspädagogik,  den  Inhalt  einer  handelswissenschaft- 
lichen Unterrichtslehre  zu  bilden  hätten. 

Unzweifelhaft  ist  aber  auch  aus  dieser  Betrachtung  zu  ersehen,  dass  fast 
noch  in  allen  Zweigen  der  handelswissenschaftlichen  Literatur  ein  Mangel  an 
methodischer  Durchgebildetheit  hervortritt.  Hier  mehr,  dort  weniger.  Aber  überall 
fehlt  noch  die  Consequenz  in  der  Anwendung  der  methodischen  Grundsätze.  Ohne 
Methodik  ist  aber  auch  die  berufliche  Erziehung  ein  unsicheres  Steuern  auf  dem 
Schiffe  des  kaufmännischen   Unterrichts  nach  unbestimmtem  Ziel.    Erst  durch  die 
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Anwendung  des  handelsmethodischen  Principes  werden  die  Wege  geebnet,  die 
hinauf  an  das  Ziel  der  kaufmännischen  Berufsbildung  führen.  Daher  müssen 
diese  Wege  erst  gepflastert  werden  mit  den  handelswissenschaftlichen  Ergebnissen. 
Dies  gilt  besonders  in  den  Fächern  linguistischer  Natur.  Hat  auch  das  literarische 
Schaffen  zum  Theil  diesem  Streben  vorgearbeitet,  so  ist  es  doch  immerhin  noch 
von  blossen  Zufälligkeiten  abhängig,  ob  die  Lehren  der  Methodik  im  kauf- 
männischen Unterricht  zur  Geltung  gelangen.  Und  doch  kann  hier  nur  das  rein 
handelswissenschaftliche  Princip  zum  Ziele  verhelfen.  Denn  der  Sprachunterricht 
im  kaufmännischen  Bildungswesen  hat  eine  wesentlich  andere  Aufgabe  zu  erfüllen 
als  der  an  humanistischen  Lehranstalten.  Er  ist  namentlich  von  Umständen 
abhängig,  die  das  praktische  Berufsleben  mit  sich  bringt,  und  es  hat  sich 
ergeben,  dass  die  Literaturerscheinungen  —  manche  allerdings  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  —  diese  Eigenthümlichkeiten  und  Besonderheiten  der  kauf- 
männischen Geschäftssprache  berücksichtigen.  Trotzdem  würde  eine  Methodik  des 
gesammten  commerziellen  Sprachunterrichts  zunächst  die  wünschenswerte  Einheit- 
lichkeit in  der  Behandlung  herbeiführen,  dann  aber  auch  dem  handelswissen- 
schaftlichen  Princip  einen  fruchtbaren  Boden  zu  seiner  Entwicklung  bereiten. 
Dieselbe  Nothwendigkeit  zeigt  sich  auch  im  handelsrechtlichen  Unterricht.  Da 
kann  die  systematische  Form  des  Behrens  keineswegs  genügen,  weil  sie  in 
theoretische  Einseitigkeiten  sich  verlieren  würde.  Denn  das  Handelsrecht  ist  nicht 
ein  Gebiet  für  sich,  sondern  hängt  eng  zusammen  mit  den  übrigen  Phasen  des 
kaufmännischen  Berufslebens.  Diese  Fäden,  welche  die  Zweige  miteinander  ver- 
binden, müsste  daher  die  handelsrechtliche  Methodik  weiterspinnen  bis  zum 
Knotenpunkte  der  handelswissenschaftlichen  Gesammtlehre. 

Ausserdem  soll  die  handelswissenschaftliche  Literatur  aber  auch  die  Quelle 
sein,  aus  der  die  Lehren  der  kaufmännischen  Berufserziehung  geschöpft  werden 
können.  Denn  das  commerzielle  Bildungswesen  soll  ja  nicht  bloss  berufliche 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten,  theoretisches  Wissen  und  praktisches  Können  ver- 
mitteln, es  soll  auch  zum  beruflichen  Leben  erziehen.  Nicht  bloss  der  Verstand, 
sondern  auch  das  Gemüth  soll  gebildet  werden.  Es  entsteht  daher  die  Frage,  ob 
eine  solche  berufliche  Erziehung  überhaupt  auf  handelswissenschaftlicher  Grund- 
lage möglich  ist.  Ob  nicht  vielleicht  diese  Lehren  gerade  das  Gegentheil  herbei- 
führen würden?  Denn  die  ruhen  ja  sammt  und  sonders  auf  der  festen  Basis  der 
Naturwissenschaften.  Aus  ihrem  Boden  sind  sie  herausgewachsen.  Ihr  Geist, 
nämlich  der  Geist  des  Naturalismus,  ist  auch  in  ihnen  der  herrschende.  Es  ist 
daher  ganz  natürlich,  dass  auf  dem  Boden  der  Handelswissenschaften  die 
materialistischen  Theorien  im  Ueberfluss  gedeihen,  dass  sie  grossgezogen  werden 
mit  dem  Aufblühen  der  handelswissenschaftlichen  Lehren  selbst.  Denn  diese 
beschäftigen  sich  ja  mit  dem  praktischen,  realen  Leben,  mit  den  wirtschaftlichen 
und  politischen  Verhältnissen.  Durch  diese  starke  Betonung  der  materialistischen 
Idee  würde  die  kaufmännische  Berufsbildung  erklärlicherweise  bald  zu  jener  Ein- 
seitigkeit hinüberneigen,  die  nicht  zweckmässig,  nicht  nützlich  sein  könnte.  Aus 
diesem  Grunde  müsste  schon  im  handelswissenschaftlichen  Unterricht  ein  erzieh- 
liches Gegengewicht  geschaffen  werden,  und  zwar  durch  Einführung  einer 
Disciplin  der  Handelsethik  oder  Handelsmorailehre.     Vorerst   aber   muss   sie  sich 
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in  der  handelswissenschaftliclien  Literatur  einen  Platz  erobern.  Hie  und  da 
finden  sich  zwar  einzelne  Lehren  verstreut  vor,  die  solche  handelsethische 
Gedanken  bringen.  Beispielsweise  finden  wir  sie  in  der  Literatur  der  Volkswirt- 
schaftslehre, in  der  Eechtskunde  oder  in  der  Buchführungswissenschaft  vertreten. 
Aber  überall  ohne  Zusammenhang,  nicht  als  methodisch  verbundene  Einheitslehre. 
Auch  hier  würde  die  handelswissenschaftliche  Literatur  eine  dankbare  Aufgabe 
erfüllen,  wenn  sie  diesen  so  wichtigen  Zweig  in  den  Bereich  ihres  Schaffens  zöge. 
Denn  solange  die  Grundsätze  und  Lehren  der  Handelsethik  nicht  literarisch  fest- 
gelegt werden,  solange  werden  sie  auch  im  kaufmännischen  Bildungswesen  keine 
Heimstätte  finden  können.  Und  doch  ist  ihre  Anwendung  auf  das  commerzielle 
Berufsleben  der  erste  Schritt  zu  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Berufs- 
erziehung. 

In  diesen  Gesammtwerken  würde  die  handelswissenschaftliche  Literatur  einen 
einheitlichen  und  würdigen  Abschluss  erhalten.  Sie  würden  die  Krone  der  Handels- 
wissenschaften überhaupt  bilden.  Die  Grundlage  dazu  ist  bereits  vorhanden.  Auf 
ihr  hat  sich  die  handelsliterarische  Entwicklung  vollzogen,  einsetzend  im  Boden 
der  kaufmännischen  Berufspraxis.  Bis  zu  den  handelswissenschaftlichen  Anfängen 
nahm  sie  ihren  Lauf.  Und  nun  liegen  die  literarischen  Ergebnisse  vor  uns  in 
einem  grossen  Keichthum  literarischen  Schaffens.  Will  man  aus  ihm  den  Kern, 
die  Quintessenz  herausschälen,  so  zeigen  sich  nicht  bloss  neue  Erscheinungen, 
sondern  auch  neue  Gesichtspunkte,  neue  Principien,  vor  allem  aber  neue  handels- 
wissenschaftliche Lehren.  Und  dieser  literarische  Erfolg  rechtfertigt  einen  Vergleich 
zwischen  dem  Geschaffenen  und  dem  noch  zu  Schaffenden.  Grosse  Aufgaben  sind 
zwar  noch  zu  erfüllen,  aber  die  Grundlage  ist  vorhanden,  auf  der  es  weiter  zu 
bauen,  literarisch  zu  vollenden  gilt  ein  stattliches  Gebäude  der  Handels- 
wissenschaft. ^) 


^)  Ausführliche  Angaben  über  die  in  diesem  Artikel  besprochene  handelswissen- 
schaftliche Literatur  gibt  Bruno  Zieger,  Literatur  über  das  gesammte  kaufmännische 
Unterrichtswesen,  Braunschweig  1900.  Hier  seien  nur  einige  der  wichtigsten  Werke 
genannt:  B ö hm ert,  Handelshochschulen.  Dresden  1897.  Ehrenberg,  Handelshochschulen. 
Braunschweig  1897/98.  Bei  gel,  Der  Kampf  um  die  Handelshochschule.  Leipzig  1898. 
Voigt,  Die  Akademie  für  Social-  und  Handelswissenschaften  zu  Frankfurt  a/M.  Frank- 
furt a/M.  1899.  Zur  Frage  der  Errichtung  einer  Handelshochschule  in  Hannover. 
Hannover  1900.  Hönncher,  Welche  Methode  empfiehlt  sich  für  den  handelsrechtlichen 
Unterricht  an  Handelsschulen?  Zittau  1896.  Ehrenberg,  Handelspolitik.  Jena  1900. 
Fellmeth,  Grundzüge  der  Finanzwissenschaft.  Leipzig. 


DAS 

ACTIEiNREGÜLATIV  VOM  20.  SEPTEMBER  1899. 


VON 


DR-  FRANZ  V.  SPRUNG. 


„Um  die  Errichtung  und  Umbildung  von  Actienunternehmungen  auf  dem 
Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels  zu  erleichtern",  haben  die  Ministerien 
des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels,  der  Justiz  und  des  Ackerbaues  unter 
dem  20.  September  des  vorigen  Jahres  eine  Verordnung  erlassen,  die  die  Vor- 
schriften gibt,  nach  denen  nun  Actiengesellschaften  zu  gründen  und  einzurichten 
sind.  Diese  Verordnung  —  sie  ist  amtlich  „Eegulativ''  genannt  —  im 
Anschlüsse  an  das  für  die  Behandlung  der  Actienunternehmungen  bisher 
allein  geltende  Vereinsgesetz  vom  26.  November  1852  und  das  Handelsgesetz 
vom  17.  December  1862  erlassen,  ist  von  den  Kreisen  der  Industriellen  und 
Capitalisten  und  für  diese  von  der  Tagespresse  mit  Befriedigung  aufgenommen 
worden;  zum  Theil  ist  sie  sogar  als  der  Erlöser  von  allem  Uebel,  das  bisher 
vom  österreichischen  Actienwesen  ausgieng  und  mit  ihm  zusammenhieng, 
begrüsst  worden.  Die  Klagen  über  die  Zustände,  die  bisher  waren,  sind 
ja  bekannt.  Das  Handelsgesetz  vom  Jahre  1862  enthält  neben  den  Bestimmungen 
über  das  juristische  Wesen  der  Actiengesellschaft,  über  die  rein  civilrechtliche 
Seite  des  Verhältnisses  der  Actionäre  zur  Gesellschaft  und  der  Stellung  des  Vor- 
standes wenig,  was  zur  Regelung  der  öffentlich-rechtlichen  Fragen,  die  dem 
Actienwesen  anhängen,  dienen  könnte.  Und  dieses  Wenige  ist  theilweise  wirkungslos 
gemacht  oder  doch  abgeschwächt  durch  den  Zusatz,  dass  der  Gesellschaftsvertrag 
(das  Statut)  anderes  bestimmen  darf.  Im  übrigen  ist  durch  die  Vorschrift,  dass 
die  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf 
(Art.  208),  für  deren  Ertheilung  das  Handelsgesetz  aber  keine  Richtschnur  gibt, 
alles  ins  unbestimmte  geworfen.  Mit  diesem  Satze  ist  das  Actienwesen,  auch 
wenn  es  auf  den  Betrieb  von  Handelsgeschäften  angewendet  wird,  an  das  allge- 
meine Vereinsgesetz,  an  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  November  1852  geknüpft. 
War  es  schon  ein  Verstoss  gegen  die  Rechts-  und  Wirtschafts entwicklung,  das 
Actiengesellschaftswesen,  einen  der  neuartigsten  Theile  des  Handelsgesetzes,  nicht 
auch  nach  seiner  öffentlich-rechtlichen  Seite  in  diesem  selbst  auszuarbeiten,  so 
war    es    noch    verfehlter    für    diese  Seite   jenes  'ie  ».-tz  heranzuziehen,    das    eben 
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nicht  mehr  genügte,  und  dem  ja  gerade  durch  das  Handelsgesetz  jene  Actien- 
vereine  wenigstens,  deren  Zweck  das  Betreiben  von  Handelsgeschäften  ist,  ent- 
zogen werden  sollten.  Durch  nichts  beschränktes,  unbedingt  freies  Ermessen  der 
Behörden  beim  Genehmigen  von  Vereinen  und  das  unbeschränkte  Aufsichtsrecht 
der  Behörden  sind  die  Bestimmungen  des  Patentes  vom  Jahre  1852,  welche  die 
Grundlage  für  auf  Gewinn  berechnete  Vereine  bilden  —  von  derogierenden 
Bestimmungen  einzelner  Sondergesetze  abgesehen  — ,  und  auf  die  also  auch  die 
ganze  Entwicklung  der  Actiengesellschaften,  die  Handelsgeschäfte  betreiben, 
gestellt  war.  Wohl  sind  später  durch  einige  Erlässe  der  Ministerien  dem  Ver- 
halten der  Behörden  festere  Grenzen^)  gezogen  worden,  allein  zur  richtigen 
Entfaltung  des  wirtschaftlichen  Associationsgeistes  kam  es  nicht.  Nicht  dass 
Willkür  herrschte,  aber  Unsicherheit,  da  sowohl  bei  Genehmigung  von  Actiengesell- 
schaften wie  bei  Ausübung  des  Aufsichtsrechtes  immer  noch  in  grossem  Maasse 
das  wechselnde  Ermessen  der  Behörden  entschied.  Manches  Hinderliche  in  ihm 
wurde  zur  Vorschrift,  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  dagegen  blieben  unbe- 
rücksichtigt; die  Thätigkeit  der  Behörden  wurde  zur  Form  und  legte  der  Ent- 
wicklung Fesseln  an,  ohne  den  Auswüchsen  des  Unternehmungsgeistes  und 
unehrlichem  Vorgehen  Schranken  zu  setzen.  Misstrauen  der  öffentlichen  Meinung 
gegen  das  Actienwesen  überhaupt  war  die  Folge,  mit  der  ein  Stehenbleiben  der 
Entwicklung  des  an  sich  für  Gewerbe,  Industrie  und  Handel  so  ausserordentlich 
wichtigen  Associationswesens  Hand  in  Hand  gehen  musste.^) 

Die  Unzulänglichkeit  des  Handelsgesetzbuches  vom  Jahre  1862  für  das 
Actienwesen  ist  früh  erkannt  worden,  vor  allem  in  Deutschland;  und  nachdem 
man  dort  schon  1870  die  betreffenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
geändert  hatte,  kam  es  auch  in  Oesterreich  in  den  Jahren  1874  und  1882  zu 
Keformversuchen,  die  aber  scheiterten.    Es  blieben  für  Bestand  und  Entwicklung 
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1)  So  z.  B.  durch  den  Erlass  vom  4.  April  1870,  laut  dessen  die  Bestellung  landes- 
fiirstlicher  Commissäre  gemäss  §  22  des  Patentes  in  der  Regel  nur  bei  jenen  Vereinen 
einzutreten  hat,  welche  Geschäftszweige  betreiben,  die  aus  öffentlichen  Rücksichten  einer 
Beaufsichtigung  bedürfen,  nämlich:  Transportunternehmungen,  Versicherungsgesellschaften, 
Pfandleihgeschäfte  und  Pfandbriefanstalten.  Dann  durch  den  Entwurf  eines  Musterstatutes 
vom  2.  Mai  1871. 

2)  Es  gab  in  Oesterreich  ohne  die  Eisenbahngesellschaften 

im  Jahre  1878 431 

„       „      1879 410 

„       „      1880 408 

„       „      1881 395 

„       „      1882 393 

„       „      1883 391 

„       „      1884 385 

„       „      1885 380 

„       „      1886 380 

„       „      1887 384 

Actiengesellschaften.  In  Preussen  stieg  die  Zahl  der  Actiengesellschaften  (ohne  Eisen- 
bahngesellschaften, von  410  zu  Ende  der  60er  Jahre  bis  Ende  1883  auf  1620  unter  dem 
Wirken  des  Actiengesetzes  vom  11.  Juni  1870,  und  seit  dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1884 
bis  Ende  1895  wurden  1766  Gesellschaften  gegründet. 


im  Jahre  1888  .  . 

.  .  .  385 

rt    n 

1889  .  . 

.  .  385 

n          V 

1890  .  . 

.  .  385 

V          n 

1891  .  . 

.  .  .  392 

n    n 

1892  .  . 

.  .  399 

n    n 

1893  .  . 

.  .  407 

n          n 

1894  .  . 

.  .  .  413 

n          n 

1895  .  . 

.  .  .  443 

n          n 

1896  .  . 

.  .  449 

1897  .  . 

.  .  456 
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des  Actien Wesens  die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  vom  Jahre  1862 
maassgebend,  gehemmt  und  verbildet  durch  das  absolute  Genehmigungs-  und 
Beaufsichtigungsrecht  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Patente  vom  Jahre  1852. 
Und  es  blieb  dabei,  während  in  Deutschland  im  Jahre  1884  eine  zweite  Reform 
durchgeführt  worden  ist,  der  in  dem  am  1.  Jänner  des  laufenden  Jahres  in  Kraft 
getretenen  neuen  Handelsgesetzbuche  die  dritte  folgte.  Diese  deutschen  Reformen 
bestehen  keineswegs  darin,  dass  dem  Gründerthura  bei  Errichtung  und  innerer 
Einrichtung  von  Actiengesellschaften  alle  Schranken  weggeräumt  werden,  sondern 
vielmehr  gerade  darin,  dass  in  diesen  Beziehungen  zum  Schutze  des  theilnahms- 
lustigen  Publicums  feste,  genaue,  gegen  jede  Umgehung  gefeite  Vorschriften  gegeben 
werden,  der  Concessionszwang  dagegen  allerdings  aufgehoben  wird.  Die  Erkenntnis, 
dass  vor  allem  die  Bedingungen,  an  die  die  Bethätigung  des  Associationsgeistes 
gebunden  sein  soll,  erschöpfend  genau  und  bestimmt  sein  müssen,  —  auch  für  die 
Behörde,  wenn  ihr  schon  das  Recht  der  Genehmigung  und  Beaufsichtigung  zusteht  — 
beseelt  wohl  auch  das  Regulativ  vom  20.  September  1899,  durch  das  die  Ent- 
wicklung des  Actienwesens  in  Oesterreich  gefördert  werden  soll.  Die  Verordnung, 
die  sicli  übrigens  nur  auf  solche  Actiengesellschaften  bezieht,  die  Handelsgeschäfte 
betreiben  und  da  wieder  nur  auf  solche,  die  nicht  Bank-,  Credit-  oder  Ver- 
sicherungsgeschäfte betreiben,  den  Bau  oder  Betrieb  von  Canälen  oder  Eisen- 
bahnen zum  Gegenstand  haben,  entspricht  nicht  dem,  was  von  Actiengesetzen 
zu  verlangen  ist  —  sie  kann  dem  nicht  entsprechen,  weil  sie  eben  nicht 
Gesetz,  sondern  Verordnung  ist.  Die  schwache  Entwicklung  des  Actiengesell- 
schaftswesens  verlangte  längst  schon  eine  gesetzgeberische  That,  politische  und 
andere  Verhältnisse  Hessen  aber  zum  mindesten  in  den  letzten  Jahren  nie  daran 
denken,  ein  Actiengesetz  zu  schaffen;  so  war  die  Erlassung  der  Verordnung,  mit 
der  freilich  nur  das  bestehende  Gesetz  ausgebaut  werden  konnte,  ein  schätzens- 
werter Ausweg.  Es  war  dabei  die  sehr  allgemeine  Fassung  dos  geltenden  Gesetzes, 
nämlich  des  Patentes  vom  26.  November  1852,  an  das  die  Verordnung  anzu- 
knüpfen war,  ein  Vortheil.  Da  das  Vereinsgesetz  bei  der  Behandlung  des  staat- 
lichen Genehmigungs-  und  Aufsichtsrechtes  nicht  ins  einzelne  geht,  so  lag  zu 
seiner  „Ausführung"  in  Hinsicht  auf  diese  Fragen  ein  weites  Feld  vor  den 
Verfassern  des  Regulativs.  Dieses  beschäftigt  sich  nun  auch  in  seinem  ersten 
Abschnitte  mit  den  Bedingungen  für  Errichtung  und  Umbildung  von  Actien- 
gesellschaften. Der  leitende  Gedanke  mag  da  gewesen  sein,  dass  die  Staats- 
verwaltung nicht  berufen  ist,  zu  prüfen,  ob  die  Errichtung  einer  Actiengesellschaft 
ein  Bedürfnis  ist,  sondern  dass  das  im  Handelsgesetze,  beziehungsweise  im 
Vereinsgesetze  in  Anspruch  genommene  Recht  der  Genehmigung  nur  darin 
bestehen  kann,  bei  Verletzung  genau  bestimmter,  fest  umgrenzter  Anordnungen 
nur  die  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  zu  untersagen.  Durch  die  Aufstellung 
solcher  eng  umschriebener  Bedingungen,  die  nun  im  ersten  Abschnitte  des 
Regulativs  in  Ausführung  der  Vorschriften  des  Patentes  vom  Jahre  1852  ver- 
sucht ist,  soll  vor  allem  auch  dem  staatlichen  Rechte  der  Bewilligung  ein  Recht 
des  Gründungswerbers  auf  Bewilligung  der  geplanten  Actienunternehmung  ent- 
gegengestellt sein.  Ob  dieser  Versuch  gelungen  ist,  wird  davon  abhängen,  wie 
das  Regulativ  gehandhabt    werden    wird,    denn    es    fehlt    auch  diesem    nicht   an 
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allgemein  gefassten  und  daher  ungenauen  Bestimmungen  und  manche  derartige 
des  Vereinsgesetzes  ist  durch  das  Eegulativ  nicht  „ausgeführt"  worden.  Besonders 
eine  Bestimmung  des  Vereinsgesetzes,  die  unverändert  geblieben  ist,  lässt  die 
Sorge  aufkommen,  es  werde  auch  in  Zukunft  bei  der  Genehmigung  von  Actien- 
unternehmungen  wechselnd  vorgegangen  werden.  Es  ist  der  §  14  des  Vereins- 
gesetzes, der  die  Bewilligung  zur  Errichtung  eines  Vereines  (also  auch  einer 
Actienunternehmung)  unter  anderem  davon  abhängig  macht,  dass  „die  Bewilligungs- 
werber nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  und  da,  wo  es  nöthig  ist,  auch 
nach  ihren  Vermögensverhältnissen  für  die  aufrechte  Ausführung  des  Unter- 
nehmens Beruhigung  gewähren".  Diese  Bestimmung  des  Vereinsgesetzes  vom 
Jahre  1852,  jedenfalls  eine  der  Quellen  der  Hindernisse  ungezwungener  Bethätigung 
des  Associationsgeistes,  ist  im  Regulativ  nicht  nur  nicht  näher  begrenzt,  sondern 
in  dieser  ungenauen,  zur  Willkür  fast  verleitenden  Fassung  ausdrücklich  aufrecht 
erhalten  worden.  —  Der  zweite  Abschnitt  des  Regulativs  hat  die  Einrichtung  der 
Actiengesellschaften  zum  Gegenstande,  der  dritte  handelt  vom  Aufsichtsrechte 
des  Staates. 

Im  folgenden  sollen  nun  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Regulativs 
besprochen  werden. 

Im  Anschlüsse  an  die  Unterscheidung  des  Patentes  vom  Jahre  1852 
zwischen  Genehmigung  zur  Errichtung  eines  Vereines  selbst  und  der  Ermächtigung 
zu  den  vorbereitenden  Maassregeln  (§  7)  verfügt  das  Eegulativ,  dass  auch  dann, 
wenn  (nach  dem  §  15  des  Patentes^)  um  die  Ermächtigung  zu  den  vorbereitenden 
Maassregeln  anzusuchen  ist,  die  Gründe,  aus  welchem  um  diese  vorläufige 
Bewilligung  angesucht  wird,  genau  zu  bezeichnen,  der  Plan  des  Unternehmens 
in  seinen  Grundzügen  darzulegen  und  der  Entwurf  der  Statuten  wenigstens  in 
den  wesentlichsten  Bestimmungen  beizubringen  ist.  In  dieser  Bestimmung  liegt  auf 
den  ersten  Blick  keine  Erleichterung  gegenüber  dem,  was  bisher  gegolten  hat, 
denn  das  Patent  forderte  das  gleiche.  Allein  ein  Gewinn  ist  in  der  angeschlossenen 
Bestimmung  des  Regulativs  zu  sehen,  dass  nach  Ertheilung  der  vorläufigen 
Bewilligung,  und  wenn  um  eine  solche  nicht  anzusuchen  war,  die  endgiltige 
Bewilligung  zur  Errichtung  der  Actiengesellschaft  immer  ertheilt  wird,  wenn 
dem  Plane  des  Unternehmens  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  nach 
nichts  entgegensteht  (§  12).  Während  das  Patent  vom  26.  November  1852  aus- 


^)  §  15  des  Patentes  lautet: 

Das  Einschreiten  um  die  Brmächtigang  zu  den  vorbereitenden  Maassregeln  für 
die  Bildung  eines  Vereines  muss  stattfinden,  wenn 

aj  die  Personen,  welche  die  Errichtung  des  Vereines  unternehmen  Avollen,  zur  Auf- 
nahme von  Theilnehmern  öffentliche  Aufforderungen  und  Bekanntmachungen  zu 
erlassen  die  Absicht  haben,  oder 
b)  das  Unternehmen  von  solcher  Beschaffenheit  ist,  dass  es  Vorbereitungen  erheischt, 
durch  welche  die  Rechte  dritter  Personen  berührt  werden,  z.  B.  Vermessungen, 
Nivellierungen,  oder  welche  die  Gestattung,  Vermittlung  oder  den  Beistand  öffent- 
licher Behörden  voraussetzen. 

Ausserdem  kann  die  vorläufige  Bewilligung  zur  Bildung  eines  Vereines  nach- 
gesucht werden,  wenn  die  Unternehmer  selbst  nicht  beabsichtigen  den  Verein  sogleich 
in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 
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drücklich  verfügte,  dass  aus  der  erhaltenen  vorläufigen  Bewilligung  zur  Bildung 
eines  Vereines  noch  kein  Recht  auf  die  Bewilligung  zur  Errichtung  des  Vereines 
selbst  hergeleitet  werden  kann,  und  nach  ihm  noch  mehr  das  Schicksal  der 
unmittelbar  um  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  eingebrachten 
Gesuche  ungewiss  war,  gewährt  also  das  Eegulativ  einen  Anspruch  auf 
Ertheilung  der  endgiltigen  Bewilligungen.  Allerdings  nennt  das  Eegulativ  unter 
den  Gesetzen  und  Verordnungen,  denen  der  Plan  eines  Actienunternehmens  ent- 
sprechen muss,  auch  ausdrücklich  den  §  14  des  Patentes  vom  Jahre  1852, 
dessen  Inhalt  früher  angeführt  worden  ist,  und  zu  dessen  „Ausführung"  das 
Eegulativ,  wie  ebenfalls  schon  erwähnt  worden  ist,  leider  nichts  enthält.  Ob  dieser 
§  14.  des  Vereinsgesetzes  nicht  das  Thor  sein  wird,  durch  welches  das  „Ermessen" 
der  Behörden  auch  auf  dem  Boden  des  Eegulativs  wieder  auftreten  wird,  wird 
die  Erfahrung  zeigen.  Es  ist  früher  schon  bemerkt  worden,  dass  von  der  Hand- 
habung des  Eegulativs,  der  bei  der  Frage  der  Genehmigung  sehr  viel  Spielraum 
gewährt  ist,  sein  Erfolg  abhängt.  Der  Zweck  der  Verordnung  wäre  gewiss 
gesicherter,  wenn  ihr  Anschluss  an  das  alte  Vereinsgesetz  in  Bezug  auf  das 
staatliche  Genehmigungsrecht  selbständiger  ausgefallen  wäre.  An  dieses  zu  rühren, 
ist  so  sehr  vermieden  worden,  dass  der  beschränkte  Versuch,  es  nur  mit  etwas 
bestimmten  Grenzen  zu  umgehen,  kaum  erreicht  worden  ist. 

Wirkungsvoller  wird  der  erste  Abschnitt  des  Eegulativs  in  anderen  Eichtungen 
sein.  Zunächst  durch  seine  Bestimmungen  über  die  Sicherung  der  finanziellen 
Seite  der  Actienunternehmungen,  um  deren  Genehmigung  angesucht  wird.  Es  ist 
da  nicht  nur  verordnet,  dass  beim  Einbringen  der  Ansuchen  durch  Vorlage  der 
Zeichnungserklärungen  der  Nachweis  zu  erbringen  ist,  dass  das  nothwendige 
Actiencapital  sichergestellt  ist,  und  worin  es  besteht,  sondern  es  ist,  „wenn  nach 
dem  Gründungsplane  Einlagen,  die  nicht  in  barem  Gelde  bestehen,  auf  das 
Actiencapital  eingebracht  werden,  oder  sonst  vorhandene  oder  herzustellende 
Anlagen  oder  andere  Vermögensgegenstände  von  der  zu  errichtenden  Actien- 
gesellschaft übernommen  werden  sollen  (Gründungserwerbungen),  für  eine  aus- 
reichende Offenlegung  aller  für  die  Beurtheilung  dieser  Transactionen  maass- 
gebenden  Verhältnisse  Sorge  zu  tragen"  (§  7).  Es  ist  ja  bekannt,  dass  oft  bei 
Actiengründungen  die  nicht  in  barem  Gelde  bestehenden  Einlagen,  die  Einbringung 
von  Gebäuden,  industriellen  Anlagen  oder  Eechten,  beziehungsweise  ihre  zu  hohe 
Bewertung  die  Ursache  des  Zusammenbruchs  von  Actienunternehmungen  waren, 
und  es  entspricht  daher  einem  öffentlich-rechtlichen  Bedürfnisse,  wenn  das 
Eegulativ  in  dieser  Eichtung  strenge  Vorschriften  gibt.  Das  Eegulativ  verlangt 
nicht  nur  die  genaue  Bezeichnung  des  Gegenstandes  der  Einlage  oder  der  Ueber- 
nahme  und  die  Nennung  der  Person  des  Einlegers  oder  der  Person,  von  welcher 
die  Gesellschaft  etwas  übernehmen  soll,  und  nicht  nur  den  Betrag  an  Actien, 
der  für  die  Einlage,  oder  die  Vergütung,  die  für  den  zu  übernehmenden  Gegen- 
stand zu  gewähren  ist,  sondern  die  Gründer  müssen  auch  die  Umstände  darlegen, 
welche  für  die  dem  Einleger  oder  dem  Verkäufer  zuzugestehenden  Preise  maass- 
gebend  sind.  Diese  Angaben  sind  durch  Urkunden  anlässlich  früherer  Ueber- 
tragungen  der  Gegenstände,  durch  Verlassenschaftsinventare,  Bilanzen,  Gewinn- 
und  Verlustausweise    oder    auf    andere    ausreichende  Weise  zu  belegen,  und  alle 
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diese  Arten  sind  mit  einem  Berichte  der  Gründer,  der  auch  von  den  Einlegern 
oder  Verkäufern  der  zu  erwerbenden  Gegenstände  zu  unterzeichnen  ist,  bei  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  zur  öffentlichen  Einsicht  zu  hinterlegen.  Ausser- 
dem hat  die  Staatsverwaltung,  wenn  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  Angaben  der 
Gründer  besteht,  das  Eecht,  die  Bewertungen  und  Preisbestimmungen  der  Gründer 
durch  Revisoren,  die  ständig  nach  Vorschlägen  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern bestellt  werden,  überprüfen  zu  lassen.  An  diese  Bestimmungen  sind 
dann  die  über  die  constituierende  Generalversammlung  angeschlossen.  Im  Sinne 
der  Anordnung  des  Handelsgesetzes,  dass  die  Actiengesellschaft  als  solche  erst 
mit  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  zu  bestehen  beginnt,  musste  auch 
bisher  die  constituierende  Generalversammlung,  d.  i.  die  Versammlung  der 
Gründungswerber  und  Actienzeichner,  in  der  auf  Grund  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Errichtung  der  Actiengesellschaft  eigentlich  beschlossen,  der  erste  Verwaltungs- 
rath  und  die  ersten  Rechnungsrevisoren  gewählt  wurden,  vorangehen.  Beim  pri- 
vaten Charakter  aber,  den  die  Gründerverhandlungen  —  abgesehen  davon,  dass 
die  Gründung  bewilligt  und  die  Statuten  genehmigt  sein  mussten  —  doch 
hatten,  war  die  Abhaltung  der  constituierenden  Generalversammlungen  bisher 
nichts  mehr,  als  eine  Form.  Es  wird  zwar  gewiss  auch  in  Zukunft  von  den 
Gründungswerbern  nichts  unterlassen  werden,  was  den  gewünschten  Verlauf  der 
constituierenden  Versammlung  sichert,  allein  das  „Vorbereiten",  das  „Machen" 
der  Vorsammlung  wird  unter  den  Bestimmungen  des  Regulativs  doch  vielleicht 
schwieriger  sein.  Das  Regulativ  setzt  nämlich  fest,  dass  der  constituierenden  Ver- 
sammlung der  Gründerbericht  über  die  nicht  in  Bargeld  bestehenden  Einlagen 
und  Gründungserwerbungen,  die  Verträge  über  diese  Erwerbungen,  die  Belege 
für  die  Beurtheilung  der  in  Frage  kommenden  Werte  und  der  Bericht  der 
Revisoren  hierüber  vorzulegen,  ferner  der  Gründungsaufwand  nach  Art  und  Höhe 
auszuweisen  und  die  Empfänger  dieser  Ausgaben  zu  nennen  sind.  Ferner  ordnet 
das  Regulativ  an,  wie  die  Mehrheit  für  die  Fassung  des  Beschlusses  zur  Errichtung 
der  Actiengesellschaft  beschaffen  sein  muss.  Dabei  sind  insbesondere  wieder  jene 
Actienzeichner,  welche  Bargeld  eingelegt  haben,  gegen  eine  Ueberstimmung  durch 
die  anderen  geschützt,  und  während  im  Falle,  dass  die  bei  der  Actienzeichnung 
bekannt  gegebenen  Statuten  auch  der  Generalversammlung  zur  endgiltigen 
Beschlussfassung  vorliegen  —  wohl  voraussichtlich  die  Regel  —  überhaupt  eine 
Theilung  der  Interessenten  in  Mehrheit  und  Minderheit  möglich  ist,  wird  im 
Falle,  dass  das  der  Beschlussfassung  bei  der  constituierenden  Versammlung 
zugrunde  liegende  Statut  von  dem  bei  der  Actienzeichnung  mitgetheilten  in 
bestimmten  Punkten  abweicht  oder  für  die  Gesellschaft  ungünstiger  ist^),  ein 
einstimmiger  Beschluss  der  in  der  Versammlung  erschienenen  Actienzeichner 
gefordert,  ebenso  wenn  eine  in  der  Actienzeichnung  nicbt  vorgesehene  Verpflichtung 
der  Actionäre  zu  wiederkehrenden  Leistungen  begründet  werden  soll.  In  der 
Versammlung  sind  endlich  auch  noch  die  Erklärungen  über  die  Zeichnung  jenes 
Theiles  des  Capitales,  das  durch  Bareinlagen  aufgebracht  werden  soll,  vorzulegen 
und  muss  eine  von  sämmtlichen  Concessionären  unterzeichnete  Bestätigung  darüber 

1)  Nämlich  in  jenen  Punkten,  die  nach  §  3  des  Eegulativs   der  der  Behörde  zur 
Genehmigung  vorgelegte  Statutenentwurf  enthalten  muss. 
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beigebracht  werden,  „dass  der  nach  dem  Statute  bei  der  Errichtung  der  Gesell- 
schaft auf  diese  Actien  einzuzahlende  Betrag  thatsächlich  zur  Gänze  bar  einge- 
zahlt wurde  und  für  die  Actiengesellschaft  zur  Verfügung  steht".  Bei  dieser 
letzten  Bestimmung,  die  den  ausserhalb  des  Gründerkreises  stehenden  Actien- 
zeichner  in  einer  wichtigen  Beziehung  sicherstellen  will,  ist  es  nur  fraglich,  ob 
die  Haftpflicht,  die  den  Gründern  auferlegt  sein  soll,  genügend  klar  ausgedrückt 
ist,  und  ob  sie  insbesondere  als  eine  solidarische  anzusehen  ist,  eine  Eigenschaft, 
die  nothwendig  ist,  um  sie  eigentlich  wertvoll  zu  machen.  —  Die  Bestimmung, 
dass  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Urkunde  über  die  constituierende  General- 
versammlung sammt  allen  Belegen  in  beglaubigter  Abschrift  der  politischen 
Landesbehörde  vorzulegen  und  von  dieser  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
zu  jedermanns  Einsicht  zu  hinterlegen  ist,  schliesst  die  Beihe  dessen  ab,  was 
das  Eegulativ  in  seinem  ersten  Abschnitte  für  die  Errichtung  von  Actiengesell- 
schaften  festsetzt.  Es  sind  da  einer  Gruppe  von  üebelständen,  die  das  Gründer- 
wesen hervorgebracht  hat,  starke  Hindernisse  entgegengestellt.  Mit  Kecht.  So  sehr 
das  Aufheben  des  Concessionszwanges  für  Gründungen  von  Actienunternehraungen 
zu  wünschen  ist,  und  so  sehr  sonst  die  Bethätigung  des  Associationsgeistes  frei 
gegeben  werden  soll,  so  nothwendig  ist  es,  dass  der  Gesetzgeber  dort  genaue 
Vorschriften  gibt,  wo  das  Interesse  des  Gründers  an  das  des  Actienzeichners 
und  des  späteren  Erwerbers  der  Actien  stösst.  Darin  liegt  keine  Bevormundung 
des  Unternehmenden,  sondern  es  handelt  sich  nur  darum,  dass  jene,  die  der 
Unternehmer  zur  Betheiligung  an  seinen  Plänen  heranzuziehen  sucht,  die  Möglich- 
keit haben,  sich  über  die  Verhältnisse,  die  dem  Unternehmen  zugrunde  liegen, 
Klarheit  zu  verschaffen.  Dass  die  Bethätigung  des  Associationsgeistes  nicht  dem 
einzelnen  zu  einer  Quelle  wirtschaftlichen  Schadens  wird,  ist  von  öffentlich- 
rechtlicher Bedeutung.  Um  dieser  gerecht  zu  werden,  sind  die  Publicität,  mit 
der  das  Regulativ  den  Gründungsact  umgibt,  und  die  Einführung  amtlicher  Ueber- 
prüfer  der  Gründerausgabeii  ein  glücklicher  Griff.  Unvollkommen  sind  diese 
Bestimmungen  des  Regulativs  jedoch  dadurch,  dass  ihre  Verletzung  nicht  unter 
Ordnungsstrafen  gestellt  ist.  Dieser  Mangel  hängt  mit  dem  Wesen  der  Verordnung 
zusammen,  die  den  Inhalt  des  Gesetzes,  an  das  sie  geschlossen  ist,  nur  aus- 
führen, nicht  erweitern  darf. 

Der  erste  Abschnitt  des  Regulativs  stellt  dann  noch  die  Vorschriften  auf,  die 
bei  der  Umbildung,  nämlich  bei  Aenderung  des  Gesellschaftsvertrages,  Erhöhung 
des  Actiencapitales  (durch  Barzahlung  oder  Einbringung  von  anderen  Werten) 
oder  bei  Herabsetzung  des  Actiencapitales  zu  befolgen  sind.  In  den  zwei  ersten 
Fällen  haben  in  der  Hauptsache  die  Bestimmungen,  die  für  Ansuchen  um 
Errichtung  von  Actiengesellschaften  zu  beobachten  sind,  sinngemässe  Anwendung 
zu  finden.  Besonderes  ist  noch  angeordnet,  wenn  bei  Ausgabe  neuer  Actien,  auf 
diese  anders,  als  durch  Barzahlung  Einlagen  gemacht  werden  sollen.  Es  muss 
da  der  Bericht,  der,  wie  bei  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  über  solche  Ein- 
lagen in  Bezug  auf  die  in  Frage  kommenden  Werte,  auf  die  Uebernahmsverträge 
u.  dgl.  der  Behörden  vorzulegen  ist,  nicht  bloss  von  den  Personen,  welche  die 
Einlagen  machen  wollen,  sondern  von  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Vorstandes 
und  des  Aufsichtsrathes,  wenn  ein  solcher  bestellt  ist,  unterzeichnet  sein.  Jedem 
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Actionär  ist  eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  dieses  Berichtes  auf  sein  Verlangen 
spätestens  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung,  von  welcher  über  die  üeber- 
nahme  der  vorgeschlagenen  Einlagen  endgiltiger  Beschluss  zu  fassen  ist,  zu  über- 
geben. Auch  hier  fehlen  nicht  nur  Strafbestimmungen,  sondern  es  ist  diesen 
Vorschriften  kaum  die  civilrechtliche  Haftpflicht,  der  das  Regulativ  Einleger, 
Vorstand  und  Aufsichtsrath  für  Schaden,  der  unrichtigen  Angaben  entspringt, 
offenbar  unterworfen  haben  will,  abzuleiten.  —  Die  Acten  über  Statutenänderungen 
und  Capitalserhöhungen  sind  ebenfalls  von  der  Landesbehörde  bei  der  Handels- 
und Gewerbekammer,    die  jedermann  Einsicht    zu    gestatten  hat,    zu   hinterlegen. 

Auch  für  die  Herabsetzung  des  Actiencapitales,  die  nach  Art.  248  des 
Handelsgesetzbuches  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf,  ist  im  Regulativ  vor- 
geschrieben, dass  der  Behörde  die  statutenmässige  Fassung  des  betreffenden 
Beschlusses  der  Generalversammlung  nachzuweisen,  die  Umstände,  welche  die 
Herabsetzung  des  Capitales  geboten  erscheinen  lassen,  unter  Vorlage  der  letzten 
Bilanz,  und  die  Art  der  geplanten  Herabsetzung  darzustellen  sind.  Sobald  die 
Herabsetzung  durchgeführt  ist,  muss  das  Statut  in  den  Punkten,  die  sich  auf 
das  Actiencapital  beziehen,  geändert  und  um  Genehmigung  dieser  Aenderung 
angesucht  werden. 

Alle  Eingaben,  die  auf  Bewilligung  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft 
gehen,  sind  bei  der  politischen  Landesbehörde,  in  deren  Sprengel  die  geplante 
Gesellschaft  ihren  Sitz  haben  soll,  einzureichen.  Diese  hat  die  vorläufigen 
Bewilligungen  zur  Errichtung  von  Actiengesellschaften  zu  geben  und  den 
Bewerbern  zuzustellen,  wenn  dagegen  kein  Bedenken  besteht,  und  hat  dem 
Ministerium  des  Innern  unter  Vorlage  des  Statutenentwnrfes  die  Anzeige 
zu  erstatten.  Dem  Ministeriu^n  steht  dann  die  endgiltige  Bewilligung  zu. 
Findet  die  politische  Landesbehörde  (oder  eine  zur  Entscheidung  mitberufene 
Behörde),  dass  Gründe,  das  Ansuchen  abzuweisen  vorliegen,  so  hat  sie  das 
Gesuch  ebenfalls  dem  Ministerium  vorzulegen,  das  dann  die  Entscheidung  fällt. 
Im  Interesse  der  Sache  sind  die  Landesbehörden  zur  Erledigung  ihrer  Aufgaben 
innerhalb  bestimmter  Fristen  verhalten.  —  Dass  die  ertheilten  Bewilligungen  in 
bestimmten  Fristen,  die  aber  verlängert  werden  können,  erlöschen,  ist  aus  dem 
bisher  Geltenden  in  das  Regulativ  herüber  genommen. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Regulativs  enthält  die  Vorschriften  über  die 
Einrichtung  der  Actiengesellschaften,  behandelt  also  das,  was  die  Statuten 
enthalten  müssen.  Ein  Theil  dieser  Bestimmungen  ist  schon  früher  bei  den 
für  die  Genehmigung  der  Gesellschaften  festgesetzten  Bedingungen  besprochen 
worden ;  ein  zweiter  Theil,  der  nur  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  wieder- 
holt, bedarf  keiner  Erörterung.  Hervorzuheben  sind  dagegen  einige  Bestimmungen 
über  die  Fragen,  die  mit  dem  Actiencapital e  zusammenhängen.  Zunächst  die 
das  Actiengesellschaftswesen  fördernde  Bestimmung,  dass  die  Actien  und  Actien- 
antheile  in  der  Regel  auf  mindestens  zweihundert  Kronen  zu  stellen  sind,  bei 
kleinen  Unternehmungen  von  örtlicher  Bedeutung  auf  hundert  Kronen  gestellt 
werden  können.  Bisher  war  der  geringste  Nennbetrag  zweihundert  Gulden,  was 
den  Kreis  der  Theilnehmer  verengte.  Ferner  die  Vorschrift,  dass  Actien,  denen 
ein    Vorzugsrecht   am    Reingewinne    zukommen   soll   (Prioritätsactien),    nicht  mehr 


^ 


Das  Actienregulativ  vom  20.  September  1899.  607 

als  zwei  Drittel  des  ganzen  Actiencapitales  betragen,  dass  ihre  Vorzugsdividende 
nicht  mehr  als  5  Proc.  vom  Nennwerte  ausmachen  und  dass  die  Vorzugs- 
dividende, wenn  sie  in  früheren  Jahren  ausgeblieben  ist,  aus  dem  späteren 
Eeinertrage  höchstens  durch  fünf  Jahre  nachgezahlt  werden  darf.  Der  Zweck 
dieser  Bestimmungen  würde  besser  erreicht,  wenn  einfach  die  Ausgabe  bevor- 
zugter Actien  verboten  worden  wäre. 

Fälle,  in  denen  den  Gesellschaften  der  entgeltliche  Erwerb  eigener  Actien 
gestattet  ist,  kennt  das  Regulativ  drei,  nämlich  zum  Zwecke  der  Herabsetzung 
des  Actiencapitales,  zur  Einlösung  der  Actien  aus  dem  Reingewinne  und  endlich 
im  Executionswege  zur  Hereinbringung  von  Forderungen  der  Gesellschaft.  Im 
letzten  Falle,  sowie  wenn  ein  Actionär  infolge  Versäumnis  der  Einzahlung 
seiner  Rechte  verlustig  wird  (Art.  220  des  Handelsgesetzes),  verlangt  das 
Regulativ  die  schleunige  Veräusserung  der  Actien,  und  wenn  diese  nicht  möglich 
ist,  die  entsprechende  Herabsetzung  des  Actiencapitales.  Der  Unterschied 
zwischen  dem  ersten  und  dem  zweiten  Falle  des  Erwerbes  liegt  darin,  dass  hier 
der  Reingewinn  in  Anspruch  genommen  wird,  während  dort  der  für  die  Actie 
gegebene  Betrag  vom  Grundcapitale  zu  nehmen  ist.  Wenn  bei  der  Einlösung 
vom  Reingewinne  an  die  Stelle  der  von  der  Gesellschaft  erworbenen  Actien 
nicht  Genusscheine  treten,  deren  Inhaber  weiter  am  Ertrage  des  Unternehmens 
theilnehmen  und  schliesslich  vom  Liquidationserlöse  jenen  Theil  erhalten,  der 
nach  Deckung  der  noch  vorhandenen  Actien  übrig  bleibt,  so  besteht  zwischen 
dem  Zwecke  der  beiden  Erwerbsarten  kaum  ein  Unterschied.  Das  Regulativ 
gestattet  nun  auch  die  Ausgabe  solcher  Genusscheine,  schreibt  sie  aber  nicht 
vor  und  lässt  an  Stelle  der  unmittelbaren  Einlösung  der  Actien  aus  dem  Rein- 
gewinne die  Ansammlung  eines  Actientilgungsfondes  zu,  der  aus  dem  jährlichen 
Reingewinne  zu  bilden  ist. 

Der  bei  weitem  wichtigste  Theil  nicht  bloss  des  zweiten  Abschnittes  des 
Regulativs,  sondern  der  ganzen  Verordnung  ist  der,  in  dem  die  Verwaltung  der 
Actiengesellschaften  geregelt  ist.  Die  Zustände,  die  sich  in  dieser  Richtung  ein- 
gebürgert hatten,  sind  mit  ein  Grund  der  öffentlichen  Stimmung  gegen  das 
Actienwesen  in  Oesterreich  und  der  geringen  Zahl  von  Gesellschaften  in  diesem 
Staate. 

Noch  dem  Handelsgesetze  vom  Jahre  1862  ist  das  Organ,  auf  dem  die 
Sorge  um  die  Verwaltung  einer  Actiengesellschaft  und  die  Verantwortung  lastet, 
der  Vorstand,  dessen  Rechte  und  Pflichten  vielleicht  nicht  vollkommen  ausreichend 
—  dies  hat  ja  in  Oesterreich,  wie  in  Deutschland  das  Bedürfnis  nach  Reformen 
mit  hervorgerufen  —  so  doch  immerhin  klar  genug  bestimmt  sind,  um  die 
Grundlage  einer  guten  Verwaltung  abzugeben.  Unsere  Praxis,  nicht  bloss  die 
der  Betheiligten,  sondern  auch  die  von  den  Aufsichtsbehörden  geübte,  hat  aber 
zum  Theile  zu  ganz  anderen  Einrichtungen  geführt,  als  die  sind,  die  den 
Absichten  des  Handelsgesetzbuches  entsprechen  würden.  Nach  diesem  ist  der 
Vorstand  —  jede  Gesellschaft  muss  einen  solchen  haben  —  der  Leiter  des 
Unternehmens  in  jeder  Beziehung,  der  die  Wünsche  des  Eigenthümers,  der 
Gesammtheit  der  Actionäre,  ausführt,  die  Gesellschaft  gerichtlich  und  ausser- 
gerichtlich  vertritt  und  die  Firma  der  Gesellschaft  zeichnet.     Als  Glied  zwischen 
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ihm  und  den  Actionären,  die  in  der  Generalversammlung  organisiert  sind,  kann, 
muss  aber  nicht  ein  Anfsichtsrath  stehen,  der  die  Geschäftsführung  überwacht, 
sich  vom  Gange  der  Angelegenheiten  jederzeit  unterrichten  kann  und  der 
Generalversammlung,  die  er  stets  einberuft,  zu  berichten  hat.  Der  Vorstand 
kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern  bestehen,  die  besoldet  oder  unbesoldet, 
Actionäre  oder  andere  sein  können.  Nach  diesen  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzes hat  der  Vorstand  alle  Macht,  er  trägt  aber  auch  alle  Verantwortung ; 
Inhalt  und  Sinn  der  handelsgesetzlichen  Bestimmungen  fordern,  dass  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  ausschliesslich  ihrem  Amte  dienen. 

In  Oesterreich  hat  sich  dies  nun  anders  entwickelt.  Bei  unseren  Actien- 
gesellschaften  hat  die  Leitung  der  Unternehmung  ein  aus  Actionären  bestehender, 
von  der  Generalversammlung  gewählter  Verwaltungsrath,  der  auch  die  Firma 
der  Gesellschaft  zeichnet,  die  Führung  der  Geschäfte  aber  einem  Director  über- 
lässt,  der  auch  die  Verantwortung  trägt,  und  bei  dritten  Personen  als  Vorstand 
im  Sinne  des  Gesetzes  gilt.  Der  Verwaltungsrath  beaufsichtigt  die  Thätigkeit 
des  Directors  und  der  übrigen  Beamten,  und  übt  auch  sonst  das  nach  dem 
Handelsgesetze  dem  Aufsichtsrathe  zukommende  Amt  aus.  Das  im  Gesetze 
Vorgeschriebene  ist  also  ganz  verschoben  worden.  Der  Verwaltungsrath  ist  der 
Vorstand,  denn  er  vertritt  die  Gesellschaft  und  zeichnet  die  Firma,  er  überwälzt 
aber  die  Verantwortung  auf  einen  Beamten  und  überwacht  die  Thätigkeit,  die 
ihm  selbst  zukommt.  Dadurch,  dass  häufig  aus  dem  Schosse  des  Verwaltungs- 
rathes  ein  Executivcomit^  bestellt  worden  ist  und  die  Directoren  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  sind,  ist  an  der  Doppelseele  der  Verwaltungsräthe  der  öster- 
reichischen Gesellschaften  nichts  geändert  und  der  im  Verwaltungsrath  sitzende 
Director  gewinnt  nicht  viel  von  der  anspornenden  Stellung,  die  das  Gesetz  dem 
Vorstande  gibt,  für  sich.  Es  soll  nicht  weiter  verfolgt  werden,  zu  welchen 
Verkehrtheiten  gegenüber  dem  Gesetze  das  österreichische  Verwaltungsrathswesen 
in  manchem  einzelnen  noch  geführt  hat,  sondern  es  mag  die  Versicherung 
genügen,  dass  die  Umbildung,  die  hier  die  Vorschriften  des  Gesetzes  erfahren 
haben,  zum  grossen  Theile  die  Schuld  an  dem  schlechten  Eufe  trägt,  unter  dem 
das  Österreichische  Actienwesen  im  Lande  selbst  zu  leiden  hat. 

Das  Regulativ  strebt  nun  die  Rückkehr  zum  Handelsgesetze,  von  dem 
sich  die  Actiengesellschaften  trotz  des  unbeschränkten  Aufsichtsrechtes  der 
Staatsverwaltung  abwenden  durften,  an.  Es  trifft  zu  diesem  Zwecke  eine  Reihe 
von  Bestimmungen,  die  zweifellos  eine  Ausführung  der  handelsrechtlichen  Vor- 
schriften über  die  Stellung  des  Vorstandes  sind.  So  verfügt  es  vor  allem,  es 
sei  „im  Statute  das  gesellschaftliche  Organ,  das  die  Functionen  eines  Vorstandes 
im  Sinne  des  Art.  227  des  Handelsgesetzes  und  der  folgenden  zu  übernehmen 
hat,  ausdrücklich  als  solches  zu  bezeichnen,  und  es  sei  bei  der  Bestellung 
thunlichst  auf  jene  Personen  Bedacht  zu  nehmen,  die  sich  berufsmässig  mit  der 
unmittelbaren  Leitung  des  Geschäftsbetriebes  des  gesellschaftlichen  Unternehmens 
befassen".  Damit  soll  und  wird  auch  vielleicht  der  besprochenen  Einrichtung, 
wonach  die  Verantwortung  zwischen  Verwaltungsrath,  Executivcomite  und  Direction 
schwankt,  ein  Ende  gemacht  und  den  Actionären  die  Sorge  genommen  werden, 
die    bestehen    muss,    wenn    nur    Geburt,  Reichthum  und  sociale  Stellung  für  die 
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Aufnahme  in  den  Vorstand  entscheiden.     Leider  hat  sich  das  Eegulativ  von  der 
Einrichtung    der    Executivcomites    nicht    losgemacht ;    es    verfügt,    es    könne    ein 
solches    zur    unmittelbaren    Leitung  der  Geschäfte  aus  der  Mitte  des    Vorstandes 
bestellt  werden,   wenn    dieser  aus   einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  besteht. 
Dieser  Bestimmung  ist  beigefügt,  es  dürfe  der  Wirkungskreis  des  Executivcomites 
und    sonstiger   Bevollmächtigter    nur    unbeschadet    der    Vorschrift    des    Handels- 
gesetzes, dass   dritten   gegenüber    nur    der    Vorstand  haftet,   festgestellt  werden. 
Dies  ist  selbstverständlich.     Es  handelt  sich  aber  da  nicht  um  das  Interesse  der 
Personen,    die    mit    einer    Gesellschaft    Geschäfte    machen,    sondern    um   das  der 
Actionäre,    denen  gegenüber  die  Pflicht  des  Vorstandes  zur  Verantwortung  nicht 
zersplittert^   verschoben   und   schliesslich   unkenntlich  gemacht  werden  darf  durch 
die    Zulassung    eines     kleineren    Vorstandes     innerhalb     des     eigentlichen.     Die 
Executivcomites    sind    überdies    eine   Einrichtung,    die   nach   dem   Handelsgesetze 
nicht  gestattet  ist.     Dieses   kennt  nur  den  Vorstand.     Auch  der  Directions- 
rath,    der    nach    dem    Eegulativ  zur  Entscheidung  in  einzelnen,    wichtigen,  nicht 
zum    Wirkungskreise  der  Generalversammlung   gehörigen  Angelegenheiten  bestellt 
werden    kann,    ist    der  Sache  kaum  förderlich  und  nach  Wortlaut  und  Geist  des 
Handelsgesetzes    ebenfalls    eine    diesem    fremde    Einrichtung.     Nach  Artikel  231 
des    Handelsgesetzes,     der     von     den    Beschränkungen    der    Befugnisse    spricht 
und  auf  den  das  Regulativ  seine  Bestimmungen  über  den  Directionsrath  offenbar 
stützt,  gibt  es  nur  Beschränkungen,  die  in  dem  Gesellschaftsvertrage  oder  durch 
Beschlüsse    der    Generalversammlung    festgesetzt    sind.     Ein    Hinausgehen    über 
die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  ist  es  auch,  wenn  das  Eegulativ  gestattet, 
es    könne    dem   Aufsichtsrathe,    wenn    ein    solcher  bestellt  ist,  zu  einzelnen  Ge- 
schäften   das    Eecht  der  Zustimmung    gegeben  werden.     Was  das  Eegulativ  hin- 
sichtlich der  Bestellung  des  Aufsichtsrathes  sonst  vorschreibt,    ist  in  der  Haupt- 
sache das  bisher  Geübte,    dass    nämlich    überhaupt  in  jedem    Statute  ein  Organ 
zur    Prüfung    der    Eechnungen    vorgesehen    sein    muss.     Nur    gieng   die  Uebung 
stets   nur    auf   Bestellung  von  Eevisoren,    deren  es  auch  mindestens  immer  zwei 
gab,   wie    das   Eegulativ  für  die  Zukunft   vorschreibt.     In  den  Vordergrund  setzt 
es    aber  die  Bestellung  eines  Aufsichtsrathes  im  Sinne  des  Handelsgesetzes,    mit 
der    sich    das    österreichische    Actiengesellschaftswesen  nie  befreundet   hat.     Das 
Eegulativ   führt  die  Bestimmungen    des    Handelsgesetzes    aus,    indem   es   für   die 
Grösse    des    Aufsichtsrathes    und    für    seine   Wahl  schätzenswerte  Bestimmungen 
trifft    (§    37) ;    leider   kann    es    als    Verordnung    die   Bestellung    des    Aufsichts- 
rathes nicht  auch  zur  Pflicht  machen,  da  das  Gesetz  sie  freistellt. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung,  dessen  Begrenzung  nach 
dem  Handelsgesetze  ganz  dem  Gesellschaftsvertrage  überlassen  ist,  sind  nach 
dem  Eegulativ  für  die  Zukunft  bestimmte  Gegenstände  unbedingt  zuzuweisen, 
und  zwar  ausser  der  Genehmigung  der  Jahresrechnung,  der  Beschlussfassung 
über  Gewinnvertheilung  und  anderem,  was  wohl  auch  bisher  in  der  Eegel  den 
Generalversammlungen  vorbehalten  war,  die  Beschlussfassung  über  Erwerbung 
von  Betriebsanlagen  oder  Liegenschaften,  für  die  ein  Preis,  der  den  fünften 
Theil  des  Grundcapitales  übersteigt,  gegeben  werden  soll.  Das  Eecht,  über  diesen 
Gegenstand  zu  beschliessen,   soll    der    Generalversammlung    wenigstens    für    die 
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ersten  drei  Jahre  nach  der  Registrierung  der  Gesellschaft  vorbehalten  werden. 
—  In  der  für  die  Entfaltung  des  Actienwesens  höchst  wichtigen  Frage  nach 
der  Feststellung  des  Stimmrechtes  bedeutet  das  Regulativ  leider  keinen  Fortschritt 
gegen  den  Zustand,  der  bisher  waltete.  Es  war  bisher  ganz  Sache  der  Statuten, 
festzusetzen,  ein  wie  grosses  Stimmrecht  jeder  Actienbesitzer  hat,  und  es  bleibt 
die  Ordnung  dieser  Angelegenheit  auch  nach  dem  Regulativ  in  weitem  Maasse 
dem  Uebereinkommen  derer  überlassen,  welche  die  Statuten  verfassen  und  sie 
nur  zum  Schutze  ihrer  eigenen  Interessen  benützen.  Da  nach  Art.  224  des 
Handelsgesetzbuches  jede  Actie  dem  Inhaber  eine  Stimme  gewährt,  wenn  der 
Gesellschaftsvertrag  nichts  anderes  festsetzt,  so  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  im 
Verordnungswege  dasjenige  zu  bestimmen,  was  der  Gesellschaftsvertrag  in  Bezug 
auf  das  Stimmrecht  den  Actionären  als  Mindestes  gewähren  muss.  Diese  Lage 
hat  das  Regulativ  nicht  entsprechend  ausgenützt  und  es  wird  trotz  der  Be- 
stimmungen, die  es  im  §  43  getroffen  hat,  auch  in  Zukunft  ein  Irrthum  bleiben, 
in  den  Beschlüssen  der  Generalversammlungen  stets  den  Willen  der  Mehrheit 
der  Actienbesitzer  zum  Ausdrucke  gebracht  zu  sehen. 

Im  dritten  Abschnitte  des  Regulativs  ist  das  Recht  der  Staatsverwaltung, 
die  Actiengesellschaften  zu  beaufsichtigen,  das  im  Vereinsgesetze  ganz  allgemein 
besteht,  näher  umschrieben.  Ständige  Aufsichtsorgane  werden  in  Zukunft  nur 
dann  bestellt,  wenn  es  aus  wichtigen  öffentlichen  Rücksichten  geboten  ist;  der 
Actionäre  private  Interessen  können  nur  auf  civilrechtlichem  Wege  gewahrt 
werden.  —  Für  den  üebergang  ist  in  diesem  Abschnitte  dann  noch  bestimmt, 
dass  die  Verordnung  auf  bestehende  Actiengesellschaften  nur  so  weit  Anwendung 
findet,  als  ihre  Statuten  nicht  entgegenstehen. 


R.-G.-Bl.  175.  Verordnung  den  Ministerien  des  Innenn,  der  Finanzen,  des 
Handels,  der  Justiz  und  des  Ackerbaues  vom  20.  September  1899, 
mit  welcher  ein  Regulativ  für  die  Errichtung  und  Umbildung  von 
Actiengesellschaften  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels 

verlautbart  wird. 

Dieses  Regulativ  erstreckt  sich  auf  alle  Actiengesellschaften,  welche 
Handelsgesellschaften  sind,  mit  Ausnahme  derjenigen  Gesellschaften,  bei  welchen 
der  Betrieb  von  Bank,-  Credit-  oder  Versicherungsgeschäften,  der  Bau  oder 
Betrieb  von  Schiffahrtscanälen  oder  von  Eisenbahnen  (einschliesslich  der  Local-, 
Klein-  und  Strassenbahnen),  oder  der  Betrieb  der  Dampfschiffahrt  zum  Gegen- 
stande des  Unternehmens  gehört. 

Werden  in  den  nachstehenden  Bestimmungen  Actiengesellschaften  im 
allgemeinen  erwähnt,  so  sind  hierunter  nur  solche  Actiengesellschaften  zu 
verstehen,  auf  welche  dieses  Regulativ  sich  im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes 
zu  erstrecken  hat. 

Commanditgesellschaften  auf  Actien  sind  kein  Gegenstand  dieses  Regu- 
latives. 
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Erster  Abschnitt,    lieber  die  Errichtung  und  Umbildung  von 

Actiengesellschaften. 

§  1. 
Zur  Errichtung  und  Umbildung  von  Actiengesellschaften  ist  die  staatliche 
Bewilligung  erforderlich,  und  haben  hiefür  die  Vorschriften  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  26.  November  1852,  R.-G.-Bl.  Nr.  253,  des  Gesetzes  vom 
17.  December  1862,  K.-G.-Bl.  Nr.  1  ex  1863,  und  der  sonstigen  einschlägigen 
Gesetze    und   Verordnungen,    sowie    die    nachstehenden  Bestimmungen  zu  gelten, 

§  2. 
Das  Gesuch  um  die  Bewilligung  einer  Actiengesellschaft  kann  entweder 

a)  die  Genehmigung  zur  Errichtung  der  Actiengesellschaft  selbst   oder 

b)  die    Ermächtigung    zu    den   vorbereitenden   Maassregeln    bezielen  (§  7  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  26.  November  1852). 

Jedes  derartige  Gesuch  ist  bei  der  politischen  Landesbehörde,  in  deren 
Verwaltungsgebiete  die  geplante  Actiengesellschaft  ihren  Sitz  haben  soll,  zu  über- 
reichen und  sind  die  Person  oder  die  Personen,  welche  sich  um  diese  Bewilligung 
bewerben,  in  dem  Gesuche  unter  Anführung  des  Namens,  Standes  oder  Wohnortes, 
eventuell  der  Firma  und  des  Sitzes  jeder  derselben  bestimmt  zu  bezeichnen. 

Bewirbt  sich  eine  offene  Handelsgesellschaft  oder  eine  Commanditgesellschaft 
allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Personen  um  eine  solche  Bewilligung,  so 
ist  eine  amtliche  Abschrift  der  auf  die  ansuchende  Gesellschaft  bezughabenden 
Eintragung  im  Handelsregister  beizubringen. 

Wenn  mehrere  Personen  zusammen  um  eine  der  vorerwähnten  Bewilligungen 
einschreiten,  so  sind  in  dem  Gesuche  jene  Person  oder  jene  Personen  namhaft 
zu  machen,  welche  zu  der  Vertretung  der  Bewilligungswerber  bei  der  Verhandlung 
über  das  Gesuch,  sowie  insbesondere  zur  Entgegennahme  der  behördlichen 
Bescheide  und  Entscheidungen  in  dieser  Angelegenheit  berufen  sind. 

Das  Ansuchen  ist  von  allen  Bewilligungswerbern  zu  fertigen ;  erfolgt  diese 
Unterfertigung  durch  Bevollmächtigte,  so  sind  die  erforderlichen  Vollmachten  im 
Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  dem  Gesuche  anzuschliessen. 

§   3. 

Ein  Einschreiten  um  die  Ermächtigung  zu  den  vorbereitenden  Maassregeln, 
das  ist  um  die  vorläufige  Bewilligung  zur  Bildung  einer  Actiengesellschaft,  hat 
in  den  im  Gesetze  (§15  des  kaiserlichen  Patentes  vom  26.  November  1852) 
vorgesehenen  Fällen  stattzufinden.  Insbesondere  ist  ein  solches  Gesuch  auch 
einzubringen,  wenn  zum  Behufe  der  Erlangung  der  Zeichnung  von  Actien 
öffentliche  Aufforderungen  oder  Bekanntmachungen  erlassen  werden  sollen. 

In  der  Eingabe  um  die  vorläufige  Bewilligung  zur  Bildung  einer  Actien- 
gesellschaft sind  die  Grunds,  aus  welchen  um  diese  Bewilligung  angesucht  wird, 
genau  zu  bezeichnen,  und  ist  der  Plan  des  Unternehmens  in  seinen  Grundzügen 
darzulegen;  zugleich  ist  ein  Entwurf  des  Gesellschaftsvertrages  (Statutes)  wenigstens 
in  den  wesentlichsten  Bestimmungen  in  fünf  Exemplaren  beizubringen 
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§    4. 

Die  politische  Landesbehörde  ist  ermächtigt,  die  vorläufige  Bewilligung  zur 
Bildung  einer  Actiengesellschaft  innerhalb  des  Eahmens  dieses  Eegulatives  namens 
des  Ministeriums  des  Innern  zu  ertheilen,  wobei  sich  dieselbe  in  allen  Fällen, 
welche  den  Wirkungskreis  anderer  staatlicher  Behörden  des  landes  berühren, 
mit  diesen  Behörden  thunlichst  im  kurzen  Wege  in  das  Einvernehmen  zu  setzen  hat. 

Die  Behörden  sind  hiebei  verpflichtet,  die  diesbezüglichen  Gesuche  mit  aller 
Beschleunigung  der  Erledigung  zuzuführen 

Liegen  nach  Anschauung  einer  der  zur  Entscheidung  berufenen  Behörden 
Gründe  für  die  Abweisung  des  Gesuches  vor,  so  hat  die  politische  Landesbehörde 
das  Gesuch  sofort,  und  zwar  jedenfalls  noch  vor  Ablauf  der  vorerwähnten  Frist, 
dem  Ministerium  des  Innern  vorzulegen,  durch  welches  dann  die  Entscheidung, 
und  zwar  in  Fällen,  in  welchen  die  Wirkungskreise  anderer  Ministerien  berührt 
werden,  im  Einvernehmen  mit  diesen  Ministerien,  erfolgt 

Bei  Ertheilung  der  vorläufigen  Bewilligung  zur  Bildung  einer  Actien- 
gesellschaft sind  die  Bedingungen  auszudrücken,  nach  deren  Erfüllung  die 
Genehmigung  der  Actiengesellschaft  selbst  angesucht  werden  kann.  Als  solche 
Bedingungen  sind  insbesondere  die  Sicherung  der  Aufbringung  des  bar  einzu- 
zahlenden Actiencapitales  im  Wege  der  Zeichnung,  sowie,  wenn  das  Project 
Apports  oder  Gründungserwerbungen  vorsieht,  die  Klarstellung  der  hierauf 
bezughabenden  Verhältnisse  im  Sinne  der  §§  8  bis  10  vorzuschreiben. 

Falls  die  Concessionswerber  beabsichtigen,  zum  Behufe  der  Erlangung 
der  Zeichnung  von  Actien  öffentliche  Aufforderungen  oder  Bekanntmachungen  zu 
erlassen,  haben  diesen  Aufforderungen  oder  Bekanntmachungen  wenigstens  die  im 
§  3  unter  Z.  1  bis  12  bezeichneten  wesentlichen  Bestimmungen  des  Statuten- 
entwurfes zu  enthalten. 

Die  vorläufige  Bewilligung  zur  Bildung  einer  Actiengesellschaft  erlischt, 
soferne  nicht  bei  der  Ertheilung  der  Bewilligung  ausdrücklich  eine  andere  Frist 
bestimmt  wurde,  binnen  Jahresfrist  vom  Datum  der  Bewilligungsurkunde  au 
gerechnet,  wenn  nicht  innerhalb  dieser  Frist  das  Gesuch  um  die  endgiltige 
Bewilligung  zur  Errichtung  der  Actiengesellschaft  selbst  bei  der  politischen  Landes- 
behörde eingebracht  worden  ist.  Die  letztere  Behörde  ist  ermächtigt,  eine 
Verlängerung  dieser  Frist  ausnahmsweise  aus  triftigen  Gründen  zuzugestehen  und 
ist  jede  derartige  Fristverlängerung  dem  Ministerium  des  Innern  anzuzeigen. 

§   5. 

In  dem  Gesuche  um  die  endgiltige  Bewilligung  zur  Errichtung  einer 
Actiengesellschaft  ist  das  von  den  Concessionswerbern  zunächst  in  Aussicht 
genommene  Programm  für  die  Verwirklichung  des  geschäftlichen  Unternehmens 
der  geplanten  Gesellschaft  näher  darzustellen  und  sind  die  für  die  Bemessung 
der  Höhe  des  Anlage-,  beziehungsweise  Actiencapitales  maassgebenden  Umstände 
im  allgemeinen  zu  erläutern.  Bei  Actiengesellschaften,  w^elche  für  allmählich 
auszuführende  Bauunternehmungen  bestimmt  sind,  ist  auch  der  Zeitpunkt 
anzugeben,  wann  das  Unternehmen  begonnen,  in  welchen  Hauptabschnitten  fort- 
gesetzt und  beendet  werden  soll. 
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Die  Concessionswerber  sind  verpflichtet,  alle  zur  Klarstellung  des  Programmcs 
für  die  Verwirklichung  des  geschäftlichen  Unternehmens  etwa  erforderlichen 
Behelfe  beizubringen. 

Dem  Gesuche  ist  ferner  ein  Entwurf  des  G-esellschaftsvertrages  (Statutes) 
in  zehn  correcturfreien  Exemplaren  nebst  den  vorschriftsmässigen  Stempeln  für 
die  Beisetzung  der  Genehmigungsclausel  auf  zwei  Statutenausfertigungen  anzu- 
schliessen.  Das  Statut  muss  klar  und  deutlich  mit  Vermeidung  von  Widersprüchen 
verfasst  sein  und  seinem  Inhalte  nach  dem  Artikel  209  des  Handelsgesetzbuches, 
sowie  den  übrigen  einschlägigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  sonstigen 
bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  insbesondere  auch  den  Vorschriften  des 
gegenwärtigen  Regulatives  (§  13,  §§19  und  folgende)  entsprechen. 

Weiter  sind  dem  Gesuche  ein  Ausweis  über  die  Zeichnung  des  bar  einzu- 
zahlenden Betrages  des  Actiencapitales  (§  6),  sowie,  falls  Apports  oder  Gründungs- 
erwerbungen in  Aussicht  genommen  sind,  die  in  den  §§  8  bis  10  dieses  Regulatives 
bezeichneten  Belege  anzuschliessen. 

§   6. 
Bei  Einbringung  des  Gesuches  um  die  endgiltige  Bewilligung  zur  Errichtung 
der   Actiengesellschaft   ist   ein   vorläufiger  Ausweis   über   die   Sicherung  der  Auf- 
bringung des  bar  einzuzahlenden  Actiencapitales  vorzulegen 

§   7. 

W^enn  nach  dem  Gründungsplane  Einlagen,  welche  nicht  in  barem  Gelde 
bestehen,  auf  das  Actiencapital  eingebracht  (Apports)  oder  sonst  vorhandene 
oder  herzustellende  Anlagen  oder  andere  Vermögensgegenstände  von  der  zu 
errichtenden  Actiengesellschaft  übernommen  werden  sollen  (Gründungserwerbungen), 
so  ist  für  eine  ausreichende  Offenlegung  aller  für  die  Beurtheilung  dieser  Trans- 
actionen  maassgebenden  Verhältnisse  Sorge  zu  tragen,  und  zwar  durch  Aufnahme 
bezüglicher  Bestimmungen  (§  20)  in  das  Statut,  in  die  öffentlichen  Subscriptions- 
aufforderungen  und  in  die  Zeichnungserklärungen,  ferner  durch  Vorlage  der  auf 
diese  Transactionen  bezughabenden  Belege  an  die  constituierende  General- 
versammlung (§  13),  sowie  durch  Hinterlegung  dieser  Belege  bei  der  Handels- 
und Gewerbekammer  (§   14). 

§  8. 

Falls  Apports  oder  Gründungserwerbungen  geplant  sind,  so  sind  die 
hinsichtlich  des  Gegenstandes  der  Einlage  oder  Uebernahme  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse unter  Vorlage  der  hierauf  bezüglichen  Belege  (Auszüge  aus  den 
Grundbüchern,  Bergbüchern,  Naphthabüchern,  Handelsregistern  etc.,  dann 
Privilegien-  und  Patenturkunden,  Verträge  u.  s.  w.)  klarzustellen. 

Weiter  sind  die  etwa  bereits  abgeschlossenen  Verträge,  welche  auf  den 
Erwerb  von  Vermögensgegenständen  durch  die  Gesellschaft  hinzielen,  im  Originale 
oder  in  beglaubigter  Abschrift  vorzulegen. 

§   9. 
Bei  Apports  und  Gründungserwerbungen    haben    die  Concessionswerber    in 
einem  besonderen  schriftlichen  Berichte  den  Gegenstand  der  Einlage  oder  Ueber- 
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nähme,  die  Person,  von  welcher  die  Gesellschaft  den  Gegenstand  erwerben  soll, 
die  Anzahl  der  für  die  Einlage  zu  gewährenden  Actien  oder  den  Maximalbetrag 
der  für  den  zu  übernehmenden  Gegenstand  zu  gewährenden  Vergütung  unter 
Angabe  der  sämmtlichen  etwa  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden  Lasten 
und  der  sonstigen  Modalitäten  und  Bedingungen,  unter  welchen  die  Einlage  oder 
Üebernahme  erfolgen  soll,  genau  zu  bezeichnen.  Sollen  bewegliche  Sachen,  deren 
Menge  zur  Zeit  der  Einbringung  des  Concessionsansuchens  noch  nicht  bestimmt 
werden  kann,  von  der  Gesellschaft  übernommen  werden,  so  sind  wenigstens  die 
Bemessungsgrundlagen  für  die  Bestimmung  des  Uebernahmspreises  dieser  Sachen 
in  dem  vorerwähnten  Berichte  anzugeben. 

Die  Concessionswerber  haben  in  ihrem  Berichte  ferner  die  wesentlichen 
Umstände  darzulegen,  welche  den  Uebernahmspreis  für  die  einzulegenden  oder 
zu  übernehmenden  Gegenstände  angemessen  erscheinen  lassen.  Soll  ein  bestehendes 
Unternehmen  an  die  Gesellschaft  übergehen,  so  sind  auch  die  Betriebsergebnisse 
dieses  Unternehmens  in  den  letzten  zwei  Geschäftsjahren  in  dem  Berichte  der 
Concessionswerber  anzugeben. 

Der  Bericht  ist  von  den  sämmtlichen  Concessionswerbern,  sowie  von  den 
Personen,  welche  die  betreffende  Einlage  auf  das  Actiencapital  leisten  oder 
Vermögensgegenstände  an  die  zu  errichtende  Gesellschaft  übertragen  wollen,  zu 
fertigen. 

§  10. 

Die  Wertverhältnisse  der  Apports  oder  Gründungserwerbungen  und  die 
hierüber  in  dem  Gründerberichte  gemachten  Angaben  sind  auf  ausreichende  Weise 
(Verlassenschaftsinventare,  Verträge  über  frühere  Erwerbungen,  Steuerleistungs- 
daten u.  dgl.)  klarzustellen;  die  Concessionswerber  können  den  Gründerbericht 
auch  durch  zwei  besondere  Eevisoren  im  Sinne  der  in  diesem  Paragraphen 
enthaltenen  Vorschriften  überprüfen  lassen.  Wenn  seitens  der  Concessionswerber 
die  erwähnten  Wertverhältnisse  und  Angaben  des  Gründerberichtes  nicht  auf 
andere  Art  ausreichend  klargestellt  werden,  so  kann  im  einzelnen  Falle  diese 
Ueberprüfung  durch  Eevisoren  von  der  Staatsverwaltung  behufs  Ertheilung  der 
angesuchten  Bewilligung  verlangt  werden 

§  11. 

Die  politische  Landesbehörde  hat  die  Gesuche  um  die  endgiltige  Bewilligung 
zur  Errichtung  von  Actiengesellschaften  dem  Ministerium  des  Innern  mit  aller 
Beschleunigung,  und  zwar  regelmässig  längstens  binnen  vierzehn  Tagen  vor- 
zulegen und  sich  hiebei  über  das  Project  im  Hinblicke  auf  die  nach  §  14  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  26.  November  1852  ins  Auge  zu  fassenden  Verhältnisse 
unter  Stellung  eines  motivierten  Antrages  zu  äussern 

§  12. 
Die  Entscheidung  über  Gesuche  um  die  endgiltige  Bewilligung  zur  Errichtung 
von  Actiengesellschaften  erfolgt  durch  das  Ministerium  des  Innern,  und   zwar  in 
Fällen,   in  welchen   die   Wirkungskreise   anderer   Ministerien  berührt  werden,   im 
Einvernehmen  mit  diesen  Ministerien, 
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Die  Bewilligung  wird  immer  dann  ertheilt,  wenn  der  Plan  des  Unternehmens 
den  Anforderungen  der  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  insbesondere  auch 
des  gegenwärtigen  Regulatives  entspricht  und  keiner  der  im  §  14  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  26.  November  1852  angeführten   Gründe  entgegensteht.  .  .  . 

Die  Bewilligung  erfolgt  stets  unter  der  Bedingung,  dass  der  nach  dem 
Statute  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  bar  einzuzahlende  Betrag  des 
Actiencapitales  vor  Registrierung  der  Gesellschaft  thatsächlich  zur  Gänze  eingezahlt 
und  dass  die  constituierende  Generalversammlung  unter  Beobachtung  der  Bestim- 
mungen des  §  13  abgehalten  wird.  Die  Nichteinhaltung  einer  dieser  Bedin- 
gungen hat  die  Zurücknahme  der  Bewilligung   zur  Folge. 

Die  ertheilte  Bewilligung  erlischt,  soferne  in  der  Genehmigungsurkunde 
nicht  ausdrücklich  eine  andere  Frist  bestimmt  wurde,  binnen  Jahresfrist  vom 
Datum  der  Genehmigungsurkunde  an  gerechnet,  wenn  nicht  innerhalb  dieser 
Frist  die  Registrierung  des  Gesellschaftsvertrages  beim  competenten  Handelsgerichte 
erwirkt  wurde.  Diese  Frist  kann  ausnahmsweise  aus  triftigen  Gründen  vom 
Ministerium  des  Innern  verlängert  werden 

§  13. 

Vor  der  handelsgerichtlichen  Registrierung  der  Gesellschaft  haben  die 
Concessionäre  eine  constituierende  Generalversammlung  der  Actienzeichner  zum 
Behufe  der  Beschlussfassung  über  die  Errichtung  der  Actiengesellschaft  ein- 
zuberufen und  hievon  der  politischen  Landesbehörde,  in  deren  Verwaltungsgebiete 
der  Sitz  der  geplanten  Actiengesellschaft  gelegen  sein  und  die  constituierende 
Generalversammlung  abgehalten  werden  soll,  spätestens  acht  Tage  vorher  die 
Anzeige  zu  erstatten.  Aus  besonderen  Gründen  kann  die  vorerwähnte  Anzeige 
an  die  politische  Landesbehörde  mit  Zustimmung  der  letzteren  auch  in  einer 
Kürzeren  Frist  vor  Abhaltung  der  Versammlung  erfolgen. 

In  dem  Statute  der  Actiengesellschaft  sind  Bestimmungen  über  die  Art 
der  Einberufung,  Beschhissfähigkeit  und  Beschlussfassung  der  constituierenden 
Generalversammlung,  über  die  Führung  des  Vorsitzes  in  dieser  Versammlung 
und  über  die  Gegenstände,  welche  der  Beschlussfassung  derselben  vorbehalten 
sein  sollen,  unter  Bedachtnahme  auf  folgende  Vorschriften  aufzunehmen: 

Zu  dem  Wirkungskreise  der  constituierenden  Generalversammlung  gehört 
insbesondere : 

1.  der  Beschluss  über  die  Errichtung  der  Actiengesellschaft  und  über 
die  endgiltige  Feststellung  des  Inhaltes  des  Gesellschaftsvertrages  (Statutes)  in 
der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Fassung; 

2.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  ersten  Aufsichtsrathes  oder  der  ersten 
Rechnungsrevisoren  (§  37) ; 

3.  die  Wahl  des  ersten  Vorstandes,  falls  die  Bestellung  desselben  nach 
dem  Statute  nicht  in  anderer  Weise  erfolgen  soll  (§  34,  6.  Absatz),  sowie 
eventuell  der  Mitglieder  des  ersten  Directionsrathes  (§  36). 

In  der  constituierenden  Generalversammlung  ist  ferner  hinsichtlich  jenes 
Betrages  des  Actiencapitales,  welcher  gemäss  des  Statutes  zu  Barzahlung  auf- 
gebracht  werden    soll,    die    erfolgte  Zeichnung    der  Actien    durch    die    im    §    6 
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bezeichneten  Belege  darzuthun  und  eine  von  sämmtlichen  Concessionären 
gefertigte  Bestätigung  darüber  vorzulegen,  dass  der  nach  dem  Statute  bei  der 
Errichtung  der  Gesellschaft  auf  diese  Actien  einzuzahlende  Betrag  thatsächlich 
zur  Gänze  bar  eingezahlt  wurde  und  für  die  Actiengesellschaft  zur  Verfügung 
steht.  Erfolgten  die  Einzahlungen  bei  einer  dritten  Person,  Bankanstalt  oder 
sonstigen  Stelle,  so  ist  auch  die  Bestätigung  der  letzteren  im  Originale  oder  in 
beglaubigter   Abschrift  beizubringen. 

Weiter  sind  der  constituierenden  Generalversammlung  der  Gründerbericht 
über  die  allfälligen  Apports  oder  Gründungserwerbungen  (§  9),  die  Belege  für  die 
Beurtheilung  der  Wertverhältnisse  derselben,  eventuell  der  Bericht  der  Revisoren 
hierüber  (§  10),  dann  die  etwaigen  Verträge,  welche  auf  den  Erwerb  der  betreffenden 
Vermögensstücke  oder  auf  die  üebernahme  besonderer  Verpflichtungen  seitens  der 
Actiengesellschaft  Bezug  haben  und  eine  Berechnung  des  Gründungsaufwandes, 
aus  welcher  die  der  Gesellschaft  zur  Last  fallenden  Vergütungen  einzeln  nach  Höhe 
und  Art  derselben,  sowie  die  Namen  der  Empfänger  zu  ersehen  sind,  vorzulegen. 
Die  zur  Fassung  des  Beschlusses  auf  Errichtung  der  Actiengesellschaft  erforder- 
liche Mehrheit  ist  im  Statute  in  der  Regel  derart  festzusetzen,  dass  dieselbe  mindestens 
ein  Viertel  aller  Actienzeichner  und  ein  Viertel  der  sämmtlichen  auszugebenden 
Actien  umfassen  muss.  Auch  wenn  die  im  Statute  vorgeschriebene  Melirheit 
erreicht  ist,  hat  die  Errichtung  der  Gesellschaft  als  abgelehnt  zu  gelten,  falls 
nach  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages  ein  oder  mehrere  Actienzeichner  Einlagen 
auf  das  Actiencapital  anders  als  durch  Barzahlung  machen  oder  sonst  Vermögens- 
gegenstände an  die  zu  errichtende  Actiengesellschaft  übertragen  sollen,  und  die 
Hälite  der  von  den  anderen  Actienzeichnern  abgegebenen  Stimmen  sich  gegen 
die  Errichtung   ausgesprochen  hat. 

Weichen  die  Bestimmungen  des  Statutes,  welches  der  constituierenden 
Generalversammlung  zur  endgiltigen  Beschlussfassung  vorgelegt  wird,  in  den 
im  §  3  unter  Z.  1  bis  9  bezeichneten  Punkten  von  denjenigen  Festsetzungen  ab, 
welche  der  Zeichnung  der  Actien  (§  6)  zugrunde  gelegt  wurden,  oder  sollen  die 
im  §  3  unter  Z.  10  und  11  bezeichneten  Festsetzungen  in  dem  Statute  zu 
Lasten  der  Gesellschaft  abgeändert  werden,  so  ist  im  Statute  für  die  endgiltige 
Feststellung  der  Bestimmungen  des  Gesellschaftsvertrages  durch  die  constituierende 
Generalversammlung  ein  einstimmiger  Beschluss  der  sämmtlichen  in  dieser 
Versammlung  erschienenen  Actienzeichner  zu  fordern.  Soll  eine  in  der  Zeichnungs- 
erklärung nicht  vorgesehene  Verpflichtung  der  Actionäre  zu  wiederkehrenden 
Leistungen  (§  3,  Z.  12)  begründet  werden,  so  ist  die  Zustimmung  der  sämmt- 
lichen Actienzeichner   nachzuweisen. 

Die    Beschlüsse    der    constituierenden    Generalversammlung    bedürfen    der 
notariellen    oder    gerichtlichen    Beurkundung ;    der    Beurkundung    über    die    con- 
stituierende Generalversammlung  sind  auch  die  in  dem  4.  und  5.  Absätze   dieses 
Paragraphen    erwähnten    Belege    im    Originale    oder    in    beglaubigter    Abschrift _ 
anzuschliessen. 

§  14. 

Eine  beglaubigte  Ausfertigung  der  Beurkundung  über  die  constituierende 
Generalversammlung   ist  sammt  den  im    §    13,   4.   und   5.    Absatz    bezeichneten 
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Belegen  in  beglaubigten  Abschriften  von  den  Concessionären  der  politischen 
Landesbehörde,  in  deren  Verwaltungsgebiete  sich  der  Sitz  der  zu  errichtenden 
Gesellschaft  befindet,  vorzulegen. 

Die  Staatsaufsichtsbehörde  wird  diese  Ausfertigung  sammt  Beilagen  nach 
genommener  Kenntnis  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer,  in  deren  Bezirke 
der  Sitz  der  Gesellschaft  gelegen  ist,  zu  jedermanns  Einsicht  hinterlegen. 

Diese  Gründungsacten,  sowie  die  gemäss  §  16,  letzter  Absatz,  und  §  17, 
letzter  Absatz,  der  Handels-  und  G,ewerbekammer  mitgetheilten  Acten  über  die 
Erhöhung  des  Actiencapitales  von  Actiengesellschaften  sind  nebst  den  Statuten 
der  betreffenden  Gesellschaften  (§  12,  letzter  Absatz,  und  §  15,  vierter  Absatz)  bei 
der  Handels-  und  Gewerbekammer  ordnungsgemäss  aufzubewahren  und  in  Evidenz 
zu  halten  und  ist  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  jedermann  Einsicht  in 
diese  Acten  zu  gewähren. 

§  15. 

Jede  Aenderung  des  Gesellschaftsvertrages  (Statutes)  einer  Actiengesellschaft 
unterliegt  der  staatlichen  Genehmigung  nach  Maassgabe  der  Vorschriften  des 
§  21  des  kaiserlichen  Patentes  vom  26.  November  1852  und  des  Artikels  214 
des  Handelsgesetzbuches. 

Gesuche  von  Actiengesellschaften  um  Genehmigung  von  Statutenänderungen 
müssen  statutengemäss  gezeichnet  und  in  der  Regel  bei  der  politischen  Landes- 
behörde, in  deren  Verwaltungsgebiete  der  Sitz  der  Gesellschaft  liegt,  eingebracht 
werden.  In  dringenden  Fällen  kann  ein  solches  Gesuch  auch  unmittelbar  beim 
Ministerium  des  Innern  eingereicht  werden 

§  16. 

Eine  Erhöhung  des  gesellschaftlichen  Actiencapitales  bedingt  stets  eine 
Aenderung  des  Gesellschaftsvertrages  (Artikel  209,  Z.  4  und  Artikel  214  des 
Handelsgesetzbuches)  und  ist  daher  vor  Durchführung  einer  jeden  solchen 
Erhöhung  die  staatliche  Genehmigung  zu  erwirken,  falls  die  Ertheilung  dieser 
Genehmigung  nicht  bereits  im  Statute  ausgesprochen  ist. 

In  dem  Gesuche  um  die  Genehmigung  einer  Erhöhung  des  Actiencapitales 
ist  der  Nachweis  zu  erbringen,  dass  diese  Erhöhung  in  statutengem ässer  Weise 
beschlossen  wurde,  und  sind  ferner  die  Umstände,  welche  die  Vermehrung  des 
Anlagecapitales  der  Gesellschaft  in  dem  in  Aussicht  genommenen  Betrage 
angemessen  erscheinen  lasssen,  im  allgemeinen  zn  erläutern  und  die  geplanten 
Modalitäten  der  Begebung  und  Einzahlung  der  neu  zu  emittierenden  Actien 
bekannt  zu  geben.  Zugleich  ist  die  Bilanz  der  Gesellschaft  für  das  letzte 
Geschäftsjahr  vorzulegen 

Jeder  genehmigte  Beschluss  der  Gesellschaft,  welcher  die  Erhöhung  des 
Actiencapitales  zum  Gegenstande  hat,  ist  dem  competenten  Handelsgerichte  zur 
Eegistrierung  anzuzeigen. 

Sobald  eine  Erhöhung  des  Actiencapitales  durchgeführt  wurde,  hat  die 
Gesellschaft  die  Aenderung  des  Wortlautes  der  auf  das  Actiencapital  bezug- 
habenden Bestimmungen  des  Statutes  nach  Maassgabe  des  §  24  dieses  Regulatives 
zu  bewirken. 
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Dem  Gesuche  uin  staatliche  Genehmigung  des  geänderten  Statutentextes 
(§  15)  sind,  wenn  die  Erhöhung  des  Actiencapitales  durch  Neuemission  bar  ein- 
gezahlter Actien  bewirkt  wurde,  folgende  Belege  anzuschliessen : 

1.  Eine  Liste   der  Actienzeichner  (§  6,  1.  Absatz); 

2.  die  Zeichnungserklärungen  der  Actienzeichner;  in  denselben  müssen  der 
Tag,  an  welchem  der  Beschluss  über  die  Erhöhung  des  Actiencapitales  von  der 
Gesellschaft  gefasst  wurde,  ferner  die  Anzahl  und  Gattung  der  von  jedem 
einzelnen  Zeichner  übernommenen  Actien,  ,der  Uebernahmscurs  der  Actien  und 
der  Zeitpunkt  und   die  Beträge   der   festgesetzten  Einzahlungen   angegeben   sein ; 

3.  eine  von  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Vorstandes  der  Gesellschaft 
gefertigte  Erklärung,  in  welcher  bestätigt  wird,  dass  der  Gesammtbetrag  der  auf 
die  neu  emittierten  Actien  zu  leistenden  Einzahlungen  von  den  Actienzeichnern 
in  Barem  an  die  Gesellschaft  gezahlt  worden  ist.  Erfolgten  die  auf  das  Actien- 
capital  geleisteten  Einzahlungen  bei  einer  dritten  Person,  Bankanstalt  oder 
sonstigen  Stelle,  so  ist  auch  die  Bestätigung  dieser  letzteren  beizubringen. 

Die  vorerwähnten  Nachweisungen  über  die  Zeichnung  und  Einzahlung  der 
neuemittierten  Actien  werden  gleichzeitig  mit  Genehmigung  des  geänderten 
Statutentextes  von  der  Staatsaufsichtsbehörde  bei  der  betreffenden  Handels-  und 
Gewerbekammer  (§  14)  zu  jedermanns  Einsicht  hinterlegt. 

§  17. 

Wenn  bei  der  Ausgabe  neuer  Actien  Einlagen  auf  dieselben  anders  als 
durch  Barzahlung  gemacht  werden  sollen,  so  sind  dem  Gesuche  um  die  Geneh- 
migung der  Erhöhung  des  Actiencapitales,  beziehungsweise  der  hiedurch  bedingten 
Aenderung  des  Gesellschaftsvertrages  ausser  den  im  §  15,  Z.  1  bis  3  bezeich- 
neten Nachweisungen  folgende  Belege  in  beglaubigten  Abschriften  anzuschliessen  : 

1.  die  in  §  8,  1.  Absatz  bezeichneten  Nachweisungen; 

2.  die  Verträge,  welche  auf  die  Uebernahme  der  Einlagen  durch  die 
Gesellschaft  Bezug  haben ; 

3.  ein  den  Vorschriften  des  §  9,  1.  und  2.  Absatz,  entsprechender  Bericht, 
der  von  denjenigen  Personen,  welche  die  Einlagen  machen  wollen,  dann  von 
sämmtlichen  Mitgliedern  des  Vorstandes  und,  wenn  ein  Aufsichtsrath  besteht, 
auch  des  Aufsichtsrathes  unterzeichnet  sein  muss  ; 

4.  die  Belege  über  die  Wertverhältnisse  der  Apports.  In  Betreff  der 
Klarstellung  dieser  Wertverhältnisse  haben  die  Vorschriften  des  §  10  sinngemässe 
Anwendung  zu  finden. 

Eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  des  unter  Z.  3  erwähnten  Berichtes  ist 
jedem  Actionär  über  sein  Verlangen  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Tage  der 
Generalversammlung,  von  welcher  über  die  Uebernahme  der  Apports  endgiltig 
Beschluss  gefasst  werden  soll,  auszufolgen. 

Gleichzeitig  mit  der  Genehmigung  der  auf  die  Einbringung  der  Apports 
bezaghabenden  Statutenänderung  werden  die  unter  Z.  2  bis  4  erwähnten  Nach- 
weisungen von  der  Staatsaufsichtsbehörde  bei  der  betreffenden  Handels-  und 
Gewerbekammer  (§  14)  zu  jedermanns  Einsicht  hinterlegt. 
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§   18. 

Eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Grundcapitales  an  die  Actionäre  kann 
nur  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  erfolgen;  dieser  Beschluss  bedarf 
zu  seiner  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung  (Artikel  248,  Absatz  1  des 
Handelsgesetzbuches),  für  deren  Ertheilung  die  nachstehenden  Vorschriften  maass- 
gebend  sind : 

Bei  einem  Einschreiten  um  Genehmigung  einer  Eeduction  des  Actiencapitales 
ist  zunächst  der  Nachweis  zu  erbringen,  dass  der  bezügliche  Beschluss  der  General- 
versammlung in  statutengemässer  Weise  zustande  gekommen  ist  (§  15,  Z.  1). 
"Ferner  sind  die  Umstände,  welche  die  Reduction  des  Actiencapitales  geboten 
erscheinen  lassen,  sowie  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Gesellschaft  unter  Vorlage 
der  letzten  gesellschaftlichen  Bilanz  klarzustellen  und  die  geplanten  Modalitäten 
der  Eeduction  des  Actiencapitales  auseinanderzusetzen. 

Die  Durchführung  eines  genehmigten  Beschlusses  auf  Eeduction  des 
Actiencapitales  kann  nur  unter  Beobachtung  derselben  gesetzlichen  Bestimmungen 
erfolgen,  welche  für  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  im  Falle  der  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  maassgebend  sind  (Artikel  248,  Absatz  2  des  Handels- 
gesetzbuches). 

Sobald  die  Eeduction  des  Actiencapitales  durchgeführt  ist,  hat  die  Gesell- 
schaft die  Aenderung  des  Wortlautes  der  auf  das  Actiencapital  bezughabenden 
Bestimmungen  des  Statutes  zu  bewirken.  Dem  Gesuche  um  die  staatliche 
Genehmigung  des  geänderten  Statutentextes  (§  15)  sind  folgende  Nachweisungen 
anzuschliessen : 

1.  die  handelsgerichtliche  Bestätigung  über  die  Anmeldung  des  Beschlusses 
auf  Eeduction  des  Actiencapitales  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister 
(Artikel  243  des  Handelsgesetzbuches); 

2.  der  Nachweis  darüber,  dass  die  geplante  Eeduction  des  Actiencapitales 
zu  drei  verschiedenenmalen  durch  die  für  die  Kundmachungen  der  Gesellschaft 
bestimmten  öffentlichen  Blätter  bekanntgemacht,  und  in  diesen  Bekanntmachungen 
die  Gläubiger  der  Gesellschaft  aufgefordert  wurden,  sich  bei  der  Gesellschaft  zu 
melden  (Artikel  243  des  Handelsgesetzbuches); 

3.  eine  von  sämratlichen  Mitgliedern  des  Vorstandes  der  Gesellschaft 
gefertigte  Erklärung  darüber,  dass  die  Eeduction  des  Actiencapitales  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vorschriften  und  insbesondere  unter  Wahrung  der  gesetz- 
mässigen  dreimonatlichen  Frist,  vom  Tage  der  dritten  Bekanntmachung  in  den 
öffentlichen  Blättern  an  gerechnet,  durchgeführt  wurde. 

Die  vorstehenden  Vorschriften,  betreffend  die  theilweise  Zurückzahlung  des 
Actiencapitales,  finden  auf  jede  Eeduction  des  statutenmässigen  Nominales  des 
Actiencapitales,  mag  dieselbe  durch  die  Unterlassung  der  Ausgabe  sämmtlicher 
statutenmässig  zu  emittierender  Actien,  durch  den  Erwerb  eigener  Actien  seitens 
der  Gesellschaft,  abgesehen  von  dem  Falle  einer  statutengemässen  successiven 
Einlösung  der  Actien  (§  33),  durch  Abstempelung  des  Nominales  der  Actien  auf 
Verlust  oder  durch  die  Befreiung  der  nicht  volleingezahlten  Actien  von  den  rest- 
lichen statutenmässigen  Einzahlungen   bewirkt   werden,    sinngemässe  Anwendung. 
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Zweiter  Abschnitt,  lieber  die  Einrichtung  von  Actiengesell- 

s  ch  af  t  en. 

§  19. 

In  dem  Statute  müssen  die  Personen,  welchen  die  Bewilligung  zur 
Errichtung  der  Actiengesollschaft    ertheilt    wurde,    namentlich    angeführt    werden. 

Sollen  nach  dem  Gründungsplane  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft 
zu  Gunsten  einzelner  Actionäre  oder  anderer  Personen  von  der  Gesellschaft 
besondere  Vortheile  gewährt  werden,  so  ist  die  Art  und  das  Ausmaass  dieser 
Vortheile  unter  Namhaftmachung  der  Personen  im  Statute  anzugeben. 

§  20. 

Falls  Apports,  sei  es  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  (§  7),  sei  es  bei 
einer  Neuemission  von  Actien  (§  17),  auf  das  Actiencapital  eingebracht  werden 
sollen,  müssen  der  Gegenstand  der  Einlage,  die  Person  des  Einlegers,  der  Betrag 
der  für  die  Einlage  zu  gewährenden  Actien  und  der  etwa  sonst  zu  gewährenden 
Vergütung  im  Statute  festgesetzt  werden. 

In  gleicher  Weise  müssen,  sobald  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft 
Gründungserwerbungen  (§  7)  geplant  sind,  der  Gegenstand  der  Uebernahme,  die 
Person,  von  welcher  die  Gesellschaft  den  Gegenstand  übernimmt,  und  der 
Maximalbetrag  der  für  den  zu  übernehmenden  Gegenstand  zu  gewährenden  Ver- 
gütung unter  Angabe  der  sämmtlichen  etwa  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden 
Lasten  im  Statute  auch  dann  festgestellt  werden,  wenn  der  Gegenstand  nicht  in 
der  Form  einer  Einlage  auf  das  Actiencapital  in  die  Gesellschaft  eingebracht 
werden  soll.  Hiebei  sind,  falls  bewegliche  Sachen,  deren  Menge  im  Zeitpunkte 
der  Feststellung  des  Statutes  noch  nicht  bestimmt  werden  kann,  von  der  zu 
errichtenden  Gesellschaft  übernommen  werden  sollen,  wenigstens  die  Bemessungs- 
grundlagen  für   die  Bestimmung   des  Uebernahmspreises   im  Statute    festzusetzen. 

Die  vorbezeichneten  Statutenbestimmungen  können  in  einem  späteren  Zeit- 
punkte eine  historische  Fassung  erhalten,  dürfen  aber  niemals  gänzlich  aus  dem 
Statute  ausgeschieden  werden 

§  24. 

Das  Actiencapital  ist  im  Statute  in  einer  den  geschäftlichen  Bedürfnissen 
des  gesellschaftlichen  Unternehmens  angemessenen  Höhe  festzusetzen. 

Hiebei  ist  die  Höhe  des  Actiencapitales  im  Statute  stets  nach  dem  Stande 
der  thatsächlich  emittierten  Actien  anzugeben,  wobei  die  Anzahl  und  der  Nenn- 
betrag der  Actien,  eventuell  nach  Gattungen  derselben,  sowie  der  Betrag  der 
auf  die  Actien  geleisteten  Einzahlung  anzuführen  und  die  Aenderungen,  welche 
in  dem  Ausmaasse  des  Actiencapitales,  der  Gattung,  der  Anzahl  und  dem  Nenn- 
betrage der  Actien  seit  dem  Bestände  der  Gesellschaft  eingetreten  sind,  in  dem 
Statute  in  historischer  Fassung  darzustellen  sind. 

§  25. 

Das  Statut  hat  Bestimmungen  darüber  zu  enthalten,  ob  die  Actien  (Actien- 
antheile)  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  lauten,    oder    ob   beide  Arten  von  Actien 
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(Actienantheilen)  zulässig  sein  sollen.  Im  letzteren  Falle  ist  auch  die  etwa 
bestimmte  Zahl  der  Actien  (Actienantheile)  der  einen  oder  anderen  Art,  sowie 
die  etwa  zugelassene  Umwandlung  derselben  im  Statute  zu  bestimmen. 

Lauten  die  Actien  (Actienantheile)  auf  Namen,  so  ist  im  Statute  die  Führung 
eines  Actienbuches  unter  Bedachtnahme  auf  die  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften 
(Artikel  223,  beziehungsweise  182  und  183  des  Handelsgesetzbuches)  vorzusehen. 

Wenn  die  auf  Namen  lautenden  Actien  (Actienantheile)  nach  Inhalt  des 
Statutes  nur  mit  Zustimmung  der  Gesellschaft  übertragen  werden  können,  so  ist 
im  Statute  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  ob  der  Vorstand  der  Gesellschaft  für 
sich  allein  zur  Ertheilung  dieser  Zustimmung  berechtigt  oder  hiebei  an  die  Ent- 
scheidung eines  anderen  gesellschaftlichen  Organes  ( Aufsichtsr ath,  Directionsrath, 
Generalversammlung)  gebunden  ist. 

Die  Ausgabe  von  Actienantheilen  kann  nur  ausnahmsweise  aus  besonderen 
Gründen  zugestanden  werden.  Dieselbe  ist  jedenfalls  nur  zulässig,  wenn  und 
insoferne  Actienantheile  ausdrücklich  im  Statute  vorgesehen  sind,  und  ist  die 
Anzahl  der  Actienantheile,  beziehungsweise  der  Actien,  welche  in  Antheile  zerlegt 
sind,  im  Statute  ziffermässig  festzusetzen. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgegebenen  Actien  und  Actienantheile  sind 
nicht  theilbar  (Artikel  207,  3.  Absatz  des  Handelsgesetzbuches). 

§  26. 

Sollen  bei  einer  Actiengesellschaft  verschiedene  Gattungen  von  Actien  aus- 
gegeben werden,  so  sind  in  dem  Statute  die  den  einzelnen  Gattungen  zukommenden 
besonderen  Eechte,  insbesondere  in  Betreff  der  Vertheilung  des  Eeingewinnes 
oder  des  Gesellschaftsvermögens,  genau  festzusetzen. 

Wenn  die  Ausgabe  von  Actien,  welchen  ein  Vorzugsrecht  am  Eeingewinne 
vor  den  übrigen  Actien  der  Gesellschaft  zukommen  soll  (Prioritätsactien),  geplant 
ist,  so  sind  in  der  Regel  folgende  Directiven  zu  beachten : 

1.  Die  Prioritätsactien  dürfen  nicht  mehr  als  zwei  Drittheile  des  gesammten 
Actiencapitales  betragen. 

2.  Die  den  Prioritätsactien  vor  den  übrigen  Actien  zugestandene  Vorzugs- 
dividende soll  nicht  höher  als  mit  fünf  Procent  des  Nominales  der  Prioritäts- 
actien bemessen  werden. 

3.  Sollen  die  Fehlbeträge  der  in  früheren  Geschäftsjahren  ganz  oder  theil- 
weise  ausgebliebenen  Vorzugsdividende  aus  dem  Eeingewinne  späterer  Geschäfts- 
jahre bestritten  werden,  so  ist  die  Höchstzahl  der  Geschäftsjahre,  für  welche 
eine  solche  Nachzahlung  der  Dividende  platzgreifen  darf,  im  Statute  zu  bestimmen, 
und  zw^ar  höchstens  mit  den  letzten  fünf  Geschäftsjahren. 

§  27. 

Die  Actien  oder  Actienantheile  sind  in  der  Eegel  auf  einen  Nennbetrag 
von  mindestens  200  Kronen  zu  stellen. 

Ausnahmsweise  können  bei  kleinen  Unternehmungen  von  localer  Bedeutung 
auf  Namen  lautende  Actien  oder  Actienantheile  auf  einen  geringeren  Betrag, 
jedoch  nicht  auf  weniger  als  100  Kronen  gestellt  werden. 
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Sinkt  der  Nennbetrag  der  Actien  zufolge  theilweiser  Zurückzahlung  des 
Actiencapitales,  Abstempelung  der  Actien  auf  Verlust  oder  Liberierung  der  nicht 
volleingezahlten  Actien  von  den  restlichen  Elinzahlungen  unter  die  oben  fest- 
gesetzten Minimalgrenzen,  so  hat  die  Zusammenlegung  der  Actien  in  Titres  mit 
einem  Nennbetrage,  welcher  den  vorstehenden  Vorschriften  entspricht,  in  der 
Eegel  gleichzeitig  mit  der  Eeduction  des  Nennbetrages  der  alten  Actien  zu 
erfolgen.  Eine  solche  Zusammenlegung  muss  jedenfalls  vor  Ausgabe  neuer  Actien 
seitens  der  Gesellschaft  veranlasst  werden. 


§  28. 

Die  Art  der  Einzahlung  der  Actien  ist  im  Statute  festzusetzen,  wobei 
folgende  Directiven  zu  beobachten  sind: 

Die  von  der  Gesellschaft  auszugebenden  Actien  sind  in  der  Kegel  bar 
einzuzahlen. 

Eine  Einlage  auf  das  Actiencapital,  welche  anders  als  durch  Barzahlung 
geleistet  wird,  ist  nur  insoferne  zulässig,  als  dies  im  Statute  ausdrücklich  vor- 
gesehen ist  (§  20,  1.  Absatz). 

Die  Ausgabe  von  Actien  unter  dem  Nennbetrage  ist  unzulässig. 

Die  Actien  sind  in  der  Regel  vor  der  Errichtung  der  Gesellschaft, 
beziehungsweise  vor  der  Ausgabe  der  Actien  voll  einzuzahlen. 

Die  Ausgabe  von  nicht  voll  eingezahlten  Actien  kann  nur  ausnahmsweise 
dann  zugestanden  werden,  wenn  diese  Art  der  Beschaffung  des  Anlagecapitales 
aus  besonderen  Gründen  mit  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  des  gesellschaftlichen 
Unternehmens    und    die  Beschaffenheit    des  Geschäftsbetriebes   geboten   erscheint. 

Actien,  auf  welche  Einlagen  anders  als  durch  Barzahlung  gemacht  werden, 
können  überhaupt  nur  als  dem  Werte  nach  volleingezahlte  Actien  zur  Ausgabe 
gelangen. 

Bei  nicht  volleingezahlten  Actien  hat  die  erste  Einzahlung  auf  jede  Actie 
in  der  Regel  wenigstens  40  Procent  des  Nennbetrages  der  Actie  zu  betragen. 
Die  Einzahlung  einer  geringeren  Quote  des  Nennbetrages  der  Actie,  aber  nicht 
weniger  als  25  Procent  desselben,  kann  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Geschäftsbetriebes  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  von 
Fall  zu  Fall  zugestanden  werden. 

Die  erste  Einzahlung  auf  jede  Actie  hat  ferner  in  der  Regel  mindestens 
200  Kronen  zu  betragen.  Ausnahmsweise  kann  bei  kleinen  Unternehmungen  von 
localer  Bedeutung,  deren  Actien  auf  Namen  lauten  und  nur  mit  Zustimmung  der 
Gesellschaft  übertragen  werden  können,  der  Betrag  der  ersten  Einzahlung  auf  die 
Actie  mit  einem  geringeren  Betrage  als  200  Kronen,  jedoch  nicht  mit  weniger 
als  50  Kronen  festgesetzt  werden. 

Ist  der  Ausgabepreis  der  Actien  höher  als  der  Nennbetrag  derselben,  so 
muss  bei  der  ersten  Einzahlung  auf  die  Actien  auch  der  Mehrbetrag  eingezahlt 
werden. 

Für  die  nicht  volleingezahlten  Inhaberactien  sind  Interimsscheine  auszu- 
stellen, auf  welchen  der  Betrag  der  geleisteten  Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen 
ist.    Die  Interimsscheine  haben  in  der  Regel  auf  Namen   zu   lauten.     Erst   nach 
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erfolgter  Volleinzahlung  der  Actien  können  die  Interimsscheine  gegen  auf  Inhaber 
lautende  Actientitres  ausgetauscht  werden.  Auf  die  Interimsscheine  finden  die 
Bestimmungen  des  §  29  über  die  Actientitres  analoge  Anwendung.  Falls  für 
nicht  volleingezahlte  Namenactien  keine  Interimsscheine,  sondern  gleich  die  Actien- 
titres selbst  ausgegeben  werden,  ist  der  Betrag  der  geleisteten  Einzahlungen  auf 
den  Actientitres  ersichtlich  zu  machen 

§  30. 

Wenn  die  Actionäre  sich  zu  wied^erkehrenden,  nicht  in  Geld  bestehenden 
Leistungen  neben  den  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzten  Capitalseinlagen  ver- 
pflichten, so  sind  die  Art  und  der  Umfang  dieser  Verpflichtungen,  sowie  die  für 
den  Fall  der  Nichterfüllung  etwa  bestimmten  Convention  aistrafen  im  Statute  zum 
Ausdrucke  zu  bringen.  Derartige  Statutenbestimmungen  sind  nur  ausnahmsweise, 
insbesondere  bei  landwirtschaftlichen  Industrieunternehmungen  zulässig,  wenn  und 
insoferne  die  Durchführung  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  von  der  Ueber- 
nahme  derartiger  Verpflichtungen  seitens  der  Actionäre  abhängig  ist.  In  jedem 
solchen  Falle  haben  die  Actien  auf  Namen  zu  lauten,  und  ist  im  Statute  festzu- 
setzen, dass  dieselben  nur  mit  Zustimmung  der  Gesellschaft  übertragen  werden  können. 

Eine  Statutenbestimmung,  durch  welche  eine  bisher  im  Gesellschaftsvertrage 
nicht  vorgesehene  Verpflichtung  der  Actionäre  zu  den  vorbezeichneten  wieder- 
kehrenden Leistungen  zum  Ausdrucke  gebracht  werden  soll,  kann  nur  mit 
Zustimmung  der  sämmtlichen  Actionäre  in  das  Statut  aufgenommen  werden. 

§  31. 

Bestehen  bei  einer  Gesellschaft  nicht  volleingezahlte  Actien,  so  ist  die 
Ausgabe  neuer  Actien  nur  nach  Volleinzahlung  der  Actien  früherer  Emissionen 
statthaft. 

Für  den  Fall  der  Erhöhung  des  Actiencapitales  durch  Begebung  neuer 
Actien  ist  die  Beschlussfassung  über  die  Modalitäten  der  Begebung  der  neu  zu 
emittierenden  Actien  und  insbesondere  über  die  Festsetzung  des  Begebungscurses 
im  Statute  der  Generalversammlung  vorzubehalten. 

Hiebei  ist  im  Statute  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  dass  dieser  Curs  keines- 
falls unter  pari  festgesetzt  werden  darf  (§  28,  4.  Absatz)  und  jeweilig  derart 
zu  wählen  ist,  dass  der  anlässlich  der  neuen  Emission  von  Actien  erzielbare 
Erlös  möglichst  unverkürzt  der  Actiengesellschaft  zugeführt  wird. 

Mit  den  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  enthaltenen  Beschränkungen 
kann  den  Actionären  bereits  im  Statute  ein  Vorbezugsrecht  auf  neu  zu  begebende 
Actien  zugestanden  werden.  Anderen  Personen,  als  den  jeweiligen  Actionären 
kann  im  Statute  ein  Vorbezugsrecht  auf  neu  zu  begebende  Actien  nicht  vor- 
behalten werden. 

§  32. 

Der  entgeltliche  Erwerb  eigener  Actien  oder  Actienantheile  (Interimsscheine) 
seitens  einer  Gesellschaft  ist  nur  in  folgenden  Fällen  zulässig : 

1.  Wenn  und  insoweit  ein  solcher  Erwerb  zum  Behufe  einer  Eeductiun  des 
Actiencapitales  (§  18)  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  geschieht; 
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2.  wenn  und  insoweit  derselbe  in  Durchführung  einer  im  Statute '  vorge- 
sehenen Einlösung  der  Actien  aus  dem  Eeingewinne  (§  33)  erfolgt; 

3.  wenn  und  insoweit  derselbe  im  Executionswege  zur  Hereinbringung 
eigener  Forderungen  der  Gesellschaft  bewirkt  wird. 

In  dem  unter  Z.  3  angeführten  Falle,  sowie,  wenn  ein  Actionär  seiner 
Anrechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  der  geleisteten  Theilzahlungen 
infolge  Versäumnis  der  rechtzeitigen  Einzahlung  des  eingeforderten  Betrages 
zugunsten  der  Gesellschaft  verlustig  wird  (Artikel  220  des  Handelsgesetzbuches), 
oder  wenn  sonst  die  Gesellschaft  eigene  Actien  oder  Actienantheile  (Interims- 
scheine) unentgeltlich  erwirbt,  müssen  die  erworbenen  Actien  oder  Actienantheile 
(Interimsscheine)  mit  thunlichster  Beschleunigung  weiter  veräussert  oder,  falls 
dies  nicht  durchführbar  ist,  eine  entsprechende  Eeduction  des  Actiencapitales 
(§   18)  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  durchgeführt  werden. 

Die  im  Laufe  des  Jahres  erfolgten  Erwerbungen  und  Veräusserungen  sind 
im  Jahresberichte  ersichtlich  zu  machen. 


§  33. 

Im  Statute  kann  ausnahmsweise  die  successive  Einlösung  der  Actien  zum 
Nominalbetrage  vorgesehen  werden,  wenn  die  der  Gesellschaft  gehörige  Vermögens- 
substanz durch  den  Geschäftsbetrieb  naturgemäss  ganz  oder  grossentheils  aufge- 
zehrt werden  muss  oder  das  Vermögen  der  Gesellschaft  aus  zeitlich  beschränkten 
Eechten  besteht. 

Die  Modalitäten  einer  solchen  Einlösung  sind  im  Statute  genau  festzusetzen, 
und  sind  hiebei  insbesondere  folgende  Vorschriften  zu  beobachten: 

1.  Die  Einlösung  der  Actien  kann  nur  aus  dem  nach  der  jährlichen  Bilanz 
verfügbaren  Reingewinne  erfolgen. 

2.  Eine  derartige  successive  Einlösung  der  Actien  ist  in  der  Regel  im 
Wege  der  Verlosung  zu  bewirken.  Das  Ausmaass,  in  welchem  die  Einlösung  von 
Actien  platzzugreifen  hat,  ist  im  Statute  selbst  oder  in  einem  besonderen,  der 
staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Einlösungsplane  festzustellen.  In  dem 
Statute  kann  aber  auch  bestimmt  werden,  dass  eine  der  jeweiligen,  planmässigen 
Tilgungsquote  entsprechende  Anzahl  der  Actien,  soweit  der  jährliche  Reingewinn 
zureicht,  von  der  Gesellschaft  im  Wege  des  freihändigen  Rückkaufes  aus  dem 
Verkehre  gezogen  wird,  wenn  diese  Actien  unter  dem  Nominalbetrage  erhältlich 
sind.     Die  derart  erworbenen  Actien  sind  zu  vernichten. 

3.  Für  die  im  Wege  der  Verlosung  eingelösten  Actien  können  den  Besitzern 
derselben  Genusscheine  ausgefolgt  werden.  Diesen  Genusscheinen,  welche  an  Stelle 
der  eingelösten  Actien  treten,  sind  im  Statute  ausdrücklich  die  Rechte  von  Actien, 
jedoch  mit  der  Maassgabe  zuzugestehen,  dass  ein  im  Statute  zu  bezeichnender 
Theil  des  jährlichen  Reingewinnes  zunächst  zur  Zahlung  von  Dividenden  an  die 
nicht  eingelösten  Actien  bestimmt  und  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesell- 
schaft den  noch  nicht  eingelösten  Actien  ein  Vorrecht  in  der  Höhe  des  Nenn- 
betrages der  Actien  auf  den  Liquidationserlös  eingeräumt  wird.  In  dem  Texte 
der  Genusscheine,  welche  entweder  auf  Namen  oder  auf  Inhaber  zu  lauten  haben, 
müssen  die  den  Besitzern  derselben  zukommenden  Rechte  klar  ersichtlich  gemacht 
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werden.     Im    übrigen    finden    auf  das  Formulare    der   Genusscheine   die  Bestim- 
mungen des  §  29  analoge  Anwendung. 

An  Stelle  der  successiveu  Einlösung  der  Actien  kann  im  Statute  auch  die 
Ansammlung  eines  Actientilgungsfondes,  welcher  aus  dem  jährlichen  Eeingewinne 
dotiert  wird,  vorgesehen  werden.  Wenn  dieser  Fond  in  einem  gegebenen  Zeit- 
punkte thatsächlich  zur  Tilgung  von  Actien  herangezogen  werden  soll,  so  sind 
die  für  die  Eeduction  des  Actiencapitales  bestehenden  Vorschriften  (§  18)  zu 
beobachten. 

§  34. 

Im  Statute  ist  das  gesellschaftliche  Organ,  welches  die  Functionen  eines 
Vorstandes  im  Sinne  der  Artikel  227  und  folgenden  des  Handelsgesetzbuches  zu 
übernehmen  hat,  ausdrücklich  als  solches  zu  bezeichnen. 

Als  Mitglieder  des  Vorstandes  können  nur  eigenberechtigte  Personen  bestellt 
werden. 

Bei  der  Bestellung  des  Vorstandes  ist  thunlichst  auf  jene  Personen  Bedacht 
zu  nehmen,  welche  sich  berufsmässig  mit  der  unmittelbaren  Leitung  des  Greschäfts- 
betriebes  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  befassen. 

.  In  jedem  Falle  ist  aber  im  Statute  dem  Vorstande  ein  solcher  Einfluss  auf 
die  innere  Geschäftsgebarung  zu  wahren,  welcher  mit  seiner  gesetzmässigen 
Befugnis,  die  Gesellschaft  nach  aussen  zu  vertreten,  im  Einklänge  steht.  Insbe- 
sondere ist  der  Vorstand  im  Statute  zur  Entscheidung  und  Verfügung  in  allen 
Angelegenheiten  zu  berufen,  welche  nicht  durch  die  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzes oder  des  Statutes  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbe- 
halten oder  durch  besondere  Statutenbestimmungen  anderen  gesellschaftlichen 
Organen  zugewiesen  sind. 

Besteht  der  Vorstand  aus  mehreren  Mitgliedern,  so  sind  im  Statute  auch 
Bestimmungen  über  die  Art  der  Beschlussfassung  desselben  zu  treffen. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  in  der  Eegel  entweder  unmittelbar  von 
der  Generalversammlung  der  Actionäre  oder  von  einem  hiezu  durch  die  Bestim- 
mungen des  Statutes  berufenen  Organe  der  Gesellschaft,  dessen  Mitglieder  ihrer- 
seits von  der  Generalversammlung  der  Actionäre  gewählt  wurden,  periodisch  zu 
bestellen.  Im  Statute  kann  aber  auch  bestimmt  werden,  dass  die  Mitglieder  des 
ersten  Vorstandes  von  den  Gründern  der  Gesellschaft  ernannt  werden. 

Die  statutenmässige  Functionsdauer  eines  jeden  Mitgliedes  des  Vorstandes 
soll  in  der  Kegel  nicht  länger  als  mit  fünf  Jahren  festgesetzt  werden,  doch  kann 
im  Statute  die  Zulässigkeit  der  Wiederwahl  desselben  Mitgliedes  nach  Ablauf  der 
statutenmässigen  Functionsdauer  vorgesehen  werden.  Im  Statute  ist  zu  bestimmen, 
dass  die  Functionsdauer  der  Vorstandsmitglieder  mit  der  Generalversammlung 
erlischt,  in  welcher  über  die  letzte  Jahresbilanz,  bei  deren  Aufstellung  die 
Vorstandsmitglieder  zu  functionieren    hatten,  beschlossen  wird. 

Im  Statute  ist  ferner  für  den  Fall,  als  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Vor- 
standes unter  die  statutenmässig  zur  Beschlussfassung  und  zur  Vertretung  erforder- 
liche Minimalzahl  sinkt,  vorzusorgen,  dass  die  erledigten  Stellen  sofort  wieder 
besetzt  werden.  Es  kann  hiebei  im  Statute  bestimmt  werden,  dass  eine  durch 
Ausscheiden  eines  Vorstandsmitgliedes  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  erledigte 
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Stelle,  vorläufig  bis  zur  definitiven  Ersatzwahl    durch  Option   seitens    der  übrigen 
Mitglieder  des  Vorstandes  besetzt  wird. 

Wenn  dem  Vorstande  eine  grössere  Anzahl  von  Personen  angehört,  so 
kann  im  Statute  Vorsorge  getroffen  werden,  dass  der  Vorstand  zur  unmittelbaren 
Leitung  der  Geschäfte  aus  der  Mitte  seiner  Mitglieder  ein  Executivcomite  bestellt, 
dessen  Wirkungskreis  sich  nach  der  hierüber  vom  Vorstande  zu  ertheilenden 
Vollmacht  richtet. 

Statutarische  Festsetzungen,  betreffend  den  Wirkungskreis  des  Executiv- 
comitös  und  sonstiger  Bevollmächtigter,  sind  nur  unbeschadet  der  Vorschriften 
der  Artikel  231,  2.  Absatz,  beziehungsweise  234  des  Handelsgesetzbuches 
zulässig. 

§  35. 

Im  Statute  ist  festzusetzen,  dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  ohne 
Zustimmung  der  Gesellschaft  nicht  den  Betrieb  eines  dem  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmen gleichartigen  Unternehmens  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  beginnen 
oder  in  ein  gleichartiges  Unternehmen  als  persönlich  haftende  Gesellschafter  ein- 
treten oder  die  Functionen  von  Mitgliedern  des  Vorstandes,  Aufsichtsrathes  oder 
Directionsrathes  bei  einer  anderen  gleichartigen  Actiengesellschaft  übernehmen 
dürfen,  wobei  im  Statute  auch  zu  bestimmen  ist,  welcher  Organ  der  Gesellschaft 
(Vorstand,  Directionsrath,  Aufsichtsrath,  Generalversammlung)  zur  Ertheilung 
dieser  Zustimmung  berufen  ist. 

Für  Rechtsgeschäfte  zwischen  der  Gesellschaft  und  einem  Mitgliede  des 
Vorstandes  ist  im  Statute  unbeschadet  der  Vorschriften  des  Artikels  231,  2.  Absatz 
des  Handelsgesetzbuches  die  Zustimmung  des  Directionsrathes,  des  Aufsichts- 
rathes oder  der  Generalversammlung  vorzubehalten. 

§  36. 
Neben  dem  Vorstande  kann  im  Statute  die  Bestellung  eines  besonderen 
gesellschaftlichen  Organes  —  Directionsrath  —  vorgesehen  werden,  welchem 
unbeschadet  der  Vorschriften  des  Artikels  231,  2.  Absatz  des  Handelsgesetzbuches 
durch  das  Statut  die  Entscheidung  in  einzelnen  wichtigen,  nicht  zum  Wirkungs- 
kreise der  Generalversammlung  gehörigen  Angelegenheiten  zugewiesen,  beziehungs- 
weise an  dessen  Zustimmung  der  Vorstand  für  einzelne  Geschäfte  gebunden  wird. 
Das  Statut  hat  in  einem  solchen  Falle  nähere  Bestimmungen  über  die  einzelnen, 
dem  Wirkungskreise  des  Directionsrathes  zugewiesenen  Geschäfte,  sowie  über  die 
Zusammensetzung  und  die  Art  der  Beschlussfassung  d*s  Directionsrathes  zu  ent- 
halten. Der  Directionsrath  kann  im  Statute  auch  mit  der  Bestellung  des  Vorstandes 
betraut  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Mitglieder  des  Directionsrathes 
ihrerseits  jeweilig  auf  höchstens  fünf  Jahre  von  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
beziehungsweise  das  erstemal  von  der  constituierenden  Generalversammlung  der 
Actienzeichner  gewählt  werden. 

§  37. 

Im  Statute  jeder  Actiengesellschaft  ist  die  Bestellung  eines  Organes  zur 
Prüfung  der  Jahresrechnungen  der  Gesellschaft  vorzusehen,  und  sind  hiebei 
folgende  Directiven  zu  beobachten : 
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Wird  ein  Aufsichtsrath  bestellt  so  ist  demselben  jedenfalls  der  im  Artikel 
225  des  Handelsgesetzbuches  vorgesehene  Wirkungskreis  einzuräumen.  Ferner 
kann  im  Statute  bestimmt  werden,  dass  unbeschadet  der  Vorschriften  des  Artikels 
231,  2.  Absatz  des  Handelsgesetzbuches  die  Zustimmung  des  Aufsichtsrathes  für 
einzelne  im  Statute  zu  bezeichnende  Geschäfte  erforderlich  ist.  Endlich  kann  der 
Aufsichtsrath  im  Statute  mit  der  Bestellung  des  Vorstandes  betraut  werden.  Der 
Aufsichtsrath  muss  mindestens    drei  Mitglieder   haben. 

Besteht  bei  der  Gesellschaft  kein  Aufsichtsrath,  so  sind  Eechnungsrevisoren 
zu  bestellen,  welche  die  Jahresrechnungen  und  Bilanzen  auf  Grund  der  Einsicht- 
nahme in  die  Bücher  der  Gesellschaft  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich  der 
Generalversammlung  der  Actionäre  Bericht  zu  erstatten  haben.  Es  sind  mindestens 
zwei  Eechnungsrevisoren  zu  bestellen. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  oder  der  Rechnungsrevisoren 
ist  bei  Errichtung  der  Gesellschaft  der  constituierenden  Generalversammlung  der 
Actienzeichner,    späterhin    der   Generalversammlung    der  Actionäre    vorzubehalten. 

Wenn  in  dem  Statute  die  Bestellung  eines  Aufsichtsrathes  vorgesehen  ist, 
so  sind  für  den  Fall,  als  wenigstens  drei  Mitglieder  von  derselben  General- 
versammlung zu  wählen  sind,  folgende  Bestimmungen,  betreffend  die  Wahl  der 
Mitglieder,  in  das  Statut  aufzunehmen: 

Von  einem  Drittel  der  in  der  Generalversammlung  vertretenen  Stimmen  kann 
verlangt  werden,  dass  die  Wahl  für  jede  zu  besetzende  Stelle  des  Aufsichtsrathes 
abgesondert  erfolge.  Ergibt  sich,  bevor  zur  Wahl  für  die  letzte  Stelle  geschritten 
wird,  dass  v/enigstens  der  dritte  Theil  aller  abgegebenen  Stimmen  bei  allen 
vorangegangenen  Wahlen  zu  Gunsten  derselben  Person,  aber  ohne  Erfolg  abge- 
geben worden  ist,  so  muss  diese  Person  ohne  weitere  Abstimmung  als  für  die 
letzte  Stelle  gewählt  erklärt  werden.  Diese  Vorschrift  findet  auf  Wahlen  von 
Mitgliedern  des  Aufsichtsrathes  so  lange  keine  Anwendung,  als  sich  im  Aufsichts- 
rathe  ein  Mitglied  befindet,  welches  auf  die  vorbezeichnete  Art  durch  die  Minderheit 
gewählt  wurde. 

Die  Functionsdauer  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise  der 
Eechnungsrevisoren  ist  das  erstemal  nur  für  die  Zeit  bis  zur  Beendigung  der 
Generalversammlung  der  Actionäre,  in  welcher  über  die  Jahresbilanz  für  das  erste 
Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beschlossen  wird,  späterhin  aber  mit  nicht  länger 
als  fünf  Jahren  festzusetzen,  wobei  die  Zulässigkeit  der  Wiederwahl  der  aus- 
tretenden Mitglieder  des  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise  der  Eechnungsrevisoren 
im  Statute  vorgesehen    werden  kann. 

Die  Functionsdauer  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise 
der  Eechnungsrevisoren  hat  mit  der  Beendigung  der  Generalversammlung,  welche 
über  die  letzte  von  dem  Aufsichtsrathe,  beziehungsweise  den  Eechnungsrevisoren 
zu  überprüfende  Jahresbilanz  beschliesst,  zu  enden. 

Die  Bestellung  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  und  der  Rechnungs- 
revisoren kann  jederzeit  von  der  Generalversammlung  der  Actionäre  widerrufen 
werden. 

Der  Vorstand  ist  im  Statute  zu  verpflichten,  für  den  Fall,  als  Mitglieder 
des    Aufsichtsrathes    oder    Eechnungsrevisoren    vor    Ablauf   ihrer    Functionsdauer 
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ausscheiden  und  keine  Ersatzmänner  zur  Vertretung  derselben  vorhanden  sind, 
sofort  eine  Generalversammlung  zur  Vornahme  der  nothwendigen  Ersatzwahlen 
einzuberufen. 

Im  Statute  ist  festzzusetzen,  dass  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  und 
die  Eechnungsrevisoren  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  Beamte  der 
Gesellschaft  oder  an  der  unmittelbaren  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft 
betheiligt  sein  dürfen. 

Als  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  oder  als  Eechnungsrevisoren  können  nur 
eigenberechtigte   Personen  bestellt  werden. 

§  38. 

Das  Statut  hat  klare  Bestimmungen  darüber  zu  enthalten,  ob  die  Mitglieder 
des  Vorstandes,  beziehungsweise  eines  etwa  aus  der  Mitte  derselben  bestellten 
Executivcomite's,  dann  die  Mitglieder  des  Directionsrathes  oder  Aufsichtsrathes 
oder  die  Eechnungsrevisoren  eine  Vergütung  für  ihre  Thätigkeit  in  der  Form 
eines  Antheiles  am  Eeingewinne  (Tantiemen)  oder  in  anderer  Form  erhalten  oder 
ihre  Functionen  unentgeltlich  ausüben  sollen. 

Die  Beschlussfassung  über  die  Zuweisung  eines  statutengemässen  Antheiles 
am  Eeingewinne  und  über  die  Festsetzung  der  Höhe  einer  sonstigen  Entlohnung 
ist  der  Generalversammlung  vorzubehalten.  Nur  bezüglich  der  Entlohnung  des 
Vorstandes  oder  Executivcomitös  kann,  insoferne  diese  Entlohnung  nicht  in  einem 
Antheile  am  Eeingewinne  bestehen  soll,  im  Statute  bestimmt  werden,  dass  die 
Höhe   derselben   vom   Directionsrathe  oder  Aufsichtsrathe  festgesetzt  wird. 


§  39. 
In  dem    Statute  ist  der  Wirkungskreis   der   Generalversammlung  klar  und 
bestimmt  zu  umschreiben. 

Insbesondere  ist  der  Generalversammlung  jedenfalls  vorzubehalten : 

1.  für  einen  Zeitraum  von  mindestens  drei  Jahren  seit  der  Eegistrierung 
der  Gesellschaft  die  Beschlussfassung  über  Verträge,  durch  welche  die  Gesellschaft 
vorhandene  oder  herzustellende,  dauernd  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  bestimmte 
Anlagen  oder  unbewegliche  Gegenstände  für  eine  den  Betrag  des  fünften  Theiles 
des  Grundcapitales  übersteigende  Vergütung  erwerben  soll,  sowie  die  Abänderungen 
solcher  Verträge  zu  Lasten  der  Gesellschaft,  soferne  es  sich  nicht  um  den  Erwerb 
von  Liegenschaften  im  Wege   der  Zwangsversteigerung  handelt ; 

2.  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung,  der  Beschluss  über  die  Vertheilung 
des  Eeingewinnes  und  über  die  Entlastung  des  Vorstandes ; 

3.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise  der  Eechnungs- 
revisoren ; 

4.  die  Festsetzung  einer  allfälligen  Entlohnung  für  die  gesellschaftlichen 
Organe  nach  Maassgabe  des  §  38 ; 

5.  der  Beschluss  auf  Abänderung  des  Gegenstandes  des  Unternehmens,  auf 
Fortsetzung  der  Gesellschaft  über  die  ursprünglich  bestimmte  Zeitdauer  hinaus, 
auf  Erhöhung  oder  Eeduction  des  Actiencapitales"  sowie  überhaupt  auf  Abänderung 
der  Bestimmungen  des  Statutes ; 
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6.  die  Beschlussfassung  über  die  Modalitäten  der  Begebung  neuer  Actien 
bei  einer  Erhöhung  des  Actioncapitales  (§  31) ; 

7.  der  Beschluss  auf  Auflösung  der  Gesellschaft  insbesondere  auch  im  Falle 
der  Vereinigung  der  Gesellschaft  mit  einer  anderen  Actiengesellschaft  (Artikel  215 
und  247  des  Handelsgesetzbuches). 

Von  der  unter  Z.  1  enthaltenen  Bestimmung  sind  Ausnahmen  für  Gesell- 
schaften, bei  welchen  der  Kauf  und  Verkauf  von  Liegenschaften  den  Gegenstand 
des  Unternehmens  bildet,  zulässig. 

Jeder  Beschluss,  welcher  einen  der  unter  Z.  5  bezeichneten  Gegenstände 
betrifft,  bedarf  zu  seiner  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung  nach  Maassgabe 
der  §§  15  bis  18. 

Die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  durch  Vereinigung  derselben  mit 
einer  anderen  Actiengesellschaft  (oben  Z.  7)  kann  nur  unter  staatlicher  Genehmigung 
erfolgen, 

§   40. 

Die  Bestimmungen  des  Statutes  über  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
haben  den  nachstehenden  Vorschriften  zu  entsprechen : 

Die  Generalversammlung  der  Actionäre  ist  mindestens  einmal  jährlich  ein- 
zuberufen (ordentliche  Generalversammlung).  Die  Einberufung  der  ordentlichen 
Generalversammlung  hat  unter  Bedachtnahme  auf  die  Vorschriften  des  §  50, 
1.  Absatz,  zu  erfolgen. 

Ueberdies  ist  eine  Generalversammlung  in  den  im  Gesetze  und  im  Statute 
ausdrücklich  bestimmten  Fällen,  sowie  immer  dann  einzuberufen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erscheint. 

Eine  Generalversammlung  muss  innerhalb  im  Statute  mit  längstens  30 
Tagen  zu  bestimmenden  Frist  auch  dann  einberufen  werden,  wenn  dies  von  einer 
Generalversammlung  beschlossen  wird,  oder  wenn  ein  Actionär  oder  eine  Anzahl 
von  Actionären,  welche  den  Besitz  des  zehnten  Theiles  des  Actiencapitales  oder 
eines  im  Statute  normierten  geringeren  Antheiles  am  Actiencapitale  auf  die  durch 
das  Statut  vorgeschriebene  Art  ausweisen,  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  verlangen. 

Dem  Actionär  oder  den  Actionären,  welche,  vermöge  der  vorstehenden  Vor- 
schriften, die  Einberufung  einer  Generalversammlung  zu  begehren,  berechtigt  sind, 
ist  im  Statute  auch  das  Recht  einzuräumen,  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten 
Eingabe  unter  Angabe  der  Gründe  zu  verlangen,  dass  Gegenstände  in  die  kund- 
zumachende Tagesordnung  der  nächsten  Generalversammlung  aufgenommen  werden, 
wenn  sie  dieses  Begehren  innerhalb  einer  statutarisch  festzusetzenden  Frist  vor 
Verlautbarung   der  Einberufung   der  Generalversammlung  geltend  machen 

§  43. 

Jede  Actie  gewährt  dem  Inhaber  eine  Stimme,  wenn  nicht  der  Gesellschafts- 
vertrag ein  anderes  festsetzt. 

Durch  das  Statut  kann  festgesetzt  werden,  dass  nur  je  eine  bestimmte 
Anzahl   von   Actien  eine  Stimme  gewähre.     In  einem  solchen  Falle  muss  jedoch 
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bei  einem  Actiencapitale  von  wenigstens  1,000.000  Kronen  und  darüber  für. 
Actien,  welche  zusammen  einen  Nennbetrag  von  10.000  Kronen  haben,  und, 
bei  einem  Actiencapitale  von  weniger  als  1,000.000  Kronen,  für  Actien,  deren 
Nennbetrag  zusammen  ein  Hundertstel  des  Actiencapitales  beträgt,  mindestens 
eine  Stimme  zugestanden  werden. 

Jenen  Actionären,  welche  eine  geringere  Anzahl  von  Actien  besitzen,  als 
zur  Ausübung  einer  Stimme  nach  den  Statuten  erforderlich  ist,  kann  im  Statute 
die  Berechtigung  vorbehalten  werden,  einen  gemeinsamen  Bevollmächtigten  zu 
bestellen,  welchem  nach  Maassgabe  der  von  ihm  vertretenen  Anzahl  der  Actien 
das  Stimmrecht  in   der  Generalversammlung  zusteht. 

Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  im  Statute  die  Anzahl  der  einem  Actionär 
zustehenden  Stimmen  durch  Festsetzung  eines  Höchstbetrages  oder  durch  Be- 
stimmung von  Abstufungen  beschränkt  werde. 

Wenn  Actien  mit  verschiedenem  Nennbetrage  oder  verschiedene  Gattungen 
von  Actien  ausgegeben  werden,  ist  das  Stimmrecht  derart  zu  bestimmen,  dass 
dem  gleichen  Theilbetrage  des  Actiencapitales  ohne  Unterschied  des  Nennbetrages 
oder  der  Gattung  der  einzelnen  Actien  das  gleiche  Stimmrecht  zukommt.  Falls 
Genusscheine  ausgegeben  werden  (§  33,  Z.  3),  sind  auch  klare  Bestimmungen 
über  das  Stimmrecht  der  Genussscheine  in  das  Statut  aufzunehmen. 

§  44. 
Im  Statute  ist  ausdrücklich  zu  bestimmen,  dass  die  Actionäre  ihr  Stimmrecht 
in  der  Generalversammlung  auch  durch  Bevollmächtigte  ausüben  können,  mögen 
diese  Bevollmächtigten  Actionäre  sein  oder  nicht.  Zugleich  ist  im  Statute  genau 
festzusetzen,  in  welcher  Form  die  Legitimation  der  Bevollmächtigten  zu  erfolgen  hat. 
Für  nicht  eigenberechtigte  und  für  juristische  Personen  sind  die  gesetzlichen, 
beziehungsweise  statutarischen  Vertreter  auch  ohne  besondere  Bevollmächtigung 
zuzulassen. 

§  45. 

Die  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist  im  Statute  jedenfalls 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  die  in  der  Generalversammlung  anwesenden 
Personen  das  Stimmrecht  für  einen  Mindestbetrag  des  Actiencapitales,  welcher 
in  der  Eegel  nicht  mit  weniger  als  mit  einem  Zehntel  festzusetzen  ist,  aus- 
zuüben berechtigt  sind 

§  46. 

Das  Statut  muss  die  Gegenstände,  über  welche  in  der  Generalversammlung 
nicht  schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit  der  erschienenen  Actionäre,  sondern 
nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen  Erfordernissen 
Beschluss  gefasst  werden  kann,  bestimmt  bezeichnen,  sowie  genaue  Bestimmungen 
darüber  enthalten,  in  welcher  Weise  die  von  der  Generalversammlung  vorzu- 
nehmenden Wahlen  zu  vollziehen  sind,  und  wer  den  Vorsitz  in  der  Versammlung 
zu  führen  hat. 

§  47. 

Für  die  im  §  39,  Z.  1,  erwähnte  Beschlussfassung  über  Verträge  der 
dort  bezeichneten  Art  hat  das  Statut  vorzuschreiben,  dass  der  Generalversammlung 
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ein  den  Vorschriften  des  §  9,  1.  und  2.  Absatz,  entsprechender  Bericht  vor- 
zulegen ist,  der  von  den  Veräusserern  und  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Vor- 
standes und,  wenn  ein  Aufsichtsrath  besteht,  auch  des  Aufsichtsrathes  unterfertigt 
sein  muss. 

Der  Beschluss,  mit  welchem  einem  solchen  Vertrage  die  Zustimmung 
ertheilt  wird,  ist  im  Statute  an  eine  qualificierte  Mehrheit  zu  binden,  welche 
mindestens  drei  Viertel  der  in  der  Generalversammlung  abgegebenen  Stimmen 
betragen  und  ein  Viertel  des  gesammten  Actiencapitales  umfassen  muss. 

Im  Statute  ist  vorzusehen,  dass  eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  des  im 
1.  Absätze  erwähnten  Berichtes  jedem  Actionäre  über  Verlangen  spätestens  drei 
Tage  vor  dem  Tage  der  Generalversammlung,  von  welcher  über  die  betreffenden 
Verträge  endgiltig  Beschluss  gefasst  werden  soll,   ausgefolgt  werden  muss. 

§  48. 

Wenn  es  sich  um  die  Abänderung  des  Statutes  handelt,  ist  im  Statute 
für  die  Giltigkeit  des  Beschlusses  der  Generalversammlung  in  der  Eegel  zu 
fordern,  dass  die  in  der  Generalversammlung  anwesenden  Personen  das  Stimm- 
recht mindestens  für  ein  Drittel  des  Actiencapitales  auszuüben  berechtigt  sind, 
und  eine  Mehrheit  von  nicht  weniger  als  drei  Vierteln  der  abgegebenen  Stimmen 
hiefür  stimmt. 

Für  den  Fall,  als  mehrere  Gattungen  von  Actien  mit  verschiedenen  Be- 
rechtigungen vorhanden  sind,  ist  im  Statute  festzusetzen,  dass  jede  Aenderung 
des  Statutes,  welche  die  Erhöhung  oder  Herabsetzung  des  Actiencapitales  oder 
die  Aenderung  des  bisherigen  Verhältnisses  der  verschiedenen  Gattungen  von 
Actien  zum  Gegenstande  hat,  eines  Beschlusses  der  Generalversammlung  bedarf, 
bei  welchem  die  Actionäre  in  Gruppen  gesondert  nach  den  Gattungen  der 
Actien  abzustimmen  und  die  im  1.  Absätze  aufgestellten  Erfordernisse  der 
Beschlussfassung  sinngemäss  für  jede  einzelne  Gruppe  zu  gelten  haben.  Das 
Statut  kann  für  die  Giltigkeit  eines  solchen  Beschlusses  überdies  noch  andere 
Erfordernisse  aufstellen. 

Die  Vorschriften  des  vorstehenden  Absatzes  haben  auch  dann  Anwendung 
zu  finden,  wenn  neben  den  Actien  Genusscheine  für  verloste  Actien  (§  33, 
Z.  3)  ausgegeben  sind  und  eine  Statutenänderung,  welche  das  Kechtsverhältnis 
der  Genusscheine  gegenüber  den  Actien  betrifft,  beschlossen  werden  soll. 

Auch  für  die  in  diesem  Paragraphen  angeführten  Fälle  kann  im  Statute 
eine  Bestimmung  im  Sinne  des  §.  45,   2.  Absatz  getroffen  werden. 

Die  Abänderung  des  Gegenstandes  des  Unternehmens  kann  nicht  durch 
Stimmenmehrheit  beschlossen  werden,  soferne  dies  nicht  im  Statute  ausdrücklich 
gestattet  ist  (Artikel  215  des  Handelsgesetzbuches). 

§  49. 
Der    Vorstand    ist    verpflichtet,    Sorge    zu    tragen,    dass    die    erforderlichen 
Bücher  der  Gesellschaft  geführt  werden. 

Mit  Schluss  jedes  Geschäftsjahres,  dessen  Beginn  und  Ende  statutarisch 
zu     fixieren     ist,     muss    ein     Kechnungsabschluss     aufgestellt    werden,     welcher 
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aus    der    Betriebsrechnung     (Gewinn-     und    Verlustconto)     und     der    Bilanz    zu 
bestehen  hat. 

Die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen  ist,  müssen  im 
Statute  bestimmt  werden. 

Die  Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses,  welcher  die  ganze  Gebarung 
der  Gesellschaft  zu  umfassen  hat,  muss  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  und  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  erfolgen. 
Insbesondere  sind  sämmtliche  Activen  und  Passiven  nach  dem  Werte  anzusetzen, 
welcher  ihnen  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Bilanz  thatsächlich  beizulegen  ist. 

Bei  Vermögensstücken,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Abnützung 
oder  Wertverminderung  unterliegen,  ist  eine  der  sachgeraässen  Veranschlagung 
entsprechende  Abschreibung  an  dem  Buchwerte  derselben  vorzunehmen  und  in 
dem  Eechnungsabschlusse  entsprechend  zum  Ausdrucke  zu  bringen.  Die  Vor- 
nahme der  nothwendigen  Abschreibungen  ist  statutarisch  zu  regeln  und  erforder- 
lichenfalls auch  der  Schlüssel,  nach  welchem  diese  Abschreibungen  zu  erfolgen 
haben,  im  Statute  festzusetzen. 

Das  Actiencapital  ist  auch  dann,  wenn  statutengemäss  ein  successive  Ein- 
lösung der  Actien  aus  dem  Reingewinne  (§  33)  erfolgt,  insolange  in  der 
statu tenmässig  festgesetzten  Höhe  unter  den  Passiven  in  der  Bilanz  aufzuführen, 
als  nicht  eine  Reduction  dieses  Actiencapitales  (§  18)  unter  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  durchgeführt  wurde. 

§  50. 

Im  Statute  ist  vorzusehen,  dass  der  Rechnungsabschluss  alljährlich  vom 
Vorstande  der  ordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre  mit  einem  Rechen- 
schaftsberichte, und  zwar  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes 
Geschäftsjahres  vorgelegt  werde.  Ausnahmsweise  kann  bei  einzelnen  Actien- 
gesellschaften  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Geschäfts- 
betriebes zugestanden  werden,  dass  die  Frist  zur  Vorlage  der  Bilanz  an  die 
Generalversammlung  längstens  mit  zwölf  Monaten  nach  Ablauf  des  Geschäfts- 
jahres im  Statute  festgesetzt  werde. 

In  das  Statut  ist  eine  Bestimmung  darüber  aufzunehmen,  dass  eine  Aus- 
fertigung des  Rechenschaftsberichtes  sammt  der  Bilanz  und  dem  Gewinn-  und 
Verlustconte  jedem  Actionär  über  Verlangen  spätestens  drei  Tage  vor  dem 
Tage  der  Generalversammlung,  von  welcher  über  die  Genehmigung  der  Bilanz 
Beschluss  gefasst  werden  soll,  auszufolgen  ist. 

Für  die  Beschlussfassung  über  die  Genehmigung  der  Bilanz  ist  im  Statute 
vorzuschreiben,  dass  diese  Beschlussfasung  zu  vertagen  ist,  wenn  dies  in  der 
Generalversammlung  entweder  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  beschlossen  oder 
von  einer  Minderheit,  welche  mindestens  den  zehnten  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vertritt,  unter  Bemängelung  bestimmter  Ansätze  in  der  Bilanz 
verlangt  wird.  Die  Vertagung  hat  im  letzteren  Falle  insolange  zu  erfolgen, 
bis  über  die  bemängelten  Ansätze  die  erforderliche  Aufklärung  ertheilt 
worden  ist. 


I 


Das  Äctienregulativ  vom  20.  September  1899.  633 

§  51. 

Bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  kann  im  Statute  bestimmt  werden, 
dass  die  in  demselben  zu  specialisierenden  Gründungskosten  als  Auslagen  auf 
die  ersten  Geschäftsjahre,  und  zwar  auf  höchstens  fünf  Jahre  vertheilt  werden. 
Als  solche  amortisierbare  Gründungsauslagen  können  nur  die  baren,  bei  der 
Errichtung  der  Gesellschaft  nothwendig  zu  bestreitenden  Kosten  einschliesslich 
der  aus  Anlass  der  Gründung  zu  leistenden  öffentlichen  Abgaben  zugelassen  werden. 

Mit  dem  Rechnungsabschlüsse  für  das  erste  Geschäftsjahr  ist  eine  detaillierte 
Schlussabrechnung  über  den  gesammten  Gründungsaufwand  der  General- 
versammlung vorzulegen. 

§  52. 

Die  Grundsätze,  nach  welchen  der  Eeingewinn  zu  berechnen  und  aus- 
zuzahlen ist,  sind  im  Statute  genau  zu  bestimmen.  An  die  Actionäre  darf  nur 
dasjenige  vertheilt  werden,  was  sich  als  Ueberschuss  der  bilanzmässigen  Activen 
nach  Vornahme  der  erforderlichen  Abschreibungen  von  denselben  und  nach 
Abrechnung  aller  Passiven  ergibt. 

Bei  der  Vertheilung  des  Reingewinnes  hat  die  obligatorische  Dotierung 
des  Reservefondes  (§  53,  Z.  1)  allen  anderen  Zuweisungen  voranzugehen. 

§  58. 
Bei  jeder  Actiengesellschaft  ist  im  Statute  die  Bildung  eines  Reservefondes 
zur    Deckung    allfälliger   Verluste   vorzusehen.     Diesem  Reservefonde  sind  einzu- 
verleiben : 

1.  von  dem  jährlichen  Reingewinne  mindestens  der  zwanzigste  Theil  so 
lange,  als  der  Reservefond  den  zehnten  oder  den  im  Statute  bestimmten  höheren 
Theil  des  Grundcapitales  nicht  überschreitet; 

2.  die  Beträge,  die  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  oder  bei  einer 
Erhöhung  des  Grundcapitales  durch  Ausgabe  neuer  Actien  für  einen  höheren, 
als  den  Nennbetrag  über  diesen  und  über  den  Betrag  der  durch  die  Actien- 
ausgabe  entstehenden  Kosten  hinaus  erzielt  worden  sind  ; 

3.  die  Beträge,  die  von  Actionären  für  die  Gewährung  von  Vorzugs- 
rechten für  ihre  Actien  eingezahlt  wurden,  soweit  nicht  deren  Verwendung  zu 
ausserordentlichen  Abschreibungen  oder  zur  Deckung  ausserordentlicher  Verluste 
beschlossen  wird. 

Insolange  der  Reservefond  den  Betrag  des  zehnten  Theiles  des  Actien- 
capitales  nicht  überschreitet,  darf  derselbe  überhaupt  nur  zur  Deckung  von 
Verlusten  verwendet  werden.  Im  Statute  kann  bestimmt  werden,  dass  der 
jeweilige  Ueberschuss  des  Reservefondes  über  den  vorerwähnten  Betrag  dazu 
verwendet  werden  kann,  die  an  die  Actionäre  hinauszuzahlende  Dividende  bis 
zu  einem  im  Statute  festzusetzenden  Maximalbetrage,  welcher  fünf  Procent  des 
eingezahlten  Actiencapitales  in  einem  Geschäftsjahre  nicht  übersteigen  darf,  zu 
ergänzen.  Für  diesen  Fall  ist  im  Statute  festzusetzen,  dass  die  Auszahlung 
dieser  Dividende  nur  nach  erfolgter  Deckung  aller  bilanzmässigen  Verluste  der 
Gesellschaft    erfolgen    darf    und    dass    die    im    1.   Absätze    unter  Z.   2    und   3 
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erwähnten  Beträge  keinesfalls  zur  Auszahlung  einer  Dividende  verwendet  werden 
dürfen. 

Ausser  dem  vorerwähnten  Eeservefonde  kann  im  Statute  auch  noch  die 
Bildung  anderer  Fonde  vorgesehen  werden. 

Ein  bei  der  Gesellschaft  angesammelter  Fond  kann  zur  Vertheilung  an  die 
Actionäre,  abgesehen  von  dem  Falle  einer  theilweisen  Zurückzahlung  des  Actien- 
capitales  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften,  überhaupt  nur  in- 
soweit, als  dies  nach  dem  Statute  zulässig  ist  und  nur  in  der  Form  der  Aus- 
zahlung einer  ausserordentlichen  Dividende  über  Beschluss  der  ordentlichen 
Generalversammlung  auf  Grund  der  Jahresbilanz  herangezogen  werden. 


§  54. 

In  dem  Statute  ist  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  aus- 
gehenden Bekanntmachungen  erfolgen,  festzusetzen. 

Insbesondere  ist  hiebei  auch  zu  bestimmen,  von  welchem  Organe,  abgesehen 
von  dem  bereits  im  §  40,  6.  Absatz,  geregelten  Falle,  diese  Bekanntmachungen 
auszugehen  haben,  beziehungsweise  von  wem  dieselben  zu  fertigen  sind. 

Weiter  sind  auch  die  öffentlichen  Blätter,  in  welche  die  Bekanntmachungen 
der  Gesellschaft  aufzunehmen  sind,  im  Statute  zu  bezeichnen.  In  jedem  Falle 
ist  die  „Wiener  Zeitung"  und  überdies,  falls  der  Sitz  der  Gesellschaft  ausserhalb 
Niederösterreichs  gelegen  ist,  die  betreffende  amtliche  Landeszeitung  zur  Aufnahme 
der  gesellschaftlichen  Bekanntmachungen  im  Statute  zu  bestimmen ;  doch  kann 
im  Statute  angeordnet  werden,  dass  die  gesellschaftlichen  Bekanntmachungen 
ausser  in  den  vorbezeichneten,  auch  noch  in  anderen,  im  Statute  anzuführenden 
öffentlichen  Blättern  aufgenommen  werden. 

§  55. 

Die  Bestimmungen  des  §  48,  1.  und  4.  Absatz,  haben  auch  auf  den 
Beschluss  der  Generalversammlung  auf  Auflösung  der  Gesellschaft  analoge 
Anwendung  zu  finden. 

Ein  Beschluss  auf  Vereinigung  einer  Actiengesellschaft  mit  einer  anderen 
kann  nicht  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden,  sofern  dies  nicht  im 
Statute  ausdrücklich  gestattet  ist  (Artikel  215  des  Handelsgesetzbuches). 

Im  Statute  ist  vorzusehen,  dass  die  Befugnisse  der  Generalversammlung 
und  des  Aufsichtsrathes,  beziehungsweise  der  Eechnungsrevisoren  auch  während 
der  Dauer  der  Liquidation  aufrecht  bleiben. 

Im  Statute  ist  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  dass  die  Veräusserung  von 
unbeweglichen  Sachen  durch  die  Liquidatoren  ohne  Zustimmung  der  General- 
versammlung nicht  anders  als  durch  öffentliche  Versteigerung  bewirkt  werden  kann. 


Dritter  Abschnitt.     Allgemeine  Bestimmungen. 

§  56. 
Die  Actiengesellschaften  unterliegen  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des 
kaiserlichen    Patentes    vom    26.    November    1852,    E.-G.-Bl.    Nr.  253,  und   der 
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einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung,  welche 
von  aratswegen  zur  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  ausgeübt  wird. 

Ein  ständiges  Aufsichtsorgan  wird  bei  einer  Actiengesellschaft  nur  aus- 
nahmsweise dann  bestellt,  wenn  eine  solche  Maassregel  aus  wichtigen  öffentlichen 
Eücksichten  geboten  ist. 

Ein  Anspruch  der  Actionäre  oder  sonstiger  Interessenten  auf  ein  Ein- 
schreiten der  Staatsverwaltung  besteht  nicht  zu  Recht  und  muss  denselben 
gegebenenfalls  die  Geltendmachung  ihrer  privaten  Ansprüche  gegenüber  der 
Gesellschaft  im  Civilrechtswege  überlassen  werden. 

§  57. 
Die    Bestimmungen    dieser    Verordnung    finden     auf    bestehende    Actien- 
gesellschaften    nur    insoweit    Anwendung,     als    die    geltenden    gesellschaftlichen 
Statuten  nicht  entgegenstehen. 
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A.  V.  Matlekovits,  Das  Königreich  Ungarn,  volkswirtschaftlich  und 
statistisch  dargestellt.  2  Bde.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900.  XXXVI  und 
616,  VIII  und  959  Seiten. 

Die  grosse  und  mächtige  Entwicklung  Ungarns  in  den  letzten  dreissig  Jahren  ist 
seit  lange  Gegenstand  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit,  und  die  so  gelungene  Milleniums- 
feier  im  Jahre  1896  gab  einen  berechtigten  Anlass,  die  Ergebnisse  dieser  Periode  des 
Aufschwunges  zusammenzufassen  und  vor  die  Augen  des  ausländischen  Publicums  zu 
bringen.  Der  hervorragende  volkswirtschaftliche  Schriftsteller  Dr.  v.  Matlekovits  ver- 
öifentlichte  damals  ein  grosses  statistisches  Werk  über  die  ökonomische  Lage  seines 
Vaterlandes,  von  welchem  nun  eine  deutsche  Bearbeitung  mit  Fortführung  bis  in  die  aller- 
letzte Zeit  erschienen  ist.  Das  nichtungarische  Publicum  erhält  damit  eine  dankenswerte 
Darstellung  der  volkswirtschaftlichen  Zustände  Ungarns.  Das  Werk  ist  möglichst 
specialisiert  und  bringt  eine  grosse  Keihe  einzelner  Abschnitte  über  die  verschiedenen 
Theile  der  ungarischen  Volkswirtschaft,  unterlässt  es  jedoch,  vielleicht  mit  Absicht,  die 
Resultate  zu  einem  raisonnierenden  Gesammtbild  zusammenzufassen  und  eine  Kritik  des 
Erreichten  zu  geben,  was  von  der  Hand  eines  so  genauen  Kenners  der  Verhältnisse 
dem  fremden  Leser  sicherlich  ein  grosses  Interesse  geboten  hätte.  Dafür  ist  hinwiederum 
in  den  einzelnen  Abschnitten  eine  Fülle  von  statistischer  Information  enthalten,  deren 
Wert  durch  regelmässige  Vergleichung  mit  den  parallelen  Verhältnissen  Oesterreichs  und 
anderer  Länder  nur  noch  erhöht  wird.  Wir  erhalten  eine  vollständige  Landes-  und 
Volksbeschreibung,  Demographie,  Statistik,  Darstellung  der  volkswirtschaftlichen,  Unter- 
richts- und  Finanzverwaltung. 

Die  Bevölkerung  ist  in  dem  letzten  Jahrzehnt  der  Volkszählung  um  1'03  Proc. 
jährlich  gestiegen,  allein  die  Mortalitätsziffer  Ungarns  ist  die  höchste  Europas  (31);  über- 
aus grosse  Kindersterblichkeit,  Epidemien  und  Tuberculose  sind  die  äusserlichen  Haupt- 
ursachen dieser  traurigen  Erscheinung.  Der  Meinung  des  Herrn  Verfassers,  dass  mit  der 
Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung,  der  Zunahme  von  Handel  und  Industrie,  mit 
der  Entwicklung  des  Fortschrittes,  des  Consums  von  Kaffee,  Thee  und  Zucker,  der  Ver- 
wendung von  Petroleum,  Steinkohle,  der  Benützung  der  Eisenbahnen  die  Degeneration 
eines  Volkes  Hand  in  Hand  gehe  (S.  164),  wird  man  wohl  kaum  zustimmen.  Die 
Erfahrung  aller  Länder  zeigt  vielmehr,  dass  mit  der  Zunahme  der  Civilisation,  des  Wohl- 
standes, der  grösseren  Consumkraft  der  Bevölkerung  sich  auch  die  physische  Kraft  des  Volkes 
hebt,  die  Sterblichkeit  abnimmt  und  die  Lebensdauer  zunimmt.  Der  Landwirtschaft  ist  mit 
Recht  ein  grosser  Raum  gewidmet,  sind  doch  über  78  Proc.  der  gesammten  berufsthätigen 
Bevölkerung  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigt.  Die  Angaben  über  die  Grund- 
besitz-Verhältnisse beruhen  noch  auf  älteren  Daten;  interessant  ist  die  Mittheilung,  dass 
sich  der  Fideicommissbesitz  von  1870  bis  1893  von  266.659  auf  1,331.418  ha  gehoben  hat. 
Die  ländlichen  Löhne  sind  summarisch  mitgetheilt,  ausführlichere  Daten  darüber  geben 
die  neuen  Publicationen  des  ungarischen  Ackerbauministeriums.  Die  interessante 
Erscheinung  des  ungarischen  Agrarsocialismus  hätte  eine  auf  ihre  Ursachen  eingehende 
Darstellung  verdient;  im  II.  Theil  wird  bei  Besprechung  der  socialistischen  Tendenzen 
der  Gegenwart  zwar  auch  dieser  Bewegung  gedacht,  aber  ohne  nähere  Schilderung  der 
ganz  besonderen  agrarpolitischen  Verhältnisse  des  Alfelds,  welches  merkwürdigerweise  als 
fruchtbarster  Landestheil  zugleich  Schauplatz  dieser  socialen  Bewegung  ist.  Die  Productions- 
ergebnisse  der  Landwirtschaft  geben  ein  erfreuliches  Bild,  die  Erntefläche  vermehrte  sich 
im  Laufe  vun  20  Jahren  von  8-1  Millionen  ha  auf  lO'l  Millionen  ha.  Weizen  und  Mais 
sind  noch  die  Hauptgetreidearten,  von  der  ganzen  Erntefläche  waren  31  Proc.  mit  Weizen 
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und  20'4  Proc.    mit  Mais  bestellt;   ihre   Ergiebigkeit  hat    gleichzeitig   zugenommen,   in 
Weizen  von  11  hl  m  1870  auf  17   hl  per  ha.     Der  ungarische  Weizenexport  zeigt  aber 
keine  steigende  Tendenz,  offenbar  nimmt  die  inländische  Consuration  zu;  nimmt  man  z.  B. 
1897,    ein    relativ    gutes    Exportjahr,     so     bttrug    der    Weit    der    Weizenmehrausfuhr 
44  Millionen  Gulden,   die   aber  offenbar  zum  grössten  Theil  wieder  in   Oesterreich   con- 
sumiert  wurden,  denn  die  Weizenmehrausfuhr  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes 
betrug  in  jenem  Jahre  nur   4-8  Millionen   Gulden,   ein  Beispiel  für  die  nunmehr  fest- 
stehende   Thatsache,    dass    der   ungarische    Weizen    als    internationaler    Handelsartikel 
wesentlich    an   Bedeutung    verloren    hat.    Parallel    zeigte    auch    die   Mehlausfuhr    eine 
Abnahme,   die  ungarische  Mühlenindustrie   ist  bekanntlich    eine   der   grossartigsten    der 
Welt  und  hat  der  amerikanischen  vielfach  zum  Vorbild  gedient.  Ihre  Production  ist  zwar 
im  Laufe  der  Jahre  fortwährend  gestiegen,  allein  die  grossen  Quantitäten  fanden  sowohl 
im   Inland  als    in  Oesterreich    die  volle  Aufnahme,   so   dass    der  internationale  Export 
überhaupt  immer  mehr  abnimmt,  wozu  die  Abschaffung  des  Mahlverkehres  nur  noch  bei- 
tragen wird,  dessen  Bedeutung  und  Anfechtung  nicht  näher  besprochen  wird.  Das  nächste 
nationale  Getreide  ist  der  Mais.  Ungarn   erzeugt  von  sämnrtlichen  europäischen  Ländern 
am  meisten  Mais,  durchschnittlich  47  Millionen  hl,  und  wird  nur  von  den  Vereinigten  Staaten, 
allerdings  um  sehr  vieles,  übertroffen.  Mais  ist  ein  verbreitetes  unentbehrliches  Nahrungs- 
mittel, wird  als  Viehfutter  und  zur  Spirituserzeugung  benützt.    Oesterreich   erzeugt  sehr 
wenig  Mais,    es    nimmt   den   ganzen  ungarischen  Ueberschuss  auf  und  kauft  ausserdem 
noch  vom   Ausland.   Eine    sehr  interessante  Darstellung    enthält   das    Capitel   über   den 
Weinbau;  die  Verheerungen  durch  die  Phylloxera  waren  so  gross,  dass  die  Weinbaufläche 
von  360.000  auf  rund  200.000  ha  zurückgieng;   da  aber  Neuanpflauzungen  hinzukamen, 
so  ist  die  Zahl  der  zerstörten  Weingärten  noch  grösser.  Die  Weinproduction  fiel  inclusive 
Croatien  von   66  Millionen   hl  in   1885   auf  983.000  in  1892,   hebt  sich  seitdem  wieder 
etwas  und  erreichte  1896  1"6  Millionen  hl.  Grosse  Neuanpflanzungen  mit  amerikanischer 
Eebe    auf   Sandböden    wurden    mit  Erfolg  unternommen,    ausserdem   wurden    den  neuen 
Culturen  staatliche  Subventionen,  Steuerbefreiungen  etc.  gewährt,  Winzerschulen  errichtet. 
Die  Viehzucht    hat    sich    zwar   gehoben,    aber    nicht   im  Verhältnis    zur    Bevölkerungs- 
zunahme.   Ungarn  mit  Croatien  nimmt  in  Betreff  der  absoluten  Zahl  des  Hornviehs   die 
siebente,  im  Verhältnis  des  Viehbestandes  zur  Gebietsfläche  die  neunte  und  im  Verhältnis 
zur  Einwohnerzahl  die  siebente  Stelle  in  Vergleich  zu  anderen  Ländern   ein.    Neben  dem 
ungarischen  Steppenvieh    im   Osten    entwickelt   sich   eine  intensiv  geförderte  Zucht  von 
Simmenthaler  und  Pinzgauer  Rassen  im  Westen  des  Landes.   Der  Wert  der  Mehrausfuhr 
hält  sich  in  den  letzten  sieben  Jahren  stets  über  30  Millionen  Gulden.  In  der  Pferdezucht 
nimmt  Ungarn  in  Betreff  der  absoluten  Zahl  den  fünften,  im  Verhältnisse  zur  Grundfläche  den 
dritten  und  zur  Einwohnerzahl  den  vierten  Platz  ein.    Der  Staat  thut   ausserordentlich 
viel  zur  Hebung  der  Pferdezucht,  Netto-Auslagen  mehr  als  1  Million  Gulden.    Der  Wert 
des  Mehrausfuhr  beträgt  über  11  Millionen   Gulden.    Die  Schafzucht   ist  in  ersichtlicher 
Abnahme,  gerade  sowie  in  den  meisten  europäischen  Ländern.    Zunahme   des  Körnerbaues 
und  der  Einfuhr  überseeischer  Wolle  hat  diesen  interessanten  und  früher  so  lohnenden  Betrieb 
wesentlich  reducieit.  Die  edlen  Wollschafe  nehmen  fortwährend  ab,  die  Zucht  des  Fleisch- 
schafes ist  von  geringer  Bedeutung,  das  Hauptaugenmerk  wird  auf  das  sogenannte  Melk- 
schaf  gelegt.    Die    Schweinezucht   beschränkt  sich   wesentlich    auf    die  Production  von 
Fettschweinen.    Ungarn   nahm  vor  der  Schweinepest   die  vierte   Stelle   ein,  die  grossen 
Mastanstalten  sind  bekanntlich  europäische  Sehenswürdigkeiten.   Serbien   macht  allerdings 
eine  zunehmende  Concurrenz.  Mit  Recht  wird  dem  Aufblühen  des  Seidenbaues   eine  ein- 
gehende Schilderung  gewidmet,  es  ist  in  der  That  selten,  dass  durch  die  Initiative  eines 
energischen  Mannes  (Hrn.  v.  Bezeredj)   eine  ganz   neue  Cultur  geschaffen  wird,  welche 
der  arbeitenden  Bevölkerung  reichlichen  Verdienst  und  der  Landesproduction  neue  Werte 
zuführt.    Die  Waldbestände   Ungarns  und  namentlich  Croatiens  sind  noch  immer  grosse; 
Eichen-  und  Buchenwald  überwiegt,  der  alte  Expoxi;  slavonischer  Fassdauben  hat  infolge 
der  französischen  Zollgesetzgebung  erheblich  abgenommen.  Die  Gewinnung  von  Eisenerz 
hat  in  den  letzten  Jahren  ausserordentlich  zugenommen  (14  Millionen  Metercentner)  und 
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stellt  ihr  Ertrag  nur  wenig  hinter  jenem  Oesterreichs  zurück.  Fast  ein  Drittel  d(.s 
ungarischen  Eisenerzes  wird  ins  Ausland  zur  Verarbeitung  gebracht,  zum  grössten  Theile 
nach  Oesterreich,  dann  nach  Luxemburg  und  Deutschland.  Die  Production  von  Roheisen 
hat  sich  im  Laufe  der  letzten  30  Jahre  vervierfacht,  jene  von  Gusseisep  ungefähr 
verdoppelt.  Die  Steinkohlen  ausbeute  ist  trotz  Erschliessung  neuer  Grubenfelder  unbedeutend, 
etwas  über  10  Millionen  Metercentner.  Braunkohle  wird  etwas  reichlicher  gewonnen 
(38  Millionen  Metercentner).  Der  Bedarf  ist  aber  viel  grösser  und  die  Einfuhr  fremder, 
insbesondere  österreichischer  Kohle  sehr  bedeutend. 

Die  Entwicklung  von  Industrie  und  Gewerbe  ist  der  Lieblingswunsch  der  ungarischen 
raaassgebenden  Kreise.  Wenn  auch  die  früheren  gewerbestatistischen  Angaben  nicht 
absolut  zuverlässig  sind,  so  lässt  sich  doch  unzweifelhaft  ein  erheblicher  Fortschritt 
constatieren,  allerdings  sind  die  absoluten  Ziffern  noch  immer  gering;  1890  zählte  Ungarn 
etwas  über  900.000  Gewerbetreibende,  nicht  einmal  ein  Drittel  der  österreichischen  Ziffer, 
im  Vergleich  zur  gesammten  Bevölkerung  steht  die  ungarische  Relativziffer  in  der  Reihe 
von  Krain  und  Bukowina.  Die  Gewerbegesetzgebung  hat  sich  analog  ir.it  jener  der  Nach- 
barstaaten entwickelt,  erst  grössere  Freiheit,  dann  Genossenschaftszwang  und  Befähigungs- 
nachweis; über  die  Erfahrungen,  die  man  seit  1884  damit  gemacht  hat,  enthält  das  Buch 
keine  Mittheilungen.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  sehr  wenig  entwickelt,  die  Kranken- 
versicherung ist  obligatorisch,  nicht  aber  auch  die  Unfallversicherung.  Für  gewerblichen 
Unterricht  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  viel  geschehen.  Die  staatliche  Industrieförderung 
wird  mit  grossem  Nachdruck  betrieben.  Steuerbefreiungen,  Subventionen,  Frachten- 
ermässigung, ausschliessliche  Sicherung  von  Bestellungen  staatlicher  Unternehmungen  etc. 
sind  die  in  erster  Linie  angewendeten  Mittel.  Nach  einer  Notiz  bestanden  1895 
1816  eigentliche  Fabriken,  nach  einer  neuen  Anführung  wurden  bis  1895  Begün- 
stigungen an  455  Fabriken  ertheilt,  so  dass  ein  Viertel  aller  Fabriken  als  begünstigt 
erscheinen.  Thatsächlich  ist  jedoch  sowohl  die  Industrie  als  das  Kleingewerbe  noch  sehr 
weit  davon  entfernt,  den  heimischen  Bedarf  zu  decken.  Das  Buch  gibt  hierüber  sehr 
lehrreiche  Daten,  indem  die  einzelnen  Industriezweige  nach  Zahl  und  Art  der  Betriebe, 
der  Arbeiter,  nach  der  Ein-  und  Ausfuhr  ihrer  Producte  ausführlich  beschrieben  und  fast 
immer  mit  fremder  Productions-Statistik  verglichen  werden.  Die  meisten  grossen 
Industrien  sind  in  statu  nascenti,  einige  haben  in  den  letzten  Jahren  bedeutend  zugenommen, 
allein  im  grossen  und  ganzen  genügt  ihre  Production  nicht  für  den  heimischen  Bedarf. 
Petroleum,  Soda  haben  sich  z.  B.  sehr  gehoben,  die  Zuckerindustrie  erzeugt,  auf  Roh- 
zucker umgerechnet,  heute  schon  mehr  als  den  Bedarf  des  Landes,  aus  geschäftlichen 
Rücksichten  wird  jedoch  Rohzucker  ins  Ausland  exportiert  und  Raffinade  eingeführt.  Die 
Bierbrauerei  steht  zwar  relativ  gegen  die  österreichische  sehr  zurück,  doch  hat  sich  die 
Production  in  den  letzten  Jahren  verdreifacht.  Die  Thonwarenfabrication  ist  für  wohlfeile 
Waren  sehr  entwickelt.  Die  Eisenindustrie  hat  im  Laufe  der  letzten  20  Jahre  grosse 
Fortschritte  gemacht,  staatliche  Hüttenwerke  mit  modernem  Betrieb  wurden  gegründet, 
allein  der  heimische  Consum  muss  sich  noch  immer  zum  grossen  Theil  an  das  Ausland 
wenden,  um  seinen  Eisenbedarf  zu  befriedigen.  Die  Holzindustrie  ist  nicht  im  Verhältnis 
zum  Holzreichthum  des  Landes  entwickelt,  nur  die  Erzeugung  gebogener  Möbel  zeigt 
einen  bedeutenden  Ausfuhrüberschuss.  Die  kräftig  geförderte  Papierindustrie  hat  sich 
zwar  sehr  rasch  ausgedehnt,  genügt  aber  auch  nicht  für  die  inländische  Nachfrage.  In 
der  Textilindustrie  ist  man  trotz  grösster  Anstrengungen  noch  weit  zurückgeblieben; 
1890  waren  in  ihr  beschäftigt  in  Ungarn  31.349  Personen,  in  Oesterreich  411.191,  dabei 
ist  jedoch  noch  zu  berücksichtigen,  dass  die  grösste  Zahl  der  beschäftigten  Personen  der 
Hausindustrie  angehört,  so  sollen  von  15.195  Webern  mehr  als  15.000  Hausweber  sein. 
Die  Baumwollindustrie  ist  ganz  in  den  Anfängen,  sie  zählt  nicht  einmal  50.000  Selfactor- 
spindeln  und  etwas  unter  1600  mechanische  Webstühle,  die  Einfuhr  von  Rohbaumwolle 
ist  zwar  in  den  letzten  Jahren  etwas  gestiegen,  allein  369.000  Metercentner  Baumwoll- 
Avaren  wurden  eingeführt  gegen  23.700  Ausfuhr.  Ebenso  gering  ist  die  Wollindustrie  mit 
22.000  Selfactorspindeln  und  570  mechanischen  Webstühlen;  Mehreinfuhr  von  Woll- 
waren durchschnittlich    90.000   Metercentner.   Dieselbe  Bilanz    weisen  Leinenwaren    auf, 
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11.700  Metercentner  Mehreinfuhr,  ebenso  Seidenwaren,  Seilerwaren  u.  a.  Auch  die 
nationale  Scliuhwarenerzeugung  vermag  den  Landesbedarf  nicht  zu  decken,  man  hat 
zwar  Schuhwarenfabriken  für  militärischen  Bedarf  geschaffen,  allein  die  Bilanz  ist  mit 
8"6  Millionen  Gulden  passiv.  Ebenso  die  sogenannte  Bekleidungsindustrie,  die  mit  mehr 
als  10  Millionen  Gulden  passiv  ist.  Herren-  und  Frauenwäsche  Mehreinfuhr  4'8  Millionen 
Gulden,  Hüte  Mehreinfuhr  24 Millionen  Gulden.  Die  Maschinenfabrication  hat  sich  dank 
der  Energie  und  Geschicklichkeit  einzelner  grossen  Unternehmer  relativ  sehr  gehoben; 
sehr  interessant  sind  die  Daten  über  den  Umfang  der  bekannten  Ganz'schen  Werke. 
Die  Statistik  des  ungarischen  Warenverkehrs  beruht  bekanntlich  auf  Warendeclarationen 
im  Frachtverkehr,  selbstverständlich  ohne  zollämtliche  Controle.  Der  Gesammtverkehr  ist 
über  1  Milliarde  Gulden.  Die  Bilanz  ist  gewöhnlich  passiv,  Hauptexportartikel  sind  landwirt- 
schaftliche Producte  und  Vieh,  der  flauptimport  sind  Industrie artikel;  80  Proc,  des 
ganzen  Verkehrs  beträgt  der  Handel  mit  Oesterreich,  von  wo  allerdings  auch  manche  Ware 
aus  dem  Zollausland  nach  Lagerung  in  Oesterreich  als  österreichische  Ware  nach  Ungarn 
übertritt.  Mögen  ihnen  auch  gewisse  Fehler  anhaften,  so  zeigen  die  Handelsausweise  doch 
auf  das  deutlichste,  wie  sehr  beide  Ländergebiete  auf  einander  angewiesen  sind,  die 
ungarische  Land-  und  Viehwirtschaft  braucht  den  östen^eichischen  Markt  und  die  öster- 
reichische Industrie  den  ungarischen  Absatz,  das  sind  die  zwei  grossen  Interessen,  welche 
die .  Geraeinsamkeit  des  Zollgebiets  verlangen,  sie  machen  den  weitaus  überwiegenden 
Wert  der  gegenseitigen  Einfuhr-  und  Ausfuhr  aus,  sie  geben  vermöge  ihrer  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  den  Ausschlag;  gewisse  Theile  der  österreichischen  Landwirtschaft  und 
der  ungarischen  Industrie  haben  allerdings  andere  Interessen,  allein  bei  Handelsverträgen 
sind  immer  jene  Gruppen  maassgebend,  deren  Production  die  grossen  Wertziffern  beistellt. 

Die  rasche  Entwicklung  des  ungarischen  Creditwesens  erhält  eine  eingehende  Dar- 
stellung, besonders  interessant  ist  der  Aufschwung  der  ungarischen  Sparcassen,  welche 
eigentlich  Actien-Depositenbanken  sind  und  mehr  als  die  Hälfte  des  Wechselescomptes 
aller  Creditinstitute  besorgen,  dafür  auch  durchschnittlich  22 — 24  Proc.  des  Actiencapitales 
abwerfen.  Eine  besonders  erfreuliche  Erscheinung  ist  die  Zunahme  des  Postverkehrs, 
1868  24  Millionen  Briefe,  1897  280  Millionen.  Das  ungarische  Eisenbahnnetz  hat  sich 
bekanntlich  ausserordentlich  entwickelt,  heute  zählt  Ungarn  15.750  Kilometer,  wovon 
mehr  als  die  Hälfte  Hauptbahnen;  infolge  der  Einführung  des  Zonentarifs  ist  die  Zahl 
der  beförderten  Personen  von  19  Millionen  in  1889  auf  57  Millionen  in  1897  gestiegen, 
der  Frachtenverkehr  von  20  auf  30  Millionen  Tonnen.  Der  überaus  raschen  Entwicklung 
des  Staatsbahnsystem  es  folgte  die  Ausrüstung  mit  Betriebsmitteln  nicht  in  gleichem 
Schritt;  die  Betriebseinnahmen  per  Kilometer  sind  rund  11.000  Giilden,  stehen  hinter 
jenen  anderer  Länder  noch  weit  zurück,  das  gesammte  Eeineinkomnien  der  ungarischen 
Staatsbahnen  beträgt  34  Millionen  Gulden,  die  Eentabilität  wird  mit  3'43  Proc.  des 
Nominalcapitales  (also  jedenfalls  weniger  als  die  Zinsenlast  der  Eisenbahnschulden)  ange- 
geben Die  Entwicklung  der  Flusschiffahrt  lässt  zu  wünschen  übrig,  der  Personenverkehr  hat 
abgenommen,  der  Warentransport  um  10  Millionen  Tonnen  zugenommen.  Die  grossartige 
Förderung  Fiumes  liess  die  Schiff-  und  Warenbewegung  weit  rascher  wachsen  als  jene 
von  Triest.  Nach  einer  interessanten  Schilderung  des  Unteirichtswesens  gibt  das  Buch 
am  Schluss  eine  Darstellung  der  ungarischen  Finanzen.  Die  Staatseinnahmen  (ohne 
Anlehenserlöse)  sind  von  154  Millionen  Gulden  in  1868  auf  504  Millionen  Gulden  in  1897, 
die  Ausgaben  von  147  auf  443  Millionen  Gulden  gestiegen,  die  Staatsschuld  erreichte 
die  Höhe  von  2*2  Milliarden.  Interessante  Tabellen  über  die  Ausgaben  der  einzelnen 
Ministerien  und  die  Erträgnisse  der  Steuern  seit  1868  vervollständigen  diesen  wesentlich 
statistisch  gehaltenen  Abschnitt. 

Als  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Statistik,  als  Nachschlagewerk  verdient  das 
vorliegende  Buch  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  und  Anerkennung  und  wird  hei  den 
bevorstehenden  Ausgleichsverhandlungen  für  alle  berufenen  Kreise  von  grosser  Wichtigkeit 
und  bedeutendem  Nutzen  sein.  E.  Plener. 
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Adler  G.  :  Die  Zukunft  der  socialen  Frage.  Jena,  6.  Fischer.  75  8. 
Böhm-Bawerk   E.    v.:     Capital    und    Capita'zins,     zweite    vielfach    vermehrte    uad    verbesserte    Auflage'. 

1.  Abtheilung:  Geschichte  und  Kritik  der  Capitalstheorien.  Innsbruck,  Wagner'sche  Buchhandlung 

1900.  XXXV  und  702  S. 
Bornkak  C:  Die  deutsche  Socialgesetzgebung,  4.  neubearbeitete  Auflage.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr  1900.  83  S. 
Boujansky  J. :  Die  gewerblichen  Genossenschaften  Belgiens.  Leipzig,  Duncker  &  Humblotl900.  VIII  und  93  S. 
Curran  J.  H. :  Francis  A.  Walker  und  seine  hauptsächlichsten  Theorien.  Jena,  G.  Fischer  1900.  VIII  und  9ö  S. 
Das  Getreide  im   W.ltverkehre.    Vom  k.  k.  Ackerbauministerium   vorbereitete  Materialien   für   die    Enquöte 

über  börsenmässigen  Terminhandel  mit  landwirtschaftlichen  Proiuoten.  XXIIl,  859  und  188  S. 
Demelius  E.:  Grundriss  des  Sachenrechtes.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900,  73  S. 
Demuth  F.:  F.  Th.  v.  Bernhardi.  Jena,  G.  Fischer  1900.  68  S. 

Drenkoff  K,   J.:  Die  Steuerverhältnisse  Bulgariens.  Jena,  G.  Fischer  1900.  X  und  146  S. 
Ettinger  M.:  Die  Advocatur  im  modernen  Verkehre.  "Wien,  Manz'sche  Buchhandlung  1900.  198  S. 
Freund  R.:  Der  Arbeitsnachweis.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1899.  20  S. 
Hesse  R.:  Entwicklung  der  agrarrechtlichen  Verhältnisse   im   fc'tifte,   späteren   Herzogthume  Verden.     Jena, 

G.  Fischer  1900.  244  S. 
Kisch   W.:   Die  Wirkungen   d«-r  nachträglich   eintretenden  Unmöglichkeit   der  Erfüllung  bei   gegenseitigen 

Verträgen.  Jena,  G.  Fischer  1900.  XII  und  272  S. 
Pistor  E.\  Handelseongres.s  und  Handelsmuseum    in  Philadelphia.  Wien,  Wilhelm  Braumüller  1900.    132  S. 
Ratisch  E.:  Fraazösische  Handelspolitik  vom  Frankfurter  Frieden  bis  zur  Tarifreform  1882.  Leipzig,  Duncker 

&  Humblot  1900.  XIV  un  i  206  S. 
Sociale    Verwaltung  in  Oest  rreick   am   Ende  des  ig.   Jahrhunderts,    Aus   Anlass   der  Weltausstellung   Paris 

1900,  herausgegeben  vom  Speeialcomit(5  für  Socialökonomie,  Hygiene   und   öffentliches    Hilfswesen. 

2  Bände.  Wien  und  Leipzig,  Franz  Deuticke  1900. 
Sommer'.ad  Th.:  Wirtschaftsgeschichtliche  Untersuchungen.  1.  Heft.  Leipzig,  J.  J.  Weber  1900.  83  S. 
Stolze  W.:  Zur  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900.  VIII  und  57  S. 
Süssheim  M.:  Das  moderne  Auclionsgewerbe.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900.  109  S. 
Ullmann  D.:  Gnundriss  des  Civilprocessrechtes.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900.  X  und  182  S. 
Weber  A. :  Die  Geldqualität  der  Banknote.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1900.  XII  und  84  S. 


')  Ausser  den   hier  genannten   ist   bei    der  Redaction   noch   eine   grössere   Zahl   von   Büchern   und 
chriften  eingelaufen,  die  sich  bereits  in  den  Händen  der  Recensenten  befinden. 
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